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Ueber  den  Einfluss  einer  Aenderung  des  Strafgesetzes 
nach  Abschluss  eines  Auslieferungsvertrages  auf  die 
^^^  Auslieferungspfliclit  sowie  auf  die  Strafverfolgung 
bezw.  Strafvollstreckung  gegenüber  einem  Ausgelieferten 
unter    besonderer    Berücksichtigung    des    deutschen 

(preussischen)  Strafrechts. 

Von  Dr.  jur.  Delins,  Geriohtsassessor  in  Bielefeld. 

In  den  Auslieferungsverträgen  pflegt  man  die  zur  Auslieferung 
verpflichtenden  Straffchaten  nicht  nach  den  betreffenden  Paragraphen 
der  Strafgesetze  der  beiden  kontrahirenden  Staaten  zu  bezeichnen^ 
sondern  man  nennt  nur  den  Deliktsbegriff;  z.  B.  Todtschlag,  Noth- 
sucht  u«  8.  w.  Es  gehört  nun  keineswegs  zu  den  Seltenheiten^  dass  durch 
Aenderung  des  Strafgesetzes  ein  bestimmter  Deliktsbegriff  erweitert 
^  >der  modifizirt  wird.     Regelmässig  werden  hiebei  jedoch  die  Ausliefe- 

rungsverträge des  betreffenden  Staates  einer  entsprechenden  Aenderung 
licht  unterworfen ;  der  fremde  Staat  vielmehr  gar  nicht  berücksichtigt. 
Cs  fragt  sich  nun^  welche  Wirkung  eine  solche  Aenderung  des  Straf- 
lesetzes   auf  die  Auslieferungen  zwischen  den  beiden  Staaten  ausübt. 
ihe    jedoch    an    die  Beantwortung    dieser  Frage    herangetreten  wird^ 
mpfi«hlt    es    sich  wohl  zunächst;    eine    kurze  Uebersicht  darüber  zu 
eben;    welche    Modifikationen    das    Strafrecht    in    Preussen    und    im 
eutschen  Reich  seit  Abschluss  der  noch  jetzt  geltenden  Auslieferungs- 
nträge  erlitten  hat.    Wir  müssen  dabei  folgende  drei  Perioden  unter- 
heiden: 

1.  Das  Strafrecht   des   allgemeinen  Landrechts   für  die 

•e US si sehen  Staaten  (Thl.  II  Tit.  20)  nebst  Ergänzungsgesetzen. 

Todtschlag  (§§  806—838,  11,  20).     Unter  diesen  Begriff  fiel 

ch  die  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Erfolge  (§  226  des  R.St.G.B. ; 

l.   Kabinets- Ordre  vom    10.  Juli  1837,    G.S.    S.  128,    und  ürtheil 

I  Reichsgerichts  vom  3.  Oktober  1890,  Entscheidungen  Bd.  21  S.  180). 

Nothzucht   (§§  1048—1060,    II,    20).     Als  Nothzucht  wurde 

;h   angesehen  ^jede  an  einer  Frauensperson  unter  12  Jahren  verübte 

zucht   (§  1054),  auch  wenn  keine  Gewalt  gegen  sie  ausgeübt  ist'^ 

ibinets-Ordre  vom  9.  November  1815,  G.S.   S.  207).     Objekt  des 

'brechens  kann  nur  eine  ^unschuldige"  Frauensperson  sein.     Endlich 

Itachrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  \ 
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bestimmt  §  1060:  „Wenn  die  Beleidigten  dergleichen  Verbrechen 
(Nothzucht)  nicht  rügen  und  wenn  dadurch  auch  kein  öffentliches 
Aergemiss  gegeben  worden^  so  findet  keine  richterliche  Untersuchung 
von  amtswegen  statt.  ^^  Ist  die  Nothzucht  nur  auf  Antrag  verfolgbar, 
so  ist  die  Strafverfolgung  ausgeschlossen ^  wenn  nicht  innerhalb  eines 
Jahres,  seitdem  die  That  verübt  und  zur  Kenntniss  des  Antrags- 
berechtigten gekommen  ist,  der  Strafantrag  gestellt  wird  (§602  der 
Kriminalordnung). 

Betrüglicher  Bankerutt  (§§  1452— 14B7,  II,  20).  „Ein 
betrüglicher  Bankeruttirer  ist  derjenige,  welcher  sein  Vermögen  ver- 
heimlicht, um  seine  Gläubiger  zu  hintergehen  (§  1452).^  Also  auch 
Nichtkaufleute  können  sich  dieses  Verbrechens  schuldig  machen. 

Unter  der  Herrschaft  dieses  Strafgesetzes  sind,  abgeschlossen  die 
Auslieferungsverträge  Preussens  mit  Frankreich  vom  21.  Juni  1845, 
(G.S.  S.  579),  und  den  Niederlanden  v.  17.  November  1850  (G.S. 
S.  509). 

2.  Das  preussische  Strafgesetzbuch  vom  14.  April  1851 
(G.S.  S.  93). 

In  die  Zeit  der  Geltung  dieses  Strafgesetzes  f^lt  der  Abschluss 
der  Verträge  Preussens  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  vom  16.  Juni  1852  (G.S.  1853  S.  645)  und  mit 
Oesterreich-Ungarn  vom  10.  Juni  1854  (G.S.  S.  359). 

Die  Auslieferungsdelikte  des  amerikanischen  Vertrages  haben 
bisher  keine  Aenderung  erlitten.  Oesterreich-Ungarn  gegenüber  erfolgt 
die  Auslieferung  wegen  aller  strafbaren  Handlungen,  welche  als  Ver- 
brechen oder  Vergehen  nach  der  Gesetzgebung  beider  Länder  strafbar 
sind.  Als  Abweichung  vom  heutigen  Strafrecht  ist  hervorzuheben, 
dass  der  Bankerutt  nur  als  Verbrechen  der  Elaufleute  (Handelsleute, 
Schiffsrheder  imd  Fabrikbesitzer)  angesehen  wird  (§§  259  ff.). 

3.  Das  Beichs-Strafgesetzbuch  vom  15.  Mai  1871  und  zwar: 
a)  bis  zur  Novelle  vom  26.  Februar  1876  (K.G.B1.  S.  25). 

In  diese  Zeit  fallen  die  Verträge  des  Deutschen  Beichs  mit 
Italien  vom  31.  Oktober  1871  (R.G.B1.  S.  446),  Grossbritannien 
vom  14.  Mai  1872  (R.G.B1.  S.  229),  der  Schweiz  vom  24.  Januar  1874 
(B.G.B1.  S.  113)  und  mit  Belgien  vom  24.  Dezember  1874  (B.G.Bl. 
1875  S.  73). 

§§  176  Ziff.  1  u.  3  und  177  des  St.G.B.  (Vornahme  unzüch- 
tiger Handlungen  und  Nothzucht).  Die  Verfolgung  dieser  Ver- 
brechen tritt  nur  auf  Antrag  ein,  welcher  jedoch,  nachdem  die  form- 
liche Anklage  bei  Gericht  erhoben  worden,  nicht  mehr  zurückgenommen 
werden  kann  (§176  Abs.  3  bezw.  177  Abs.  3).    Frist  für  den  Antrag: 

3  Monate  (§  61).  Ist  durch  eine  der  in  den  §§  176  u.  177  bezeich- 
neten Handlungen  der  Tod  der  verletzten  Person  verursacht  worden, 
so  bedarf  es  eines  Antrages  auf  Verfolgung  nichl;  (§  178). 

§§  240  u.  241.  (Widerrechtliche  Nöthigung  eines 
Anderen  durch  Gewalt  oder  Drohungen  zu  einer  Handlung 
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u.  8.  w.^  und  Bedrohung  eines  Anderen  mit  der  Begehung 
eines  Verbrechens.) 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

§§  281  u.  282.  (Betrüglicher  Bankerutt.)  Der  Begriff  des 
strafbaren  Bankerutts  ist  auf  Kaufleute  beschränkt. 

Femer  bestimmt  bezüglich  der  nur  auf  Antrag  zu  verfolgenden 
Strafthaten  der  §  64:  ^Nach  Verkündung  eines  auf  Strafe  lautenden 
Erkenntnisses  kann  der  Antrag  nicht  zurückgenommen  werden.  ^^  Als 
Antragsdelikte  kommen  ausser  den  schon  erwähnten  hier  in  Betracht: 
§§123  (Hausfriedensbruch),  237  (Entfuhrung  einer  Minderj ährigen); 
247  (Diebstahl  und  Unterschlagung  gegen  Angehörige,  Vormünder, 
Erzieher,  Lehrherm,  auch  Hausdiebstahl  und  Hausunterschlagung), 
303  (einfache  Sachbeschädigung),  263  (Betrug  gegen  Angehörige, 
Vormünder  oder  Erzieher).  Jetzt  ist  die  Ziurücknahme  nur  zulässig 
bei  folgenden  Delikten :  Familiendiebstahl  oder  -Unterschlagung  (§  247), 
Familienbetrug  (§  263)  imd  Sachbeschädigimg  gegen  einen  Angehörigen 
(§303). 

b)  seit  der  Novelle  bis  zur  Reichs-Konkursordnung  vom 
10.  Februar  1877  (R.G.B1.  S.  351). 

Während  dieser  Periode  ist  nur  der  Vertrag  des  Deutschen 
Reiches  mit  Luxemburg  vom  9.  März  1876  (R.G.B1.  S.  223) 
geschlossen. 

Weggefallen  ist  das  Erforderniss  des  Antrages  bei  den  Ver- 
brechen bezw.  Vergehen  gegen  die  §§   17  6,   177,  240  und  241. 

c)  seit  der  Reichs-Konkursordnung  vom  10.  Februar  1877 
(RG.Bl.  S.  351). 

Nach  §§  209 — 214  der  Konkursordnung  ist  der  Begriff  des  straf- 
baren Bankerutts  nicht  mehr  auf  Kaufleute  beschränkt. 

In  dieser  Zeit  sind  abgeschlossen  die  Verträge  des  Deutschen 
Reichs  mit  Brasilien  vom  17.  September  1877  (R.G.B1.  1878 
S.  293),  Schweden-Norwegen  vom  19.  Januar  1878  (R-G.Bl. 
S.  110),  Spanien  vom  2.  Mai  1878  (RG.Bl.  S.  213),  Uruguay 
vom  12.  Februar  1880  (R.G.Bl.  1883  S.  287)  und  der  Vertrag  betr. 
die  Auslieferung  der  Verbrecher  zwischen  den  deutschen  Schutz- 
gebieten in  Afrika  und  dem  Gebiete  des  Kongostaates  vom 
25.  Juli  1890  (R.G.B1.  1891  S.  91);  femer  die  Verträge  des  Deut- 
schen Reiches  mit  Serbien  vom  6.  Januar  1883  (R.G.Bl.  S.  62)  und 
Transvaal  vom  22.  Januar  1885  (R.G.Bl.  1886  S.  209),  sowie 
Preussens  mit  Russland  vom  13.  Januar  1885^)  (Reichsanzeiger 
vom  23.  Januar  1885). 

d)  seit  dem  Reichsgesetze  vom  13.  Mai  1891   (R.G.Bl.  S.  107). 
Auslieferungsdelikt  ist  nach  den  Auslieferungsverträgen  des  Deut- 

sclien  Reiches  auch  die  vorsätzliche  und  rechtswidrige  Zerstörung  von 
Telegraphenanstalten.     Der  neue  §  318  a   des  St.G.B.   bestimmt 


1)  Abgedruckt  heiBeliuSf  Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher,  1890,  S.  56. 
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neu  in  Abs.  2:   ,, Unter  Telegraphenanlagen  im  Sinne  der  §§317  und 
318  sind  Fernsprechanlagen  mitbegriffen. '^ 

Die  jetzigen  Fristen  für  Verjährung  der  Strafverfolgung  und  Straf- 
vollstreckung sind,  soweit  sie  nicht  dieselben  geblieben ,  kürzer  als 
diejenigen  der  preussischen  Kriminalordnung  bezw.  des  preussischen 
Strafgesetzbuches. 

Das  Reichsgericht  hat  in  seiner  neuesten  eine  Auslieferungssache 
betreffenden  Entscheidung  vom  3.  Oktober  1890  (abgedruckt  in  den 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  21  S.  180  und 
in  Bd.  1  S.  178  dieser  Zeitschrift)  angenommen,  dass  die  Frage,  ob 
ein  Delikt  unter  den  Begriff  einer  der  im  Vertrage  angezahlten  Straf- 
thaten  falle,  nach  dem  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  betreffenden 
Auslieferungsvertrages  geltenden  Strafrecht,  nicht  nach  dem  zur  Zeit 
des  einzelnen  AuslieferungsfaUes  in  Kraft  befindlichen  zu  entscheiden  sei. 
Dieser  Rechtsgrundsatz  wird  auch  in  der  Theorie  unter  Anderen  von 
La/nfiniasch,  Auslieferungspflicht  und  Asylrecht  1887  S.  568,  vertreten. 
Er  ist  damit  gerechtfertigt,  dass  einmal  abgeschlossene  Staats  vertrage 
nur  durch  gegenseitiges  Einverständniss  der  betheiligten  Staaten  unter 
Beobachtung  der  nöthigen  Förmlichkeiten,  nicht  aber  einseitig  durch 
den  einen  Kontrahenten,  welcher  sich  ein  anderes  Strafrecht  gibt,  ab- 
geändert werden  können.  Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  ein  um  Aus- 
lieferung ersuchter  Staat  dieselbe  verweigern  darf,  wenn  die  betreffende 
Strafthat  nicht  mehr  dem  Deliktsbegriffe  entspricht,  welchen  das  Straf- 
recht des  ersuchenden  Staates  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  aufstellte. 
Eine  Ausnahme  tritt  selbstverständlich  ein,  wenn  in  dem  betreffenden 
Auslieferungsvertrage  ausdrücklich  bestimmt  ist,  dass  massgebend  sein 
solle  das  zur  Zeit  des  jedesmaligen  Auslieferungsantrages  geltende 
Strafrecht.  Eine  solche  Vorschrift  ist  indess  in  den  Verträgen  weder 
des  Deutschen  Reichs  noch  Preussens  enthalten. 

Man  hat  nun  allerdings  behauptet,  dass  Grossbritannien  auch 
jetzt  auf  Grund  des  Vertrages  vom  14.  Mai  1872  einen  Nicht- 
k  auf  mann  wegen  Bankerutts  ausliefern  müsse,  weil  im  Art.  II  unter 
Nr.  7  gesagt  sei,  dass  unter  den  Begriff  ,n  straf  barer  Bankerutt'^  alle 
diejenigen  strafbaren  Handlungen  fallen,  die  nach  den  bezüglichen 
Bestimmungen  des  deutschen  Strafgesetzbuches  gerichtlich  ge- 
ahndet werden.  Dieselbe  Ansicht  wird  auch  in  dem  Aufsatz  des 
preussischen  Just.Min.Bl.  von  1889  S.  8  ff.,  sowie  von  Hetzery  deutsche 
Auslieferungsverträge  1883  S.  188,  vertreten.  Es  kann  derselben 
jedoch,  wie  auch  Lamniasch  a.  a.  0.  S.  568  ausführt,  nicht  bei- 
gepflichtet werden,  denn  wollte  man  auch  jene  Bestimmung  dahin 
auslegen,  dass  Aenderungen  einzelner  Paragraphen  im  Strafgesetzbuch 
selbst  auf  die  Auslieferungspflicht  keinen  Einfluss  haben  sollten,  so 
würde  doch  immer  der  Umstand  entgegenstehen,  dass  die  jetzigen 
Strafbestimmungen  über  den  Bankerutt  sich  in  der  Konkursordnung, 
nicht  im  Strafgesetzbuche,  vorfinden. 

Liefert  nun  gleichwohl,  wenn  diess  nach  dem  Vertrage  auch  nicht 
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zulässig  sein  sollte;  der  fremde  Staat  den  Flüchtling  aus^  so  berechtigt 
diese  Nichtinnehaltung  der  vorgeschriebenen  Einschränkung  trotzdem 
weder  den  Ausgelieferten  zum  Einsprüche  noch  das  zur  Strafverfolgung 
berufene  Grericht  zur  Nachprüfung  und  Beanstandung  der  erfolgten 
Auslieferung  (Urtheil  des  Keichsgerichts^  Just.Min.Bl.  1889  S.  120). 
Allein  die  Strafverfolgung  bezw.  Strafvollstreckung  ist  in  Deutschland 
nur  insoweit  zulässig,  als  nicht  Normen  des  diesseitigen  Rechtes  ent- 
gegenstehen. In  konstanter  Judikatur  ist  sowohl  vom  vormaligen 
preussischen  Obertribunal  als  auch  vom  Reichsgericht^)  angenommen 
worden,  dass  Auslieferungsverträgen  die  Kraft  von  Gesetzen  beizulegen 
sei.  Die  Vorschriften  derselben  müssen  also  von  den  Gerichten  be- 
achtet werden.  Es  bestimmen  nun  die  Verträge  mit  Italien  und  der 
Schweiz  (Art.  6):  ,. Ebensowenig  kann  eine  solche  (ausgelieferte)  Person 
wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens,  welches  in  dem  gegenwärtigen 
Vertrage  nicht  vorgesehen  ist,  zur  Untersuchung  gezogen  oder  bestraft 
werden."  Der  Reichskanzler  hat  in  üebereinstimmung  mit  dem 
preussischen  Justizminister  angenommen^)*  dass  auf  Grund  dieser 
Bestimmung  die  Strafverfolgung  auch  dann  ausgeschlossen  sei,  wenn 
dieselbe  Straf that,  wegen  deren  die  Auslieferung  erfolgt  ist,  im  Laufe 
des  Strafverfahrens  sich  als  ein  milderes,  nicht  im  Vertrage  genanntes 
Delikt  herausstelle.  Der  deutsche  Richter  muss  prüfen,  ob  die  be- 
treffende Strafthat  nach  dem  Strafrecht  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses 
unter  die  aufgezählten  Delikte  fällt.  Muss  er  dies  z.  B.  weil  bei  der 
Nothzucht  der  damals  erforderliche  Antrag  fehlt,  bezw.  nicht  mehr 
nachgeholt  werden  kann,  verneinen,  so  ist  die  Strafverfolgung  zur 
Zeit  nicht  zulässig.  Man  kann  uns  nicht  einwenden,  dass  ja  durch 
die  erfolgte  Auslieferung  die  auswärtige  Regierung  ihr  Einverständniss 
mit  der  Strafverfolgung  bezeigt  habe.  Dieses  Einverständniss  ist  un- 
erheblich)  denn,  wie  schon  oben  hervorgehoben  worden  ist,  wohnt  den 
Auslieferungsverträgen  Gesetzeskraft  bei.  Gesetze  können  aber  durch 
blosse  Abmachungen  der  beiderseitigen  Regierungen  nicht  abgeändert 
werden.  Eine  Ueberschreitung  des  Vertrages  durch  die  fremde  Regie- 
rung gibt  dem  deutschen  Richter  noch  keineswegs  die  Berechtigung, 
sich  nun  gleichfalls  über  die  zwingende  Norm  des  Vertrages  hinweg- 
zusetzen. 

Aehnlich  lautende  und  zu  demselben  Resultat  fuhrende  Bestim- 
mungen, wie  der  italienische  und  schweizerische,  haben  die  Verträge 
des  Deutschen  Reiches  mit  Belgien,  Brasilien,  Luxemburg,  Schweden- 
Norwegen,  Spanien  und  Uruguay.  Eine  Ausnahme  macht  hingegen 
der  deutsch-englische  Vertrag,  welcher  im  Art.  VII  bestimmt,  dass  die 
ausgelieferte  Person  in  Deutschland  keinenfaUs  wegen  einer  anderen 
strafbaren  Handlung  oder  auf  Grund  anderer  Thatsachen,  als  der- 
jenigen,   wegen   deren   die  Auslieferung  erfolgt   ist,    in  Haft  gehalten 


2)  Vgl.  Delius,  Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher,  18i)0,  S.  109. 

3)  Vgl.  preussisches  Just.Min.Bl.  1878  S.  137. 
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oder  zur  Untersuchung  gezogen  werden  dürfe.  Hier  bindet  den  deut- 
seben Richter  keine  einschränkende  Norm.  Hat  die  englische  Begie- 
rung  die  Auslieferungspflicht  anerkannt^  so  ist  die  Sache  damit  erledigt. 

Dasselbe  gilt  nach  dem  neuen  AuslieferungsTertrage  mit  dem 
Kongostaat.  Dort  ist  im  Art.  6  nur  gesagt,  es  dürfe  die  ausgelieferte 
Person  in  dem  betr.  deutsch-afrikanischen  Schutzgebiete  wegen  einer 
anderen  yor  der  Auslieferung  begangenen  strafbaren  Handlung ,  als 
derjenigen,  welche  zu  der  Auslieferung  Anlass  gegeben,  weder  zur 
Untersuchung  gezogen  noch  bestraft  werden. 

Die  deutschen  Verträge  mit  Serbien  und  Transvaal  enthalten 
ebenfalls  keine  einschränkende  Bestimmung. 

Dasselbe  ist  bei  den  Verträgen  Preussens  mit  Frankreich,  Oester- 
reich-Ungam,  Nordamerika  und  Russland  der  Fall,  so  dass  also  ein 
einmal  Ausgelieferter  ohne  Beschränkung  dem  Strafrecht  in  Preussen 
unterworfen  ist.  Ausgenommen  sind  allein  die  Niederlande.  Dort 
bestimmt  Art.  2  des  Vertrages,  dass  die  Auslieferung  nur  wegen  der 
aufgeführten  Straf thaten  erfolgen  solle.  Hieraus  ist  zu  folgern,  dass 
eine  Bestrafung  dann  nicht  zulässig  ist,  wenn  die  Strafthat  nicht  mehr 
dem  Deliktsbegriff  entspricht,  welchen  das  preussische  Strafrecht  im 
Jahre  1850  aufstellte  (Vgl.  auch  das  Urtheil  des  Reichsgerichts  vom 
29.  August  1888,  Just.Min.Bl.   1889  S.  120). 

Es  dürfte  sich  empfehlen  in  neue  Auslieferungsverträge  bezw. 
in  Nachträge  zu  den  alten  die  Bestimmung  au&unehmen,  dass  der 
Karakter  eines  Auslieferungsdeliktes  sich  bestimme  nach  dem  Straf- 
recht, welches  zur  Zeit  der  Begehung  der  betreffenden  strafbaren 
Handlung  galt. 


Alimentationspflicht  des  ausserehelichen  Vaters  nach 
englischem  und  dänischem  Recht,  sowie  nach  Ham- 
burger Praxis. 

Von  Dr.  jur.  Max  Hittelstein,  Amtsrichter  in  Hamburg. 

1.  Die  Alimentationspflicht  des  ausserehelichen  Vaters  vom  Stand- 
pimkte  des  internationalen  Hechts  aus  ist  neuerdings  von  von  Bar 
in  seinem  allbekannten  Werke  über  die  Theorie  und  Praxis  des  inter- 
nationalen Privatrechts  eingehend  behandelt  (Bd.  I  S.  356  —  363), 
sowie  femer  kürzlich  von  Kechtsanwalt  Voigt  in  einem  Aufsatze  in 
dieser  Zeitschrift  unter  dem  Titel:  ,,Die  räumliche  Kollision  der 
Gesetze  bei  Feststellung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen  einem  ausser- 
ehelichen Kinde  und  seinem  natürlichen  Vater,  unter  Zugrundelegung 
des  Allgemeinen  Landrechts  ^^  Wenn  hier  noch  weiter  über  dieses 
Thema  gehandelt  werden  soll,  so  ist  es  nicht  die  Absicht  des  Ver- 
fassers, eine  Kritik  an  den  Arbeiten  Anderer  zu  üben  —  woftir  bei 
der  bekannten  Streitigkeit  der  Materie  Anlass  genug  gegeben  wäre  — 


Alimentationspflicht  d.  ausserehelichen  Vaters  nach  engl.  u.  dän.  Recht  etc.    7 

sondern  YielmehT  neues  Material  zu  noch  vertiefterer  Erörternng 
für  die  Znknnft  beizusteuern. 

In  den  beiden  ersten  Abschnitten  soll  eine  kurze  Dar- 
stellung der  Alimentationspflicht  des  ausserehelichen  Vaters  nach  eng- 
lischem und  dänischem  Rechte  gegeben  werden.  Diese  beiden 
Bechte  werden  im  Gegensatze  zu  den  Kochten  Frankreichs^  Italiens 
u.  s.  w.  nie  berücksichtigt^  was  sich  hauptsächlich  wohl  daraus  erklärt^ 
dass  sie  wenigstens  in  dem  hier  interessirenden  Punkte  schlechter  zugäng^ 
lieh  sind^  denn  in  der  deutschen  Literatur  findet  sich  Über  englisches 
Becht  nur  eine  knappe  Darstellung  von  Nettbaner  in  der  Zeitschrift 
für  vergleichende  Rechtswissenschaft  Bd.  IV  (1883)  S.  363—364; 
welche  übrigens  auch  nur  eine  Wiedergabe  der  Ausführungen  des 
bekannten  Bhökstone  ist;  und  über  das  dänische  Becht  findet  sich  gar 
nichtS;  da  sich  Neubauer  a.  a.  0.  S.  364  zu  der  Erklärung  geuöthigt 
sieht;  dass  seine  Quelle  „St.  Joseph  keinen  Aufschluss  gibt;  ob  die 
unehelichen  ELinder  einen  Anspruch  gegen  den  Erzeuger  haben ^. 
Beide  Bechte  sind  aber  gerade  deshalb  von  besonderem  Interesse, 
'Weil  sie,  im  Gregensatz  zum  französischen  und  den  sich  an  dasselbe 
lehnenden  romanischen  Bechteu;  auf  dem  Boden  des  germanischen 
Bechtes  stehen. 

In  einem  dritten  Abschnitte  soll  dann  noch  die  neuere 
Praxis  hamburgischer  Gerichte  mitgetheilt  und  besprochen  werden; 
insofern  sie  sich  mit  der  Statutenkollision  bei  der  Alimentations- 
pflicht des  ausserehelichen  Vaters  befasst,  also  für  das  internationale 
Becht  besonders  bedeutsam  ist.  Solche  Praxis  wird  sonst  immer  nur 
angezogen;  soweit  sie  sich  in  Sammlungen;  wie  namentlich  SeufferfB 
Archiv,  findet.  Da  aber  seit  dem  Inkrafttreten  des  deutschen  Gerichts- 
verfassungsgesetzes die  Ansprüche  aus  dem  ausserehelichen  Beischlafe 
den  Amtsgerichten  resp.  in  der  letzten  Instanz  den  Landgerichten 
überwiesen  sind,  die  Erkenntnisse  dieser  unteren  Gerichte  jedoch  nur 
selten  allgemein  zugänglich  gemacht  werden,  so  ist  die  Folge;  dass 
die  Wissenschaft  nur  die  ältere  Praxis  berücksichtigt.  Dem  soll  durch 
Mittheilungen  aus  der  reichen  hamburgischen  Praxis  abgeholfen  werden. 

/.  Englisches  Recht 

2.  Die  Mutter  eines  ausserehelichen  Kindes  ist  verpflichtet; 
dasselbe  wie  ein  Mitglied  ihrer  Familie  bis  zum  vollendeten  sechszehnten 
Lebensjahre  —  wenn  es  aber  ein  Mädchen  ist;  eventuell  nur  bis  zur 
etwaigen  früheren  Heirath  —  zu  alimentireu;  falls  sie  nicht  zuvor 
heirathet^).  Heirathet  sie  nämlich  eher;  so  ist  ihr  Ehemann  ver- 
pflichtet, auch  ihre  vor  der  Ehe  geboreneu  (ehelichen  wie)  ausserehe- 
lichen Kinder;  wie  wenn  sie  seine  eigenen  wären ;  zu  unterhalten, 
jedoch  nur   bis  zu   deren  vollendetem   sechszehnten  Lebensjahre  resp. 


1)  4  u.  5  Gul.  IV.  c.  76  s.  71  {Act  far  the  Amendment  and  hetter 
AdministreUion  of  the  Laws  relating  to  the  Poor  in  England  and  WdleSy 
140^  August  1834), 
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nur  bis  zum  Tode  deren  Mutter  (seiner  Ehefrau)^).  Hatte  diese 
schon  Tor  der  Heirath  gegen  den  ausserehelichen  Vater  ein  Urtheil 
auf  Leistung  von  Alimenten  (worüber  unten  Näheres)  erwirkt ,  so 
bleibt  dasselbe,  wenn  es  sich  um  ein  nach  dem  10.  August  1872 
geborenes  aussereheliches  Kind  handelt ,  in  Kraft')  ^  sollte  auch  der 
neue  Ehemann  zur  Alimentirung  flihig  sein.  Handelt  es  sich  aber  um 
ein  solches  Urtheil  betreffs  eines  vor  dem  bezeichneten  Datum  ge- 
borenen Kindes,  so  verlor  das  Urtheil  mit  der  Ehe  der  betreffenden 
Mutter  seine  Kraft  ^),  so  dass  der  aussereheliche  Vater  durch  den  in 
die  Alimentationspflicht  eintretenden  neuen  Ehegatten  frei  wurde. 
Stirbt  Letzterer,  bevor  das  aussereheliche  Band  seiner  Ehefrau  1 6  Jahre 
alt  geworden  ist,  so  tritt  ihre  Alimentirungspflicht  wieder  in  Kraft'). 

Eine  Mutter,  welche  die  Alimentirung  ihres  ausserehelichen  Kindes 
vernachlässigt,  obwohl  sie  dazu  ganz  oder  theilweise  ülhig  ist,  so  dass 
in  Folge  dessen  das  Kind  der  Gemeinde  zur  Last  filllt  fy,whereby  such 
Child  becomes  chargeable  to  any  Parish  or  Union^jy  macht  sich  strafbar 
nach  der  Act  for  the  Punishment  of  idle  and  disorderly  Persons,  and 
Rogties  and  Vagabonds  (5   George  IV  c.  83)*). 

3.  Seit  der  Act  for  the  further  Amendment  of  the  Laws 
relating  to  the  Poor  in  England  vom  9.  August  1844  (7  u.  8 
Viet.  c.  101)  kann  ausschliesslich  nur  auf  Grund  deren  Bestimmungen 
gegen  einen  ausserehelichen  Vater  ein  Urtheil  auf  Alimentirung 
des  Kindes  (Order  upon  any  putative  Father  for  the  Maintenance  of  a 
Bastard  Chüd)  erwirkt  werden*^).  Dieses  Gesetz  ist  abgeändert  worden 
durch  ,,The  Bastardy  Laws  Amendment  Act,  187 2-^^)^  vom 
10.  August,  und  y^The  Bastardy  Laws  Amendment  Act,  1873^, 
vom  24.  April*). 

Danach  kann  der  aussereheliche  Vater  gerichtlich  zur  Alimentirung 
seines  Kindes  angehalten  werden  von  der  Mutter,  jedoch  nur,  wenn 
diese  zur  Alimentirung,  sei  es  ganz,  sei  es  theilweise,  nicht  im 
Stande  ist^^)   und  wenn   sie   rechtzeitig  vorgeht.     Hiezu  muss  sie 


2)  4  u.  5  Quh  IV  c.  76  s.  57. 

3)  S.  35  u.  36  Vict,  c.  65  s.  5 :  y^No  order  , . ,  he  of  any  force  or  vaU- 
dity  after  the  child  in  respect  of  whom  it  was  made  hos  attaitted  the  age 
of  thirteen  yearsy  or  after  the  death  of  such  child.*"  Vgl.  damit  die  folgende 
Note. 

4)  7  u.  8  Vict.  c.  101  8.  5:  „No  Order  . .  . .  be  of  any  Force  and  Vali- 
dity  after  the  Child  in  respect  of  whom  it  was  made  has  attained  the  Age 
of  Thirteen  Jears,  or  after  the  Marriage  of  the  Mother  of  such  Child,  or 
after  the  Death  of  such  Childs 

5)  Siehe  Note  1. 

6)  7  u.  8  Vict  c.  101  8.  6. 

7)  7  u.  8  Vict.  c.  101  s.  1. 

8)  35  u.  36  Vict.  c.  65. 

9)  36  Vict.  c.  9. 

10)  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  4:  „  .  .  they  may  adjudge  the  man  to  be  the 
putative  father  of  such  bastard  child ;  and  they  may  also,  if  they  see  fit, 
....  proceed*^  etc.;   eod.  s.  5  „order  .  . .  for  contribution  towards  the 
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als  unverheirathete  Person  (single  woman)  denjenigen  Mann, 
welchen  sie  für  den  Vater  ihres  ansserehelichen  Kindes  hält,  bei  einem 
Friedensrichter  ihres  Wohnsitzes  (yCoufUy  oi'  ,  , .  m  tohich  she  may 
reside^)  ^^)  anzeigen,  nnd  zwar  entweder  noch  vor  der  Geburt  des  Kindes 
oder  innerhalb  zwölf  Monaten  nach  der  Geburt  desselben.  Hatte  der 
Betreffende  innerhalb  dieser  Frist  England  verlassen,  so  läuft  eine 
neue  Frist  von  zwölf  Monaten  seit  seiner  BUckkehr.  Hatte  endlich 
der  Betreffende  innerhalb  zwölf  Monaten  nach  der  Geburt  des  Elindes 
Alimente  fUr  dasselbe  bezahlt,  so  kann  er  ohne  irgend  welche  zeitliche 
Beschränkung  belangt  werden.  War  die  Anzeige  vor  der  Geburt  des 
Kindes  gemacht,  so  hat  die  Mutter  noch  unter  Eid  den  Betreffenden 
als  ihren  Schwängerer  zu  bezeichnend^). 

Alsdann  wird  der  als  ausserehel icher  Vater  Bezeichnete  —  even- 
tuell sobald  das  Kind  geboren  ist^^)  —  geladen  yto  a  petty  se^sion 
to  he  holden  after  the  expiration  of  six  days  at  kost  for  the  petty 
sessional  divisiati,  city,  borough,  ar  other  place  in  which  such  justice- 
usfuaüy  acte"**).  Die  Mutter  wird  als  Zeugin  vernommen^*);  ihr 
alleiniges  Zeugniss  gentigt  jedoch  nicht  zur  Verurtheilung  des  Beklagten. 
Weitere  Beweisregeln  resp.  Präsumtionen  sind  nicht  angestellt.  Er- 
scheint der  Beweis  nach  Ueberzeugung  des  Gerichts  genügend  gefuhrt 
(y^to  the  saiisfaction  of  the  said  justices'^Jy  so  erklärt  es  den  Beklagten 
für  den  ansserehelichen  Vater  des  betreffenden  Kindes  (j^adjttdge  the 
man  to  he  the  putative  father  of  such  hastard  chUd^'.)  Weiter  kann 
es,  je  nach  Sachlage,  solchen  Vater  auch  zur  Leistung  von  Alimenten 
an  die  Mutter  resp.  Denjenigen,  welcher  sonst  das  Kind  in  Pflegschaft 
(custody)    hat,    verurtheilen^®).       Der    Höchstbetrag    sind    5   Sckilling 

relief..,'^  S.  noch  36  Vict.  c.  9  8. 5  Nr.  3.  Y  einer  Stephen,  Commentaries  an 
the  Law8  of  England,  vol.  II  (Tth  ed.,  1874)  p.  297/298.  Diesen  Standpunkt 
theilt  in  Deutschland  nur  das  badische  Gesetz  vom  21.  Februar  1851 
(s.  Motive  zam  Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzbuches  fllr  das  Deutsche  Reich 
Bd.  IV  S.  880.) 

11)  Des  Näheren  siehe  noch  über  die  Zuständigkeit  36  Vict,  c.  9  s.  4, 
sowie  44  u.  45  Vict,  c.  24  s.  6  al.  1,  wozu  Schuster,  bürgerliche  Rechtspflege 
in  England,  1887  S.  73—75  zu  vergleichen  ist. 

12)  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  3. 

13)  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  4:  ^ After  the  Birth "    Vgl.  8  u.  9  Vict,  c. 

10  8.  4. 

14)  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  3  i.  f.;  vgl.. 8 u. 9  Vict.  c.  10  s.  10,  wonach 
es  „any  division  of  a  county*^  ist.  Nach  8  u.  9  Vict,  c.  10  s.  9  fungirt  in 
London  „one  Magistrate  of  the  Police  Courts  of  the  Metropolis^  als  Gericht. 
Endlich  ist  durch  36  yict.  c.  9  s.  6  dem  Locol  Government  Board  allgemein 
nachgelassen,  für  diese  Alimentensachen  geeignete  Prozessvorschriften  zu 
geben. 

15)  Nach  englischem  Recht  können  die  Parteien  als  Zeugen  aufgerufen 
werden  (vgl.  Schuster,  bürgerliche  Rechtspflege  in  England,  1887  S.  168). 

16)  ff  . . .  and  they  may  also,  if  they  see  fit,  having  regard  to  all  the 
cireumstances  of  the  case,  proceed  to  make  an  order  on  the  putative  father 
for  the  payment ..."  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  4.  Gegen  das  Urtbeil  steht 
dem  Vater  die  Berufung  zu  an  die  General  Quarter  Sessions  of  the  Peace 
(7  u.  8  Vict.  c.  101  8.  4;  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  9). 
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wöchentlich^'').  Die  Alimente  könneu'  vom  Tage  der  Geburt  des 
Kindes  ab  zugesprochen  werden  ^  wenn  der  Friedensrichter  spätestens 
binnen  zwei  Kalendermonaten  nach  der  Geburt  des  Kindes  angegangen 
ist.  Auf  sogenannte  Wochenbettskosten  wird  nicht  ausserdem  erkannt  ^^). 
Aus  diesem  Urtheil  findet  keine  Zwangsvollstreckung^*)  mehr  statte 
wenn  das  betreffende  Kind  gestorben  oder  13  Jahre  alt  geworden  ist*®). 
Das  Gericht  ist  aber  befugt,  gleich  im  Urtheil  auszusprechen, 
dass  das  Kind  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahre  zu  alimentiren 
ist  21). 

4.  Fällt  ein  aussereheliches  Kind  der  öffentlichen  Armenpflege 
zur  Last;  so  kann  von  den  betreffenden  Beamten  fiir  die  Zeit  der 
Verpflegung  des  Kindes  aus  öffentlichen  Mitteln  das  von  der  Mutter 
erwirkte  Urtheil  nach  gerichtsseitig  ertheilter  Erlaubniss  gegen  den 
Vater  geltend  gemacht  werden  2*).  Hatte  andererseits  die  Mutter  ein 
Urtheil  nicht  erwirkt  und  fällt  das  aussereheliche  Kind  der  öffent- 
lichen Armenpflege  zur  Last  (y^becomes  chargeahle  to  a  imion  or  parish^), 
so  können  die  gesetzlich  berufenen  Vertreter  des  betreffenden 
Armenverbandes  (guardians)^^)  den  angeblichen  ausserehelichen 
Vater  vor  das  oben  2*)  bezeichnete  Gericht  im  Bezirke  der  betreffenden 
tmion  oder  parish  laden  lassen.  Wird  genügender  Beweis  erbracht; 
so  wird  der  Belangte  für  den  ausserehelichen  Vater  erklärt  und  kann 
vemrtheilt  werden,  wöchentlich  oder  in  anderen  Zeiträumen  für  den 
Unterhalt  des  KindeS;  solange  es  der  öffentlichen  Armenpflege  zur  Last 
fällt,  eine  angemessene  Summe  zu  bezahlen.  Hierdurch  soll  die  Mutter 
aber  in  keiner  Weise  der  ihr  zunächst  obliegenden  Alimentirungspflicht 
entbunden  sein.  Ein  solches  Urtheil  verliert  —  ausser  für  Rück- 
stände —  seine  Kraft;  wenn  die  Mutter  später  noch  ihrerseits  eines 
erwirkt  **). 

5.  Die  Gesetze;  auf  welche  sich  Vorstehendes  gründet;  insbeson- 
dere die  vom  9.  August  1844;  10.  August  1872  und  24.  April  1878; 
gelten  nur  für  England  (und  Wales);  nicht  aber  für  Schottland 
und  Lrland^*).  Durch  die  y,Summary  Jurisdiction  Act  1881^^'^\ 
welche  für  England  und  Schottland;  nicht  aber  für  Irland;  gilt  2®),  ist 
ausdrücklich    bestimmt;    dass    ein    in   vorstehend   geschilderter  Weise 


17)  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  4.   Nach  7  u.  8  Vict  c.  101  s.  3  nur  2  sh.  6  d. 

18)  35  u.  36  Vict,  c.  65  s.  4. 

19)  S.  darüber  35  u.  36  VicL  c.  65  s.  4. 

20)  Siehe  Note  3. 

21)  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  5. 

22)  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  7. 

23)  4  u.  5  Gül,  c.  76  s.  109  bestimmt,  was  im  Einzelnen  unter  „guar- 
dian'*  zu  verstehen  ist. 

24)  Siebe  Note  14. 

25)  36  Vict.  c.  9  s.  5. 

26)  7  u.  8  Viel  c.  lOl'  s.  1 ;  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  11 ;  36   Vict.  c.  9  s.  10. 

27)  vom  18.  Juli  1881  (44  u.  45  Vict.  c.  24). 

28)  44  n.  45  Vict.  c.  24  s.  2. 
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gehörig  in  England  ergangenes  Urtheil  in  Schottland  vollstreckbar 
ist,  und  umgekehrt  ^•). 

Hieraus  ergibt  sich^  dass  auch  in  Schottland  ein  derarti- 
ger Alimentenprozess  bekannt  ist^^).  Higr  ist  jedoch  die 
Haftung  des  Erzeugers  nicht  der  der  Mutter  subsidiär^  wie  nach  eng- 
lischem Hecht.  Er  kann  sich  aber  der  Zahlung  dadurch  entziehen, 
dass  er  sich  erbietet,  das  Kind^  falls  es  7  Jahr  alt  ist,  zu  sich  zu 
nehmen'*). 

Auch  nach  amerikanischem  Recht  sind  beide  Eltern  zur 
Alimentirung    verpflichtet  '*). 

6.  Die  im  Vorhergehenden  dargestellten  Grundsätze  des  englischen 
Rechts  beziehen  sich  nur  auf  den  Fall,  dass  das  betreffende  ausser- 
eheliche  Kind  in  England  oder  —  nach  dem  ausdehnenden  Sum- 
mary  Jurisdiction  Act  —  in  Schottland  geboren  ist'').  Auf  die 
Staatsangehörigkeit  der  Mutter  resp.  des  ausserehelichen  Vaters  ist 
kein  Gewicht  gelegt,  was  auch  mit  der  sonstigen  Stellungnahme  des 
englischen  Rechts  übereinstimmt'^),  sowie  mit  dem  Grundsatze,  dass 
ein  aussereheliches  Kind  ein  filius  nullius  ist").  Das  englische  Recht 
nimmt  sich  hier  nur  deshalb  eines  solchen  an,  damit  nicht  die  öffent- 
liche Armenpflege  die  Kosten  der  Alimentirung  zu  tragen  hat. 

Dafür,  wie  ein  englisches  Gericht  entscheiden  würde,  wenn  es 
unter  anderen  Voraussetzungen  um  Zuerkennung  von  Alimenten  für 
ein  aussereheliches  Kind  angerufen  würde,  welches  z.  B.  im  Auslande 
geboren  ist,  fehlt  es  an  positiven  Anhaltspunkten,  auch  —  soweit  sich 
ersehen  lässt  —  an  Präjudikaten.  Jedenfalls  folgt  aus  der  englischen 
Gesetzgebung,  dass  die  recherehe  de  la  patemite  nicht  —  wie  in 
Frankreich  —  verboten  ist. 

//.   Dänisches  Recht  ^^). 

7.  Durch  Verordnung  vom  14.  Oktober  1763'"')  ist  be- 
stimmt;   dass    der    aussereheliche  Vater  zusammen   mit  der  Mutter  die 

29)  44  u.  45  Vict.  c.  24  s.  6  al.  2  u.  3.  Zu  al.  3  vgl.  Schuster  a.  a.  0. 
S.  18Ö— 186. 

30)  S.  besonders  44  u.  45  Vict.  c.  24  s.  6  al.  1. 

31)  Vgl.  Neubauer  a.  a.  0.  S.  368/369,  dessen  Quelle :  Larrimer  Nr.  309 
bis  323,  1955  mir  nicht  zugänglich  war. 

32)  S.  James  Kent,  Cwnmentaries  on  American  LaWj  12^  ed.  1873 
vol.  II  p.  26^—266;  Neubauer  a.  a.  0.  S.  377  ff. 

33)  44  u.  45  Vict.  c.  24  s.  6  al.  1 ;  35  u.  36  Vict.  c.  65  s.  3. 

34)  S.  die  Ausführungen  und  Zitate  im  Journal  du  droit  international 
privi,  1888  8.  205—207,  831. 

35)  S.  Stephen  a.  a.  0.  S.  299.  Es  hat  nicht  einmal  ein  Recht  auf  den 
Namen  seiner  Mutter  I 

36)  Dass  die  angeführten  drei  Gesetze  die  Materie  in  Dänemark  regeln, 
bat  mir  Herr  Dr.  Tesdorpf,  Amtsrichter  in  Hamburg,  gütigst  mitgetheilt. 
Die  Uebersetznng  des  Textes  verdanke  ich  Herrn  Alexander  Strelite  in 
Hamburg. 

37)  Chronologisk  Register  over  de  Kongelige  Forordninger  og  Adbne  Breve, 
ed.  Schou,  IV  Deel,  1777  p.  516. 
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Alimentirung  des  Kindes  zu  beschaffen  hat,  bis  dasselbe  zehn  Jahre 
alt  geworden  ist.  Der  Vater  soll  mindestens  die  Hälfte  der  Unkosten 
des  nothdürftigen  Unterhalts  beitragen.  Sollte  er  dem  nicht  nach- 
kommen^ obwohl  er  dazu  im  Stande  ist.  so  kann  die  Mutter  ihn  hiezu 
gerichtlich  zwingen. 

Durch  Verordnung  vom  6.  Dezember  1839^®)  ist  diese 
Alimentiruugspflicht  des  ausserehelichen  Vaters  erstreckt  bis  zum 
vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  des  Kindes^  jedoch  können  die 
Beiträge  für  die  letzten  vier  Jahre  mit  Hticksicht  darauf^  dass  das 
Kind  schon  etwas  verdienen  kann,  mit  obrigkeitlicher  Genehmigung 
fnt'ed  Ovrighedens  Besolution^)  emiässigt  werden  f§  1).  In  §  3  wird 
noch  ausdrücklich  betont;  dass  weder  durch  dieses  Gesetz  noch  durch 
das  von  1763  die  schon  nach  dem  ,. Naturgesetz'^  dem  Vater  obliegende 
Verpflichtung  unter  Umständen^  z.  B.  wenn  die  Mutter  stirbt^  allein 
für  das  Kind  zu  sorgen,  au%ehoben  sein  soll. 

Durch  Gesetz  vom  20.  April  1888**)  §  1  ist  bestimmt,  dass 
die  durch  die  beiden  vorgenannten  Gesetze  dem  ausserehelichen  Vater  auf- 
erlegte Alimentationspflicht  bis  zum  vollendeten  achtzehnten  Lebens- 
jahre seines  Kindes  ausgedehnt  werden  kann,  sofern  ersichtlich  ist; 
dass  das  Kind  noch  nach  vollendetem  vierzehnten  Lebensjahre  httlfs- 
bedürftig  sein  wird.  Die  Grösse  und  Dauer  des  Alimentenbeitrags 
wird  nöthigenfalls  obrigkeitlich  festgesetzt^®).  Nach  §  3  sind  solche 
Alimente  aus  der  Erbmasse  des  ausserehelichen  Vaters  ebenso  wie 
gewöhnliche  Schulden  zu  entrichten,  falls  sie  vor  Ablauf  eines  etwaigen 
Proklams  resp.,  wenn  solches  nicht  ergeht,  vor  Ablauf  von  sechs 
Monaten  nach  dem  Tode  des  Vaters  angemeldet  werden.  Hatte  der- 
selbe aber  eine  Wittwe  oder  eheliche  Kinder  hinterlassen ;  so  werden 
rxMi  solche  aussereheliche  Kinder  berücksichtigt,  welche  vor  der  letzten 
Ehe  des  Erblassers  erzeugt  waren,  und  darf  der  Gesammtbetrag  der 
Alimente  nicht  den  Erbtheil  der  ehelichen  Kinder  tibersteigen.  Bleibt 
die  Wittwe  im  ungetheilten  Gute  sitzen,  so  hat  sie  die  Alimente, 
welche  eventuell  ihren  Vermögensverhältnissen  entsprechend  gemindert 
werden ;  fortzubezahlen,  jedoch  nicht  über  das  vollendete  vierzehnte 
Lebensjahr  der  Kinder  hinaus. 

Kommt  der  aussereheliche  Erzeuger  seinen  ihm  der  Mutter  des 
Kindes  gegenüber  obliegenden  Pflichten  nicht  nach;  so  kann  diese 
nach  den  eingehenden  Bestimmungen  des  §  4  von  der  Armenverwaltung 
die  Alimente  verlangen.  Diese  kann,  wie  §  5  bestimmt,  ebenso  wie 
Derjenige,  welcher  nach  dem  Tode  resp.  Verschwinden  der  Mutter  die 
Alimentirung  des  Kindes  Übernommen  hat;    im  gleichen  Umfange  den 


38)  Kongelige  Forordninger  og  Äabne  Breve,  ed,  Kolderup  -  Rosenvingey 
XXIII  Deel,  1844  p.  2—3. 

39)  Love  og  Anordninger  . . .  for  Äaret  1888 ,  ed,  üssing  und  Wöldike, 
1890  p,  302—304. 

40)  Nach  §  2  soll  der  Vater  der  Mutter  die   Hälfte   der  Woohenbetts- 
kosten  erstatten. 
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Vater  auf  Alimente  belangen^  wie  es  die  Matter  gekonnt  hätte.  Nach 
dem  Tode  der  Mutter  kann  der  Vater  jedoch  verlangen;  dass  er  das 
SLind  selbst  alimentire^  aber  nur,  wenn  er  entweder  es  adoptirt^  oder 
die  Obrigkeit  am  Aufenthaltsorte  des  Kindes  es  gestattet  hat. 

8.  Auf  diese  neueste  Gresetzgebung  Dänemarks  ist  ersichtlich  das 
Schleswig -Holsteinische  Recht  von  Einfluss  gewesen^  weshalb 
dasselbe  in  Kürze  wiedergegeben  werden  soll.  Das  Patent  vom 
14.  Mai  1839 7  betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Alimentirung  naher 
Angehöriger  §  3  und  die  Armenordnung  vom  29.  Dezember  1841 
§16  verfögen  wörtlich  tibereinstimmend:  „Uneheliche  Kinder  sind, 
bis  sie  einen  eigenen  Stand  ergriffen,  oder  das  achtzehnte  Lebensjahr 
zurückgelegt  haben,  zunächst  vom  Vater,  und  nach  ihm  von  der  Mutter 
zu  alimentiren,  wenn  sie  aber  nach  dieser  Zeit  hülfsbedürftig  werden, 
allein  von  der  Mutter  zu  unterstützen*^),  wogegen  ihnen  eine  gleiche 
Verbindlichkeit  zur  Unterstützung  der  Mutter  obliegt*'*^).  Im  Streit- 
fälle bestimmt,  nach  §  5  des  Patents,  das  Gericht  nach  seinem  Er- 
messen unter  Berücksichtigung  der  Vermögensumstände,  Familien-  und 
häuslichen  Verhältnisse,  sowie  der  eigenen  Bedürfnisse  des  Verpflich- 
teten Grösse  und  Umfang,  sowie  Art  und  Weise  der  Unterstützung. 
Wenn  die  Armenkommune  ein  solches  Kind  verpflegt,  so  kann  sie  — 
nach  §  6  des  Patents  und  der  Armenordnung  —  selbständig  die  sonst 
der  Mutter  zustehenden  Rechte  geltend  machen.  Im  Uebrigen  gilt 
gemeines  Recht *^). 

III.  Hatnburgische  Praxis  über  Statiitenkollision  bei  der  Alimen- 

tationspflwht  des  ausserehelichen  Vaters, 

9.  Der  auch  in  Hamburg  geltende  Satz  des  gemeinen  Rechts, 
dass  der  aussereheliche  Erzenger  eines  Kindes  für  dasselbe  Alimente 
bezahlen  muss,  erscheint  schon  in  einer  Gemeinen  Niedergerichtlichen 
Finduug  vom  30.  Juli  1570,  wo  es  heisst,  dass  der  Erzeuger  „oock 
dat  Kind  tho  sick  nehmen  unde  unterholden *^  soll.  Zum  gesetzlichen 
Ausdrucke  ist  dies  in  den  Statuten  von  1603  gelangt,  in  deren  Thl.  IV 
Art.  28  Abs.  1  es  heisst:  ,,Wann  aber  ein  Unverehelichter  einer  Jung- 
frau   ihre  jungfräuliche  Ehre   nimmt   oder   eine  unberüchtigte  Wittwe 


41)  Anders  das  gemeine  Recht,  weil  es  nicht  —  wie  das  Schleswig- 
Holsteinische  Recht  —  eine  zeitliche  Grenze  der  Alimentationsverbindlichkeit 
des  Vaters  kennt.  S.  Motive  zum  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
für  das  Deutsche  Reich  Bd.  IV  S.  893/894 ;  ebenso  für  Hamburg  —  wo  die 
Ürtheile  übrigens  regelmässig  auf  Alimente  bis  zum  vollendeten  14.  Lebens- 
jahr gestellt  werden  —  das  hanseatische  Oberlandesgericht,  Zivilsenat  I, 
12   Dezember  1884  (Hans.  Gerichtszeitung,  Beibl.  1885  Nr.  57  S.  117). 

42)  Abgedruckt  bei  Esmarchy  Sammlung  der  Statute  u.  s.  w.  für  Schles- 
wig, 1846  Thl.  II  S.  72  resp.  29.  Vgl.  ferner  §  1  des  provisorischen  schles- 
wigschen  Patents  vom  9.  September  1863  {Burchardi^  Verordnungen  aus 
1850—1865  für  Schleswig,  1868  S.  17). 

43)  ^.Falck,  Schleswig-Holsteinisches  Privatrecht  Bd.  IV  8.309—311; 
Pauhen,  Schleswig-Holsteinisches  Privatrecht,  Aufl.  2,  1842  S.  191. 
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fleischlich  erkennt^  so  ist  er  ... ,  auch,  da  sie  ein  Kind  von  ihm  gezeuget; 
demselben  die  Alimenta  und  Unterhalt  zu  schaffen ,  und  wegen  der 
Yerbrechung  dem  Kechte  nach  Ermässigung  zu  wetten  schuldig."  In 
Abs.  2  u.  3  wird  der  Beischlaf  mit  Mägden  resp.  zwischen  Knechten 
und  Mägden  behandelt  und  wieder  dem  Erzeuger  auferlegt,  ,^das  Kind 
zu  unterhalten"  resp.  ,,das  Kind  zu  alimentiren  und  demselbigen  den 
nothdürftigen  Unterhalt  zu  verschaffen". 

Aus  der  Stellung  dieses  Artikels  in  dem  vom  Strafrecht  handeln- 
den vierten  Theile  der  Statuten  und  dem  gebrauchten  Worte  „Ver- 
brechung"  könnte  man  folgern,  dass  hienach  in  Hamburg  die  sogenannte 
Deliktstheorie  anerkannt  sei.  Gerade  diese  Theorie  ist  aber  inmier 
von  den  hamburgischen  Gerichten  einstimmig  zurückgewiesen  worden. 
So  haben  erkannt  das  Oberappellationsgericht  Lübeck,  8.  März  1870 
in  Sachen  Klinge  gegen  Knoop**);  Amtsgericht  Hamburg,  Zivilabthei- 
lung m,  7.  Mai  1886  und  Landgericht  Hamburg,  Zivilkammer  11, 
4.  November  1886  in  Sachen  Hansen  gegen  Hasenclever");  Amts- 
gericht Hamburg,  Zivilabtheilung  VI,  18.  Februar  1891  in  Sachen 
Rabe  gegen  Möller*®);  Landgericht  Hamburg,  Zivilkammer  V,  20.  März 
1891  in  Sachen  Weinert  gegen  Wickert*''). 

Ebensowenig  liegt  irgend  etwas  für  die  Annahme  vor,  dass  sich 
durch  Üsualinterpretation*®)  der  Statuten  eine  bestimmte  Theorie 
Anerkennung  verschafft  hätte;  kein  einziges  Urtlieil  regt  diesen  Ge- 
sichtspunkt auch  nur  an. 

10.  Dagegen  haben  in  der  Sache  Weissbrod  gegen  Paulicke  das 
Amtsgericht  Hamburg,  Zivilabtheilung  Y,  am  4.  Oktober  1887  und 
das  Landgericht  Hamburg,  Zivilkammer  HI,  am  23.  Dezember  1887 
ausgesprochen *•),    es   bestehe  in  Hamburg  für  diese  Frage  eine  feste 


44)  Seuffert'8  Archiv  Bd.  XXVU  Nr.  261 ;  Kierulff,  Bd.  VI  S.137;  Hamb. 
Gerichtszeitung,  Beiblatt,  1870  Nr.  39. 

45)  Hanseatische  Gerichtszeitung,  Beiblatt,  1889  Nr.  43. 

46)  Aktenzeichen:  VI,  1998/90.  Die  gegen  dieses  Urtheil  eingelegte 
Berufung  Ist  am  1.  Oktober  1891  durch  Vcrsäumnissurtheil  verworfen.  Erst 
nach  beendigter  Korrektur  erfuhr  Verfasser,  dass  auf  Einspruch  die  Zivil- 
kammer IV  des  Landgerichts  am  23.  November  1891  (Akten- 
zeichen: IV  Bf.  319/91)  durch  Endnrtheil  das  amtsgerichtliche  Urtheil  be- 
stätigt hat.  In  den  Gründen  heisst  es,  dass  den  zutreffenden  Gründen  des 
ersten  Richters  in  jeder  Beziehung  beizutreten  war;  der  Grund  des  Ali- 
mentenanspruches sei  nicht  die  natürliche  Verwandtschaft,  da  bei  dieser 
Theorie  sich  die  Konsequenz  ergebe,  dass  durch  Domizil  Verlegung  des  Va- 
ters die  Rechte  des  Kindes  verändert  wflrden;  das  Gericht  bleibe  daher 
bei  seiner  in  Sachen  Seib  gegen  Pitz  (s.  Note  57)  entwickelten  Ansicht. 
—  Aber  auch  darnach  greift  die  zurückgewiesene  Konsequenz  Platz,  wie 
unten  §  13  hervorgehoben! 

47)  Aktenzeichen:  V  Bf.,  771/90. 

48)  Vgl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  XXIV 
S.  158—159. 

49)  Hanseatische  Gerichtszeitung,  Beiblatt,  1889  Nr.  18.  Aktenzeichen 
des  dort  nicht  vollständig  mitgetheilten  Urtheils  des  Landgerichts:  HI  Bf. 
762/87. 
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Praxis^  nach  der  das  Becht  anzuwenden  sei,  welches  im  Domizil 
des  Erzeugers  zur  Zeit  der  Klaganstollung  gilt.  Hieflir  wird 
Bezug  genommen  auf  Banrnetsteff ,  Hamburgisches  Privatrecht ^  1856^ 
Bd.  I  S.  432;  wo  es  heisst:  ^Bei  der  grossen  örtlichen  Verschiedenheit 
der  Gesetze  und  der  Praxis  in  dieser  Materie  ist  noch  anzuführen^ 
dass  nach  mehrfachen  Entscheidungen  unserer  Gerichte^  —  wofür  drei 
Erkenntnisse  des  Niedergerichts  Hamburg  aus  den  Jahren  1846  und 
1850  angeführt  werden  —  ^dieselben  nicht  das  Recht  des  Ortes ^  an 
welchem  der  Beischlaf  vollzogen ,  sondern  das  im  Domizil  des  ausser- 
ehelichen  Erzeugers  geltende  Eecht  zur  Anwendung  bringen.^  'Dieselbe 
Zivilabtheilung  V  des  Amtsgerichts  Hamburg  erklärt  aber  schon  in 
einem  Urtheile  vom  10.  April  1890  in  Sachen  Seib  gegen  Pitz*®), 
dass  es  in  Hamburg  keine  feste  Praxis  gibt.  Es  kann  dies  auch 
keinem  Zweifel  unterliegen  ^  wenn  man  die  noch  zu  besprechenden 
abweichenden  Urtheile  der  neuesten  Zeit  berücksichtigt. 

11.  In  eigenartigerweise  hat  in  der  Sache  Habe  gegen  Möller  ^^) 
der  klägerische  Vertreter  für  die  Anwendung  der  lex  fori  plädirt, 
indem  er  ausführte:  der  hamburgische  Eichter  sei,  ganz  wie  der  ^an- 
zösische  Bichter,  gezwungen,  sein  Becht  anzuwenden,  wie  ja  auch 
die  Grundsätze  des  ehelichen  Güterrechts  in  Hamburg  ^^)  zwingender 
Natur  seien.  Gegen  diese  Aufstellungen  heisst  es  in  dem  Urtheile 
des  Amtsgerichts'^^):  ^^Für  diese,  übrigens  auch  sonst  nirgends  ver- 
tretene, Annahme  fehlt  es  an  jeglichem  Grunde:  die  hier  geltenden 
Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  sind  weder  kraft  Gesetzesvorschrift 
zwingend,  noch  sind  sie  derartig  eng  mit  der  Moral  verknüpft,  dass 
der  hiesige  Richter  nur  sie  allein  ....  anwenden  dürfte.  ^^ 

12.  Für  die  Anwendung  des  Rechts  des  Domizils  des  ausser- 
ehelichen  Vaters  zur  Zeit  der  Klagerhebung  hat  sich  femer 
das  Landgericht  Hamburg,  Zivilkammer  III,  am  14.  Januar  1891  in 
Sachen  Ziegenhals  gegen  Leppich  erklärt '^^),  und  zwar  deshalb;  weil 
die  Alimentirungspflicht  auf  der  natürlichen  Verwandt- 
schaft zwischen  dem  Erzeuger  und  dem  Kinde  beruhe,  und 
es  sich  daher  um  einen  familieurechtlichen  Anspruch  handele,  über 
den  das  Recht  des  zeitigen  Domizils  des  Vaters  entscheide.  G^gen 
diese  Auffassung  wird  zunächst  vom  Amtsgericht  in  Sachen  Rabe  gegen 
Möller^^)  eingewandt:  „Die  Konsequenz  dieser  Auffassung  wäre, 
dass  bei  dem  Wechsel  des  Domizils  [des  Erzeugers]  die  Rechtswirkungen 
des  ausserehelichen  Beischlafs  mitwechseln  müssten:  verlegt  ein  Mann, 


50)  Aktenzeichen:  V,  326/90. 

51)  Siehe  Note  46. 

52)  S.  die  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  1  S.  600—601  vom  Verfasser  mit- 
getheiltcn  Entscheidungen  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  und  des 
Reichsgerichts. 

53)  Dieses  Ürtheil  ist  vom  Verfasser  abgegeben. 

54)  Aktenzeichen:  UI Bf., 555/90. 

55)  Siehe  Note  46. 
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welcher  in  einem  gemeinrechtlichen  Gebiete  ein  Mädchen  geschwängert 
hatte ;  vor  Klagerhebung  sein  Domizil  in  ein  französisch-rechtliches 
Gebiet^  so  könnte  er  nicht  mehr  belangt  werden;  im  umgekehrten 
Falle,  wo  er  nach  dem  Bechte  des  Ortes  des  Beischlafs  nicht  haffcen 
würde,  würde  er  nunmehr  haften!  Solche  Willkürlichkeiten  müssen 
die  Annahme  berechtigt  erscheinen  lassen,  dass  die  sie  begründende 
Theorie  nicht  richtig  sein  kann^^).'^  Ferner  sagt  das  Landgericht, 
Zivilkammer  IV,  im  Urtheil  vom  27.  Juni  1890  in  Sachen  Seih  gegen 
Pitz^''):  „Es  ist  nicht  abzusehen,  wie  ein  Kind  ein  Recht,  welches  es 
anfanglich  nicht  hatte,  durch  den  zufälligen  Umstand  einer  Aenderung 
des  Wohnsitzes  des  Vaters  sollte  erlangen  können.^  Gegen  jene 
Theorie  der  Zivilkammer  III  heisst  es  weiter  in  dem  Urtheile  des 
Amtsgerichts  in  Sachen  Kabe  gegen  Möller  ^^):  ,,Nach  gemeinem  Recht 
besteht  unstreitig  keinerlei  Verwandtschaft  zwischen  dem  Kinde  und 
seinem  ausserehelicheu  Erzeuger.  Es  ist  deshalb  auch  gar  nicht  ab- 
zusehen, weshalb  sie  für  diesen  einen  Fall  angenommen  werden  soll. 
Wenn  für  die  Alimentirungsansprüche  des  ehelichen  Kindes  das  Domizil 
des  Vaters  entscheidet,  so  ist  das  gerechtfertigt,  denn  das  Kind  theilt 
das  Domizil  seines  Vaters  ^*) ;  beim  ausserefielichen  Kinde  ist  das  aber 
nicht  der  Fall.^  Auch  das  Landgericht,  Zivilkammer  V,  sagt  in  der 
Sache  Weinert  gegen  Wickert*®):  ^Hinsichtlich  der  Alimentations- 
verbindlichkeit  des  ausserehelicheu  Erzeugers  ist  ...  die  Annahme, 
dass  ...  sie  auf  dem  Verwandtschaftsverhältniss  beruhe,  fast  allgemein 
fallen  gelassen. ^^ 

13.  Eine  eigenartige  Ansicht  ist  in  dem  Urtheile  des  Landgerichts 
Hamburg,  Zivilkammer  IV,  in  Sachen  Seib  gegen  Pitz*^)  aufgestellt, 
indem  es  heisst:  ,,Der  Alimentenanspruch  ist  ein  mit  der  Geburt  be- 
ginnendes persönliches  Recht  des  Kindes,  und  es  muss  daher  für  die 
Entstehung  dieses  Rechts  dasjenige  Recht  massgebend  sein, 
welches  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  an  dem  als  Wohn- 
ort desselben  geltenden  Wohnorte  der  unehelichen  Mutter 
in  Geltung  war.*^  Danach  ist  die  ihrer  Niederkunft  entgegensehende 
Mutter  aber  in  der  Lage,  durch  geeignete  Wahl  eines  Domizils 
willkürlich  über  das  Recht  des  zu  erwartenden  Kindes  zu  verfügen. 
Eine  solche  Konsequenz  zeigt  wieder,  dass  die  ihr  zu  Grunde  liegende 
Theorie  nicht  richtig  sein  kann.  Das  Landgericht  ist  zu  derselben 
offenbar  gekommen  durch  eine  von  ihm  auch  angeführte  Entscheidung 


56)  Die  hier  bekämpfte  Ansicht  vertritt  auch  Voigt  in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  I  S.  475. 

57)  Aktenzeichen:   IV  Bf.,  428/90.    Dieses  Erkenntniss  ist  gedruckt  in 
der  Hanseatischen  Gerichtszeitung,  Beiblatt,  1891  Nr.  69. 

58)  Siehe  Note  46. 

59)  S.  Reichsgericht,  22.  Juni  1891  (Hans.  Gerichtszeitnng,  Beibl.  1891 
Nr.  137). 

60)  Siehe  Note  47. 

61)  Siehe  Note  57.    Vgl.  ferner  oben  Note  46  a.  E. 


Alimentationspflicht  d.  auBserehelichen  Vaters  nach  engl.  u.  d&n.  Recht  etc.  i  t 

des  Beichsgerichts  ^^).  Dieses  hat  in  einem  Falle^  wo  gegen  ein  ausser- 
eheliches  Kind  eine  Feststellungsklage  angestrengt  war,  dass  es  nicht 
befugt  sei,  Namen  und  Wappen  seines  Erzeugers  zu  flihren,  ausge- 
sprochen :  ,7  Was  nun  die  Frage  betrifft,  ob  der  Mündel  der  Beklagten 
berechtigt  sei,  Namen  und  Wappen  des  Klägers  zu  fuhren,  so  ist  die- 
selbe, da  es  sich  um  ein  mit  der  Geburt  beginnendes  persönliches 
Recht  des  Mündels  handelt,  nach  demjenigen  Hechte,  welches  zur  Zeit 
der  Greburt  des  Kindes  an  dem  als  Wohnort  desselben  geltenden  Wolm- 
orte  der  ausserehelichen  Mutter  in  Geltung  war,  ...  zu  beurtheilen.^* 
Beginnt  auch  der  Anspruch  auf  Alimente  erst  mit  der  Geburt,  so 
ist  damit  doch  noch  nicht  gesagt,  ob  das  Recht  auch  erst  in  diesem 
Augenblick  begründet  worden  ist.  Diese  Unterscheidung  wird  dann 
bedeutsam,  wenn  der  aussereheliche  Erzeuger  vor  der  Geburt  des  Kin- 
des verstorben  ist.  Bestände  nicht  schon  für  ihn  eine  durch  die  Ge- 
burt eines  Kindes  bedingte  Verpflichtung,  so  würden  seine  Erben  nicht 
für  die  Alimente  aufzukommen  haben.  Es  ist  aber  anerkannt,  dass 
sie  haften,  eben  weil  der  Verstorbene  die  Verbindlichkeit  schon  durch 
den  ausserehelichen  Beischlaf  eingegangen  war®^).  Hienacli  er- 
scheint obige  Theorie  unbegründet;  sie  träfe  vielleicht  zu,  wenn  der 
Alimentenanspruch  der  Mutter  zustände,  nicht  aber  dem  Kinde. 

14.  Ist  somit  der  Beischlaf  der  Akt,  durch  welchen  die  Alimenten- 
verbindlichkeit, allerdings  bedingt  durch  die  Geburt  eines  Kindes,  be- 
gründet wird,  so  erscheint  es  auch  als  das  Nächstliegende,  dass  das 
Recht  des  Ortes  des  ausserehelichen  Beischlafes  über  dessen 
Folgen  entscheidet.  In  dieser  Richtung  ist  in  dem  Urtheile  des 
Amtsgerichts  Hamburg  in  Sachen  Rabe  gegen  Möller®^)  ausgeftihrt: 
„Bringt  man  in  den  gemeinrechtlichen  Satz,  dass  der  aussereheliche 
Vater  das  ELind  alimentiren  muss,  ....  keinerlei  Theorie  erst  hin- 
ein, so  lässt  sich  daraus  nur  das  folgern,  was  das  Oberappellations- 
gericht  Lübeck  am  30.  Juni  1840  und  8.  März  1870  i^Smfferfs 
Archiv  XI  Nr.  42,  XXVII  Nr.  261)  gefolgert  hat:  die  Thatsache  der 
Erzeugung  —  d.  h.  der  geschlechtliche  Verkehr  in  der  kriti- 
schen Zeit  —  begründet  kraft  Gesetzes  eine  vermögens- 
rechtliche Verbindlichkeit  des  Mannes,  Alimente  zahlen 
zu  müssen.^  Ebenso  hat  auch  das  Oberappellationsgericht  Wies- 
baden am  22.  September  1854  erkannt  ^^),  und  fast  wörtlich  Überein- 
stinmiend  sagt  das  hanseatische  Oberlandesgericht  ®^):  ^Der  Grund  der 
Verpflichtung  des  Vaters,   das   von   ihm  [ausserehelich]  erzeugte  Kind 


B2)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  V  S.  175. 

63)  Oberappellationsgericht  Oldenburg  1848  {Seuffert's  Archiv  XIX 
Nr.  47);  Amtsgericht  Hamburg ,  Zivilabtheilung  VI,  28.  Januar  1891  in 
Sachen  Stahmer  gegen  Peemöller  (Aktenzeichen  VI,  3918/90). 

64)  Siehe  Note  46. 

66)  SeufferVs  Archiv  Bd.  XH  Nr.  162. 

66)  Zivilsenat  I,  12.  Dezember  1884  in  Sachen  M.  .  .  .  gegen  B.  .  .  . 
Hanseatische  Geriohtszeitung,  Beiblatt,  1885  Nr.  57  S.  117. 
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zu  alimentiren^  beruht^  wie  die  der  Mutter,  überhaupt  lediglich  in  der 
Thatsache  der  Erzeugung.  Durch  sie  wird  gegen  das  Kind  die  Ver- 
bindlichkeit zu  dessen  Alimentation  kontrahirt.'^  Es  heisst  dann  weiter 
in  dem  amtsgerichtlichen  Urtheile ^''j :  ^Die  gesetzlichen  Rechts- 
folgen einer  Handlung  bestimmen  sich  aber  in  der  Regel  nach  dem 
Rechte  des  Ortes,  wo  sie  vorgenommen  worden  (S.  v.  Bar,  Interna- 
tionales Privatrecht,  Bd.  11  S.  114  flf.,  bes.  S.  123—124).  Es  wäre 
nun  an  sich  noch  zu  erwägen,  ob  nicht  wegen  der  eigenartigen 
Natur  dieser  Handlung  hier  gewisse  Modifikationen  der  Regel  in  Be- 
tracht kämen.  Diese  Prüfung  kann  im  vorliegenden  Falle^ unterbleiben"* 
u.  s.  w.  In  anderen  Urtheilen,  welche  der  hier  vertretenen  Theorie 
folgen,  ist  solche  Prüfung  nicht  angestellt.  Es  lässt  sich  aber  auch 
kein  Grund  erfinden,  weshalb  die  Regel  nicht  gelten  sollte.  Dem  ent- 
sprechend wird  das  Recht  des  Ortes  des  stattgehabten  Beischlafes  als 
das  über  die  Frage  der  Alimentationspflicht  des  ausserehelichen  Vaters 
entscheidende  hingestellt  in  folgenden  Urtheilen:  Amtsgericht  Hamburg, 
Zivilabtheilung  III,  7.  Mai  1886  und  Landgericht  Hamburg,  Zivil- 
kammer II,  9.  November  1886  in  Sachen  Hansen  gegen  Hasenclever  ®^) ; 
Amtsgericht  Hamburg,  Zivilabtheilung  III,  4.  Februar  1891  in  Sachen 
Siegmann  gegen  Harms  *•) ;  dasselbe,  Zivilabtheilung  V,  10.  April  1890 
in  Sachen  Seib  g^en  Pitz*^®);  Landgericht  Hamburg,  Zivilkammer  V, 
20.  März  1891  in  Sachen  Weinert  gegen  Wickert''^)  und  12.  Juni 
1891  in  Sachen  Beschnitt  gegen  Schulz '^^).  Ohne  weitere  Erörterung 
sind  femer  dieser  Theorie  gefolgt  das  Amtsgericht  Hamburg,  Zivil- 
abtheilung IX,  9.  Juni  1890  in  Sachen  Weinert  gegen  Wickert''^), 
und  die  Zivilabtheilung  VI  am  22.  April  1891  in  Sachen  Jensen 
gegen  Preusse'*)  imd  am  17.  Juni  1891  in  Sachen  Reimers  gegen 
Möller''^),  indem  sie  preussisches  Landrecht  resp.  schleswig-holsteini- 
sches Recht  zur  Anwendung  brachten. 

15.  In  der  Sache  Hansen  gegen  Hasenclever ''^)  lag  die  Sache  so, 
dass  der  aussereheliche  Beischlaf  sowohl  in  Elberfeld  als  auch 
noch  innerhalb  der  kritischen  Zeit  in  Hamburg  stattgehabt  hatte.  Mit 
Recht  bemerken  beide  Instanzen:  der  umstand,  dass  nach  dem  in 
Elberfeld  geltenden  französischen  Recht  kein  Anspruch  begründet  sei, 
stehe  der  Anwendung  des  hamburgischen  Rechtes  nicht  entgegen,  denn 
,,die  Präsumtion  zu  Gunsten  des  ausserehelichen  Kindes  und  der 
Mutter  beruht  auf  der  Möglichkeit  der  Schwängerung  in  Folge  des 


67)  Siehe  Note  46] 

68)  Hans.  Gerichtszeitung,  Beiblatt  1889  Nr.  43. 

69)  Aktenzeichen:  III,  4345/90. 

70)  Siehe  Note  50. 

71)  Siehe  Note  47. 

72)  Aktenzeichen:  V  Bf.,  1106/90. 

73)  Aktenzeichen:  IX,  98/90. 

74)  Aktenzeichen:  VI,  562/91. 

75)  Aktenzeichen:  VI,  1690/91. 
76}  Siehe  Note  68. 
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stattgehabten  Beischlafes  und  geht  dahin  ^  dass  der  in  letzterer  Be- 
ziehung unmögliche  Beweis  ersetzt  wird  durch  die  Innehaltung  der 
Konzeptionszeit  "^ . 

Dieselbe  Frage  kann  sich  erheben^  wenn  der  Beischlaf  sowohl 
im  Gebiete  des  Preussischen  Allgemeinen  Landrechts  wie 
in  dem  des  gemeinen  Rechts  stattgehabt  hat;  weil  nach  er- 
sterem  Rechte  die  Konzeptionszeit  auf  den  Zeitraum  Yom  285. 
bis  210.  Tage  vor  der  Entbindung  beschränkt  ist'''),  nach  letzterem 
aber  sich  auf  die  Zeit  vom  300.  bis  182.  Tag  erstreckt'®),  sowie 
ferner  deshalb,  weil  nacli  preussischem  Recht  die  exceptio  plurium 
eonstupratorum  gilt'*),  während  sie  nach  gemeinem  Recht®®),  jeden- 
falls in  BLamburg®^),  nicht  zugelassen  wird.  Auch  hier  würde  das 
Ergebniss  immer  sein,  dass  das  Kind  sich  auf  das  ihm  günstigere 
Recht  berufen  kann,  weil  die  rechtliche  Möglichkeit  vorliegt,  dass 
imter  dessen  Herrschaft  die  Konzeption  stattgehabt  hat. 

16.  Weil  nach  dem  in  einigen  Theilen  Deutschlands  geltenden 
französischen  Rechte  der  Richter  in  der  Regel  keinen  Alimenten- 
prozess  dulden  darf,  so  entstehen  manchmal  eigenartige  Rechtskolli- 
sioneu;  wofür  folgender  Fall  lehrreich  ist :  In  Sachen  Beschnitt  gegen 
Schulz  hatte  Beklagter  unter  der  Herrschaft  des  Preussischen  Land- 
rechts (in  Schlesien)  mit  der  Mutter  des  klagenden  Mündels  konku- 
birt  imd  dann  seinen  Wohnsitz  nach  Elsass-Lothringen  verlegt.  Er 
wurde-  vor  dem  Kaiserlichen  Amtsgerichte  Dieuze  wegen  Alimente  be- 
langt. Dasselbe  erkannte  aber  am  12.  Juli  1888®^):  „Die  Klage  ist 
nach  französischem  Zivilrecht  unzulässig.  Der  Art.  3  Cod,  dv,  findet 
bei  Alimentationsklagen  keine  Anwendung  ^^  Dieses  Urtheil  wurde 
rechtskräftig.  Nachdem  Beklagter  alsdann  seinen  Wohnsitz  nach  Ham- 
burg verlegt  hatte,  wurde  er  dort  wiederum  auf  Alimente  verklagt. 
Die  Zivilabtheilung  Vlll  des  Amtsgerichts  Hamburg  wies  am  8.  Okto- 
ber 1890  die  Klage  ab®^)  auf  Grund  der  exceptio  rei  iudicatde  (Reichs- 
zivilprozessordnung  §  293).  Dieses  ürtheil  wurde  auf  Berufiing  vom 
Landgericht  Hamburg,  Zivilkammer  V,  durch  Zwischenurtheil  vom 
30.  Januar  1891    mit  Recht    au%ehoben^*),    weil  der  Anspruch  vom 

77)  Preussisches  Gesetz  vom  24.  April  1854  §  15.  Vgl.  das  ürtheil  der 
Note  46. 

78)  WindecJ^d,  Pandekten,  Bd.  II  §  475  Note  17 ;  Baumeister  a.  a,  0. 
Bd.  I  S.  427. 

79)  Preussisches  Gesetz,  cit.  Note  77,  §  9  Nr.  1. 

80)  S.   Windacheid  a.  a.  0.  Note  19. 

81)  Baumeister  a.  a.  0.  S.  429,  welcher  eine  konstante  Praxis  bezeugt 
und  Urtheile  des  Oberappellationsgerichtes  Lübeck  von  1828  und  1840  an- 
führt. S.  femer  das  Landgericht  Hamburg  cit.  bei  Note  68  and  Amtsgericht 
Hamburg,  Zivilabtheilung  VI,  26.  September  1890  in  Sachen  Rickens  gegen 
Piel  (Aktenzeichen:  VI,  2478/90). 

82)  Aktenzeichen:  G.  96/88. 

83)  Aktenseichen:  VIII,  1811/90. 

84)  Siehe  Note  72. 

2* 


20    ^T^'  Jettel,  Sektiougrath  im  k.  u.  k.  Ministerium  des  Aeussern  in  Wien. 

Amtsgericht  Die  uze    nur    aus    formellen  Oründen  abgewiesen^    nicht 
aber  über  den  Anspruch  selbst  entschieden  sei. 

Eine  andere  Komplikation  zeigte  sich  in  der  Sache  Siegmann 
gegen  Harms  ®^).  Der  minderjährige  Beklagte  war  in  ELamburg,  wo 
Beischlaf  und  Geburt  stattgehabt  hatten^  belangt,  obwohl  er  vor  Klag- 
erhebuug  eine  Stellung  im  Gebiete  des  französischen  Kechtes  (in  Trier) 
angenommen  hatte.  Sein  in  den  Prozess  eintretender^  in  Hamburg 
domizilireuder  väterlicher  Vormund  machte  dies  geltend ,  das  Amtsge- 
richt,  Zivilabtheilung  IH,  erklärte  sich  aber  durch  Zwischenurtheil 
vom  4.  Februar  1891  für  zuständig  unter  lediglicher  Bezugnahme  auf 
die  Sache  Hansen  gegen  Hasenclever®®).  Da  in  derselben  aber  nur 
die  Frage  erörtert  wird,  welches  materielle  Becht  anzuwenden  ist^ 
so  kann  nicht  angenommen  werden,  dass  das  Amtsgericht  implizite 
hat  aussprechen  wollen,  dass  dasjenige  Gericht,  ganz  abgesehen 
von  dem  Wohnsitz  des  ausserehelichen  Erzeugers,  zustän- 
dig ist,  in  dessen  Bezirk  der  Beischlaf  stattgehabt  hat. 
Eine  solche  Zuständigkeit  würde  nur  dann  begründet  sein,  wenn  der 
Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung  des  §  32  der 
Reichszivilprozessordnung  zuträfe.  Da  diese  Frage  als  solche 
anscheinend  bisher  in  Hamburg  nicht  gerichtlich  entschieden  ist,  so 
mag  sie  hier  dahingestellt  bleiben,  wo  im  W^esentlichen  doch  nur 
die  neuere  Praxis   der   hamburgischen  Gerichte  erörtert  werden  sollte. 


RechtshUlfe  im  Familienrechte. 

Von  Dr.  Jettel,  Sektionsrath  im  k.  u.  k.  Ministerium  des  Aeussern  in  Wien. 

Wenn  von  Gewährung  der  Bechtshülfe  ziir  Vollstreckung  auslän- 
discher Erkenntnisse  gesprochen  wird,  denkt  man  zunächst  an  die 
zwangsweise  Eintreibung  von  Geldbeträgen,  und  darimi  handelt  es  sich 
auch  thatsächlich  in  der  Regel.  Es  erscheint  aber  deshalb  nicht  aus- 
geschlossen, dass  auch  der  Vollzug  solcher  Urtheile  im  Auslande  an- 
gestrebt wird,  welche  die  Durchsetzung  anderer  privatrechtlicher  An- 
sprüche zum  Gegenstande  haben. 

Speziell  die  Frage,  inwieweit  auf  dem  Gebiete  des  Familienrechtes 
Rechtshülfe  gewährt  werden  soll,  hat  nun  in  den  letzten  Jahren  aus 
Anlass  einiger  vorgekommener  Fälle  den  Gegenstand  von  Erörterungen 
zwischen  der  österreichisch-ungarischen  und  anderen  Regierungen  ge- 
bildet, und  es  hat  sich  dabei  herausgestellt,  dass  über  diese  Frage  in 
der  Praxis  der  Gerichte  noch  vielfach  Unklarheit  herrscht. 

Wenn  man  von  vermögensrechtlichen  Verbindlichkeiten  (Unter- 
halt) und  von  solchen  Pflichten  absieht,  welche  rein  moralischer  Natur 


85)  Siehe  Note  69. 

86)  Siehe  Note  68. 
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sind  und  deren  Erfüllung  sich  deshalb  nicht  erzwingen  lässt^  wie  die 
Pflicht  der  ehelichen  Treue,  des  Gehorsams  der  Kinder  gegen  die  El- 
tern, so  ist  der  Kreis  der  aus  dem  Verhältnisse  der  Familie  sich  er- 
gebenden rechtlichen  Verpflichtungen  ein  sehr  beschränkter.  In  die- 
sem Umfange  aufgefasst  kann  es  sich  zunächst  nur  um  zwei  aus  der 
Natur  dieses  Verhältnisses  fliessende  erzwingbare  Leistungen  handeln, 
nämlich  zwischen  Ehegatten  um  die  Pflicht  zum  ehelichen  Zusammen- 
leben, welche,  wenigstens  nadi  österreichischem  Rechte  einen  gericht- 
lich verfolgbaren  Anspruch  begründet  (§  92  österr.  bgl.  G.B.,  Eut- 
scheidunge^i  des  österr.  obersten  Gerichtshofes  vom  31.  Juli  1861, 
Zahl  5017,  und  vom  9.  Oktober  1867,  Zahl  8888),  und  zwischen  El- 
tern und  Kindern  um  das  Recht  der  Eltern,  entwichene  Kinder  nöthi- 
gen  Falles  ,,rait  obrigkeitlichem  Beistände^  (§  145  Österr.  bgl.  G.B.) 
zurückzubringen. 

Wir  behalten  uns  vor,  auf  die  Frage  der  Gewährung  der  Rechts- 
hlllfe  behufs  Erwirkung  des  ehelichen  Zusammenlebens  später  zurück- 
zukommen und  wollen  hier  nur  zwei  Fälle  kurz  zur  Sprache  bringen, 
in  welchen  die  Ausübung  der  väterlichen  Gewalt  in  Frage  kam. 

In  dem  ersten  Falle  handelte  es  sich  um  die  von  einem  kroati- 
schen Gerichte  bewilligte  sicherstellungsweise  Exekution  eines  noch 
nicht  rechtskräftig  gewordenen  Erkenntnisses,  womit  in  Gemässheit  des 
§  145  des  österr.  bgl.  Gesetzbuches,  welches  auch  in  Kroatien-Slavo- 
nien  gilt,  Frau  R.  Z.  verpflichtet  wurde,  ihre  minderjährigen  Kinder 
dem  Vertreter  des  Vaters  derselben  herauszugeben.  Das  erkennende 
Gericht  hatte  sich  im  Requisitionswege  an  das  Ziviltribunal  in  Genf, 
wo  sich  Frau  R.  Z.  aufhielt,  gewendet  und  dasselbe  um  exekutive  Ab- 
nahme der  Kinder  von  ihrer  Mutter  angegangen. 

Ohne  auf  die  prinzipielle  Frage  einzugehen,  ob  überhaupt  Rechts- 
hülfe zu  gewähren  sei  oder  nicht,  lehnte  es  das  Genfer  Ziviltribunal 
ab,  den  angesuchten  Akt  der  Rechtshülfe  vorzunehmen,  weil  das  Er- 
kenntniss.  dessen  sicherstellungsweise  Exekution  verlangt  wurde,  in- 
zwischen in  zweiter  Instanz  aufgehoben  worden  war. 

Der  Gcneralprokurator  ordnete  aber  vermöge  seiner  administrati- 
ven Gewalt  aus  Gründen  der  öfiBntlichen  Ordnung  und  zum  Schutze 
der  Interessen  der  minderjährip^en  Kinder  die  Abnahme  derselben  von 
der  Mutter  durch  polizeiliche  Organe  an,  welcher  Aufkrag  auch  voll- 
zogen wurde.  Ein  ausfuhrlicher  Bericht  über  diesen  Rechtsfall  ist  im 
,- Genevois*^  vom  29.  November  1884  und  der  Wortlaut  der  Entschei- 
dung des  Genfer  Ziviltribunales  in  der  .,Semaine  judiciaire'*  vom 
1.  Dezember  1884  abgedruckt. 

Von  anderen  Gesichtspunkten  wurde  die  Frage  bei  einem  Gerichte 
im  Deutschen  Reiche  aufgefasst. 

Ein  kroatisches  Gericht  hatte  als  Obervormundschaftsbehörde  mit 
einem  in  zweiter  und  dritter  Instanz  bestätigten  Bescheide  die  exeku- 
tive Abnahme  der  minderjährigen  Kinder  eines  ungarischen  Staats- 
angehörigen von  ihrem  väterlichen  Gross vater,    welcher  sich  im  Deut- 
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sehen  Kelche  aufhielt,  angeordnet  und  sich  an  das  Gfericht  des  Auf- 
enthaltsortes dieses  letzteren  wegen  Vollzuges  dieser  Anordnung 
gewendet.  Das  requirirte  Gericht  erklärte ;  diesem  Ersuchen  keine 
Folge  geben  zu  können^  weil  nach  §  660  R.Z.P.O.  eine  Zwangsvoll- 
streckung nur  aus  einem  Urtheile  eines  ausländischen  Gerichtes 
stattfinden  könne ^  überdies  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem 
Kechte  des  ersuchten  Gerichts  unzulässig  (^verboten*'  heisst  es  im 
Gesetze)  erscheine  (§  169  R.G.V.G.),  da  nach  dortigem  Hechte  die 
Wegnahme  von  Kindern  nur  auf  Grund  rechtskräftiger  Urtheile  oder 
aus  strafrechtlichen  Gründen  zulässig  sei.  | 

In  dem  ersteren  Falle  Hess  also  das  Genfer  Gericht  die  Frage 
offen;  ob  überhaupt  Bechtshülfe  zu  leisten  gewesen  wäre^  indem  es  aus 
dem  formalen  Grunde  der  Aufhebimg  des  sicherstellungs weise  zu  voll- 
streckenden Erkenntnisses  den  Ablehuungsgrund  schöpfte. 

In  dem  zweiten  Falle  aber  wurde  die  Bechtshülfe,  abgesehen  von 
dem  Umstände,  dass  es  sich  nicht  um  die  Vollstreckung  eines  Urthei- 
leS;  sondern  nur  eines  Bescheides  handelte,  aus  einem  offenbar  nicht 
stichhaltigen  Grunde  abgelehnt^  da  ja  nicht  wohl  zugegeben  werden 
kann;  dass  die  Zurückstellung  eines  unmündigen  Kindes  an  seinen 
Vater  eine  „verbotene''  Handhmg;  wie  es  im  §  159  des  deutschen 
R.G.V.G.  heisst;  oder  eine  Handlung  sei;  welche  gemäss  §  661  der 
deutschen  R.Z.P.O.  (der  richtig  zu  zitiren  gewesen  wäre,  da  es  sich 
um  einen  Akt  der  Kechtshülfe  gegenüber  dem  Auslände  handelte)  nach 
dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung  ur- 
theilenden  deutschen  Richters  nicht  erzwungen  werden  darf.  Was  aber 
das  erstere  Bedenken  anbelangt;  dass  es  sich  nicht  um  die  Vollstreckung 
eines  Urtheiles  handelte;  so  darf  man  nicht  übersehen;  dass  nach  den  in 
Oesterreich  bestehenden  Vorschriften  die  Verfügungen  der  Gerichte  im 
ausserstreitigen  Verfahren  überhaupt  nur  in  der  Form  von  Bescheiden 
hinausgegeben  werden  können,  dass  also  durch  eine  Auslegung  des 
§159  R.G.V.G.  beziehungsweise  des  §  661  R.Z.P.O.,  wie  sie  im 
vorliegenden  Falle  erfolgte;  und  wonach  nicht  der  Inhalt;  sondern  nur 
die  Form  der  richterlichen  Verfügung  entscheidend  wäre,  die  Vollstreckung 
von  Verftigungen  der  österreichischen  Gerichte  ausser  Streitsachen  all- 
gemein ausgeschlossen  wäre. 

Unter  dieser  Voraussetzung  würde  also  schon  derzeit  nicht  ange- 
nommen werden  können ;  dass  nach  der  Gesetzgebung  im  Deutschen 
Reiche  die  Vollstreckung  des  Erkenntnisses  eines  österreichischen  oder 
ungarischen  Gerichtes;  wodurch  die  Rückkehr  eines  Kindes  zu  seinem 
Vater  angeordnet  wird,    im  Deutschen  Reiche    überhaupt  zulässig   sei. 

Die  Annahme;  dass  die  Herstellung  der  Gegenseitigkeit  in  diesem 
Punkte  überhaupt  ins  Auge  gefasst  werden  könne;  erscheint  aber  auch 
fiir  die  Zukunft  ausgeschlossen;  wenn  man  beachtet;  dass  in  dem  seiner- 
zeit in  Verhandlung  gestandenen  Entwürfe  eines  Rechtshülfe  Vertrages 
zwischen  Oesterreich-Ungam  und  dem  Deutschen  Reiche,  auf  welchen 
man  ja  früher  oder  später    zurückgreifen    wird,    die  Bestimmung  ent- 
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halten  war^  daas  die  Zwangsvollstreckung  nur  ftir  yermögensrechtliclie 
Ansprüche  gewährt  werden  soll,  eine  Stipulation^  welche  auch  in  dem 
Rechtshülfeyertrage  zwischen  Oesterreich-Üngarn  und  Serbien  vom 
6.  Mai  1881  ihren  Platz  gefunden  hat. 

Man  ging  offenbar  von  dem  Gedanken  aus^  dass  auf  dem  ganzen 
Gebiete  des  Personenrechtes,  bei  dessen  Kegelung  zunächst  öffentlich- 
rechtliche Erwägungen  massgebend  sind^  ein  zwangsweises  Eingreifen 
eines  ^mden  Staates  überhaupt  ausgeschlossen  bleiben  soll  und  zwar 
umso  mehr^  als  es  sich^  wie  oben  erwähnt^  hier  zunächst  um  Leistungen 
handelt^  welche  nur  durch  eine  Einschränkung  der  persönlichen  Frei- 
heit herbeigeftihrt  werden  können. 

Die  unbedingte  Ausschliessung  der  Rechtshülfe  für  alle  nicht  blos 
vermögensrechtlichen  Ansprüche  schiene  mir  aber  zu  weit  zu  gehen. 
Das  Angemessenste  würde  meines  Erachtens  sein^  auch  im  Vertrags- 
rechte  anf  die  Bestimmungen  des  §  159  des  deutschen  E.G. Y.G.  bezw. 
des  §  661,  Punkt  2y  RZ.P.O.  zurückzugreifen  ^  wonach  die  Rechts- 
hülfe grundsätzlich  nur  dann  verweigert  werden  soll,  wenn  die  vorzu- 
nehmende Handlung  (d.  h.  die  zu  erzwingende  Leistung)  nach  dem 
Rechte  des  ersuchten  Gerichts  verboten  ist,  bezw.  nach  dem  Rechte 
des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung  nrthcilenden  Rich- 
ters nicht  erzwungen  werden  darf.  Mit  dem  hier  aufgestellten  Grundsatze 
Htimmt  auch  §  774  der  deutscheu  R.Z.P.O.  überein,  dem  zufolge  im 
Falle  der  Verurtheilung  zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  mit  Geld- 
strafen tmd  Haft  nur  insoweit  vorgegangen  werden  kann,  als  die 
Landesgesetze  die  Erzwingung  der  Herstellung  des  ehelichen  Lebens 
f^T  zulässig  erklären. 

Der  Ausschluss  dci*  Rechtshülfe  bezüglich  solcher  Leistungeu, 
welche  mit  der  öffentlichen  Ordnung  oder  mit  der  Sittlichkeit  nicht 
vereinbar  sind,  wie  sie  das  Institut  de  droit  international  und  die 
Association  pour  la  reforme  et  la  codification  du  droit  des  gens  vor- 
geschlagen haben,  schiene  mir  weniger  entsprechend.  So  dehnbare  Be- 
griffe wie  öffentliche  Ordnung  und  Sittlichkeit  eignen  sich  wenig  zu 
einer  Grenzbestimmung.  Es  würde  damit  nur  der  Willkür  überlassen, 
was  von  Rechtswegen  soll  gefordert  werden  können. 

Durch  eine  Bestimmung,  wie  sie  die  deutsche  Z.P.O.  und  das 
G.Y.G.  enthalten,  würde  aber  den  Bedenken,  welche  sich  mit  Rück- 
sicht auf  die  verschiedene  Regelung  der  familienrechtlichen  Verhältnisse 
in  den  einzelnen  Ländern  gegen  die  Gleichstellung  der  daraus  fliessen- 
den Rechte  mit  vermögensrechtlichen  Ansprüchen  ergeben  können^  hin- 
reichend Rechnung  getragen  und  es  würde  m.  E.  umso  weniger  einem 
Bedenken  unterliegen,  eine  Stipulation  dieses  Inhalts  in  ein  internatio- 
nales Uebereinkommen  anzunehmen,  wenn  es  sich  um  Staaten  mit 
verwandten  Rechtsanschauungen,  wie  Oesterreich-Ungarn  und  das 
Deutsche  Reich,  handelt. 
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Aus  dem  Wechselrechte  des  Staates  Ohio. 

Von  Geh.  Justizrath  Stegemann  in  Celle. 

August  Kl.,  welcher  zu  der  hier  in  Betracht  kommenden  Zeit  in 
Cincinnati,  Staat  Ohio,  wohnte,  hat  nachfolgende  Urkunde: 

Cincinnati  Norbr.  17.  1885. 
Three  mouths  after  date  I  promise  to  pay   to    the  order  of 

myself  five  hundred  dollars  at  commercial  bank.     Value  received. 

Aug.  Kl 

ausgestellt  und  mittels  Blankogiros  an  IlVank  0.  in  Cincinnati  be- 
geben. Die  Urkunde  ist  hierauf  bei  der  Kommerzial-Bank  in  Cin- 
cinnati diskontirt.  ^ 

Frank  O.  behauptet,  dass  diese  Urkunde  ein  nach  dem  Bechte 
des  Staates  Ohio  gültiger  und  klagbarer  Wechsel  und  Verpflichtungs- 
schein sei.  Da  derselbe  am  Verfalltage  vom  Aussteller  nicht  bezahlt 
sei;  habe  er  seinerseits  als  Indossant  Zahlung  der  darin  versprochenen 
Summe  von  500  Dollars  geleistet.  Er  begehrt  mittels  Klage  von 
dem  Aussteller  Zahlung  der  500  Dollars  nebst  6^/^  Zinsen  seit 
17.  Februar  1886. 

Der  Beklagte  hat  die  Gültigkeit  und  Klagbarkeit  der  Urkunde 
bezweifelt,  und  insbesondere  geltend  gemacht: 

a)  die  Urkunde  gelte  jedenfalls,  da  ein  Bankhaus  am  Orte  des 
Ausstellers  als  Zahlstelle  au%enommen  sei,  als  Domizilwechsel,  imd 
sei  deshalb  eine  Präsentation  zur  Verfallzeit  erforderlich  gewesen, 
welche  nicht  vorliege; 

b)  der  Kläger  habe  die  Notifikation  Über  das  Nothleiden  des  nach 
seiner  Angabe  nicht  bezahlten  Wechsels  unterlassen;  eine  solche  sei 
erst  Ende  April  1886  ihm  vom  Kläger  ertheilt,  mithin,  da  beide  Par- 
teien zur  Ver&llzeit  in  Cincinnati  wohnten,  nicht  in  angemessener 
Frist. 

Aus  beiden  Ghründen  sei  der  Kläger  nach  dem  in  Ohio  geltenden 
Wechselrechte  jedes  Anspruchs  gegen  ihn  aus  der  fraglichen  Urkunde 
verlustig. 

Das  Oberlandesgericht  beschloss  hierauf  die  Einholung  eines 
Bechtsgutachtens  von  einer  Behörde  des  Staates  Ohio  darüber,  ob  nach 
dem  Rechte  des  Staates  Ohio: 

1.  jene  Urkunde  ein  klagbarer  Wechsel  oder  Verpflichtungs- 
schein sei; 

2.  eine  Präsentation  zur  Zahlung  und  Protesterhebung  bei  der 
Kommerzial-Bank  in  Cincinnati,  oder  welche  von  beiden  Rechtshand- 
lungen mit  der  Wirkung  erforderlich  war,  dass  durch  Unterlassung  der- 
selben jedes  Klagerecht  gegen  den  Aussteller  aus  dieser  Urkunde  ver- 
loren ging; 

3.  eine  Notifikation  über  das  Nothleiden  des  Wechsels  im  Falle 
der    Nichtzahlung    desselben    zur   Verfallzeit     innerhalb   angemessener 
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Frist  vorgeschrieben  ist  und  deren  Unterlassung  den  Verlust  des  Klage- 
rechts gegen  den  Aussteller  zur  Folge  hat. 

Durch  Vermittelung  des  Herrn  Justizministers  erfolgte  ein  Bechts- 
gutachten  von  dem  Herrn  F,  0,  Roelker,  ^Bechtsbeistand  des  kaiser- 
lich Deutschen  Konsulats  zu  Cincinnati^,  ausgestellt  unter  dem  6.  Juni 
1890. 

In  demselben  ist  die  erste  jener  drei  Fragen  einfach  mit:  ^Ja^ 
beantwortet.  Das  Wechselrecht  des  Staates  Ohio  verlangt  also  nichts 
dass  der  Wechsel  sich  als  Wechsel  bezeichne^  und  kennt  eigenen  Wech- 
sel an  Ordre  des  Ausstellers  sowie  Domizilwechsel  auf  ein  Bankhaus 
am  Orte  des  Ausstellers. 

Auf  die  zweite  Frage  ist  folgende  Antwort  ergangen:  ^Nein. 
PrXseutation  zur  Zahlung  und  Protesterhebung  sind  blos  nöthig  gegen 
den  Indossanten.  Der  Aussteller  des  Wechsels  oder  Verpflichtungs- 
scheines bleibt  ohne  Präsentation  fiinfzehn  Jahre  nach  Verfall  des 
Scheines  haftbar.  Wenn  er  aber  nachweisen  kann^  dass  er  am  Ver- 
falltage in  der  Bank  war  mit  dem  Gelde,  um  den  Schein  einzulösen^ 
denselben  aber  nicht  bekommen  konnte,  so  ist  dies  ein  Umstand,  wel- 
chen  der  Gerichtshof  mit  Bezug  auf  Interessen  und  Zahlung  der  Pro- 
zessunkosten in  Betracht  nimmt.  ^ 

Die  dritte  Frage  ist  einfach  mit  f.Nein^  beantwortet. 


Rechtspreclning. 
Deutschland. 

A.  Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Form  der  Eheschliessung  von  Reichsangehörigen  tmd  deutschen 
Schutxgenossen  in  der  Türkei,  Anwendbarkeit  des  Satzes:  ylo- 
CU8  regit  actum'',  Geltung  und  Inhalt  der  in  der  Türkei  für 
die  Eheschliessung  christlicher  Nichtunterthanen  der  Pforte  be- 
stehenden gewohnheitsrechtlichen  Normen, 

Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  26.  Febr.   1891   (Entsch.  Bd.  27  8.  100  «.). 

Die  Parteien  gehören  zu  denjenigen  deutschen  Schutzgenossen^ 
welche  als  ^(^  /oc^o-Unterthanen^  bezeichnet  werden.  Sie  waren  früher 
im  Besitze  der  preussischen  Staatsangehörigkeit,  haben  dieselbe  und 
damit  die  deutsche  Beichsangehörigkeit  durch  längeren  als  zehnjähri- 
gen Aufenthalt  im  Auslande  verloren  und  hiernächst  mit  Ge- 
nehmigung der  kaiserl.  Botschaft  zu  Konstantinopel  ihre  Eintragimg 
als  deutsche  Schutzgenossen  in  die  Konsulatsmatrikel  des  kaiserl.  Kon- 
suls in  Alexandrien  erlangt^   wo  der  Kl%er  als  Beamter  der  ägypti- 
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sehen  Douane  fimgirt.  Noch  während  beide  Parteien  preussische 
Staatsaugehörige  waren,  sind  sie  nach  dem  vorliegenden  Atteste  des 
Konsuls  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  Jerusalem  am 
13.  August  1884  daselbst  vor  dem  Konsul  und  in  dessen  Gegenwart 
von  dem  Geistlichen  (dergyman)  Hermann  Friedländer  —  ,^who  is 
authorized  (wie  es  im  Atteste  heisst)  by  tlw  laws  of  England  to  per- 
form  such  a  ceremon,y^  getraut  worden  [weft'e  unüed  in  marriage). 
Das  Attest  ist  von  dem  Konsul,  dem  Geistlichen  Friedländer  und  zwei 
Zeugen  unterschrieben.  Beide  Parteien  wohnten  schon  damals  Inhalts 
des  Attestes  in  Alexandrien.  Sie  gehören  dem  protestantischen  Be- 
kenntnisse an. 

Der  Kläger  gründete  seineu  Antrag  auf  Nichtigkeitserklärimg  der 
Ehe  darauf,  dass  die  £he  im  StandesamtsbezLrke  des  kaiserl.  Konsuls 
in  Jerusalem  nur  vor  diesem,  nicht  aber  durch  kirchliche  Trauung, 
gültig  habe  geschlossen  werden  können.  Die  Beklagte  widersprach 
dem  Antrage,  und  das  Konsulargericht  wies  die  Klage  ab,  weil  die 
Parteien  dadurch,  dass  dem  kaiserl.  Konsul  in  Jerusalem  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  4.  Mai  1870  standesamtliche  Befugnisse  verliehen 
worden,  nicht  gehindert  gewesen  seien,  die  Ehe  in  den  am  Orte  der 
Eheschliessiuig  gesetzlich  anerkannten  Formen  einzugehen,  und  es  als 
gerichtsnotorisch  zu  gelten  habe,  dass  eine  von  einem  Kirchendiener 
christlichen  Bekenntnisses  vorgenommene  kirchliche  Trauung  eines  christ- 
lichen Paares  von  den  türkischen  Landesbehörden  als  eine  rechtsgültige 
Eheschliessung  anerkannt  wurde. 

Die  Berufun«;*  des  Klägers  ist  vom  Reichsgericht  nach  Einholung 
einer  Auskunft  des  Auswärtigen  Amtes  und  einer  weiteren  Auskunft 
des  kaiserl.  Konsuls  in  Jerusalem  zurl\ckgewie8en  worden. 

Aus  den  Gründen: 

,.Der  Kläger  ficht  die  Gültigkeit  der  von  ihm  mit  der  Beklagte!^ 
eingegangenen  Ehe  deshalb  au,  weil  die  Ehe  in  der  Türkei  rechtsgül- 
tig nicht  anders  als  standesamtlich  vor  einem  mit  der  Ermächtigung 
zur  Vornahme  bürgerlich  gültiger  Eheschliessungen  versehenen  diplo- 
matischen Vertreter  oder  Konsul  des  Deutschen  Reichs  habe  geschlossen 
werden  können.  Es  handelt  sich  daher  im  vorliegenden  Rechtsstreite 
in  erster  Linie  um  die  Frage,  ob  die  von  deutschen  Reichsangehörigeu 
oder  Schutz  genossen  in  der  Türkei  geschlossenen  Ehen  jener  Form  der 
Eingehung  zur  Anerkennung  ihrer  Rechtsgültigkeit  bedürfen. 

Vorweg  ist  zu  bemerken,  dass  der  Kläger  die  Begründung  seiner 
Ansicht,  nach  welcher  die  Zivilehe  für  die  Deutschen  in  der  Türkei 
nicht  minder,  wie  für  die  Deutschen  im  Inlande,  nach  §  41  des  Reichs- 
ji^esetzes  vom  6.  Februar  1875  (R.G.B1.  S.  28)  die  nothwendige  Form 
der  Eheschliessung  sein  soll,  nicht  in  der  durch  die  Kapitulationen 
geschaffenen  rechtlichen  Sonderstellung  der  Deutschen  in  der  Türkei 
sucht,  und  dass  der  Versuch  einer  solchen  Begründimg  auch  erfolglos 
bleiben  müsste.  Zwar  wird  die  Sonderstellung,  welche  die  Angehörigen 
anderer  Staaten    in    der    Türkei    auf  Grund    der  Kapitulationen    ein- 
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nehmen ;  vielfach  als  „ExterritorialitSt^  bezeichnet  ^  und  letztere  ist 
in  der  älteren  Doktrin  auf  die  Fiktion  zurückgeföhrt  worden,  dass  die 
Exterritorialen  so  anzusehen  seien,  als  hätten  sie  ihr  heimisches  Land 
nicht  verlassen,  woraus  folgern  würde,  dass  sie  lediglich  nach  ihrem 
heimischen  Rechte  zu  beurtheilen  wären.  Allein  jene  Fiktion  ist  von 
der  neueren  Doktrin  aufgegeben  worden. 

Vgl.   Stoerk,  Staatsunterthanen   und  Fremde,  in  v,  Holixen- 

dorffs  Handbuch  des  Völkerrechts,  Bd.   2  S.  656;  Heffttr, 

das  europäische  Völkerrecht,    8.  Ausgabe  S.   102  und  Anm.   1 

auf  S.  104;  Fiore,  Le  droit  interruUional prive  BA.  1  8.  260  flf.; 

femer:  Salem  im  Journal  du  droit  intern,  priv6  1889  S.  30  flf. 

Die  Exterritorialität  wird  ausserdem  selbst  von  denen,  welche  an 

der  gedachten  Fiktion  festhalten,  nicht  dahin  verstanden,  dass  es  den 

Exterritorialen  nicht  gestattet  sei,  ihre  Rechtsgeschäfte  in  den  Formen 

der  Gesetze  des  Staates,  in  dem  sie  sich  aufhalten,  zu  schliessen. 

Vgl.  Härtens y  das  Konsularwesen,  Ausgabe  von  Skerst  S.  41. 
Danach  fragt  es  sich,  ob  positive  reichsgesetzliche  Bestimmimgen 
vorhanden  sind,  welche  die  Anwendung  der  für  das  Inland  obligatorisch 
geltenden  Form  der  Zivilehe  mit  der  gleichen  Wirkung  auf  die  in  der 
Türkei  lebenden  Deutscheu  vorschreiben.  Dies  behauptet  der  Kläger, 
jedoch  mit  Unrecht. 

In  Betracht  kommen  hiebei  das  durch  die  Reichsverfassimg  zum 
Keichsgesetze  erhobene  Gesetz  vom  4.  Mai  1870  (B.G.Bl.  S.  599 J, 
ferner  das  Personenstandsgesetz  vom  6.  Februar  1875  (R.G.B1.  S.  23) 
und  das  Reichsgesetz  Über  die  KousulargerichtRbarkeit  vom  10.  Juli 
1879  (R.G.B1.  S.  197).  Nach  §  1  des  erstgedachten  Gesetzes  kann 
einem  diplomatischen  Vertreter  des  Reichs  sowie  einem  Reichskonsul 
—  letzterem  für  dessen  Amtsbezirk  -—  vom  Reichskanzler  die  Er- 
mächtigung zur  Vornahme  bürgerlich  gültiger  Eheschliessungen  von 
Reichsangehörigen  (und  Schutzgenossen,  vgl.  §  85  Abs.  2  des  Gresetzes 
vom  6.  Februar  1875)  ertheilt  werden.  Nach  §  8  daselbst  erlangt 
die  Ehe  mit  dem  Abschlüsse  vor  dem  Beamten  bürgerliche  Gültigkeit. 
ZweifeUos  enthalten  diese  Bestimmungen  eine  Abweichung  von  dem  im 
internationalen  Privatrechte  anerkannten  Satze,  dass  die  Form  der 
Verträge,  insbesondere  auch  der  Eheschliessung, 

vgl.  Erkenntniss  des  vormaligen  preuss.  Obertribuuales  vom 
15.  Jan.  1855,  Entsch.  Bd.  29  S.  380, 
sich  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  der  Vertrag  oder  die  Ehe  ge- 
schlossen wird,  bestimme  (rloous  regit  actv/m^).  Allein  diese  Abwei- 
chung besteht  nur  darin,  dass  die  Deutschen  in  denjenigen  ausländi- 
schen Staaten  und  Konsnlatsbezirken,  für  welche  dem  diplomatischen 
Vertreter  oder  dem  Konsul  die  gedachte  Ermächtiguug  ertheilt  ist,  sich 
neben  den  durch  die  Gesetze  des  Ortes  bestimmten  Formen  auch  der 
im  Gesetze  vom  4.  Mai  1870  angegebenen  Form  mit  der  Wirkung 
bedienen  können,  dass  ihre  Ehe  vor  deutschen  Gerichten  als  gültig 
anerkannt  wird.     Zu    der    weitergehenden  Annahme,  dass  die  in  den 


28  Bechtsprechung:  Deutschland. 

betre£Pendeii  Staaten  und  Konsnlatsbezirken  geschlossenen  Ehen  deut- 
scher Reichsangehöriger  und  Schutzgenossen  nur  dann  als  gültig  an- 
zusehen seien  ^  wenn  sie  vor  dem  zu  Eheschliessungen  ermächtigten 
Beamten  geschlossen  sind,  nöthigt  weder  der  §  1,  noch  der  §  8  des 
Gesetzes,  welch  letzterer  von  dem  Zeitpunkte  handelt^  in  dem  die 
Gültigkeit  der  vor  dem  Beamten  geschlosseneu  Ehe  eintritt. 

Vgl.  V.  König,  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens. 
4.  Ausg.  S.  124. 
Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  4.  Mai  1870,  welche  sonach 
die  Anwendung  der  am  Orte  der  Handlung  geltenden  Formen  für  die 
Eingehung  der  Ehen  von  Deutscheu  im  Auslande  nicht  ausschliessen^ 
sind  durch  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1875  und  speziell  durch  den 
§  41  desselben:  ,. Innerhalb  des  Gebietes  des  Deutschen  Reichs  kann 
eine  Ehe  rechtsgültig  nur  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen  wer- 
den^, nicht  berührt  worden,  wie  im  §  85  Abs.  1  daselbst  ausdrück- 
lich verordnet  ist.  Beide  Gesetze  gelten  danach  fortan  neben  einan- 
der in  sich  gegenseitig  ausschliessendem  Geltungsbereiche^  das  eine  im 
Inlande^  das  andere  im  Auslande.  Wenn  nun  demnächst  das  Gesetz 
über  die  Konsolargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879  im  §  3  Abs.  1 
bestimmt : 

,.In  Betreff  des  bürgerlichen  Rechts   ist   anzunehmen  ^  dass   in 

den    Konsulargerichtsbezirk en    die    Reichsgesetze,    das    preuss. 

Allgem.  Landrecht  und    die  das  bürgerliche  Recht  betreffenden 

allgemeinen   Gesetze   derjenigen   preussischen   Landestheile;   in 

welchen  das  Allgem.  Landrecht  Gesetzeskraft  hat^  gelten^  — 

so  erscheint  von  vornherein  die  Annahme  ausgeschlossen^  dass  mit  dem 

Hinweise  auf  die  Reichsgesetze  beide  vorgedachte  Gesetze  vom  4.  Mai 

1870  und  6.  Februar  1875   gleicherweise  in  den  Konsulargerichtsbe- 

zirken  flir  anwendbar  haben  erklärt  werden  sollen. 

Es  kann  sich  nur  fragen^  ob  der  durch  das  erstere  Gesetz  für  das 
Ausland  in  Ansehung  der  Eheschliessungen  Deutscher  bereits  geregelte 
Rechtszustand  insoweit  eine  Aenderung  erfahren  hat,  dass  in  den  Kon- 
sulargerich tsbezirken  die  nach  jenem  Gesetze  nur  fakultative  Ehe  zur 
nothwendigen  Form  der  Eheschliessung  geworden  ist.  Die  Frage  ist 
jedoch  zu  verneinen.  Zu  einer  Aenderung  des  Gesetzes  vom  4.  Mai 
1870  in  der  angedeuteten  Beziehung  war  das  die  Ausübung  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit ordnende  Gesetz  nicht  der  Ort,  und  wäre  eine 
solche  Aenderung  beabsichtigt  worden,  so  würde  sie  einen  anderen 
Ausdruck  gefunden  haben,  als  den  eines  allgemein  gehaltenen  Hin- 
weises auf  die  Reichsgesetze;  welcher  ja  auch  das  Gesetz  vom  4.  Mai 
1870  seinem  ganzen  unveränderten  Inhalte  nach  umfasst.  Dass  die 
Absicht  auf  Einführung  der  obligatorischen  Zivilehe  in  die  Konsular- 
gerichtsbezirke  gegangen  sei,  kann  um  so  weniger  angenommen  wer- 
den, afe  dieser  Absicht  zu  ihrer  Verwirklichung  die  Durchführung 
standesamtlicher  Einrichtungen  in  den  Konsulargerich  tsbezirken  vor- 
aussetzen  würde,    für  welche  keine  Vorsorge  getroffen   ist.     Denn  die 
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Befugniss  der  diplomatischen  Vertreter  und  der  Konsuln  zu  Ehe- 
Schliessungen  hängt  noch  gegenwärtig  von  der  Ermächtigung  dazu 
durch  den  Reichskanzler  ab^  und  es  findet  sich  keine  gesetzliche  Vor- 
schrift, nach  welcher  den  Konsuln  in  den  Konsulargerichtsbezirken 
diese  Ermächtigung  ertheilt  werden  muss.  Danach  kann  die  allge- 
meine  Bezugnahme  auf  die  Beichsgesetze  im  §  3  des  Gesetzes  vom 
10.  Juli  1879,  was  die  Form  der  Eheschliessung  angeht;  nur  dahin 
vexstanden  werden,  dass  sie  eine  Bestätigung  des  reichsgesetzlich  be- 
reits durch  das  Gresetz  vom  4.  Mai  1870  für  das  Ausland,  also  auch 
für  die  Bezirke  der  Konsul  argerichte^  geregelten  Zustandes  enthält. 
Das  Gesetz  vom  6.  Februar  1875  findet  hingegen  in  den  Konsular- 
gerichtsbezirken wie  überhaupt  auf  die  im  Auslände  geschlossenen 
Ehen  von  Deutschen  niur  insoweit  Anwendung,  als  es  in  den  §§  28 
bis  40  die  nach  §  3  des  Gesetzes  vom  4.  Mai  1870  dem  zu  Ehe- 
schliessungen  ermächtigten  Beamten  nachzuweisenden  Erfordernisse  zur 
Eingehung  der  Ehe  enthält. 

Vgl.  V.  König,  a.  a.  0.  S.  119  ff. 
Erweist  sich  damit  der  rechtliche  Standpunkt  des  Klägers  als  un- 
haltbaT;  und  kann  der  Ehe  der  Parteien  die  bürgerliche  Wirksamkeit 
nicht  entzogen  werden,  falls  dieselbe  nur  nach  dem  in  Jerusalem  zur 
Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  geltenden  Eheschliessungsrechte  einge- 
gangen ist,  so  war  die  Entscheidung  von  dem  Ergebnisse  der  in  Be- 
ziehung auf  das  Bestehen  und  den  Inhalt  dieses  Rechtes  stattgehabten 
Ermittelungen  abhängig  zu  machen.  Die  vom  Auswärtigen  Amte  er- 
theilte  Auskunft  ergibt^  dass  die  türkische  Gesetzgebung  Bestimmungen 
über  die  Eheschliessung  der  deutschen  Reichsangehörigen  und  Schutz- 
genossen nicht  getroffen  hat,  und  dass  die  türkischen  Behörden  sich 
der  Entscheidung  über  Gültigkeit  solcher  Ehen  enthalten,  dieselben  vielmehr 
ohne  Weiteres  als  gültig  anerkennen,  wenn  der  zuständige  Konsul 
deren  Gültigkeit  bescheinigt.  Es  ist  anzunehmen,  dass  das  Gleiche 
hinsichtlich  aller  Ehen  nicht  muselmännischer  Nichtunterthanen  der 
Pforte,  welche  auf  Grund  der  Kapitulationen  die  oben  gekennzeichnete 
Sonderstellung  in  der  Türkei  haben,  der  Fall  ist.  Danach  ist  zwar 
die  Form  der  Eingehung  solcher  Ehen  in  der  Türkei  gesetzlich  nicht 
geregelt;  es  steht  aber  das  türkische  Recht  der  Bildung  eines  auf  die 
Form  der  Elieschliessung  bezüglichen  Gewohnheitsrechtes  nicht 
entgegen^  welchem  die  gleiche  Kraft  wie  einem  Gesetze  beizumessen 
wäre,  das  also^  wenn  es  die  Anerkennung  der  massgebenden  deutschen 
Behörden  erlangte,  zur  Folge  hätte ^  dass  die  mit  seiner  Beobachtung 
geschlossenen  und  darum  von  den  deutschen  Behörden  für  rechts- 
gültig erachteten  Ehen  auch  von  den  türkischen  Behörden  als  solche 
anerkannt  werden  würden.  Auf  das  Bestehen  eines  solchen  Gewohn- 
heitsrechtes weisen  die  Entscheidungsgründe  des  ersten  Richters  hin^ 
in  denen  als  gerichtsnotorisch  bezeugt  wird,  dass  eine  von  einem  Kirchen- 
diener christlichen  Bekenntnisses  vorgenommene  kirchliche  Trauung  eines 
christlichen  Paares  von  den  türkischen  Landesbehörden  als  eine  rechts- 
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gültige  EheBchliessung  anerkannt  wird.  Es  liegen  femer  eine  Beihe 
unverdächtiger  Zeugnisse  in  der  französischen  und  italienischen 
Literatur  und  Rechtsprechung  vor,  welche  mit  völliger  Bestimmtheit 
das  Bestehen  eines  solchen  Gewohnheitsrechtes  konstatiren.  Hervor- 
zuheben sind  folgende: 

1)  Salem  (Advokat  in  Salonichi)  sagt  in  seiner  Abhandlung: 
Du  muriage  des  Sirangers  en  Turquie  bei  Clu/net,  Journal  du  droit 
,  interncUtonal  prive  Jahrg.  1889  S.  28:  Les  sujets  Strangers  ont  de 
tout  temps  ceUhrS  leur  mariage  devant  le  curS  de  leur  paroisse. 
2)  Ein  ürtheil  des  Kassationshofs  zu  Turin  vom  29.  Juli  1870 
(Ännali  della  giurisprudenxa  UaMana  Bd.  14  Jahrg.  1870  S.  225) 
spricht  sich  dahin  aus:  La  legislaxione  ottoinana  nofi  impone  dt 
matrwwni  del  segtuici  di  Christo  i  ritti  di  Maometto,  ma  li  riconosce 
validi,  purche  celebrati  dinanzi  al  ministro  e  secondo  i  riti  del  loco 
coUo.  3)  In  dem  Urtheile  des  französischen  Konsulargerichts  in 
Konstantinopel  vom  3.  August  1861  {Sirey^  Recueü  gSnSral  des  Uns  et 
des  arrets,  1865  Thl.  I  S.  317)  heisst  es:  Les  fnariages,  soit  entre 
Frangais,  soit  entre  Fran^ais  et  eirangers,  sont  reconnus  valahles,  lors- 
quHls  ont  6te  cSUhris  dans  la  forme  usitSe  ckez  les  chri- 
tiens  du  Levant,  c^est-d-dire  par  le  curi  de  la  paroisse. 
4)  Endlich  wird  in  einem  sich  allerdings  auf  das  örtliche  Eecht  in 
Konstantinopel  beschränkenden  Urtheile  des  Appellhofes  zu  Aix  vom 
20.  März  1862  {Daüox ,  Recueü  pSriodique  Jahrgang  1863  Abth.  2 
S.  48)  gesagt:  D' apres  la  hi  et  rusage  de  Constantinople  le  eure 
des  ipoux  est  compStent  pour  proreder  a  Imr  mariage  suivant  les 
regles  ecclSsiastiquss, 

Gefördert  worden  ist  offenbar  die  Bildung  und  Anerkennung  eines 
solchen  Gewohnheitsrechtes  durch  das  praktische  BedürfhisS;  das  man- 
gels einer  für  die  Fremden  in  der  Türkei  massgebenden  landesgesetz- 
lichen Regelung  zur  Schaffung  gewohnheitsrechtlicher  Formen  der  Ehe- 
schliessung unter  den  zahlreich  in  den  türkischen  Ländern  lebenden 
fremden  Christen  führen  musste.  Die  Gesetzgebung  einer  Reihe  euro- 
päischer Staaten  hat  allmählich;  aber  nicht  allgemein,  dem  Bedürfnisse 
abzuhelfen  gesucht,  indem  sie  den  in  der  Türkei  wohnenden  Staats- 
angehörigen auf  Grund  der  Kapitulationen  die  Eingehung  der  Ehe  in 
den  Formen  der  Zivilehe  im  Laufe  der  Zeit  ermöglichte.  Was  Deutsch- 
land betrifft,  so  hatten  bis  zum  Gresetze  vom  4.  Mai  1870  nur  die  in 
der  IMirkei  wohnenden  evangelischen  Preussen  nach  dem  Gesetze 
vom  3.  April  1854  sowie  die  hamburgischen  Staatsangehörigen, 

Vgl.  V.  Kimig,  Handbuch  des  deutsclien  Konsularwesens 
4.  Ausg.  S.  118,  119, 
eine,  übrigens  beschränkte,  Möglichkeit,  eine  Zivilehe  einzugehen.  War 
aber  und  ist  noch  jetzt  für  die  in  der  Türkei  lebenden  Christen  eine 
andere  Form  der  Eheschliessung  nicht  entbehrlich  und  für  die  Aus- 
bildung einer  solchen  dem  Gewohnheitsrechte  Kaum  gegeben,  so  lag 
es   nahe,    dass    das    hergebrachte    kirchliche  Eheschliessnngsrecht    zum 
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Inhalt  des  Gewohnheitsrechtes  gemacht  wurde.  Die  kirchliche  Ehe- 
schliessung stellt  sich  bei  den  in  der  Türkei  lebenden  katholischen 
und  eyangelischen  Christen  als  die  Uebung  der  von  ihnen  aus  der 
Heimath  mitgebrachten  Sitte  und  Bechtsan Behauung  dar.  Auch  ist 
dieselbe  nicht  auf  die  fremden  Christen  in  der  Türkei  beschränkt, 
sondern  ebenso  die  gebräuchliche  —  und  vom  Gesetze  anerkannte  — 
Form  der  Eheschliessung  für  die  christlichen  Unterthanen  der  Pforte. 

Vgl.  Salem,  a.  a.  0.:  „fes  jyretres  sont  en  vertu  des 
usages  gäneralement  suivis  et  eonfirmes  par  la  loi  prSdtee 
—  vom  Jahre  1881  —  autorises  ä  eeUhrer  les  9nariages  de.s 
personnes  appartenent  ä  leur  rite. 

Es  zeigt  sich  hierin  die  Gemeinschaftlichkoit  christlicher  An- 
schauung, vermöge  deren  der  bei  den  fremden  Christen  zur  Geltung 
eines  Gewohnheitsrechts  gelaugte  Brauch  bei  ihren  einheimischen  Glau- 
bensgenossen Gesetzeskraft  erhielt. 

Nacb  der  Bescheinigung  des  amerikanischen  Konsuls  vom  13.  Au- 
gust 1884  sind  die  Parteien,  wie  auch  vom  Kläger  nicht  in  Abrede 
gestellt  ist,  von  dem  als  Geistlichen  bezeichneten  Hermann  Friedlän- 
der getraut  worden.  Friedländer  war,  wie  die  amtliche  Auskunft  des 
kais.  Konsuls  zu  Jerusalem  ergeben  hat,  als  Priester  ordinirt  und  zur 
iraglichen  Zeit  Seelsorger  bei  der  englischen  Proseljtengemeinde  der 
Christuskirche  zu  Jerusalem.  Der  Karakter  einer  kirchlichen 
Trauung  wohnte  danach  dem  von  ihm  vorgenommenen  Akte  zweifel- 
los bei.  Allerdings  ist  nicht  festgestellt,  dass  die  Parteien  zu  der  Ge- 
meinde gehörten,  bei  welcher  Friedländer  als  Seelsorger  angestellt 
war.  Indessen  ist  hieraus  ein  wesentliches  Bedenken  gegen  die  Gültig- 
keit der  Ehe  nicht  herzuleiten.  Wenn  in  den  oben  wiedergegebenen 
Aussprüchen  Salem's  und  der  französischen  Gerichtshöfe  von  dem 
Pfarrer  der  Parochie  als  dem  zuständigen  Geistlichen  gesprochen 
wird,  so  folgt  daraus  für  den  Streitfall  nicht,  dass  die  Gültigkeit  der 
Ehe  von  der  Zuständigkeit  des  Geistlichen  abhängig  zu  macheu  ist. 
Müsste  auch  nach  den  Grundsätzen  des  katholischen  Eheschliessungs- 
rechtes,  wie  es  durch  das  Tridentinische  Konzil  gestaltet  ist,  eine  Un- 
gültigkeit der  vor  dem  unzuständigen  Geistlichen  geschlossenen  Ehe 
anzunehmen  sein,  so  wird  doch  nach  protestantischem  Eherechte  die 
Zuständigkeit  des  Geistlichen  nicht  als  ein  wesentliches  Erfordemiss 
der  Ebeschliessnng  angesehen. 

Vgl.  Richter- Dove,  Lehrbuch  des  katholischen  und  evan- 
gelischen Kirchenrechtes  7.  Aufl.  S.  974;  Walter,  Lehrbuch 
des  Kirchenrechtes  14.  Aufl.  S.  661;  Schulte,  Lehrbuch  des 
katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechts  4.  (bezw.  1.) 
Aufl.  S.  369;  Friedberg,  Lehrbuch  des  katholischen  und 
evangelischen  Kirchenrechtes  3.  Aufl.  S.  399,  400;  Vering  y 
Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechtes 
S.   718:  vgl.  ferner  §   169  A.L.R.  H    1. 
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Da  nun^  wie  oben  dargelegt  ist^  die  gewohnheitsrechtliche  Uebung 
der  kirchlichen  Trauung  bei  den  Ehen  der  Christen  in  der  Türkei 
nicht  ausser  Zusammenhang  mit  den  heimischen  Anschauimgen  zu  den- 
ken ist,  vielmehr  in  diesen  ihre  Wurzel  und  ihr  Vorbild  hat,  so  er- 
scheint die  Folgerung  gerechtfertigt,  dass  auch  in  der  angegebenen 
Beziehung  ein  Unterschied,  zufolge  dessen  die  zwischen  Protestanten 
in  der  Türkei  vor  einem  unzust&ndigen  Greistlichen  geschlossene  Ehe 
als  ungültig  zu  betrachten  wäre,  nicht  besteht.  Es  ist  in  Betracht  zu 
ziehen,  dass  für  die  Gültigkeit  solcher  Ehen  ein  innerer  Grund  vor- 
handen ist,  der  bei  den  Ehen  der  Katholiken  fehlt,  und  der  sich  bei 
den  Ehen  der  Protestanten  in  der  Türkei  ebenso  wirksam  erweisen 
muss,  wie  er  für  die  protestantische  Anschauung  offenbar  bestimmend 
gewesen  ist.  Dieser  innere  Grund  liegt  darin,  dass  nach  protestanti- 
scher Auffassung  der  Geistliche  den  Akt  der  Trauung  vornimmt,  wäh- 
rend nach  dem  katholischen  Kirchenrechte  nur  seine  Gegenwart  bei 
Erklärung  des  Konsenses  der  Eheschliessenden  erforderlich  ist.  Letz- 
terer Akt  lässt  sich,  wenn  der  Greistliche  unzuständig  war,  vor  dem 
zuständigen  Geistlichen  wiederholen,  dagegen  müsste  es  bedenklich  er- 
scheinen, den  von  einem  angestellten  Geistlichen  vorgenommenen 
Trauungsakt  trotz  des  ihm  innewohnenden  kirchlichen  Kiurakters  ftir 
ungültig  zu  erklären  und  die  Wiederholung  vor  einem  anderen  — 
dem  zuständigen  —  Geistlichen  zu  verlangen."^ 

Darlehen  an  preussische  Militärpersonen» 

§  7  00  Th.  I  Tit.  11  des  Preussischen  Allgemeinen 
Landrechts,  wonach  Unteroffiziere,  gemeine  Soldaten  und  deren 
Weiber  ohne  schriftliche  Einwilligung  ihres  Kompagniechefs  kein  gül- 
tiges Darlehen  aufnehmen  können,  .  .  .  kann  sich  nur  auf  preussische 
Soldaten  beziehen,  nicht  aber  auf  einen  sächsischen  Unteroffizier. 
Hans.  Oberlandesgericht,  Zivilsenat  II,  23.  Mai  1891  i.  S.  M.  .  .  . 
gegen  M.  ...  (Bf  H  110  90). 

Verpflichtung    durch    einen  in   Russland   bestellten    Handlungs- 
bevollmächtigten   aiis    einem    dort   ausgestellten     Verpflichtungs- 
scheine. 

Urtheil  des  Kammergerichts  in  Berlin,  verkündet  am  30.  März 
1889.    Urtheil  des  Beichsgerichts  vom   21.  September  1889. 

Mltgethcilt  von  Herrn  Kammergerichtsrath  Neuhauer  in  Berlin. 

Die  Handlung  W.  forderte  von  dem  Fabrikbesitzer  F.  Zahlung 
von  2906  Rubel  44  Kopeken  oder  6015  M.  71  Pf.  sanmit  Zinsen 
aus  einem  Schuldscheine,  welchen  B.,  Bevollmächtigter  des  F.,  zu 
Gunsten  eines  Vertreters  des  W.,  Namens  R.,  in  Kiew  am  12.  Mai 
1884  ausgestellt  hat.  R.  hat  seine  Rechte  aus  dem  Schuldscheine  an 
die  klagende  Güindlung  W.  abgetreten. 

Der  Schuldschein  lautete: 

Gegen  diese  meine  Schuldverschreibung  bin  ich  verpflichtet,  nicht 
später  als  am   1.  Oktober  1884  dem  Württemb.  Unterthanen . . .  R. 
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oder  an  desseu  Ordre  hier  in  Kiew  zu  bezahlen  2905  Rubel  44  Ko- 
peken Silber,  welche  Summe  ich  von  ihm  in  Waare  zum  Vollen  er- 
halten habe. 

Kiew,  den  12.  März  1884. 
In  Vollmacht  des  Kiewschen  Kaufmanns  zweiter  Gilde  Theodor  F. 

X.    Xv.    ß. 

Die  Klägerin  machte  geltend,  nach  dem  für  dieses  Bechtsverhält- 
niss  massgebenden  russisclien  Kechte  seien  Verpflichtungsscheine  jeder 
Art  auch  ohne  Angabe  des  Schuldgrundes  geeignet,  einen  selbständigen 
Klagegrund  zu  bilden.  B.  sei  damals  Prokurist  des  F.  und  als  solcher 
nach  russischem  Kechte  zur  unbeschränkten  Vertretimg  des  F.  befugt 
gewesen,  ausserdem  sei  er  dazu  nach  Inhalt  einer  ihm  ertheilten  Voll- 
macht berechtigt  gewesen,  auch  sei  er  von  F.  noch  ausdrücklich  zur 
Abgabe  des  Schuldbekenntnisses  für  die  Ueberlassung  von  Maschinen 
ermächtigt  worden.  Freilich  habe  der  Beklagte  F.  bald  darauf  dem 
B.  eine  neue  Vollmacht  ertheilt  und  sich  die  frühere  Vollmacht  zurück- 
geben lassen.  Der  Inhalt  der  erstbezeichneten  notariellen  Vollmacht, 
in  welcher  die  Ermächtigung  zur  Ausstellung  von  Schuldscheinen  aus- 
drücklich erwähnt  sei,  habe  etwa  so  gelautet: 

F.  ertheilt  dem  B.  Vollmacht  zur  Verwaltung  eines  Lagers  land- 
wirthschaftlicher  Maschinen  und  Geräthe  in  der  Stadt  Kiew  während 
des  Jahres  1884,  mit  dem  Rechte,  die  Waare  gegen  baares  Geld 
und  auf  Kredit  zu  verkaufen,  Wechsel  entgegenzunehmen,  Kontrakte 
abzuschliessen,  Gelder  zu  empfangen  und  zur  Vertretung  in  allen 
.  Angelegenheiten  bei  den  allgemeinen  und  den  Friedensgerichts- 
institutionen mit  allen  Rechten,  welche  im  Art.  250  des  Ustars 
ftir  die  Zivilgerichtsbarkeit  aufgeführt  sind. 

Der  Beklagte  F.  bestritt,  dass  B.  zur  Ausstellung  solcher  Schuld- 
scheine berechtig^  gewesen  sei ;  dies  erhelle  auch  nicht  aus  der  Voll- 
macht; B.  sei  nicht  Prokurist  gewesen;  noch  weniger  sei  er  ausdrück- 
lich ermächtigt  gewesen,  den  Schein  auszustellen.  Unrichtig  sei  die 
Angabe  der  Klägerin  über  die  Wirkung  eines  formalen  Schuldbekennt- 
nisses nach  dem  hier  gar  nicht  anwendbaren  russischen  Rechte,  zumal 
die  Schlnssworte  ,^ welche  Summe  etc.''  einen  Schuldgrund  enthielten. 
Jedenfalls  sei  er  auch  nacli  russischem  Rechte  befugt,  diirch  Aufdeckung 
des  wahren  Sachverhalts  klarzustellen,  dass  ein  Schuldverhältniss  nicht 
bestehe,  also  der  Schuldschein  nichtig  sei.  Dies  sei  hier  der  Fall, 
weil  R.  dem  B.  niemals  Waaren  geliefert  habe.  Vielmehr  habe  sich 
die  Sache  so  verhalten :  Er  habe  früher  bei  der  Handlung  Z.  &  Comp, 
ein  Kommissionslager  seiner  Maschinen  gehabt.  Diese  Handlung, 
welche  demnächst  in  Konkurs  gerathen  sei,  habe  behauptet,  an  ihn 
noch  eine  Forderung  in  Höhe  von  2905  Rubel  44  Kopeken  zu  haben. 
R.  habe  geltend  gemacht,  diese  Forderung  durch  Zession  erworben  zu 
Laben ;  letzteres  sei  gar  nicht  richtig,  auch  habe  die  Handlung  Z.  &  Comp, 
in  Wahrheit  eine  Forderung  an  ihn  nicht  gehabt.  Allein  die  Hand- 
lung Z.  &  Comp,  habe  die  ihr  als  Kommissionsgut  übersandten  Waaren 
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au  R.  überlassen ;  sei  auch  in  der  Lage  gewesen^  dies  wirksam  zu 
thun^  weil  das  russische  Becht  Kommissionsgut  nicht  kenne,  vielmehr 
der  Inhaber  des  Kommissionsgutes  über  dieses  ^ei  verfolgen  dürfe. 
R.  habe  demnächst  die  Maschinen  an  B.  überlassen  und  dieser  deshalb 
den  Schuldschein  ausgestellt.  In  Wirklichkeit  habe  hienach  ein  Recht 
des  R.;  der  Herausgabe  der  Maschinen  an  B.  zu  widersprechen,  jeder 
Unterlage  entbehrt :  es  habe  daher  an  jedem  Rechtsgrunde  för  den 
Schuldschein  gefehlt.  Eventuell  stehe  ihm  eine  Forderung  an  Z.  &  Comp. 
zu,  die  er  der  Zedentin  gegenüber  aufrechneu  könnte. 

Die  Klägerin  hat  hierauf  in  Abrede  gestellt,  Rechte  der  Hand- 
lung Z.  &  Comp,  zu  verfolgen,  welche  diese  nicht  zedirt  habe ;  sie  will 
angeblich  nur  Rechte  des  R.  geltend  machen,  von  welchem  B.  in  der 
That  Waaren  zu  dem  angegebenen  Betrage  erhalten  habe. 

Der  Beklagte  ist  in  erster  Instanz  nach  dem  Klageantrage  ver- 
iirtheilt,  die  Berufung  und  die  Revision  sind  zurückgewiesen.  In  der 
Revisionsinstanz  ist  eine  prozessuale  Frage  zur  Sprache  gekommen.  In 
dieser  Beziehung  sei  hier  mitgetheilt: 

Durch  Ersuchen  des  russischen  Gerichts  zu  Riga  ist  der  R.  als 
Zeuge  vernommen.  Die  Revision  verlangte  die  Aufhebung  des  Berufungs- 
urtheils,  weil  der  Zeuge  nicht  vereidigt  sei.  Das  Berufungsurtheil  er- 
wähnte im  Thatbestande,  das  über  die  Vernehmung  des  Zeugen  auf- 
genommene Protokoll  lasse  nicht  erkennen,  dass  der  Zeuge  vereidet 
sei.   Das  Urtheil  des  R.G.  (Sen.  I)  sa^  hierüber : 

„Der  Vertreter  des  Revisionsklägers  ...  ist  aufgefordert,  nachzu- 
weisen, an  welcher  Stelle  etwa  im  Berufungsverfahren  die  Nichtver- 
eidigung von  seiner  Partei  gerügt  sei.  Er  erklärte  sich  dazu  ausser 
Stande.  —  Hienach  ist  der  Mangel,  da  die  Parteien  auf  die  Ver- 
eidigung verzichten  können  —  Z.P.O.  §  375  — ,  nach  §  267  geheilt. 
Vgl.  die  Urtheile  des  R.G.  II  bei  Bolze  II  Nr.  1709,  V  daselbst 
1710,  V  Band  III  Nr.  1282,  VI  und  I  daselbst  1283,  V  daselbst  1284, 
m  daselbst  1285.^     (Die  Daten  sind  weggelassen.) 

In  dem  Urtheile  des  Berufungsgerichts  ist  im  Uebrigen  aus- 
geführt: 

„ ...  Da  eine  entgegenstehende  Willensmeinung  der  Vertragschlies- 
senden  weder  aus  der  Urkunde  selbst  erhellt,  noch  sonst  dargelegt  ist, 
so  findet  auf  die  in  Kiew  übernommene,  daselbst  zu  erfüllen  gewesene 
Verbindlichkeit  das  russische  Recht  Anwendung.  Dennoch  ist  mit  dem 
ersten  Richter  für  entbehrlich  erachtet,  darauf  einzugehen,  ob  nach 
russischem  Rechte  der  Schuldschein  als  abstraktes  Schuldversprechen 
klagbar  sei;  denn  der  Schluss  des  Schuldscheins  lässt  einen  bestimm- 
ten Schuldgrund  erkennen.  Aber  auch  abgesehen  davon,  ist  nach  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen,  die,  wie  ohne  Weiteres  anzunehmen  ist, 
auch  in  Russland  gelten,  davon  auszugehen,  der  Schuldner  könne, 
mindestens  gegenüber  dem  ursprünglichen  Gläubiger  und  dessen  Sonder- 
nachfolger, einredeweise  geltend  machen,  das  zu  Grunde  liegende  Rechts- 
geschäft sei  nicht  klagbar.    Der  Beklagte  hat  jedoch  den  Beweis  nicht 
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erbracht,  dass  die  Leistung^  welche  der  Verpflichtuagsschein  als  erfolgt 
anerkennt;  in  Wahrheit  nicht  gewährt  sei.  Die  Waareu,  von  deren 
Empfang  zum  Vollen  der  Schuldschein  spricht^  sind  offenbar  die  Ma- 
schinen ^  welche  der  Beklagte  au  die  Handlung  Z.  &  Comp,  in  Ver- 
kaufskommission gegeben  hat. 

Ob  die  Angabe,  nach  russischem  Kechte  könne  der  Kommissionär 
über  Kommissionsgut  frei  yerfügen,  richtig  ist,  kann  unerörtert  bleiben. 
Das  russ.  H.G.B.  enthält  zwar,  sowohl  das  bis  1887  geltende,  als 
das  seitdem  geltende  (vgl.  die  Ausgabe  von  ??.  Schultz  für  die  ältere 
Fassung,  Riga  und  Leipzig  1851,  und  die  von  Zwingman7i  für  die 
seit  1887  geltende  Fassung,  Riga  1889),  soviel  ermittelt,  Vor- 
schriften über  Kommissionsgeschäfte  nicht ;  dass  das  allgemeine  bürger- 
liche Recht  Vorschriften  enthielte,  nach  welchen  der  Kommissionär 
£igenthümer  des  Kommissionsgutes  wird,  ist  nicht  anzunehmen  und 
jedenfalls  nicht  dargethan.  Auch  Lehr,  elenients  etc.,  Paris  1890, 
Bd.  2  S.  420  Anm.  konstatirt,  dass  das  russische  bürgerliche  Recht 
sich  mit  dem  Kommissionsgeschäfte  nicht  befasse.  Das  neuverfasste 
BLG.B.  enthält  als  Zusatz  zum  Art.  53  ein  Reglement  über  die  £r- 
bffhung  von  Kommissionsbureaux  für  Privatgeschäfte.  Lehr  gibt  a.  a.  O. 
an,  dass  danach  zur  Eröffnung  eines  solchen  Bureaus  die  Genehmigung 
des  Ministers  des  Innern  oder  des  Gouverneurs  der  Provinz  und  eine 
näher  bestimmte  Sicherheitsleistung  erforderlich  sei.  Leuthold,  Russ. 
Rechtskunde,  Leipzig  1889,  erwähnt  S.  164,  dass  ein  Kontor  zur 
gewerbsmässigen  Betreibung  von  Kommissionsgeschäften  nur  von  sol- 
chen errichtet  werden  dürfe,  welche  einen  Handelsschein  erster  Gilde 
besitzen.  S.  358  lehi-t  Leuthold,  dass  im  Konkurse  ein  Absonderungs- 
recht bestehe  unter  anderem  für  den  Wechsel,  welchen  der  Gemeiu- 
schuldner  für  Waaren,  die  er  kommissionsweise  verkauft  hat,  in  Zah- 
lung erhalten  und  noch  nicht  weiter  begeben  hat,  falls  er  zu  seinem 
Kommittenten  nicht  del  credere  steht,  gegen  Zahlung  der  Kosten,  .  . 
femer  für  die  im  Besitze  des  Gemeinschuldners  befindlichen  Waaren, 
welche  letzterem  als  Kommissionär  nur  zur  Zolldeklaration  und 
Weiterbeförderung  übergeben  worden  waren.  Dieser  letztere  Zusatz 
scheint  die  Annahme  nahe  zu  legen,  als  seien  andere  Kommissions- 
waaren  nicht  abzusondern. 

Ist  hienach  die  Rechtshandlung  des  B.  durch  Ausstellung  des 
Zahlungsversprechens  an  sich  g^iltig,  so  bleibt  zu  prüfen,  ob  der  Be- 
klagte durch  diese  Rechtshandlung  verpflichtet  wurde.  Unstreitig  hat 
Beklagter  im  Jahre  1884  in  Kiew  eine  Zweigniederlassung  seiner 
Handlung  landwirthschaftlicher  Maschinen  errichtet.  B.  ist  von  ihm 
als  Handlungsbevollmächtigter  mit  seiner  geschäftlichen  Vertretung  be- 
auftragt worden.  Ausser  Betracht  muss  bleiben,  dass  Beklagter  am 
19.  April  1884,  also  nach  Ausstellung  des  Zahlungs Versprechens,  eine 
Vollmacht  erhalten  hat,  nach  deren  §  5  dem  B.  ausdrücklich  die  Be- 
fagniss  entzogen  ist,  für  den  Beklagten  Schuldverbindlichkeiten  ein- 
zugehen.    Klägerin    hat    hingegen    einen    1886    ausgestellten   Extrakt 
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aus  dem  Register  des  Kiewschen  Notars  X.  fllr  das  Jahr  1884  unter 
dem  29.  Februar  Nr.  1369  beigebracht.  Dieser  Extrakt,  welcher, 
einschliesslich  der  beigefügten  Uebersetzung,  ohne  Weiteres  als  echt 
anzusehen  ist,  §  403  der  Z.P.O.,  betrifft  die  Bevollmächtigung  des  B. 
in  einer  von  dem  rassischen  Notar  aufgenommenen  Notariats  Verhand- 
lung. In  derselben  war  dem  B.  die  Befiigniss  zur  Eingehung  von 
Schuld  Verbindlichkeiten  jedenfalls  nicht  ausdrücklich  entzogen.  Wenn 
es  am  Schlüsse  heisst:  „mit  allen  Rechten,  welche  im  Art.  250  des 
Ustars  für  die  Zivilgerichtsbarkeit  aufgeführt  sind*^,  so  kommt  dieser 
Zusatz  hier  nicht  in  Frage. 

Der  Art.  250  lautet  nämlich:  ,,Wird  dem  Bevollmächtigten  das 
Recht  ertheilt,  eine  Appellationsklage  anzubringen,  um  Aufhebung 
eines  rechtskräftigen  Erkenntnisses  zu  bitten,  eine  Sache  durch  Ver- 
gleich zu  beendigen,  eine  Klage  wegen  Fälschung  zu  erheben  oder 
sich  auf  eine  solche  Klage  zu  erklären,  Schiedsrichter  zu  wählen  be- 
hufs Beendigung  der  Sache  durch  ein  Schiedsgericht  und  die  Voll- 
macht an  eine  andere  Person  zu  übertragen,  so  muss  alles  dies 
in  der  Vollmacht  ausdrücklich  ausgesprochen  sein,  widrigenfalls  der 
Bevollmächtigte  als  zu  diesen  Handlungen  nicht  ermächtigt  er- 
kannt wird." 

Vgl.  die  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864,  Petersburg 
1882,  amtliche  Uebersetzung,  Zivilprozessordnung  S.  44. 

Die  von  der  Klägerin  unter  Beweis  gestellte  Behauptung,  es  sei 
noch  eine  anderweite  Vollmacht  vorhanden  gewesen,  und  in  dieser  sei 
dem  B.  die  Beftigniss  beigelegt  worden,  Schuld-  und  Wechselverbind- 
lichkeiten einzugehen,  kann  auf  sich  bejuhen.  Denn  das  hier  fragliche 
Zahl ungs versprechen  steht  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  in  so 
engem  Zusammenhange  mit  den  fiir  B.  aus  der  ihm  übertragenen  Gre- 
schäftsvertretung  sich  ergebenden  Rechten  und  Pflichten,  dass  seine 
Befngniss  zur  Ausstellung  des  Schuldscheins  sowohl  nach  Art  47  des 
deutschen  H.G.B.  als  nach  Art.  620  des  russischen  H.6.B.  aus  einer 
allgemeinen  Handelsvollmacht  abgeleitet  werden  darf.  Macht  schon  die 
Vertretung  einer  Handlung  im  Auslande  an  und  für  sich  eine  freiere 
Bewegung  des  Vertreters  nothwendig,  um  das  Interesse  des  Machtgebers 
mit  Erfolg  wahrnehmen  zu  können,  so  konunt  hinzu,  dass  es  sich  hier 
darum  handelte,  das  einer  in  Konkurs  gerathenen  Handlung  anver- 
traute Kommissionsgut  zu  retten.  Dies  war  offenbar  um  so  mehr  ge- 
fährdet, als  Beklagter  selbst  vorträgt,  diese  Handlung  sei  ihm  schon 
für  Kommissionsgut,  also  für  verkaufte  Waaren,  deren  Erlös  sie  nicht 
abgeliefert  hatte,    mindestens  100  000  Rubel  schuldig  geworden. 

Der  Zeuge  B.  will  zwar  zur  Ausstellung  von  Schuldscheinen 
nicht  berechtigt  gewesen  sein,  allein  seine  Rechtsauffassung,  die  an 
sich  nicht  massgebend  ist,  beruht  anscheinend  lediglich  auf  der  Er- 
wägung, dass  das  russische  Recht  für  die  Ausstellung  von  Schuld- 
scheinen eine  Spezialvollmacht  orfordere,  einer  Erwägimg,  für  welche 
nichts  beigebracht  ist. 
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Demgemäss  kann  dahingestellt  bleiben^  ob  nicht  selbst  dann,  wenn 
B.  die  Grenzen  seiner  Vollmacht  überschritten  haben  sollte,  der  Be- 
klagte wegen  nachträglicher  Genehmigung  des  der  Schuldverschreibung 
zu  Grande  liegenden  Eechtsgeschäfits  haften  müsste.  Dafür  lässt  sich 
geltend  machen^  dass  der  Beklagte  über  die  Maschinen,  deren  Verab- 
folgung  oder  Sicherstellung  in  Frage  stand,  verfugt  und  hiedurch  die 
Vortheile  des  Geschäfts  sich  angeeignet  hat.  Er  hat  aber  auch,  wie 
nach  dem  Gesammtergebnissc  der  Verhandlungen  für  festgestellt  zu  er- 
achten ist,  von  der  Ausstellung  des  Zahl uugs Versprechens  und  dem  zu 
Grunde  liegenden  Rechtsverhältnisse  durch  B.  Keuntniss  erhalten,  ohne 
der  Erklärung  des  Vertreters  zu  widersprechen. 

Die  Schuldverschreibung  ist  also  für  rechtswirksam  und  der  Be- 
klagte ftir  dadurch  persönlich  verpflichtet  zu  erachten."    — 

Erläuternd  wird  bemerkt,  dass  der  Art.  620  des  russischen 
H.G.B.  in  der  bis  1887  geltenden  Fassung,  soweit  er  in  Betracht 
kommen  kann,   bestimmt: 

,, Durch  eine  allgemeine  Vollmacht  wird  dem  Bevollmächtigten, 
Kommis  oder  Kommissionär,  gestattet,  im  Laufe  einer  gewissen,  in 
ihr  bestimmten  Frist  die  Handelsgeschäfte  des  Vollmachtgebers  über- 
haupt zu  besorgen  und  in  alle  mit  ihnen  verbundenen  Verhältnisse 
einzutreten,  als:  ...  Kontrakte  abzuschliessen  und,  wo  gehörig, 
zu  verschreiben,  .  .  .  nach  Umständen  der  Sache  aber  sich  zu  ver- 
gleichen." 

Der  Art.  621  fügt  bei: 

..Jede  Vollmacht,     welche   in    allgemeinen  Ausdrücken   und  ohne 
Bestimmung  der  Bedinguugen  . .  .  ertheilt  ist,  berechtigt  den  Bevoll- 
mächtigten, in    solchen  Fällen  nach  eigenem  Ermessen   zu  handeln, 
imd  hcisst  eine  vollständige  oder  unbeschränkte  Vollmacht.*' 
Vgl.  V.  Schultz  (Ausgabe  von  1851)  S.  96. 

In  der  seit  1887  geltenden,  von  Zunngmami  mitgetheilten  Fas- 
sung finden  sich  die  Vorschriften  über  die  Stellvertretung  im  Handel 
in  den  Art.  39 — 62.  Es  lauten  die  Art.  43  ff.,  welche  an  die  Unter- 
scheidung im  Art.  42  von  Spezial-  und  Generalvollmacht  anknüpfen : 
Art.  43.  Vermöge  einer  Spezialvollmacht  wird  dem  Bevoll- 
mächtigten, Kommis  oder  Kommissionär,  gestattet,  einmalig  irgend 
einen  bestimmten,  in  der  Vollmacht  selbst  benannten  Handelsauf- 
trag oder  eine  ganze  Handelsoperation  auszuführen,  als:  auf  desVoll- 
machtgebors  Namen,  Rechnung  und  Gefahr  abgelassene  Waaren  zu 
empfangen,  sie  ftir  baares  Geld  zu  verkaufen  oder  gegen  andere  Waa- 
ren zu  vertauschen,  daiiiber  den  Handel  abzuschliessen,  mit  dem  Käufer 
Abrechnung  zu  halten,  Greld  zu  empfangen  und  zu  quittiren,  auf  den 
Namen  des  Vollmachtgebers  gemäss  .  .  .  anzukaufen  oder  abzusenden 
<)der  andere  dergl.  Aufträge. 

Art.  44.  Durch  eine  Generalvollmacht  wird  dem  Bevollmäch- 
tigten, Kommis  oder  Kommissionär,  gestattet,  im  Laufe  einer  gewissen 
in  ihr  bestimmten  Zeit  die  Handelsgeschäfte  des  Vollmachtgebers  über- 
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haupt  zu  besorgen  und  in  alle  damit  verbundenen  Verpflichtungen 
einzutreten^  als:  nach  einem  gewissen  Hafen  hin  zu  handeln,  Waaren 
zu  empfangen^  zu  verkaufen  und  anzukaufen  und  Über  sie  Abrech- 
nung zu  halten  und  zu  quittiren,  Kontrakte  abzuschliessen  und  sie, 
wo  gehörig,  zu  verschreiben^  Geld  zu  empfangen,  auszuzahlen  und  als 
Rimesse  anzuweisen,  Wechsel  zur  Zahlung  zu  indossiren,  auszustellen, 
entgegenzunehmen  und  zu  protestiren  und  je  nach  den  Umständen  der 
Sache  sich  zu  vergleichen. 

Art.  45.  Jede  Vollmacht,  welche  in  allgemeinen  Ausdrücken  und 
ohne  Feststellung  der  Bedingungen,  desgleichen  der  Quantität  und 
Qualität  der  Waaren  ertheilt  ist,  berechtigt  den  Bevollmächtigten, 
Kommis  oder  Kommissionär,  in  solchen  Fällen  nach  seinem  eigenen 
Ermessen  zu  handeln,  und  heisst  vollständige  oder  unbeschränkte 
Vollmacht. 

Art.  46  zählt  auf,  was  in  der  Vollmacht  augegeben  sein  soll. 

Regelung  der  Havariegrosse, 

Aus  einem  Urtheil  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts,  Zivil- 
senat I,  vom  15.  Mai  1891  i.  S.  Wessels  gegen  ,,Agrippina'^  und 
sechs  andere  Versicherungsgesellschaften  (Bf.  I  42/91):  ....  „dass 
der  Schiffer  über  die  Beisladung  ein  Konnossement  gezeichnet  hat, 
dessen  Klausel  ^.average  accustonied-^  allerdings  zu  einer  Havariegrosse- 
berechuimg  nach  deutschem  Handelsgesetzbuch  führen  würde,  weil 
nach  allgemeiner  Gewohnheit  das  Kecht  des  Bestimmungsortes, 
falls  dort  die  Reise  endet,  ftlr  die  Havariegrossebereclmung  massgebend 
ist.   .  r'   [Vgl.  Zeitschrift  Bd.  I  S.   506  unter  ,, Seerecht ^  Nr.   1.] 

Tn  dieser  Sache  hatten  Beklagte,  welche  sich  bereit  erklärt  hatten, 
eine  Havariegrosseberechnung  auf  Grund  der  York  S  Antwerp  Rü- 
hes anzuerkennen,  falls  solche  in  den  Verschiffungsdokumenten  ver- 
einbart sei,  sich  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dass  hierunter  nur  Konnos- 
semente zu  verstehen  seien.  Hiergegen  heisst  es  weiter:  „Es  ist  eine 
bekannte  Thatsache  -  -  vgl.  Jacob  Ählersy  die  Einführung  der  York  <fb 
Antwerp  Rules  of  General  At^erage  S.  38  fg.;  E.  E,  Wendtj  Papers 
oti  maritime  Legislatio7i,  d^  ed,  p,  249  sq,;  Ooldschnidt ,  Zeitschrift 
für  Handelsrecht,  Bd.  24  S.  493  ff.  —  dass,  nachdem  die  York  ^ 
Antwerp  rules  im  Jahre  1879  in  einer  Versammlung  der  Association 
for  the  Reform  and  Codification  of  fhe  law  of  Nations  zu  Antwerpen 
festgestellt  worden  waren,  behufs  Einführung  derselben  in  Praxis  die 
Rhedereien  und  Übrigen  Betheiligten,  namentlich  die  Handelskammern 
aufgefordert  A\iirden,  dahin  zu  wirken,  dass  in  den  Frachtverträgen  — 
Charteparthien  und  Konnossementen  —  die  Regulirung  der  Havarie- 
grosse nach  den  York  <f:  Antwerp  Rules  vereinbart  wurde.  Um  aus 
solcher  Vereinbarung  kein  Präjudiz  für  die  Versicherung  entstehen  zu 
lassen,  war  die  Zustimmung  der  Versicherer  zu  derselben  erforderlich. 
Diese  Zustimmiing  ist  in  Hamburg  so  auch  in  Bremen  erfolgt,  und 
die  Erklärung  der  Versicherer,    dass  sie  sich  die  Regulirung  der  Ha- 


l 


Bürgerliches  Recht  etc.  —  Zivilprozesa.  ;^9 

variegrosse  nach  York  S  Antwerp  Rtdes  gefallen  lassen  wollen^  wenn 
solche  in  den  Verschiffungsdokumenten  vereinbart  sei^  kann  nach 
dem  Zweck^  welchen  diese  Erklärung  hatte ^  keinen  anderen  Sinn  als 
den  haben  ^  dass  die  Versicherer  eine  Havariegrosseberechnung  nach 
jenen  Regeln  anerkennen  wollten^  wenn  sie  z wisch eu.  den  Parteien 
vereinbart  worden  sei;  möge  nun  diese  Vereinbarung  in  Chartepar- 
thien  oder  Konnossementen  getroffen  sein'^ 

Oeri^ktssprache,     Kosteji  der   Uebersetxufig. 

„Die  Gerichtssprache  in  vor  deutschen  Gerichten  verhandelten 
Kechtsstreitigkeiteu  ist  die  deutsche:  wenn  nun  Parteien^  welche  die- 
ser Sprache  nicht  mächtig  sind^  die  in  deutscher  Sprache  ergehenden 
Beschlüsse  und  Urtheile  sich  in  die  ihnen  geläufige  Sprache  übersetzen 
lassen  müssen ^  können  sie  nicht  verlangen,  dass  der  kostenersatz- 
pflichtige Gegner  ihnen  die  Kosten  solcher  durch  ihre  Unkenntniss 
der  deutsehen  Sprache  veranlassten  Uebersetzungen  erstatte^.  Be- 
schluss  des  Hans.  Oberlandesgerichts,  Zivilsenat  1^  vom  22.  Mai  1891 
i.  S.  Reed  gegen  Bachmann  u.  Gen.  (Bs.  C.  I  21/91). 

Begriff  des  letzten  Wohnsitzes  im  Sinne  des  §  18  der  deutschen 

Zivilproxessordnung, 

Hierüber  sprechen  sich  die  Gründe  eines  reichsgerichtlichen  ür- 
theils  vom  15.  Januar  1891   (Entsch.  Bd.   27   S.  401)  dahin  aus: 

^Nach  §  18  Z.P.O.  wird  der  allgemeine  Gerichtsstand  einer 
Person,  welche  keinen  Wohnsitz  hat,  und  von  welcher  auch  kein 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  gelegener  gegenwärtiger  Aufenthalts- 
ort bekannt  ist,  durch  den  letzten  Wohnsitz  derselben  bestimmt.  Das 
Oberlaudesgericht  hat  nun  zwar  als  feststehend  angenommen,  dass  das 
im  Bezirke  des  Landgerichtes  N.  gelegene  Dorf  B.  der  letzte  bekannte 
Wohnsitz  des  Beklagten  gewesen,  und  dass  sein  gegenwärtiger  Auf- 
enthalt überhaupt  nicht  zu  ermitteln  sei.  Es  hat  aber  trotzdem  den 
fraglichen  allgemeinen  Gerichtsstand  nicht  als  gegeben  betrachtet;  weil 
nicht  positiv  bewiesen  sei,  dass  der  Beklagte  gegenwärtig  überhaupt 
keinen  Wohnsitz  habC;  und  dass  also  B.  nicht  blos  der  letzte  be- 
kann t  e,  sondern  überhaupt  der  letzte  AYohnort  desselben  gewesen 
sei.  Diese  Anforderungen  an  die  dem  Kläger  zur  Begründung  des 
Gerichtsstandes  des  letzten  Wolmsitzes  obliegenden  Nachweise  mögen 
wohl  dem  Wortlaute  des  ^  1%  Z.P.O.  entsprechen,  treffen  aber  nicht 
den  Sinn  desselben.  Wären  sie  berechtigt,  so  würde  die  fragliche 
Bestimmung  des  §  18  ihre  praktische  Anwendbarkeit  so  gut  wie  ganz 
verlieren.  Man  muss  daher  dieselbe  dahin  verstehen,  dass  der  allge- 
meine Gerichtsstand  einer  Person,  in  Beziehung  auf  welche  auf  den 
nach  Lage  der  Sache  vernünftigerweise  einzuschlagenden  Wegen  kein 
gegenwärtiger  Wohnsitz  und  auch  kein  im  Deutschen  Reiche  gelegener 
Aufenthaltsort  zu  ermitteln  ist,  durcli  den  letzten  bekannten  W^ohn- 
sitz   bestimmt   wird.     In   dieser  W^eise   ist   die  Bestimmung  mit  Recht 
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auch  schon  z.  B.  in  einem  bei  Seuffert  (Archiv  Bd.  38  Nr.  283) 
abgedruckten  Urtheile  des  Oberlandesgerichtes  zu  Jena  ausgelegt 
worden."    . .  . 

Vermögensgmi^chtsstand.  §  24  dep'  deutschen  Zivüproxessordnung. 

Der  besondere  Gerichtsstand  des  §  24  Z.P.O.  wird  nur  durch 
den  allgemeinen  Grerichtsstand  des  Wohnsitzes  oder  den  des  „Sitzes" 
im  Sinne  des  §  19  Z.P.O.^  nicht  aber  durch  einen  anderen  besonderen 
Gerichtsstand;  wie  den  der  Niederlassung  (§  22  Z.P.O.)  ausge- 
schlossen. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  21.  Mai  1891  (Entsch.  Bd.  27 
S.  421  fiF.). 

Aus  den  Gründen: 

Der  §  24  Z.P.O.  setzt  voraus,  dass  der  Beklagte  —  sei  er  Aus- 
länder oder  Inländer — einen  Wohnsitz  im  Deutschen Reicbe  nicht 
hat,  und  dass  im  Bezirke  des  angerufenen  Gerichtes  sich  Vermögen 
desselben  befindet  .... 

Zuzugeben  ist,  dass  unter  dem  ;. Wohnsitze"*  im  Sinne  des  §  24 
Z.P.O.  nicht  blos  der  Wohnsitz  einer  physischen  Person  zu  verstehen 
ist,  sondern  auch  der  ,,Sitz*^  von  juristischen  Personen,  Gesellschaften, 
Genossenschaften  und  anderen  Vereinen,  wie  solche  in  §  19  Z.P.O. 
au%efUhrt  sind,  dass  also  der  Sitz  einer  Gesellschaft  oder  einer  ju- 
ristischen Person  im  Deutschen  lieiche  ebenso  wie  der  Wohnsitz  einer 
physischen  Person  den  Gerichtsstand  des  §  24  Z.P.O.  ausschliesst. 
Allein  einen  solchen  ,  Sitz'^  hat  die  Beklagte  nach  den  Feststellungen 
des  zweiten  Richters  im  Deutschen  Reiche  nicht.  Die  Beklagte  hat 
unbestritten  ihren  Sitz  in  New  York;  dort  ist  der  Mittelpunkt  ihrer 
geschäftlichen  Thätigkeit,  der  Sitz  ihrer  eigentlichen  Verwaltung  und 
deren  Oberleitung.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  aus  dem  Ein- 
trage in  das  Gesellschaftsregister  des  Amtsgerichts  zuA.  mit  geni^en- 
der  Sicherheit  hervorgeht,  dass  dort  thatsächlich  eine  Niederlassung 
besteht,  von  welcher  aus  unmittelbar  Geschäfte  abgeschlossen  werden ; 
nach  Angabe  des  Klägers  ist  dies  nicht  der  Fall,  und  die  Beklagte 
scheint  dem  selbst  nicht  entgegenzutreten,  sofern  sie  von  einer  H.-A.er 
Niederlassung,  einer  thatsächlichen  Niederlassung  in  U.  bezw.  A. 
spricht,  allein  keinenfalls  hätte  die  Niederlassung  iii  A.,  falls  sie  be- 
stehen sollte,  weitergehende  Rechte  als  die  in  H.,  und  was  hinsichtlich 
der  Grenze  der  Befugnisse  für  die  Niederlassung  in  H.  gilt,  muss 
jedenfalls  auch  f\tr  jene  in  A.  gelten.  —  Nun  kann  aber  selbst  der 
Vertreter  der  Beklagten  in  H.  Lebensversicherungsverträge  nur  bis  zu 
einem  gewissen  Betrage  selbständig  abschliessen,  und  aach  insoweit 
handelt  er  nicht  völlig  selbständige  wie  aus  der  Angabe  der  Beklagten, 
dass  er  in  zweifelhaften  Fällen  die  Entscheidung  der  Gesellschaft  selbst 
erhole,  hervorgeht.  Es  kann  dabei*  keinenfalls  davon  die  Rede  sein, 
dass  etwa  in  H.  der  Mittelpunkt  der  geschäftlichen  Thätigkeit,  ihr 
,,SitÄ'^  iin  Sinne  des  §  19  Z.P.O.,  begründet  wäre,  sondern  es  handelt 
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sich  lediglich  um  eine  Niederlassung^  wie  dies  schon  aus  der 
bereits  erwähnten  Domizilirung  in  New  York  hervorgeht  und  überdies 
vom  zweiten  Richter,  welcher  selbst  von  einer  ,, Zweigniederlassung" 
in  H.  oder  A.  spricht,  ausdrücklich  festgestellt  ist.  Eine  solche 
Niederlassimg  kann  aber  wohl  geeignet  sein,  den  besonderen  Gerichts- 
stand des  §  22  Z.P.O.,  nicht  aber  den  allgemeinen  Gerichtsstand  des 
Wohnsitzes  im  Sinne  der  §§13  oder  19  Z.P.O.  zu  begründen.  Nur 
der  allgemeine  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  oder  der  des  ,, Sitzes^* 
im  Sinne  des  §  19,  der  eben  auch  ein  allgemeiner  ist,  schliessen  aber 
den  besonderen  Gerichtsstand  des  §  24  Z.P.O.  aus.  Der  Gerichts- 
stand des  §  22  Z.P.O.  kann,  weil  er  gleichfalls  nur  ein  besonderer 
ist,  mit  dem  des  §  24  konkurriren,  aber  denselben  nicht  ausschliessen. 
Gerade  seine  rechtliche  Verscliiedenheit  von  dem  allgemeinen  Gerichts- 
stande des  Wohnsitzes  macht  es  immöglich,  ihn  unter  dem  in  §  24 
benannten  ,, Wohnsitze"*  mit  zu  begreifen.  Hätte  man  auch  durch 
eine  blosse  Niederlassung,  nicht  nur  durch  förmlichen  Wohnsitz  im 
Deutschen  Reiche  den  Gerichtsstand  des  Vermögens  ausschliessen  wol- 
len, so  hätte  bei  der  Verschiedenheit  beider  Begriffe  der  Niederlassung 
neben  dem  Wohnsitze  im  Gesetze  gedacht  werden  müssen.  Beide  zu 
identifiziren  und  beiden  gleiche  rechtliche  Folgen  beizumessen,  ist  reclits- 
irrig. 

Dafür,  dass  die  Zivilprozossordnung  den  Gerichtsstand  des  §  24 
nur  durch  das  allgemeine  Forum  des  AVohnsitzes  und  auch  nicht  durch 
besondere  Gerichtsstände,  wie  den  des  §  22,  ausgeschlossen  haben 
will,  spricht  auch,  dass  sie  dies  in  anderen  Fällen  ausdrücklich  her- 
vorhebt. So  kann  z.  B.  auf  die  §§  660  Abs.  2,  705  Abs.  5,  729 
Z.P.O.  verwiesen  werden,  welche  sämmtlich  im  Vollstreckungsverfahren 
ftir  die  dort  angeführten  Klagen  imd  Vollstreckungshandlungen  den 
Gerichtsstand  des  §  24  dann  uormiren,  wenn  es  an  einem  Gerichte 
mangelt,  bei  welchem  der  Scliuldner  seinen  allgemeinen  Gerichts- 
stand hat,  womit  jedem  besonderen  Gerichtsstande,  also  auch  dem  der 
Niederlassung  (§  22),  die  gleiche  Wirkung  versagt  ist" 

Oerichtsstand    der    unerlaubten  Handlung  (§  32    der    deutschen 

Ziiilproxessordnung) . 

Für  die  Klage  auf  Schadensersatz  wegen  einer  mittels  Veröffent- 
lichung in  einer  Zeitung  verübten  Täuschung  ist  auch  dasjenige 
Gericht  gemäss  §  32  Z.P.O.  zuständig,  in  dessen  Bezirke  der  Kläger 
die  Zeitung  gelesen  hat,  in  Irrthum  versetzt  und  zu  der  sein  Vermögen 
benachtheiligenden  Handhmg  verleitet  worden  ist. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  15.  Mai  1891  (Entsch.  Bd.  27 
S.  418  ff.). 

Die  beim  Landgerichte  zu  Mainz  erhobene  Klage  auf  Schadensersatz 
ist  darauf  gestützt,  dass  von  den  Beklagten  in  der  Kölner  Zeitung  eine 
Aufforderung  zur  Zeichnung  von  Aktien  veröffentlicht,  darin  die  Vermögen  s- 
Hge  der  betreffenden  Gesellschaft  als  eine  günstige  dargestellt  worden, 
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class  aber  bald  darauf  der  Werth  dieser  Aktien  gosuiiken  sei,  weil  die 
Angaben  im  Prospekt  als  unwahr  sich  herausgestellt  hätten.  Die  Zu- 
ständigkeit des  Landgerichts  zu  Mainz  wird  darauf  gestützt,  dass  der 
Kläger  die  Zeitung  daselbst  gelesen  und  im  Vertrauen  auf  die  Wahr- 
heit der  Mittheilung  die  nachher  be<leutend  entwertheten  Aktien  be- 
stellt und  geliefert  erhalten  habe.  Die  Beklagten  haben  die  Einrede 
der  Unzuständigkeit  des  Gerichtes  vorgeschützt,  imd  das  Oberlandes- 
gericht hat  dieselbe  für  begründet  erachtet.  Das  Reichsgericht  hat 
das  Berufungstirtheil  aufgehoben  imd  die  Sache  an  das  Berufungsgericht 
zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen: 

Es  handelt  sich  nicht  um  ein  Pressvergehen  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  iim  einen  Betrug,  zu  dessen  Ausführung  die  Beklagten  sich 
der  Presse  als  Mittels  bedient  haben  sollen.  Sicht  man  nun  vorerst 
von  diesem  Mittel  ab  und  unterstellt,  dass  die  eine  Täuschung  be- 
zweckende Mittheilung  (hier  w ah rheits widrige  Anpreisung)  etwa  durch 
Brief,  Zirkular  oder  Telegramm  gemacht  worden  wäre,  so  sind  für  die 
Entscheidung,  in  welchem  Gerichtsbezirk  die  unerlaubte  Handlung  be- 
gangen, bei  welchem  Gerichte  also  die  Zuständigkeit  gemäss  §  32 
Z.P.O.  begründet  sei,  folgende  Grundsätze  massgebend:  Zum  That- 
bestande  des  Betruges  gehören  nicht  blos  die  Aeusserungen  und  Kund- 
gebungen an  sich,  durch  welche  falsche  Thatsachen  vorgespiegelt  wer- 
den, sondern  deren  Mittheilung  an  eine  Person  oder  an  Personen,  die 
Erregimg  eines  Irrthums  bei  denselben,  durch  welchen  sie  zu  einer 
das  Vermögen  schädigenden  Handlung  verleitet  werden.  Wenn  aber 
mehrere  Thatsachen,  fortgesetzte  Handlungen,  die  Voraussetzung  einer 
unerlaubten  Handlung  die  Merkmale  und  Bestandtheile  ihres  That- 
bestandes  bilden,  so  gilt  dieselbe  an  jedem  Orte  als  begangen,  an 
welchem  eine  der  Handhingen  verübt,  ein  wesentliches  Merkmal  des 
Thatbestandes  hervorgetreten  ist.  In  diesem  Sinne  sind  sowohl  der 
§  7  der  St.P.O.,  als  auch  der  {?  32  der  Z.P.O.  in  konstanter  Recht- 
sprechung ausgelegt  worden. 

Vgl.  u.  a.  Entsch.  d.  R.G.  in  Strafs.  Bd.  3  Nr.  120  S.  317, 
Bd.   11  Nr.  6  S.  20,    Bd.   15  Nr.  72   S.  232,   und  Rechtspr. 
d.  R.G.    Bd.   1     S.  460,  Bd.   6   S.   183:     Entsch.    d.    R.G   in 
Zivils.    Bd.  4  Nr.  105  S.  381,    Bd.  19  Nr.  73  S.  382    und 
die  Urtheile  vom  18.  Januar  1887  Reg.  II  433/86  u.  20.  Nov. 
1888  Reg.  II  225/88. 
llienach  musste  das  Gericht  in  Mainz  für  zuständig  erachtet  wer- 
den, wenn  die  Mittheilung    der    angeblich    unwahren  Thatsachen    zum 
Zwecke  der  Täuschimg  dem  Kläger   von  Köln    aus  durch   Brief,    Zir- 
kular oder  Depesche  gemacht,    ihm  dieselbe   in  Mainz  zugegangen,  er 
daselbst  in  Irrthum  versetzt    und  zu    der   sein  Vermögen    benachthei- 
ligenden    Handlung   (Bestellung    der  Aktien    beim  Kommissionär)    be- 
stimmt worden  wäre. 

Im  gegebenen  Falle  ist  aber  als  Mittel  nicht  ein  Brief,    sondern 
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die  Kölner  Zeitung  gewählt  worden^    und    es    behauptet  Kläger  unter 
Erbieten  zum  Eide^    dass  er    solche    als  Abonnent   in  Mainz  gelesen 
habe;  sowie  dass  er  durch  die  Angaben  über  den  günstigen  Vermögens- 
stand  der  Gesellschaft  zum  Ankauf  von  Aktien  bestimmt    worden    sei. 
Demnach  kommt  es  weiter  auf  die  Frage  an^  ob  wegen  des  Gebrauches 
dieses  anderen  Mittels^    nämlich  der  Zeitung^    zur  Mittheilung  der  an- 
geblich unwahren  Thatsachen  eine  andere  rechtliche  Beurtheilung  der 
Zuständigkeit    einzutreten  habe.     Dies  kann    aber    nicht    angenommen 
werden.     Der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Arten  der  Mittheilung 
besteht    nur    darin,     dass   die    erstere   durch  Brief ,  Zirkular  etc.  dem 
Kläger  besonders  zugesendet  worden  wäre;  während  die  Mittheilung 
durch  die  Zeitung    in    der    allgemeinen  unbestimmten  Weise,    wie   sie 
an  alle  Leser  derselben  gerichtet  ist;  auch  an  ihn  gelangen  sollte  und 
gelangt  ist.     Im  einen  wie  im  anderen  Falle  liegt  aber  vor,  dass  die 
Anpreisung  auch  für  die  Kenntnissnahme  durch  den  Kläger  bestimmt 
und;  wenn  unwahr ;    auch  auf  dessen  Täuschung  und    auf  dessen  Ver- 
leitung zu   einer    ihn   benachtheiligenden  Erwerbung    von  Aktien    be- 
rechnet war.     Die  Verschiedenheit,  dass  diirch  die  Veröffentlichung  in 
der  Zeitung  alle  Leser  derselben  in  Lrrthum  versetzt   werden   konnten 
und  soUteU;  durch  Briefe  und  Zirkulare  aber  diejenigen  besonders  her- 
ausgesucht   werden;    deren   Täuschung    beabsichtigt    wird^    kann   einen 
Unterschied  in  der  rechtlichen  Beurtheilung  nicht  begründen  (vgl.  auch 
John  zu  §  7  St.P.O.  S.  227).     Die  Kölner  Zeitung  ist   ebenso    nach 
Mainz  geschickt  worden,    wie   dies   mit    einem  Brief  geschehen  wäre, 
sie  war^  wenn  auch  nicht  besonders  an  den  Kläger  adressirt;    deshalb 
doch  nichtsdestoweniger    auch  für  ihn   bestimmt     Es  kann  davon  ab- 
gesehen werden,    ob  diese  Annahme,    dass    auch    bei    der    mittels  der 
Zeitung  verübten  Täuschung  das  Gericht  in  Mainz   für    zuständig    er- 
achtet werden  müsse,     zu  der   vom  Berufungsgericht  hervorgehobenen 
Folgerung    führe,    dass   ebenso    der  Gerichtsstand    an   jedem    anderen 
Orte  gegeben  wäre,    wo   der  Kläger  sich  gerade    zufällig    befand    und 
das  Zeitungsblatt  zu  Gesicht  bekam :  denn  auch  wenn  dies  anzuerken- 
nen wäre,  konnte  dadurch  au  den  Bechtsgrundsätzeu,  von  welchen  nach 
dem  Vorstehenden  auszugehen  ist,  nichts  geändert  werden'' 

Eheseheidungsgei'ichtsstatul. 

^Wenn  die  Motive  zum  VI.  Buche  der  Heichszivilprozessordnung 
aussprechen;  dass  durch  die  Bestimmungen  über  den  Gerichtsstand 
für  Eheprozesse  das  materielle  Eherecht  nicht  berührt  werden 
soll,  so  ist  damit  keineswegs  ....  anerkannt,  dass  für  die  Fälle,  in 
welchen  der  Ehemann  keinen  Wohnsitz  hat,  das  Becht  seines  früheren 
TVohnsitzes  oder  des  Ortes  der  Eheschliessung  massgebend  sein  soll, 
vielmehr  macht  die  durch  g  568  Z.P.O.  verordnete  ausschliessliche 
Zuständigkeit  desjenigen  Gerichts,  bei  welchem  der  Ehemann  seinen 
allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  es  deutlich  erkennbar,  dass  der  über 
die  Ehescheidung    urtheilende  Bichter    nur    das  Becht    seines    Landes 
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bezw.  Jurisdiktions bezirk 8  anzii wenden  hat,  wie  da»  aus  der  öffentlich 
rechtlichen  Natur  der  Trennung  einer  Ehe  durch  richterlichen  Aus- 
spruch imd  der  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  folgt  (vgl.  Entscheidungen 
des  Reichsgerichts  Bd.  9  S.  192).**  Hans.  Oberlandesgericht,  Zivil- 
senat III,  30.  Mai  1891  i.  S.  8chL  .  .  .  gegen  Schi.  .  .  .  (^Bf.  HI 
29/91). 

Proxesskostenkaution  der  Ausländer. 

Franzosen,  welche  in  Deutschland  als  Kläger  auftreten,  können  in 
Handelssachen  nicht  angehalten  werden,  für  die  Prozesskosten  Sicher- 
heit zu  leisten.  Beschluss  des  Reichsgerichts  vom  25.  September  1891 
III  Bs.  102/91. 

Der  Beklagten  und  hien&chst  als  Berufungsklägerin  aufgetretenen 
französischen  Firma  war  vom  Oberlandesgericht  in  Darmstadt,  imter 
Anwendung  von  §  85  G.K.G.,  die  Leistung  eines  dreifiichen  Vor- 
schusses aufgegeben  worden.  Das  Reichsgericht  hob  diese  Anordnung 
auf,  denn  —  so  wurde  erwogen  —  die  streitenden  Theile  sind  Kauf- 
leute, und  es  ist  die  Beklagte  aus  einem  Handelsgeschäfte  auf  Grund 
des  §  24  Z.P.O.  bei  dem  inländischen  Gerichte  belangt  worden.  Da 
nun  nach  Art.  16  Co,  vgl.  mit  Art.  423.  C  de  proeed,  Ausländer, 
welche  in  Frankreich  als  Kläger  aufh'eten,  in  Handelssachen  nicht 
angehalten  werden  können,  für  die  Zahlung  der  Prozesskosten,  in 
welche  sie  verurtheilt  werden  möchten^  Bürgschaft  zu  stellen,  so  ist 
die  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  gegeben,  von  der  das  Gerichts- 
kostengesetz die  Befreiung  des  Klägers,  hier  der  Berufungsklägerin, 
von  einer  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  abhängig  gemacht  hat^). 

Versäumniss^urtheil  avf  Antrag  des  Beruf ungsbekUigten  gegen  den 
misländischen  Berufu7igskläger,  welcher  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung über  den  von  ihm  eingelegten  Einspruch  xivar  vertreten 
ist,  aber  den  Oebührenvorschvss  nicht  gexahlt  hat,  Gerichtskosten- 
gesetz §  85.     Zivilprozessordnung  §  310. 

Urtheil  des  Reichsgerichts,  III.  Zivilsenat,  vom  24.  Mai  1890.  (Be- 
sondere Beilage  zum  deutschen  Reichsanzeiger  vom  9.  Oktober    1890 

Seite  419). 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Memen  in  Hechingen. 

Nachdem  der  ausländische  Kläger  mit  seiner  Klage  durch  Urtheil 
der  Kammer  für  Handelssachen  abgewiesen  war  und  gegen  dieses 
Urtheil  Berufung  eingelegt  hatte,  war  von  ihm  der  Gebührenvorschuss 
für  die  Berufungsinstanz  gemäss  §  81  des  Gerichtskostengesetzes  er- 
fordert. Der  Berufungskläger  hat  denselben  nicht  eingezahlt  und  ist 
in  der  mündlichen  Verhandlung  nicht  erschienen ;  deshalb  ist  die  Be- 
rufung durch  Versäuranissurtheil  des  Oberlandesgerichts  von  demselben 
Tage  zurückgewiesen.     Berufungskläger  hat  Eiusprtich  eingelegt;  sein 

1)  Vgl.  Band  I  S.  308, 
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ProzessbevoUmächtigter  hat  in  der  neuen  Verhandlung  erklärt ,  dass 
er  die  Zahlung  des  Ausländervorschusses  nicht  nachweisen  könne:  er 
hat  beantragt 7  die  Verhandlung  nicht  stattfinden  zu  lassen  ^  eventuell 
ihn  zur  mündlichen  Verhandlung  zuzulassen  mit  Rücksicht  darauf^ 
dass  ein  zweites  Versäumnissurtheil  dem  Kläger  einen  nicht  zu  er- 
setzenden Nachtheil  bringen  würde.  Das  Berufungsgericht  hat  nach 
Widerspruch  des  Beklagten  diese  Anträge  abgelehnt  und  beschlossen, 
gemäss  §  85  des  Gerichtskostengesetzes  den  Vertreter  des  Klägers 
zur  mündlichen  Verhandlung  nicht  zuzulassen.  Auf  Antrag  des  Bern- 
fungsbeklagten  ist  hierauf  durch  ürtheil  von  demselben  Tage  der 
von  dem  Kläger  gegen  das  Versäumnissurtheil  eingelegte  Einspruch 
verworfen  worden. 

Die  hiegegen  eingelegte  Revision  wurde  zurückgewiesen  aus  folgen- 
den Entscheidungsgründen : 

Nach  dem  Grerichtskostengesetz  §  85  ist  vor  Zahlung  des  von 
einem  Ausländer  zu  zahlenden  Vorschusses  die  Vornahme  jeder  ge- 
richtlichen Handlung  abzulehnen.  Der  Revisionskläger  will  daraus 
ableiten,  das  Berufungsgericht  sei  nicht  berechtigt  gewesen,  um  des- 
willen, weil  der  Berufungskläger  den  Kosten vorschuss  nicht  gezahlt 
habe,  eine  Gerichtsverhandlung  unter  Ausschluss  des  Berufungsklägers 
eintreten  zu  lassen  und  den  Einspruch  desselben  durch  Urtheil  zu  ver- 
werfen. Vielmehr  hätte  die  Verhandlung  abgelehnt  werden  müssen, 
ein  Urtheil  habe  solange  nicht  ertheilt  werden  dürfen,  als  der  Vor- 
schuss nicht  gezahlt  sei.  Ein  Verlust  des  Rechtsmittels  dürfe  nicht 
ausgesprochen  werden,  zumal  das  Gerichtskostengesetz  nicht  die  Stelle 
sei,  an  welcher  Bestimmungen  über  den  Verlust  von  Rechtsmitteln  zu 
erwarten  seien.     Darüber  bestimme  allein  die  Zivilprozessordnung. 

Diese  Argumentation  ist  sehr  scheinbar,  aber  sie  ist  nicht  be- 
gründet. Aus  der  angezogenen  Bestimmung  des  Gerichtskostengesetzes 
ergibt  sich  unmittelbar  allerdings  nichts  weiter,  als  dass  das  Gericht 
dem  Ausländer,  solange  derselbe  den  Gerichtskostenvorschuss  nicht  ge- 
zahlt hat,  die  Vornahme  jeder  gerichtlichen  Handlung  zu  ver- 
weigern hat. 

Diese  Bestimmung  steht  im  Einklang  mit  anderen  analogen  Be- 
stimmungen der  Zivil prozessordnung  und  der  dazu  erlassenen  ergänzen- 
den Gesetze. 

Nach  §  792  der  Zivilprozessordnung  hat  der  Gläubiger,  auf  dessen 
Antrag  ein  Haftbefehl  erlassen  ist,  die  Kosten,  welche  durch  die  Haft 
entstehen,  einschliesslich  der  Verpflegungskosten  von  Monat  zu  Monat 
vorauszuzahlen.  Die  Aufnahme  in  das  Gefängniss  ist  imstatthaft,  so- 
lange die  Zahlung  nicht  erfolgt  ist. 

Nach  §  344  der  Zivilprozessordnung  kann  das  Gericht  die  La- 
dung eines  Zeugen  davon  abhängig  machen,  dass  der  Beweisführer 
einen  Vorschuss  zur  Deckung  der  Staatskasse  wegen  der  durch  die 
Vernehmung  des  Zeugen  erwachsenden  Auslagen  hinterlegt.  Erfolgt 
die    Hinterlegung    nicht    binnen    einer    bestimmten    Frist,     so    unter- 
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bleibt  die  Ladung^  wenn  die  Hinterlegung  nicht  so  zeitig  nachgeholt 
wird,  dass  die  Vernehmung  ohne  Verzögerung  des  Verfahrens  erfolgen 
kann. 

Nach  §  18  der  Gebührenordnung  fUr  Gerichtsvollzieher  können 
diese  die  Uebemahme  eines  Geschäfts  von  der  Zahlung  eines  zur 
Deckung  der  haaren  Auslagen  und  des  vermuthlichen  Betrags  der 
Gebühren  hinreichenden  Vorschusses  abhängig  machen. 

Allein  weuu  das  Gerichtskostengesetz  §  85  in  Uebereinstimmung 
mit  den  angezogenen  Bestimmungen  die  nächste  Folge  ordnet,  welche 
eintritt,  wenn  der  Gerichtskostenvorschuss  nicht  gezahlt  wird,  so  ist 
damit  nicht  darüber  entschieden,  ob  sich  der  Beklagte  und  Berufiings- 
beklagte  die  nun  eintretende  Unthätigkeit  des  Berufungsgerichts,  die 
Sistinmg  des  Verfahrens  bis  auf  Weiteres  gefallen  lassen  muss. 

Stellt  der  Kläger  oder  der  Berufungskläger  keine  Anträge,  so  ist 
das  Gericht  auch  nicht  in  der  Lage,  eine  gerichtliche  Handlung  vor- 
zunehmen, und  wenn  sich  der  Beklagte  dies  gefallen  lässt,  so  hat  es 
dabei  sein  Bewenden. 

Der  Beklagte  braucht  sich  das  aber  nicht  gefallen  zu  lassen.  Die 
Partei,  welche  nicht  verhandelt,  ist  der  nicht  erschienenen  Partei 
gleichzustellen  —  Zivilprozessordnung  §  298  ~-,  der  Beklagte  kann 
also  in  jenem  Falle  beantragen,  dass  der  Kläger  mit  der  Klage,  der 
Berufungskläger  mit  seinem  Rechtsmittel  abzuweisen  sei  —  Zivilprozess- 
ordnung  §§  295,   504. 

Ob  nun  der  Kläger  oder  Berufungskläger  thatsächlich  keine  An- 
träge stellt,  oder  ob  er  zur  Zeit  keine  Anträge  stellen  darf,  steht  sich 
rechtlich  gleich. 

Man  wird  deshalb  auch  für  diesen  Fall  die  Konsequenz  ziehen 
dürfen,  dass  nach  dem  Prinzip  der  Zivilprozessorduuug  der  Beruf ungs- 
beklagte  Zurückweisung  der  Berufung  beantragen  darf,  wenn  der  Be- 
rufttngskläger  zu  der  Zeit,  zu  welcher  er  nach  dem  Gange  des  Ver- 
fahrens Anträge  zu  stellen  hat,  solche  Anträge  zufolge  eigener  Unter- 
lassung der  Einzahlung  des  Kostenvorschusses  nicht  stellen  darf. 

Diese  Konsequenz  ist  in  §  105  der  Zivilprozessordnung  ausdrück- 
lich flir  den  Fall  gezogen,  dass  der  Berufimgskläger  die  ihm  auf- 
gegebene Sicherheit  für  die  Kosten  nicht  leistet.  Sie  ist  analog  in 
dem  vorliegenden  Falle  zu  ziehen.  « 

In  diesem  Sinne  ist  auch  bereits  in  gleicbliegeuden  anderen 
Fällen  vom  Reichsgericht  verfahren  und  entschieden.  So  von  dem  er- 
kennenden Senat  in  Sachen  Jegorowitscb  Steinbach  in  Wladiwostock 
wider  G.  Lipmanu  &  Geffken  in  Hamburg  I  80/87.  Als  der  aus- 
ländische Kläger  und  Revisionskläger  den  Gerichtskostenvorschuss 
nicht  gezahlt  hatte,  wurde  derselbe  zur  Verhandlung  nicht  zugelassen 
und  auf  Antrag  des  Revisionsbeklagten  die  Revision  durch  Versäum- 
nissurtheil  vom  12.  Februar  1886  zurückgewiesen. 

Bei  dem  k.  Oberlandesgericht  D.  hatten  die  Fabrikanten  v.  d.  M. 
&  Co.  zu  B.  und   der  Fabrikant  T.  V.    daselbst  Berufting    wider  ein 
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ihre  Klage  gegen  die  Leipziger  Wechselbank  in  Liquidation  abweisen- 
des landgerichtliches  Urtheil  eingelegt  und  den  Gerichtskosten vorschuss 
nicht  gezahlt.  Das  Oberlandesgericht  beraumte  Termin  zur  mündlichen 
Verhandlung  an,  lehnte  aber  aus  jenem  Grunde  ab,  über  die  Berufung 
verhandeln  zu  lassen.  Die  Berufungsbeklagte  lud  zu  einem  neuen 
Tennin  und  wollte  in  diesem  den  Antrag  auf  Erlass  eines  Versäumniss- 
urtheils  stellen.  Das  Berufungsgericht  verkündete  vor  Eintritt  in  die 
Verhandliiug  den  Beschluss,  dass,  da  Beruflingskläger  einen  Vorschuss 
nicht  bestellt  hätten,  es  abgelehnt  werde,  in  der  Sache  zu  verhandeln. 
Aaf  Beschwerde  der  Berufungsbeklagten  hob  das  Reichsgericht  diesen 
Beschluss  auf  und  sprach  aus,  es  liege  dem  Grericht  ob,  die  Berufungs- 
beklagte zu  einem  neuen  Termin  zu  laden.  Wegen  Nichterflillung  der 
den  Klägern  zufallenden  Kostenvorschiisspflicht  dürfe  nicht  auch  der 
Beklagten  das  rechtliche  Gehör  mit  Anträgen  versagt  werden,  welche 
auf  die  Beendigung  des  anhängigen  Rechtsstreits  abzielen.  Die  Be- 
klagte könne  verlangen,  dass  der  Prozess  zum  Austrage  komme  und 
nicht  anlässlich  der  Zahlungsäumniss  der  Kläger  für  immer  in  der 
Schwebe  bleibe.  B.  11  137/83  vom  21.  Dezember  1883,  mitgetheilt 
in  WcUlmann,  ,. Deutsche  Juristenzeitung -^  von  1884  (Band  9) 
Seite  254. 

Für  die  hier  vertretene  Ansicht  lassen  sich  femer  die  Motive 
zum  Gerichtskostengesetz  anführen,  welche  die  Bestimmung  des  mit 
§  85  übereinstimmenden  §  77  des  Entwurfs  dahin  widergeben,  dass 
dem  Ausländer  die  Vornahme    einer  Prozesshandlung  imtersagt  werde. 

Revisionskläger  hat  sich  auch  auf  die  Ausnahmebestimmung  des 
§  85  a.  E.  berufen,  nach  welcher  die  Vornahme  einer  gerichtlichen 
Handlung  dann  nicht  abzulehnen  ist,  wenn  glaubhaft  gemacht  wird, 
dass  die  Verzögerung  dem  Ausländer  einen  nicht  zu  ersetzenden  Nach- 
theil bringen  würde.  Hier  erwachse  dem  Ausländer  der  Nachtheil  des 
definitiven  Verlustes  seines  Rechtsmittels,  wenn  der  Einspruch  rechts- 
gültig verworfen  sei. 

Allein,  dass  aus  jener  Ausnahmebestimmung  ein  Recht  des  Aus- 
länders auf  Aussetzung  der  Verhandlung  nicht  abgeleitet  werden  kann, 
ergibt  sich  daraus,  dass  die  Bestimmung  nm*  den  Nachtheil  der  Ver- 
zögerung vermieden  wissen  will;  mit  der  Aussetzung  der  Verhandlung 
tritt  aber  gerade  eine  Verzögerung  ein.  Sollte  aber  der  definitive 
Verlust  des  Rechtsmittels  der  Grund  sein,  den  Ausländer  ohne  vor- 
gängige Leistung  des  Gerichtskostenvorschusses  zuzulassen,  wenn  Ein- 
spruch gegen  ein  Versäumnissurtheil  eingelegt  ist,  so  würde  der  selt- 
same FaD  eintreten,  dass  der  Berufiingsbeklagte  zwar  immer  das  Ver- 
säumnissurtheil fordern  dürfte,  wenn  der  Ausländer  bis  zur  ersten 
Verurtheilung  den  Kostenvorschuss  nicht  geleistet  hat,  dass  aber  der 
Ausländer  jedesmal  zuzulassen  wäre,  wenn  er  Einspruch  gegen  das 
Versäumnissurtheil  erhoben  hat,  obwohl  er  einen  Kostenvorschuss  nicht 
geleistet  hat. 

Dass  der  Gesetzgeber   ein   so   zweckloses    und  widersinniges  Ver- 
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fahren  hätte  sanktioniren  wollen^  lässt  sich  nicht  annehmen.  Qätte  er 
gewollt,  dass  die  Nichtleistung  des  Ausländervorschusses  niemals  dazu 
führen  dürfe,  dass  der  Ausländer  eines  von  ihm  eingelegten  Rechts- 
mittels verlustig  würde,  so  hätte  es  sehr  nahe  gelegen,  in  dem  Ge- 
setze positiv  auszusprechen,  dass  der  letzte  Satz  des  §  85  für  die 
Rechtsmittel  inst  anz  nicht  gelte. 

Weil  dies  nicht  ausgesprochen  ist,  ist  anzunehmen,  dass  die  Regel 
des  §  85  für  alle  Instanzen  gilt,  in  denen  überhaupt  vom  Ausländer 
ein  Gerichtskostenvorschuss  zu  zahlen  ist,  mit  Ausnahme  von  beson- 
ders gearteten  Einzelfällen,  in  denen  die  Verzögerung  nach  der  beson- 
deren Lage  des  Falles  dem  Ausländer  einen  nicht  zu  ersetzenden  Nach- 
theil bringen  würde,  in  denen  es  sich  also  nur  um  die  Verzögerung 
zwischen  dem  Gerichte  und  dem  Ausländer  handelt,  nicht  um  den 
vom  Gegner  erhobenen  Anspruch  auf  Fortsetzung  des  Verfahrens, 
welcher  für  den  Ausländer  den  Verlust  des  Rechtsmittels  zur  Folge  hat. 

Voraitssetxungen    der    2^lässigkeit   der     Vollstreckungsklage,    — 

Anlegung  dss  §  661  Nr.  3  der  Z,RO. 

Das  in  dieser  Zeitschrift  S.  511 — 513  gebrachte  Erkenntniss 
des  Hauseatischen  Oberlandesgerichts  ist  vom  Reichsgericht,  Zivil- 
Senat  I,  am  25.  März  1891  (Hans.  Ger.Zeitg.  Beiblatt  1891  Nr.  112)^) 
aufgehoben  aus  folgenden  Gründen  : 

Die  Bestimmung  der  Nr.  3  des  §  661  der  Zivilprozessordnung 
hat  zu  Kontroversen  Veranlassung  gegeben. 

1.  In  dem  dem  Reichstage  vorgelegten  Entwürfe  der  Z.P.O.  ent- 
sprach §  611  Nr.  3  genau  dem  §  661  Nr.  3  der  Z.P.O.  Bei  der 
Berathung  der  Reichstagskommission  rügte  der  Abgeordnete  ^Ar:  ,«der 
Entwurf  stelle  nicht  klar,  ob  der  deutsche  Richter  nur  die  Kompetenz 
des  ausländischen  Richters  in  abstracto  prüfen,  oder  auch  untersuchen 
solle,  ob  der  ausländische  Richter  in  concreto  kompetent  gewesen  sei"*. 
Er  stellte  darum  den  Antrag,  au  Stelle  der  Nr. -3  zu  setzen:  „wenn 
die  thatsächlichen  oder  rechtlichen  Voraussetzungen  der  Zuständig- 
keit, die  letzteren  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Rechtes  be- 
messen, nicht  vorhanden  waren.  ^^  Dieser  Antrag  wurde,  ,^da  der  Direk- 
tor von  Arnsberg  zwar  mit  der  Tendenz  Bähr^s  einverstanden  sei, 
aber  glaube,  derselben  sei  durch  die  Fassung  des  Entwurfes  genügt"*, 
der  Redaktionskommission  zugewiesen.  Diese  hat  zwar  geglaubt,  im 
Entwürfe  sei  der  als  richtig  befundene  Gedanke  nicht  klar  ausgedrückt, 
sie  hat  jedoch  auch  das  vorgeschlagene  Amendement  für  raissverständ- 
lieh  gehalten  und  sich  mit  den  Regierungsvertretern  dahin  geeinigt, 
die  Ziffer  3  des  §  611  in  der  Fassimg  des  Entwurfes  beizubehalten 
und  folgende  Erklärung  über  deren  Sinn  zu  Protokoll  zu  geben :  „dass 
der  deutsche  Richter  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichts  nicht 
allein  aus  dem  Gesichtspunkt  zu  prüfen  habe,  ob  der  auswärtige  Rieh- 
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ter  die  richtigen ^  dem  deutschen  Rechte  entsprechenden  Grundsätze 
über  Zuständigkeit  angewendet  habe^  sondern  ob  auch  die  Thatsachen^ 
auf  welche  diese  Grundsätze  angewendet  werden^  die  Zuständigkeit  des 
auswärtigen  Grerichts  zu  begründen  geeignet  und  erwiesen  seien.  ^  Mit 
dieser  Auslegung  erklärten  der  Direktor  von  Arnsberg  und  die  Kom- 
mission sich  einverstanden.    [Hahn,  Materialien,  S.  804  £P.;  88 7,   907). 

Nun  bindet  aber,  wie  auch  der  Berufungsrichter  ausführt,  nach 
den  richtigen,  auch  vom  lieichsgericht  angenommenen  Grundsätzen 
eine  solche  Protokollerklärung  den  Kichter  nicht.  Der  Gesetzgeber 
kann  nur  in  einer  Sprache  sprechen,  durch  Publikation  des  Gesetzes. 
Was  nicht  aus  dem  Gesetze  entnommen  werden  kann,  ist  nicht  ge- 
setzliches Becht.  Die  betreffende  Kontroverse  ist  also  durch  die 
ProtokoUerklärung  nicht  beseitigt. 

2.  Das  Gesetz  spricht  an  der  betreffenden  Stelle  nicht  von  der 
Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts,  welches  das  für  voll- 
streckbar zu  erklärende  Urtheil  erlassen  hat,  sondern  «von  der  Zustän- 
digkeit derGerichte  des  fremden  Staates.  Dies  wird  nun  von  vielen 
Auslegern  dahin  aufgefasst,  die  Vollstreckbarkeit  sei  nicht  nur  dann 
zu  ertheilen,  wenn  das  konkrete,  erkennende  Gericht  des  fremden 
Staates  sich  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  als  zuständig 
ergebe,  sondern  auch  dann,  wenn  nur  überhaupt  irgend  ein  Gericht 
des  fremden  Staates  zur  Entscheidung  der  betreffenden  Sache  als  nach 
den  Grimdsätzen  des  deutschen  Hechts  zuständig  erscheine. 

Die  erste  Streitfrage  berührt  den  vorliegenden  Rechtsstreit  im 
jetzigen  Stadium  nicht.  Sie  musste  hier  nur  angeführt  werden,  um 
ihre  Verschiedenheit  darzulegen,  was  zum  Schaden  der  Erörterung 
vielfach  verkannt  wird. 

Was  nun  die  allein  in  Frage  kommende  zweite  Streitfrage  be- 
trifft, so  wird  die  mitgetheilte  äusserlich  auf  die  Fassung  ,,die  Ge- 
richte" gestützte  zweite  Ansicht  flir  innerlich  dadurch  gerechtfertigt 
erklärt^  dass  der  Staat,  in  welchem  die  Vollstreckbarkeitserklärung 
eines  ausländischen  Urtheils  nachgesucht  wird,  wenn  er  sich  einmal 
bereit  erklärt,  das  im  anderen  Staat  erlassene  Urtheil  zu  vollstrecken, 
nur  das  Interesse  habe,  dass  in  dem  anderen  Staat  die  richterliche 
Zuständigkeit  nicht  nach  weiteren  oder  überhaupt  nach  anderen  Grund- 
sätzen geregelt  werde,  als  die  er  selbst  für  richtig  anerkennt,  dass  es 
ihm  aber  gleichgültig  sein  könne,  welches  bestimmte  einzelne  der 
nach  diesen  Zuständigkeitsbestimmungen  zuständigen  Gerichte  das  fltr 
vollstreckbar  zu  erklärende  Urtheil  gesprochen  habe. 

Es  wird  damit  der  Begriff  der  abstrakten  Zuständigkeit  der 
Gerichte  eines  Staates  aufgestellt.  Nun  soll  die  Möglichkeit  nicht  be- 
stritten werden ,  dass  dieser  Begriff  in  einer  oder  anderen  Beziehung 
verwendet  werden  könne,  und  dass  nach  manchen  Richtungen  der 
ausländische  Gesetzgeber  kein  Interesse  daran  haben  mag,  welches  der 
verschiedenen  ausländischen  Gerichte  in  einem  Fall  zur  Entscheidung 
berufen  ist.     Eine  Vermuthung    für   das  Vorhandensein   einer    solchen 
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Auffassung  besteht  aber  nicht,  und,  was  insbesondere  den  deutschen 
Gesetzgeber  betrifilt,  so  ist  nicht  einzusehen,  wie  derselbe,  welcher  be- 
treffs der  im  Inlande  erlassenen  Urtheile  das  grösste  Gewicht  auf  die 
Regelung  der  Gerichtszuständigkeit  legt,  zu  der  Auffassung  hätte 
kommen  sollen,  dass,  wenn  es  sich  um  ein  ausländisches,  im  Inland 
für  vollstreckbar  zu  erklärendes  Urtheil  handelt,  jedes  Interesse  daran 
fehle.  Allenfalls  könnte  dies  dann  noch  f\ir  möglich  angenommen 
werden,  wenn  die  Bestimmungen  des  ausländischen  Rechts  ohne  Wei- 
teres als  fUr  den  angegangenen  inländischen  Richter  massgebend  an- 
erkannt worden  wären.  Allein  dies  ist  ja  in  der  Z.P.O.  gerade  nicht 
anerkannt,  da  nach  dieser  die  erste  Prüfung  dahin  vorzunehmen  ist, 
ob  die  Grundsätze  des  deutschen  Rechts  mit  denen  des  ausländischen 
Rechts  übereinstimmen. 

Die  nächste  und  einfachste  Auffassung  des  fraglichen  Satzes 
ist  jedenfalls  die,  dass  das  Urtheil  des  ausländischen  (durch  den  Spruch 
sich  selbst  als  zuständig  bezeichnenden)  Richters  dann  für  vollstreck- 
bar .zu  erklären  ist,  wenn  der  erkennende  Richter  auch  nach  den 
Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  zuständig  gewesen  sein  würde. 

Was  nun  aber  die  Wortfassung  der  gesetzlichen  Bestimmung 
betriff!;,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  eine  streng  wörtliche 
Auffassung  von  vornherein  ausgeschlossen  ist,  denn  die  Gerichte, 
also  alle  Gerichte,  können  im  einzelnen  Falle  nicht  zuständig  sein. 
Es  liegt  aber  keine  Noth wendigkeit  vor,  dass  unter  den  Gerichten 
irgend  ein  Gericht  verstanden  werden  müsse,  vielmehr  lässt  sich 
die  Fassung  sehr  wohl  auch  so  verstehen,  dass  sie  der  entwickelten 
Auffassung  nicht  entgegensteht. 

Wenn  nämlich  über  die  Zuständigkeit  eines  ausländischen  Ge- 
richts nach  deutschem  Recht  entschieden  werden  soll,  so  kann  dies 
doch  nur  so  verstanden  werden,  dass  das  deutsche  Recht  soweit  an- 
zuwenden ist,  als  es  überhaupt  augewendet  werden  kann.  Wäre  die 
Gerichtsverfassung  des  fremden  Staats  in  allen  Punkten  der  des 
Deutschen  Reichs  gleich,  so  würde  die  Prüfring  der  Zuständigkeit  des 
erkennenden  ausländischen  Gerichts  nach  allen  Richtungen  nach 
deutschem  Rechte  möglich  sein,  und  es  hätte  dann  in  §  661  Nr.  3 
der  Z.P.O.  von  der  Zuständigkeit  des  erkennenden  ausländischen 
Gerichts  gesprochen  werden  können  und  sollen.  Nun  braucht  aber 
nicht  ausgeführt  zu  werden,  dass  jene  Voraussetzung  der  Gleichheit 
der  Gerichtsverfassung  thatsächlich  nirgends  vorliegt  und  dass  der  Ge- 
setzgeber darum  von  der  Verschiedenheit  der  Gerichtsverfassung  der 
verschiedenen  Staaten  ausgehen  musste.  Er  konnte  daher  auch  nicht 
die  Prüfung  der  Zuständigkeit  des  konkreten,  erkennenden  Gerichts 
nach  deutschem  Recht  schlechthin  anordnen,  sondern  er  musste  die 
Zugrundelegung  des  deutschen  Rechts  bei  dieser  Prüfrmg  auf  die  Unter- 
suchung beschränken,  ob  die  allgemeinen  Grundsätze  über  Begrün- 
dung des  betreffenden  Gerichtsstandes,  von  welchen  das  erkennende 
ausländische  Gericht  ausgegangen  ist,  dem  deutschen  Recht  entsprechen. 
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Da  nun  aber  dies  die  Grandsätze  sind^  welcH  nicht  nur  bei  Ent- 
scheidung des  konkreten  Falls  zur  Anwendung  kommen  ^  sondern  bei 
allen  Entscheidungen^  in  welchen  es  sich  um  die  Feststellung  der  Zu- 
ständigkeit handelt^  so  konnte  der  Gesetzgeber  den  entwickelten  Ge- 
danken sehr  wohl  dadurch  auszudrücken  meinen,  dass  er  von  den 
Gerichten  des  betre£Penden  Staates  sprach.  Es  mag  bezweifelt  wer- 
den, ob  die  Wahl  des  Ausdrucks  eine  ganz  glückliche  war.  Jedenfalls 
kann  aber  der  entwickelte  Gedanke  in  ihr  erkannt  werden,  während, 
wenn  von  dem  in  concreto  erkennenden  Gericht  gesprochen  worden 
wäre,  jene  Beschränkung  ausgeschlossen,  folglich  etwas  völlig  In- 
korrektes, weil  Unmögliches,  ausgesprochen  sein  würde. 

Der  um  Ertheilung  der  Vollstreckbarkeit  angegangene  deutsche 
Richter  hat  also  zu  prüfen,  ob,  wenn  ein  ausländisches  Gericht  als 
Gericht  des  Wohnortes  oder  des  Vertrages  etc.  erkannt  hat,  an  dem 
Sitz  dieses  Gerichts  auch  nach  deutschem  Kecht  dieser  Gerichts- 
stand begründet  sein  würde;  für  die  Feststellung  der  Zuständigkeit 
des  erkennenden  Gerichts  aber  ist  die  Gerichtsverfassung  des  frem- 
den Staats  massgebend,  denn  hierüber  kann  begriffsmässig  das  deutsche 
Recht  keine  Bestimmung  enthalten. 

Aus  den  Vorarbeiten  zur  Z.P.O.  ist  für  die  vom  Berufungsrich- 
ter vertretene  Auslegung  der  behandelten  Stelle  nichts  zu  entnehmen. 
Belehrend  sind  aber  die  „Verhandlungen  der  Kommission  zur  Bera- 
tliung  eines  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches,  die  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  gegen- 
seitig zu  gewährende  Rechtshülfe  betreflPend.  Nürnberg  1861.''  Die 
vorliegende  Frage  wurde  bei  diesen  Berathungen  eingehend  behandelt, 
siehe  Separatprotokolle  der  Kommission  S.  1 5  ff.,  81  ff.,  104  ff.,  108  ff., 
119  ff.,  130,  171.  Vgl.  auch  W,  Frmwke  in  der  Zeitschrift  für  Zivil- 
prozess Bd.  8.  S.  1  ff. ;  Rintelen,  ebendaselbst  Bd.  9  S.  457  ff.;  Koh- 
Ur,  ebendaselbst  Bd.  10  S.  471  ff.;  Wach,  Vorträge  S.  228  ff.;  Wach, 
Handbuch  §  19  S.  231  ff.;  die  verschiedenen  Kommentare  der  Z.P.O. 
zu  §  661.  Die  angeführten  Schriftsteller  kommen  zu  sehr  verschie- 
denen Resultaten. 

Aus  den  vorstehend  entwickelten  Gründen  ergibt  sich  die  Noth- 
wcndigkeit  der  Aufhebung  des  angefochtenen  Urtheils,  weil  dasselbe 
auf  der  Annahme  beruht,  der  (einem  Urtheil  gleich  zu  behandelnde) 
Zahlbefehl  des  Landgerichts  Wien  sei  darum  als  von  einem  zustän- 
digen Gericht  ausgegangen  zu  erachten,  weil  für  Entscheidung  des 
zwischen  den  Parteien  schwebenden  Rechtsstreits  in  Prag  der  Gerichts- 
stand des  Vertrags  begründet  sei.  Die  Sache  selbst  aber  war  zum 
Zweck  der  auf  Grund  der  gegebenen  Auslegung  des  §  661  Ziffer  3 
der  Z.P.O.  vorzimehmenden  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Frage, 
ob  auch  nach  deutschem  Recht  das  Landesgericht  Wien  zumErlass 
des  Zahlbefehls  zuständig  sei,  an  das  Berufringsgericht  zurück- 
zuverweisen. 
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Voraussetxung&ti  der  Anordnung  einer  AbivesenheiUvormimdschaft 

nach  Preiiss.  Recht   (Vormundsch.  Ord.  §  82).    Zuständigkeit  des 

Oerichts  des  letzten  inländischeyi  Wohnsitzes. 

(Rundschau.    Sammlung  gerichtlicher  Entscheidungen  aus  dem  Bezirke 

des  Oberlandesgerichts  Frankfurt  a/M.     24.  Jahrgang  S.   62.  i 

Mitgetheilt  von  Hen*n  Landrichter  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

In  Sachen  betreffend  die  Einleitung  einer  AbwesenheitsTomiund- 
schaft  über  die  Wittwe  C.  G.  A.  Chr.,  F.  J.  geborene  T.,  hat  die 
erste  Zivilkammer  des  Landgerichts  zu  Frankfurt  a/M.  am  12.  De- 
zember 1890  auf  die  Beschwerde  des  Optikers  A.  M.  Chr.  gegen  den 
die  Einleitung  einer  „Abwesenheitskuratel"  ablehnenden  Beschluss  des 
Amtsgerichts  II  ^)  daselbst  vom  10.  November  1890  den  angefochtenen 
Beschluss  aufgehoben  und  das  Amtsgericht  angewiesen,  die  Einleitung 
einer  Ab weseuheits Vormundschaft  nicht  aus  den  von  ihm  angeftlhrten 
Gründen  abzulehnen. 

Gründe:  Der  am  21.  August  1886  zu  Frankfurt  a/M.  verator- 
bene  C.  G.  A.  Chr.  hat  ausweislich  der  Erbbescheinigung  des  Amts- 
gerichts 11^  daselbst  vom  1.  Mai  1890  ,, ausser  seiner  Ehefrau  F.  J. 
geborene  T.  seinen  Stiefbruder  A.  M.  Chr.  als  einzigen  gesetzlichen 
Erben  hinterlassen -^  Zu  der  Erbschaft  des  Genannten  gehört  ^j^^  An- 
theil  der  Liegenschaft  Gew.  11  Nr.  360  e  Frankftirter  Gremarkung 
(Liebigstrasse  58).  A.  M.  Chr.  beabsichtigt,  diese  Liegenschaft  zu 
veräussern,  sieht  sich  aber  daran  durch  den  im  Transskriptionsbuche 
gemachten  —  -  nach  seiner  Darlegung  materiell  ungereclitfertigten  - 
Vorbehalt  wegen  der  Nutzniessuug  imd  des  Beisasses  der  Wittwe  Chr. 
geborene  T.  gehindert. 

Die  Letztere,  welche  sich  einige  Zeit  nach  dem  Tode  ihres  Ehe- 
mannes nach  London  begeben  hat,  soll  sich  nach  Angabe  des  Be- 
schwerdeführers von  dort  unbekannt  wohin  entfernt  haben  und  ihr 
gegenwärtiger  Aufenthalt  nicht  zu  ermitteln  sein.  Der  auf  diese  That- 
sache  gestützte  Antrag  des  A.  M.  Chr.  auf  Einleitung  einer  ,. Ab- 
wesenheitskuratel'^  ist  durch  den  angefochtenen  Beschluss  um  deswillen 
abgelehnt  worden,  weil  die  Wittwe  Chr.  geborene  T.  ihren  Aufenthalt 
in  London  genommen  hat,  somit  der  hiesige  Gerichtsstand  nicht  be- 
gründet erscheint  —  auch  es  sich  nicht  rechtfertigen  lässt,  über  die 
einzelne  Frage,  ob  derselben  die  Nutzniessung  an  dem  fraglichen 
Hause  zusteht,  einen  Pfleger  zu  bestellen. 

Diese  Begründung  ei'scheint  nach  beiden  Richtungen  verfehlt : 

Die  Zuständigkeit  des  hiesigen  Gerichts  wiixl  durch  den  Um- 
stand, dass  die  Wittwe  Chr.  nach  ihrem  Weggang  von  hier  einen 
Wohnsitz  in  London,  also  im  Auslande,  begrlmdet  hat,  nicht  ausge- 
schlossen, vielmehr  ist  die  Thatsache,  dass  sie  ihren  letzten  inländischen 
Wohnsitz  dahier  gehabt  hat.  ausreichend,  um  die  Kompetenz  des  hie- 
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sigen  Grerichts  fUr  die  einzuloitende  Abwesenlieitsvormundscliaft  (deuu 
eine  solche,  nicht  eine  Pflegschaft  steht  in  Frage,  §  82  Vorm.  Ord. ) 
zu  begründen  (vgl.  Dembtirg^  Vormundschaftsrecht  3.  Aufl.  S.  62). 

Wenn  der  Vorderrichter  sodaun  unter  Berufung  auf  die  Autori- 
tät von  Bender's  Frankfurter  Privatrecht  —  es  für  unzulässig  hält, 
..über  eine  einzelne  Frage  .  .  .  einen  Pfleger  (richtiger  Vormund)  zu 
bestellen*',  so  verletzt  er  den  §  82  Vorm.  Ord.,  welchem  gegenüber 
die  Berufung  auf  die  frühere  Rechtsprechung  der  hiesigen  Gerichte 
unzutreffend  erscheint. 

Denn  indem  der  Absatz  8  §  82  demjenigen,  welcher  ein  Interesse 
zur  Sache  nachweist,  die  Befugniss  gibt,  die  Einleitung  der  Abwesen- 
heitsvormundschaft zu  beantragen,  spricht  er  aus,  dass  diese  Vor- 
mundschaft abweichend  von  allen  sonstigen  Arten  der  Voimnndschaft 
—  nicht  blos  im  Interesse  des  Mündels,  sondern  auch  in  dem  eines 
Dritten  einzuleiten  ist.  (Vgl.  Demburg  a.  a.  0.  S.  395  .  .  .  ,.z.  B. 
im  Interesse  eines  Gläubigers,  um  gegen  den  Abwesenden  Klage  er- 
heben zu  können,  und  zwar  gilt  dies  auch,  selbst  wenn  auch  ohnedem 
durch  Bewilligung  der  öffentliclieu  Zustellung  seitens  des  Prozessge- 
richts der  Prozess  anhängig  gemacht  werden  könnte ''^) 

Daraus  folgt,  dass  aus  dem  Umstände,  dass  der  zu  bestellende 
Vormund  muthmasslich  nur  einem  Betheiligten  gegenüber  und  hinsicht- 
lich einer  einzelnen  Frage  den  Abwesenden  zu  vertreten  haben  wird, 
ein  Grund  zur  Ablehnung  des  Antrags  auf  Finleituug  der  Vormund- 
schaft nicht  zu  entnehmen  ist. 

Hienach  und  da  der  Beschwerdeführer  sein  Interesse  zur  Sache  ge- 
nügend dargelegt  hat,  war  der  angefochtene  Beschluss,  wie  geschehen, 
aufzuheben  und  dem  Amtsgericht  aufzugeben,  anderweit  in  der  Sache 
zu  befinden.  Schon  jetzt  die  Einleitung  der  Vormundschaft  von  hier, 
aus  anzuordnen,  erschien  um  deswillen  nicht  angezeigt,  weil  die  Frage, 
ob  die  Wittwe  Chr.  in  der  That  seit  länger  als  Jahresfrist  von  hier 
abwesend  und  ihr  Aufenthalt  unbekannt  ist  —  in  welcher  Beziehung 
sachgemäss  die  in  dem  Schriftsatze  vom  7.  November  1890  ange- 
botenen Beweise  zu  erheben  sein  werden  —  einer  materiellen  Prü- 
fung noch  nicht  unterzogen  worden  ist. 

Zuständiges  Gericht  xur  Ausstellung  eine?'  Erbbescheinigung  hinter 
einem  in  Rnssland  verstorbenen  Pretissen, 

{Johow,  Jahrbuch  f^r  Entscheidungen  des  Kammergerichts  Bd  X  S.  47.) 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

Zur  Ausstellung  der  Erbbescheinigung  hinter  einem  in  Kussland 
geboreneu,  daselbst  zeitlebens  wohnhaft  gewesenen  und  auch  verstor- 
benen preussischen  Staatsangehörigen  ist,  wenn  es  sich  lediglich  um 
Mobiliarnachlass  handelt,  ausschliesslich  ein  preussisches  Gericht  (Amts- 
gericht) zuständig.  Die  Zuständigkeit  bestimmt  sich,  falls  nicht  die 
Aushülfevorschrift    des    §  8    des  Gesetzes    vom    12.  März  1869  Platz 
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greift,  nach  dem  Orte  der  Herkunft    des  Erblassers    bezw.  des  Vätern 
desselben. 

Beschluss  des  königl.  preuss.  Kammergerichts  vom  5.  Mai  1890. 
Vorinstanzen:  Amtsgericht  und  Landgericht  Königsberg  i.  Pr. 

Am  18.  Februar  1888  verstarb  zu  St.  Petersburg  der  als  preussi- 
scher  Staatsangehöriger  in  die  Matrikel  des  Kaiserlich  Deutschon  Kon- 
sulates daselbst  eingetragene  Zeichner  Wilhelm  Seh.  mit  Hinterlassung 
eines  in  Werthpapieren  angelegten  Kapitals.  Der  Verstorbene,  am 
18.  Juni  1835  zu  St.  Petersburg  geboren,  hat  einen  Wohnsitz  inner- 
halb des  Gebietes  des  Deutschen  Reichs  niemals  besessen;  er  hat 
während  seines  ganzen  Lebens  in  Knssland  gewohnt  und  dort  sein 
Gewerbe  betrieben,  bis  er  in  Geisteskrankheit  verfallen  und  demni&chst 
verschieden  ist.  Sein  Vater,  der  Schriftsetzer  August  Seh.,  ist  bereits 
im  Anfange  der  dreissiger  Jahre  —  anscheinend  im  Jahre  1833  oder 
später  —  nach  Kussland  Übergesiedelt  und  ist  dort  am  23.  August 
1856  verstorben;  derselbe  war  aus  Königsberg  i.  Pr.  gebürtig  und 
hatte  sich  dort  am  2.  Dezember  1831  verheirathet,  ist  aber  später 
geschieden  worden. 

Unter  Hinweisung  darauf,  dass  dieser  Vater  des  jetzigen  Erb- 
lassers seinen  letzten  Wohnsitz  in  Preussen  vor  seiner  Uebersiedelung 
nach  Bussland  in  Königsberg  i.  Pr.  gehabt  habe,  hat  das  kaiserlich 
deutsche  Konsulat  zu  St.  Petersburg  dem  Amtsgerichte  zu  Königsberg 
i.  Pr.  verschiedene  Urkunden  mit  dem  Ersuchen  tiberreicht,  dem  An- 
trage zu  entsprechen,  welchen  der  preuss.  Staatsangehörige,  Buch- 
drucker Friedrich  Seh.,  ein  Bruder  des  Erblassers,  in  einer  auf  dem 
kaiserlichen  Konsulate  aufgenommenen  Verhandlung  auf  Ausstellung 
einer  Erbbescheinigung  nach  seinem  verstorbenen  Bruder  gestellt  habe. 
In  dem  Ersuchungsschreiben  wird  bemerkt,  dass  der  erwähnte  Mobi- 
liarnachlass  des  Erblassers  sich  in  Verwahrung  des  Konsulats  befinde, 
weshalb  es  erforderlich  sei,  dass  die  Erben  dem  Konsulate  ihr  Erb- 
recht nachwiesen;  auf  Grund  des  Art.  10  der  deutsch-russischen  Nach- 
lasskonvention vom  12.  November/31.  Oktober  1874  (R.G.B1.  von 
1875  S.  136  ff.)  hätten  die  St.  Petersburger  Gerichte  sich  für  unzu- 
ständig erklärt.  Die  Entscheidung  über  die  Erbberechtigung  könne 
daher  allein  durch  die  zuständige  deutsche  Behörde  erfolgen,  als  wel- 
che das  Amtsgericht  zu  Königsberg  i.  Pr.  erachtet  werden  müsse,  da 
beim  Mangel  eines  anderweitigen  Nachlass-Forums  es  nur  erübrigen 
werde,  „die  Wirksamkeit  des  dort  durch  den  Vater  des  Verstorbenen 
begründeten  letzten  deutschen  Grerichtsstandes  bis  auf  den  vorliegenden 
Fall  auszudehnen '^ 

Dieses  Ersuchen  ist  durch  Verfügung  des  Amtsgerichtes  zu  Königs- 
berg i.  Pr.  wegen  Unzuständigkeit  desselben  abgelehnt;  der  Erblasser 
habe  seinen  Wohnsitz  niemals  im  Bezirke  des  Amtsgerichts  gehabt; 
eine  Ausdehnung  des  durch  den  Vater  des  Verstorbenen  vor  seiner 
Uebersiedelung  nach  Russland  in  Königsberg  i.  Pr.  begründeten  letzten 
preussischen   Gerichtsstandes    auf  den    vorliegenden  Fall  finde  in  dem 
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Gesetz  vom  12.  März  1869,  betre£Pend  die  Ausstellung  gerichtlicher 
Erbbescheinigungen  ^  keinen  Anlass;  auch  theile  der  Erblasser  nicht 
den  Wohnsitz  seines  Vaters  ^  da  er  zur  Zeit  des  Todes  bereits  gross- 
jährig gewesen,  nicht  in  väterlicher  Gewalt  gestanden  und  einen  eigenen 
Wohnsitz  iu  St.  Petersburg  begründet  gehabt  habe. 

Die  hiegegen  seitens  des  Buchdruckers  Seh.  erhobene  Beschwerde 
ist  seitens  des  Landgerichts  zurückgewiesen;  in  den  Gründen  wird  es 
zwar  nicht  für  zweifelhaft  erklärt,  dass  im  vorliegenden  Falle  nach 
den  Art.  1  und  10  Abs.  2  der  Eingangs  gedachten  Konvention,  ein 
preussisches  Gericht  zur  Ausstellung  der  verlangten  Erbbescheinigung 
ermächtigt  sei^  dagegen  ausgefiilirt,  dass  die  Zuständigkeit  des  Amts- 
gerichts zu  Königsberg  nicht  angenommen  werden  könne,  da  nach  dem 
zit.  Art.  10  Abs.  2  über  die  Zuständigkeit  die  Landesgesetze,  hier 
also  §  2  des  Gesetzes  vom  12.  März  1869  entschieden;  in  Königs- 
berg aber  habe  der  Erblasser  niemals  seinen  Wohnsitz,  also  auch  nicht 
zur  Zeit  seines  Todes  seinen  ordentlichen  Gerichtsstand  gehabt;  den 
Wohnsitz,  welchen  sein  Vater  aber  noch  in  Königsberg  gehabt  habe, 
habe  Erblasser  durch  Ergreifen  eigenen  beständigen  Wohnsitzes  in 
St.  Petersburg  mittels  selbständigen  Grewerbebetriebes  und  häuslicher 
Wirthschaftseinrichtung  längst  verloren. 

Die  hiegegen  eingelegte  weitere  Beschwerde  rügt  namentlich 
Verletzimg  der  in  den  §§  23  ff.  der  Einleitung  zum  Preuss.  A.L.K. 
Aufgestellten  Rechtsregeln;  da  der  Erblasser  keinen  Wohnsitz  in 
Preussen  gehabt  habe,  so  seien  seine  Bechte  und  Verbindlichkeiten 
nach  dem  Orte  seiner  Herkunft  zu  beurtheilen;  das  sei  aber  Königs- 
berg, weil  hier  sein  Vater  vor  seiner  Uebersiedelung  nach  Russland 
seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  habe;  bezögen  sich  auch  die  ange- 
zogenen Gesetzesbestimmungen  nur  auf  das  materielle  Recht  der  Per- 
son, so  erscheine  doch  eine  analoge  Anwendung  auf  Bestimmung  des 
Gerichtsstandes  nicht  ausgeschlossen.  Nach  §  8  des  Gesetzes  vom 
12.  März  1869  (auf  welchen  beide  Vorinstanzen  hingewiesen  hatten) 
lasse  das  im  vorliegenden  Falle  zuständige  Gericht  sich  auch  nicht 
bestimmen,  weil  der  Nachlass  sich  in  Verwahrung  einer  Behörde  be- 
finde, die  in  Preussen  weder  einen  Sitz  noch  auch  einen  Gerichts- 
stand habe;  denn  der  gegenwärtig  in  St.  Petersburg  amtirende  kaiser- 
lich deutsche  Konsul  sei  bayerischer  ünterthan  und  habe  als  solcher 
seinen  Gerichtsstand  in  München,  wo  wiederum  kein  preussisches 
Gericht  iungire. 

Der  weiteren  Beschwerde  wurde  stattgegeben  imd  zwar  aus 
folgenden  Gründen: 

Auf  den  vorliegenden  Fall  hat  die  mehrfach  gedachte  Konven- 
tion über  die  Regulirimg  von  Hinterlassenschaften  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Russland  vom  12.  November/31.  Oktober  1874 
Anwendung  zu  finden,  denn  der  Erblasser,  welcher  sich  nach  §  21 
des  Gesetzes  über  die  Erwerbung  etc.  der  Bundesangehörigkeit  etc. 
vom  1.  Juni  1870  durch  Eintragung    in   die  Matrikel    des  kaiserlich 
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deutscheu  Konsulates  zu  St.  Petersburg  seine  Staatsangehörigkeit  in 
Preussen  bewahrt  hatte ^  war  somit  als  Deutscher  in  Russland  ver- 
storben. Unter  dieser  Voraussetzung  aber  sind  nach  Abs.  2  des 
Art.  10  der  Konvention  ^Ansprüche,  welche  sich  auf  die  Theilung 
des  beweglichen  Nachlasses,  sowie  auf  das  Recht  der  Erbfolge  in  das 
bewegliche  Vermögen  (um  solches  handelt  es  sich  hier  allein)  beziehen^ 
welches  in  einem  der  beiden  Länder  von  Angehörigen  des  anderen 
Landes  hinterlassen  worden  ist^,  von  den  ,^ Gerichten  oder  sonst  zu- 
ständigen Behörden  des  Staates,  dem  der  Verstorbene  angehörte,  und 
nach  den  Gesetzen  dieses  Staates^  zu  entscheiden. 

Hieuach  ist  seitens  des  Beschwerdegerichtes  zutre£Pend  angenom- 
men, dass  im  vorliegenden  Falle  unbedingt  ein  preussisches  Gericht 
zur  Ausstellung  der  Erbbescheinigung  berechtigt  und  verpflichtet  sei, 
wie  umgekehrt  die  St.  Petersburger  Gerichte  mit  Recht  sich  ihrer- 
seits für  unzuständig  erachtet  haben. 

Bezüglich  der  Zuständigkeit  zur  Ausstellung  einer  Erbbescheinigung 
hinter  einem  in  Russland  verstorbenen  Deutschen  enthält  aber  die 
mehrfach  gedachte  Konvention  keinerlei  Bestimmung,  ebensowenig  wie 
der  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  abgeschlossene 
Konsularvertrag  vom  8.  Dezember/26.  November  1874  (R.G.Bl.  von 
1875  S.   145). 

Es  entscheiden  daher  die  allgemeinen  Zuständigkeitsvorschriften 
der  betreffenden  Landesgesetze,  für  Preussen  also  diejenigen,  welche 
enthalten  sind  einerseits  im  §  26  Abs.  2  Nr.  1  des  preuss.  Aus- 
fÜhrungsgesetzes  zum  deutschen  G.V.G. ,  wodurch  die  ,. Amtsgerichte'^ 
zur  Ausstellung  gerichtlicher  Erbbescheinigungen  für  zuständig  erklärt 
werden,  andererseits  aber  im  Gesetze,  betr.  die  Ausstellung  geridit- 
licher  Erbbescheinigungen,  vom  12.  März  1869,  dessen  §§  2  und  8 
die  örtliche  Zuständigkeit  regeln.  Keine  der  hier  gegebenen  Vor- 
schriften trifft  aber  für  den  vorliegenden  Fall  zu;  zunächst  nicht  die 
Regel  des  §  2,  wonach  dasjenige  zur  Ausübung  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit berufene  Gericht  zuständig  ist,  in  dessen  Bezirk  der  Erb- 
lasser zur  Zeit  seines  Todes  seinen  ordentlichen  Gerichtsstand  gehabt 
hat;  denn,  wie  unstreitig,  hat  der  Erblasser  in  Preussen  überhaupt 
niemals  seinen  Wohnsitz  und  folgeweise  auch  keinen  ordentlichen 
Grerichtsstand  gehabt.  Aber  auch  die  für  den  Fall,  dass  der  Erb- 
lasser zur  Zeit  seines  Todes  in  Preussen  keinen  ordentlichen  Ge- 
richtsstand hatte,  gegebene  Aushülfevorschrift  des  zit.  §  8  versagt 
im  vorliegenden  Falle;  denn  während  von  den  übrigen  Voraussetzun- 
gen dieses  Paragraphen  überhaupt  nicht  die  Rede  ist,  so  trifft  auch 
nicht  etwa  zu,  dass  Nachlassgegenstände  sich  „in  der  Verwahrung 
einer  preussischen  Behörde^  befinden,  es  ist  vielmehr  zur  Zeit  das 
kaiserlich  deutsche  Konsulat  zu  St.  Petersburg  Verwahrerin  der 
Nachlassobj  ekte. 

Ist  sonach  lediglich  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  Gesetzes 
vom    12.  März  1869    nicht  zu   bestimmen,    welches    der  preussischen 
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Amtsgerichte  zur  Ausstellung  der  verlangteu  Erbbescheinigung  zu- 
BtSndig  sei,  so  muss  doch  erwogen  werden,  ob  ein  Ausweg  nicht 
durch  analoge  Anwendung  anderer  preussischer  Gesetze  gefunden 
werden  kann,  denn  die  Durchführung  des  einem  ^ Jeden  gesetzlichen 
Erben ^  durch  §  1  jenes  Gesetzes  verliehenen  materiellen  Rechtes 
kann  nicht  an  der  Lückenhaftigkeit  der  formellen  Vorschriften  über 
die  Zuständigkeit  der  Gerichte  scheitern. 

Liegt  aber  der  Fall,  wie  hier,  derartig,  dass  der  Erblasser  einen 
Wohnsitz  in  Preussen  niemals  gehabt  hat,  dass  auch  die  Bestimmung 
des  zuständigen  Gerichtes  auf  Grund  des  §  8  des  Gesetzes  vom 
12.  März  1869  nicht  erfolgen  kann,  so  erscheint  es  als  das  natür- 
lichste und  zahlreichen  anderen  Vorschriften  am  entsprechendsten,  auf 
den  Herkunftsort  zurückzugehen,  wie  es  der  Beschwerdeführer  in  An- 
trag bringt;  nicht  mit  Unrecht  zieht  derselbe  den  §  25  Einleit. 
zum  A.L.R.  an,  wonach,  wenn  Jemand  ,^noch  keinen  bestimmten  Wohn- 
sitz hat^  seine  persönlichen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  ,^nach  dem 
Orte  seiner  Herkunft"  beurtheilt  werden.  Ist  freilich  unter  dem  Orte 
der  Herkunft  der  Wohnsitz  des  Vaters  zu  verstehen,  so  ist  möglicher- 
weise auch  der  Herkunftsort  des  Erblassers  in  diesem  Sinne  ausser- 
halb Frenssens,  dann  nämlich,  wenn  der  Vater  des  Erblassers  zur  Zeit 
der  Greburt  des  letzteren  seinen  Wohnsitz  in  Preussen  bereits  aufge- 
geben und  einen  neuen  Wohnsitz  in  Russland  begründet  hatte.  Allein 
selbst  wenn  das  der  Fall  wäre,  so  würde  dadurch  an  der  Sachlage 
nichts  geändert  werden:  es  müsste  dann  zur  Feststellung  des  örtlich 
zuständigen  preussischen  Gerichtes  auf  den  ehemaligen  letzten  Wohn- 
sitz bezw.  auf  den  Herkunftsort  des  Vaters  des  Erblassers  zurück- 
gegangen werden. 

Nach  Behauptung  des  Antragstellers  hat  nun  der  Vater  des  Erb- 
lassers seinen  letzten  Wohnsitz  in  Preussen  vor  seiner  Uebersiedelung 
nach  Russland  in  Königsberg  in  Pr.  gehabt,  eine  Behauptung,  die  in 
etwas  durch  die  bereits  vorgelegten  Urkunden  unterstützt  wird,  flir 
deren  Richtigkeit  auch  eventuell  die  Auskunft  der  dortigen  Polizei 
angerufen  wird,  die  aber  auch  endlich  ausweislich  des  Inhalts  der  Ver- 
folgung vom  24.  November  1888  seitens  des  Amtsgerichts  zu  Königs- 
berg anscheinend  nicht  in  Abrede  genommen  wird.  Hienach  erscheint 
jedenfalls  jetzt  schon  soviel  beigebracht,  dass  das  bezeichnete  Amts- 
gericht nach  Massgabe  des  oben  dargelegten  Standpunktes  verpflichtet 
ist,  dem  gestellten  Antrage  näher  zu  treten.  Sollte  sich  freilich  die 
Unrichtigkeit  der  Behauptung  ergeben,  dass  der  Vater  des  Erblassers 
seinen  letzten  preussischen  Wohnsitz  in  Königsberg  gehabt  habe,  so 
würde  auf  Grund  dieser  Feststellung  die  Unzuständigkeit  mit  Recht 
ausgesprochen  werden  müssen,  anderenfalls  aber  erscheint  das  gedachte 
Grericht  gehalten,  in  eine  materielle  Prüfung  des  Antrages  auf  Aus- 
stellung einer  Erbbescheinigung  hinter  dem  zu  St.  Petersburg  verstor- 
benen preuss.  Staatsangehörigen  Wilhelm  Seh.  einzugehen.  Der  er- 
wähnte Staatsvertrag  lässt  darüber  keinen  Zweifel,  dass  über  die  Erb- 
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berecht igung  am  Nachlasse  eines  in  Kussland  verstorbenen  preussischen 
Staatsangehörigen  .nach  preussischem  Hechte  entschieden  werden  soll, 
woraus  sich  weiter  ergibt,  dass  von  einem  Domizilerwerb  in  Russland 
in  dieser  Kichtung  weder  fUr  den  Erblasser,  noch  seinen  Vater  die 
Rede  sein  kann,  also  nur  das  letzte  preussische  Domizil  event.  der 
Ort  der  Herkunft  für  das  Nachlassverfahren  in  Betracht  kommen  kann. 

B.  Strafrecht  und  Strafprozess. 

Kann  die  vor  Begründung  des  Deutschen  Reiches  in  Bayern  wegen 

Diebstahls  erfolgte  Vorhestrafung  in  einem  anderen  Bundesstaate 

die  Annahme  d^s  RüekfaUs  rechtfertigen?     St,G.B,  §  244, 

Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  12.  Juni  1890  (Eutsch.  in  Strafsachen 

Bd.  21  S.  19). 

Der  Angeklagte  ist  wegen  Diebstahls    im    wiederholten  Rückfalle 
verurtheilt.     Seine    Revision   richtet    sich    gegen    die  Anwendung  des 
§  244  St.G.B. ,    weil    eine    der  beiden  Vorbestrafungen  wegen  Dieb- 
stahls im  Jahre  1869  in  Bayern  erfolgt  ist.     Sie  wurde  verworfen. 
Aus  den  Gründen: 

Nach  §  244  St.G.B.  müssen  die  Vorbestrafnngen ,  um  den 
Rückfall  zu  begründen,  im  Inlande  erfolgt  sein.  Da  die  Prüfung,  ob 
diese  Voraussetzung  vorliegt,  von  dem  über  die  neue  That  urtheilen- 
den  Richter  zu  erfolgen  hat,  so  ist  am  natürlichsten  und  dem  Wort- 
laut am  meisten  entsprechend  die  Auslegung,  dass  ,. Inland'^  jeden  zur 
Zeit  dieser  Prüfung  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen  Gebietstheil 
umfasst;  das  Strafgesetzbuch  kann,  seitdem  es  fUr  das  ganze  Deutsche 
Reich  in  ELraft  getreten,  unter  dem  Ausdrucke  ,. Inland''  nur  dessen 
ganzes  jetziges  Gebiet,  also  einschliesslich  des  Königreichs  Bayern, 
verstehen,  wenn  es  nicht  klar  hervorhebt,  dass  es  jenem  Ausdrucke 
für  die  betreffende  gesetzliche  Bestimmimg  eine  andere  Bedeutung 
beilegen  will. 

Diese  am  nächsten  liegende  Auslegung  wird  aber  durch  andere 
Momente  noch  wesentlich  unterstützt. 

Im  früheren  preussischen  Strafgesetzbuche  forderte  der  §  219, 
welcher  dem  jetzigen  §  244  zu  Grunde  liegt,  für  den  Rückfall  die 
Vorbestrafung  durch  einen  preussischen  Gerichtshof.  Diese  Ausdrucks- 
weise könnte  viel  eher  den  Zweifel  hervorrufen,  ob  nicht  der  Gerichts- 
hof zur  Zeit;  als  er  das  frühere  Urtheil  sprach,  ein  preussischer  ge- 
wesen sein  müsse;  trotzdem  wurde  in  fester  Rechtsprechung  vom 
preussischen  Obertribunale  und  dem  Oberappellationsgerichte  in  Berlin 
angenommen,  dass  die  vor  Einverleibtmg  der  neuen  Provinzen  in  die- 
sen erfolgten  Bestrafungen  als  durch  einen  preussischen  Gerichtshof 
im  Sinne  jener  Bestimmungen  erfolgt  anzusehen  seien. 

Vgl.  Op2)enhoffy  Rechtsprechungdes  Obertribunals  Bd.  8  S.  561, 
716  u.  a. 

Wenn  trotzdem    das  deutsche  Strafgesetzbuch   in    durch    die  Um- 


Frankreich.  f)9 

stände  geboteuer  Aenderung  den  noch  weniger  zweifelhaften  Ausdruck 
^im  Inlande''  wählte,  ohne  denselben  einzuschränken ^  so  kann  nur 
angenommen  werden^,  dass  er  keine  andere  als  die  bislang  von  den 
höchsten  preussischen  Gerichten  gebilligte  Bedeutung  haben  sollte. 

Sodann  wUrde  die  von  der  Revision  vertretene  AufPassung  zu 
dem  vom  Gresetze  gewiss  nicht  beabsichtigten  Ergebnisse  führen,  dass, 
wenn  der  jetzt  vorliegende  Diebstahl  durch  ein  vielleicht  eben^edls  zu- 
ständiges bayerisches  Grericht  abgeurtheilt  wäre,  Ktickfall  vorliegen 
würde,  jetzt  dagegen  nicht,  weil  die  Sache  bei  einem  hamburgischen 
Gerichte  verfolgt  ist:  es  würde  also  auf  Grund  desselben  Gesetzes  die 
That  in  den  verschiedeneu  Bimdesstaaten  verschiedener  Beurtheilung 
und  Strafe  unterliegen  müssen. 

Auch  Theorie  und  Praxis  haben  sich  überwiegend  in  diesem 
Sinne  ausgesprochen,  namentlich  auch  das  frühere  preussische  Ober- 
tribunal;  Oppenhofff  Rechtsprechung  des  Obertribunals  Bd.  12  S.  130 
und  mehrfach:  ebenso  ist  das  Reichsgericht  in  dem  nicht  abgedruckten 
Urtheile  vom  11.  Juni  1888  g.  H.  Rep.  1171/88  dieser  Auslegung 
des  §  243  bereits  beigetreten 
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I.  Bericht  ttber  franzosische  Rechtsprechung  in  Bezug  auf 

internationales  Priyatrecht. 

Von  Dr.  ]j,  Beanchet,  Professor  an  der  Universität  in  Nancy. 

Handelsrecht. 

Zusmnmenstoss  von  Schiffen, 

In  Ermangelung  jeder  Zustellung  eines  Protestes  seitens  des 
Kapitäns  des  Schiffes,  an  das  ein  Zusammenstoss  erfolgt  ist,  wie- 
wolil  sich  dasselbe  nicht  in  der  Unmöglichkeit  zu  handeln  befun- 
den hatte,  ist  die  Klage  auf  Ersatz  der  Havarie  seitens  der 
EigenthVimer  und  Rheder  des  genannten  Schiffes  gegenüber  den  Ehe- 
dem des  Schiffes,  das  den  Zusammenstoss  herbeigeführt  hat,  un- 
zulässig, wenn  der  Zusammenstoss  zwischen  einem  französischen 
und  ausländischen  Schiffe  in  den  ausländischen  Gewässern  erfolgt  ist. 
Dem  Antrage  auf  Anordnung  des  für  den  ausländischen  Richter  vor- 
geschriebenen Gutachtens  durch  Sachverständige,  falls  dieser  Antrag 
dem  Rheder  des  Schiffes,  das  den  Zusammenstoss  bewirkt  hat,  nicht 
zugestellt  ist,  und  der  Anzeige  von  dem  Ereigniss,  die  durch  die  Eigen- 
thtimer  der  Ladung  des  Schiffes,  das  den  Zusammenstoss  erfahren  hat, 
gemacht  wird,  kann  nicht  die  gleiche  rechtliche  Geltung  zugeschrieben 
werden,  wie  der  Zustellung,  die  in  Art.  436  des  (franz.)  Handels- 
gesetzbuchs vorgeschrieben  ist.  (Cass.,  17.  Februar  1891,  0,P,  91.  1. 
318.)  —  In  Frankreich  geht  die  Rechtsprechung  dahin,  dass  die  Förm- 
lichkeiten, Vorschriften  und  Yerlustandrohungen  der  Art.  435  und  436 
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des  H.G.B.  anwendbar  sind^  ohne  dass  nach  der  Nationalität  der  Schiffe 
oder  des  Ortes,  wo  der  Zusammen stoss  entstanden  ist,  unterschieden 
wird:  von  dem  Zeitpunkte  an^  wo  man  sich  an  die  französischen  Gre- 
richte  richtet^  um  Ersatz  des  verursachten  Schadens  zu  erhalten^  muss 
mau  beweisen,  dass  das  französische  Gesetz  beobachtet  wurde ^  wenn 
man  dem  Antrage  des  Beklagten  auf  Unzulässigkeit  der  Klage  ent- 
gehen will. 

Von  der  Bodmerei. 

Die  Rechtsgültigkeit  des  Bodmereidarleheus  wird  durch  das  Gesetz 
der  Schiffsflagge  bestimmt.  Folglich  ist  der  von  dem  Kapitän  eines 
englischen  Schiffes  gemäss  den  Vorschriften  des  englischen  Gesetzes 
während  der  Heise  im  Auslande  abgeschlossene  Bodmereivertrag  gültig, 
imd  nach  dem  englischen  Gesetze  genügt,  dass  die  Noth wendigkeit 
des  Anlehens  später  anerkannt  werde,  ohne  dass  erforderlich  sei,  dass 
diese  Nothwendigkeit  vorher  in  einem  von  den  Führern  des  Fahr- 
zeuges unterzeichneten  Protokoll,  wie  es  Art.  234  des  franz.  H.G.B.  vor- 
schreibt, beurkundet  worden  wäre.  Folglich  muss  der  Darleiher  ftir  den 
Betrag  der  dargeliehenen  und  fi\r  die  Bedürfnisse  des  Schiffes  verwen- 
deten Summe  zugelassen  werden,  in  Frankreich  das  in  Art.  197  Ziff.  7 
des  H.G.B.  aufgestellte  Vorzugsrecht  auszuüben.  »Bordeaux,  14.  April 
1889,  iSi.  91.  2.  103.)  —  In  diesem  Sinne,  d.  h.  für  Anwendung  dos 
Gesetzes  der  Schiffsflagge,  spricht  sich  dieMehrzalil  der  französischen 
Schriftsteller  aus.  —  Ein  anderes  Urtlieil  hat  sich  im  entgegengesetz- 
ten Sinne,  nämlich  in  dem  der  Anwendung  des  am  Orte,  wo  das  Schiff 
verkauft  wurde  und  der  Erlös  daraus  zur  Vertheilung  gestellt  ist,  in  Kraft 
befindlichen  Gesetzes  ausgesprochen,  derart,  dass,  wenn  das  Darlehen 
im  Auslande  mit  einem  Kapitäne  des  ausländischen  Schiffes  abgeschlos- 
sen wurde,  der  Gläubiger  in  Bezug  auf  den  Erlös  aus  dem  in  Frank- 
reich verkauften  Schiffe  das  Vorzugsrecht  des  Art.  131  Ziff.  7  nur 
soweit  fordern  kann,  als  der  Kapitän  den  Vorschriften  des  französi- 
schen Gesetzes  entsprochen  hat  (Aix,  3.  Dezember  1870,  S.  71.  2. 
115.)  —  Endlich  soll  nach  einer  dritten  Meinung,  angenommen  von 
Desjardms  (Seehandelsrecht  V,  Nr.  1139  ff.),  die  Gültigkeit  des 
Bodmereidarleheus  nach  der  Regel  ,Aocus  regit  actura^  beurtheilt 
werden. 

Konkurs, 

1.  Die  Klagen  aus  dem  Konkurs  und  insbesonders  die  der  Art.  446 
und  447  des  H.G.B.  tragen  den  Karakter  der  öffentlichen  Ordnung 
des  Konkursgesetzes  an  sich.  Das  französische  Gesetz,  das  Gesetz 
des  Ortes  des  Konkurses,  des  zuständigen  französischen  Gerichts,  wel- 
ches den  Konkurs  erklärt  hat,  muss  bei  der  Klage  auf  Rückbringen 
in  die  Aktivmasse,  welche  vom  Konkursverwalter  gegen  einen  auslän- 
dischen Gläubiger,  der  in Elsass -Lothringen  wohnt,  erhoben  wird,  an- 
gewendet werden.  (Caen,  13.  Februar  1890,  R.P,  1890/91  S.  59.)  — 
Der  Gläubiger  hatte  behauptet,    dass    die  Art.  446   und  447    für    ihn 
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nicht  anwendbar  seien,  und  dass  er  das  Recht  habe^  die  Woblthat  des 
deutschen  Konkursgesetzes  geltend  zu  machen^  dessen  Art.  26  bestimmt, 
dass  Eechtshandlungen,  welche  früher  als  sechs  Monate  vor  Eröffnung 
des  Konkurses  erfolgt  sind,  aus  dem  Grunde  einer  Kenntniss  der  Zah- 
lungseinstellung nicht  angefochten  werden  können.  Dieses  System  be- 
ruhte auf  dem  französisch-badischen  Vertrag  vom  16.  April  1846,  der 
für  Elsass-Lothringen  gilt.  Der  Gläubiger  behauptete,  dass  nach  die- 
sem Vertrage  das  Gericht  zu  Strassburg,  Gericht  des  Beklagten,  allein 
zuständig  wäre,  um  über  die  Klage  des  Konkursverwalters  zu  erkennen, 
und  dass,  obwohl  das  französische  Gericht  angegangen  war,  dies  letz- 
tere das  deutsche  Gesetz  anwenden  sollte,  wie  es  das  Gericht  zu  Strass- 
burg gethan  haben  würde.  Dies  hiesse  jedoch  die  Tragweite  des 
Vertrags  von  1846  übertreiben,  denn  dieser  Vertrag  spricht  nur  von 
der  Zuständigkeit  bezüglicli  der  Vollstreckung  der  Urtheile. 

2.  Wenn  ein  Kauftnann  von  einem  französischen  und  ausländi- 
schen Gerichte  in  Konkurs  erklärt  worden  ist,  imd  die  beiden  Kon- 
kurse während  einer  gewissen  Zeit  ihren  Lauf  parallel  nehmen,  kann 
die  Vereinigung  der  beidenKonkurse  in  einen  einzigen,  d.h. 
in  einen  ausschliesslich  französischen,  auf  Antrag  der  von  ihrem  Kon- 
kursverwalter vertretenen  ausländischen  Gläubiger  flir  Alle  nur  vor- 
theilhaft  sein  und  der  Antrag  insbesondere  dann  zugelassen  werden, 
wenn  der  Gemeiuschuldner  Franzose  ist,  seine  Hauptniederlassung  in 
Frankreich  hat  und  der  Konkurs  durch  das  französische  Gericht  früher 
als  durch  das  spanische  Gericht  erklärt  worden  ist.  (Handelsgericht 
Cette.  3.  Juli  1890,  Ann.  1891  S.  75.)  Dies  Urtheil  verbindet  die 
beiden  Theorieen  der  Einheit  oder  Dualität  der  Konkurse,  in  dem 
es  dem  Ermessen  des  Gerichts  überlässt,  je  nach  den  Verhältnissen  der 
Liquidation,  den  beiden  Konkursen  ihren  getrennten  Gang  zu  belassen 
oder  sie  in  einen  einzigen  zu  vereinigen. 

Avsländische  Ha?idelsgesellschaft,     Schiedsgericht. 

Eine  ausländische  Handelsgesellschaft  kann  von  einem  Franzosen 
vor  die  französischen  Gerichte  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten 
geladen  werden,  wie  es  bei  einem  einfachen  Ausländer  sein  kann.  An- 
dererseits ist  zulässig  die  in  den  Statuten  einer  ausländischen  Gesell- 
schafr  vorgeschriebene  Klausel,  wonach  alle  Streitigkeiten  zwischen 
derselben  und  ihren  Bediensteten  Schiedsrichtern  unterworfen  werden 
sollen,  wenn  das  fremde  Gesetz,  unter  dessen  Herrschaft  sich  die  frag- 
liche Gesellschaft  befindet  die  Gültigkeit  einer  ähnlichen  Klausel  an- 
erkennt.   riVib.  Seine,  10.  Dezember  1890,   RO.  91.   1.  71.) 

Frachtvertrag, 

Wenn  ein  Eisenbahntransport  vom  Auslande  in  Frankreich  auf 
Grund  eines  einzigen  Vertrages  ohne  speziellen  Tarif  oder  besondere 
Vereinbanmg  erfolgt  und  die  Frachtgüter  auf  den  Linien  verschiedener 
Eisenbahngesellschafren  mit   allgemeinen    Tarifen    ftlr  jede    von   ihnen 
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zirkulireii;  so  mues  man  im  Falle  des  Verzugs  der  Ablieferung  die 
reglemeutaren  Fristen  jeder  Gesellschaft  zusammenzählen.  (Caen, 
4.  März  1890,  RP.  1890/91  S.  62.)  —  Der  Gerichtshof  entscheidet 
folglich^  dasS;  wenn  das  Frachtgut  durch  eine  Gesollschaft  mit  einem 
Vorsprunge  in  der  Zeit  nach  den  reglemeutaren  Fristen  weiterbefordert 
worden  war,  der  Empfänger  nicht  berechtig-t  ist,  von  diesem  Vorsprunge 
zu  seinen  Gunsten  Gebrauch  zu  machen  und  die  TransportMst  auf 
dem  Eisenbahnnetze  der  nachfolgenden  Eisenbahngesellschaft  nicht  von 
der  wirklichen  Stunde  der  Weiterbeförderung  berechnen  kann.  —  Diese 
Ansicht  der  Zusammenrechnung  der  Fristen  ist  zu  Gunsten  der  Eisen- 
bahngesellschaften, welche  in  der  französischen  Doktrin  und  Recht- 
sprechung triumphiren  zu  sollen  scheint. 

ZiYüprozessrecht. 

Diplomatische   Vertreter  der  Mächte, 

Die  diplomatischen  Vertreter  der  auswärtigen  Mächte  sind  nach 
allgemeiner  Regel  der  Gerichtsbarkeit  der  französischen  Gerichte  nicht 
unterworfen,  und  diese  Freiheit  erstreckt  sich  auf  alle  Persouen, 
welche  amtlich  der  Gesandtschaft  angehören.  Die  Unzuständigkeit 
der  französischenGerichte  auf  diesem  Rechtsgebiete  gründet  sich 
auf  die  Noth wendigkeit  gegenseitiger  Unabhängigkeit  der  verschiedenen 
Staaten  und  der  mit  ihrer  Vertretung  betrauten  Personen  und  könnte 
nur  beseitigt  werden  durch  die  ausdrückliche  und  regelrechte  Aimahme 
der  Gerichtsbarkeit  der  nämlichen  Gerichte  seitens  der  genannten  Per- 
sonen. Folglich  ist  ein  französisches  Gericht  nicht  zuständig,  zu  er- 
kennen über  eine  Klage,  die  gegen  einen  Legationsrath  erhoben  wird, 
welcher  versäumt,  den  Betrag  einer  Mobiliarsteuer  zu  bezahlen,  von 
der  der  Kläger  behauptet,  er  habe  sie  für  den  genaunteu  diplomati- 
schen Vertreter  vorgestreckt.  Die  Klage,  um  die  es  sich  handelte, 
war  eine  persönliche,  und  die  Annahme  der  französischen  Gerichts- 
barkeit durch  den  Beklagten,  der  gegen  sich  Versaumnissurtheil  ergehen 
Hess,  war  selbst  nicht  behauptet,  die  Unzuständigkeit  des  angegangenen 
französischen  Gerichts  war  offenbar,  woraus  folgt,  dass  dies  Gericht  die 
Pflicht  hatte,  sie  von  Amts  wegen  auszusprechen  bei  Veimeidung  der 
Kassation  seines  Urtheils.  (Cass.,  19.  Januar  1891,  P.F.  1891.  5.  9.)  — 
Die  Immunität  der  diplomatischen  Vertreter  und  Beamten,  die  offiziell 
im  Dienste  der  Gesandtschaft  stehen,  war  schon  durch  verschiedene 
Urtheile  und  Sprüche  der  Appellhöfe  und  Gerichte  erster  Instanz  aus- 
gesprochen worden.  Dieselbe  wurde  aber  hier  zum  ersten  Male  durch 
den  Kassationshof  bestätigt. 

Cautio  jtidicattim  söhn, 

1.  Die  Bestimmung  des  Art.  16  Code  civüy  welche  den  auslän- 
dischen Kläger  zwingt,  die  cautio  judicatum  solvi  zu  stellen,  findet 
Anwendung  auf  die  Zivilklage,  die  auf  Ersatz  des  durch  eine  straf- 
bare Handlung  herbeigeführten  Schadens   gerichtet  ist.     Es    ist   hiebei 
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kein  Unterschied  zu  machen  zwischen  dem  Falle ;  dass  diese  Klage 
vor  die  Zivilgerichte  gebracht  wurde,  xmd  demjenigen,  wo  sie  im  Wege 
direkter  Ladung  vor  dem  Strafgerichte  erhoben  wurde.  (Paris,  18.  März 
1890,  RP,  1890/91  S.  68.)  —  Die  Rechtsprechung  in  diesem  Sinne 
ist  eine  ständige. 

2.  Die  Prozesskostenkaution  kann  auch  in  der  Berufungs- 
instanz zum  ersten  Male  gefordert  werden,  wenn  der  ausländische 
Kläger  die  Beru^ng  eingelegt  hat.  In  Bezug  auf  die  t^rist,  in  wel- 
cher diese  Kaution  geleistet  werden  muss,  kann  der  Appellhof  er- 
klären, dass  die  Berufung  Mangels  der  Leistimg  in  der  Frist  gegenwärtig 
unzulässig  sei,  ohne  dass  sich  daraus  übrigens  ergibt,  dass  nunmehr 
das  angefochtene  Ürtheil  nach  seiner  Form  und  seinem  Inhalte  aus- 
geilihrt  werden  dürfe,  der  Mangel  der  Leistung  hat  nicht  die  Wirkung, 
dass  er  den  Verlust  der  Klage  selbst,  sondern  einfach  nur  den  der 
Instanz  nach  sich  zieht.  (Paris,  23.  Januar  1891,  R.P,  1890/91 
S.  223.)  —  Im  Allgemeinen  gibt  man  zu,  dass  der  Umstand,  dass 
der  beklagte  Franzose  die  Prozesskostenkaution  vor  dem  Erstrichter 
nicht  gefordert  hat,  diese  Befiiguiss  nicht  in  der  Berufungsinstanz  in 
Bezug  auf  die  Kosten  oder  den  Schadensersatz  verlieren  soll,  welche  sich 
ans  der  Berufung  ergeben  können. 

Zuständigkeit, 

1.  Die  Vorschrift  des  Art.  14  Code  civil ,  welche  besagt,  dass  der 
Ausländer  wegen  der  von  ihm  im  Auslande  mit  einem  Franzosen  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  vor  die  französischen  Gerichte  gezogen 
werden  kann,  ist  nicht  eine  Vorschrift  öflPentlicher  Ordnung,  und  es  ist 
daher  den  Parteien  gestattet,  dieselbe  durch  besondere  Bestimmungen 
abzuändern.  Wenngleich  eine  Versicherungspolize  keine  förmliche 
Klausel  über  die  Zuständigkeit  der  Gerichtsbarkeit  enthält,  so  kann 
doch  aus  den  Vertragsbestimmungen  dieser  im  Auslande  zu  Stande 
gekommenen  Polize,  durch  welche  die  Parteien  die  Vorschriften  des 
ausländischen  Gesetzes  zur  Grundlage  genommen  haben,  hervorgehen, 
dass  die  Parteien,  um  etwa  entstehende  Streitigkeiten  abzuschneiden, 
einverstanden  gewesen  sind,  die  Zuständigkeit  gemäss  den  Vorschriften 
dieses  ausländischen  Gesetzes  den  ausländischen  Grerichten  zu  über- 
tragen. Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages  (betr.  die 
Behandlung  als  meistbegünstigte  Nation)  regelt  keineswegs  die 
juridischen  Fragen,  und  deshalb  kann  ein  Beklagter  deutscher 
Nationalität,  selbst  nicht  auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechts,  bezüg- 
lich der  Zuständigkeit  sich  auf  diesen  Artikel,  die  Kechtswohlthat  der 
französisch-schweizerischen  Uebereinkunft  vom  15.  Juni  1869,  berufen. 
(Eouen,  15.  März  1890,  Ä.P.  1890/91  S.  117.)  —  Im  Allgemeinen 
gibt  man  zu,  dass  die  Bestimmungen  des  Art.  14  Code  civil  ein  Kecht 
bilden,  auf  das  der  Franzose  frei,  sei  es  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend, verzichten  kann.  Bezüglich  der  Auslegung  des  Art.  11  des 
Frankftirter  Friedensvertrages  haben  einige  Entscheidungen  zugelassen, 
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dass  der  Inhalt  desselben  den  Deutschen  gestattet,  auf  dem  Gebiete  des 
Handelsrechts  die  Vorschriften  der  Zuständigkeit  in  anderen  Verträgen 
anzurufen ;  aber  diese  Entscheidungen  sind  in  der  Doktrin  im  Allgemei- 
nen bestritten  worden. 

2.  Wenn  die  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte,  bei  denen 
eine  Streitigkeit  zwischen  Ausländern  anhängig  ist,  rein  fakul- 
tativ ist,  haben  dieselben  das  Kecht  und  selbst  die  Pflicht,  hierüber 
jedenfalls  zu  erkennen,  wenn  es  in  Folge  der  Ungewissheit ,  die  am 
Wohnorte  der  beklagten  Partei  besteht,  für  die  Klagepartei  un- 
möglich wäre,  Richter  zu  finden.  Vor  Allem  ist  dem  also, 
wenn  die  Klagepartei  ihre  französische  Nationalität  nur  durch  ihre 
Verheirathung    mit   einem  Ausländer  verloren    hat.      [Tn'h,  civ.  Seine, 

25.  Mai  1891,  G.P.  91.  1.  763.)  —  Die  Rechtsprechung  hierüber  ist 
feststehend. 

8.  In  dem  nämlichen  Sinne  wurde  geurtheilt,  dass  die  französischen 
Richter,  vor  welche  eine  Ehescheidungsklage  zwischen  Ausländem 
gebracht  ist,  um  dem  klagenden  Ehegatten  die  Möglichkeit  zu  sichern. 
Richter  zu  finden,  sich  für  zuständig  erklären  und  die  Sache  behalten 
sollen,  wenn  der  beklagte  Ehegatte  lange  in  Frankreich  gewohnt  hat, 
sei  es  vor  oder  nach  seiner  Verheirathung.  falls  eine  grosse  Ungewissheit 
besteht  über  seine  Nationalität  und  insbesondere  seinen  Wohnort.   (Paris^ 

26.  Februar  1891,  G.P,  91.  1.  402.)  —  Das  nämliche  Urthoil  ent- 
scheidet, in  Ueber einstimm ung  mit  der  jüngsten  Rechtsprechung,  dass 
die  Einrede  der  Unzuständigkeit,  die  sich  auf  das  Fremd- 
sein stützt,  eine  Einrede  dispositiver  Natur  ist,  auf  welche  also  die 
betheiligten  Parteien  ausdrücklich  oder  durch  konkludente  Hand- 
lungen verzichten  können,  imd  dass  man  die  Zuständigkeit  der 
französischen  Gerichte  als  durch  den  Ausländer  angenommen  betrachten 
soll,  wenn  derselbe  als  Beklagter  in  einer  Ehescheidungsklage,  ohne 
die  Einrede  der  Unzuständigkeit  geltend  zu  machen,  vor  dem  Gerichts- 
präsidenten zum  Sühneversuch  imd  sodann  vor  dem  Gericht  im  R^f^r^ 
Verfahren  bezüglich  der  provisorischen  Massnahmen  erschienen  ist. 
In  Folge  davon  ist  dem  Ausländer  nicht  mehr  gestattet,  die  Zustän- 
digkeit des  mit  der  Haiiptklage  befassten  Gerichts  abzulehnen. 

4.  Wenn  der  Ausländer  auf  dem  französischen  Landesgebiete  weder 
Wohnort  noch  Aufenthaltsort  hat,  kann  und  soll  der  Kläger  ihn  in 
persönlichen  Klagen  vor  das  Gericht  seines  eigenen  Wohnsitzes 
ziehen.  (Bordeaux,  28.  Januar  1891,  O.P.  91.  1.  708.)  —  Diese 
Frage  ist  in  Doktrin  und  Rechtsprechung  bestritten.  Die  meisten 
Urtheile  sprechen  sich  für  die  vom  Appellhof  in  Bordeaux  angenommene 
Lösung  aus.  —  Das  angeführte  Urtheil  entscheidet  überdies,  dass 
die  auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechts  ausnahmsweise  Zuständig- 
keit des  Art.  4  20  der  Zivilprozessordnung  auf  den  Fall  des 
Prozesses  zwischen  einem  Franzosen  und  einem  Ausländer  anwendbar 
ist,  ebenso  wie  auf  den  Fall  zwischen  zwei  prozessirenden  Franzosen. 
In   gleicher  Weise   haben   auch   mehrere   frl\here  Urtheile   entschieden. 
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5.  Die  Vorschrift;  dass  die  Unzuständigkeit  der  Gerichte ^  um 
zwischen  Ausländern  in  nicht  dinglichen  Sachen  zu  erkennen ^  nicht 
eine  solche  der  öffentlichen  Ordnung  ist^  und  dass  sie  nur  soweit 
Platz  greifen  kann^  als  der  Beklagte  sie  in  limine  litis  geltend 
gemacht  hat^  ist  in  gleicher  Weise  anwendbar  auf  die  Jurisdiktion  in 
Rathskammersachen^  insbesondere  wenn  es  sich  bei  einer  Ent- 
mündigungsklage  zwischen  Ausländem  um  vorbereitende  Massnahmen 
Landelt;  welche ^  da  sie  der  Sachverhandlung  nicht  präjudizirt,  alle 
Rechte  des  Beklagten  unberührt  lässt.  (Paris,  23.  April  1890,  D.P, 
91.  2.   175.)   —    Die  Rechtsprechung   in  diesem  Sinne  ist  eine  feste. 

6.  Die  ausländische  Ehefrau,  welche  eine  Klage  auf  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  erheben  will,  wendet  sich  in  gültiger  Weise, 
um  im  Falle  der  Dringlichkeit  die  provisorischen  Massnahmen 
zu  erhalten,  welche  geeignet  sind,  den  Schutz  ihrer  Person  und  ihrer 
Guter  zu  sichern,  an  den  Präsidenten  des  Gerichts  des  Ortes,  wo  sich 
die  Ehegatten  verheirathet  und  gewohnt  haben,  und  wo  sie  sich  zu 
ihren  Eltern  geflüchtet  hat,  wenn  der  Ehemann  in  Frankreich  weder 
Wohnort  noch  festen  Aufenthaltsort  mehr  hat.  Der  Ehemann  hat  auf 
Grund  der  Gericlitsverfassuug  nicht  die  Befugniss,  für  den  Gerichts- 
präsidenten eines  anderen  Ortes  die  Zuständigkeit  zu  begründen,  wenn 
sein  Aufenthalt  an  dem  Orte  nur  einen  vorübergehenden  Karakter  an 
sich  trägt.  (Cass.,  24.  Dezember  1890,  RP.  1890/91  S.  210.)  — 
Die  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  ist,  um  provisorische 
Massnahmen  zwischen  Ausländem  anzuordnen,  ebenso  bezüglich  der 
Personen,  wie  bezüglich  der  Vermögensrechte  allgemein  zugelassen, 
insbesondere  die  des  Gerichtspräsidenten,  vor  dem  die  Ehegatten  bei 
Beginn  der  Ehescheidungsinstanz  erscheinen. 

7.  In  demselben  Sinne  wurde  entschieden,  dass  die  französischen 
Gerichte  zuständig  sind,  um  im  R^f6r^ Verfahren  über  die  provisorischen 
Massnahmen,  insbesondere  über  die  Unterbringung  und  den  Besuch  der 
gemeinschafUichen  Kinder  zu  beschliessen,  welches  auch  der  Stand 
des  Prozesses  sein  mag,  der  vor  den  ausländischen  Gerichten  im 
Instanzenwege  bezüglich  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder  der 
Ehescheidung  geführt  wird.  (Paris,  12.  Februar  1891,  RP.  1890/91 
S.  210.) 

8.  Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  um  über  die  Nich- 
tigkeit der  in  Frankreich  von  einer  Französin  mit  einem  Ausländer 
eingegangenen  Ehe  zu  erkennen,  selbst  dann,  wenn  feststeht,  dass 
der  zur  Zeit  des  Eheabschlusses  in  Frankreich  wohnhafte  Ehemann 
ausserhalb  keine  Niederlassung  gegründet  hat  und  anerkennt,  weder 
einen  festen  Wohnsitz  noch  festen  Aufenthalt  zu  haben,  und  wenn  die 
Ehefrau  selbst  mit  Zustimmung  des  Ehemannes  in  Frankreich  wohnt. 
(Paris,  12.  März  1891,   Q,P.  91.  1.  405.) 

9.  Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig  zwischen  Ausländem, 
wenn  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  hat,  um  über 
Streitigkeiten  zu  erkennen,   die  entstanden   sind   über  verschiedene  in 
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Frankreich  zu  Stande  gekommene  Verträge,  wo  ihre  Erflillung  noth- 
wendiger  Weise  stattfinden  muss.  (Montpellier,  9.  Mai  1890,  ILP. 
1890/91  S.  53.)  —  Der  von  der  französischen  Rechtsprechimg  zu- 
gelassene Grundsatz  der  Unzuständigkeit  der  französischen  Gerichte 
zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Ausländern  bezüglich 
nicht  dinglicher  Sachen  hat  eine  Ausnahme  in  dem  Fall,  dass  der 
Vertrag  in  Frankreich  erfüllt  werden  soll. 

10.  Die  Rechtsprechung  hat  in  neueren  Urtheilen  den  Grundsatz 
bestätigt,  den  wir  eben  erwähnt  haben.  Insbesondere  sind  die  fran- 
zösischen Gerichte  nach  einem  Urtheil  zuständig,  um  über  eine  Klage 
auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zwischen  Italienern  zu  erkennen, 
selbst  dann,  wenn  der  beklagte  Ehemann,  der  übrigens  sein  Domizil 
in  Frankreich  nicht  verloren  hat,  beweist,  dass  er  die  italienische 
Nationalität  besitzt.     (Paris,   31.  Oktober  1890,  RP,  1890/91  S.  50.) 

11.  Jedoch  ist  die  Unzuständigkeit  der  französischen  Gerichte 
zwischen  Ausländern,  selbst  auf  dem  Gebiete  der  Statusklagen,  keines- 
wegs absoluter  Natur.  Der  in  Frankreich  domizilirte  Beklagte,  der 
die  Einrede  der  Unzuständigkeit  geltend  macht,  muss,  um  damit 
durchzudringen,  zuerst  darthun,  dass  er  der  ausländischen  Nationalität 
angehört,  und  andererseits  beweisen,  dass  er  im  Auslande  ein  wirk- 
liches Domizil  besitzt,  vor  dessen  Richter  die  Klage  gehörig  erhoben 
werden  kann.  Ebenso  sollen  sich  die  französischen  Gerichte  fHr  zu- 
ständig erklären,  um  über  eine  Ehescheidungsklage  zu  erkennen, 
die  gegen  einen  in  Frankreich  domizilirten  Belgier  erhoben  wird,  der 
in  Belgien  keinen  Wohnsitz  mehr  hat.  (Paris,  4.  November  1890, 
RP,  1890/91  S.  119.  —  Vgl.  in  demselben  Sinne  Paris,  5.  De- 
zember 1890,  Ä.P.  1890/91  S.  120.) 

12.  Ebenso  liegt  für  das  französische  Gericht  kein  Grund  vor, 
sich  für  unzuständig  zu  erklären  bei  Streitigkeiten  zwischen  Ehegatten, 
welche  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zum  Gegenstände  haben, 
auch  wenn  der  Ehemann  kein  Domizil  ausserhalb  desjenigen  hat,  das 
er  in  Frankreich  besitzt.  (Trib.  Seine,  29.  Dezember  1890,  RP. 
1890/91  S.  122.) 

13.  Ebenso  auch,  wenn  es  sich  um  ein  Frage  des  Personen- 
standes handelt,  bei  welcher  ein  Franzose  betheiligt  ist,  der  eine 
Klage  auf  Ermittelung  der  Mutterschaft  gegen  Ausländer  anstrengt, 
sind  die  französischen  Gerichte  zuständig,  ohne  dass  sie  sich  mit  den 
Folgen  zu  beschäftigen  haben,  welche  die  Anerkennung  des  angerufenen 
Personenstandes  im  Hinblick  auf  die  Greldfrage  gegenüber  der  Be- 
klagten haben  kann.  (Trib.  Seine,  9.  Dezember  1890,  RP.  1890/91 
S.  123.) 

14.  Da  die  Ausländer,  die  nicht  ermächtigt  sind,  in  Frankreich 
zu  wohnen,  daselbst  nach  Art.  59  der  Zivilprozessordnung  vor  ihr 
thatsächliches  Domizil  geladen  werden  können,  so  gestattet  derselbe 
Artikel  ebenso,  sie  vor  das  Gericht  des  Ortes,  wo  für  eine  bestimmte 
Sache   Wohnsitz   erwählt   wurde,    vorzuladen.      Diese  Wahl    fasst   die 
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Anerkennung  der  Gerichtsbarkeit  am  Gerichte  seines  Wohnsitzes  in 
sich.  (Cass.  29.  Juli  1890,  Ä  91.  1.  16.)  —  Die  Möglichkeit, 
Wohnsitz  zu  erwählen,  steht  in  Wirklichkeit  nach  allgemeiner  An- 
sicht den  Ausländem  ebenso  gut  als  den  Franzosen  zu. 

15.  Der  Richter,  welcher  unzuständig  ist,  um  über  eine  Streitig- 
keit unter  Ausländern  zu  erkennen,  ist  es  nicht  mehr,  um  die  Rich- 
tigkeit eines  Arrestes,  der  in  Frankreich  vollzogen  wurde, 
zu  beurtheilen,  selbst  dann,  wenn  diese  Frage  so  ganz  mit  dem  Grunde 
der  Sache  zusanmienhängt,  dass  sie  nur  nach  Prüfung  der  bestrittenen 
H5he  der  Forderung  und  Prüfung  der  Gültigkeit  einer  Schenkung 
gelöst  werden  kann.     (Rennes,   7.  April  1891,  RP,  1890/91   S.  323.) 

16.  Der  von  einem  ausländischen  Kläger  vorgeladene  Franzose 
kann  in  einem  Streit  über  den  Personenstand  vor  dem  Gerichte  seines 
Wohnsitzes  nicht  die  Einrede  des  Fremdseins  anrufen,  wenn  er  selbst 
nur  nach  der  Einleitung  der  KlSge  Ausländer  geworden  ist;  einer- 
seits hat  die  Vorladimg  die  Wirkung,  den  Richter  gehörig  mit  der 
Sache  zu  befassen,  und  andererseits  schreibt  keine  gesetzliche  Be- 
stimmung die  Endigung  dieser  Instanz  wegen  Aenderung  der  Natio- 
nalität des  Beklagten  vor.  (Cass.,  4.  Februar  1891,  JD.P.  1890/91 
S.  113.)  —  Das  ürtheil  des  Appellhofes  von  Paris  vom  21.  Februar 
1889  (D.P.  89.  2.  273)  hatte  im  Gegentheil  zugelassen,  dass,  wenn 
ein  Franzose  von  einem  Ausländer  vor  ein  französisches  Gericht  ge- 
laden wird,  und  er  selbst  während  der  Dauer  des  Prozesses  Ausländer 
geworden  ist,  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  auf  Grund  der  erworbenen 
Eigenschaft  eines  Ausländers  anrufen  kann. 

Avsländisches   Urtheil, 

1.  Die  Rechtsprechung  hat  in  neueren  Entscheidungen  das  Recht 
der  Grerichte  anerkannt,  ausländische  Urtheile  in  Bezug  auf  den  Gnmd 
der  Sache  zu  prüfen,  wenn  deren  Vollstreckbarkeit  beantragt  wird.  — 
Insbesondere  wurde  also  entschieden  in  Bezug  auf  ein  «^  ausländisches 
ürtheil,  das  zu  Gunsten  einer  ausländischen  Gesellschaft  gegen  einen 
Franzosen  erlassen  wurde,  der  zur  Leistung  von  Zahlungen  auf  Aktien 
verurtheilt  worden  war.  (Trib.  Seine,  18.  April  1891,  RP.  1880/91 
8.  317,  cf.  Paris,  8.  Juli  1890,  RP,  1890/91  S.  318.) 

2.  Derjenige,  welcher  die  Vollstreckbarkeit  einer  italie- 
nischen Entscheidung  nach  der  Uebereinkunft  vom  24.  März 
1760  beantragt,  ist  nicht  gehalten,  dem  Beklagten  die  Prozessakten 
und  Beweiserhebungen  des  italienischen  Gerichtshofes  mitzutheilen, 
welche  das  ausländische  Urtheil  herbeigeftlhrt  haben,  und  sein  Antrag 
ist  von  dem  Augenblicke  an  zulässig,  in  welchem  diese  Beweiserhebungen 
vorgelegt  und  dem  Gerichtshof  unterbreitet  wurden.  Der  französische 
Gerichtshof,  bei  welchem  in  Gemässheit  der  Uebereinkunft  von  1760 
und  der  Deklaration  von  1860  der  Antrag  auf  Vollstreckbarkeit  eines 
italienischen  Urtheils  gestellt  ist^  soll  prüfen,  ob  dies  Urtheil  von 
einem  zuständigen  Gerichte  erlassen  ist:  die  VoUstreckbarkeitserklänmg 
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soll  rerireigert  werden,  wenn  in  Folge  eines  in  Bezog  anf  den  Ort,  wo 
der  streitige  Yertrsg  Abgeschlossen  worden  war,  obwaltenden  Irrthnnis 
der  italienische  Siebter  sich  in  Bezng  anf  den  Franzosen,  der  seinen 
Wohnsitz  in  Frankreich  hat,  znstSndig  eiUirt  hat.  nnd  der  Antrag- 
steller kann  nicht,  nm  diese  Zuständigkeit  zn  rechtfiertigen,  den  Art.  14 
des  Code  cwä  im  Zusammenhalte  mit  Art.  105  des  italienischen  Ziril 
Prozesses  dagegen  einwenden.  (Montpellier.  29.  März  1891.  KP. 
1890/91  S.  318.J 

Der  franxösUch'badische  Vertrag  van  1846. 

1.  In  einer  Klage,  die  vor  einem  Crerichte  in  Elsass- Lothringen 
erhoben  wurde,  kann  der  Beklagte  gültig  auf  die  im  französich-badi- 
sehen  Vertrage  vom  16.  April  1846  aufgestellte  Zuständigkeit  ver- 
zichten; folglich  kann  er  auf  den  Autrag  der  Erklärung  der  Voll- 
streckbarkeit des  gegen  ihn  erlassenen  Urtheils  nicht  mit  Grund  zuerst 
vor  dem  frauzösischeu  Richter  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  geltend 
machen,  wenn  er  diese  Einrede  nicht  vor  den  ausländischen  Richtern 
erhoben  hatte.  (Besan^on,  20.  November  1889,  RR  91.  5.  1.)  — 
Die  im  Vertrage  von  1846  aufgestellten  Vorschriften  sind,  um  gewisse 
Schwierigkeiten  der  Zuständigkeit  zu  lösen,  vom  Interesse  des  Beklagten 
geleitet,  welcher  auf  seine  Rechtswohlthat  versichten  kann.  Hat  er 
aber  vor  dem  ausländischen  Richter  davon  keinen  Gebrauch  gemacht, 
so  kann  er  nicht  zum  ersten  Male  vor  dem  französischen  Richter,  bei 
dem  der  Antrag  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  gestellt  ist,  die  Un- 
zuständigkeit einwenden  ^). 

2.  Die  Vorschrift  des  französisch-badischen  Vertrags  vom  16.  April 
1846  über  die  Vollstreckung  der  Urtheile,  welche  bestimmt,  dass  ein 
Urtheil  nur  fUr  vollstreckbar  erklärt  werden  kann,  wenn  es  vom 
Gerichte  des  Wohnsitzes  oder  Aufenthalts  des  Beklagten  erlassen  wurde, 
hat  die  Regeln  über  die  Zuständigkeit  des  Art.  14  des  Code  dvä  nicht 
geändert  und  hat  nicht  die  Wirkung,  ein  französisches  Gericht  zu 
verpflichten,  der  Zuständigkeit  in  einer  Klage  zu  entsagen,  welche 
auf  Grund  dieses  Artikels  vor  ihm  erhoben  wurde.  (Trib.  Orthey, 
10.  Juli  1890,  RP.  1890/91  8.  212.)  —  Das  Gericht  erklärt,  dass 
der  Vertrag  von  1846  nur  auf  die  von  den  Gerichten  beider  Länder 
erlasBoaen  Urtheile  Bezug  hat,  und  dass  er  lediglich  und  ausschliess- 
lich die  Förmlichkeiten  vorschreibt,  welche  zu  beobachten  sind,  damit 
die  in  einem  der  beiden  Vertragsstaaten  von  den  Grerichten  auf  dem 
Gebiete  des  Zivil-  und  Handelsrechts  erlassenen  Entscheidungen  und 
Urtheile  den  Eintrag  einer  gerichtlichen  Hypothek  begründen  können 
oder  in  dem  anderen  Staate  vollstreckbar  sind.  Eine  der  unerlässlichen 
Bedingungen  hiefür  ist,  dass  die  Entscheidung,  welcher  diese  Wir- 
kungen beigelegt  werden  sollen,  im  Sinne  der  Art.  1  u.  2  als  Ueber- 
einkunft  von  dem  zuständigen  Gerichte  ergangen  ist.  Indessen 
wurde  der  Grundsatz  des  Art.  14  des  Code  civil  durch  diesen  Staats- 
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▼ertrag  nicht  beseitigt^    welcher  die  allgemeinen  Kegeln  über  die  Zu- 
ständigkeit in  Bezug  anf  Ausländer  keineswegs  geändert  hat. 

Stralrecht. 

Mitthätersehaft,  —  Zustäfidigkeit. 

Der  Mitthäter  an  einem  in  Frankreich  begangenen  Diebstahl 
wird  ohne  Rücksicht  auf  seine  Staatsangehörigkeit  wegen  dieses  Dieb- 
stahls durch  das  Gericht  bestraft^  welches  zuständig  ist  för  die  Ahn- 
dung desselben  Diebstahls.  Insbesondere  ist  die  französische  Gerichts- 
barkeit zuständig  zu  erkennen  ^  selbst  in  Bezug  auf  einen  Ausländer, 
welches  auch  der  Ort  ist,  wo  alle  Handlungen  der  Hehlerei  festgestellt 
wurden,  die  sich  au  einen  innerhalb  der  Grenzen  des  Landesgebietes 
begangenen  Diebstahl  anschliesst.  (Cass.  13.  März  1891,  G,P.  1891. 
1.  436.) 

Konsuln. 

Wenn  auch  die  diplomatischen  Vertreter  eines  Staates  bei  einer 
ausländischen  Regierung  das  Vorzugsrecht  gemessen^  auf  dem  Gebiete 
des  Zivil-  und  Strafreclits  den  Gerichtsstand  nur  vor  den 
Gerichten  ihres  Landes  zu  haben,  so  kann  dasselbe  doch  nicht 
von  den  Konsuln  angerufen  werden.  Diese  gehören  grundsätzlich 
für  die  in  Frankreich  begangenen  strafbaren  Handlungen  vor  die 
französischen  Gerichte.  (Toulouse,  18.  März  1891,  RP.  1890/91 
8.  314.)  —  In  der  bestrittenen  Frage,  ob  die  Konsuln,  welche  reprä- 
sentativen Karakter  haben  und  als  solche  die  Rechts  wohl  that  der  diplo- 
matischen Immunitäten  besitzen,  spricht  sich  die  französische  Recht- 
sprechung im  verneinenden  Sinne  aus,  wofern  nicht  die  Konsuln  sich 
auf  besondere  Bestimmungen  internationaler  Uebereinkünfte  berufen 
können. 

Niederlassiuig  und  Aufenthalt. 

Die  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Dekret  vom  2.  Oktober  1888,  betr. 
die  den  Ausländern  obliegende  Pflicht  zur  Erklärung  ihres 
Aufenthalts  sind  der  Art,  dass  sie  in  einem  Jahre  von  dem  Tage 
der  Begehung  an  verjähren,  d.  h.  vom  1.  Januar  1889  an  für  die 
Ausländer,  die  zur  Zeit  der  Verkündung  des  Dekrets  in  Frankreich 
wohnten,  und  vom  14.  Tage  an  nach  der  Ankunft  der  Ausländer, 
welche  nach  der  Verkündung  des  Dekrets  nach  Frankreich  gekommen 
sind.  (Zuchtpolizeigericht  Bordeaux,  14.  Januar  1891,  R,P.  1890/91 
S.  218.) 

Flucht.     Verhaftfing. 

Wenn  es  einem  Beschuldigten  gelungen  ist,  zu  fliehen,  und  der- 
selbe von  französischen  Gendarmen  verfolgt,  auf  auslän- 
dischem Gebiete  verhaftet  und  sodann  von  diesen  den  aus- 
ländischen Gendarmen  überliefert  wurde,  wenn  er  hierauf  ausgewiesen 
und  an  die  Grenze  gefUhrt  worden  war,    wo   er   bald   darauf  frei  ge- 
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lassen,  aber  von  französischen  Beamten  verhaftet  wnrde,  so  kann  eine 
unter  solchen  Umständen  vorgenommene  Verhaftung  als  nicht  ge- 
schehen angesehen  werden.   (Douai^  15.  April  1891,  Ä.P.  1891  8.311.) 

Auslieferung, 

Der  Einwand,  dass  die  Auslieferung  nicht  gehörig  gewährt  worden 
war,  und  dass  die  Thatsachen,  welche  nicht  im  Auslieferungsakte  er- 
hoben wurden,  den  Geschworenen  hätten  unterbreitet  werden  müssen, 
kann  zum  ersten  Male  nicht  vor  dem  Kassationshofe  erhoben  werden. 
(Cass.,  11.  September  1890,  RP.  1890/91  S.  168.  —  Vgl.  in  dem- 
selben Sinne:  Cass.,  4.  Februar  1887,  D.P.   1888.   1.  46.) 

Verbrechen  und  Vergehen,     Zuständigkeit, 

Die  französischen  Gerichte  sind  unzuständig,  um  über  die  straf- 
bare Handlung  des  ,, Vertrauensmissbrauchs**  (alnis  de  confiance),  der 
von  einem  Ausländer  zum  Nachtheil  eines  Ausländers  begangen  wurde, 
zu  erkennen.  Ein  solcher  Fall  liegt  vor,  wenn  Jemand,  nachdem  ex 
im  Auslande  einen  Wagen  und  Pferde  gemiethet  hatte,  welche  er  am 
Abende  selbst  zurückbringen  sollte,  dieselben  nach  Frankreich  hatte 
verschicken  lassen,  um  dort  verkauft  zu  werden.  (Ronen,  8.  Februar 
1890,  R,P,  1890/91  S.  148.)  —  Die  französischen  Gerichte  sind  nur 
zuständig  nach  Art.  5  der  Strafprozessordnung,  wenn  der  Schuldig 
ein  Ausländer  ist  und  die  strafbare  Handlung  auf  französischem 
Landesgebiete  begangen  worden  war.  Wahr  ist  in  dem  vorliegenden 
Fall,  dass  der  Vortheil  der  strafbaren  Handlung  in  Frankreich  ver- 
wirklicht werden  sollte;  allein  man  darf  nicht  die  Elemente,  welche 
eine  strafbare  Handlung  begründen,  mit  dem  späteren  Vortheile  ver- 
wechseln, den  der  Thäter  daraus  ziehen  kann ;  die  strafbare  Handlung 
war  bereits  begangen  imd  die  Thatsachen,  welche  den  ,.VertrauenBmi88- 
brauch"  begründen,  waren  im  Auslande  in  Erscheinung  getreten. 

II.  Mitgotheilt  von  Herrn  Oberlandeegeriehtsrath  Heinshci m  er  inKhTlsruhe 
aus  der  Zuitschrift  ffir  französ.  Zivilrechr  Bd.  XXII  S.  193  ff. 

Vollxiehbarerklärung    elftes    atisländischen    Urtheils   im    Rechts- 
verkehr xvnschen  Deutschlaful  und  Frankreich, 

Zusatzkonvention    vom     11.    Dezember    1871    Art.   18.      Französisch- 
badischer    Staatsvertrag    vom    16.  April  1846.     Zeitschrift  XXI.  692. 
ürtheil  des  Appellhofes  Besan<jon  vom  20.  November  1889*). 

„In  Erwägung,  dass  Art.  18  der  Zusatzkouvention  vom  11.  De- 
zember 1871  die  Bestimmungen  des  frauzösisch-badischen  Staats- 
vertrags vom  16.  April  1846  (^über  die  wechselseitige  Vollstreckbar- 
keit der  Urtheile  in  bürgerlichen  Rechtssachen,  sowie  die  Zustellung 
gerichtlicher  Akte  und  Ersuchschreiben)  provisorisch  auf  Elsass- 
Lothringen  ausgedehnt  hat :  dass  inhaltlich  dieses  Staatsvertrags  die 
von  den  zuständigen  Gerichten  des  einen  Staates  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen, mit  Einschluss  der  Handelssachen,  erlassenen  Urtheile  in  dem 

2)  S.  oben  S.  68. 
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anderen  Staate  vollziehbar  sind^  und  dass  die  Vollziehbarkeit  durch 
ein  Gericht  gleichen  Banges  mit  dem  erkennenden  Gerichte  ausge- 
sprochen wird;  dass  soweit  es  persönliche  und  Mobiliaransprüche  be- 
tri£Ft,  dasjenige  Gericht  zuständig  ist^  in  dessen  Bezirk  der  Beklagte 
seinen  Wohnsitz  oder  seinen  Aufenthalt  hat,  dass  aber  der  Beklagte 
auf  diese  Zuständigkeit ^  die  die  öffentliche  Ordnung  nicht  berührt 
und  in  seinem  persönlichen  Interesse  bestimmt  ist,  verzichten  kann: 
dass  hierzu  keine  ausdrückliche  Erklärung  erforderlich  ist,  vielmehr 
die  Zustimmung  des  Beklagten  aus  dem  Umstände  abgeleitet  werden 
kann,  dass  sich  der  Beklagte  vor  dem  Gerichte  eingefunden,  und,  ohne 
die  Unzuständigkeit  geltend  zu  machen^  zur  Sache  verhandelt  hat: 
dass  der  Umstand,  dass  diese  Zuständigkeit  durch  einen  Staatsvertrag 
geordnet  ist,  ihre  rechtliche  Natur  nicht  beeinflusst ; 

i.  E.,  dass  E.  vor  das  Landgericht  Mühlhausen  und  das  Ober- 
landesgericht Kolmar  geladen  wurde,  um  über  eine  gegen  ihn  er- 
hobene Schadensersatzklage  zu  verhandeln;  dass  er  einen  Rechts- 
anwalt aufstellte  und  lediglich  die  Abweisung  der  Klage  bean- 
tragen Hess: 

dass  er  daher  nicht  erstmals  vor  den  französischen  Gerichten  die 
Einrede  der  Unzuständigkeit  bezüglich  einer  ausschliesslich  als  Mo- 
biliarklage sich  darstellenden  Klage  vortragen  kann,  welche  in  Elsass- 
Lothringon  vor  einem  Gerichte  der  gleichen  Jurisdiktion  mit  dem- 
jenigen, vor  welchem  die  Klage  in  Frankreich  zu  verhandeln  gewesen 
wäre,  erhoben  worden  ist."  {Paudeetes  fratiQ.  1891  V.   1.) 

Vgl.  dieselbe  Zeitschrift  1889  V.  25,  35  über  den  Fall  eines 
versuchten  Einspruchs  gegen  das  Exequatur  seitens  desjenigen,  der 
die  Sache  als  Kläger  vor  ein  ausländisches  Gericht  gebracht  hat. 

Alt.  2  des  Staats  Vertrags  vom  16.  April  1846  besagt:  Als  vom 
zuständigen  Gerichte  erlassen  werden  die  Urtheile  von  beiden  Seiten 
alsdann  gegenseitig  anerkannt,  wenn  die  Zuständigkeit  des  urtheilen- 
den  Gerichts   darauf  beruht: 

1.  dass  der  Beklagte  im  Bezirke  desselben  seinen  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  hatte,  oder  wenn  es 

2.  als  Gericht  der  gelegenen  Sache  erkannte,  oder 

3.  als  das  Gericht,  in  dessen  Bezirke  eine  Erbschaft  eröffnet 
ist;  oder 

4.  als  Gericht  des  Bezirks,  in  welchem  eine  Gesellschaft  ihre 
Niederlassung  hat,  bei  Streitigkeiten  der  Gesellschafter  imter  sich,  oder 
Klagen  l>ritter  gegen  die  Gesellschaft;  endlich 

5.  als  das  Gericht  des  Ortes,  welchen  die  Parteien  zum  Wohn- 
sitze ftir  den  Vollzug  eines  Vertrages  erwählt  haben. 

Der  Fall  der  Prorogation  auf  ein  an  sich  unzuständiges  Gericht 
ist  hier  allerdings  nicht  ausdrücklich  hervorgehoben,  allein  die  Proro- 
gation, soweit  sie  überhaupt  zulässig  ist,  kann  sich  stillschweigend 
vollziehen,  indem  der  Beklagte,  ohne  die  Unzuständigkeit  geltend  zu 
machen,  zur   Hauptsache  mündlich  verhandelt  (Z.P.O.   §  39),    was  in 
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gleicher  Weise  in  Art.  169  C.  de  proc,  eiv.  zum  Ausdruck  gelaugt  ist. 
Die  ergangene  Entscheidung  ist  daher  durchaus  gerechtfertigt,  und 
würde  es  geradezu  gegen  die  Gutgläubigkeit  im  internationalen  Rechts- 
verkehr Verstössen,  wollte  man  zugeben,  dass  eine  Partei«  die  ohne 
Einwand  zur  Sache  verhandelte  und  es  zum  Urtheil  kommen  liess, 
hinterher  gegen  Ertheilung  de.s  Exequatur  sich  auf  die  Unzuständig- 
keit des  ausländischen  Gerichts  berufen  dürfte. 


Oesterreich. 

Rechtsprechung  der  österreichischen  Gerichtshöfe. 

Ä.  Zivilrecht.    Zivilprozess. 

Anwendbarkeit  des  Artikels  VIII  des  IViedeTisvertrages  vofn  S,  Ok- 
tober 1866,  R,  Q,BL  Nr.  116,  auf  privatrechtliche  Verpflichtungen 
des  österreichischen  Staates  aus  den  von  der  österreichischen  Ver- 
waltung bexüglich  des   abgetretenen    Gebietes    bereits    früher   ab- 
geschlossenen  Verträgen. 
Plenar-Entscheidung  d.  O.G.H.  vom  14.  April  1891,  Z.  3451. 
(A.  österr.  Gerichtszeitung  1891  S.  309). 

Die  bei  dem  Landgerichte  in  Triest  eingeklagte  Forderung  bezog 
sich  auf  ein  Privatrechtsgeschäft,  welches  in  der  Ausfllhnmg  von  Be- 
festigungsarbeiten bestand,  die  von  der  österreichischen  Militärbehörde 
angeordnet  und  von  den  Klägern  gegen  einen  vereinbarten  Lohn  lange 
vor  der  Abtretung  Yenetiens  ausgeführt  wurden. 

Gegen  das  Klagebegehren  hatte  der  Geklagte  insbesondere  auch 
die  Einwendung  erhoben,  dass  kraft  des  Artikels  VIII  des  zwischen 
den  beiden  Regierungen  Oesterreichs  und  Italiens  rücksichtlich  der  an 
letztere  abgetretenen  venetianischen  Provinz  abgeschlossenen  Friedens- 
traktates vom  3.  Oktober  1866,  R.G.B1.  Nr.  116,  jede  allföllige  Ver- 
pflichtung der  Österreichischen  Regierung  aus  den  von  der  vorbestau- 
denen  österreichischen  Verwaltung  bezüglich  des  abgetretenen  Gebietes 
abgeschlossenen  Verträgen,  mithin  auch  aus  dem  der  Klage  zu  Grunde 
liegenden  Vertrage  an  die  italienische  Regierung  tibergegangen  sei. 
Der  oberste  Gerichtshof  billigte  die  erstinstanzlich  ausgesprochene 
Klageabweisung. 

Aus  den  Gründen: 

In  Artikel  VIII  des  Friedensvertrags  vom  3.  Oktober  1866  wurde 
vereinbart,  dass  die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Italien 
in  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  eintritt,  welche  aus  den  von  der 
österreichischen  Verwaltung  flir  speziell  das  abgetretene  Gebiet  betref- 
fende Gegenstände  des  öffentlichen  Interesses  ordnimgsmässig  abge- 
schlossenen Verträgen  entspringen.  Von  der  in  diesem  Artikel  ent- 
haltenen allgemeinen  Regel  wurde  nur  in  dem  folgenden  Artikel  X 
eine  Ausnahme  dahin  statuirt,  dass  die  k.  k.  österreichische  Begienuig 
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die  Ersatzleistimgen  für  Bodenexpropriationen  infolge  von  Eisenbahn- 
banten  rücksichtlich  der  auf  Rechnung  des  Staates  verwalteten  Eisen- 
bahnen selbst  übernimmt.  Nim  bezieht  sich  aber  obige  im  Art.  YIII 
enthaltene  Verfügung  zweifelsohne  auf  privatrechtliche,  zwischen  Pri- 
vaten und  der  öffentlichen  Verwaltung  rücksichtlich  des  nun  abgetre- 
tenen Gebietes  abgeschlossene  Verträge,  welche  dadurch  nur  insofern 
eine  Modifizirung  und  Abänderung  erlitten  haben^  dass  an  Stelle  des 
österreichischen  Aerars  als  ursprünglichen  Kontrahenten  die  italieni- 
sche Eegierung  als  Nachfolgerin  und  Uebemehmerin  sämmtlicher  Rechte 
und  Verpflichtungen  getreten  ist.  Der  Arbeits-  und  Lohnvertrag,  aus 
dem  die  Kläger  ihr  Klagsbegehren  ableiten^  wurde  von  der  damals 
bestandenen  österreichischen  Geniedirektion  für  die  fortiflkatori sehen 
Arbeiten  in  Verona,  somit  von  einer  österreichischen^  hiezu  kompeten- 
ten Behörde  abgeschlossen.  Seit  demselben  übernahmen  Kläger  Ar- 
beiten an  den  Fortiflkations werken ,  welche  von  der  österreichischen 
Verwaltung  zum  Schutze  imd  zur  Vertheidigung  der  Provinz  Venedig- 
Mantua  und  mithin  in  rechtmässiger  Ausübung  ihres  Hoheitsrechtes 
angeordnet  wurden.  Der  Vertrag  war  daher  ordnnngsmässig  abgeschlosr 
sen^  hatte  für  beide  llieile  gesetzlichen  Bestand ,  und  verlangen  die 
Kläger  heute  noch  den  Rest  des  Arbeitslohnes  für  die  von  ihnen  aus- 
geführten Arbeiten.  Dass  aber  die  infolge  dieses  Vertrages  gelieferten 
Arbeiten  und  die  diesbezüglich  von  der  Österreichischen  Verwaltung 
übernommene  Verpflichtung  einen  Gegenstand  des  öffentlichen  Interes- 
ses und  speziell  des  abgetretenen  Gebietes  betreffen,  geht  schon  aus 
dem  Zwecke  dieser  Arbeiten  hervor,  welche  zur  Instandsetzung  der 
Fortifikationen  von  Verona  angeordnet  waren  imd  mithin  den  Schutz 
und  die  militärische  Vertheidigung  der  Provinz  bezweckten,  was  jeden- 
falls einen  Gegenstand  des  öffentlichen  und  des  Interesses  der  seiner- 
zeit gesetzmässig  konstituirten  und  als  solche  anerkannten  Regierung 
bildet.  Es  kann  daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  einge- 
klagte Forderung  der  Kläger  eine  Verbindlichkeit  betreffe,  welche  un- 
ter Voraussetzung  des  Bestandes  derselben  als  im  obzitirten  Artikel  VIII 
des  Friedenstraktates  vorgesehen  angenommen  werden  müsse,  und  es 
muss  zugleich  der  von  den  Klägern  diesfalls  erhobenen  Einwendung, 
dass,  da  es  sich  um  Arbeiten  handelt,  welche  noch  unter  der  Herr- 
schaft der  österreichischen  Regierung  beendet,  und  deren  Preis  schon 
mit  Klage  vom  6.  Juni  1865  gegen  die  österreichische  Regierung  ein- 
geklagt und  vom  österreichischen  Militärärar  noch  vor  Abschliessung 
des  Friedensvertrages  bestritten  worden  ist,  dieser  später  abgeschlossene 
Vertrag  auf  dieselben  keine  Anwendung  finden  könne,  jede  Berech- 
tigung abgesprochen  werden.  Denn  mit  der  Abtretung  des  venetiani- 
schen  Gebietes  hat  die  österreichische  Regienmg  in  der  besagten  Pro- 
vinz zu  bestehen  au%ehört,  und  es  trat  an  die  Stelle  derselben  die 
italienische  Regierung,  welche  als  Universalnachfolgerin  in  alle  Rechte, 
aber  zugleich  auch  in  alle  Verbindlichkeiten  der  bis  dahin  bestande- 
nen  ösleirei^hischen  Regierung  getreten  ist.     Kraft  dieser  Sukzession 
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ttbemahm  dieselbe  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Artikels  YIII  des 
Traktates  die  Verpflichtung  zur  Erfüllung  aller  mit  dem  Hoheitsrechte 
der  besagten  Provinz  verknüpften  Verbindlichkeiten,  welche  ^zur  Zeit 
der  Uebergabe  be^ttanden  und  von  der  früher  bestandenen  österreichi- 
schen Verwaltung  mittels  ordnungsmässig  im  Interesse  des  zedirten 
Gebietes  abgeschlossener  Verträge  eingegangen  worden  waren,  und  dies 
ohne  Unterschied,  ob  diese  Erfüllimg,  wie  im  vorliegenden  Falle,  eine 
Verbindlichkeit  für  Arbeiten,  welche  schon  vor  der  Abtretung  ausgeführt, 
oder  solche,  die  erst  auszuführen  waren,  zum  Gegenstände  hat.  Weder 
der  Inhalt  des  Artikels  VIII  des  Friedensvertrages,  noch  die  Natur 
einer  derartigen  Sukzession  berechtigt  zu  einer  anderen  Auslegung  die- 
ses Paktes,  wenn  erwogen  wird^  dass  die  Arbeiten  nur  die  zur  besse- 
ren Vertheidigung  der  Festung  und  der  Provinz  ausgeführten  Werke 
betreffen  und  als  ein  integrirender  Bestandtheil  derselben  mit  der 
Festung  selbst  abgetreten  wurden,  und  dass,  da  sie  nun  der  italieni- 
schen Regierung  allein  zu  gute  kommen,  letztere  auch  die  allfidligen 
aus  der  Leistung  dieser  Arbeiten  noch  entspringenden  Verpflichtungen 
übernehmen  musstc.  Das  Klagebegehren  musste  schon  auf  Grund  die- 
ser gerechtfertigten  Einwendung  abgewiesen  werden. 

Rechtshülfe  xun^ehen  Oesterreich  und  der  Türkei, 

Auch  die  von  einem  k.  k.  Generalkonsulate  requirirte  Zustellung 
eines  von  einem  türkischen  Gerichte  ausgehenden  Aktes,  die  Seque- 
stration eines  im  Inlande  befindlichen  Depots  betreffend,  ist  unzulässig, 
wenn  der  Gegner  österreichischer  Staatsbürger  ist  (Entsch.  d.  0.  G.  H. 
vom  8.  April  1891  Z.  185;  A.  österr.  Gerichtszeitung  1891   S.  343). 

Die  Revisionsbeschwerde  fülirte  aus,  dass  das  städt.  del.  Bezirks- 
gericht in  Wien  nicht  den  Vollzug  der  Bescheide  des  ottomanischen 
Handelsgerichts  in  Smyrna  verfügt,  sondern  dass  ein  k.  k.  Konsulat, 
also  ein  österreichisches  Gericht,  um  den  Vollzug  der  Zustellung  er- 
sucht habe,  daher  das  städt.  del.  Bezirksgericht  nach  §  13  der  Juris.- 
diktionsnorm  vom  20.  November  1852  (^R.G.B1.  Nr.  251)  verpflichtet 
gewesen,  der  Requisition  zu  entsprechen;  das  Handelstribunal  in 
Smjrna  sei  zudem  nicht  ein  rein  ottomanisclies  Gericht,  sondern  ein 
gemischtes  internationales  Gericht,  an  dem,  wenn  an  einer  Rechts- 
sache österreichische  (oder  ungarische)  StiMitsbürger  betheiligt  sind, 
auch  zwei  österreichische  Beisitzer  beigezogen  werden,  daher  §  11 
der  Verordnung  vom  31.  März  1855  (R.G.Bl.  Nr.  58)  analog  an- 
zuwenden sei. 

Der  oberste  Gerichtshof  gab  dem  Revisionsrekurse  keine  Folge, 
„weil  zwischen  Oesterreich-Ungam  und  der  Pforte  kein  Vertrag  be- 
steht, auf  Grund  dessen  die  Entscheidungen  der  Grerichte  des  einen 
Staates  im  Gebiete  des  anderen  Staates  zu  vollzielien  wären,  weil  die 
in  Frage  «tehende  Verfügung  des  Handelsgerichts  in  Smyrna  keines- 
wegs als  jene  eines  inländischen  Gerichts  angesehen  werden  kann  und 
sich  die  seitens  des  k.  k.  Generalkonsulates  in  Smyrna  an  das  städt. 
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del.  Bezirksgericht  in  Wien  ergangenen  Ersuchschreiben  wegen  Zu- 
stellung der  betreffenden  Aktenstücke  nicht  als  Verfügungen  des  k.  k. 
Generalkonsulates  in  dessen  Eigenschaft  als  Konsulargericht  darstellen, 
zumal  die  Konsulargerichte  nach  §  11  der  Verordnung  vom  31.  März 
1855  nur  zur  Exekutiousbewilligung  auf  Gnmd  der  Erkenntnisse  einer 
Gerichtsbehörde  des  ottomanischen  Reichs  in  Ansehung  des  daselbst 
befindlichen  Vermögens  zuständig  sind*^ 

Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urtheile,     §  661  Nr.  3  der  deut- 
schen Zirilproxessardnung. 

In  Band  I  dieser  Zeitschrift  wurde  auf  Seite  86  lit.  g  der  aus 
einer  Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs  zu  Wien  vom 
25.  Mai  1887  formulirte  Rechtssatz  wiedergegeben^  dass  ^im  Verfah- 
ren wegen  Vollstreckbarkeitserklärung  eines  von  einem  deutschen  Ge- 
richte geschöpften  Urtheils  der  österreichische  Richter  nicht  die  iudi- 
viduelle^  sondern  nur  die  allgemeine  reichsländische  Gerichtszuständig- 
keit zu  prüfen  habe*^.  In  gleichem  Sinne  entschied  unterm  7.  April  1891 
das  k.  k.  Oberlaudesgericht  Prag  (s.  Bd.  I  d.  Zeitschr.  S.  620)^  imd 
die  gleiche  Interpretation  des  §  661  Nr.  3  der  deutschen  Zivilprozess- 
ordnung liegt  auch  der  in  Bd.  I  S.  511  mitgetheilten  Entscheidung  des 
Hanseatischen  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  10.  Dezember  1890 
zu  Grunde.  (Vgl.  auch  Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  289  f.)  Das 
deutsche  Reichsgericht  hat  mit  Urtheil  vom  25.  März  1891  (s.  oben 
S.  48)  im  entgegengesetzten  Sinne  entschieden  und  ausgesprochen. 
dass  die  Prüfung  der  abstrakten  Zuständigkeit  des  erkennenden  Ge- 
richts nicht  genüge.  Der  Vollständigkeit  halber  tragen  wir  deshalb  das 
Nähere  aus  Thatbestand  und  Begründung  der  Entscheidungen  des 
k.  k.  obersten  Gerichtshofs  und  der  Vorinstanzen^  wie  solche  in  der 
Allgem.  österr.  Gcrichtszeitung  1887  S.  236  ff.  wiedergegeben  sind^  nach. 

Das  Urtheil^  dessen  Vollstreckbarkeitserklärung  nachgesucht  wor- 
den, war  vom  k.  preuss.  Landgerichte  Naumburg  erlassen  worden.  Der 
Vollstreckungsbeklagte  hatte  eingewendet,  das  erkennende  Landgericht 
Naumburg  sei  nach  ^28  der  deutschen  Zivilprozess Ordnung  (Erb- 
sohaftsgerichtsstand)  zur  Fällung  des  zu  vollstreckenden  Urtheils  nicht 
zuständig  gewesen,  da  dieser  Gerichtsstand  nicht  in  Naumburg,  son- 
dern anderswo  im  Grebiete   des  Deutschen  Reichs    begründet    gewesen. 

Das  Landesgericht  in  Graz  wies  diesen  Einwand  mit  Entscheidung 
vom  22.  Februar  1887  zurück  und  führte  aus: 

pNach  §  661  der  deutschen  Zivilprozessordnung,  welcher,  da  er 
sich  nicht  auf  die  Prozessformen  bezieht,  sondern  die  Voraussetzungen 
und  den  Um&ng  des  Delibationsprozesses  regelt^  reziprok  anzuwenden 
ist,  hat  der  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung  erkennende 
Richter  lediglich  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  Gerichte  (d.  h. 
soviel  als  ein  Gericht)  des  betreffenden  Auslandes  zuständig  waren 
zur  Schöpfung  des  zu  vollstreckenden  urtheils,  sich  aber  in  die  Prü- 
fung der  Gesetzmässigkeit  dieses  Urtheils  nicht  einzulassen.     Zur  Ge- 
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Betxmägsigkeit  eines  Urtheils  gehört  es  aber  auch,  dass  dasselbe  von 
eiuem  nach  dem  KecLte  des  betreffenden  Auslandes  Örtlich  nud  sachlich 
zuständigen  Gerichte  gefüllt  worden  sei.  Die  Prüfung  dieser  Zuständigkeit 
war  daher  von  vorneherein  abzulehnen  und  lediglich  darauf  zu  sehen, 
ob  ein  Gericht  des  Deutschen  Reiches  zur  Entscheidung  berufen  war. 
Diese  nach  der  Natur  der  Sache  und  der  Lehre  der  Wissenschaft 
(s.  insbesondere  die  Werke  von  Canstein  und  Menger)  nach  öster- 
reichischem Rechte  zu  entscheidende  Frage  muss  aber  zweifellos  ge- 
mäss §  16  J.N.  bejahend  beantwortet  werden^  da  der  Beklagte  un- 
widersprochen zur  Zeit  der  Klagsanbringung  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  seinen  Wohnsitz  hatte.  ^ 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  Graz  bestätigte  diesen  Bescheid  mit 
Verordnung  vom  23.  März   1887  mit  folgender  Begründung: 

vNach  den  Bestimmungen  der  Ho£iekrete  vom  18.  Mai  1798, 
J.G.S.  Nr.  16,  und  vom  15.  Februar  1805,  J.G.S.  Nr.  711,  ist  die 
Vollstreckung  der  Urtheile  auswärtiger  Gerichte  in  Oesterreich  zu- 
lässig, wenn  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Richters,  die  Rechts- 
kraft des  Urtheils  und  die  Gegenseitigkeit  nachgewiesen  ist.  Nach 
welchen  Gesetzen  die  Zuständigkeit  des  erkennenden  Gerichts  zu  be- 
nrtheilen  sei  und  inwieweit  der  Vollstreckungsrichter  in  die  PrQfrmg 
der  Zuständigkeit  einzugehen  habe,  ist  in  den  erwähnten,  die  Voll- 
streckbarkeit der  Urtheile  ausländischer  Gerichte  im  Allgemeinen  nor- 
mirenden  Verordnungen  nicht  ausdrücklich  bestimmt,  und  müssen  daher 
die  für  einzelne  Staaten  bestehenden  besonderen  Bestimmungen,  ins- 
besondere aber  der  vom  Gesetze  allgemein  anerkannte  und  aufrecht 
erlialtene  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  als  massgebend  angesehen 
werden.  In  dieser  Richtung  wurde  nun  allerdings  mit  dem  Hofdekrete 
vom  4.  August  1840,  J.G.S.  Nr.  460,  verordnet,  dass,  nachdem 
von  Seite  der  preussischen  Gerichte  —  mit  Ausnahme  jener  von  Rhein- 
PreuBsen  —  die  Urtheile  österreichischer  Gerichte  vollzogen  werden, 
falls  nicht  etwa  nach  den  Vorschriften  der  preussischen  Gesetze  Be- 
denken gegen  die  Kompetenz  der  erkennenden  österreichischen  Ge- 
richte eintreten,  die  österreichischen  Gerichte  auch  ihrerseits  in  An- 
sehung der  Exekution  der  in  den  preussischen  Staaten  geschöpften 
Urtheile  eben  jene  Grundsätze  zur  Anwendung  zu  bringen  haben, 
welche  nach  dem  Obangeführten  in  der  preussischen  Monarchie  befolgt 
werden,  mithin  auf  Grund  eines  in  Preussen  geschöpften  Urtheils 
nur,  wenn  das  erkennende  Gericht  nach  österreichischen  Gesetzen  kom- 
petent gewesen  ist,  die  Exekution  zu  bewilligen  haben.  Diese  Bestim- 
mung ist  jedoch,  insofern  hiedurch  angeordnet  wurde,  dass  die  Gre- 
währung  der  Zwangsvollstreckung  von  der  Anerkennung  der  Zustän- 
digkeit des  eingeschrittenen  Erkenntnissgerichts  in  örtlicher  und 
sachlicher  Beziehung  nach  Österreichischen  Gesetzen  für  den  gegebenen 
Fall  abhänge,  durch  die  Einführung  der  Zivilprozessordnung  für  das 
Deutsche  Reich  vom  30.  Januar  1877  ausser  Wirksamkeit  getreten, 
weil   die  Voraussetzung   derselben,    nämlich    der  gleiche  Vorgang  der 
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preussischen  Gerichte,  zufolge  der  Bestimmungeu  der  §§  660  uud 
661  der  deutschen  ZiTÜprozesBordnuDg  und  insbesondere  des  Absatzes  3 
des  letzteren  Paragraphen  entfallen  ist,  indem  in  Gemässheit  dieser 
Gesetzesstelle  zur  YoUstreckbarkeit  der  Urtheile  ausländischer  Gericht^) 
in  Ansehung  der  Kompetenz  nur  gefordert  wird;  dass  nach  deutschem 
Rechte  zur  Urtheilsschöpfong  überhaupt  die  Gerichte  des  Staates  zu- 
ständig waren,  welchem  das  ausländische  Gericht  angehört.  £&  genügt 
daher  zufolge  des  auch  in  dem  letzterwähnten  Hofdekrete  ausgesproche- 
nen Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  auch  im  vorliegenden  Falle,  dass 
nach  den  Bestimmungeu  des  Österreichischen  Rechts  die  Gerichte  des 
Deutschen  Reiches  zur  Verhandlung  und  Entscheidiuig  der  vorliegen- 
den Rechtssache  kompetent  waren.  Dass  aber  dieses  letzere  der  Fall 
war,  geht  aus  dem  Umstände  hervor,  dass  der  Geklagte  zur  Zeit  der 
Anbringung  der  Klage  im  Deutschen  Reiche  seinen  ordentlichen  Wohn- 
sitz hatte.  Hieran  kann  auch  durch  den  Umstand,  dass  der  Geklagte 
zur  Zeit  der  Klagebehändigung  nicht  im  preussischen  Staatsgebiete, 
sondern  im  Königreiche  Bayern  wohnhaft  war,  nichts  geändert  werden, 
weil  das  Geltungsgebiet  der  Zivilprozessordnung  vom  30.  Januar  1877 
sich  auch  auf  das  Königreich  Bayern  erstreckt  und  in  derselben 
zwischen  den  einzelnen  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen  Staatengebieteu 
nicht  unterschieden  wird.  Die  auf  die  angebliche  Nichtzuständigkeit 
des  £rkenntnis8gerichts  gestützte  Einwendung  des  Beklagten  stellt 
sich  somit  als  unbegründet  dar.^ 

Der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  hat  in  der  Entscheidung  vom 
25.  Mai  1887  die  von  beiden  Untergerichten  gleichmässig  ausge- 
sprochene YoUstreckbarerklärung  des  in  Frage  stehenden  Urtheils  des 
königl.  preussischen  Landgerichts  Naumburg  als  durch  die  diesen  Ent- 
scheidungen beigegebene  Begründung  vollkommen  gerechtfertigt  gebil- 
ligt und  ausgesprochen,  die  vom  Beklagten  geltend  gemachte  Einwen- 
dung der  örtlichen  und  sachlichen  Unzuständigkeit  des  preuss.  Land- 
gerichts Naumburg  habe  mit  Recht  keine  Berücksichtigung  gefunden, 
indem  in  dem  Verfahren  üher  die  Vollstreckbarerklärung  eines  von 
einem  deutschen  Gerichte  geschöpften  Zivilurtheils  von  dem  öster- 
reichischen Richter  nicht  die  individuelle,  sondern  nur  die  allgemeine 
reichsländische  Gerichtszuständigkeit  zu  prüfen  sei,  wie  dies  in  der 
Begründung  der  bestätigenden  obergerichtlichen  Verordnung  in  er- 
schöpfender Weise  ausgeführt  worden. 

B.  Strafrecht  und  Stralprozess. 

OerichtsxuständigkeiL 

Dem  ungarischen  Wehrgesetze  (Gesetz-Artikel  VT  vom  Jahre  1889) 
unterworfene  Personen  nach  den  Bestimmungen  der  §§  45,  47,  48 
oder  49  des  Gesetzes  vom  11.  April  1889,  R.G.B1.  Nr.  41,  zur  Ver- 
antwortung und  Strafe  zu  ziehen,  sind  die  Gerichtsbehörden  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nicht  berechtigt.  Ent- 
scheidung des  Kassationshofs  (Plenar-E.)  vom  7.  Juli  1891   Z.  7996. 
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Cnienntniss  d^  Sirafgeteizi 

Unkenntnis^  eines  gehörig  kundgemachten  Strafrechtssstzes  ent- 
schuldigt anch  dann  nicht,  wenn  der  TlüUer  im  Zeitpunkte  der  Kund- 
machung  sich  ausserhalb  der  Staatsgrenzen  aufhielt  •§  3  des  5sterr. 
St.G.B..r  Entscheidung  des  k.  k.  Kassationsho&  Tom  28.  Februar  1891 
Z.  9665:  Jur.  BL   1891  S.  470  . 


Schweiz. 

Beekteprechmig  des  sehweizerisekeii  Bndesgeriehts. 

Mitgetheilt  rom  Herru  Bundesrichter  Dr.  Hafkier  in  l^juissinne. 
Eidg.  Konkordate  vom   15,  Juni  1806  und  7.  Juni  1810,   betr. 
das  Konkursreckt.     Ort   der  Konkurseröffnung   über  neues   Ter- 

mögen  ei  fies  Falliten. 

Gelangt  ein  im  Euonkordat^ebiet  wohnhafter  Fallit  spiter  durch 
Erbschaft  oder  auf  andere  Weise  zu  neuem  beweglichem  Vermögen, 
so  ist  die  Ronkurseröffiiung  &ber  dieses  Vermögen  nur  am  gegen- 
wärtigen Wohnorte  desselben,  nicht  anch  in  dem  Kantone,  wo  derselbe 
ftfiher  in  Konkurs  gerathen  ist,  zulässig.  Und  zwar  gilt  dies  auch 
dann,  wenn  nach  den  Gesetzen  des  froheren  —  im  Konkordatsgebiet 
gelegenen  —  Konkursortes  der  neue  Konkurs  von  Amtswegen  zu 
eröffiien  ist.  Entsch.  vom  10.  Juli  1891  i.  S.  Preisig  c  Appenzell 
A.-Rh.     { Reime  etc.  Bd.  IX  8.  129). 

Art.  1,  4,  20  u.  21  des  französisch- schweizerischen  Staatsvertrages 

vom  23,  Februar  1882,     Schutz  ausicärtiger  Komponisten.  Art.  2 

der  Berner  Kofiiention  vom  9,  September  1886, 

Das  Bundesgericht  hat  mit  Entscheidung  vom  17.  Juli  1891 
i.  8.  Knosp  c.  Fischer  auf  €rrund  des  Staatsvertrages  mit  Frankreich 
vom  23.  Februar  1882,  betr.  den  Schutz  auswärtiger  Kompositionen, 
sich  folgendermassen  ausgesprochen: 

1.  Für  die  Dauer,  während  welcher  musikalische  Werke  in  der 
Schweiz  g^en  unbefugte  Anführung  geschützt  werden,  ist  Art.  21 
des  Staats  Vertrages  massgeb^id  und  gilt  nicht  etwa  gemäss  Art.  2  der 
Bemer  Konvention  vom  9.  September  1886  die  längere  Frist  des 
Art.  2  des  Bnndesgesetzes  vom  23.  April  1883.  Denn  der  weit- 
gehende Schutz  des  Auffiihrungsrechts  dnünatischer  oder  musikalischer 
Werke,  wie  er  durch  Art.  20  des  Staatsvertrages  in  Gemässheit  der 
französischen  Gresetzgebung  französischen  Werken  in  der  Schweiz  zu- 
gesichert wird  und  wie  er  auch  nach  Inkrafttreten  der  Bemer  Kon- 
vention noch  fortbesteht  (s.  b.-ger.  Entsch.  A.  Slg.  Bd.  16  S.  740  ff.), 
ist  dem  Bundesgesetze  fremd;  für  denselben  kann  daher  auch 
nicht  die  Schutzfrist  dieses  Gesetzes,  sondern  nur  diejenige  des 
Staatsvertrages   gelten.      Art.  21  und  20    des  Staatsvertrages    hängen 
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untrennbar  zusammen.  Die  weitgehenden  Rechte  des  Art.  20  werden 
auf  die  in  Art.  21  bestimmte  Dauer  gewährleistet;  sie  werden  als  auf 
diese  Dauer  zeitlich  begrenzt  eingeüihrt. 

2.  Der  Ansicht^  dass  Art.  20  des  Staatsvertrages  nur  die 
nach  seinem  Inkrafttreten  veröfiPentlichteu  Werke  schütze ,  kann 
nicht  beigetreten  werden.  Zwar  nicht  wegen  Art.  18  des  Staats- 
vertrages. Diese  Bestimmung  besagt  einfach  ^  dass  zum  Erwerbe 
der  Schutzberechtigung  flir  französische  Werke  in  der  Schweiz 
die  Erfüllung  der  Formalitäten  der  Art.  3  und  6  des  Staats- 
Vertrages  nicht  erforderlich  sei^  diese  Formalitäten  vielmehr  durch 
Produktion  einer  legalisirten  Bescheinigung  des  französischen  bureau 
de  librairie  au  ministere  de  Vlntirieur  ersetzt  werden.  Diese  Beschei- 
nigung schliesst  aber  Kecht  und  Pflicht  des  schweizerischen  Kichters^ 
zu  prüfen^  ob  ein  bestimmtes  Werk  nach  den  Vorschriften  des  Staats- 
vertrages schutzberechtigt,  ob  z.  B.  die  Schutzfrist  des  Art.  21  noch 
nicht  abgelaufen  sei  u.  dgl.,  in  keiner  Weise  aus.  Entscheidend  fHUt 
dagegen  in  die  Wagschaale  der  Zusammenhang  des  Vertrages  resp.  die 
Yorgleichung  des  Art.  20  mit  Art.  1  desselben.  Art.  1  des  Vertrages, 
welcher  den  zum  ersten  Male  in  der  Schweiz  veröffentlichten  Werken 
der  Literatur  und  Kunst  in  Frankreich  den  gleichen  Schutz  wie  den 
zuerst  in  Frankreich  erschienenen  Erzeugnissen  zusichert^  spricht  sich, 
wie  Art,  20;  nicht  express-is  verbis  darüber  aus,  ob  er  sich  nur  auf 
die  nach  Inkrafttreten  des  Vertrages  erscheinenden  oder  auch  auf  ältere 

Werke  beziehe;  er  spricht  (wie  Art.  20)  einfach  von  Werken   „ 

publiees  pour  la  premiere  fois  en  Suisse"^  („welche  zum  ersten  Male 
in  der  Schweiz  veröffentlicht  werden").  Nichtsdestoweniger  kann  einem 
Zweifel  gewiss  nicht  unterliegen^  dass  Art.  1  sich  nicht  nur  auf  die 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Vertrages  erscheinenden,  sondern  auch  auf 
ältere  Werke  der  Literatur  und  Kunst  bezieht.  In  der  That  ist  ja 
vollständig  klar,  dass  die  vertragschliessenden  Staaten  durch  Art.  1 
(ebenso  wde  durch  Art.  16  und  19)  nicht  nur  für  zukünftige  litera- 
rische oder  künstlerische  Erzeugnisse,  sondern  auch  für  die  bereits  vor- 
handenen den  internationalen  Kechtsschutz  gegen  Nachdruck  und  Nach- 
bildung u.  dgl.  vereinbaren  wollten.  Auf  ganz  gleichem  Fusse  nun 
aber  behandelt  der  Vortrag  von  1882  auch  das  Aufführungsrecht. 
Art.  4  bestimmt,  dass  die  Bestimmungen  des  Art.  1  über  den  Schutz 
schweizerischer  literarischer  oder  künstlerischer  Erzeugnisse  in  Frank- 
reich ebenfalls  Anwendung  finden  auf  die  Darstellung  oder  AufRihrtmg 
....  dramatischer  oder  musikalischer  Werke,  welche  zum  ersten  Male 
in  der  Schweiz  veröffentlicht,  angeführt  oder  dargestellt  werden  f»des 
Oeuvres  dramatiques  ou  nmsicales  publiees,  exScutees  ou  reprismUes 
pour  la  premiere  fois  en  Suisse"^).  Und  Art.  20  schreibt  vor,  dass 
die  Verfasser  dramatischer  oder  musikalischer  Werke,  welche  in  Frank- 
reich zum  ersten  Male  aufgeführt  oder  veröffentlicht  werden  (puhliSes 
ou  exAnäees  pour  la  premiere  fois  en  France)  in  der  Schweiz  den 
gleichen  Schutz    des  Aufl^hrungsrechts  geniessen,  welcher    in  Frank- 


reich  aAwmtnseheD  EneognuseB  zu  Thcfl  wird«  In  keiner  Weise 
vrird  dabei  aosgedrockt,  da««  für  den  Schnlz  des  AnffDliningsrechts 
rnckaielitlich  der  zeitliciien  Kerhtaan wendnng  andere  Segeln  gelten 
fM>nen,  als  für  den  Schutz  gegen  Naclufaiick  n.  s.  w.:  es  geht  daher 
gewiss  nicht  an.  eine  solche  Unterscheidmig  in  den  Vertrag  hineinzn- 
tragen«  die  insoweit  Tdllig  gleichlantende  Bestimnumg,  betreffend  den 
Schutz  des  Anünhmiigsrechts,  anders  zn  interpretiren.  als  die  aUge- 
meine  Vorachrifk  des  Art.  1  (16  nnd  19)  unzweifelhaft  angelegt  wer- 
den muss.  Vielmehr  moss  davon  ausgegangen  werden,  dass  die  kontra- 
hirenden  Staaten^  wenn  sie  in  Art.  1  (16  und  19)  unter  Erzeugnissen, 
welche  zum  ersten  Male  in  Frankreich  resp.  in  der  Schweiz  veröffent- 
licht werden  (puUieex  pour  la  premiere  foig  en  Suisse  ou  en  France), 
sowohl  bereits  veröffentlichte  als  erst  nach  dem  Inkrafttreten  des  Ver- 
trages erscheinende  verstanden,  sie  in  Art.  20  mit  der  ganz  gleichen 
Fassung  auch  den  gleichen  Sinn  verbanden :  wenn  dies  nicht  der  Wille 
der  Kontrahalten  gewesen  wäre,  so  hStte  die  Unterscheidung  gewiss 
im  Texte  des  Vertrages  zu  unzweideutigem  Ausdrucke  gebracht  wer- 
den müssen.  Dies  ist  nicht  geschehen,  vielmehr  ist  in  Art.  4  des  Ver- 
trages von  1882  der  in  der  fr&heren  schweizerisch-französischen  Literar- 
konvention  von  1864  nach  den  Worten  ^jnMiees,  executees  ou  r^pri- 
8enUes  potir  la  premiere  fois  en  Suisse*  enthaltene  Zusatz  *apres  la 
mise  en  vigueur  de  la  presente  eontentiofi*  weggelassen  worden.  Diese 
Streichung  kann  nicht  als  eine  zufallige,  bedeutungslose  erachtet  wer- 
den ;  vielmehr  erscheint  sie  als  eine  gewollte,  durch  welche  der  Schutz 
des  AufHihrungsrechts  auf  gleiche  Linie  mit  dem  Schutze  gegen  Nach- 
druck gestellt  werden  soUte.  Es  kann  um  so  wcmiger  ang^iommeu 
werden,  es  habe  durch  den  Vertrag  vom  23.  Februar  1882  der  Schutz 
des  Aufführungsrechts  auf  die  nach  dessen  Inkrafttreten  erscheinen- 
den Werke  beschränkt  werden  wollen,  als  dadurch  den  unter  der 
Herrschaft  des  Staats  Vertrages  von  1864  erschienenen  Werken  der 
ihnen  nach  diesem  Vertrage  zukommende  staatsvertragliche  Schulz 
wieder  entzogen  worden  wäre.  IHeser  Schutz  war  freilich,  da  das  in- 
terne schweizerische  Becht,  mit  Ausnahme  des  genferischen,  einen 
Schutz  des  AuftÜhrungsrechts  nicht  kannte  und  Art.  21  des  Vertrages 
von  1864  französischen  Werken  in  der  Schweiz  lediglich  den  näm- 
lichen Schutz  zusicherte,  wie  ihn  die  Werke  schweizerischer  ürbeber 
genossen,  praktisch  von  geringer  Bedeutung.  Immerhin  ist  gewiss 
nicht  anzunehmen,  dass  die  vertragschliessenden  Staaten  durch  den 
Vertrag  vom  23.  Februar  1882  den  Schutz  des  Aufführungsrechts 
ohne  Bücksicht  darauf,  dass  grundsätzlich  bereits  durch  die 
Literarkonvention  von  1864  ein  solcher  Schutz  angestrebt  war,  nur 
für  die  nach  InkrafHreten  des  Vertrages  vom  23.  Februar  1882  ^- 
scheinenden  Werke  haben  vereinbaren  wollen.  Demnach  wird  denn 
auch  in  der  französischen  Literatur  der  Vertrag  vom  23.  Februar  1882 
zu  denjenigen  Literarkonventionen  gezählt,  welche  in  allen  Beziehun- 
gen auch  die  vor  ihrem  Inkrafttreten  publizirten  Werke  schützen  (vgl. 
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Vincent  et  Penaud,  Dictionnaire  de  droit  international  priv6  S.  761 
Nr.  69).  Geht  somit  aus  dem  Zusammenliange  des  Staatsvertrages 
Ton  1882  klar  hervor,  dass  derselbe  den  Schutz  des  Art.  20  auch 
ttlteren  Werken  gewährt,  so  kann  darauf  nichts  ankommen,  ob;  wie 
die  angefochtene  Entscheidung  annimmt,  hierin  eine  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  nicht  zu  präsumirende  Rückwirkung  einer  Rechtsvorschrift 
liege.  Es  mag  daher  in  dieser  Beziehung  nur  bemerkt  werden,  dass 
jedenfalls  die  gedachte  Vorschrift  nicht  in  wohlerworbene  Privatrechte 
eingreift  und  dass  dieselbe  nicht  sowohl  einer,  nach  der  Zeit  ihres 
Vorkommens  nicht  rechtserzeugenden,  Thatsache  nachträglich  rechts- 
erzeugenden Karakter  beilegt,  als  vielmehr  einem  in  Frankreich  schon 
früher  anerkannten  Privatrechte  internationalen  Rechtsschutz  in  weiterem 
Umfange  gewährte.  {Bevue  etc.  Bd.  IX  S.  129) 

Deutsch' Schweizerischer Äu>sli€feru7igsvertrag  vom  24,  Januar  1874. 

Fahrlässiger  Falschetd  kein  Ayslieferungsdelikt, 

EutBch.  des  Btiudesgerichts  vom  23.  Oktober  1891. 

Das  Bundesgericht  hat  die  Auslieferung  des  wegen  fahrlässigen 
Falscheides  verurtheilten  und  in  Lugano  vorläufig  verhafteten  M.  A. 
an  das  Grossherzogthum  Baden  nicht  bewilligt. 

Aus  den  Gründen : 

Art.  1  Ziff.  14  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages 
stipulirt  die  Auslieferungspflicht  nur  wegen  „Meineides^,  nicht  auch 
wegen  fahrlässigen  Falscheides.  Danach  besteht  für  letzteren  That- 
bestand  eine  Auslieferungspflicht  nicht.  Denn  ,,Meineid'^  bezeichnet 
nach  dem  sowohl  im  deutschen  als  im  schweizerischen  Recht  herr- 
schenden Sprachgebrauche  nur  die  wissentlich  falsche  Eidesleistung. 
Freilich  setzt  das  deutsche  Reichs-Stra%esetzbuch  dem  neunten  Abschnitt 
seines  zweiten  Titels,  der  nicht  nur  vom  Meineid  sondern  auch  von 
anderen  Eidesdelikten,  speziell  vom  j&Jirlässigen  Falscheide  handelt, 
die  Ueberschrift  „Meineid^  voraus.  Allein  diese  Ueberschrift  ist  a  po- 
iiori  entnommen  und  beweist  durchaus  nicht,  dass  im  Sinne  des  deut- 
schen Gesetzes  alle  im  9.  Titel  behandelten  Eidesdelikte  unter  die 
Bezeichnung  „ Meineid '^  faUen,  vielmehr  erscheint,  wie  in  der  Doktrin 
anerkannt  ist  (s.  Olshavsen,  Kommentar,  Wächter,  Vorlesung  S.  476, 
Merkel,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechtes  S.  405);  als  Delikt  des 
Meineides  auch  im  deutschen  Rechte  lediglich  die  wissentlich  falsche 
Eidesleistung. 

In  der  schweizerischen  Gesetzgebung  sodann  wird  als  Verbrechen 
des  „Meineids^  durchaus  nur  die  wissentlich  falsche  Eidesleistung  be- 
zeichnet (s.  Strafgesetzbuch  von  Thurgau  Art.  182,  Schaffhausen 
Art.  248,  Obwalden  Art.  57,  Bern  Art.  114  u.  115,  Glarus  Art.  71, 
Zürich  Art.  104,  Basel  Art.  78,  Zug  §  65,  Schwyz  Art.  57,  St.  Gallen 
Art.  81  Ziff.  1).  Danach  kann  denn  dem  Ausdruck  „Meineid"^  in 
Art.  1  Ziff.  14  des  Auslieferungsvertrages  eine  andere  umfassendere 
Bedeutung  unmöglich  beigemessen  werden.     Eine  Berechtigung,    diese 
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Bestimmung  auch  auf  den  fahrl&ssigen  Falscheid  anzuwenden,  Hegt  um 
so  weniger  vor,  als  letzterer  Thatbestand  nach  einer  grösseren  Zahl 
schweizerischer  Gesetze  überhaupt  nicht  strafbar  ist  und  als  dem 
schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrag  offenbar  der  Gedanke  zn 
Grunde  liegt,  es  sei  die  Auslieferungspflicht  regelmässig  auf  rorsätz- 
liehe  Handlungen  zu  beschränken.  Dieser  Gedanke  ergibt  sich  deut- 
lich daraus,  dass  in  Art.  1  Ziff.  2,  6,  10,  20  u.  23,  wo  die  gebrauchte 
Deliktsbezeichnung  mangels  näherer  Bestimmung  auch  auf  Fahrlässig- 
keitsvergehen  könnte  bezogen  werden,  ausdrücklich  erklärt  wird,  dass 
nur  das  vorsätzliche  Vergehen  gemeint  sei. 

Zum  schweixerisch'italienischen  Auslieferungsvertrag  vom  22,  Juh 
1868.  —    Verbrecherverbindung  als  politischss  Delikt 

Entscheidung  des  Bandesgerichts,  betr.  Auslieferung  des 
Enrico    Malatesta    von    S,   Maria    Capua    Vetere,    vom    11. 

September  1891. 

A.  Durch  Urtheil  des  korrektionellen  Gerichts  von  Kom  (4.  Sektion) 
vom  1.  Februar  1884  wurde  Enrico  Malatesta  von  S.  Maria  Capua 
Yetere  gemeinsam  mit  sieben  andern  Angeklagten  der  Theilnahme  an 
einer  Verbrecherverbindung  mit  dem  Zwecke,  Vergehen  gegen  Per- 
sonen und  Eigen thum  zu  verüben,  schuldig  erklärt  imd  zu  drei  Jahren 
Gefängniss  verurtheilt.  Dieses  Urtheil  führt  im  wesentlichen  aus: 
Malatesta  habe  im  Jahre  1881  mit  dem  (ebenfalls  verurtheilten)  Mer- 
line an  dem  Sozialistenkongresse  in  London  Theil  genommen.  Dort 
seien  folgende  Resolutionen  gefasst  worden:  Sozialrevolution  behnfs 
Umsturzes  des  bestehenden  Regierungssystems  und  Eroberung  des 
Landes  und  des  Kapitals.  Zusammenwirken  aller  Arbeiterklassen  zur 
Errichtung  des  Reiches  der  Anarchie!  Noth wendigkeit,  die  Massen 
hiefür  vorzubereiten  durch  Gewöhnung  an  den  Umsturz.  Der  Kon- 
gress  sei  vom  Präsidenten  (Crapotkin)  mit  der  Aufforderung  geschlossen 
worden,  die  Mitglieder  sollten  in  ihre  Länder  zurückkehren  xtnä  sich 
in  ihren  Ideen  bestärken  j^facendo  saUare  qtuilcke  casa^,  Malatesta 
und  Merlino  seien  nach  Italien  zurückgekehrt;  ersterer  habe  sich  so- 
dann zimächst  nach  Egypten  begeben,  um  mit  den  Sozialisten  des 
Orients  Verbindungen  anzuknüpfen.  In  Rom  aber  habe  ein  sozialisti- 
scher Cercle  bestanden  und  dieser  sei  nun  von  Merlino  reorganisirt 
worden,  auch  umgetauft  auf  den  Namen  „18.  März^  (zu  Ehren  der 
Pariser  Commune).  Statuten  und  Reglements  dieser  neuen  ,, Gesellschaft" 
seien  bei  den  meisten  der  Angeklagten  gefonden  worden,  ein  Beweis, 
dass  eine  regelrechte  Organisation  (Generalausschuss,  Subcomit^ 
Gruppen  mit  Chefe  etc.)  vorhanden  gewesen  sei.  Aus  diesen  Statuten 
ergebe  sich  im  Femeren,  dass  die  um  Auftiahme  Nachsuchenden  sich 
gänzlich  der  sozialen  Revolution  haben  weihen  müssen.  Die  Pro- 
paganda der  That  sei  von  diesem  Vereine  intensiv  (durch  Zirkulare  u.  s.w.) 
betrieben  worden.  Beim  Herannahen  des  18.  März  (1883)  habe  man 
beschlossen,  diesen  Tag    mit  einem  principio  di  esecuxione   zu  feiern. 
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In  der  Nacht  des  17.  seien  an  die  Mauern  Roms  Proklamationen  an- 
geschlagen worden^  deren  Inhalt  die  Londoner  Resolutionen  wieder- 
gegeben habe ;  ebenso  schwarze  Fahnen  aufgehisst  mit  der  rothen  Auf- 
schrift: „Es  lebe  die  Kommune!^  Die  Gesellschaft  vom  18.  MSrz 
erscheine  danach  nicht  mehr  als  ein  politischer  Verein,  sondern  als 
eine  „Verbrecheryerbindung",  da  dieselbe  die  Revolution  mit  nach- 
folgender Anarchie  bezweckt  habe.  Davon,  dass  diese  Vereinigung 
nicht  mehr  mit  Propaganda  und  Worten  sich  begnttgt,  sondern  be- 
gonnen habe,  zu  Thaten  überzugehen,  zeugen  die  Proklamationen  und 
die  erwähnten  Fahnen.  Der  Verein  sei  demgemftss  nichts  Anderes  ge- 
wesen, als  eine  Verbindung  gemeiner  Verbrecher  und  zwar  eine  organi- 
siirte  Verbindung.  Schon  durch  diese  Organisation  seien  die  Mitglie- 
der nach  Art.  426  des  (damals  geltenden)  italienischen  St.G.  schuldig. 
Der  Appellhof  zu  Rom  bestätigte  durch  Urtheil  vom  30.  Dezember 
1884  grundsätzlich  diese  Entscheidung,  setzte  aber  die  Strafe  des 
Malatesta  auf  zwei  Jahre  Geföngniss  und  sechs  Monate  Polizeiaufsicht 
herunter.  Ein  Kassationsgesuch  des  Malatesta  wurde  im  April  1885 
verworfen. 

B.  Gestützt  auf  die  erwähnten  richterlichen  Urtheile  sowie  einen 
Haftbefehl  des  königl.  Prokurators  in  Rom  vom  4.  Mai  1885  suchte 
die  königl.  italienische  Gesandtschaft  in  Bern  mit  Note  vom  24.  Juni 
1891  beim  schweizerischen  Bundesrathe  um  Auslieferung  des  Enrico 
Malatesta  nach,  welcher,  nachdem  er  sich  der  Strafvollziehung  in 
Italien  durch  die  Flucht  entzogen  hatte,  am  11./ 12.  Juni  1891  in 
Lugano  wegen  üebertretung  eines  bundesräthlichen  Ausweisungsbefehls 
2ur  Haft  gebracht  worden  war.  Das  Auslieferungsbegehren  stützt  sich 
auf  Art.  2  letzten  Absatz  des  italienisch-schweizerischen  Auslieferungs- 
vertrages vom  22.  Juli  1868,  in  welchem  das  Delikt  der  „Verbrecher- 
Verbindung^  vorgesehen  sei. 

0.  Namens  des  Enrico  Malatesta  hat  Advokat  Dr.  Antonio  Battag- 
lini  in  Lugano  mit  Eingabe  vom  18.  Juli  1891  gegen  die  Ausliefe- 
rung Einspruch  erhoben.  Er  führt  aus:  Malatesta  habe  an  den  Mani- 
festationen vom  17./ 18.  März  1883  in  Rom  nicht  Theil  genommen 
und  wegen  Abwesenheit  nicht  Theil  nehmen  können.  Ueberhaupt  sei 
ihm  irgend  ein  thätliches  Eingreifen,  eine  Ausführungshandlung  einer 
gesetzlich  vorgesehenen  Strafthat  niemals  auch  nur  vorgeworfen  wor- 
den. Das  einzige,  was  ihm  vorgeworfen  werden  könne,  sei,  dass  er 
sozialistischen  Grundsätzen  huldige  und  am  Londoner  Kongress  von 
1881  sich  betheiligt  habe,  sowie  dass  in  seiner  Wohnxmg  Korrespon- 
denzen aufgefunden  worden  seien,  welche  auf  eine  Verbindung  zwischen 
ihm  und  den  Übrigen  Angeklagten  hindeuten.  Die  Aufstellung  der 
Verbrecherverbindung  als  besonderer  Deliktsbegriff  solle  nur  dazu 
dienen,  die  Verurtheilung  von  Sozialisten,  welche  wegen  ihrer  blossen 
politischen  üeberzeugung  nicht  vemrtheilt  werden  könnten,  durchzu- 
setzen. Die  Auslieferung  wegen  Theilnahme  an  einer  Verbrecher- 
Terbindnng  könne  nun   aber  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  sich  die 
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VerbreehcrrerlHndsiig  als  MHtd  zur  Begohmig  eines  im  Vertrag  als 
Anstiefennigsdelikt  beseidineteii  YethreeheDM  qualifizire.  Dies  habe 
da«  Bimdeigerieht  bereita  in  seiner  Entscheidiuig  in  dem  dmnehaiis 
idenüsdien Falle Fistolesi  vom  16.  Mai  1879  (Entsch.  AmtL  Sammig.  V 
8«  226  C)  aasgesproclien.  Danach  sei  hier  die  Auslielening  an  ver- 
wogen,  da  sieh  ans  den  vorgel^ten  Drtheilen  keine  Handlung  des 
Ifalatoita  ergebe,  wegrai  deren  die  Anslie£^ang  bewilligt  werden  müsste. 
In  einer  nacbtrigliehen  Eingabe  vom  25.  Angnst  1891  hebt  der  Re- 
qnirirte  selbst  den  politischen  Karakter  der  gegen  ihn  gerichteten  Ver- 
folgung henror  and  sucht  darum  naehy  es  mochte'^  im  Falle  der  Ver- 
weigerung der  Auslieferung^  aber  der  Aufrechthaltung  der  gegen  ihn 
▼erhingten  Ausweisung,  von  einer  polizeilichen  Vollstreckung  der 
letztem  abgesehen  und  ihm  Frist  angesetzt  werden,  das  Land  zu 
verlassen. 

D.  Die  kdnigL  italienische  Gesandtschaft,  welcher  die  Eingabe 
des  Dr.  Battaglini  mitgetheilt  wurde,  hlüt  an  dem  Auslieferunga- 
begehren  fest;  in  einem  von  ihr  übermittelten  pro  memoria  der 
königL  italienischen  Regierung  wird  bemerkt:  Es  möge  zugegeben 
werden,  dass  Art.  2  letztes  alinea  des  schweizerisch-italienischen  Aus- 
lieferungsrertrages  die  Aaslieferungspflicht  nur  wegen  Theilnahme  an 
solchen  VerbreeherverbiDdungen  statuire,  welche  die  Begehung  yon 
Auslieferungsdelikten  zum  Zwecke  haben.  Dagegen  sei  schon  die 
Theilnahme  an  einer  solchen  Verbrecheryerbindung  tfSar  sich  allein  als 
besonderes  Delikt  ein  AusUefernngsverbrechen  und  sei  keineswegs  ge- 
fordert^ dass  durch  die  Verbindung  oder  ihre  Mitglieder  eines  der  im 
Auslieferungsverträge  bezeichneten  Delikte  schon  begangen  oder  ver- 
sacht  worden  seL  Dies  sei  vollständig  klar;  andernfalls  hfttte  ja  die 
besondere  Erwähnung  der  Verbrecherverbindung  im  Vertrag  gar  keinen 
Sinn,  da  in  Fällen,  in  denen  einer  der  in  Art  2  aufgezählten  De- 
liktsthatbestände  ganz  oder  theilweise  erfüllt  sei,  die  Auslieferung  aber 
wegen  des  betreffenden  Delikts  oder  Deliktsversuchs  und  nicht  wegen 
Verbrecherverbindung  verlangt  würde.  Die  Einwendung,  dass  Mala- 
testa  keines  der  im  Auslieferungsverträge  angezahlten  Delikte  be- 
gangen oder  versucht  habe,  sei  also  bedeutungslos^  sofern  nur  fest- 
stehe, dass  er  einer  Verbrecherverbindung  angehört  habe,  welche  die 
Begehung  solcher  Delikte  sich  zum  Zwecke  setzte.  Dies  sei  aber 
unzweifelhaft.  Es  ergebe  sich  aus  dem  Verbrechen,  wegen  dessen  er 
verurtheilt  worden  sei,  und  den  unanfechtbaren  Feststellungen  des 
gegen  ihn  ergangenen  StrafurtheilB.  Die  Verürtheilung  sei  erfolgt 
wegen  des  in  Art.  426  und  429  des  firüheren  italienischen  St.O.  vor- 
gesehenen Vergehens,  nämlich  wegen  Theilnahme  an  einer  Verbin- 
dung, die  zum  Zwecke  hatte.  Vergehen  gegen  Personen  und  Eigen- 
thum  zu  verüben,  also  Diebstahl,  Körperverletzung,  Todtschlag,  folg- 
lich Delikte,  die  in  Art.  2  des  Auslieferungsvertrages  vorgesehen  seien, 
zu  begehen.  Das  Strafurtheil  stelle  fest,  dass  Mcdatesta  in  Rom  einer 
Verbrecherverbindung  angehört  habe,    welche  unter    dem  Scheine  der 
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Behandlung  politischer  Fragen  es  grundsätzlich  auf  Vergehen  gegen 
Personen  und  auf  Aneignung  fremden  Eigenthums  abgesehen  hatte.  Die 
vom  Bequirirten  angerufene  bundesgerichtliche  Entscheidung  in  Sachen 
Pistolesi  verweigere  die  Auslieferung  deshalb,  weil  die  Vergehen  nicht 
genau  angegeben  seien,  welche  die  Verbindung,  der  Pistolesi  angehörte, 
bezweckt  habe.  Im  vorliegenden  Falle^  wo  es  sich  nicht,  wie  bei 
Pistolesi,  um  einen  Angeklagten,  sondern  um  einen  Verurtheilten 
handle,  treffe  dies  nicht  zu;  hier  ergebe  sich  aus  dem  Strafurtheile 
ajds  genaueste,  die  Begehung  welcher  Delikte  die  Verbrecherverbin- 
düng,  der  Malatesta  angehörte,  zum  Zwecke  gehabt  habe. 

E.  Das  Bundesgericht  hat  die  Auslieferung  des  Enrico 
Malatesta  an  das  Königreich  Italien  nicht  bewilligt  aus  fol- 
genden Erwägungen: 

1.  Art.  2  des  schweizerisch-italienischen  Auslieferungsvertrages 
vom  22.  Juli  1868  fügt  nach  Au&Shlung  der  Auslieferungsdelikte  in 
seinem  letzten  Absätze  bei :  ,,11  est  eniendu  que  Vextradition  sera  attssi 
aecordie  pour  Vassodaiion  de  malfaiteurs  et  pour  toute  sorte  de  conv- 
pUeitS  on  partieipcUion  auz  infractions  su^tnentiann^es,^  Demnach  be- 
steht die  Auslieferungspflicht  nicht  nur  fUr  jede  Art  von  Theilnahme 
an  einem  der  in  Art.  2  Ziffer  1 — 12  angezählten  Verbrechen,  son- 
dern auch  für  die  blosse  Angehörigkeit  zu  einer  auf  Begehung  solcher 
Delikte  gerichteten  Verbindung,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Ver- 
bindung in  Wirklichkeit  zur  Verübung  oder  zum  Versuche  von  Ver- 
brechen bereits  geführt  hat  oder  nicht.  Diese  Bestimmung  erscheint 
als  eine  anomale;  sie  statuirt  die  Auslieferungspflicht  für  einen  That- 
bestand,  welcher  wohl  nach  italienischem  Strafrecht  (Art.  426  ff.  des 
früheren,  Art.  248  ff.  des  gegenwärtigen  italienischen  Strafgesetzbuches) 
als  besonderes  Delikt  der  ^  Verbrecherverbindung  ^  unter  Strafe  gestellt 
ist,  der  aber  nach  den  Grundsätzen  der  schweizerischen  Strafrechte, 
welche  dieses  besondere  Delikt  wohl  durchgängig  nicht  kennen ^  als 
blosse  Vorbereitungshandlung  straflos  bleibt;  sie  weicht  also  von 
dem  regelmässig  befolgten  Grundsatze  ab,  dass  die  Auslieferung  nur 
für  solche  Handlungen  vereinbart  wird,  welche  nach  dem  Rechte  bei- 
der Vertragsstaaten  strafbar  sind.  Allein  der  Sinn  des  Vertrags  ist 
ein  durchaus  unzweideutiger;  die  besondere  Zusage  der  Auslieferung 
für  „Verbrecherverbindungen**  neben  der  Stipulation  der  Auslieferungs- 
pflicht für  jede  Art  von  Theilnahme  oder  Mitschuld  an  einem  Aus- 
lieferungsverbrechen kann  in  der  That  keinen  andern  Sinn  haben,  als 
den,  dass  die  Anslieferungspflicht  für  die  ,,Verbrecherverbindung'-^  als 
solche,  als  besonderes  Delikt,  bedungen  wird,  immerhin  indess,  wie 
das  Bundesgericht  in  seiner  Entscheidung  in  Sachen  Pistolesi  (Amtl. 
SammL  V  S.  226  ff.)  betont  hat,  mit  der  Beschränkung  auf  Ver- 
bindungen, welche  die  Begehung  von  Auslieferungsdelikten,  wie  sie  in 
Ziffer  1 — 12  des  Art.  2  des  Vertrages  aufgezählt  sind,  zum  Zwecke 
haben.  Diese  Auslegung  wird  denn  auch  durch  die  Botschaft  des  Bundes- 
rathes  zum  Auslieferungsverträge  (B.Blatt  1868  III.    S.  448)  bekräf- 
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tigt  (vergl.    den  Bericht    der    stftnderäthlichen  Kommission  ^    ebendas« 
8.  884). 

2.  Die  Auslieferung  kann  also  nicht  deshalb  verweigert  werden^ 
weil  dem  Bequirirten  nicht  die  Begehung  eines  der  in  Art.  2  Ziffer  1 — 12 
des  Auslieferungsvertrages  angezahlten  Delikte  zur  Last  gelegt  wird. 
Es  ist  im  Fernem  richtige  dass  die  gegen  den  Requirirten  ergangenen 
Strafurtheile  feststellen,  dieser  habe  einer  Yerbrecherverbindung  ange- 
hört, welche  zum  Zwecke  gehabt  habe,  ,,  Vergehen  gegen  Personen  und 
Eigenthum^  zu  verüben  und  dass  die  letztere  Bezeichnung  Ausliefe- 
rungsverbrechen ,  wie  Todtschlag  und  Raub,  in  sich  begreifk.  Allein 
ebenso  unzweifelhaft  ist,  dass  gemSss  Art.  3  des  Auslieferungsvertrages 
die  Auslieferung  auch  wegen  der  in  Art.  2  dieses  Vertrages  aufge- 
zählten Thatbestände  dann  zu  verweigern  ist,  wenn  das  Vergehen 
nicht  als  ein  gemeines,  sondern  als  ein  politisches  erscheint.  Art.  3 
beschränkt  in  diesem  Sinne  den  Art.  2;  er  schliesst,  wie  überhaupt 
die  sämmtlichen  schweizerischen  Auslieferungsverträge,  die  Auslieferung 
nicht  nur  für  die  absolut,  sondern  auch  für  die  relativ  politischen 
Delikte,  welche  gleichzeitig  den  Thatbestand  eines  gemeinen  Verbrechens 
erfüllen,  aus.  Dies  kann  gewiss  nicht  bezweifelt  werden.  Die  Aus- 
lieferung wegen  Vergehen,  welche  an  sich  unter  die  Bestimmungen 
des  Art.  2  des  Auslieferungsvertrages  fallen,  wie  z.  B.  Todtschlag 
u.  dergl.,  ist  gemäss  Art.  3  dann  ausgeschlossen,  wenn  die  That  eine 
politische  ist,  z.  B.  zum  Zwecke  der  Durchführung  einer  Revolution 
begangen  wtirde.  Die  Frage,  ob  ein  an  sich  unter  Art.  2  des  Aus- 
lieferungsvertrages fallender  Thatbestand  als  politisches  Delikt  sich 
qualifizire  und  daher  die  Auslieferung  zu  verweigern  sei,  ist  vom  er- 
suchten Staate  selbständig,  auf  Grund  gewissenhafter  Würdigung  der 
sämmtlichen  Umstände  des  Einzelfalles  zu  prüfen  und  zu  entscheiden; 
der  Ausspruch  der  Gerichte  oder  sonstigen  Behörden  des  ersuchenden 
Staates,  dass  es  sich  um  ein  gemeines  Verbrechen  handle,  bindet  den 
ersuchten  Staat  nicht  und  enthebt  dessen  Behörden  nicht  des  Rechtes 
und  der  Pflicht  eigener  Prüfung  des  Sachverhalts.  Wird  danach  im 
vorliegenden  Falle  untersucht,  ob  es  sich  um  ein  politisches  Delikt 
handle,  so  ist  diese  Frage  zu  bejahen.  Die  Verbindung,  wegen  deren 
Mitgliedschaft  der  Requirirte  bestraft  worden  ist,  bezweckt  nach  der 
Darstellung  der  ergangenen  Strafurtheile  den  Umsturz  der  bestehen- 
den staatlichen  und  gesellschaftlichen  Ordnung,  um  an  deren  Stelle  ein 
anderes  politisches  oder  wirth schaftliches  System,  dasjenige  der  „Anar- 
chie^ zu  setzen;  deren  ausgesprochener  Zweck  ist  also  zweifellos  ein 
politischer.  Da  sie  ihre  Ziele,  die  Beseitigung  der  bestehenden  politi- 
schen Gewalten  und  andere  Vertheilung  der  wirthschaftlichen  Güter, 
wie  nach  den  vorliegenden  Urtheilen  angenommen  werden  muss,  nicht 
etwa  nur  auf  dem  Wege  friedlicher  Propaganda,  sondern  auf  dem  Wege 
der  Gewalt  zu  erreichen  strebt,  so  ist  allerdings  anzuerkennen,  dass 
ihr  Zweck  die  Begehung  von  Verbrechen  gegen  Personen  und  Eigen- 
thum  involvirt.     Allein  dafür,    dass    es  dabei   auf  die  Verübung  ge- 
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meiner^  mit  einem  auf  politische  Zwecke  gerichteten  Unternehmen  gar 
nicht  oder  nur  locker  zusammenhängender  Verbrechen  abgesehen  sei^ 
liegt  nicht  das  mindeste  vor.  Die  Propaganda  der  That^  welche  die 
Gesellschaft  bis  jetzt  entwickelt  hat^  beschränkt  sich  auf  Aufreizun- 
gen zum  Anfruhr  durch  Verbreitung  aufrührerischer  Proklamationen 
und  Aufhissen  revolutionärer  Fahnen;  sie  bewegt  sich  also  durch- 
aus in  der  Bahn  politischer  und  nicht  in  derjenigen  gemeiner  Delikte, 
und  es  berechtigt  nichts  zu  der  Annahme  ^  dass  die  Gesellschaft  in 
That  imd  Wahrheit  ein  Anderes  bezwecke.  Wenn  es  freilich  richtig 
wäre^  dass  die  Gresellschaft  unter  dem  blossen  Scheine  der  Beschäf- 
tigung mit  politischen  Fragen  auf  Aneignung  fremden  Eigenthums 
u.  dgl.  ausginge ;  so  könnte  von  einem  politischen  Delikte  nicht  die 
Rede  sein.  Denn  es  ist  klar,  dass  das  blosse  Vorschieben  politischer 
oder  sozialer  Doktrinen  den  Kampf  des  Verbrecherthums  gegen  die 
Gesellschaft,  wie  er  von  Alters  her  durch  Diebstahl,  Raub  u.  dergl. 
gefuhrt  wird,  nicht  zu  einem  politischen  zu  stempeln  vermag.  Allein 
thatsächlich  spricht  nun  nichts  dafUr,  dass  die  Gesellschaft  in  Wirk- 
lichkeit nicht  eine  politische  Verbindung,  sondern  eine  Diebs-  oder 
Räuberbande  sei.  Sie  erscheint  vielmehr  nach  allem,  was  gegenwärtig 
vorliegt,  durchaus  als  eine  revolutionäre  politische  Verbindung;  da  sie 
den  gewaltsamen  Umsturz  der  bestehenden  gesetzlichen  Ordnung  vor- 
zubereiten und  durchzufuhren  bezweckt,  so  sind  ihre  Zwecke  aller- 
dings rechtswidrige;  allein  die  Verbrechen,  deren  Begehung  sie  be- 
zweckt, sind  nicht  gemeine,  sondern  politische.  Es  ist  demnach 
die  Auslieferung  gemäss  Art.  3  des  Staatsvertrages  zu  verweigern. 
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Justizverwaltungsstellen  etc. 

Deutschland. 
Gesetie,  Yerordnnngeii  ete.  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

Bayern. 

Vom  k.  Staatsministerium  der  Justiz  ist  anlässlich  der  Beaufsich- 
tigung der  Amtsgerichte  zur  Instruktion  für  die  Präsidenten  der  Land- 
gerichte über  die  Behandlung  der  Yerlassenschaften  der  in 
Bayern  verstorbenen  Aasländer  und  der  im  Auslande  ver- 
storbenen Bayern  nachstehende  EntSchliessung  vom  7.  Oktober 
1891  ergangen: 

I.  In  erster  Reihe  siud  bei  der  sog.  interoationalen  Naohlassbehand- 
Inog  die  Vorschriften  der  Staats  vertrage  zu  beachten.  Abgesehen  von 
den  mit  überseeischen  Ländern  abgeschlossenen,  wegen  ihrer  seltenen  An- 
wendbarkeit—bezüglich der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  siehe  unter 
lit.  c.  —  hier  nicht  erwähnten  Verträgen  kommen  in  Betracht : 
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a)  Art.  11  und  12  des  Konsularvertrages  mit  Italien  vom  21.D^emberl868 

7.  Februar  1872 
(bayer.  Ges.-  u.  Verord.-Bl.  1876  S.  857), 

b)  Art.  11  und  12  des  Konsularvertrages  mit  Spanien  vom  ^' Februar  1870 
^  *  *^  12.  Januar  1872 

(bayer.  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  1877  8.  389), 

c)  Art.  10  der  Konsularkonvention  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  vom  11.  Dezember  1871  (R.G.B1.  1872  S.  95.), 

d)  die  Konvention  mit  Russland  über  die  Regulirung  von  Hinterlassen- 
schaften vom  ^^'  ^Q^g"^^»^  1874  (R.G.B1.  1875  S.  136), 

31.  Oktober  ^  ^ 

e)  Art.  XV — XXVI  des  Konsularvertrages  mit  Griechenland  vom  26.  No- 
vember 1881  (R.G.B1.  von  1882  S.  101), 

f)  Art.  XI— XXIII  des  Konsularvertrages  mit  Serbien  vom  6.  Januar 
1883  (R.G.B1.  1883  S.  62). 

II.  Als  Nachlassgericht  ist  nach  dem  Mandate  vom  6.  August  1764 
(Me^8  Generaliensammlung  Bd.  IV  S.  928)  —  vgl.  auch  das  Mandat  vom 
8.  Dezember  1764  (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  1336),  dann  Th.  III  Kap.  1  §  17  Nr.  4 
des  bayer.  Landrecnts  und  Th.  II  Tit.  5  §  14  der  preuss.  Allgemeinen  Ge- 
richtsordnung —  abgesehen  von  dem  in  Art.  120  des  Ausftthrungsgeaetsas 
zur  Zivilprozessordnung  und  Konkursordnung  geregelten  Falle  —  dasjenige 
Amtsgericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes 
sein  f,domiciltum*^  gehabt  hat.  Es  ist  bestritten,  ob  es  im  Sinne  dieser 
älteren  Bestimmungen  liegt,  unter  diesem  Domizilsgericht  dasjenige  Gericht 
zu  verstehen,  unter  welchem  der  Erblasser  nach  der  jeweils  geltenden 
Prozessordnung  —  vgl.  nunmehr  §  14  und  §  18  der  Zivilprozessordnung  — 
seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  gehabt  hat.  Die  Praxis  spricht  sich  für 
die  Bejahung  dieser  Frage  aus,  und  es  besteht  kein  Anlass,  dieser  Praxis 
von  Aufsichtswegen  entgegenzutreten. 

Hienach  und  im  Hinblick  auf  den  Karakter  der  Erbfolge  als  einer  Ge- 
sammtnachfolge  sind  einerseits  die  bayerischen  Gerichte  zur  Auseinander- 
setzung des  in  und  ausser  Bayern  gelegenen  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Nachlasses  eines  zur  Zeit  seines  Todes  in  Bayern  wohnhaften  Ana- 
Ifinders  berufen,  während  sie  andererseits  die  Bereinigung  der  gesammten, 
auch  der  in  Bayern  gelegenen  Verlassenschaft  eines  zur  Zeit  seines  Todes 
im  Auslande  wohnhaften  bayerischen  Staatsangehörigen  den  auswärtigen 
Behörden  zu  überlassen  und  sich  auf  die  etwa  gebotene  Sicherstellung  des 
in  Bayern  gelegenen  Nachlasses  zu  beschränken  haben. 

Die  Regel,  dass  für  die  Zuständigkeit  der  Nachlassgerichte  die  Staats- 
angehörigkeit des  Erblassers  ohne  Einfluss  ist,  erleidet  aber  niehrfache 
Ausnahmen.  Insbesondere  ergeben  sich  solche  Ausnahmen  Uns  den  Be- 
stimmungen der  oben  aufgeführten  Verträge  mit  Italien,  Spanien,  Russland, 
Griechenland  und  Serbien.  Nach  den  Verträgen  mit  Griechenland  und 
Serbien  wird  nicht  nur  das  fßr  die  Erbfolge  in  das  gesammte,  bewegliche 
wie  unbewegliche  Vermögen  des  Erblassers  massgebende  Recht,  sondern 
auch  die  Zuständigkeit  zur  Nachlassregulirung  (Ermittlung  der  Erben  und 
Nachlasstheilung)  ausschliesslich  durch  die  Staatsangehörigkeit  des  Erb- 
lassers bestimmt.  Die  bayerischen  Gerichte  sind  daher  zur  Auseinander- 
setzung des  in  Bayern  gelegenen  Nachlasses  eines  griechischen  oder  ser- 
bischen Staatsangehörigen  s^bst  dann  nicht  berufen,  wenn  dieser  in  Bayern 
seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat.  Andererseits  müssen  die  bayerischen 
Behörden  die  gesammte  Verlassenschaft  eines  bayerischen  Staatsangehörigen 
selbst  dann  bereinigen,  wenn  der  Verstorbene  seinen  letzten  Wohnsitz  in 
Griechenland  oder  Serbien  gehabt  hat.  Zu  diesem  Zwecke  wird  dem  baye- 
rischen Nachlassgerichte  der  Erlös  des  in  der  Regel  von  den  deutschen 
Konsuln  liquidirten  Nachlasses  zur  Verfügung  gestellt.    Die  Konsuln  selbst 
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sind  naeh  g  18  der  allgemeinen  Dienstinstraktion  fttr  die  Konsuln  des 
Deutschen  Reichs  vom  6.  Juni  1871  (J.M.B1.  S.  184)  zur  eigentlichen  Nach- 
lassregulirung  und  Nachlasstheilung  nicht  befugt. 

Zuständig  zu  der  Nachlassbehandlung  ist,  wenn  der  Verstorbene  in 
Bayern  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  gehabt  hat,  das  Gericht  seiner 
Heimath.  Dies  entspricht  nicht  nur  der  allgemeinen,  von  dem  kgl.  Staats- 
ministerium der  Justiz  wiederholt  gebilligten  Praxis,  sondern  liegt  auch  im 
Sinne  der  älteren  auf  Grund  der  Gerichtsordnung  erlassenen  massgebenden 
Bestimmungen,  nach  welchen  subsidiär  das  forum  originit  begründet 
erscheint. 

Auch  in  den  Verträgen  mit  Italien,  Spanien  und  Russland  ist  der 
Staatsangehörigkeit  des  Erblassers  ein  weitgehender  Einfluss  auf  die  Zu- 
ständigkeit zur  Nachlassregulirung  eingeräumt,  iedoch  nur  unter  gewissen 
Beschränkungen  und  Voraussetzungen,  bezüglich  derer  die  einzelnen  Ver- 
träge (s.  oben)  zu  vergleichen  sind.  Hervorgehoben  soll  nur  werden,  dass 
inländische  Erbberechtigte  ein  Einschreiten  der  bayerischen  Verlassen- 
schaftsbehörden, soweit  ein  solches  nach  dem  massgebenden  Zivilrechte  ge- 
boten ist,  verlangen  können,  auch  wenn  die  Nachlassregulirung  im  übrigen 
den  italienischen,  spanischen  und  russischen  Behörden  zusteht,  und  dass  die 
Nachlassbehandlung  bezüglich  der  unbeweglichen  Güter  eines  in  Bayern 
verstorbenen  Angehörigen  dieser  Staaten  nach  den  angeführten  Verträgen 
den  bayerischen  Gerichten  nicht  entzogen  ist. 

Auch  abgesehen  von  den  Bestimmungen  der  Staatsverträge  erscheint  es 
unter  Umständen  geboten ,  dass  die  bayerischen  Gerichte  die  Verlassen- 
schaft eines  bayerischen  Staatsangehörigen  behandeln,  obwohl  dieser  zur 
Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  nicht  in  Bayern,  sondern  im  Ausland 
gehabt  hat. 

Dies  trifft  jedenfalls  dann  zu,  wenn  die  auswärtigen  Behörden  des  letz- 
ten Wohnortes  ihre  Thätigkeit,  insbesondere  die  Ausstellung  eines  Erb- 
schaftszeugnisses deshalb  ablehnen,  weil  sie  nach  den  für  sie  massgeben- 
den Vorschriften  zur  Verlassenschaftsbehandlung  nicht  zuständig  sind,  und 
wenn  in  diesem  Falle  zum  Nachlass  inländische  Grundstücke  oder  in  Ver- 
wahrung einer  inländischen  öffentlichen  Behörde  befindliche  Gegenstände 
gehören.  Hier  ist  die  Ausstellung  eines  Erbschaftszeugnisses  in  Ansehung 
dieser  Grundstücke  und  Gegenstände  schon  durch  die  Rücksicht  auf  die 
Bereinigung  der  inländischen  öffentlichen  Bücher  und  die  Beendigung  der 
Verwahrungspflicht  der  inländischen  öffentlichen  Behörden  geboten. 

Eine  Thätigkeit  der  bayerischen  Nachlassgerichte  erscheint  aber  auch 
in  dem  z.  B.  gegenüber  Frankreich  wiederholt  vorgekommenen  Falle  voran- 
lasat,  dass  die  auswärtigen  Behörden  des  letzten  Wohnortes  des  verstor- 
benen bayerischen  Staatsangehörigen  unter  Ablehnung  ihrer  Thätigkeit  die 
Verlassenschaft  zur  Verfügung  der  bayerischen  Behörden  stellen  oder  die 
Einweisung  der  inländischen  Erbberechtigten  in  das  im  Auslande  befind- 
liche Vermögen  von  der  Ausstellung  eines  Erbschaftszeugnisses  seitens 
eines  bayerischen  Gerichts  abhängig  machen.  Bei  der  Unmöglichkeit,  in 
einem  solchen  Falle  die  ausländischen  Behörden  auf  diplomatischem  Wege 
zur  Anerkennung  ihrer  Zuständigkeit  zu  veranlassen,  würden  durch  die 
Ablehnung  der  Zuständigkeit  der  bayerischen  Gerichte  berechtigte,  auf  den 
Schutz  der  inländischen  Behörden  angewiesene  Interessen  von  Inländern 
verletzt,  und  es  haben  daher  die  Gerichte  der  bayerischen  Heimath  insbe- 
sondere durch  Ausstellung  von  Erbschaftszeugnissen  einzugreifen,  wozu  sie 
nach  den  massgebenden  älteren  Bestimmungen  mangels  eines  inländischen 
oder  eines  nach  dem  massgebenden  ausländischen  Rechte  zuständigen  aus- 
ländischen jtforum  domicilii**  als  ^orum  originis^  selbst  dann  berechtigt 
wären,  wenn  man  nicht  mit  der  bayerischen  Rechtsprechung  hier  wie  in 
anderen  Fällen  Gründe  der  Zweckmässigkeit  allein  fttr  die  Zuständigkeit 
als  ausschlaggebend  anerkennen  wollte  (vgl.  Bl.  f.  R.A.  Bd.  XXIX  S.  329; 
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Samml.   der  Entsch.   in  OegenstSnden  des    Zivilrechts   und  Ziyilprozesses 
Bd.  VI  S.  254  und  X.  495). 

III.  Hat  ein  Ausländer,  dessen  Verlassenschaft  nach  den  massgebenden 
Vorschriften  nicht  von  einem  bayerischen  Gerichte  zu  behandeln  ist  in 
Bayern  eine  notarielle  letztwillige  Verfügung  errichtet,  so  hat  das  Gericht, 
an  dessen  Sitz  sich  der  Notar  befindet,  die  letztwillige  Verfügung  ^  wenn 
sie  von  dem  Notar  aufgenommen  worden  ist,  in  Ausfertigung,  wenn  sie  bei 
dem  Notar  verschlossen  hinterlegt  worden  ist,  in  Urschrift  und  uneröffiiet 
—  zu  erholen  und  zu  verkünden. 

Diese  Verkündung  durch  ein  bayerisches  Gericht  erscheint,  abgesehen 
von  der  (Jnersetzlichkeit  des  bei  Uebersendung  ins  Ausland  möglicherweise 
drohenden  Verlustes  verschlossen  hinterlegter  letztwilliger  Verfügungen 
deshalb  geboten,  weil  deren  Inhalt  für  die  weitere  Behandlung  der  Ver- 
lassenschaft, nicht  selten  auch  für  die  Bemessuflg  der  Zuständigkeit  der 
auswärtigen  Konsuln  entscheidend  ist,  und  findet  für  das  bayerische  Land- 
recht im  Th.  III  Kap.  II  §  14  Nr.  2  und  für  das  prenssische  Landrecht  in 
Th.  I  Tit.  12  §  237,  welche  Bestimmungen,  soweit  es  sich  um  die  Abgren- 
zung der  Zuständigkeit  der  bayerischen  und  ausländischen  Gerichte  han- 
delt, durch  den  nur  das  Verhältniss  der  bayerischen  Notare  zu  den  baye- 
rischen Gerichten  regelnden  Art.  28  des  Not.Ges.  nicht  aufgehoben  worden 
sind,  ihre  ausdrückliche  Rechtfertigung. 

Von  dem  Verküodungstermin  sind  die  gesetzlichen  Erben  und  die  son- 
stigen Betheiligten,  soweit  diese  Personen  dem  Gerichte  bekannt  sind  und 
deren  Zuziehung  nicht  wegen  der  Entfernung  ihres  Aufenthaltortes  oder 
aus  sonstigen  Gründen  unthunlich  ist,  zu  verständigen.  Das  Protokoll  über 
die  Verkündung  der  letztwilligen  Verfügung  ist  mit  dieser  dem  k.  Staats- 
ministerium der  Justiz  in  Vorlage  zu  bringen.  Von  verschlossen  hinter- 
legten letztwilligen  Verfügungen  ist  Abschrift  zu  den  Akten  zu   fertigen. 

Handelt  es  sich  um  die  Verkttndnng  einer  letztwilligen  Verfügung  eines 
Angehörigen  der  unter  Ziff.  1  lit.  a — f  aufgeführten  Staaten,  so  ist  der 
Verkündungstermin  dem  k.  Staatsministerium  der  Justiz  unmittelbar  behufs 
Verständigung  des  auswärtigen  Konsuls  bekannt  zu  geben. 

IV.  Ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  Zuständigkeit  der  bayerischen  Ge- 
richte zur  Nachlassregulirung  gegeben  ist,  haben  diese  von  Amtswegen 
für  die  Sicherung  des  Nachlasses  von  Ausländern  zu  sorgen  und  zu  die- 
sem Zwecke  geeignetenfalls  die  Anlegung  von  Siegeln,  die  gerichtliche 
Hinterlegung  von  Geldern,  Kostbarkeiten  und  Werthpapieren,  sowie  die 
Anfertigung  eines  Nachlassverzeichnisses  anzuordnen.  Für  diese  Sicherung 
des  Nachlasses  ist  jedes  bayerische  Gericht  zustandig,  in  dessen  Bezirk 
das  Bedttrfniss  der  Fürsorge  sich  ergibt. 

Vielfach  sind  jedoch  in  den  Staatsverträgen  die  auswärtigen  KodbuIb 
zur  Sicherstellung  des  Nachlasses  oder  zur  Mitwirkung  bei  dieser  Sicher- 
stellung berufen. 

In  diesen  Fällen  muss  (vgl.  die  Verträge  mit  Italien,  Spanien,  Bass- 
land, Griechenland  und  Serbien)  dem  Konsul,  wenn  er  am  Orte  des  Sterbe- 
falls oder  in  dessen  Nähe  seinen  Amtssitz  hat,  unverzüglich  Nachricht  ge- 
geben werden.  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Gerichte,  falls  ihnen  nicht 
zugleich  mit  der  Todesanzeige  eine  Sterbeurkunde  mitgetheilt  wird,  von 
dem  Standesbeamten  einen  nicht  weiter  zu  beglaubigenden,  kostenfreien 
Auszug  aus  dem  Sterberegister  zu  erholen  und  diese  Urkunde  unter  Bei* 
fUgung  eines  mit  dem  Aratssiegel  zu  versehenden  Beglaubigungszeugniases, 
d.  i.  einer  Bestätigung,  dass  die  Urkunde  von  dem  hiezu  berechtigten  Be- 
amten ausgestellt  wurde,  schleunigst  und  unmittelbar  an  das  k.  Staats- 
ministerium  der  Justiz  einzusenden  (vgl.  die  Bekanntmachung  vom  12.  Ja- 
nuar 1878  J.M.B1.  S.  14). 

Verstirbt  ein  Angehöriger  der  vorerwähnten  5  Staaten  an  einem  Orte, 
wo  eine  Konsularbehörde  seines  Heimathstaates  nicht  vorhanden  ist,  so  hat 
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das  Gericht  die  nötbig^n  Sichemngsmassregeln  sofort  yorzunehmen  und 
beglaubigte  Abschriften  der  aufgenommeneu  Verhandlungen  nebst  der  be- 
glaubigten Todesurkunde  und  dem  Passe  oder  den  sonstigen  die  Staats- 
angehörigkeit des  Verstorbenen  darthuenden  Schriftstücken  binnen  kürze- 
ster Frist  dem  k.  Staatsministerium  der  Justiz  in  Vorlage  zu  bringen. 

Die  Konsuln  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sind  zwar  zu  der 
Mitwirkung  bei  der  Sicherstellung  des  Nachlasses  eines  Angehörigen  dieser 
Staaten  nicht  berufen;  im  Hinblick  auf  Art.  10  der  Konsular-Eonvention 
vom  11.  Dezember  1871  haben  aber  die  Gerichte  auch  im  Falle  eines  Sterbe- 
faUs  eines  amerikanischen  Staatsangehörigen  an  das  k.  Staatsministerium 
der  Justiz  eine  beglaubigte  Sterbeurkunde  und  die  die  Staatsangehörigkeit 
des  Verstorbenen  feststellenden  Urkunden  einzusenden. 


Internationale  ITerträge. 

1.  Deklaration    zwischen    Italien    und    Kussland^     betr.    den 

9.  Mai 
gegenseitigen  Schutz  von  Fabrikmarken,  vom  ^^^^^^1^91, 

D.H.A.  1891  I  S.  887. 

2.  Zwischen  Italien  und  dem  Oranje-Freistaat  wurde  ein 
Frenndschafts-  und  Handelsvertrag  am  9.  Januar  1890  zu  Kapstadt 
nnterzeichnet  und  daselbst  am  12.  Mai  1891  ratifizirt,  welcher  mit 
dem  zwischen  Italien  und  der  Südafrikanischen  Republik  abgeschlosse- 
nen Vertrage  vom  6.  Oktober  1866  gleichlautend  ist.  D.H.A.  1891 
I  S.  935  u.  1888  I  S.  912. 

3.  Schiffahrts-  und  Polizeireglement  für  die  untere 
Donau  (von  der  Europäischen  Donau-Kommission  beschlossen)  vom 
19.  Mai  1881;  D.H.A.  1891  I  S.  642;  Abänderungen  desselben  v. 
15.  bezw.  26.  Mai  1891,  D.H.A.  1891  I  S.  1020. 

4.  Freundschafts-;  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen 
Ecuador  und  Salvador  vom  29.  März  1890  (Diario  offidal  v. 
22.  Juni  1891).     D.H.A.  1891  I  S.  1032  ff. 

In  Bezug  auf  Rechtshülfe  unter  den  Grerichten  ist  in  Art.  6 
Abs.  2  bestimmt;  dass  die  Gerichtshöfe  die  gerichtlichen  Ersuchungs- 
schreiben erledigen  sollen,  wenn  dieselben  von  der  zuständigen  Behörde 
ansgehen  und  in  gehöriger  Form  übersandt  werden. 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Wahrung  der  Bechtsansprüche  in  der  Türkei.)  Die 
AUgem.  österreichische  Gerichtszeitung  veröffentlicht  in  Nr.  88  (Jahr- 
gang 1891)  S.  299  sehr  bemerkenswerthe^  einem  Expos^  der  Kon- 
sul ar-Bechtsan  walte    in    der  Türkei  ^)    entnommene    Aufschlüsse   über 


1)  Für  Eon  stau  tinopel  Advokat  u.  österr.  Staatsbürger  Dr.  Beni 
Ferri  (wohnhaft   zu  Galata,    Kevork  Bey  Han)   und   Dr.  Wilhelm  Bitter 
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türkische  Rechtsverhältnisse^  welche,  als  auch  weitere  Kreise  inter- 
essirend,  wir  in  Folgeudem  mittheilen : 

In  Rechtsstreitigkoiten  zwischen  den  Angehörigen 
solcher  Staaten,  welchen  das  Recht  der  Konsular Jurisdiktion  zu- 
steht, entscheidet  im  Oriente  in  erster  Instanz  das  Konsulat  des  Ge- 
klagten, in  zweiter  (respektive  dritter)  Instanz  das  Ofoergericht,  wel- 
chem das  betreffende  Konsulat  untergeordnet  ist.  So  geht  der  In- 
stanzenzug gegen  Entscheidungen  der  österreichisch-ungarischen 
Konsulate  im  Oriente  an  das  betreffende  Obergericht;  die  französi- 
schen Konsulargerichte  unterstehen  dem  Cour  d'Appel  in  Aix  (Pro- 
vence), die  englischen  dem  Appellhof  in  London,  die  italieni- 
schen der  Corte  d' Appelle  zu  Ancona,  die  deutschen  dem  Reichs- 
gerichte zu  Leipzig  u.  s.  w.  £s  wird  daher  nur  in  jenen  seltenen  Fällen, 
wo  nicht  blos  der  Kläger,  sondern  auch  der  Greklagte  österreichischer 
oder  ungarischer  Staatsangehöriger  ist,  der  Prozess  von  den  öster- 
reichischen Konsularbehörden  nach  den  Grundsätzen  des  heimischen 
Rechts  mit  spezieller  Rücksicht  auf  das  im  Oriente  geltende  Ge- 
wohnheitsrecht verhandelt.  Ganz  anders  gestaltet  sich  das  Verhält- 
niss,  wenn  einer  der  Streittheile  türkischer  Staatsangehöriger  ist; 
hier  entscheiden  unter  Intervention  eines  Botschaftsdragomans  die  tür- 
kischen Behörden  und  zwar  die  sogenannten  Tribunaux  mixtes  der 
Handelsgerichte  (^Tidjarets) ,  zusammengesetzt  aus  drei  türkischen 
Richtern  und  zwei  stimmführenden  Beisitzern  von  der  Nationalität 
des  nicht  türkischen  Streittheiles. 

£s  muss  hier  gleich  bemerkt  werden,  dass  die  bei  Weitem 
grössere  Mehrzahl  der  aus  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  im  Oriente  zur  gerichtlichen  Geltendmachung  an- 
gemeldeten Ansprüche  zur  Kompetenz  dieser  ott  omanischen 
Gerichte  gehören,  da  mit  Ausnahme  der  europäischen  Kommissionäre 
die  Kaufleute  im  Oriente  (Armenier,  Griechen,  Spaniolen)  grösstentheils 
türkische  Unterthanen  sind. 

Es  kommt  noch  dazu,  dass  nach  türkischem  Gesetze  sänuntliche 
in  der  Türkei  bestehende  Aktiengesellschaften  und  Überhaupt  jede 
Handelsfirma,  sobald  auch  nur  ein  Theilhaber  derselben  türkischer 
Unterthan  ist,  der  türkischen  Jurisdiktion  unterstehen.  Dieselben  können 
daher  selbst  dann  nicht  mit  Erfolg  bei  einem  Konsulate  belangt  werden, 
wenn  in  der  Gcsellschaftsfirma  der  Name  eines  nicht  türkischen 
Staatsangehörigen  (wenn  auch  an  erster  Stelle  oder  als  einziger 
Name)  iigurirt,  und  kann  nicht  einmal  die  Eintragung  solcher  ge- 
mischter Firmen  in's  Handelsregister  eines  dortigen  Konsulates  die 
Kompetenz  desselben  unanfechtbar  begründen. 

Es  ist  nach  dem  Gesagten  klar,    dass  je  nach  der  Staatsang e- 

V.  Adler  (wohnhaft  zu  Galata,  .Tussaf  Fzzedin  Hau);  für  Salonichi  Advo- 
kat Salem  dort;  für  Smyrna  der  dortige  Advokat  und  österr.  Staats- 
angehörige Dr.  jur.  Stephan  PapamiduUi, 
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hSrigkeit  des  Schuldners  ein  Österreichischer  oder  ungarischer 
Unterthan  seine  Forderungen  im  Oriente  abwechselnd  nach  den  Gesetz- 
gebungen aller  zivilisirten  Länder  benrtheilt  sehen  kann,  und  dies  ist 
insbesondere  da  von  Wichtigkeit;  wo  die  Gesetzgebungen  bezüglich  der 
Grundprinzipien  von  einander  abweichen;  so  muss  z.  B.  festgehalten 
werden^  dass  die  unbedingt  bindende  Kraft  des  Wechselakzeptes 
im  Sinne  unserer  Gesetze  auch  von  dem  deutschen  und  italienischen 
Handelsrechte  statuirt  wird,  während  das  türkische  Handelsgesetz  den 
Prinzipien  des  napoleonischen  Code  de  Commerce  folgt.  Es  wird  so- 
mit über  eine  Wechselklage  das  ordentliche  Verfahren  eingeleitet,  und 
sind  gegen  die  Forderungen  aus  einem  Akzepte  mannigfache  Einwen- 
dungen« vorzüglich  die  der  nicht  empfangenen  Wechselvaluta,  möglich. 
Handelt  es  sich  nun  in  der  Praxis  fUr  den  in  Oesterreich  oder  Ungarn 
ansässigen  Gläubiger  um  die  Eintreibung  einer  Forderung  im  Oriente, 
so  muss  dabei  vor  Allem  der  Gesichtspunkt  massgebend  sein,  dass 
kleinere  Forderungen  sich  noch  weniger  als  in  Europa  zur  gerichtlichen 
Greltendmachung  eignen,  da  sowohl  die  unvermeidlichen  Spesen  als 
auch  die  landesüblichen  Honorare  der  Bechtsanwälte  nicht  nach  emro- 
päisehem  Massstabe  in  Anschlag  gebracht  werden  können.  Wie  über- 
haupt im  Oriente  die  geistige  Arbeit  allgemein  höher  bewerthet  wird 
als  in  Europa,  so  ist  dies  auch  insbesondere  bezüglich  der  gewissen- 
haften  und  tüchtigen  Eechtsvertretung  der  Fall.  Bezüglich  der  Ge- 
richtskosten muss  genau  unterschieden  werden  zwischen  den  Kon- 
sulaten und  den  türkischen  Gerichten.  Bei  ersteren  sind  die  Spesen 
durch  die  jeweiligen  Konsular-Tarife  geregelt,  und  fast  alle  Konsulate 
verlangen  vom  Kläger,  der  einer  fremden  Nationalität  angehört,  den 
Erlag  von  Kautionen  fUr  die  eventuell  ihm  zur  Last  zu  legenden 
Gkrichtskosten  oder  auch  zur  Sicherstellung  von  Pönalitäten  und 
Widerklagen. 

Die  Exekutionsführung  seitens  eines  Konsulates  bietet  an 
sich  keine  Schwierigkeiten,  so  lange  es  sich  um  ein  bewegliches 
Out  des  Exekuten  handelt;  bezüglich  der  Immobilien  aber  stehen 
auch  die  nichtottomanischen  Parteien  unter  der  ausschliesslichen 
Jurisdiktion  der  rein  türkischen,  nach  den  national-religiösen  Gesetzen 
vorgehenden  Zivilgerichte.  Im  AUgemeinen  kann  man  davon  ausgehen, 
dass  das  Immobiliarvermögen  eiues  Schuldners  im  Oriente 
dem  Gläubiger  nach  den  in  derTürkei  herrschenden  eigen- 
thümlichen  Verhältnissen  wegen  der  Unanfechtbarkeit  fik- 
tiver Intabulationen  keine  Sicherheit  bietet.  Die  Kosten  und 
die  Zeitverluste^  die  eine  Exekution  auf  ein  unbewegliches  Gut  ver- 
ursacht (wo  eine  solche  Überhaupt  mit  Erfolg  geführt  werden  kann), 
lassen  sich  nicht  berechnen. 

Es  soll  im  weiteren  Verlaufe  dieser  Ausführungen  davon  ab- 
gesehen werden,  dass  die  fremde  Partei  zuweilen  auch  gezwungen  sein 
kaniiy  gegen  die  Verlassenschaft  nach  einem  türkischen  Unterthan 
vor  den  geistlichen  Gichten,  und  leider  nur  allzu   oft,    bei  Failliten 
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oder  in  Immobiliarsachen  vor  den  rein  türkischen  Tribunalen  auftreten 
zu  müBsen;  nur  nebenbei  sei  erwähnt^  dass  in  derartigen  Angelegenheiten 
auch  der  landeskundigste  europäische  Advokat  wegen  der  ausschlieealich 
türkischen  Gerichtssprache  nicht  anders  als  in  Verbindung  mit  einem 
türkischen  Rechtsanwalt  vorgehen  kann,  dass  auch  der  gerechteste  and 
klarste  Anspruch  in  solchem  Falle  zweifelhaft  ist  und  die  Dauer  der 
Abwickelung  einer  anhängigen  Streitsache  überhaupt  nicht  vorausgesehen 
werden  kann. 

Hier  sei  nur  der  gewöhnliche,  für  die  heimische  Han- 
delswelt praktische  Fall  näher  beleuchtet,  dass  ein  öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsangehöriger  in  einer 
Handelsangelegenheit  als  Kläger  gegen  einen  türkischen 
Unterthan  vor  dem  Tidjaret  (Handelsgericht)  auftreten  will, 
was  natürlich  bei  dem  ausgebreiteten  Importhandel  Oesterreich-Ungams 
nach  dem  Oriente  täglich  vorkommt,  und  es  soll  nun  der  gewöhnliche 
Gang  eines  solchen  Prozesses  anschaulich  gemacht  werden. 

Dem  eigentlichen  gerichtlichen  Verfahren  pflegt  der  Wechselprotest 
oder,  bei  anderweitigen  Verbindlichkeiten,  ein  AufiPorderungsprotest 
(mise  en  denieure)  voranzugehen,  der  im  Wege  des  österreicluBch-un- 
garischen  Botschaftsdragomanates  an  die  türkischen  Behörden  behufs 
Zustellimg  an  den  Schuldner  gelangt. 

Die  gerichtlichen  Schritte  werden  hierauf  mittels  Klage  ein- 
geleitet, welche  im  selben  Wege  an  das  Präsidium  des  Tribunal 
mixte  geleitet  wird;  hierauf  wird  der  Tag  für  die  mündliche  Verhand- 
lung festgesetzt.  Der  zahlungsunwillige  Schuldner  wird  nun  folgender- 
massen  vorgehen:  er  wird  durch  Zahlungs Versprechungen  die  Verhand- 
lung von  einem  zum  anderen  Male  vertagen  und  sich  dann  in  contu- 
macicum  verurtheilen  lassen;  sobald  gegen  ihn  aber  auf  Grundlage  des 
zugestellten  Urtheils  die  Exekution  verlangt  wird,  erhebt  er  „Oppo- 
sition^ g^gen  das  ,Jugement  par  defauif^,  und  es  wird  neuerlicli  eine 
Verhandlung  anberaumt,  die  wieder  nach  mehrmaligem  Aufschübe  zu- 
stande kommt,  und  jetzt  erst  wird  ein  entscheidendes  Urtheil  geftült 
Nun  ist  festzuhalten,  dass  es  gegen  dieses  Urtheil  kein  anderes  Rechts- 
mittel gibt  als  die  „reqifite  civüe'*  bei  demselben  Tribunale  (eine  Art 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand) ^  die  selten  von  Erfolg  ist 
und  mit  dem  Erlag  eines  Depot  von  150  fl.  in  Gold  ein- 
zuleiten ist,  welches  im  Falle  des  Unterliegens  verloren  geht. 

Dieses  Rechtsmittel  kann  also  nur  bei  grossen  Prozessen  wichtig 
sein  und  ist  bei  den  durchschnittlichen  geringeren  Klagsummen,  die  aus 
dem  täglichen  Geschäftsverkehre  entspringen,  weniger  anzurathen. 

Es  soll  nun  gar  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  der  Gläu- 
biger in  fortwährender  Gre&hr  ist,  durch  Meineid  seines  Prozessgegnert 
oder  aus  wichtigen  formalen  Gründen  sachfällig  zu  werden;  nach  un- 
serer Voraussetzung  hat  der  Gläubiger  obgesiegt  und  schreitet  zur 
Exekution,  die  mehr  oder  minder  kostspielig  und  langwierig  ist,  je 
nachdem  sie  sich    auf  bewegliches    oder   unbewegliches   Gut    erstreckt. 
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Das  Resultat  der  Exekutionsschritte  ist  in  der  bei  Weitem  Überwiegen- 
den Mehrzahl  der  Fälle  ein  durchaus  negatives^  weil  nur  zum  Scheine 
vorgenommene  bücherliche  Uebertragungen  von  Realitäten  an  der 
Tagesordnung  sind  und  das  mobile  Vermögen  durch  fingirte  Ansprüche 
Dritter,  Scheinverträge,  Verschleppung  u.  dgl.  m.  dem  Gläubiger  ent- 
zogen werden  kann.  Und  nun  das  Honorar  fiir  den  Rechtsanwalt! 
Dieser  hat  im  Laufe  des  Prozesses  mindestens  sechs,  oft;  zehn  ganze 
Arbeitstage  für  die  zwei  bis  drei  Verhandlungen  beim  türkischen  Ge- 
richte geopfert,  welches  speziell  in  Konstantinopel  vollkommen  abseits 
vom  Zentrum  seiner  l^ätigkeit  liegt. 

Da  nämlich  seine  Sache  am  festgesetzten  Tage  innerhalb  der  Amts- 
sttmden  jeden  Augenblick  aufgerufen  werden  kann ,  unter  drei  Fällen 
aber  mindestens  zweimal  in  Folge  von  Erstreckungsgesuchen  des  Gegners 
oder  Ausbleibens  eines  Richters  in  letzter  Stunde  vertagt  wird,  gehen 
dem  Rechtsanwalt  2  bis  4  volle  Tage  verloren,  bis  er  schliesslich  sein 
Plaidoyer  halten  kann ;  dabei  hat  er  3  bis  4  Gesuche  und  Klagen 
ver^st  und  unausgesetzte  Mühe  darauf  verwendet,  das  eingeleitete  Ver- 
fahren in  Gang  zu  erhalten,  besonders  aber  die  Exekution  durchzusetzen. 
Man  betrachtet  es  daher  nach  landesüblicher  Auffassung  als  eine  massige 
Forderung,  wenn  er  für  seine  gesammten  Bemühungen  150  fl.  be- 
ansprucht. Und  ein  gewissenhafter  Advokat,  der  nichts  unterlassen 
will,  um  seinen  Klienten  womöglich  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen,  kann 
nicht  anders  handeln,  als  bei  Beginn  des  Prozesses  vor  dem  Handels- 
gerichte einen  Vorschuss  fUr  Baarauslagen  in  der  Höhe  von  zirka  150  fl. 
zu  verlangen  und  schliesslich,  noch  dazn  bei  meist  negativem  Resultate, 
seine  Honorare  in  der  oben  angedeuteten  Höhe  zu  liquidiren.  Damit 
ist  aber  die  grössere  Hälfte  einer  Klagssumme  von  500  fl.  verschlungen, 
und  es  folgt  daraus  von  selbst,  um  wie  viel  besser  der  Gläubiger  ge- 
than  hätte,  jedes,  wenn  auch  noch  so  ungünstig  scheinende  Angebot 
des  Schuldners  zu  akzeptiren. 

Bei  schwierig  eingehenden  Forderungen,  insbesondere  wo  der  Ver- 
dacht eines  bevorstehenden  Fallissements  obwaltet,  oder  die  Zahlung 
nur  aus  Chikane  imterbleibt,  wende  man  sich  an  den  Advokaten,  dessen 
energische  Einmahnung  oft  vom  besten  Erfolg  begleitet  ist. 

Man  behalte  dabei  stets  im  Auge,  dass  Forderungen  unter 
ü,  200  gegen  Unterthanen  europäischer  Staaten  und  unter 
fl.  500  gegen  türkische  Staatsangehörige  sich  zur  gericht- 
lichen Eintreibung  im  Allgemeinen  nicht  eignen. 

In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  es  sich  also  empfehlen,  falls  ein 
billiger  Ausgleich  nach  Androhung  oder  Anstrengung  der  Klage  ge- 
boten wird,  denselben  zu  akzeptiren. 

Zur  weiteren  Orientirung  über  jene  Momente,  welche  bei  Rechts- 
atreitigkeiten  mit  türkischen  Schuldnern  im  Auge  zu  behalten  sind, 
mögen  noch  folgende  Bemerkungen  dienen:  Vollmachten  aus  dem 
Inlande  bedürfen  ausser  der  gerichtlichen  (respektive  notariellen)  auch 
noch  der  Legalisirung   seitens  der   in  Oesterreich-Ungarn    befindlichen 
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nächstgelegeneu  Vertretungsbehörde  desjenigen  Staates^  dem  der  Prozess- 
gegner angehört.  Es  empfiehlt  sich,  Vollmachten  in  französischer  Sprache 
oder  in  der  Amtssprache  des  kompetenten  Tribunales  auszustellen. 

Wechsel  unterliegen  der  Stempelgebühr  je  nach  ihrem  Betrage 
gemäss  einer  diesbezüglichen  Skala.  Der  Stempel  muss  auf  jedem  in 
Umlauf  gesetzten  Exemplare  des  Wechsels,  und  zwar  derart  angebracht 
sein,  dass  ein  Theil  entweder  des  Wechseldatums  oder  einer  Unter- 
schrift über  denselben  geschrieben  erscheint,  und  zwar  muss  dies  die 
Unterschrift  des  Trassanten  sein,  wenn  der  Wechsel  in  der  Türkei 
trassirt,  die  des  Akzeptanten  aber,  wenn  er  dortselbst  akzeptirt  wurde. 
Der  Produzent  eines  nicht  gestempelten  Wechsels  verfällt  einer  Stempel- 
strafe von  3^/0  des  Wechselbetrages  ausser  dem  ursprünglichen  Stempel- 
betrage; er  verliert  übrigens  gegenüber  den  Indossanten  sein  Begress- 
recht  sowohl  Mangels  Annahme  als  Mangels  2iahlung;  der  Akzeptant 
bleibt  ihm  haftbar,  ebenso  der  IVassant,  doch  kannsich  letzterer  in  diesem 
Falle  (wie  überhaupt  nach  französischen  Wechselprinzipien)  durch  den 
Nachweis  liberiren,  dass  zur  Verfallzeit  des  Wechsels  der  Akzeptant 
im  Besitze  der  Wechselvaluta  war.  Der  gesetzliche  Zinsfuss  be- 
trug bis  zum  1.  April  1887  12^/^  und  wurde  um  diese  Zeit  auf  9^/^ 
reduzirt;  der  Zinsenlauf  beginnt  nach  türkischem  Hechte  vom  Tage 
der  Protesterhebung,  der  Zustellung,  der  tnise  en  demeure  oder  der 
Klagseinreichung.  Daraus  folgt,  dass  der  Protest  eines  akzeptirten 
Wechsels  nach  Verfall  nicht  überflüssig  ist,  insofern  die  Protest- 
erhebung dazu  dient,  den  Zinsenlauf  zu  fixiren.  In  zahlreichen  Fäl- 
len, z.  B.  wo  eine  Exekution  zur  Sicherstellung  angesucht 
werden  soll,  ist  es  erforderlich,  fUr  eventuellen  Schaden  eine  Kau- 
tion zu  leisten.  Hiebei  wird  besonders  betont,  dass  der  Bürge,  in- 
sofern es  sich  um  eine  beim  Konstantinopeler  Handelsgerichte  oder 
bei  anderen  Lokalgerichten  anhängige  Sache  handelt,  unbedingt  ttti^ 
kischer  Staatsangehöriger  sein  muss;  es  ist  daher  nicht  zu  unterlassen, 
sofort  bei  Einleitung  der  ersten  Schritte  sich  mit  einem  Lokalunterthan 
in's  Einvernehmen  zu  setzen,  damit  dieser  die  betreffende  Bürgschaft 
leiste.  Bei  den  Konsulargerichten  sind  als  Kaution  Baarbeträge  sn 
erlegen,  deren  Höhe  je  nach  dem  Streitobjekte  von  dem  betreffenden 
Konsul  festgestellt  wird. 

2.  Der  schweizerische  Bundesrath  gibt  mit  Kreisschreiben 
vom  6.  November  1891  (Bund.  Bl.  S.  265)  bekannt,  dass  es  nicht 
gelungen  ist,  die  Zustimmung  aller  Kantone  zum  Austausch  identisdier 
Erklärungen  mit  Deutschland  über  die  Tragung  der  Kosten  bei  Voll- 
ziehung von  Requisitionen  in  Zivilsachen  zu  erlangen,  dass  daher 
die  bisherigen  Verhältnisse  fortbestehen  bleiben. 

3.  Mit  dem  chilenischen  Kriegsschiff  „Pre«i£{en^e  Pinio^  haben 
sich  die  Zeitungen  in  Berichten  und  Kritiken  so  oft  beschäftigt,  dass 
dessen  Schicksale  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  können.  Dieses 
völkerrechtlich  so  interessante  Schiff  ist  im  September  nach  EUunbuig 
gekommen.     Die  zu    seiner  Reise  von  Eael    nach    dort   erforderlichen 
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Kohlen  hat  eine  Kieler  Firma  geliefert  gegen  einen  von  dem  Komman- 
danten anf  den  chilenischen  Ministerresideuten  in  Paris  gezogenen 
Wechsel.  Da  derselbe  aber  nicht  honorirt  ward^  hat  die  Kieler  Firma 
am  15.  September  1891  bei  dem  Amtsgerichte  Hamburgs  Zivil- 
abt heilimg  VI^  einen  dinglichen  Arrest  auf  den  y^Presidente  Pinto^ 
erbeten^  weil  dieser  ein  ^herrenloses  Kriegsschiff**  sei.  Das  Amtsge- 
richt hat  diesen  Antrag  abgelehnt^  ^da  das  Objekt^  auf  welches  er  ge- 
richtet ist;  der  Jurisdiktion  des  angegangenen  Gerichts  nicht  imter- 
li^.  Der  y^Presidente  Pinto -^  ist  nicht  herrenlos,  sondern  Eigenthnm 
des  Staates  Chile.  Er  ist  aber  trotz  des  anscheinend  definitiven  Sieges 
der  Kongresspartei  als  Kriegsschiff  anzusehen,  da  er  diese  Eigenschaft 
zweifellos  bisher  besessen  hat  und  dieselbe  durch  einen  Sieg  ohne 
Weiteres  nicht  verloren  hat.'* 

Dass  ein  Kriegsschiff  nicht  ziviliter  arrestirt  werden  kann,  ist 
eine  vollständig  unbestrittene  Frage.  Im  vorliegenden  Falle  war^ 
streng  genommen,  streitig,  ob  der  j^PresidmiU  Pinto-^  überhaupt  noch 
ein  Kriegsschiff  im  völkerrechtlichen  Sinne  war,  was  zu  ver- 
neinen gewesen  wäre,  wenn  er  ,, herrenlos *"  war,  d.h.  näher:  wenn  er 
keinem  Staate  resp.  keiner  anerkannten  kriegföhrenden  Partei  ge- 
hörte. Der  yPresidente  Pinto''  hat  nun  stets  sich  als  chilenisches 
Kriegsschiff  gerirt,  hat  stets  die  chilenische  Flagge  gezeigt  und  dem- 
entsprechend auch  fUr  seine  Schulden  auf  den  Vertreter  dieses  Staa- 
tes gezogen.  Am  15.  September  hat  er  sich  noch  formell  zu  dem 
Präsidenten  Balmaceda  bekannt,  wenngleich  schon  am  folgenden  Tage 
sein  Uebergang  zur  sog.  Kongresspartei  verlautbarte.  Wenn  nun  auch 
am  15.  September  schon  Balmacedas  Partei  fast  vollständig  vernichtet 
war,  so  war  die  Kongresspartei  doch  noch  nicht  schon  in  solchem 
Grade  gesicherter  und  anerkannter  Herr  des  Staates  Chile,  dass  sich 
jeder  Unterthan,  welcher  sich  nicht  ihr  unterworfen  hatte,  von  anderen 
Staaten  als  Rebell  hätte  angesehen  werden  dürfen.  Solange  dies  aber 
nicht  der  Fall  war,  konnte  der  „PresiderUe  Pinto -^  nicht  als  „herren- 
los^, d.  h.  als  nicht  einem  Staate  angehöriges  Rebellenschiff,  behandelt 
werden.  Die  Entscheidung  des  Amtsgerichts  Hamburg  war  deshalb 
gerechtfertigter      (Dr,  Mittelstein.) 


Literaturberichte. 

a)  BüeheranBeiit^en. 

jf«  Späing,  W.f  Französisches,  belgisches  und  englisches  Wechselrecht  im 
Anflohluss  an  die  allg.  deutsche  Wechselordnung.  Berlin,  Vahlen.  1890 
Vm  u.  323  S.    6  M. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  eine  Fortsetzung  des  im  Jahre  1887  erschie- 
nenen Werkes:  „Französisches  und  Englisches  Handelsrecht  im  Anschluss 
an  das  Allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch  unter  HinzufQgung  des  belgi- 
schen Wechselreohts.     Der  Verfasser  reiht  an   die   einzelnen  Artikel  der 
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deutschen  Wech Beiordnung  die  betreffenden  BeBtimmnngen  der  fran- 
zösischen, belgischen  und  englischen  Wecbselgesetze  in  deutscher  üeber- 
setzung  an  und  fügt  in  den  Anmerkungen  umfangreiche  und  sachlich  mit 
grösster  Umsicht  und  Sorgfalt  ausgehobene  Erläuterungen  der  bezeichneten 
ausländischen  Gesetze  aus  Literatur  und  Rechtsprechung  mit  stellenweiser 
Wiedergabe  des  fremdländischen  Originaltextes  bei.  In  dieser  Weise  ist 
das  Werk  vorzugsweise  zum  praktischen  Gebrauche  recht  geeignet,  leistet 
aber  gewiss  auch  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  wesentliche  Dienste 
und  bildet  einen  werthvollen  Beitrag  zur  Beurtheitung  der  Bestrebangen, 
welche  auf  die  Schaffung  eines  einheitlichen  internationalen  WechselrechteB 
gerichtet  sind  und  die  ihren  Ausdruck  besonders  in  den  Beschlüssen  des 
Antwerpener  und  Brüsseler  Kongresses  für  internationales  Handelsrecht  — 
1885,  1888  —  gefunden  haben. 

Die  Einleitung  (S.  1 — 5)  gibt  einen  Ueberblick  über  die  in  den  einzel- 
nen Wechselgesetzen  noch  bestehenden  Grnndverschiedenheiten.  Hiefaus 
ist  insbesondere  hervorzuheben,  dass  dem  französischen  Rechte  die 
deutschrechtlich  festgehaltene  unbedingte  Abstraktheit  der  Wechselobliga- 
tion  fehlt.  Der  Wechsel  erscheint  nach  französischem  Rechte  von  dem  ihm 
zu  Grunde  liegenden  Rechtsverhältnisse  nicht  gänzlich  losgelöst,  vielmehr 
ist  durch  die  Aufnahme  von  Bestimmungen  über  die  Deckung,  durch  die  Bezug- 
nahme aufletztere  bei  der  Verpflichtung  des  Ausstellers,  sowie  durch  dasErfor- 
derniss  des  Valutabekenntnisses  die  zivilrechtliche  Grundlage  der  Wechselver- 
pflichtnngen  in  das  Wecbselrecht  hineingezogen.  Weitere  Besonderheiten  des 
französischen  Wechselrechts  bilden  dasErforderniss  der  Ortsverschiedenheit  (re- 
mise  deplace  en  place)  y  dieNothwendigkeit  derOrderklausel  behufsUerbeifÜhrung 
der  Indossabilität  des  Wechsels,  sowie  der  Unzulässigkeit  des  Blankoindossa- 
ments, welches  als  blosse  Vollmacht  gilt.  Die  wechselrechtlichen  Bestim- 
mungen des  Code  de  comm,  gelten  auch  in  den  französischen  Kolonien,  im 
Grossherzogthum  Luxemburg,  im  Königreiche  Polen,  auf  der  Insel  Mauri- 
tius, sowie  in  der  Republik  St.  Domingo  und  liegen  im  Wesentlichen  den 
Wechselgesetzen  von  den  Niederlanden,  Griechenland,  Spanien,  der  Türkei, 
Egypten,  Monaco  und  der  Republik  Haiti  zu  Grunde. 

Das  belgische  Wechselgesetz  —  ein  Theil  des  in  selbständigen 
Abschnitten  stückweise  publizirten  Code  de  commerce  —  beruht  im  Wesent- 
lichen auf  dem  Systeme  des  französischen  Code  de  comm.,  nur  ist  das  Er- 
forderniss  der  Ortsverschiedenheit  und  des  Valutabekenntnisses  aufgegeben, 
auch  die  Zulässigkeit  des  Blankoindossaments  anerkannt  und  in  dieser  Be- 
ziehung die  deutschrechtliche  Auffassung  des  Wechsels  zur  Geltung  ge- 
kommen. 

Bei  der  englischen  Wechselordnung  tritt  im  Vergleiche  zum  deut- 
schen Wechselrecht  das  Bestreben  hervor,  im  Interesse  der  Billigkeit  auch 
beim  Wechsel  den  Eigenthümlichkeiten  des  Falles  möglichste  Berücksich- 
tigung angedeihen  zu  lassen.  Insbesondere  hat  die  Vornahme  gewisser 
wechselrechtlicher  Handlungen  nicht  in  genau  fixirten  Fristen,  sondern  in 
angemessener  Zeit  zu  erfolgen,  und  gilt  unter  Umständen  die  Verzöge- 
rung oder  gar  Unterlassung  derselben  als  entschuldigt.  Als  sonst  bemer- 
kenswerthe  Unterschiede  des  englischen  Rechts  ergeben  sich:  Mangel  der 
Wechselklause],  Zulässigkeit  von  Inhaber-  und  Ratenwechseln,  sowie  von 
verzinslichen  Wechseln;  Unterscheidung  zwischen  in-  und  ausländischen 
Wechseln ;  Beibehaltung  von  Respekttagen,  Regressrecht  bei  schon  mangeln- 
der Annahme  und  strenges  Notifikationssvstem.  Valutabekenntniss  und 
Oitsverschiedenheit  bilden  keine  wesentlichen  Erfordernisse  des  Wechsels, 
die  Indossabilität  besteht  ohne  Orderklausel,  das  Blankoindossament  ist 
anerkannt.  Das  nicht  kodifizirte  englische  Wechselrecht  gilt  in  den 
meisten  Besitzungen  und  Kolonien  Englands,  jedoch  nicht  in  Malta,  Nieder- 
kanada, in  der  Kap-Kolonie  und  auf  der  Insel  Mauritius;    ausserdem   gilt 
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dasselbe  vorwiegend  in  den   Vereinigten  Staaten  von  Amerika,    auf  den 
Sandwichsinseln  und  in  Liberia. 

Anlangend  die  auf  S.  251  bis  259  behandelten  internationalrecht- 
lichen Bestimmungen  ('Art.  84— 86  d.  deutschen  W.O.);  so  wird  auch  nach 
französischem  und  belgischem  Wecheelrecht  dieFähigkeit  eines 
Ausländers,  wcchselmässige  Verpflichtungen  zu  übernehmen, 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurtheilt,  welchem  derselbe  angehört. 
Streitig  ist  jedoch,  ob  ein  nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes  nicht 
wechselfShiger  Ausländer  durch  Uebernahme  von  Wechselverbindlichkeiten 
in  Frankreich  verpflichtet  wird,  insofern  er  nach  den  französischen  Gesetzen 
wechselfähig  ist.  Die  englische  Wechselgesetzgebung  huldigt  in  Bezug 
auf  die  Wechselfähigkeit  dem  Domizilsprinzip;  jedoch  wird  ein  nach  den 
Gesetzen  seines  Wohnsitzes  nicht  wechselfähiger  Ausländer  durch  Ueber- 
nahme von  Wechselverbindlichkeiten  im  Inlande  verpflichtet,  insofern  er 
nach  den  Gesetzen  des  Inlandes  wechselfahig  ist. 

Nach  französischem  und  belgischem  Rechte  werden  die  wesent- 
lichen Erfordernisse  eines  im  Auslande  ausgestellten  Wechsels,  sowie 
jeder  anderen  im  Auslande  ausgestellten  Wechselerklärung  gleich  dem 
deutschen  Rechte  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurtheilt,  an  welchem  die 
Erklärung  erfolgt  ist.  Ebenso  haben  Wechselerklärungen,  wodurch  sich  ein 
Inländer  einem  anderen  Inländer  im  Auslande  verpflichtet,  Wechselkraft, 
wenn  sie  auch  nur  den  Anforderungen  der  inländischen  Gesetzgebung  ent- 
sprechen. Nach  der  englischen  Gesetzgebung  bestimmen  sich,  wenn  ein 
in  einem  Lande  gezogener  Wechsel  in  einem  anderen  begeben,  akzeptirt 
oder  zahlbar  ist,  die  Rechte,  Pflichten  und  Verbindlichkeiten  der  in  dem 
Wechselverbande  stehenden  Personen  wie  folgt:  1)  Die  Gültigkeit  eines 
Wechsels  bezüglich  der  formellen  Erfordernisse  bestimmt  sich  nach  den 
Gesetzen  des  Begebnngsortes  und  die  Gültigkeit  der  späteren  Verträge,  wie 
z.  B.  der  Annahme,  des  Indossaments,  der  Ehrenannahme  bemisst  sich  be- 
züglich der  formellen  Erfordernisse  nach  den  Gesetzen  des  Orts,  wo  der 
betreffende  Vertrag  geschlossen  ist.  Jedoch  ist  a^  ein  ausserhalb  des  Ver- 
einigten Königreichs  begebener  Wechsel  nicht  darum  allein  ungültig,  weil 
derselbe  nicht  in  Gemässheit  der  Gesetze  des  Begebungsortes  gestempelt 
ist;  b)  kann  ein  ausserhalb  des  Vereinigten  Königreichs  begebener  Wech- 
sel, welcher  bezüglich  der  formellen  Erfordernisse  den  Gesetzen  des  Ver- 
einigten Königreiches  entspricht,  hinsichtlich  der  Erzwingung  der  Zahlung 
zwischen  allen  denjenigen  als  gültig  behandelt  werden,  welche  denselben 
innerhalb  des  Vereinigten  Königreiches  begeben,  besitzen  oder  überhaupt 
in  den  Wechsel  verband  treten.  2)  Vorbehaltlich  der  anderweitigen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  bestimmt  sich  die  Auslegung,  Indossirung,  Annahme 
oder  Ehrenannahme  eines  Wechsels  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  der 
betreffende  Vertrag  abgeschlossen  wird.  Jedoch  soll,  wenn  ein  Inland- 
wechsel im  Auslande  indossirt  wird,  die  Auslegung  des  Indossamentes  be- 
züglich des  Zahlenden  nach  den  Gesetzen  des  Vereinigten  Königreiches  er- 
folgen. 3)  Die  Pflichten  des  Inhabers  bezüglich  der  Präsentation  zur  An- 
nahme der  Zahlung,  sowie  bezüglich  der  Nothwendigkeit  oder  des  Genügens 
eines  Protestes  oder  einer  Benachrichtigung  von  einer  Disharmonirung  oder 
bezüglich  anderweitiger  Vorgänge  bestimmen  sich  nach  den  Gesetzen  des 
Ortes,  wo  die  betreffende  Handlung  stattfindet  oder  der  Wechsel  disponirt 
wird. 

Bezüglich  der  Form  der  mit  einem  Wechsel  an  einem  ausländischen 
Platze  zur  Ausübung  oder  Erhaltung  des  Wechselsrechts  vor- 
zunehmenden Handlungen  stimmen  die  französische,  belgische  und 
englische  Gesetzgebung  mit  der  deutschen  Wechselordnung  darin  überein, 
dass  hierüber  das  an  dem  ausländischen  Platze  geltende  Recht  entscheidet. 

JB. 
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2,  Hergenhahn,  Th^^  Oberlandesgerichtsrath,  Das  Eheschlieasnnga-  und 
Ehescheidungsrecht,  dargestellt  nach  der  Rechtsprechung  des  deutschen 
Reichsgerichts.  Zweite  vermehrte  Auflage.  Hannover,  Helwing*sche 
Verla gsbuchhandiung,  X  u.  272.    4  Mark. 

Das  vorliegende  Werk  bildet  die  zweite  und  sehr  vermehrte  Auflage 
der  von  dem  Verfasser  im  7.  Bande  des  „Magazins  fttr  das  deutsche  Recht 
der  Gegenwart"  veröffentlichten  und  im  Jahre  1887  auch  als  Separatabdruek 
erschienenen  systematischen  Darstellung  des  Eheschliessungs-  und  Ehe- 
scheidungsrechts nach  der  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgerichta. 
Das  frühere  System  ist  beibehalten.  Der  Stoff  ist  in  drei  Abschnitte  grup- 
pirt:  1)  materielles  Eheschliessungs-  und  Ehescheidungsrecht;  2)  Prozess- 
recht; 8)  Strafrechtsnormen.  Beigegeben  sind  ausführliches  Inhaltsverzeich- 
niss,  Sachregister,  Gesetzesregister  und  chronologisches  Verzeichniss  der 
Entscheidungen.  Unbezweifelt  eignet  sich  das  Buch  vorzüglich  zum  prak- 
tischen Gebrauche,  indem  es  eine  vollständige  Uebersicht  der  reichsgericht- 
lichen Rechtsprechung  gibt,  wobei,  ohne  in  eine  Kritik  der  reichsgericht- 
lichen Praxis  einzutreten,  die  wesentlichen  rechtlichen  Gesichtspunkte  der 
Entscheidungen  fixirt  werden,  zugleich  eine  Erwähnung  der  thatsächlichen, 
der  Entscheidung  zu  Grunde  liegenden  Verhältnisse,  sowie  der  Entscheidunga- 
grttnde  insoweit  erfolgt,  als  es  zum  Verständniss  der  formulirten  Entschei- 
dung erforderlich  erscheint. 

Auch  die  Fragen  der  räumlichen  Herrschaft  der  Rechtsnormen  f Statuten- 
kollision) sind  berücksichtigt;  doch  vermissen  wir  die  Entscheidung  vom 
21.  Oktober  1887  (Entsch.  Bd.  20  S.  333),  wonach  die  rechtlichen  Wirkun- 
gen eines  Eheverlöbnisses  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Statuten 
kollision  bei  Verträgen  zu  beurtheilen  wären,  und  jene  vom  27.  Mai  1881 
(Entsch.  Bd.  5  S.  193)  über  die  Frage,  nach  welchem  Rechte  die  vermögens- 
rechtlichen Wirkungen  der  Ehescheidung  sich  bestimmen,  wenn  die  Ehe- 
leute im  Laufe  des  Scheidungsprozesses  ihren  Wohnsitz  an  einen  Ort  ver- 
legt haben,  wo  ein  anderes  Recht,  als  das  an  ihrem  früheren  Wohnsitze  gilt. 

Die  grosse  Anzahl  der  hier  verwertheten  reichsgerichtlichen  Urtheile, 
ca.  350,  die  zum  grössten  Theile  den  von  den  Mitgliedern  des  Reiehs- 
gerichts  und  der  Reichsanwaltschaft  herausgegebenen  Sammlungen  und  der 
Bolze^ sehen  „Praxis  des  Reichsgerichts",  ausserdem  auch  der  Juristischen 
Wochenschrift,  ChruchoVa  Beiträgen,  SeufferVs  Archiv  und  der  Beilage  zum 
Deutschen  Reichsanzeiger  entnommen  sind,  lässt  erkennen,  wie  reichhaltig 
bereits  die  reichsgerichtliche  Judikatur  angewachsen  ist.  Um  so  dankbarer 
ist  das  Verdienst  des  Verfassers  anzuerkennen,  durch  die  Neubearbeitung 
eine  wesentliche  Erleichterung  für  die  Praxis  zur  Orientirung  in  den  ver- 
schiedenen Fragen  des  Eheschliessungs-  u.  Ehesoheidungsrechts  gewährt  zu 
haben.  JB. 

3.  Seligmann,  Ernst,  Dr.  jur.,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Staatsgesetz  und 
Staatsvertrag.  IL  Theil.  Abschluss  u.  Wirksamkeit  der  Staatsverträge. 
Freiburg  i.  B.  1890,  J.  C.  B.  Mohr.    XVI  u.  820  S.    6  M. 

Der  vorliegende,  nach  dem  Tode  des  Verfassers  aus  dessen  Nachlaas 
herausgegebene  II.  Theil  der  Beiträge  zur  Lehre  vom  Staatsgesetz  und 
Staatsvertrag  behandelt  das  Gebiet  des  Abschlusses  und  der  Wirksamkeit 
der  Staatsverträge.  In  der  Einleitung  wird  der  Begriff  des  Staatsvertrags 
definirt  als  eines  Vertrags,  welcher  zwischen  mehreren  Staaten  auf  Grund 
ihrer  öffentlich-rechtlichen  Rechts- und  Handlungsfähigkeit  abgeschlossen  wird. 
Der  Verfasser  rechnet  nicht  hieher  Konkordate,  Privat- Verträge  der  Staats- 
oberhäupter, Verträge  des  Staates  mit  Privaten  und  nichtstaatlichen  Kor- 
porationen, d.  sog.  Sponsionen  des  Völkerrechts,  femer  Verträge,  bei  denen 
alle  Parteien  zwar  Staaten  sind,  aber  nicht  in  ihrer  Eigenschaft  als  Per- 
sonen des  öffentlichen,  sondern  des  Privatrechts  (fiecus). 

In  Bezug  auf  den  Abschluss  der  Staatsverträge  bezeichnet  der  Ver- 
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faaser  als  ttberwiegend  die  solenne  Vertragsform,  bei  welcher  der  Abschluss 
dnrch  die  Ratifikation  des  Staatsoberhauptes  erfolgt,  im  Gegensatz  zur  nicht 
solennen  Yertragsform,  bei  welcher  vom  Staatsoberhaupte  bevollmächtigte 
Organe  zu  den  Verhandlangen  und  zum  Abschlüsse  ermächtigt  sind. 

Die  völkerrechtliche  Wirksamkeit  der  Staatsverträge  anlangend, 
bespricht  Verfasser  zunächst  die  bisherigen  Ansichten  und  Kontroversen, 
indem  er  hiebei  insbesondere  die  von  Gneist  und  Lab  and  vertretene 
Theorie  der  unbedingten  völkerrechtlichen  Wirksamkeit  bekämpft,  auch 
gegen  die  von  E.  Meier  aufgestellte  Theorie  des  Vertragsabschlusses 
dnrch  gesetzgebende  Körperschaften  sich  wendet,  weiter  auch  die  von  ver- 
schiedenen Rechtslehrern  vertretene  Theorie  der  bedingten  völkerrechtlichen 
Wirksamkeit  bespricht,  gibt  sodann  seine  eigene  dogmatische*  Darstellung 
der  völkerrechtlichen  Verbindlichkeit  der  Staatsverträge  unter  Führung  des 
speziellen  Beweises  der  Theorie  der  bedingten  völkerrechtlichen  Wirksam- 
keit. Des  Weiteren  geht  Verfasser  über  auf  die  formelle  und  materielle 
staatsrechtliche  Wirksamkeit  und  ihren  Zusammenhang  mit  der  völkerrecht- 
lichen Wirksamkeit.  Die  in  den  Erörterungen  gewonnenen  Resultate  wer- 
den in  folgenden  Sätzen  zusammengefasst : 

I.  Ein  Staatsvertrag,  als  ein  Rechtsgeschäft,  erzeugt  die  von  ihm  be- 
absichtigten Wirkungen  —  Rechte  und  Pflichten  —  lediglich  zwischen  den 
Staaten  (völkerrechtliche  Gültigkeit). 

Gegenüber  den  Gewaltunterworfenen  —  Organen  und  Unterthanen  — 
erlangt  er  erst  dadurch  seine  volle  Wirksamkeit,  dass  der  Staat  an  diesel- 
ben einen  Befehl  oder  neben  diesem  eine  Gewährung  richtet  (staatsrecht- 
liche Gültigkeit). 

II.  Das  Verfassungsrecht  eines  jeden  Staates  bestimmt  nicht  nur, 
welches  Organ  den  Staat  völkerrechtlich  vertritt  und  insbesondere  für  den- 
selben Verträge  zu  errichten  hat,  sondern  auch  inwieweit  dieses  Organ 
befugt  ist,  flir  das  von  ihm  vertretene  Rechtssubjekt  internationale  Ver- 
bindlichkeiten einzugehen. 

III.  Mit  der  Repräsentationsbefugniss  pflegt  regelmässig  das  Oberhaupt 
(LandesfUrst,  Präsidium)  ausgerüstet  zu  sein. 

IV.  Bei  der  solennen  Vertragsform  erfolgt  der  Abschluss  des  Vertrages 
erst  durch  die  Ratifikation  der  Staatsoberhäupter. 

V.  Die  Ratifikation  der  Letzteren  pei-fizirt  den  Vertrag  unter  allen 
Umständen  formell,  d.  h.  in  seinem  äusseren  Bestände. 

VI.  Da  ein  Vertrag  ein  mehrseitiges  Rechtsgeschäft  ist  und  erst  durch 
das  Zusammentreffen  mehrerer  Vertragserklärungen  zu  Stande  kommt,  und 
ftlr  die  Existenz,  sowie  die  Fähigkeit  einer  jeden  derselben  die  Verfassung 
des  betreffenden  Staates  massgebend  ist,  so  lässt  sich  folglich  die  Existenz 
und  die  Wirksamkeit  des  Vertrages  nur  aus  der  Berücksichtigung  der  Ver- 
fassungen sämmtlicher  betheiligten  Vertragsstaaten  erkennen.  Soll  ein  Ver- 
trag die  volle  beabsichtigte  Wirkung  seines  Inhalts  äussern,  so  ist  es  er- 
forderlich, dass  jeder  der  betheiligten  Repräsentanten  —  nach  der  Verfas- 
sung seines  Staates  —  formell  und  materiell  unbedingt  legitimirt,  d.  h.  an 
sich  mit  der  Befugniss  ausgestattet  ist,  bei  Hinzutritt  einer  oder  mehrerer 
anderen  Vertragserklärungen  die  von  ihm  gewollten  Rechtswirkungen  her- 
vorzurufen. 

VII.  Ein  Staatsvertrag  hat  diejenigen  materiellen  völkerrechtlichen 
Wirkungen,  welche  die  Repräsentanten  ihm  beilegen  wollen.  Von  dieser 
Regel  haben  die  Grundgesetze  folgende  Ausnahme  gemacht: 

soweit  der  Vertragsinhalt  nach  der  Verfassung  eines  Staates  die  freie 
Zustimmung  gesetzgebender  Körperschaften  nöthig  macht,  ist  deren  Ge- 
nehmigung (suspensive)  condieio  juris  (Voraussetzung)  dafür,  dass  jener 
Vertragsinhalt  Pflichten  für  den  betreffenden  Staat  erzeugen  kann. 

VIII.  Ob  diese  Pflichten  mit  der  condieio  juris  der  Genehmigung  ins 
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Leben  treten  oder  von  emem  qiateren  Zeftpnnkt  ab  oder  ex  tune^  hängt 
wiederum  lediglich  von  der  Parteiabsicht  ab. 

EL  Condicio  juris  kann  sowohl  die  Genehmigung  des  ganzen  Vertrages 
als  auch  deijenigen  einzelnen  Ansfnhningabeetimmnngen  sein,  welche  die 
Genehmigong  nöthig  machen. 

X.  Die  Versagnng  der  legislativen  Genehmigung  lässt  den  formellen 
Bestand  des  Geschäftes  unversehrt;  dieses  bleibt  genehmigangsfahig. 

XI.  Der  Befolgungsbefehl,  welchen  ein  Staat  dem  Yertragswortlant 
ertheilt,  macht  in  seinem  Gebiete  nicht  alle  ParteiYereinbarungen  staats- 
rechtlich wirksam,  sondern  nur  diejenigen,  in  welchen  der  betreffende  Staat 
für  sieh  oder  seine  Gewaltnnterworfenen  Pflichten  übernommen  hat,  und  be- 
sitzt einen  ^eaen  Pflichten  entsprechenden  Inhalt. 

XII.  Wenn  bei  Gebietswechsel  die  völkerrechtlichen  Wirkungen  sieh 
territorial  ausdehnen  oder  einschränken,  so  muss  die  gleiche  Aenderung 
auch  bei  der  territorialen  staatsrechtlichen  Gültigkeit  eintreten. 

Xin.  Durch  den  Untergang  eines  Staates  in  Folge  Einverleibung  von 
dessen  Gesammtgebiet  in  einen  anderen  Staat  werden  die  Verträge  des 
ersteren  völkerrechtlich  vernichtet;  die  staatsrechtliche  Geltung  derselben 
kann  jedoch  demungeachtet  fortbestehen,  soweit  sie  nicht  mit  dem  beweg- 
lichen Rechte  des  sieh  vergrössemden  Staates  kollidirt  oder  durch  den 
Fortfall  ihres  Gegenstandes  obsolet  wird. 

XTV.  Alle  Ausnihrungsbestimmungen  von  einem  Inhalte,  welcher  nach 
der  Verfassung  die  Genehmigung  der  Volksvertretung  nöthig  macht,  müs- 
sen in  der  Form  des  Gesetzes  ergehen. 

XV.  Die  AusfUhrungsbestimmungen,  welche  in  der  Form  des  Gesetzes 
ergehen,  erhalten  formelle  Gesetzeskraft. 

XVI.  Eine  Ausnahme  von  der  formellen  Gesetzeskraft  besteht  insofern, 
als  der  Landesherr  einem  Uebereinkommen,  durch  welches  ein  belastender 
oder  verpflichtender  Vertrag  aufgehoben  wird,  selbständig  auch  dann  die 
Sanktion  ertheilen  kann,  wenn  der  Befolgungsbefehl  des  aufgehobenen  Ver- 
trages in  der  Form  des  Gesetzes  ergangen  war. 

Die  Ausführungen  des  Verfassers  sind  scharfsinnig  und  gründlich,  zu- 
weilen vielleicht  etwas  zu  weit  ausgeholt;  sie  zeugen  von  einem  eingehen- 
den Studium  der  behandelten  Fragen  und  insbesondere  der  vorhandenen  in- 
und  ausländischen  Literatur,  und  so  darf  das  Werk  als  ein  sehr  schätzens- 
werther  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Staatsverträgen  gelten.  In  einem  An- 
hange sind  die  wichtigsten  Verfassungsbestimmungen  der  einzelnen  Staaten 
des  In-  und  Auslandes  über  die  Vertragsschliessnng  beigefügt.  B, 

4*  Oishausetif  Jftsiits,  Dr.,  Reichsgerichtsrath.  Strafgesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich.  Nebst  einem  Anhang,  enthaltend  Reichs-Straf-Neben- 
gesetze,  sowie  Vorschriften  Über  Zuständigkeit.  Textausgabe  mit  An- 
merkungen und  Sachregister  zum  praktischen  Gebrauch.  4.  vermehrte 
Auflage.    Berlin  1891,  Vahlen. 

Die  vorliegende  in  4.  vermehrter  Auflage  erschienene  Textausgabe 
von  dem  Verfasser  des  bekannten  vorzüglichen  Kommentars  zum  Reichs- 
Strafgesetzbuche  verfolgt  den  Zweck,  zum  Handgebrauch  einen  korrekten 
Text  des  Gesetzes  darzubieten,  dessen  Anmerkungen  lediglich  dazu  dienen 
sollen,  die  äussere  Kenntniss  des  Gesetzes  zu  vermitteln  bezw.  das  Gredächt- 
niss  des  sich  der  Ausgabe  Bedienenden  aufzufrischen.  Die  Anmerkungen 
beschränken  sich  deshalb  auf  Textver Weisungen,  und  reihen  sieh  ausser- 
dem nur  Angaben  über  die  Zuständigkeit  det  in  erster  Instanz  erkennenden 
Gerichte  an.  Die  Beifügung  derjenigen  Nebengesetze  des  Reichsstrafrechtes, 
welche  in  der  Praxis  zur  häufigsten  Anwendung  kommen,  erhöht  die  Brauch- 
barkeit der  handlichen  Ausgabe,  die  in  Bezug  auf  Korrektheit  und  Ver- 
lässigkeit  nicht  übertroffen  werden  kann.  B. 
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^.  CMMer,  JPaiUf  Dr.  jur.  Die  MttDzverbrecben  in  den  kantonalen  Straf- 
geeetzgebnngen  der  Schweiz.  Eine  vergleichend-kritische  Rechtsstudie. 
VII  u.  237  S.;  Zarich,  Meyer  &ZeJler  (Reimann'sche  Buchhandlung)  1891. 

Die  Unifizirung  des  Strafrechts  bildet  schon  seit  längerer  Zeit  den 
Gegenstand  ernsthafter  und  bedeutsamer  Bestrebungen  in  der  Schweiz. 
Der  Verfasser  liefert  in  der  Torwürfigen,  als  Inaugural- Dissertation  heraus- 
gegebenen Schrift  einen  werthvollen  Beitrag  zur  Lösung  der  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Fragen,  indem  er  die  Satzungen  über  die  Münzverbrechen, 
wie  sie  zur  Zeit  in  den  kantonalen  Strafgesetzgebungen  bestehen,  darstellt 
und  hiebei  das  deutsche  Reichsstrafgesetzbuch,  den  französischen  Code 
pSnal  und  den  italienischen  Codice  penaUj  sowie  etwaige  kantonale  Ent- 
würfe zur  Vergleichung  heranzieht.  Einleitend  geht  sachgemäss  eine  Ab- 
handlung voraus  über  das  Geld  im  Allgemeinen,  den  Begriff  des  Geldes, 
die  Münze,  das  Rechnungsgeld,  das  Papiergeld,  Geldkreditpapiere,  Werth- 
papiere  und  Über  das  schweizerische  Geldwesen  insbesondere.  In  Bezug 
auf  das  eigentliche  Thema  der  Schrift,  den  strafrechtlichen  Schutz  des 
Geldes,  erörtert  der  Verfasser  zunächst  die  systematische  Stellung  und  geht 
sodann  zu  den  einzelnen  Münzdelikten  über,  wobei  er  klassifizirt:  die  Falsch- 
münzerei, die  Münzverfälschung,  das  Inumlaufsetzen  nachgeahmten  und  ver- 
fälschten Geldes,  das  Einführen  von  Falsifikaten,  die  Bestimmung  des 
Art  201  des  Strafgesetzbuchs  des  Kantons  Tessin,  und  die  strafbare  Her- 
stellung von  zur  Anfertigung  etc.  von  Geld  dienlichen  Vorrichtungen  und 
Werkzeugen.  In  einem  Anhange  wird  das  Verhältniss  der  Münzverbrechen 
zur  Urkundenfälschung  und  zum  Betrug  bestimmt  und  ein  Gesetzesentwurf 
mit  7  Artikeln  beige^gt. 

Der  Wiedergabe  des  eigentlichen  Textes  der  einzelnen  kantonalen  Be- 
stimmungen enthält  sich  der  Verfasser;  er  verweist  in  dieser  Beziehung  auf 
die  bekannte  rechtsvergleichende  Zusammenstellung  von  Stooss  (s.  Bd.  1 
dies.  Zeitschr.  S.  280),  bezeichnet  jedoch  kurz  die  einzelnen  Artikel  der 
betreffenden  kantonalen  Strafgesetzbücher.  Wir  erfahren  hiebei,  dass  bis 
auf  den  heutigen  Tag  keine  Kodifikationen  im  Strafrecht  haben  die  drei 
Kantone:  Uri,  Unterwaiden  (nid  dem  Wald)  und  Appenzell  (Inner-Rhoden). 

In  Bezug  auf  die  räumliche  Herrschaft  der  Strafgesetze  ersehen  wir, 
dass  im  Grossen  und  Ganzen  die  kantonalen  Gesetzgebungen  dem  Per- 
sonalprinzip huldigen.  In  der  weitaus  grossen  Mehrzahl  wollen  die  kan- 
tonalen Strafgesetze  nur  Anwendung  finden: 

1)  auf  die  im  Kanton  von  Inländern  oder  Ausländem  verübten  Ver- 
brechen ; 

2)  auf  die  ausserhalb  des  Kantons  von  In-  und  Ausländem  gegen  den- 
selben oder  dessen  Angehörige  verübten  Verbrechen,  insofem  die  gericht- 
liche Verfolgung  durch  den  auswärtigen  Staat  nicht  erhältlich  ist; 

3)  auf  andere  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  ausserhalb  des  Kan- 
tons von  Angehörigen  desselben  begangen  worden  sind,  sofern  die  zustän- 
dige auswärtige  Behörde  im  Fall  der  Nicht  auslief  er  ung  die  dortseiti^e  Be- 
nrtheilung  verlangt  resp.  insofern  einfach  Auslieferung  verlangt  wird. 

B. 

0>.  IHe  llechtsv erfolgung  im  UUernaUotifUen  Verlcehr,  heraus- 
gegeben von  Dr.  W,  Eeuling  und  Dr.  W,  Loewenfeld,  Leipzig.  I.Lieferung 
1887.    2.  Lieferung  1891. 
Eine  synoptische  Darstellung  der  gegenwärtig  „in  den  Kulturstaaten 
des  Erdballes"  geltenden,  auf  die  „Rechtsverfolgung**  im  weitesten  Um- 
fange bezüglichen  Gesetzgebungen  schliesst  sich  unbedingt  als  eine  höchst 
willkommene  Ergänzung   den  für  das  Handels-  und  Wechselrecht  bereits 
durch  Oscar  Borchardt  unternommenen  weitschichtigen  Vorarbeiten  an  und 
entspricht  unleugbar  einem  seit  langer  Zeit  lebhaft  und  dringend  empfun- 
denen Bedttrfhiss. 
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Die  bisher  —  in  langen  Zwischenräumen  —  erschienenen  Lieferungen 
(1  u.  2)  des  eingangs  erwähnten  Sammelwerkes  enthalten  umfassende  Einzel- 
darstellungen der  hier  einschlägigen  Gesetzgebungen  des  Deutschen  Reiches, 
Oesterreich-Ungarns  (einschliesslich  Bosniens  und  der  Herzegowina),  der 
Schweiz,  des  Königreichs  der  Niederlande,  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg, Frankreichs  und  Belgiens,  sowie  der  französischen  Kolonieen,  Italiens, 
des  Fürstenthums  Monaco,  Spaniens,  Portugals,  Grossbritanniens  und  Irlands. 

Diese  Darstellungen  beschränken  sich  nicht  auf  das  Prozessrecht  und 
die  damit  zusammenhängenden  Gebiete,  sondern  greifen  vielfach  in  die  des 
materiellen  Rechts  hinüber,  indem  sie  u.  a.  auch  das  Nachlasswesen  (cfr. 
z.B.  S.42  ff.  Deutsches  Reich ;  S.98  ff.  Oesterreich-Ungam;  S.  142  ff.  Schweiz; 
S.  160  ff.  Niederlande;  S.  211  ff.  Frankreich  und  Belgien;  S.  240  ff.  ItaHen; 
S.  252  ff.  Spanien  und  S.  264  ff.  Portugal) ,  einschliesslich  der  Erbschafta- 
Steuergesetzgebung,  des  ehelichen  Güterrechts  und  Vormundschaftsrechta, 
wenn  auch,  wie  dies  in  der  Zwecknatur  des  Unternehmers  begründet  ist, 
vielfach  nur  in  allgemeinen  Zügen  und  unter  sachgemässer  Begrenzung 
auf  die  Bedürfnisse  der  einschlägigen  Praxis,  berühren.  Ohne  Zweifel  sind 
einzelne  Partieen  des  Beuling  -  Loewenfeld'achen  Handbuches  von  ganz  be- 
sonderem Interesse.  Wir  nennen  als  in  erster  Reihe  hieher  gehörig  die 
recht  gelungenen  Darstellungen  des  Österreich-ungarischen  von  Markiewias 
(S.57ff.),  des  französisch -belgischen  (S.  183  ff.)  und  des  englischen  Pro- 
zesses von  Camphell,  welche  mit  praktischem  Verständniss,  unter  Ausschluss 
schwer  verständlichen  Details,  dem  Leser  ein  recht  anschauliches  Bild  der 
Grundtypen  der  europäischen  Prozessgesetzgebungen  gewähren.  Letzteres 
ist  insbesondere  bei  der  für  Deutschland  so  wichtigen  und  mit  Ausnahme 
von  Em9t  Schuster'a  Werk  (die  bürgerliche  Rechtspflege  in  England. 
Berlin  1887)  nur  wenig  behandelten  englischen  Prozessrechte  der  FalL 
Die  Redaktoren  haben  mit  anerkennenswerthem  Eifer  auch  hier  einen  für 
das  betreffende  Territorialrecht  geeigneten  Bearbeiter  gefunden.  Es  ist 
ihnen  auch,  ungeachtet  des  autochthonen  Kolorits,  welches  die  CampbelVsche 
Darstellung,  trotz  der  offenbar  recht  sorgfältigen  Uebersetzung  beibehalten 
hat,  gelungen,  dem  deutschen  Leser  ein  anschauliches  Bild  des  Gegen- 
standes zu  gewähren,  ohne  dabei  ihre  Zuflucht  zu  der  im  einzelnen  Falle 
den  Begriff  nur  ungenau  wiedergebenden  heimathlichen  Terminologie  zu 
nehmen.  Hier  und  &  sind  nun  aUerdings  kleine  Ungenauigkeitcn  nicht  zu 
vermeiden  gewesen.  So  auf  S.  287,  bei  der  Darstellung  eines  Theils  des  engli- 
schen Kontumazialverfahrens  („Urtheil  mangels  Einlassung**),  wo  die  An- 
träge des  Klägers  behufs  Erlangung  eines  Spruchs  ,,in  defauU  of  appearanee* 
mit  dem  einem  anderen  juristischen  Vorstellungskreise  angehörigen  deut- 
schen Ausdruck:  „Rechtsmittel**  bezeichnet  werden.  Auch  die  Wieder- 
gabe des  Wortes  „Beceiver*^  auf  S.  299  mit  „Einnehmer**,  anstatt  mit  dem 
juristisch  entsprechenden:  ^Sequester'*',  ist  nicht  glücklich.  Von  derartigen, 
dem  kundigen  Leser  aber  ohne  Weiteres  ins  Auge  fallenden  und  darum 
gänzlich  unschädlichen  Kleinigkeiten  abgesehen,  ist  an  der  CamphelVachtn 
Arbeit  insbesondere  die  Knappheit  des  Ausdruckes  bei  genügender  Ueber- 
sichtlichkeit  rühmend  hervorzuheben,  ein  Umstand,  welcher  namentlich  bei 
der  Darstellung  der  für  kontinentale  Rechtsgewohnheiten,  trotz  der  durch 
die  Gesetzgebungen  der  siebziger  Jahre  (1873  und  1875)  so  sehr  verein- 
fachten Gerichtsorganisation  nach  einer  recht  fremdartigen  Materie,  beson- 
ders verdienstlich  ins  Gewicht  fällt. 

Von  erheblichem  Interesse  und,  in  Ermangelung  einer  anderweitigen 
zusammenfassenden  Arbeit  dieser  Art,  sind  die  in  dem  Reuling-LoewenM^- 
sehen  Sammelwerke  enthaltenen  Notizen  über  die  Advokatur  und  das 
Notariat  (cfr.  Deutschland  S.  6  ff.,  Oesterreich-Ungam  S.  59ff.,  Schweiz 
S.  114  ff.,  Holland  S.  163,  Luxemburg  S.  1^4,  Frankreich  und  Belgien 
S.  191  ff.  u.  20n.  (Anwaltsgebühren:  Italien  S.  228,  Spanien  S.  248,  Por 
tugal  S.  257  und  England  S.  277.)    Ueberall  sind  die  karakteristischen  Züge 
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mit  genügender  Schärfe  und  ohne  den  ermttdenden  Ballast  unfmchtbarer 
Details  und  allgemeiner  Phrasen  gltlcklich  hervorgehoben. 

Rahmend  ist  auch  die  eingehende  Berücksichtigung  des  Konkurs- 
rechts  und  der  Konsulargerichtsbarkeit  zu  erwähnen.  Die  Einzel- 
darstellungen bekunden  durchweg  ein  mehr  oder  minder  tiefes  Eindringen 
in  die  Materie  und  erleichtern  dem  Leser  die  erste  Orientirung  auf  dem 
einschlägigen  Gebiete  in  recht  dankenswerther  Weise.  —  Eine  eingehende 
Kritik  der  einzelnen  Parthieen  dieses,  im  Allgemeinen,  soweit  sich  dies 
nach  den  bisherigen  Proben  beurtheilen  lässt,  recht  geschickt  angelegten 
Sammelwerkes  müssen  wir  uns  an  dieser  Stelle  selbstredend  versagen. 
Die  nur  spärliche  Bezugnahme  auf  Gesetze  und  Kechtsprüche  und  der  fast 
völlige  Mangel  an  Literaturnachweisen  schliessen  zudem  eine  Kachprüfung 
im  Einzelnen  geradezu  aus.  Die  Frage,  ob  und  inwieweit  sich  eine  solche 
ganzlich  erübrigt,  lässt  sich  bei  einem  Unternehmen  von  so  grosser  Trag- 
weite auch  dann  nicht  leicht  beantworten,  wenn  die  Kamen  der  einzelneu 
Bearbeiter  durchweg  eine  hinlängliche  Bürgschaft  für  die  Zuverlässigkeit 
des  Dargebotenen  zu  bieten  geeignet  sein  sollten.  Deshalb  bleibt  der 
wissenschaftliche  Werth  der  vorstehend  besprochenen  Arbeit  durch  diesen 
Mangel  nicht  unbeeinträchtigt.  Dem  sprachkundigen  Juristen  wird  das 
selbstthätige  Studium  der  betreffenden  Quellen  nicht  erspart;  während  der 
nichtsprachkundige  Jurist  nur  in  den  seltensten  Fällen  in  der  Lage  sein 
wird,  ohne  die  Mitwirkung  des  in  Frage  stehenden  Territorialjuristen  irgend 
eine  wichtige  Frage  mit  Sicherheit  zu  beantworten.  Wir  hätten  daher 
im  Interesse  des  Unternehmens,  dessen  ganze  Anlage  und  Zweckrichtung 
uns  durchaus  sympathisch  erscheint,  es  gerne  gesehen,  wenn  die  Herren 
Bearbeiter  der  einzelnen  Kapitel  uns  auch  einen  kleinen  Einblick  in  die 
Werkstätte  ihres  Schaffens  gewährt  und  uns  namentlich  das  literarische 
Robmaterial  nicht  gar  zu  ängstlich  vorenthalten  hätten,  dessen  vermuthlich 
recht  sacfagemässe  Benutzung  die  von  ihnen  gelieferten  Ergebnisse  hat 
fördern  helfen. 

Vielleicht  werden  die  Herren  Redaktoren,  ermuthigt  durch  den  Erfolg 
dieses  in  seiner  Art  in  der  deutschen  Fachliteratur  leider  noch  sehr  ver- 
einzelt dastehenden  Unternehmens,  dasselbe  künftighin  nach  der  ange- 
deuteten Richtung  zu  erweitern  Veranlassung  finden. 

Berlin,  im  September  1891.  Dr.  J,  Goldsehmidt. 

7*  €fiuUo  Diena.  Condieione  giuridica  della  Vedova  in  relazione  al  diritto 
intemazionale  private.  Torino.  FratelH  Bocca,  1891.  8®.  300.  fr.  5. 
Wir  kennen  kein  Werk,  welches  die  rechtliche  Stellung  der  Wittwe 
init  Bezug  auf  ihre  Vermögens-  und  Familienverhältnisse  in  dem  Gebiete 
des  internationalen  Rechtes,  mit  der  nämlichen  Gründlichkeit  und  unter 
Berücksichtigung  so  vieler  Gesetzgebungen  zum  Gegenstande  einer  mono- 
graphischen Darstellung  gemacht  hätte,  wie  das  vorliegende  von  Giulio 
LHena,  Genaue  Kenntniss  des  einzelnen  Rechtes,  der  modernen  Gesetz- 
gebungen der  meisten  Länder,  der  Grundsätze  des  internationalen  Rechtes 
und  eine  vollendete  Beherrschung  der  Form  sind  die  Eigenschaften,  welche 
dem  Buche  Dienä'B  einen  hervorragenden  Rang  in  der  iuristischen  Literatur 
sichern  und  in  dem  Verfasser  einen  seinen  italienischen  Kollegen  eben- 
bürtigen Bearbeiter  des  internationalen  Privatrechtes  erkennen  lassen.  Der 
einleitende  Abschnitt  y,cenno  storico*^  gibt  eine  kurze  und  gedrängte  Ueber- 
sicht  der  Rechte  der  Frauen  und  Wittwen  im  Alterthum,  während  die  sechs 
folgenden   Abschnitte   dem   modernen   Rechte,    den    bestehenden  Gesetz- 

febungen  und  dem  internationalen  Rechte  gewidmet  sind.  Der  ganze 
tolF  wird  in  folgenden  besonderen  Abtheilungen  zur  Erörterung  gebracht: 
1)  CtUadinansa  della  vedova  e  dtt  moi  figli;  2)  Patria  potestä  e  tutela 
legale  della  madre  vedova  sui  figli,  8uoi  diritti  d*  usufrutto  eui  loro  benk ; 
3)  JmpeddmenH  al  eeeondo  matrimonio  della  vedova;  i)  La  vedova  in  rela- 
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gione  ai  diritti  dt  legttHmazione  e  di  adosiane;  5)  Diritti  di  auccessione  deüa 
vedova ;  6)  La  vedova  in  relazione  aV  dirüto  delle  ohligazioni  conclusiane. 

Die  Erwerbung  des  StaatsbUrgerrechtes  des  Ehemannes  durch  Heirath 
der  ausländischen  Frau  bildet  das  Thema  des  ersten  Abschnittes.  Dieser 
Erwerb  eines  neuen  StaatsbUrgerrechtes  durch  Heirath  wird  gegenwärtig 
von  allen  Gesetzgebungen  anerkannt,  dagegen  verbinden  nicht  alle  mit 
dem  Erwerbe  des  neuen  auch  den  Verlust  des  alten,  und  irrthttmlichfr 
Weise  rechnet  Diena  auch  die  schweizerische  zu  ihnen.  Eine  Schweizerin, 
welche  durch  Heirath  ein  auswärtiges  Staatsbtirgerrecht  erwirbt,  hOrt  auf 
Schweizer  Bürgerin  zu  sein,  ohne  dass  es  einer  Entsagung  oder  Entlassung 
bedürfte.  Grosse  Verschiedenheit  herrscht  mit  Bezug  auf  die  Frage,  ob 
die  Wittwe  das  Staatsbttrgerrecht  ihres  verstorbenen  Mannes  beibehalte 
oder  ihr  früheres  durch  blosse  Erklärung  mit  Niederlassung  oder  wenigstens 
mit  erheblichen  Erleichterungen  wieder  erwerben  könne.  Auch  hier  mfA. 
die  ursprüngliche  Schweizerin,  welche  Wittwe  eines  Ausländers  wird,  nichts 
weniger  als  günstig  behandelt,  sondern  gleich  wie  eine  andere  AiiBläBderin 
auch.  Das  nämliche  ist  auch  dann  der  Fall,  wenn  ein  Schweizer  einen 
Lehrstuhl  in  Oesterreich  annimmt.  Er  muss  auf  sein  Schweizer  Bürgerrecht 
Verzicht  leisten,  und  seine  Wittwe  bleibt  Oesterreicherin,  auch  wenn  sie 
ihren  Wohnsitz  wieder  in  der  Schweiz  aufschlägt.  Nur  berührt,  aber  nicht 
eingehend  erörtert  wird  die  Frage,  ob  eine  Ehefrau  sich  während  der  Dan« 
der  Ehe  in  einem  anderen  Staate  als  demjenigen  ihres  Mannes  dürfe  natu- 
ralisiren  lassen,  und  Diena  bejaht  die  Frage  mit  der  Voraussetzung,  dass 
der  Ehemann  seiue  Zustimmung  ertheile.  Dagegen  werden  die  Fälle  ein- 
gehend besprochen,  wenn  der  Vater  oder  die  verwittwete  Mutter  sich  aus- 
wärts naturalisiren  lassen,  ob  alsdann  die  Naturalisation  sich  auch  auf 
Minderjährige  erstrecke  und  welche  Folgen  sich  an  die  verschiedene  Staats- 
angehörigkeit von  Eltern  und  Kindern  knüpfen;  endlich  erörtert  der  Ver- 
fasser die  nicht  mehr  ungewöhnlichen  Fälle  einer  Gebietsabtretung  und 
ihres  Einflusses  auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Bewohner.  Um  Konflikte, 
welche  aus  einem  mehrfachen  Staatsbürgerrecht  entstehen  können,  zu  ver- 
hindern, vertritt  Diena  den  Satz:  „il  recUe  acquisto  di  una  nasionalita 
stanieraj  ottenuto  dietro  propria  domandcL,  deve  far  perdere  la  dttadinamic 
primitiva  (S.  93). 

Im  folgenden  Abschnitt  wird  der  Einfluss  der  Staatsangehörigkeit  auf 
Vormundschaft  und  elterliche  Rechte  untersucht,  namentlich  auf  das  Recht 
der  mütterlichen  Nutzniessung  an  dem  Vermögen  der  Kinder.  Einzelne 
Gesetzgebungen  anerkennen  das  Vormundschaftsrecht  der  Wittwe  tiber  ihre 
Kinder,  andere  dagegen  nicht;  das  nämliche  ist  der  Fall  mit  Bezug  auf 
die  Nutzniessung  an  dem  Vermögen  derselben.  Im  Falle  eines  Konfliktefl 
lassen  die  einen  die  Gesetzgebung  des  Domizils  entscheiden,  während  flir 
andere  die  Nationalität  massgebend  ist,  welcher  das  Kind  zugehört;  auch 
von  der  Natur  des  Nutzniessungsgegenstandes,  ob  beweglich  oder  unbeweg- 
lich, wird  die  Entscheidung  abhängig  gemacht.  Mit  Italien  lassen  anä 
Frankreich  und  Bellen  das  Nationalitätsprinzip  entscheiden,  während  andere 
das  ausschlaggebende  Gericht  auf  den  Wohnsitz  verlegen.  Diena  erörtert 
hier  alle  Fragen,  welche  zu  Konflikten  Anlass  geben  können  an  zahlreiebeB 
Beispielen  und  beurtheilt  sie  nach  den  Grundsätzen  des  internationalea 
Rechts. 

Die  Wittwenschaft  kann  für  die  Wittwe  ein  Ehehindemiss  bilden,  und 
ob  dies  der  Fall  sei,  ist  nach  dem  heimathlichen  Rechte  zu  benrtheilei, 
wie  an  der  Hand  der  meisten  Gesetzgebungen  nachgewiesen  wird.  Auch 
hier  zitirt  Diena  die  schweizerische  Gesetzgebung  nicht  richtig  und  der 
Satz,  dass  alles  Vernünftige  auch  wirklich  sei ,  findet  leider  auf  sie  nur  in 
beschränktem  Masse  Anwendung,  denn  der  Fremde,  welcher  aich  in  der 
Schweiz  verheirathen  will,  hat  nicht  zu  bescheinigen,  dass  seiner  Ver- 
heirathung  kein  gesetzliches  Hindemiss  entgegenstehe,  sondern  data  seine 
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Ehe  mit  allen  Folgen  in  seinem  Staate  werde  anerkannt  werden.  AndM'e 
keineswegs  tiberall  in  gleicher  Weise  anerkannte  Hindernisse  sind  das 
Yerhältniss  der  Wittwe  zum  Bruder  des  verstorbenen  Ehemannes;  Heirath 
▼or  Abfluss  von  300  Tagen  oder  10  Monaten  nach  Auflösung  der  Ehe; 
mit  dem  Mörder  des  Ehemannes  oder  dem  Gehülfen  desselben :  sarehbCy  sagt 
Biena,  cosa  (uaolutnente  repugnante  alla  morale^  se  un  conjuge  in  caso  dt 
vedaoanza  potesse  mirtfi  in  matrimonio  con  persona  che  aveeso  preso  parte 
alV  omicidio  o  dl  tentato  omicidio  delV  altro  conjuge^  aia  come  agente  princi- 
pale,  sia  come  complici.  Andere  Gesetzgebungen  kennen  dieses  Verbot 
nicht,  oder  glauben  es  entbehren  zu  dürfen,  weil  die  ausgesprochene  Strafe 
ein  hinlängliches  Hindeniiss  bilde,  aber  wo  es  besteht  gilt  es  auch  solchen 
gegenüber,  welche  durch  auswärtige  Gerichte  verurtheilt  worden  sind. 
Zwar  hat  der  römische  Kassationshof  angenommen,  eine  Verurtheilnng  im 
Auslande  begründe  kein  Ehehinderuiss,  allein  Fiore  bestreitet  diese  An- 
sicht und  Diena  tritt  ihm  bei.  Auch  begangener  Ehebruch  bildet  nach 
verschiedenen  Gesetzgebungen  ein  Hinderniss  für  den  Eheabschluss  mit 
dem  Komplizen,  z.  B.  Frankreich:  Vepoux  coupable  ne  pourra  jamais  se 
marier  aveeson  cotnpUce;  England  und  die  Schweiz  erkennen  dagegen  dieses 
EhehindernisB  nicht  an.  Vgl.  mein  Gutachten  über  Abänderung  einiger 
Beatimmungen  des  schweizerischen  Bundesgesetzes,  betreffend  die  Ehe- 
scheidung S.  13.  Auch  der  mangelnde  Konsens  der  Eltern  kann  ein  Ehe- 
hinderuiss bilden,  und  alsdann  wird  kein  Unterschied  gemacht  zwischen 
der  unverheiratheten  Tochter  und  der  minderjährigen  Wittwe.  Dass  dies 
auch  in  der  Schweiz  gelte,  wird  von  Diena  mit  Unrecht  angenommen,  denn 
nach  dem  Gesetz  ist  das  Einspruchsrecht  ein  Ausfluss  der  elterlichen  Gewalt 
und  nach  schweizerischem  Recht  hört  dieselbe  infolge  Heirath  des  Kindes 
auf;  mit  der  Verheirathung  des  minderjährigen  Kindes  tritt  die  Volljährig- 
keit ein  und  hört  die  elterliche  Gewalt  auf.  Die  Beobachtung  einer  Warte- 
frist von  300  Tagen  oder  10  Monaten  wird  nicht  überall  mit  gleicher 
Strenge  gefordert,  und  das  Ehehinderniss  wird  als  d'  ordine  puhlico  intemo 
angesehen  und  nicht  als  d^  ordine  publico  intemazionale.  In  England  besteht 
das  Verbot  gar  nicht,  und  nach  französischem  und  italienischem  Recht 
wird  die  Uebertretung  mit  Strafen  und  anderen  Nachtheilen  bedroht. 

Sehr  grosse  Verschiedenheiten  zeigen  die  Gesetzgebungen  mit  Bezug 
auf  die  legiiimatio  per  subsequens  matrimonium  und  per  reacriptum  principie. 
Die  einen  lassen  beide  zu,  andere  dagegen  nur  die  eine.  England  und 
verschiedene  Staaten  Amerikas  anerkennen  keine  legiiimatio  per  sttbsequens 
m{»Mmonium;  andere  dagegen,  auch  Schottland,  anerkennen  sie  dagegen 
mit  keinen  oder  nur  ausnahmsweisen  Beschränkungen«  Russland  lässt  nur 
die  legitimatio  per  rescriptum  prindpis  zu.  Im  Falle  eines  Konfliktes  ent- 
scheidet die  Gesetzgebung  des  Landes,  welchem  die  Mutter  angehört  und 
nicht  diejenige  des  Kindes.  Ausgeschlossen  wird  die  legitimatio  per  aub- 
sequena  matrimonium  in  einzelnen  Gesetzgebungen,  wenn  das  Kind  oder  die 
Kinder  im  Ehebruch  erzeugt  sind,  oder  wenn  keine  Anerkennung  vor  Ab- 
schluss  der  Ehe  stattgefunden  hat.  Die  schweizerische  Gesetzgebung  kennt 
solche  Beschränkungen  nicht,  so  sehr  sie  auch  in  der  Natur  der  Sache 
begründet  sind.  Auch  mit  Bezug  auf  die  Zulässigkeit,  die  Bedingungen 
and  die  Wirkungen  der  Adoption  gehen  die  Gesetzgebungen  weit  auseinander. 
Einzelne  verbieten  sie  ganz  oder  gestatten  sie  wenigstens  nicht,  andere 
gestatten  sie  zwar,  allein  mit  Ausnahme  ausserehelich  erzeugter  Kinder, 
a.  B.  Italien,  Oesterreich  und  Russland  für  den  Adel.  Ueber  die  Fähigkeit, 
eine  Adoption  vorzunehmen,  entscheidet  das  heimathliche  Recht,  und  nament- 
lich besteht  in  Italien  kein  Zweifel  darüber,  dass  ein  Fremder  gemäss  der 
Gesetzgebung  des  Staates,  welchem  er  angehört,  adoptiren  und  adoptirt 
werden  kann.  An  der  Hand  der  verschiedenen  Gesetzgebungen  erörtert 
sodann  Diena  die  Wirkungen  der  Adoption  in  den  verschiedenen  Ländern. 
Nach  italienischem  Rechte  verbleibt  z.  B.  die  elterliche  Gewalt  bei  dem 
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fiatürlicben  Vater  uud  geht  nicht  anf  die  Adoptiveltern  Über,  während  nach 
dem  österreichischen  Gesetzbuch  die  entgegengesetzten  Grundsätze  gelten. 
Nach  ungarischem  Rechte  geht  sie  auch  auf  die  Adoptivmutter  über«  wenn 
sich  der  leibliche  Vater  dieselbe  nicht  vorbehalten  hat.  Die  Frage  bat 
schon  wiederholt  Anlass  gegeben  zu  Konflikten,  und  es  folgt  daher  der 
Leser  mit  lebhaftem  Interesse  der  reichen  Kasuistik  Dienä'B, 

Von  besonderem  Interesse  ist  der  Abschnitt  über  das  Erbrecht  der 
Wittwe.  Dasselbe  hängt  enge  zusammen  mit  dem  ehelichen  Güterrecht, 
kann  aber  auch  unabhängig  von  demselben  durch  die  Gesetzgebung  oder 
letzwillige  Verfügungen  des  Ehemannes  normirt  sein.  Verschiedene  Gründe 
können  daher  modifizirend  auf  diese  Rechte  einwirken:  eine  Verändemng 
der  Staatsangehörigkeit  während  der  Dauer  der  Ehe,  oder  auch  nur  eine 
Verlegung  des  Domizils  aus  einem  Staat  in  einen  anderen ,  und  wie  be- 
deutend dieselben  sein  können,  ergibt  sich  aus  den  Bestimmungen  der 
verschiedenen  von  Diena  angeführten  Gesetzgebungen  und  einer  Ver- 
gleichung  der  italienischen,  französischen  und  österreichischen  Gesetzbücher 
mit  dem  englischen  Rechte.  Bald  erhält  die  Wittwe  eine  Erbportion,  die 
verschieden  ist,  je  nachdem  Kinder  vorhanden  sind  oder  nicht,  oder  die 
Nutzniessung  an  einem  Theile  der  Verlassenschaft  oder  Unterhalt  während 
der  Wittwenschaft.  Verschieden  ist  die  Wirkung  der  Bedingung,  dass  die 
Wittwe  sich  nicht  wieder  verheirathe,  in  Frankreich,  Oesterreich  und  Italien, 
ebenso  ihrer  schlechten  Aufführung  während  der  Wittwenzeit;  verschieden 
sind  die  Gesetzgebungen  mit  Bezug  auf  Testirfreiheit  und  die  Möglichkeit 
und  Zulässigkeit  gegenseitiger  letztwilliger  Verfügungen  in  einem  und 
demselben  Akte  etc.  Diena  untersucht  daher  eingehend  die  Frage,  welche 
Wirkungen  ein  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  beider  Ehegatten  oder 
nur  des  Ehemannes  auf  das  Erbrecht  der  Wittwe  haben  könne.  Dabei  legt 
er  den  Fall  zu  Gninde,  dass  italienische  Ehegatten,  welche  in  Italien  ein 
von  dem  italienischen  Gesetze  anerkanntes  eheliche|^  Güterrecht  angenommen 
haben,  nachträglich  gemeinsam  das  französische  Staatsbürgerrecht  erwerben. 
Es  kann  nun  die  Frage  entstehen,  ob  die  Wittwe  nach  dem  Tode  des  Ehe- 
mannes und  in  Ermangelung  einer  letztwilligen  Verfügung  sich  auf  das 
italienische  Erbrecht  der  Wittwe  berufen  könne  oder  sich  mit  dem  weniger 
günstigen  des  Code  civil  begnügen  müsse;  mit  anderen  Worten,  ob  das 
Erbrecht  der  Wittwe  als  Bestandtheii  des  ehelichen  Güterrechtes  nach  der- 
jenigen Gesetzgebung  beurtheilt  werden  solle,  unter  welcher  die  Ehe  ab- 
geschlossen worden  ist;  Fiore  spricht  sich  dagegen  aus.  Das  eheliche  Güter- 
recht als  solches  könne  unverändert  bleiben,  allein  das  Erbrecht  der  Wittwe 
könne  sich  nur  richten  nach  demjenigen  Rechte,  unter  welchem  es  geltend 
gemacht  werde,  somit  nach  demjenigen,  unter  welchem  die  Eheleute  standen 
im  Augenblicke  des  Todes  des  Ehemannes.  Diese  Ansicht  theilt  auch  Dteno. 
Die  Ehefrau  kann  daher  ihre  Erbrechte  nur  nach  dem  Code  citnl  geltend 
machen.  Der  nämliche  Grundsatz  sollte  auch  Anwendung  finden,  wenn 
französische  Ehegatten  die  italienische  Nationalität  erworben  haben.  Allein 
mit  Bezug  auf  Liegenschaften,  welche  sich  in  Frankreich  befinden,  wird 
dieser  Grundsatz  nicht  anerkannt,  sondern  die  lex  rei  sitiu  ausschlieeelich 
angewendet.  Mit  Savigny  entscheidet  sich  auch  Biena  mit  den  übrigen 
italienischen  Juristen  für  die  Einheit  der  Erbschaft  und  die  Anwendung 
des  persönlichen  Rechtes  auf  dieselbe,  allein  darin  weichen  sie  von  Savignf 
ab,  dass  derselbe  unter  den  letzteren  das  Recht  des  Domizils  versteht,  die 
italienischen  Juristen  dagegen  dasjenige  der  Nationalität,  und  Diena  spricht 
nur  die  Ueberzeugnng  seiner  Landsleute  aus,  wenn  er  sagt:  „11  criUrio 
della  personalitä  delle  leggi  di  diritto  prwatOj  ä  senza  dubbio  di  gran  iunga 
preferibile  a  quello  della  territorialitä ;  accettando  il  primo  uno  Staio  eompie 
non  soUanto  una  misura  liberale,  ma  nello  stesso  tempo  aoUo  ogni  aapetto 
razionale  ed  utiliiaria*^,  S.  256. 

Diena  fasst  nun  den  weiteren  Fall  ins  Auge,  dass  der  italienisdie 
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Ehemann,  nachdem  er  von  seiner  Bcbnldbaften  Frau  gerichtlich  von  Tisch 
und  Bett  getrennt  worden  ist,  sich  in  Frankreich  niederläsBt  und  dort  stirbt, 
nachdem  er  die  französische  Naturalisation  erhalten  hat.  Nach  italienischem 
Becht  steht  der  getrennten  Wittwe  kein  Erbrecht  zu  gegenüber  dem  Mann, 
nach  französischem  Rechte  bleibt  dasselbe  trotz  der  Trennung  in  Ejraft, 
und  es  fragt  sich  daher,  welches  Recht  zur  Anwendung  komme. 

Laurent  und  Catellani  nehmen  an,  die  italienische  Inkapazität  der 
Wittwe  mache  sie  auch  in  Frankreich  sukzessionsunfähig,  während  Fiore 
and  Diena  sich  für  die  Anwendbarkeit  desjenigen  Rechtes  entscheiden, 
welchem  der  Erblasser  unterworfen  war,  und  die  vom  Code  civil  nicht  an- 
erkannte Inkapazität  des  italienischen  Rechts  daher  nicht  berücksichtigen. 
Wenn  endlich  ein  Italiener  nach  seiner  Yerheirathung  mit  einer  Italienerin 
sich  Ton  ihr  trennt  und  nach  erhaltener  Naturalisation  in  Oesterreich  nieder- 
läast  und  daselbst  sie  durch  letztwillige  Verfügung  zur  Erbin  einsetzt 
unter  der  Bedingung,  den  Wittwenstuhl  nicht  zu  verrttcken,  so  ist  dieselbe 
in  Italien  gültig,  in  Oesterreich  dagegen  nur  wenn  Kinder  vorhanden  sind. 
Mit  Recht  nimmt  Diena  an,  es  finde  das  österreichische  Recht  des  Ehe- 
gatten Anwendung. 

In  dem  letzten  Abschnitt  erörtert  Diena  die  Frage  der  Gültigkeit  oder 
Ungültigkeit  von  Rechtsgeschäften,  welche  die  Ehefrau  während  der  Ehe 
mit  oder  ohne  Mitwirkung  des  Ehemannes  vornimmt,  sowie  die  Wirkungen 
nachträglicher  Bestätigung,  um  Bodann  in  einem  Schlussworte  „co/icZumoh«" 
die  Resultate  seiner  Untersuchungen  festzustellen  und  die  Folgerungen  zu 
ziehen.  Wir  sind  lang  geworden  in  unserer  Anzeige,  aber  jeder  aufmerk- 
same Leser  wird  die  Erfahrung  machen,  dass  man  sich  nicht  ohne  Mühe 
von  einem  so  inhaltreichen  und  gutgeschriebenen  Buche  trennen  kann,  so 
trocken  der  Gegenstand  auf  den  ersten  Anblick  erscheint.  Dem  Inhalt 
entspricht  die  äussere  ungewöhnlich  schöne  Ausstattung. 

10.  September  1891.  König, 

8»  Ferdinand  Gary.  De  la  condition  juridique  des  Fran^ais  ä  VHranger 
d'apres  les  traitis  et  lea  Conventions  diplomatiques ,  les  principes  du  droit 
international  privi^  ^(*  Ugislation  et  la  Jurisprudence  frangaise  et  etrangere. 
Paris,     CJievalier-Marescq  dk  Cie.    1890.    S*.    758. 

Ursprünglich  eine  gekrönte  Preisschrift  der  Akademie  von  Toulouse 
wurde  die  Arbeit  später  erweitert  und  ergänzt  zu  dem  stattlichen  Bande, 
welcher  nun  vor  uns  liegt.  In  erster  Linie  ist  das  Buch  auf  Franzosen  im 
Aaslande  berechnet,  sowie  für  solche,  welche  daselbst  rechtliche  Interessen 
zu  verfolgen  oder  zu  wahren  haben.  Die  meisten  neueren  Gesetzgebungen 
stellen  den  Ausländer  mit  Bezug  auf  die  Ausübung  bürgerlicher  Rechte  — 
droits  dviU  —  dem  Einbeimischen  gleich,  entweder  unbedingt  oder  unter 
Vorbehalt  der  Reziprozität;  früher  wurde  auch  für  den  Fall,  dass  der 
Ausländer  ungünstiger  behandelt  werden  sollte,  mit  Retorsion  gedroht. 
Unter  diesen  bürgerlichen  Rechten  werden  namentlich  verstanden  das  Recht 
der  Niederlassung  und  Auswanderung,  der  Ausübung  von  Berufen  und 
Gewerben,  Erwerb  von  Grundeigenthum  und  Grundpfandrechten,  das  Recht 
vor  Gericht  aufzutreten  und  seine  Rechte  zu  verfolgen,  vor  den  Gerichten 
und  in  Konkursen  als  Zeuge  aufzutreten,  Testamente  zu  errichten  und  aus 
solchen  zu  erwerben  etc.  Die  Ausübung  dieser  Rechte  wird  entweder 
schon  durch  die  eigene  Verfassung  und  Gesetzgebung  garantirt  oder  durch 
Staatsverträge  vereinbart,  und  es  gehört  daher  diese  Materie  dem  öffent- 
lichen Rechte  an.  Verschieden  davon  ist  die  Frage,  welches  Recht  auf  die 
sivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Ausländer  anzuwenden  sei,  ob  desjenigen 
Staates,  dem  sie  angehören,  oder  desjenigen,  in  welchem  sie  wohnen. 
Diese  gehört  dem  Zivilrecht  an  und  ist  nach  den  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  zu  beurtheilen,  auch  wenn  es  an  internationalen 
Konventionen  fehlt,  und  es  zeugt  von  einem  bescheidenen  Maasse  von  Rechts- 
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kenntnissen ,  wenn  in  einem  schweizerischen  Rathssaale  behauptet  werden 
konnte,  „ zivilrechtliche  Verhältnisse  der  Niedergelassenen^  und  „btlrgerliche 
Rechte  der  Aufenthalter"  seien  identische  Begriffe. 

Das  Buch  Garys  wird  nun  durch  ein  historisches  Kapitel  eingeleitet, 
worin  er  die  Fortschritte  nachweist,  welche  der  Grundsatz  der  Gleiehstellang 
der  Ausländer  mit  den  Einheimischen  mit  Bezug  auf  die  „droito  civäs* 
gemacht  liat.  Im  übrigen  hat  dessen  erster  Theil  den  Zweck  festzustellen, 
welche  btlrgerlichcn  Rechte  ein  Franzose  in  den  verschiedenen  Staaten  der 
Erde,  gestützt  auf  Gesetzgebung  und  Staatsverträge  oder  Kapitulationen, 
auszuüben  berechtigt  sei,  und  welche  Strafgesetze  auf  ihn  Anwendung  finden. 
Dagegen  wird  die  Frage  der  Militärpflicht  nicht  berührt,  vielleicht  weil  sie 
ftir  Franzosen  im  Auslande  weniger  Bedeutung  hat  als  ftlr  Ausländer  in 
Frankreich.  Für  jedes  einzelne  Land,  die  in  alphabetischer  Ordnimg 
behandelt  werden,  führt  der  Verfasser  die  Quellen  an,  aus  welchen  diese 
Rechte  hergeleitet  werden,  Gesetze,  Verträge,  theils  unter  wörtlicher  Mit- 
theilung derselben,  femer  die  von  diesen  Rechten  handelnde  Rechtsliterator, 
wobei  jedoch  der  Zufall  bei  weitem  die  grössere  Rolle  spielt  als  die  Literatnr- 
kenntniss.  Ein  Blick  auf  die  bei  Deutschland  und  der  Schweiz  angeftihrten 
Werke  genügt,  um  dieses  Urtheil  zu  rechtfertigen.  Solche  Angaben  sollten 
immer  durch  Gelehrte  des  betreffenden  Landes  geprüft  und  berichtigt  werden. 
So  wird  für  die  Schweiz  das  schweizerische  Bundesstaatsrecht  von  Blumer- 
Morell  nicht  angeführt,  dafür  aber  die  Ausgabe  des  schweizerischen  Obli- 
gation cnrechts  von  Soldan.  Endlich  werden  bei  jedem  Lande  die  diplo- 
matischen und  konsularischen  Posten  angeführt,  welche  Frankreich  in  den 
verschiedenen  Ländern  errichtet  hat.  Unzweifelhaft  hat  sich  der  VeifB»ser 
grosse  Mühe  gegeben,  den  weit  versplitterten  Stoff  in  möglichster  Voll- 
ständigkeit zu  sammeln,  und  es  ist  ihm  nicht  zum  schweren  Vorwurfe  an- 
zurechnen, wenn  Unrichtigkeiten  unentdeckt  geblieben  sind.  So  ist  es 
unrichtig  anzunehmen,  der  Vertrag  von  Solothum  von  1770  mit  der 
Schweiz  sei  noch  in  Kraft,  und  es  könne,  gestützt  auf  denselben,  durch 
einen  in  Frankreich  abgeschlossenen  Vertrag  eine  Hypothek  auf  einem  in 
der  Schweiz  gelegenen  Grundstück  konstituirt  werden.  Für  die  Errichtung 
von  Grundpfandrechten  in  der  Schweiz  sind  ausschliesslich  die  kantonalen 
Hypothekargesetzgebungen  massgebend,  aber  nicht  Staatsverträge  aus  dem 
letzten  Jahrhundert. 

Der  zweite  Theil  des  Buches  —  S.  398—660  —  ist  der  Anwendung  der 
Grundsätze  des  internationalen  Rechtes  und  der  vertraglichen  Bestimmungen 
auf  die  zivilrechtlichen,  handelsrechtlichen  und  prozessualischen  Verhältnisse 
der  im  Auslande  lebenden  Franzosen  gewidmet:  y,Etat  et  capaciU^  droits 
rieh,  successions  et  donatione  entre  vifs  et  testamentaires  et  ohligatüms; 
ferner  lettre  de  change  und  failUte;  endlich  Kompetenz  der  auswärtigen 
Gerichte,  das  Gerichtsverfahren,  Wirkung  französischer  Urtheile  im  Aus^ 
lande  und  auswärtiger  in  Frankreich.  Endlich  handelt  ein  vierter  Abschnitt 
des  zweiten  Theils  von  der  Bestrafung  von  Verbrechen  und  Vergehen, 
welche  Franzosen  im  Auslande  begehen  oder  welche  von  solchen  begangen 
werden,  welche  sich  ins  Ausland  geflüchtet  haben.  Für  die  ersteren  sind 
die  ausländischen  Behörden  allein  zuständig,  während  für  die  letzteren  die 
Auslieferung  das  einzige  wirksame  Mittel  ist,  um  eine  Bestrafung  durch 
die  französischen  Gerichte  zu  ermöglichen. 

Der  dritte  und  letzte  Theil  erörtert  ^droits  et  devoirs  des  fran^ais  ä 
Vitranger  envers  la  France**,  Der  im  Ausland  wohnende  Franzose  hat  An- 
spruch auf  Schutz  seiner  Konsuln  und  Gesandten  und  zu  diesem  Schntse 
gehört  auch  die  amtliche  Ueberwacbung  der  Auswanderung  im  Interesse 
der  Emigranten,  namentlich  in  den  Seehäfen.  Auf  der  anderen  Seite  sind 
die  Franzosen  auch  im  Auslande  ihrer  Pflichten  gegen  Frankreich  nicht  ledig. 
Sie  haben  den  Weisungen  der  Konsuln  Folge  zu  leisten,  sich  bei  ihnen 
anzumelden  und  einschreiben  zu  lassen;  sie  haben  mit  gewissen  Beschran- 
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kangen  ihrer  Militärpflicht  in  Frankreich  Genüge  zu  leisten,  dagegen  können 
sie  im  Lande  ihrer  Niederlassung  nicht  zum  Militärdienst  angehalten  werden, 
während  umgekehrt  Frankreich  Ausländer,  die  in  Frankreich  geboren  sind, 
unbedenklich  zum  Militärdienst  anhalten  kann,  wenn  sie  in  dem  auf  ihre  Mehr- 
jährigkeit folgenden  Jahre  nicht  ausdrücklich  erklären,  das  ihnen  durch  die 
Geburt  in  Frankreich  zukommende  französische  Staatsbürgerrecht  ablehnen 
zu  wollen.  Dagegen  werden  Franzosen,  die  in  der  Schweiz  niedergelassen 
sind,  nicht  angehalten,  in  Frankreich  Steuern  zu  zahlen,  während  dagegen 
preussische  Professoren  auf  schweizerischen  Hochschulen  zur  Steuerzahlung 
in  Preussen  angehalten  werden  und  in  Folge  dessen  das  Vergnügen 
gemessen,  in  der  Schweiz  und  in  Preussen  ihr  Einkommen  versteuern  zu 
müssen,  ein  Privilegium  odiosum,  um  das  sie  Niemand  beneidet.  Das  im 
ganzen  sehr  sorgfältig  ausgearbeitete  Buch  ist  selbstverständlich  nicht  nur 
für  Franzosen  von  Interesse,  sondern  dient  auch  denjenigen  zur  Orientirung, 
welche  mit  ihnen  in  geschäftliche  Berührung  kommen. 

11.  September  1891.  König. 

b)  Zeitschriften. 

Archiv  filr  hiirgerlichea  Bscht  Bd.  6,  Heft  1:  Neubauer^  der  nicht- 
kaufmännische Maklervertrag  in  der  Praxis,  insbes.  nach  Preuss.  Allg. 
L.R.;  Fischer y  zur  Lehre  von  den  gemeinschaftlichen  Testamenten  der 
Eheleute;  Hergenhahn,  sind  die  vor  Geltung  des  Aktiengesetzes  vom 
18.  Juli  1884  statutarisch  eingeräumten  Vorzugsrechte  auf  den  Bezug  der 
neuen  Aktien  überhaupt  und  auch  zu  dem  im  Voraus  bestimmten  Kurse 
noch  rechtswirksam?  Eger,  der  Abschluss  des  internationalen  Eisenbahn- 
frachtvertrages und  die  Bedeutung  des  Frachtbriefs  u.  Duplikats;  Kohler, 
Rechtsgmndsätze  ans  gerichtlichen  Entscheidungen,  Ueberblick  über  die 
neuesten  Zivilgesetzgebungen  des  Auslandes. 

Zeitschrift  für  deutschen  ZivUprazess.  Bd.  XVI,  Heft  4:  Seuffert, 
zur  Revision  der  Zivilprozessordnung  bei  Einführung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs ;  Petersen,  über  eventuelle  Klagebegehren  und  Rechtsmittel, 
sowie  die  eventuelle  Verbindung  von  mehreren  Klagegründen;  Meyer^ 
Zulässigkeit  einer  bedingten  Vorabentscheidung  über  den  Grund  des  An- 
spruchs. 

Zeitschrift  für  die  gesainmteStrafrechtswissenschaft,  Bd.  XII,  1.  Heft : 
Appelius,  die  ReformbestrebuDgen  auf  dem  Gebiete  der  Strafrechts- 
pflege und  das  heutige  Strafrecht;  Krafft-Ebing,  §  175  des  deutschen 
Strafgesetzbuchs  und  die  Urningsliebe ;  Foinitsky,  die  strafrechtliche 
Doktrin  der  Theilnahme;  Cuny,  sollen  Bestimmungen  über  die  Zustän- 
digkeit der  Strafkammer-  und  der  Schöffengerichte  abgeändert  werden? 
V.  d.  Decken,  ist  die  Bezahlung  einer  Geldstrafe  durch  einen  Dritten 
zulässig  oder  strafbar?  Wann  ist  eine  Geldstrafe  als  eine  nicht  beizu- 
treibende  im  Sinne  des  §  28  d.  St.G.B.  anzusehen?  Engels,  der  straf- 
rechtliche Karakter  der  subsidiarischen  Haftbarkeit  für  die  Geldstrafen 
Dritter. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.  10.  Bd.  I.  Heft: 
A.  Sprenger ,  eine  Skizze  der  Entwickelungsgeschichte  des  muslimi- 
schen Gesetzes;  Paul  Eehme,  über  das  Recht  der  Amaxosa;  Dr.  /. 
Kohl  er,  die  Gewohnheitsrechte  der  Provinz  Bombay.  II.  Heft:  Kohl  er, 
die  Gewohnheitsrechte  etc.  (Schluss);  Friedrichs,  Einzeluntersuchungen 
zur  vergleichenden  Rechtswissenschaft;  Meyer  von  Schauensee,  die 
neueste  Schweizer  Gesetzgebung  und  rechtswissenschaftliche  Literatur; 
Bernhöft,  Ehe  und  Konkubinat  im  römischen  Recht. 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  llecht  und  Prazess.  1.  Bd., 
10.  Heft:  Hüppner,  zur  Lehre  von  der  Beweislast. 

J^ahrbücher  der  Württemberger  Mechtspflege»  Bd.  IV.,  Heft  1: 
Lämmert,  zur  Lehre  von  der  zeitlichen  Trennung  der  Ehe  (Toleramus) 
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nach  dem  protett.  Eherechte  WOrttembergs;  Frhr.  v.  Wäehter-Spitt- 
ler,  welche  Stellimg  hat  die  Staatsanwaltschaft  bei  ihrem  BesehloBB 
über  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage?  Beiz,  unterliegen  die  For- 
derungen dea  Staates  auf  Rttckersatz  der  für  die  Zöglinge  etc.  der  würt- 
tembergischen Seminanen  etc.  aufgewendeten  sog.  Studienkosten  dem 
württembergischen  Veijährungsgesetze  t.  6.  Mai  1852?  Heft  2:  Lang, 
die  Haftung  des  fäUus  procurator;  Theilung  Ton  Klagen;  Beitrag  zur 
Lehre  von  der  Verwendungsklage  (actio  de  in  rem  versq). 

AUg.  österreichisehe  GericiUszeitunff,  1891:  Schoherleehner,  Pro 
iustüia!  (37^38);  Amschl,  ist  der  PriTatanklager  zu  Vorerhebungen 
berechtigt?  (39,  40);  Schwach,  zur  Lehre  vom  Afterpfandrechte,  insbes. 
mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  51  A.  B.G^.  (41);  Sperl,  die 
Konvaleszenz  einer  unwirksamen  ^genthumsübertragung  im  österr.  Rechte 
(43,  45);  Kavcic,  zum  Begriffe  des  zugefügten  Schadens  nach  §  I  des 
Ges.  V.  25.  Mai  1883  (46). 

Juristische  BiäUer^  1891:  Der  XXL  deutsche  Juristentag  (38  ff.); 
der  DL  österr.  Advokatentag  (41);  Ho e gel,  die  Bestrebungen  der  inter- 
nationalen kriminalistischen^ Vereinigung  mit  Bezug  auf  die  Österreich. 
Verhältnisse  (45);  Pavlicek^  die  Rechte  der  Pfandbriefbesitzer  und 
deren  Geltendmachung  (46—50). 

Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwiUige  GerichisbarheU  in  Oester- 
reich  9  1891:  Die  Generalversammlung  des  Österr.  Notarenvereina  in 
Krakau  (35,  37);  die  Reform  des  Grundbuohwesens  in  Ungarn  (38);  ist 
die  Klage  auf  f^rrichtung  von  Notariatsakten  überhaupt  statthaft?  (41); 
Fried,  ein  Beitrag  zum  §  67  d.  Notariatsordnung  (43);  das  Winkel- 
schreiberunwesen in  Galizien  (45  f.) 

ZeitschHft  für  Schweizerisches  Kecht,  32.  Bd.,  N.  F.  10.  Bd.,  4.  Heft : 
Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristen  Vereins  zu  Genf  den  21.  u.  22. 
Septbr.  1891.  (Referat  v.  Dr.  Beh/ous  über  die  einem  Bundesgesetz 
über  den  Lebensversicherungsvertrag  zu  Grunde  zu  legenden  Prinzipien. 
Protokoll  der  Verhandlungen.  Beigeheftet:  Revue  der  Geriehtspraxis, 
Bd.  IX.  Heft  4. 

ZeitschHft  des  Bemischeth  Juristenr-Vereiw.  Bd.  XXVIII,  4.  Heft: 
Beichel,  Säumnissfolgen  im  Schriftenwechsel;  Manuel,  Bemerkungen 
über  die  Frage  der  Abzahlungsgeschäfte;  aus  der  Administrativpraxis 
der  Bundesbehörden  im  J.  1890. 

wTaumtU  du  droit  intematianiU  pHvS  et  dela  Jurispfmdence  contr 
parSCf  1891,  Nr.  VII,  VIII,  IX,  X:  Beauchet,  du  conflit  de  lois  fran- 
Caise  et  etranghre  en  mati^e  de  preuve  te^imoniale;  Barkowshi,  de  la 
eofidition  juridique  des  societis  itrangeree  en  Bu89ie\  de  Boeck,  du  rapa- 
triement  des  nationaux  et  des  Hrangers;  Porter  Morse,  compitence  de 
la  juridiction  locale  ä  Vigard  des  navires  de  commerce  Strangers  se  trou- 
vant  dans  les  ports  nationaux;  Lenepreu  de  la  Fond,  des  crimes  et 
düits  politiques  et  des  it^ractions  connexes  d'aprhs  les  plus  rieents  traites 
d'extradition ;  Trigaut-Geneste,  le  droit  international privi  en Bosnie 
et  Herzigovine ;  Boguin,  du  duel  suivant  le  droit  suisse  et  de  la  ripres- 
sion  pinale  ä  Uiquelle  sont  exposis  les  Strangers,  qui  wmt  se  battre  en 
duel  en  Suisse;  Salem,  les  Strangers  devant  les  tribunaux  consulaires  et 
nationaux  en  Turqie  (suite);  Michel,  des  jeux  prohibSs  tenus  dans  Us 
cercUs  et  les  maisons  particulieres  selon  la  legislation  penale  anglaisc 

n  Foro  Penale»  1891,  Fase.  VII:  Grippo,  il  Congresso  Griuridico  di 
Firence  e  le  proposte  di  riforme  in  materia  penale,  Fase.  VIII:  Fal- 
cone,  il  Nuovo  Codice  penale  Italiano  (lettere  a  suo  figlio  Banieri)\ 
Pollio,  il  Bicorso  per  Cassaeione  relativamente  aUe  questioni  ä  giurati 
e  la  nuova  giurisprudenza.  Fase.  IX.  Pollio,  il  Bicorso  etc.  (contin.  e 
fine);  ialcone,  il  Nuovo  Codice  etc.  (lettera  quarta);  Grippo,  ü  Con- 
gresso etc,  (contin,  e  fine). 


Internationales  Privatrecht  als  Bestandtheil  des 

englischen  Rechts. 

Von  A.  V.  ]>icey,  Professor  in  Oxford. 
AutOiisirte  Uebersetzung*)  aus  der  Law  Quarterly  Review  Bd.  VI  undVII. 

Wer  den  Versach  macht,  die  von  den  englischen  Gerichten  fUr 
die  Entscheidung  der  sogenannten  Gesetzeskollisionen  angenommenen 
Kegeln  in  eine  systematische  Form  zu  bringen,  muss  sich  über  drei 
Punkte  eine  klare  Ansicht  bilden,  und  zwar  1)  über  die  Natur  des 
GregenstandeS;  welcher  im  Allgemeinen  als  ,,Lehre  von  den  Gesetzes- 
kollisionen ^    oder  als    „Internationales  Privatrecht^    bezeichnet    wird, 

2)  über  die  zur  Behandlung  des  Gegenstandes  geeignete  Methode  und 

3)  über  die  allgemeinen  Grundsätze,  die  den  Normen  oder  Maximen 
zu  Grunde  liegen,  die  in  ihrer  Gesammtheit  das  zu  erörternde  Rechts- 
gebiet ausmachen. 

A.    Die  Natur  des  Gegenstandes. 

Die  meisten  RechtsflUle,  welche  englische  Gerichte  beschäftigen, 
haben  in  jeder  Beziehung  einen  rein  englischen  Karakter.  Die  Par- 
teien sind  Engländer  und  die  der  Klage  zu  Grunde  liegenden  Ereig- 
nisse fielen  sämmtlich  in  England  vor,  z.B.  wenn  A.,  Kau&nann  in 
London,  den  B.,  welcher  Bürger  von  London  ist,  auf  Zahlung  des 
Preises  von  Waaren  klagt,  welche  in  London  gekauft  und  geliefert 
wurden.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  ist  der  rechtliche  Karakter 
jeder  Handlung,  die  von  einer  der  Parteien  vorgenommen  wurde  oder 
deren  Vornahme  behauptet  wird,  in  rechtlicher  Beziehung  nach  den 
gewöhnlichen  Regeln  des  englischen  Rechts  zu  beurtheUen. 

Indes  kommen  häufig  RechtsfUlle  vor  die  englischen  Gerichte, 
welche  irgend  ein  ausländisches  Element  enthalten.  Eine  oder  beide 
Parteien  können  Ausländer  sein,  z.B.  wenn  ein  Italiener  einen  Fran- 
zosen auf  Zahlung  des  Preises  von  Waaren  klagt,  welche  in  Liver- 
pool gekauft  und  geliefert  wurden.  Der  Rechtsgrund  der  Klage  oder 
der  Einwendungen  kann  in  Umständen  liegen,  welche  sich  ganz  oder 


*)  Wir  geben  ausnahmsweise  einer  Uebersetzung  Kaum,  um  unsereu 
Lesern  ein  interessantes  Spezimen  der  englischen  Auffassung  vom  internatio- 
oalen  Privatrechte  zu  bieten.  Die  Abhandlung  bietet  auch  sonst  noch  man- 
chen belehrenden  Einblick  in  das  englische  Recht  und  die  Sonderart  der 
englischen  juristischen  Autoren.  —  (Auf  Wunsch  des  Autors  sind  einige 
Zitate  auf  eine  neuere  Auflage  des  zitirten  Werkes  bezogen  und  eine  Note 
[5)]  hinzugefügt  worden.  Lediglich  Präjudizien  anfflhrende  Anmerkungen 
sind,  als  für  den  deutschen  Leser  in  den  seltensten  Fällen  von  Werth,  weff- 
gelassen.  Wer  in  der  Lage  ist,  die  Präjudizien  zu  vergleichen,  hat  wohl 
auch  die  L.Q.R.  zur  Hand«)     Red. 

Zeltaehrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreebt  et«.,  Band  II.  <^ 
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zum  Theile  im  Auslande  zutrugen ;  z.  B.  wenn  A.  den  X.  wegen 
eines  von  diesem  in  Paris  auf  den  A.  gemachten  Angriffes  (asaauU) 
oder  aus  einem  in  Frankreich  errichteten  und  in  England  gebrochenen 
Vertrage  klagte  oder  wenn  X.  sich  zu  seiner  Yertheidigung  auf  einen 
in  Gemässheit  der  französischen  Konkursordnung  zu  Staude  gekomme- 
nen; ihn  der  Restzahlung  enthebenden  Zwangsausgleich  beruft.  Bnd- 
lich mögen  die  rechtserzeugenden  Thatsachen  zwar  in  ihrer  Gresammtheit 
in  England  vorgefallen  sein^  aber  irgend  eine  Beziehung  auf  Gresetz  oder 
Gewohnheitsrecht  des  Auslandes  enthalten.  Z.  B.  wenn  A.  die  Be- 
stimmungen einer  Ehewidmungsurkunde  in  Wirksamkeit  setzen  will, 
welche  in  England  errichtet  ist;  sich  aber  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend auf  französisches  oder  italienisches  Recht  bezieht. 

Wenn  ein  Rechtsfall;  der  irgend  ein  ausländisches  Element  entfaMlt, 
zur  Entscheidung  kommen  soll;  so  muss  der  Richter;  vor  welchem  er 
verhandelt  wird;  vor  allem  zwei;  mitunter  drei  Fragen  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  beantworten: 

1)  Ist  der  vorliegende  Fall  ein  solcher;  den  ein  englisches  Gre- 
richt  nach  englischem  Recht  zu  entscheiden  berechtigt  ist? 

Englische  Gerichte  sind  zunächst  berufen;  Rechtsverhältnbse  m 
beurtheileu;  welche  in  England  zwischen  Engländern  oder  wenig- 
stens zwischen  in  England  sich  aufhaltenden  Personen  schweben,  oder 
kurZ;  englische  Prozesse  zu  entscheiden.  Offenbar  können  im  Aus- 
lande oder  zwischen  Ausländern  Rechtsverhältnisse  bestehen,  mit  wei- 
chen; nach  englischem  Rechte,  kein  englisches  Gericht  zu  thun  haben 
kann.  Z.  B.  wird  keine  Abtheilung  des  Obersten  Gerichtshofes  und 
um  so  weniger  irgend  ein  anderes  englisches  Gericht  eine  Klage  auf 
Einräumung  von  Grundeig^nthum  ausserlialb  Englands  annehmen.  Diese 
erste  Frage  ist  also  eine  Frage  der  Kompetenz  (des  forum), 

2)  Nach  welchem  Rechte  (vorausgesetzt,  die  Kompetenzfrage  sei 
bejahend  beantwortet)  sind  die  Rechte  der  Parteien  in  Gemässheit  des 
englischen  Rechts  zu  beurtheileu?  Das  heisst:  soll  der  Richter  auf  den 
vorliegenden  Fall  (z.  B.  auf  das  Recht  des  A.,  von  X.  wegen  eines  in 
Paris  auf  ihn  gemachten  Angriffes  Schadensersatz  zu  verlangen)  die  ge- 
wöhnlichen Normen  des  englischen  Rechts  anwenden,  welche  auf  Ithnliche 
Rechtsverhältnisse  in  England  zwischen  Engländern  Anwendung  finden, 
oder  muss  er  wegen  des  ^ ausländischen  Elements^,  welches  in  dem  vor- 
liegenden Fall  vorkoumit;  bei  seiner  Entscheidung  die  Normen  irgend 
eines  ausländischen  Rechts,  z.  B.  die  Bestimmungen  des  französischen 
Rechts  über  Angriffe,  anwenden?  BGier  handelt  es  sich  also  nicht  um 
eine  Kompetenzfrage,  sondern  um  die  Wahl  des  Rechts  (der  fer). 

Diese  beiden  Fragen  erheischen  immer  eine  Beantwortung,  wenn 
ein  Fall  irgend  ein  auswärtiges  Element  enthält.  Es  ist  mSglich, 
aber  nicht  nothwendig,  dass  der  Richter  auch  noch  eine  dritte  Frage  sn 
beantworten  hat,  welche  indes  nur  dann  aufraucht,  wenn  eine  der  Par- 
teien ihre  Klage  oder  ihre  Einwendungen  auf  die  Entscheidung  eines 
ausländischen  Grerichts  oder;    technisch    gesprochen,    auf  ein    fremdes 
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Urtheil  stützt.     Die  Frage,  welche  dann  auftaucht  und  als  dritte  Vor- 
frage zu  beantworten  ist^  kann  so  gestellt  werden: 

3)  Ist  der  Fall  ein  solcher^  den^  nach  den  Grundsätzen  des  eng- 
lischen Bechts,  der  auswärtige  Richter  zu  entscheiden  berechtigt  war? 
Dies  ist  wieder  eine  Kompetenzfrage. 

Der  Einfachheit  halber  wird  es  gut  sein^  diese  dritte,  nicht  jedes- 
mal zu  beantwortende  Frage  beiseite  zu  lassen  und  uns  auf  die  beiden 
ersten  Fragen  zu  beschränken^  welche  immer  eine  Antwort  erheischen^ 
wenn  ein  Rechtsfall,  der  irgend  ein  ausländisches  Element  enthält; 
vor  einen  englischen  Richter  kommt. 

Jede  dieser  Fragen  muss  nun^  wohlgemerkt^  ron  einem  Richter 
in  Uebereinstimmung  mit  bestimmten  Grundsätzen  und  von  einem  eng- 
lischen Richter^  der  in  England  zu  Grericht  sitzt;  in  Uebereinstimmung 
mit  jenen  Normen  beantwortet  werden,  die  sich  im  englischen  Rechte 
finden. 

Diese  Normen  sind  es,  welche  jenen  Bestandtheil  des  englischen 
Rechts  ausmachen,  welcher  sich  mit  den  Gesetzeskollisionen  beschäftigt, 
und  sie  können  mit  einem  später  zu  rechtfertigenden  Ausdrucke  als 
jene  Grundsätze  des  englischen  Rechts  bezeichnet  werden,  welche  die 
ausserterritoriale  Anwendung  des  Rechts  und  die  ausserterritoriale  An- 
erkennung von  Rechten  beherrschen.  Dieser  Theil  des  englischen  Rechts 
ist  genau  so  sehr  ein  Theil  des  Rechts  von  England,  als  das  Statute 
of  Frauds  oder  das  Statute  of  Distributions.  Indes  ist  unser  Gegen- 
stand theilweise  in  Folge  Unbestimmtheit  der  sprachlichen  Ausdrücke, 
theilweise  in  Folge  anderer  Ursachen  so  sehr  im  Dunkeln^  dass  wir 
seine  Natur  noch  näher  prüfen  müssen  und  zwar  von  einem  anderen 
Gresichtspunkte  als  bisher. 

Das  Recht  eines  jeden  Landes,  z.  B.  jenes  von  England  oder 
Italien;  besteht  aus  allen  jenen  Prinzipien,  Regeln,  oder  Maximen, 
welche  die  Gerichte  desselben  als  durch  die  Autorität  des  Staates  ge- 
tragen zur  Durchsetzung  bringen.  Es  ist  gleichgültig,  ob  diese  Rechts- 
ßätze  geschrieben  oder  ungeschrieben,  ob  sie  gesatztes  oder  Gewohnheits- 
recht sind,  ob  sie  eigentlicher  Gesetzgebung  oder  gerichtlichen  Entschei- 
dungen entstammen.  Jede  Regel  oder  Maxime,  welche  geeigneten 
Falles  von  den  englischen  Gerichten  als  von  der  Autorität  des  Staa- 
tes getragen  zur  Anwendung  gebracht  wird,  ist  Theil  des  englischen 
Rechts. 

Die  Rechtsregel,  dass  Grundbesitz  dem  ältesten  Sohne  als  (In- 
te6tat-)„Erben^  zufällt,  wie  sie  aus  der  Common  Law  herrührt;  die 
Rechtsregel,  dass  das  bewegliche  Vermögen  auf  die  nächsten  Bluts- 
verwandten kommt,  wie  sie  jetzt  auf  dem  Statute  of  Distributums  be- 
ruht; das  Prinzip,  dass  ein  „einfacher^  Kontrakt  ohne  ,,Consideration^ 
nicht  gültig  ist,  oder  die  Theorie,  wie  sie  durch  Richtersprüche  als 
Rechtsquelle  sich  gebildet  hat,  dass  die  Gültigkeit  einer  wo  immer  ge- 
schlossenen Ehe  von  dem  Rechte  des  Landes  abhängt,  wo  sie  ge- 
schlossen wurde:    sie  alle  sind,    so  verschieden  ihr  Karakter  und  ihr 

8* 
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Ursprung  ist^  Regeln  ^  welche  die  englischen  Gerichte  zur  Anwendung 
bringen  und  darum  sind  sie  alle  Rechtsnormen  und  ein  Theil  des  eng- 
lischen Rechts. 

Wenn  indes  die  Bezeichnung  ^englisches  Recht "^  im  weitesten 
und  im  eigentlichen  8inne  genommen  wird,  so  kann  es,  geradeso  wie 
das  Recht  eines  jeden  zivilisirten  Landes,  z.  B.  wie  das  französische 
oder  italienische  Recht^  in  zwei  Theile  zerlegt  werden. 

Der  erste  dieser  Theile  besteht  aus  jenen  Rechtsregeln,  welche 
die  Rechte  und  Pflichten  ausschliesslich  jener  Personen  bestimmen, 
welche  direkt  unter  den  englischen  Gerichten  stehen:  das  heisst  also 
der  Bewohner  Englands  und  der  Engländer^  die  auch,  wenn  sie  nicht 
in  England  wohnen ;  durch  Entziehung  ihrer  ihnen  als  englischen 
Unterthanen  zustehenden  Rechte  betroffen  werden  können.  Wir  wollen 
hier  jedoch  die  Ausnahmsftlle^  in  welchen  die  englische  Gresetzgebnng 
die  Rechte  der  im  Auslande  wohnenden  englischen  Unterthanen  affizirt, 
ausser  Betracht  lassen.  Dieser  erste  Theil  des  Rechts  kann  dann, 
wenn  auch  nicht  mit  absoluter  Präzision^  so  doch  mit  einer  Grenauig- 
keit;  welche  für  unseren  gegenwärtigen  Zweck  ausreicht,  als  die  Ge- 
sammtheit  jener  Rechtsregeln  definirt  werden ,  welche  die  Rechte  der 
Bewohner  Englands  normiren  und  die  Rechtswirkungen  von  Rechts- 
handlungen bestimmen,  welche  zwischen  Engländern  innerhalb  der 
Grenzen  von  England  vorgenommen  werden.  Indirekt  können  freilich 
diese  Regeln  unter  gewissen  Umständen  auch  Rechtshandlungen  af£- 
zireu;  welche  auswärts  vorfallen;  ihre  direkte  imd  unmittelbare  Wir- 
kung ist  jedoch  die,  dass  sie  die  Handlungen  der  in  England  lebenden 
Männer  und  Frauen  bestimmen.  Sie  können  daher ,  zur  Unterscheidung 
von  dem  anderen  Zweige  oder  Theile  des  englischen  Rechts,  das  ^^terri- 
toriale^  oder  lokale  englische  Recht  heissen.  Dieses  territoriale  Recht 
bildet  in  der  That  so  sehr  den  iQtesten  und  wichtigsten  Theil  de^ 
englischen  Rechts,  dass  es  beständig  als  die  Gesammthoit  des  im  Lande 
geltenden  Rechts  angesehen  und  behandelt  wurde.  Blackstones  „Kom- 
mentare^ z.B.,  obwohl  sie  in  der  ausgesprochenen  Absicht  geschrieben 
sind,  das  gesammte  ^englische  Recht "^  darzustellen,  enthalten  keine 
Erwähnung  irgend  welcher  Rechtsregeln,  welche  nicht  dem  territorialen 
oder  lokalen  Rechte  angehören.  80  wichtig  nun  dieser  Theil  des 
Rechts  ist,  so  hat  doch  die  Darstellung  der  Gresetzeskonflikte  mit  ihm 
nicht  direkt  zu  thun. 

Der  zweite  Theil  des  englischen  Rechts  besteht  aus  Regeln,  welche 
nicht  direkt  die  Rechte  oder  Verbindlichkeiten  einzelner  Personen,  son- 
dern die  Grenzen  der  von  den  englischen  Grerichten  ausgeübten  Ge- 
richtsbarkeit als  eines  Ganzen  bestimmen,  sowie  femer  die  Wahl  jenes 
Rechts,  sei  dies  nun  das  territoriale  englische  Recht  oder  das  irgend 
eines  fremden  Staates,  nach  welchem  die  englischen  Gerichte  die  ver- 
schiedenen vor  sie  kommenden  Angelegenheiten  zu  entscheiden  haben. 

Diese  Regeln  über  Kompetenz  und  Wahl  des  Rechts,  welche  den 
zweiten  Theil  des  englischen  Rechts  ausmachen,  sind  Direktiven  zur  Lei- 
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tnng  der  Richter.  Für  rein  englische  Angelegenheiten  kann  eine  solche 
Leitung  nicht  erfordert  sein.  Die  englischen  Gerichte  haben  ja  offenbar 
Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf  alle  Angelegenheiten^  die  in  England  selbst 
vorfiBillen.  denn  gerade  zur  Bestimmung  der  Rechtswirkungen  solcher 
Fälle  sind  ja  die  Gerichte  geschaffen,  und  der  rechtliche  Karakter 
von  Rechtshandlungen,  welche  Engländer  in  England  vorgenonmieu 
haben^  muss  offenbar  nach  dem  territorialen  englischen  Rechte  bestimmt 
werden,  da  ja  dieses  Recht  gerade  dazu  da  ist,  die  Handlungen  der 
Engländer  in  England  zu  regeln. 

Da  also  die  fraglichen  Regeln  auf  rein  englische  Angelegenheiten 
unanwendbar  sind^  so  müssen  sie  sich  auf  jene  Fälle  beziehen;  welche 
thatsächlich  oder  möglicherweise  irgend  ein  auswärtiges  Element  ent- 
halten. In  der  That  sind  sie  Direktiven  für  dieRichter^  die  berufen 
sind;  in  Angelegenheiten  zu  entscheiden^  welche,  sei  es  wegen  der  Qualität 
einer  oder  beider  Parteien  als  Ausländer,  sei  es  weil  irgend  eine  Rechts- 
handlung im  Auslande  vorgenommen  wurde  oder  hätte  vorgenommen 
werden  sollen  oder  unter  Bezugnahme  auf  fremdes  Recht  vorgenom- 
men wurde^  zur  richtigen  Entscheidimg  die  Bezugnahme  auf  Bestim- 
mungen fremden  Rechts  erheischen. 

Wenn  wir,  der  Einfachheit  halber,  für  den  Augenblick  alle 
Kompetenzfragen  ausserachtlasseu;  so  kann  dieser  zweite  Theil 
des  englischen  Rechts  iu  folgender  Weise  definirt  werden.  Es  ist 
jener  Theil  des  englischen  Rechts,  welcher  Anweisungen  für  die 
Richter  enthält,  wenn  sie  irgend  eine  Frage  zu  entscheiden  haben^ 
bei  welcher  es  auf  die  Rechte  von  auswärts  Befindlichen^  auf  die 
Wirkung  von  Rechtshandlungen,  die  im  Auslande  oder  in  Be- 
ziehung auf  ausländisches  Recht  vorgenommen  wurden  oder  vorge- 
nommen werden  sollen,  ankommt.  Diese  Anweisungen  bestimmen, 
ob  eine  bestimmte  Klasse  von  Fällen  (z.  B.  Fälle,  welche  sich  auf 
im  Auslande  geschlossene  Verträge  beziehen)  in  ihrer  Gänze  nach  dem 
territorialen  englischen  Rechte ;  oder  in  ihrer  Gänze  oder  theil  weise 
nach  dem  Rechte  irgend  eines  auswärtigen  Staates,  z.  B.  nach  fran- 
zosischem Rechte,  zu  entscheiden  sind.  Da  nun  diese  Anweisungen  für 
die  Wahl  des  Rechts  bestimmen  können ;  sei  es  dass  das  territoriale 
englische  Recht  unter  gewissen  Umständen  auswärts  vorgenommene 
Rechtshandlungen  beherrsche  (z.  B.  die  Form,  in  welcher  ein  Testator, 
der  sein  Domizil  in  England  hat,  in  Frankreich  ein  Testament  errich- 
ten muss);  oder  dass  fremdes  Recht  unter  gewissen  Umständen  in  Eng- 
land vorgenommene  Rechtshandlungen  beherrsche  (z.  B.  die  Form,  in 
welcher  ein  Testator,  der  sein  Domizil  in  Frankreich  hat,  in  Eng- 
land ein  Testament  errichten  muss),  so  können  sie,  wie  bereits  er- 
wähnt wurde .  als  ,, Regeln  für  die  ausserterritoriale  Rechtsanwen- 
dung"^  oder  besser  ,,fUr  die  ausserterritoriale  Anerkennung  von 
Rechten^  bezeichnet  werden,  und  jener  Theil  des  Rechts,  mit  dem  wir 
uns  befassen,  ist,  wenn  wir  darin  sowohl  Kompetenzvorschriften  als 
Regeln    für    die  Wahl    des   Rechts    einschliessen ,    nichts    anderes    als 
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die  Materie^  welche  englische  und  amerikanische  Schriftsteller  unter 
dem  Namen  ^^Gesetzeskollisionen"  nnd  kontinentale  Schriftsteller  unter 
dem  Namen  ^Internationales  Privatrecht^  behandeln. 

Die  richtige  Erkenntniss  dieser  Zweitheilung  des  englischen  Rechts 
(oder  in  dieser  Hinsicht  irgend  eines  zivilisirten  Staates)  macht  eine 
Zweideutigkeit  der  Sprache  unschädlich,  die,  wenn  man  sich  sie  nicht 
klar  macht;  Verwirrung  in  jede  £2rörterung  über  internationales  Privat- 
recht  bringt.  Die  Bezeichnung  ^ Hecht  eines  bestimmten  Staate *^. 
z.  B.  englisches  Recht  oder  französisches  Recht;  ist  ein  Ansdmck, 
der  in  jeder  Arbeit  über  internationales  Privatrecht  immer  und  immer 
wiederkehrt.  Es  ist  ein  Ausdruck ,  der  vollkommen  verständlich  und 
daher  keiner  Erklärung  bedürftig  scheint;  und  dennoch  ist  er,  ixrie  bo 
mancher  landläufige  Ausdruck,  einer  doppelten  Deutung  ftlhig.  £r 
kann  bedeuten  —  und  das  ist  sein  eigentlicher  Sinn  —  jede  Rechts- 
norm; welche  die  Grerichte  des  betreffenden  Staates  durchsetzen.  Er 
kann  andererseits  —  und  in  diesem  Sinne  ist  er  sehr  gebräuchlich  — 
jenen  Theil  der  vor  den  Gerichten  eines  Staates  durchsetzbaren  Rechts- 
normen bedeuten;  welche  das  ;, lokale"  oder  ,, territoriale"  Recht  des 
Staates  ausmachen,  Oder  mit  anderen  Worten,  der  Ausdruck  y,Recht 
eines  Staates"  kann  sowohl  so  gebraucht  werden ;  dass  er  die  Nor- 
men für  die  Wahl  des  Rechts  mitenthält  oder  diese  Normen  oder 
Direktiven  ausschliesst  und  sich  nur  auf  jene  Rechtsnormen  bezieht 
die  ich;  weil  sie  sich  auf  Rechtshandlungen  beziehen,  die  swischem 
den  Bewohnern  eines  Staates  innerhalb  dessen  Grenzen  vorgenommen 
werden;  lokales  oder  territoriales  Recht  genannt  habe. 

Dieser  Doppelsinn  ergibt  sich  am  klarsten;  wenn  man  ihn  an 
dem  Ausdruck  ^englisches  Recht"  erörtert.  Der  Ausdruck  ,. englisches 
Recht"  kann  jede  Rechtsnorm  oder  jeden  Rechtsgrandsatz  beileuten. 
die  von  englischen  Gerichten  durchgesetzt  oder  anerkannt  werden, 
einschliesslich  der  Normen  und  Direktiven ;  die  von  den  englisehen 
Richtern  in  Bezug  auf  Kompetenzschranken  und  in  Bezug  auf  die 
Wahl  des  Rechts  befolgt  werden.  In  diesem  Sinne  ist  der  Ausdruck 
in  dem  absolut  richtigen  Satze  gebraucht:  ;. jeder  Rechtsfall  muss  vor 
den  englischen  Gerichten  nach  englischem  Rechte  entschieden  wer- 
den". Der  Ausdruck  ^englisches  Recht"  kann  aber  andererseits  (als 
nicht  den  gesammten  Umfang  des  englischen  Rechtes;  sondern)  als 
nur  das  lokale  oder  territoriale  englische  Recht  umfassend,  gebraucht 
werden;  sodass  die  Normen  und  Direktiven  in  Bezug  auf  Kompetent 
und  Wahl  des  Rechts  nicht  mit  inbegriffen  sind.  In  diesem  Sinne  ist 
der  Ausdruck  in  den  ebenfalls  vollkommen  richtigen  Sätzen  gebraucht 
dass  die  Gültigkeit  eines  in  England  von  einem  in  Frankreich  wohn- 
haften Franzosen  errichteten  Testaments  sich  nach  französischem 
Rechte  bestimmt,  oder  dass  eine  letztwillige  Verfügung  über  englisches 
Grundeigen thura;  wenn  sie  auch  von  einem  Ausländer  im  Auslände 
errichtet  wird;  ungültig  ist,  wenn  sie  nicht  in  Gremässheit  des  eng- 
lischen   Rechts    d.  i.    in  Gemässheit    der   Bestimmung    der    Wiüs  Act 
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1  4t  2  Vict,  €ap,26  errichtet  wird.  Daher  ist  der  Satz:  „wiewohl  alle 
Ffille^  die  zur  Entscheidung  englischer  Gerichte  kommen^  nach  englischem 
Rechte  zu  entscheiden  sind^  so  müssen  doch  manche  dieser  Fälle  nicht 
nach  englischem,  sondern  nach  fremdem  z.  B.  nach  französischem  Rechte 
entschieden  werden  ^^  obwohl  er  paradox  und  mit  sich  selbst  im  Wider- 
spruche klingt,  doch  ganz  richtig.  Der  scheinbare  Widerspruch  ver- 
schwindet, wenn  wir  bemerken^  dass  in  den  beiden  Theilen  dieses 
Satzes  der  Ausdruck  ,,englische8  Recht''  in  zwei  verschiedenen  Be- 
deutungen gebraucht  ist,  und  zwar  in  dem  ersten  Theile  für  das  ge- 
sammte  englische  Recht,  im  zweiten  Theile  für  das  territoriale  eng- 
lische Recht.  —  Der  Doppelsinn  wird  Jedermann  klar,  der  den  Sinn 
des  wohlbekannten,  von  Lord  Stotoeü  herrührenden  Ausspruches  er- 
fi&sst,  welcher  sich  auf  die  Frage  nach  dem  Rechte  bezieht,  das  die 
Gültigkeit  einer  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  bestimmt.  Dort  heisst 
es,  dass  die  Frage,  ^iwenn  sie  vor  einem  englischen  Gerichte  zu  ent- 
scheiden ist,  nach  den  auf  einen  solchen  Fall  anwendbaren  Grund- 
sätzen des  englischen  Rechts  zu  beurtheilen  ist.  Das  einzige  nach  eng- 
liachem  Rechte  auf  einen  solchen  Fall  anwendbare  Prinzip  des 
englischen  Rechts  ist  aber,  dass  die  Gültigkeit  der  Ehe  der  Miss 
Gordon  nach  dem  Rechte  jenes  Landes  sich  bestimmt,  wo  ihre  Rechte, 
wenn  sie  überhaupt  bestehen,  entstanden  sind.  Das  englische  Recht 
zieht  sich,  nachdem  es  dieses  Prinzip  zur  Verfügung  gestellt  hat,  wie- 
der zurück  und  überlässt  die  Rechtsfrage  der  ausschliesslichen  Beur- 
tbeilung  nach  schottischem  Rechte^. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  dieselbe  Zweideutigkeit,  welche 
dem  Ausdrucke  „englisches  Recht ^  anhaftet,  auch  in  den  Ausdrücken 
„französisches  Recht'',  „italienisches  Recht^  gelegen  ist,  und  dass  man 
also  bei  Sätzen,  in  welchen  diese  Ausdrücke  gebraucht  sind,  sorgfältig 
darauf  zu  achten  hat,  ob  der  Ausdruck  die  von  den  Gerichten  des  be- 
treffenden Staates  in  Bezug  auf  die  Wahl  des  Rechts  zu  befolgenden 
Nonnen  mitumfassen  soll  oder  nicht. 

Haben  wir  uns  bisher  im  Allgemeinen  über  den  ELarakter  unserer 
Materie  verständigt,  so  bleiben  noch  einige  minder  wichtige  Punkte 
übrig,  die  Beachtung  verdienen. 

Erstens.  Jener  Theil  des  Rechts,  welcher  die  Normen  f\lr  die 
Wahl  des  Rechts  enthält,  ist  in  England,  wie  überall,  später  ent- 
standen, als  das  betreffende  territoriale  Recht.  —  Die  Entstehung  von 
Nonnen  Über  Gesetzeskollisionen  setzt  sowohl  die  Existenz  verschie- 
dener Staaten  mit  verschiedenem  Rechte  voraus  —  ein  Zustand  der 
Dinge,  wie  er  wohl  kaum  bestand,  so  lange  das  Recht  Roms  das 
Recht  der  zivilisirten  Welt  war,  als  auch  die  Existenz  friedlichen 
Handelsverkehres  zwischen  unabhängigen  Staaten,  —  ein  Zustand  der 
Dinge  ^  wie  er  in  den  Zeiten  mittelalterlicher  Barbarei  nicht  dauernd 
bestand. 

Die  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  fesselten  daher  die 
Aufinerksamkeit  der  Juristen  erst,  als  sich  ungefähr  der  Gresellschafts- 
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zustand  des  modemeu  Europa  herausgebildet  hatte.  Es  ist  eine  sehr 
bezeichnende  Thatsacho;  dass  diesem  Theile  des  Rechts  Aufinerkaam- 
keit  und  sorgfältigstes  Studium  zuerst  in  solchen  Ländern  gewidmet 
wurden,  die,  wie  Holland,  Deutschland,  Grossbritannien  oder  die  Ver- 
einigten Staaten,  sich  aus  Gremeinwesen  zusammensetzten ^  die,  wenn 
auch  unter  verschiedenen  Rechten  stehend,  durch  Bande  des  Gesetaes 
oder  durch  ein  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  zu  einer  Art  einheitlichem 
Staate  oder  Bunde  geeint  waren.  Staaten  dieser  Art,  z.  B.  die  Niederlande, 
empfanden  früher  als  andere  das  Bedürfniss,  lokalem  Rechte  ausseiterri- 
toriale  Wirkung  zu  verleihen  und  hatten  weniger  Schwierigkeiten  als  andere 
Staaten,  dieses  Bedürfniss  zu  befriedigen,  da  die  lokalen  Rechte,  welche 
die  Gerichte  anwendeten,  nicht  geradezu  fremde,  sondern,  von  einem 
anderen  Gesichtspunkte  betrachtet,  in  verschiedenen  llieilen  Eines 
Staates  geltende  Rechte  waren.  In  dieser  Beziehung  liefert  die  fran- 
zösische Geschichte  eine  jener  lehrreichen  Ausnahmen,  die  die  Existenz 
der  Regel  beweisen.  Frankreich  war  nie  ein  Staatenbund,  aber  die  Pro- 
vinzen der  Monarchie  standen  unter  verschiedenem  Rechte.  Die  Noth- 
wendigkeit,  die  ausserprovinziale  Wirkimg  der  Coutumes  zu  be- 
stinmien,  brachte  daher  juristische  Probleme  zum  Vorschein,  die  sich 
auf  die  Wahl  des  Rechts  bezogen.  Es  ist  auch  bemerkenswerth,  dass 
wenige  unsere  Materie  betreffende  englische  Entscheidungen  vor  der 
Union  mit  Schottland  ergingen.  Ich  kenne  keine  solche  Entscheidung, 
die  vor  der  Thronbesteigung  Jakobs  I.  erflossen  wäre. 

Zweitens.  Die  Entstehung  von  Normen  filr  die  Wahl  des  Rechts 
ist  die  nothwendige  Folge  der  Existenz  unabhängiger,  friedlicher  Staa- 
ten und  der  Entwickelung  des  Handelsverkehrs.  Sobald  diese  Be- 
dingungen vorliegen,  werden  die  Richter  jedes  Staates  durch  sich  auf- 
drängende Zweckmttssigkeitserwttgungen  darauf  gebracht,  eine  Wahl  des 
Rechts  vorzunehmen  oder,  mit  anderen  Worten,  fremdes  Recht  anzu- 
wenden. Dass  dem  so  ist,  ergibt  sich  aus  einer  Prüfung  der  Aus- 
woge, welche  unter  den  vorausgesetzten  Umständen  den  Gerichten 
irgend  eines  der  Gemeinschaft  der  zivilisirten  Nationen  angehörigen 
Staates  denkbarerweise  offen  stehen. 

Die  Noth wendigkeit,  zwischen  der  Anwendung  verschiedener  Rechte 
zu  wählen,  könnte  denkbarerweise  durch  starre  Anwendung  eines  oder 
des  anderen  von  zwei  Prinzipien  vermieden  werden.  Die  Gerichte 
irgend  eines  Landes,  z.  B.  die  englischen,  könnten  es  einerseits  ab- 
lehnen, in  Fällen  zu  entscheiden,  die  irgend  ein  ausländisches  Element 
enthalten,  also  in  Fällen,  in  welchen  ein  Ausländer  Partei  ist  oder  die 
aus  einem  rechtlichen  Thatbestande  entspringen,  der  sich  ganz  oder 
theilweise  ausserhalb  der  Grenzen  von  England  ereignet  hat.  In  die- 
sem Falle  könnte  die  Noth wendigkeit,  eine  Wahl  unter  Rechten  zu 
treffen,  nicht  entstehen,  denn  die  Wirkung  wäre  die,  dass  die  Gerichte 
es  ablehnen  würden,  irgend  eine  Rechtsfrage  zu  entscheiden,  die  nicht 
offenbar  unter  dem  territorialen  englischen  Rechte  steht.  Dieses  Ver- 
fahren würde  sowohl  Engländer  als  Fremde  von  der  Anrufung  der  eng- 
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lischen  Gerichte  abhalten.  Denn  ein  Engländer^  der  mit  einem  Schotten 
in  Edinburgh  oder  einem  Franzosen  in  Paris  einen  Vertrag  geschlos- 
sen hatte ;  könnte ;  bei  starrer  Durchführung  des  jetzt  vorausgesetzten 
Prinzips  7  vor  den  englischen  Gerichten  nicht  wegen  Vertragsbruches 
klagen.  Dazu  kommt^  dass^  wenn  dasselbe  Prinzip  von  den  Gerichten 
anderer  Staaten  angenommen  würde  ^  kein  Theil  im  Falle  der  Ver- 
letzung eines  solchen  Vertrages  irgendwo  Rechtshülfe  finden  könnte. 

Andererseits  könnten  die  englischen  Gerichte  beschliessen,  jeden 
ihnen  vorkommenden  Rechtsfall;  gleichgültig  welches  der  Rechtsgrund 
der  Klage  sei  und  wo  der  Thatbestand  sich  ereignet  haben  möchte^  einzig 
nach  dem  territorialen  englischen  Rechte,  also  Rechtshandlungen;  die 
in  Schottland  oder  Frankreich  gesetzt  wurden ;  genau  so  zu  beurthei- 
leu;  als  ob  der  betreffende  juristische  Thatbestand  sich  in  England 
zwischen  Engländern  ereignet  hätte.  Auch  bei  Annahme  dieses 
Grundsatzes  wären  alle  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf 'die  Wahl  des 
Rechts  beseitigt;  da  die  einzige  Norm  für  die  Wahl  die  wäre;  dass 
in  allen  Fällen  das  territoriale  englische  Rechte  oder,  mit  anderen 
Worten;  gar  nicht  zu  wählen  wäre.  * 

Das  unvermeidliche  Resultat  wäre  krasse  Ungerechtigkeit  sowohl 
gegen  Engländer  als  gegen  Fremde.  Der  Zweck  gerichtlicher  Entschei- 
dungen oder  Urtheile  ist,  bestehende  Rechte  zu  verwirklichen  oder  für 
deren  Verletzung  Ersatz  zu  verschaffen;  nicht  aber  neue  Rechte  zu  begrün- 
den; insoweit  solche  nicht  ziu*  Verwirklichung  oder  zum  Schutze  be- 
reits bestehender  Rechte  nöthig  sind.  Die  Rechtswirkung  von  in  Schott- 
land oder  Frankreich  vorgenommenen  Handlungen,  z.  B.  eines  in 
£ldinburgh  zwischen  Schotten  geschlossenen  Vertrages;  einzig  nach  dem 
territorialen  englischen  Recht  zu  beurtheileu;  wäre  aber  nichts  anderes, 
als  einer  oder  der  anderen  Partei  oder  vielleicht  beiden  neuo;  von 
den  vertragsmässigen  Rechten  ganz  verschiedene  Rechte  zu  verleihen 
oder;  mit  anderen  Worten,  gerade  jenes  Ziel  zu  verfehlen;  welches 
durch  ein  ürtheil  erreicht  werden  soll.  Dass  dem  so  ist;  wird  noch 
deutlicher;  wenn  wir  uns  einen  Fall  vorstellen^  in  welchem  das  aus- 
ländische Element  darin  besteht,  dass  zwei  Personen  bei  irgend  einer 
Abmachung  ihre  Rechte  durch  Bezugnahme  auf  fremdes  Recht  zu  be- 
stimmen beabsichtigten. 

A.  und  X.;  in  England  lebende  Engländer  ^  kommen  in  London 
überein ;  dass  ein  gewisses  Vermögen,  soweit  das  englische  Recht  es 
gestattet;  nach  den  Nonnen  des  französischen  Rechts  für  bestimmte 
Zwecke  gewidmet  werden  soll.  Wenn  non  ein  englischer  Richter  bei 
Auslegung  der  Widmungsurkunde  es  ablehnen  sollte;  sich  um  das  fran- 
zösische Recht  zu  kümmern,  so  würde  er  offenbar  unterlassen;  die 
Absichten  der  Parteien  auszuführen  oder,  mit  anderen  Worten,  er  würde 
es  unterlassen;  ihnen  die  einem  jeden  von  ihnen  aus  der  Urkunde  ge- 
bührenden Rechte  zu  sichern. 

Wenn  es  also  für  die  Gerichte  eines  Staates  unmöglich  ist;  ohne 
Ungerechtigkeit  und  ohne  Schädigung  der  Einheimischen  wie  der  Frem- 
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den,  sei  es  jede  Rechtsprechung  in  Bezng  auf  einen  auswärtigen  That- 
bestand  abzulehnen  ^  sei  es  auf  einen  solchen  nur  die  Nonnen  des 
territorialen  Rechts  anzuwenden,  so  folgt,  was  bisher  kaum  hinreichend 
betont  wurde:  dass  die  Grerichte  jedes  zivilisirten  Staates  gezwungen 
sind;  und  zwar  nicht  nur  aus  logischen,  sondern  auch  ans  praktischen 
Gründen,  sich  mit  der  Wahl  des  Rechts  zu  befassen  und  gelegentlich 
bald  ihrem  eigenen  territorialen  Rechte,  bald  dem  Rechte  eines  frem- 
den Staates  ausserterritoriale  Wirkung  zu  verleihen. 

Ist  die  Durchsetzung  fremden  Rechts  Sache  der  j^coniitas'^  oder 
nicht?  Die  Frage  hat  die  Juristen  sehr  beschäftigt.  Wir  sehen  jetzt 
ein,  dass  die  Kontroversen,  zu  denen  sie  Anlass  gab,  nicht  viel  besser 
sind  als  leerer  Wortstreit.  Wenn  die  Behauptung,  die  Durchsetzung 
fremden  Rechts  sei  Sache  der  j^comitas^y  nur  bedeuten  soll,  dass  das 
Recht  keines  Staates  ausserhalb  des  Territoriums  jenes  Souveräns^  der 
es  gesetzt  hat;  irgendwo  als  Recht  gelten  kann,  es  sei  denn  mit  Elr- 
laubniss  jenes  Staates,  wo  es  zur  Anwendung  gebracht  werden  soU^ 
so  drückt  der  Satz,  obwohl  in  dunkler  Weise,  einen  wahren  und  wich- 
tigen  Gedanken  aus.  Soll  er  aber  bedeuten,  dass,  wenn  z.  B.  englische 
Richter  französisches  Recht  anwenden,  sie  das  aus  Gourtoisie  für  die 
französische  Republik  thun,  dann  verbirgt  der  Ausdruck  y^comüas^ 
eine  Ansicht,  die,  wenn  sie  wirklich  Jemand  im  £ruste  hätte,  ein  schönes 
Beispiel  dafür  abgeben  könnte,  dass  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes  auch 
eine  Ungenauigkeit  des  Gredankens  erzeugt.  Die  Anwendung  fremden 
Rechts  ist  nicht  Sache  der  Laune  oder  des  freien  Entschlusses,  sie  ent- 
springt nicht  dem  Wunsche  des  englischen  oder  irgend  eines  anderen 
Souveräns,  anderen  Staaten  Gourtoisie  zu  erweisen.  Sie  entspringt  ans 
der  Unmöglichkeit,  für  ganze  Klassen  von  RechtsflUleu  ohne  grosse  In- 
konvenienzen  und  Ungerechtigkeiten  für  Unterthanen  und  Fremde  an- 
dere Entscheidungen  ausfindig  zu  machen. 

Es  scheint  zweckmässig,  hier  zwei  Bemerkungen  Raum  zu  geben. 
Die  erste  ist  die,  dass  die  Gerichte,  z.  B.  die  englischen,  eigentlich  nie 
fremdes  Recht  durchsetzen,  sondern  nur  Rechte,  welche  auf  Grund  frem* 
den  Rechts  erworben  wurden.  Die  Unterscheidung  mag  blos  dialektisch 
oder  allzu  subtil  scheinen :  in  Wahrheit  ist  sie  eine  reelle  und  wichtige. 
Die  zweite  Bemerkung  ist  die,  dass  Kontroversen  über  die  Wirkung 
der  comitas  —  und  dies  gilt  auch  von  anderen  Kontroversen  im  inter- 
nationalen Privatrecht  —  den  Karakter  der  Verwirrung  dadurch  an- 
nahmen, dass  man  die  Frage,  was  in  einem  bestimmten  Falle  Norm 
oder  Recht  sei,  mit  der  ganz^  verschiedenen  Frage  nach  den  Gründen 
vermengte,  die  Richter  oder  Gesetzgeber  veranlassten,  eine  bestimmte 
Norm  als  Rechtsnorm  aufrustellen.  Nehmen  wir  beispielsweise  an, 
die  Theorie,  dass  die  Anwendung  fremden  Rechts  Sache  der  comitas 
sei,  sei  richtig.  Dieser  Lehrsatz  hellt  nun  in  keiner  Weise  die  Natur 
jener  Normen  auf,  die  englische  oder  andere  Gerichte  für  die  An- 
wendung fremden  Rechts  aufstellen.  Wenn  man  auch  wüsste,  dass  die 
Gerichte  sich  durch  Erwägungen  der   Courtoisie  leiten  Hessen,    so  ist 
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dies  doch  nicht  geeignet^  als  Argument  bei  einem  Versuche  der  Beant- 
wortung der  Frage  zu  dienen,  ob  die  Gerichte  eines  bestimmten  Lan- 
des, wie  die  englischen  Gerichte ;  das  Recht  des  Domizils,  oder  wie 
die  italienischen,  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  als  fUr  die  Gültig- 
keit eines  Testaments  entscheidend  ansehen. 

Drittens.  Sind  auch  die  auf  die  ausserterritoriale  Rechtsanwendung 
bezüglichen,  von  den  englischen  Gerichten  angewendeten  Nonnen  ein 
Theil  des  englischen  Rechts,  so  muss  doch  bemerkt  werden,  dass  das 
Recht  jedes  anderen  zivilisirten  Staates,  z.  B.  das  französische,  italieni- 
sche oder  deutsche,  zwar  nicht  identische  aber  doch  den  englischen 
Normen  sehr  verwandte  Rechtsnormen  enthält.  Es  ist  natürlich,  dass 
sich  dies  so  verhttlt.  In  jedem  gegebenen  Falle  kann  es  nur  eine 
beschränkte  Zahl  von  möglicherweise  in  Frage  kommenden  Rechts- 
sjstemen  ^)  sein,  zwischen  denen  vernünftigerweise  eine  Wahl  getroffen 
werden  könnte.  Wenn  man  sich  nun  dafür  entscheidet,  eines  oder 
mehrere  dieser  Systeme  herauszugreifen,  so  ist  das  nicht  Sache  der 
Laune,  sondern  es  hängt  dies  von  mehr  oder  weniger  bestimmten  Grün- 
den ab,  die  ihren  Einfluss  auf  alle  Gerichte  und  Gesetzgeber  in  ähn- 
licher Weise  ausüben.  Die  Gründe  z.  B.,  die  die  englischen  Gerichte  be- 
stimmen, die  formelle  Gültigkeit  eines  Vertrages  nach  dem  Rechte 
jenes  Ortes  zu  bestimmen,  wo  er  abgeschlossen  worden  ist,  sind  ebenso 
gewichtig  für  die  französischen  oder  deutschen  Gerichte.  Ueberdies  ist 
es  handgreiflich  vernünftig,  wenn  mehrere  Staaten  dieselben  Grund- 
sätze für  die  Wahl  des  Rechts  annehmen.  Daher  die  Thatsache,  dass 
es  für  ein  englisches  Gericht  ein  kräftiges  Argument  für  die  Annahme 
einer  bestimmten  Norm  für  die  Wahl  des  Rechts  ist,  wenn  dieselbe 
Norm  von  den  französischen  und  amerikanischen  Gerichten  befolgt 
wird.  Diese  vernünftige,  wenn  auch  nicht  absolut  entscheidende  Er- 
wägung der  Vortheile,  die  aus  Einheitlichkeit  des  Rechts  sich  ergeben 
können,  hat  zweifellos  Gerichte  und  Gesetzgebung  beeinflusst,  wenn 
sie  für  eine  Reihe  von  Fällen  berufen  waren,  die  Normen  für  die 
ausserterritorialen  Rechtswirkungen  festzustellen.  So  entstand  eine  ge- 
wisse Anzahl  von  Normen,  die,  obwohl  sie  in  den  verschiedenen  Staa- 
ten nur  kraft  des  Rechts  jedes  einzelnen  Staates  als  Recht  gelten  und 
durchaus  nicht  überall  identisch  sind,  doch  überall  wo  sie  gelten,  dent- 


1)  Diese  Rechtssysteme  können  unter  5  Rubriken  gebracht  werden: 
1)  lex  personalie  oder  ^das  Recht  jenes  Staates,  dem  jemand  angehört*" 
und  zwar  a)  durch  sein  Domizil  (lex  domicilii)  oder  b)  durch  seine  Natio- 
nalität {lex  ligeantiae);  2)  lex  actus  oder  „das  Recht  des  Staates,  wo 
ein  Rechtsgeschäft  errichtet  wird*',  wovon  die  lex  loci  contractua  oder  das 
Recht  des  Ortes,  wo  ein  Vertrag  errichtet  wurde,  eine  Unterabtheilung  ist; 
3)  lex  loci  delicti  oder  „das  Recht  des  Staates,  wo  ein  Unrecht  begangen 
wurde*' ;  4^  lex  loci  solutionis  oder  „das  Recht  des  Staates,  wo  eine  Rechts- 
pflicht (Zanlung)  geleistet  werden  soll"  und  5}  lex  fori  oder  „das  Recht  jenes 
Staates,  wo  eine  Klage  eingebracht  wird"  oder  ein  anderes  Gerichtsver- 
fahren, z.  B.  die  Verwaltung  einer  Gantmasse  stattfindet.  Vgl.  Hollands 
Jurisprudence  4.  Aufl.  S.  341. 
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liehe  Züge  der  Aehnlichkeit  aufweiBen.  l^iese  Aehnlichkeit  wird  noch 
dadurch  gesteigert,  dass  die  Absicht  der  Gerichte  der  verschiedenen 
Staaten  bei  Anfstellong  von  Normen  für  die  Wahl  des  Rechts  überall 
im  Wesentlichen  eine  und  dieselbe  ist.  lu  der  Hauptsache  ist  die  Ab- 
sicht darauf  gerichtet ,  die  ansserterritoriale  Wirkung  der  Rechte  zu 
sichern.  Alle  oder  beinahe  alle  Regeln  in  Bezug  auf  die  Wahl 
des  Rechts,  die  in  den  verschiedeneu  zivilisirten  Staaten  gelten,  sind 
Bestimmungen  zur  Anwendung  des  Prinzips,  dass  auf  Grund  des  Rechts 
eines  Staates  rechtmässig  erworbene  Rechte  in  jedem  Staate  anerkannt 
werden  sollen.  In  dieser  Beziehung  haben  also  z.  B.  das  französische 
imd  das  englische  Recht  dasselbe  Ziel  vor  Augen,  nämlich  zu  sichern, 
dass.  wer  z.  B.  in  Italien  durch  Heirath,  Kauf  oder  aus  einem  an- 
deren Titel  Rechte  erlangt  hat,  in  ilurem  erzwingbaren  Genüsse  auch 
in  Frankreich  oder  England  bleibt  und  umgekehrt,  dass  er  auch  in 
Italien  im  erzwingbaren  Genüsse  der  in  England  erworbenen  Rechte 
bleibt.  Die  Gemeinschaftlichkeit  der  von  den  Gerichten  und  G^setz- 
gebimgen  verschiedener  Staaten  angestrebten  Ziele  ist  in  dem  Wesen 
unseres  Gegenstandes  begründet.  Sie  allein  genügt  beinahe  schon, 
um  die  grosse  Aehnlichkeit  der  Normen  zu  erklären,  die  von  verschie- 
denen Staaten  für  die  Wahl  des  Rechts  angenommen  wurden. 

Viertens.  Das  Rechtsgebiet,  mit  dessen  EigenthUmlichkeiten  wir 
uns  beschäftigen,  hat  verschiedene  Bezeichnungen,  gegen  welche  alle 
sich  Einwendungen  erheben  lassen^). 

Von  vielen  amerikanischen  Schriftstellern  und  besonders  von 
Story  wurde  es  als  die  Lehre  von  den  ,, Gesetzeskollisionen''  b^eich- 
net.  Die  scheinbare  Angemessenheit  dieser  Bezeichnung  kann  am 
besten  aus  einem  solchen  Falle  ersehen  werden,  in  welchem  das  Vor- 
liegen einer  Gesetzeskollision  angenommen  werden  könnte.  Die  bei- 
den Portugiesen  A.  und  M.  sind  Kinder  von  Geschwistern  und  daher 
nach  portugiesischem  Rechte  unfähig,  einander  zu  heirathen.  Sie  kom- 
men nach  England  und  heirathen  dort  unter  Beobachtung  der  vom 
englischen  Eherechte  erforderten  Formalitäten.  Die  englischen  Gerichte 
haben  über  die  Frage  der  Gültigkeit  der  Ehe  zu  entscheiden.  Nach 
englischem  Rechte  ist  die  Ehe  gültig,  nach  portugiesischem  ungültig. 
Man  kann  also  sagen,  die  streitige  Frage  sei  die,  ob  dem  englischen 
oder  dem  portugiesischen  Rechte  das  Uebergewicht  gebührt.  Das  ist 
eine  Gesetzeskollision,  und  man  kann  sagen,  dass  jenes  Rechtsgebiet 
welches  die  Normen  für  ihre  Entscheidung  enthält,  sich  mit  Gesetzes- 
kollisionen befasst  und  es  darum  der  Kürze  halber  ..die  Lehre  von 
den  Gesetzcskollisionen''  nennen. 

Der  Fehler  dieser  Bezeichnung  liegt  indes  darin,  dass  die  voraus- 
gesetzte Kollision  eine*  blos  fiktive  ist  imd  sich  nie  thatsächlich  ereignet. 


2)  Vgl.  bei  Holland,  JuHsprudence  5.  Aufl.  S.  353-360  eine  Aufzählung 
der  verschiedenen  Namen,  welche  auf  die  Normen  betreffend  die  Wahl  des 
Rechts  angewendet  werden. 
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Denn;  wenn  englische  Gerichte  z.  B.  den  angeftlhrten  Rechtsfall  nach 
portugiesischem  Rechte  entscheiden,  so  thun  sie  eS;  weil  nach  eng- 
lischem Rechte  anter  gewissen  Umst&nden  die  Gültigkeit  einer  zwi- 
schen Portugiesen  geschlossenen  Ehe  nach  portugiesischem  Rechte  zu 
entscheiden  ist.  Die  Bezeichnung  als  ,. Kollision^  oder  ,, Konflikt'^  der 
Gesetze  enthält  ferner  den  Grundfehler,  dass  sie  verbirgt,  dass  die  Frage, 
nach  welchem  Rechte  ein  gegebener  Thatbestand  zu  beurtheilen  ist, 
mitunter  zu  klar  ist,  um  überhaupt  einen  Zweifel  zuzulassen.  Vermuth- 
lich  hat  nie  ein  Richter  bezweifelt,  dass  die  Gültigkeit  eines  zwischen 
Franzosen  in  Paris  errichteten  Kaufvertrages,  der  in  Frankreich  er- 
füllt wurde  oder  erfiillt  werden  sollte,  nach  iranzösischem  Rechte  zu 
beurtheilen  ist.  - 

Man  hat  den  Ausdruck  Gesetzeskollisionen  vertheidigt,  indem  mau 
ihn  nicht  auf  die  Gesetze  selbst  bezog,  sondern  auf  einen  Konflikt, 
der  in  dem  Richter  bei  Erwägung  der  Frage  entstehe,  welches  von 
zwei  Rechtssystemen  auf  einen  gegebenen  Fall  anzuwenden  sei.  Indes 
gibt  man  damit  einer  alten  Bezeichnung  einen  gezwungenen,  neuen 
Sinn.  Es  ist  auch  nichts  als  ein  Wortspiel,  bei  welchem  man  den  Aus- 
druck ,,Gesetzeskollisioneu^  als  ein  ungenaues  Aequivalent  für  den 
Ausdruck  ,^Wahl  des  Rechts''  nimmt,  gegen  den  sich  weit  weniger 
Bedenken  erheben  lassen. 

Moderne  Autoren,  und  insbesondere  Westlake,  haben  unsere  Ma- 
terie „Internationales  Privatrecht '^  genannt.  Es  ist  dies  ein  bequem 
zu  handhabender  Ausdruck.  Er  stellt  die  grosse  und  zunehmende 
Uebereinstimmung,  die  in  allen  zivilisirten  Staaten,  z.  B.  England. 
Frankreich,  Italien  etc.,  bezüglich  der  Normen  über  Anwendung  firem- 
den  Rechts  besteht,  ins  Licht.  Die  Gerichte  verschiedener  Staaten  be- 
folgen, wie  bereits  ausgeführt  wurde,  bei  Bestimmung  des  auf  einen 
gegebenen  Fall  anzuwendenden  Rechts  ähnliche  Grundsätze  imd  erstreben 
dasselbe  Ziel,  nämlich  die  Anerkennung  eines  in  einem  Lande  erwor- 
benen Rechts  in  jedem  zivilisirten  Staate.  Daher  wird  über  eine  Klage, 
welche  die  Verwirklichung  eines  nach  dem  Rechte  eines  Staates,  z.  B. 
Frankreichs,  erworbenen  Rechts  bezweckt,  im  Allgemeinen,  wo  immer 
sie  angebracht  wird,  z.  B.  ob  sie  bei  den  englischen  oder  bei  den 
deutschen  Gerichten  verhandelt  wird,  in  gleicher  Weise  entschieden  werden. 

Auf  dieser  Thatsache  beruht,  was  sich  für  die  Bezeichnung  ^In- 
ternationales Privatrecht ^'  sagen  lässt.  Die  Rechtsnormen,  welche  unter 
dieser  Bezeichnung  begriffen  sind,  beziehen  sich  auf  die  Rechte  der 
einzelnen  Personen  unter  einander  und  gehören  daher  ins  Privatrecht 
und  nicht  ins  öffentliche  Recht.  Und  da  diese  Normen  einen  Inbe- 
griff von  allen  zivilisirten  Staaten  gemeinsamen  Prinzipien  darstellen, 
so   können  sie  —  sagt  man  —  richtig  „international^  genannt  werden. 

Indes  ist  die  Bezeichnung  im  Grunde  genonmien  ungenau.  Hol- 
land^) sagt  hierüber,  der  Ausdruck  internationales  Privatrecht  ,, könnte 


3)  Jurüprudenee  5.  Aufl.  S.  359. 
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in  Uebereinstimmung  mit  dem  allgemein  gebräuchlichen^  wissenschaft- 
lich angemessenen  und  etymologisch  richtigen  Sinne  des  Wortes  in- 
ternational aus  der  Gosammtheit  der  Rechtsnormen  eine  beson- 
dere Art  derselben  bedeuten^  welche  zwischen  einem  Staate 
und  dem  anderen  gelte.  Indes  ist  nichts  derartiges  gemeint  und 
die  unglückliche  Verwendung  dieses  Ausdruckes  als  Bezeichnung  für 
die  Prinzipien,  nach  welchen  die  Wahl  jenes  Privatrechtssystems  er- 
folgt;  welches  auf  einen  gegebenen  Thatbestand  angewendet  werden 
soll,  hat  zu  endlosen  Missverständnissen  der  wahren  Natur  dieses 
Theils  der  Bechtswissenschaft  geführt^. 

Aber  auch  aus  anderen  Grilnden  ist  der  Ausdruck  ungenau.  Er 
wirft  zwei  Arten  von  Normen  zusammen,  welche  von  einander  gene- 
risch  verschieden  sind.  Die  Grundsätze  des  internationalen  (Völker-) 
Rechts,  welche  mit  Recht  diese  Bezeichnung  führen,  siud  wirklich 
^international^,  weil  sie  zwischen  oder  unter  Nationen  gelten;  sie  sind 
aber  nicht  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  „Recht ^,  denn  sie  sind 
nicht  von  einer  Staatsgewalt  ausgehende  Befehle.  Andererseits  ist  das 
internationale  Privatrecht  Recht  im  engsten  Sinne  des  Wortes,  denn 
seine  Normen  sind  Befehle,  welche  vom  Souverän  eines  bestimmten 
Staates,  z.  B.  von  England  oder  Italien,  in  dem  sie  gelten,  ausgehen: 
aber  es  ist  nicht  international,  denn  seine  Rechtsnormen  betreffen  Pri- 
vatrechte einzelner  Personen  unter  einander,  gleichgültig  ob  diese  dem- 
selben Staate  oder  verschiedenen  Staaten  angehören. 

Autoren,  die,  wie  Fodix,  das  internationale  Recht  in  öffentliches 
und  privates  internationales  Recht  eintheilen,  gebrauchen  bei  jedem 
dieser  Ausdrücke  sowohl  das  Wort  „international '^  als  das  Wort  „Recht ^ 
in  verschiedenem  Sinne.  Solche  Zweideutigkeit  des  Ausdruckes  muss, 
wenn  man  sich  sie  nicht  ganz  klar  macht,  zu  Unklarheit  des  Ge- 
dankens führen,  und  sie  hat  auch  in  der  That  dazu  geführt^). 

Andere  Namen  für  unsere  Materie,  z.  B.  y^comitas^y  örtliche 
Grenzen  der  Rechtsnormen^,  „intermunizipales  Recht '^  u.  dgl.  haben 
nicht  genug  Verbreitung  erlangt,    um    ausführlichere  Kritik    zu   erfor- 


4t)  Es  muss  hier  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  internatio- 
nales Privatrecht  englisch  private  international  law  heisst;  genau  genom- 
men wäre  dies  zu  übersetzen  gewesen  mit  privates  Internationalrecht,  was 
im  Deutschen  sprachlich  unmöglich  ist;  es  ist  daher  an  dieser  Stelle  ein 
im  englischen  Original  folgender  Satz  weggelassen,  der  jedoch  der  Voll- 
ständigkeit halber  hier  angeführt  sei*.  „Auch  ist  durch  eme  Verbesserung 
der  Terminologie,  wie  sie  durch  eine  Versetzung  der  Worte  herbeigeführt 
werden  kann,  nicht  viel  gewonnen.  Der  Ausdruck  international  private  latc 
(vgl.  Bar^  Internarionales  Privatrecht)  ist  zweifellos  eine  kleine  Verbesse- 
rung im  Verhältniss  zu  private  international  law,  da  er  betont,  dass  die 
durch  ihn  bezeichneten  Normen  zum  Gebiete  des  Privatrechts  gehören. 
Wird  aber  der  Name  noch  so  sehr  verbessert,  so  wird  doch  der  Fehler 
nicht  beseitigt,  dass  dem  Adjektiv  international  ein  vom  allgemeinen 
and  richtigen  Sprachgebrauch  abweichender  Sinn  beigelegt  wird." 

(Anm.  d.  Uebers.) 
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dem.  Ihr  Fehler  ist;  dass  sie  entweder  zu  unbestimmt  sind,  als  dass 
sie  genau  das  Gemeinte  bezeichnen  würden ,  oder  dass  sie  ungenaue 
Vorstellungen  erwecken.  Z.  B.  ist  gegen  den  Ausdruck  f^comüas'^,  wie 
bereits  ausgeführt  wurde^  einzuwenden,  dass  er  die  Vorstellung  ent- 
hftlt^  es  sei  Laune  oder  Geftllligkeit  des  Richters,  wenn  er  auf  einen 
gegebenen  Rechtsfiedl  fremdes  Recht  anwendet.  Der  Ausdruck  ,^  inter- 
munizipales Recht ^  kann  als  genau  nur  dann  gelten,  wenn  man  mit 
jeder  Hälfte  des  Wortes  ,, intermunizipal ^  einen  Sinn  verbindet,  der 
nicht  gebräuchlich  ist  und  umständliche  Erklärimg  erfordert.  Als 
richtigste  Bezeichnung  onserer  Materie  ist  „ausserterritoriale  Wirkung 
des  Rechts"  oder  noch  besser  „ausserterritoriale  Anerkennung  von 
Rechten  ^)  "  anzusehen ;  das  sind  aber  Beschreibungen  und  nicht  Namen. 
Wer  unsere  Materie  behandelt,  wird  gut  daran  thuu,  sich  nicht  an 
eine  bestimmte  Wortformel  zu  binden.  £r  mag,  wenn  es  ihm  gerade 
passt;  die  nun  schon  einmal  üblichen  ungenauen  Ausdrücke  ,,  Gesetzes- 
kollisionen "^  oder  „Internationales  Privatrecht"  gebrauchen,  muss  sich 
aber  dabei  erinnern  und  seinen  Lesern  gegenwärtig  halten,  dass  diese 
Namen  nur  bequeme  Bezeichnungen  sind;  unter  welchen  man  die  Ge- 
sammtheit  jener  Normen  versteht,  welche  von  den  Richtern  eines  ge- 
gebenen Staates  für  die  Wahl  des  Rechtssystems  angewendet  werden, 
nach  dem  Fälle,  die  thatsächlich  oder  möglicherweise  ein  auswärtiges 
Element  enthalten,  entschieden  werden  sollen,  und  ebenso  jene  Nor- 
men^  welche  die  Gerichte  eines  bestimmten  Landes  in  Bezug  auf  die 
Abgrenzung  ihrer  eigenen  Kompetenz  im  Verhältniss  zu  jener  aus- 
wärtiger Gerichte  anwenden. 

B.    Methode  der  Darstellung. 

Die  Materie  der  Gresetzeskollisionen  wurde  nach  zwei  verschiede- 
nen Methoden  behandelt,  die  zur  Unterscheidung  als  die  ^theoretische" 
und  als  die  ,. positive"  bezeichnet  werden  können. 

Die  theoretische  Methode  wurde  von  einer  Reihe  von  kontinen- 
talen Schriftstellern  befolgt,  unter  welchen  Savigny  der  bei  weitem  her- 
vorragendste ist.  Diese  Autoren  imterscheiden  sich  zwar  in  vielen 
wichtigen  Punkten,  sie  lassen  aber  zwei  gemeinschaftliche  Merkmale 
erkennen. 

Von  der  Thatsache  ausgehend,  dass  die  in  einem  Lande ;  z.  B. 
in  England,  geltenden  Normen  des  internationalen  Privatrecfats  grossen- 
theils  identisch  sind  mit  den  in  anderen  Ländern^  z.  B.  in  Frankreich 
oder  Deutschland;  geltenden  Normen  und  dass  unter  dem  Einflüsse  der 
modernen  Zivilisation  diese  Aehnlichkeit  die  Tendenz  hat  zuzunehmen; 
betrachten  sie  das  internationale  Privatrecht  in  gewissem  Sinne  als 
ein  stillschweigend  von  allen  zivilisirten  Nationen  angenommenes  ;; ge- 
meines   Recht".    Natürlich    leugnen    sie    nicht,    dass    die   verbindliche 

5)  Der  Ausdruck  ^internationale  Anerkennung  von  Rechten**  wurde, 
wie  ich  glaube,  zuerst  von  Professor  Holland  vorgeschlagen.  Vgl.  dessen 
Jwr%9pniätenoe  S.  359. 
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Kraft  dieses  Grewohnheitsrechts^  die  es  etwa  in  England  oder  in  einem 
anderen  Staate  hat;  aus  der  Autorität  des  betreffenden  Souveräns  sich 
herleitet.  Auch  übersehen  sie  nicht  die  Thatsache,  dass  Gesetzgebung 
oder  Gerichtspraxis  verschiedener  Staaten  mehr  oder  weniger  von  dem 
vorausgesetzten  gemeinen  Rechte  abweicht.  Ihre  Lehre  geht  dahin, 
dass  solche  Abweichungen  vermieden  werden  sollten,  dass  die  Grund- 
sätze des  internationalen  Privatrechts  durch  Studium  und  Reflexion 
ermittelt  werden  können  und  dass  die  Richtigkeit  der  z.  B.  in  Eng- 
land geltenden  Rechtsnormen  in  Bezug  auf  ausserterritoriale  Anerken- 
nung von  Rechteu  an  ihrer  Uebereinstimmung  mit  den  so  gefundenen 
Grundsätzen  oder  au  ihrer  Abweichung  von  ihnen  geprüft  werden 
können. 

Daher  ist  denn  auch  das  zweite  karakteristische  Merkmal  der 
Anhänger  der  theoretischen  Methode ,  dass  sie  in  der  Ansicht  über- 
einstimmen^ es  sei  Aufgabe  der  Schriftsteller  des  internationalen  Pri- 
vatrechts;  die  Prinzipien  dieses  gemeinen  europäischen  Rechts  zu 
eruireu;  oder,  mit  anderen  Worten,  einen  oder  mehrere  Grundsätze  auf- 
zustellen, z.  B.  den  Grundsatz,  ,,das8  bei  jedem  Rechtsverhältniss  das- 
jenige Rechtsgebiet  aufgesucht  werde,  welchem  dieses  Rechtsverhältnias 
seiner  eigenthümlichen  Natur  nach  angehört  oder  unterworfen  ist 
(worin  dasselbe  seinen  Sitz  hat)^  *),  oder  den,  dass  stets  dasjenige 
örtliche  Recht  angewendet  werden  soll,  wodurch  wohlerworbene  Rechte 
aufrecht  erhalten  werden  '^),  oder  dass  jedes  Rechtsverhältniss  nach 
dem  örtlichen  Rechte  desjenigen  Rechtsgebiets  beurtheilt  werden  soll, 
worin  es  existent  geworden  ist^),  und  zu  zeigen,  dass  in  Ueberein- 
stimmung mit  dem  Fundamentalprinzip  oder  mit  den  mehreren  solchen 
ein.  vollständiger  Inbegriff  von  Normen  für  die  Entscheidung  aller 
Fragen  des  internationalen  Privatrechts  in  allen  Staaten  gilt  oder 
gelten  könnte.  Inwieweit  die  von  Savigny  und  Anderen  angestellten 
Fundamentalprinzipien  verdienstlich  sind  oder  nicht,  darauf  kommt  es 
hier  nicht  an:  wir  haben  nur  auf  das  Ziel  zu  achten«  welches  sich 
Savigny  imd  seine  Schule  gesetzt  haben.  Ihr  Ziel  ist,  eine  logisch 
konsequente  Reihe  von  Normen  zu  konstruiren,  die  entweder  thatsäch- 
lich  mit  den  in  verschiedenen  Staaten  für  die  Wahl  des  Rechts  gel- 
tenden Normen  übereinstimmen,  oder  in  Uebereinstimmung  mit  der 
als  richtig  vorausgesetzten  Theorie  gelten  sollten. 

Die  Schriftsteller,  welche  dieser  Methode  anhängen,  gerathen,  bei- 
nahe unmerklich,  immer  von  der  Frage  nach  den  bestehenden  Grund- 
sätzen des  internationalen  Privatrechts  in  die  davon  verschiedene  Un- 
tersuchung hinein,  wie  diese  Grundsätze  beschaffen  sein  sollten.  We- 
der Savigny  z.  B.,  noch  Bar  wollen  den  Lesern  ihrer  Werke  eine 
blosse  Aufzählung  oder  Erläuterung  jener  Grundsätze  auf  dem  Gebiete 

6)  Savigny,  System  VIII,  8.  108. 

7)  Wächter,  Arch.  f.  civ.  Pr.  XXV  S.  1-9. 

8)  Schaeffner,  S.  32.    Vgl.  Savigny,  System  VIII,  S.  181. 
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des  internationalen  Privatrechts  bieten^  die  gegenwärtig  bei  den  Ge- 
richten  eines  oder  aller  Staaten  von  Europa  gelten.  Was  jeder  Autor 
KU  bieten  versucht,  ist  eine  Untersuchung  über  die  Grundsätze^  welche 
aus  Gründen  der  Logik  und  der  Zweckmässigkeit  die  Bichter  jedes 
Staates  bei  Entscheidungen  über  Gesetzeskollisionen  leiten  sollten. 

Bar*a  Kritik  über  Story  ist  in  dieser  Beziehung  sehr  lehrreich. 
Er  sagt^  dass  dem  Leser  oft  aus  Storj/B  Erörterimg  einer  bestimmten 
Materie  nicht*  klar  werde,  dass  ^die  Entscheidung  juristisch  so  und 
nicht  anders  ausfallen  müsse '^  ^).  Der  hierin  gelegene  Vorwurf  ist 
gerecht,  wenn  es  Stört/ %  Absicht  war,  darzustellen^  wie  die  Normen 
des  internationalen  Privatrechts  nach  allgemeinen  juristischen  Erwä- 
gungen beschaffen  sein  sollten.  Ob  dies  seine  Absicht  war^  ist  frag- 
lich. Aber  wie  dem  sei^  so  gibt  Bar^B  Bemerkung  uns  jedenfalls 
einen  genauen  Begriff  von  den  Zielen,  die  er  selbst  und  andere 
Autoren  derselben  Richtung  verfolgen.  Sie  wollen  zeigen^  welche 
Norm  für  jeden  gegebenen  Fall  das  internationale  Privatrecht  ent- 
halten sollte. 

Die  verdienstliche  Seite  der  theoretischen  Behandlung,  die  sich 
dann  ergibt^  wenn  ein  Genie  wie  Savigny  sie  anwendet^  wird  von  eng- 
lischen Juristen,  deren  Auf&ssung  vom  Rechte  fundamental  entgegen- 
gesetzt ist^  leicht  unterschätzt  werden.  Es  ist  daher  Pflicht,  diese 
verdienstliche  Seite  besonders  zu  betonen.  Die  theoretische  Methode 
ist  vollkommen  damit  vereinbar^  dass  die  wirklich  in  den  einzelnen 
Staaten,  z.  B.  in  Frankreich  oder  den  Vereinigten  Staaten,  zu  Recht 
bestehenden  Normen  des  internationalen  Privatrechts  sorgfältig  ermit- 
telt werden ;  da  die  lebendige  Praxis  der  Gerichte  als  Prüfstein  für 
die  Richtigkeit  der  theoretisch  ermittelten  Resultate  dient.  Die  zwei 
Hauptvorzüge  der  Methode  sind  die,  dass  die  Uebereinstimmung  der 
verschiedenen  Staaten  Europas  in  Bezug  auf  die  Grundsätze,  die  für 
die  Wahl  des  Rechts  gelten  sollen,  in  steter  Erinnerung  bleibt  und 
dass  die  Wichtigkeit  einer  Erwägung,  die  englische  Juristen  nur  zu 
leicht  vergessen,  stets  betont  wird:  dass  die  Entscheidung  für  das  eine 
oder  das  andere  Rechtssjstem  bei  Lösung  einer  bestimmten  Rechts- 
frage aus  Gründen  der  Logik,  der  Zweckmässigkeit  und  der  Gerech- 
tigkeit zu  treffen  ist  und  durchaus  nicht  von  Gutdünken  oder  blossen 
Präzedentien  abhängt.  Ob  z.  B.  die  Rechtswirkung  eines  bestimmten 
Thatbestandes  nach  der  lex  acttis,  der  lex  domicilii  oder  der  lex  fori 
festzustellen  ist,  mag  mitunter  zweifelhaft  erscheinen,  sollte  aber  nach 
prinzipiellen  VernunftgrÜuden  diskutirt  werden. 

Die  Mängel  der  aprioristischen  Methode  werden  Engländern 
(schwerlich  entgehen.  Schriftsteller,  die  ihr  anhängen,  behandeln  als 
bestehendes  Recht,  was  nach  ihrer  Ansicht  Recht  sein  sollte;  und  sie 
stellen  zum  Gebrauche  der  Gerichte  aller  Staaten  Normen  auf,  die  in 
keinem  Staate  als  Recht  gelten.     ,^Die  Juristen  des  europäischen  Kon- 

9)  Bar  I,  S.  65. 

ZHtRchrift  f.  intern.  Privit-  u.  Strafrecht  etc..  Band  II.  () 
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tinents^;  sagt  Story,  „haben  sich  mit  ungewöhnlichem  Geschick  und 
Scharfsinn  bemüht,  Grundsätze  aufzustellen,  die  eine  Materie  bei  allen 
Völkern  regeln  sollten.  Es  ist  aber  sehr  fraglich,  ob  ihr  Erfolg  im 
richtigen  Yerhfiltniss  zu  der  Mühe  steht,  und  ob  ihre  Grundsätze,  wenn 
sie  zu  allgemeiner  Annahme  gelangten,  unter  allen  Umständen  zweck> 
massig  oder  wünschenswerth  oder  auch  nur  gerecht  wären**  *^). 

Diese  Bemerkung  trifft  die  schwache  Seite  einer  Methode,  die 
auf  der  den  meisten  deutschen  Juristen  gemeinsamen,  für  englische 
Juristen  kaum  zulässigen  Annahme  beruht,  es  gebe  gewisse  selbst- 
verständliche Bechtsgrundsätze,  aus  welchen  ein  System  von  Rechts- 
normen abgeleitet  werden  könne,  deren  Richtigkeit  urtheilsfähigen 
Richtern  einleuchten  müsse. 

Die  positive  Methode  wird  von  einer  Reihe  von  Autoren  be- 
folgt,  unter  welchen  Story  und  Foelix  die  bekanntesten  sind. 

Die  Autoren  dieser  Richtung  behandeln  —  obwohl  sie  ihre  eigene 
Methode  nicht  immer  ganz  konsequent  durchführen  -  —  die  Normen 
des  internationalen  Privatrechts  in  der  Hauptsache  als  einen  Bestand- 
theil  des  Rechts  jenes  Staates,  in  welchem  sie  angewendet  werden. 

Diese  Schule  geht  davon  aus,  dass  die  Normen  zur  Entscheidung 
von  Gesetzeskollisionen  selbst  Rechtsvorschriften  im  strikten  Sinne  des 
Wortes  sind  und  dass  sie  ihre  Autorität  aus  der  Macht  jenes  Souve- 
räns herleiten,  in  dessen  Territorium  sie  angewendet  werden.  Story 
und  Foelix  beschäftigen  sich  daher  nicht  mit  einem  gemeinen  euro- 
päischen Rechte,  sondern  sie  bemühen  sich,  festzustellen,  was  in  einem 
bestimmten  Staate  in  Bezug  auf  die  ausserterritoriale  Wirkung  tob 
Rechten  gilt.  Ein  Schriftsteller  dieser  Schule  kann  also,  ohne  der 
Folgerichtigkeit  zu  vergeben,  entweder  seine  Untersuchungen  auf  das 
Recht  eines  Staates,  z.  B.  Englands,  beschränken,  oder  sie  auf  die 
Ermittelung  der  in  Italien  oder  Frankreich  oder  in  allen  übrigen 
Staaten  der  zivilisirten  Welt  geltenden  Normen  seiner  Materie  aus- 
dehnen. Dieses  letztere  Verfahren  ist  —  nebenbei  bemerkt  —  das 
thatsächlich  von  Foelix  eingeschlagene,  der,  obwohl  er  in  erster  Linie 
mit  Bezug  auf  das  französische  Recht  schreibt,  auch  kurz  die  in  Bezug 
auf  die  ausserterritoriale  Anerkennung  von  Rechten  in  anderen  Liln- 
dem,  z.  B.  in  England  und  Deutschland,  geltenden  Rechtsnormen  dar- 
stellt. —  Aber  welche  Grenzen  immer  die  Anhänger  der  positiven 
Schule  ihren  Untersuchungen  ziehen,  der  Karakter  ihrer  Arbeiten  bleibt 
immer  derselbe:  sie  wollen  lediglich  die  im  Rechte  eines  bestimmten 
Landes  geltenden  Normen  für  eine  bestimmte  Materie,  nämlich  fUr  die 
ausserterritoriale  Anerkennung  von  Rechten  ermitteln.  Daher  sollten 
diese  Autoren,  ihrer  Methode  konsequent  bleibend,  es  gar  nicht  ver- 
suchen, die  Normen  des  internationalen  Privatrechts  aus  gewissen  all- 
gemeinen Grundsätzen  zu  deduziren,  denn  ihnen  handelt  es  sich  nicht 
darum,  was  Recht  sein  sollte,  sondern  darum,  was  Recht  ist. 


10)  Story,  Conflict  of  laws,  S.  26, 
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Die  Norm  des  englischen  Rechts ;  die  Handlungsfähigkeit  einer 
Person  bestimme  sich  in  der  Kegel  nach  ihrem  Domizil,  und  die  hie- 
von  abweichende  Norm  des  italienischen  Bechts,  die  Handlungsfähig- 
keit bestimme  sich  nach  der  Staatsangehörigkeit ,  sind  einander  in 
vielen  Fällen  geradezu  entgegengesetzt.  Es  kann  also  nicht  ange- 
nommen werden^  dass  beide  Normen  sich  aus  demselben  allgemeinen 
Grundsätze  deduziren  lassen,  und  ebensowenig  können  beide  Normen 
gleichzeitig  Bestandtheile  eines  gemeinen  europäischen  Kechts  sein. 
Für  Anhänger  der  positiven  Schule  sind  aber  beide  Normen  Sätze 
des  internationalen  Privatrechts,  beide  bestimmt,  bei  der  Wahl  des 
Rechts  zu  leiten,  die  eine  ist  aber  eine  Norm  des  territorialen  eng- 
lischen, die  zweite  eine  Norm  des  territorialen  italienischen  Rechts. 

Der  Vorzug  dieser  Methode  liegt  darin,  dass  sie  Autoren  und 
Lesern  die  überaus  wichtige  Wahrheit  stets  vor  Augen  hiQt,  dass  kein 
Grundsatz  Recht  ist,  er  sei  denn  Bestandtheil  des  territorialen  Rechts 
eines  bestimmten  Staates  und  dass  es,  um  festzustellen,  welche  Normen 
des  internationalen  Privatrechts  in  England  oder  Frankeich  gelten,  das 
richtige  Mittel  ist,  die  Gesetze  und  die  gerichtlichen  Entscheidungen  zu 
Studiren,  in  welchen  das  englische  und  französische  Recht  enthalten  ist. 
Die  Richtigkeit  dieser  Methode  wird  schon  durch  die  Erwägung  darge- 
than,  dass  ausgezeichnete  Juristen  sie  praktisch  befolgen,  wenn  sie 
sie  auch  nicht  theoretisch  akzeptiren. 

Savigny  und  Bar  haben  durch  alle  ihre  Schriften  vornehmlich 
deutsches  Recht  im  Auge,  oder  doch  das  Recht  jener  Staaten,  deren 
Rechtssjstem  vom  römischen  Rechte  beeiuflusst  ist.  Westlake  und  Phillu 
more  bauen  eingestandenermassen  ihre  Yemunftschlüsse  auf  englischen 
oder  amerikanischen  Urtheilen  auf.  —  Auf  das  gemeine  europäische  Recht 
beziehen  sich  aber  sogar  jene  Autoren,  die  in  einem  solchen  in  gewis- 
sem Sinne  die  Quelle  des  internationalen  Privatrechts  erblicken,  nur 
dann,  wenn  es  in  Ermangelung  gerichtlicher  Entscheidungen  oder  ge- 
setzlicher Normen  noth wendig  ist  zu  erwägen,  wie  ein  Fall  zu  ent- 
scheiden ist,  mit  dem  sich  die  Gerichte  noch  nicht  zu  beschäftigen 
hatten.  In  solchen,  nicht  seltenen  Fällen  ist  der  Jurist  genöthigt,  zu 
erwägen,  welches  Recht  nach  gewissen  angenommenen  Grundsätzen 
auf  einen  bestimmten  Fall  angewendet  werden  sollte. 

Wir  berühren  hier  die  schwache  Seite  der  positiven  Methode. 

Sie  verbirgt,  dass  in  der  That  die  zivilisirten  Nationen  in 
grossem  Umfange  gewisse  gemeinschaftliche  Prinzipien  als  die  ausser- 
territoriale  Anerkennung  von  Rechten  beherrschend  ansehen.  Sie  ver- 
birgt, dass  die  Zahl  der  feststehenden  Normen  des  internationalen 
Privatrechts,  die  z.  B.  in  England  oder  in  einem  anderen  Staate  gel- 
ten, eine  kleine  ist  und  dass  der  Richter  in  Fällen,  die  weder  durch 
ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmungen,  noch  durch  gerichtliche  Prä- 
zedentien  entschieden  sind,  zum  Gesetzgeber  werden  muss  und  wird, 
und  dass  er  dann  im    Hinblick  auf  Grundsätze    entscheidet,  die,  weil 

9* 
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sie  anch  in  anderen  Staaten  gelten^  wohl  mit  einer  zulässigen  Fiktion 
als    gemeines    europäisches  Becht    bezeichnet    werden  könnten. 

Mögen  indessen  die  Mängel  der  positiven  Methode  welche  inmier 
sein,  so  ist  es  doch  jene  Darstellangsart  des  internationalen  Privat- 
rechtS;  welche  von  jedem  befolgt  werden  sollte ;  der  beabsichtigt,  es 
als  einen  Theil  des  englischen  Rechts  darzustellen;  konsequente  Be- 
folgung dieser  Methode  verhindert  zwar  den  Autor ,  gewisse  merk- 
würdige und  interessante  Materien;  z.  B.  die  historischen  Probleme, 
die  mit  der  Entwickelung  des  internationalen  Privatrechts  zusammen- 
hängen ^  genauer  zu  prüfen,  enthebt  ihn  aber  der  Nothwendigkeit  zu 
rechtfertigen,  warum  diese  Norm  gilt  und  nicht  eine  andere,  sobald 
es  nur  festgestellt  ist,  dass  diese  Norm  ein  Theil  des  englischen  Bechts 
ist;  man  verlangt  von  einem  Schriftsteller,  der  blos  expouirt  oder  kom- 
mentirt,  nicht,  dass  er  vertheidige ;  indes  ist  es  vollstlbidig  vereinbar 
damit,  dass  man  systematisch  versucht,  festzustellen,  was  Be^Jit  ist 
dass  man  die  Gründe  erklärt,  auf  welchen  eine  Norm  beruht.  Jen^ 
Theil  des  englischen  Bechts,  welcher  die  ausserterritoriale  Anerken- 
nung von  Bechten  regelt,  ist  nicht  eine  rohe  Masse  unzusammen- 
hängender Grundsätze,  es  ist  vielmehr  ein  System  von  Normen, 
welche  alle  untereinander  gewisse  Beziehungen  haben.  Bei  der  Fest- 
stellung dieser  Normen  ergeben  sich  überdies  Anlässe,  bei  welchen 
die  theoretische  Methode  legitime  Verwendung  finden  kann.  Wenn 
—  wie  es  oft  geschieht  —  weder  die  Gesetze  noch  autoritative  Ent- 
scheidungen eine  massgebende  Direktive  zur  Entscheidung  eines  be- 
stimmten Falles  oder  richtiger  einer  bestimmten  Art  von  Fällen  ent- 
halten, so  muss  die  Untersucliung  verständigerweise  auf  die  Urtheile 
auswärtiger,  und  insbesondere  auf  jene  der  amerikanischen  Bichter  und 
auf  die  Theorien  juristischer  Schriftsteller  ausgedelmt  werden,  wie 
z.  B.  auf  jene  von  Savigny  oder  Story y  deren  Ansichten  in  der  That 
auf  die  Urtheile  englischer  Gerichte  Einfluss  gehabt  haben.  Die 
Heranziehung  solcher  Behelfe  ist  nicht  durch  die  fiktive  Geltung  eines 
gemeinen  europäischen  Bechts  gerechtfertigt,  sondern  durch  die  Er- 
wägung, dass  die  englischen  Bichter,  wenn  sie  eine  gesetzgeberische 
Funktion  erfüllen,  sich  mit  Becht  von  den  Ansichten  eminenter  Ju- 
risten und  von  dem  Wunsche  leiten  lassen,  die  Praxis  der  eng- 
lischen  Gerichte  in  Dingen,  welche  alle  zivilisirten  Staaten  betreffen, 
mit  der  Praxis  der  auswärtigen  Gerichte  in  Uebereinstimmung  zn 
bringen. 

Kurz,  ein  Autor,  der  die  Grundsätze  des  englischen  Bechts  in 
Bezug  auf  die  ausserterritoriale  Anerkennung  von  Bechten  darstellen 
will,  sollte  soweit  wie  möglich  das  Verfahren  der  englischen  Bichter 
einschlagen,  wenn  es  ihre  Pflicht  ist,  ein  Urtheil  in  irgend  einer  Frage 
des  internationalen  Privatrechts    zu  fällen. 

Sie  prüfen  zunächst,  ob  der  Fall  unter  den  Wortlaut  irgend  eines 
Gesetzes  fällt.    Wenn  ja,  so  entfallt  jede  weitere  Diskussion. 

Z.  B.  erklärt  die  Consular  Marriage  Act  Ehen  zwischen  Personen. 
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von  welchen  eine  ein  englischer  Unterthan  ist^  für  gültig^  wenn  sie 
im  Auslände  in  der  von  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  vor 
einem  englischen  Konsul  geschlossen  wurden,  und  die  Act  24  &  25 
Vict.  cap.  114  bestimmt  die  Umstände,  unter  welchen  ein  Testament 
über  bewegliches  Vermögen  im  Auslande  von  Engländern  gültig  er- 
richtet werden  kann.  RechtsfUle,  welche  unter  eines  dieser  Gesetze 
fallen,  werden  daher  von  den  englischen  Grerichten  ganz  einfach  nach 
diesen  Gesetzen  entschieden.  Die  Möglichkeit  oder  Gewissheit,  dass 
französische  Grerichte  die  Gültigkeit  einer  in  Frai^reich  in  Gemäss- 
heit  der  Consular  Marriage  Act  geschlossenen  Ehe  n^iren  könnten 
oder  dass  ein  französisches  oder  ein  anderes  auswärtiges  Gericht  ein 
Testament  als  ungültig  behandeln  könnten,  wenn  es  auch  den  Er- 
fordernissen der  Act  24  &  25  Vict.  cap.  114  genügt,  ist  für  die 
englischen  Gerichte  eine  irrelevante  Erwägung,  und  sie  würden  auch 
der  einmüthigen  Ansicht  der  Juristen,  dass  die  beiden  bezeichneten 
Gesetze  die  Grundsätze  des  gemeinen  europäischen  Rechts  verletzen, 
keine  Beachtung  schenken. 

Wenn  ein  gegebener  Fall  nicht  unter  den  Wortlaut  eines  Gre- 
setzes  flfllt,  so  hat  der  Richter  zunächst  zu  fragen,  ob  er  unter  einen 
Grundsatz  f^lt,  dem  richterliche  Entscheidungen  gesetzliche  Autorität 
gegeben  haben.  Wird  das  Bestehen  eines  solchen  Grundsatzes  dar- 
gethan,  so  ist  die  Diskussion  wieder   zu    Ende. 

Z.  B.  ist  jetzt  durch  eine  Reihe  von  Entscheidungen  festgestellt, 
dass  die  Frage,  ob  eine  Vertragsklage  verjährt  ist,  nur  nach  der  lex 
fori,  nach  dem  gewöhnlichen  territorialen  englischen  Rechte  entschieden 
werden  muss:  wenn  also  die  Frage  sich  aufwirft,  ob  die  Klage  aus 
einem  im  Auslande  geschlossenen  Vertrage  verjährt  ist,  so  ziehen  die 
englischen  Gerichte  nur  die  Bestimmungen  der  englischen  Gresetze 
über  Verjährungen  in  Betracht.  In  dieser  Frage  ist  die  Ansicht  der 
Schriftsteller  und  Juristen  zu  dem  entgegengesetzten  Resultate  gelangt, 
als  die  englischen  gerichtlichen  Entscheidungen,  aber  die  Rechtsnorm 
ist  jetzt  ganz  fixirt,  sie  ist  Theil  des  englischen  Rechts  und  kein  Ar- 
gument aus  der  Autorität  Savigm/s  oder  anderer  ausgezeichneter  Ju- 
risten könnte  einen  englischen  Richter  veranlassen,  eine  Rechtsnorm 
zu  verletzen,  die  die  englischen  Gerichte  re  integra  nicht  mehr  auf- 
stellen würden  ^^\ 

Wenn  es  endlich  vorkommt,  dass  ein  Rechtsfall  weder  unter  den 
Wortlaut  irgend  eines  Gesetzes,  noch  unter  ein  durch  gerichtliche 
Entscheidungen  festgestelltes  Prinzip  flQlt,  so  suchen  die  englischen 
Richter,  die  unter  diesen  Umständen  in  der  That  gesetzgeberische  Funk- 
tionen haben,  nach  Anleitungen  bei  auswärtigen  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen, bei  den  Ansichten  der  Juristen  oder  bei  Argumenten, 
die  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  deduzirt  werden. 

Z.  B.  wurde  in  einem  kürzlich  verhandelten  Falle  die  Frage  auf- 

11)  (Vgl.  Kahn,  Jahrb.  f.  Dogm.  XXX  S.  123.    Anm.  d.  Uebers.) 
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geworfen,  ob  Jemand^  der  illegitim  geboren,  aber  per  stibsequens  ma- 
trimonium  in  Holland  legitimirt  war,  nach  englischem  Rechte  nach 
dem  Statute  of  distributions  in  das  Mobilarvermögen  eines  verstorbe- 
nen Onkels,  der  in  England  sein  Domizil  hatte,  sukzediren  könne. 
Der  Appellhof  war  in  der  That  der  Ansicht,  dass  der  Fall  weder 
nnter  den  Wortlaut  des  Gesetzes  falle,  noch  auch  in  PräzedenzföUen 
entschieden  sei,  und  auf  allgemeine  Rechtsgrundsätze  zurückgehend 
entschied  er,  dass  die  Legitimität  des  Klägers  sich  nach  dem  Rechte 
seines  Domiziles  (Holland)  zur  Zeit  seiner  Geburt  richte,  dass  er  da- 
her in  England  als  legitimirtes  Kind  anzusehen  und  berechtigt  sei, 
in  das  Vermögen  seines  Onkels  zu  sukzediren. 

Die  ganze  Materie  kann  so  resümirt  werden:  Die  Rechtsquellen, 
aus  welchen  das  englische  Recht  in  Bezug  auf  die  ausserterritoriale 
Anerkennimg  von  Rechten  oder,  mit  anderen  Worten,  in  Bezug  auf  die 
Normen  des  internationalen  Privatrechts  festzustellen  ist,  sind: 

1)  Gesetz, 

2)  autoritative  Entscheidungen  oder  Präzedenzfälle, 

B)  wenn  diese  beiden  Rechtsquellen  versagen,  solche  allgemeine 
Grundsätze,  wie  sie  sich  aus  den  Urtheilen  auswärtiger  Gerichte  und 
den  Ansichten  angesehener  Juristen  und  aus  Normen,  die  in  anderen 
Staaten  gelten,  ergeben. 

Das  sind  die  Quellen,  auf  welche  sich  die  Richter  beziehen,  wenn 
sie  festzustellen  haben,  was  rechtens  ist,  und  die  einzig  richtige  Me- 
thode für  englische  Juristen,  die  über  internationales  Privatrecht,  als 
einen  Theil  des  englischen  Privatrechts,  schreiben  wollen,  ist  es,  dem 
Beispiele  der  Richter  zu  folgen  und  ausschliesslich  auf  die  von  den 
Gerichten  anerkannten  Informationsquellen  zu  achten. 

C.  Allgemeine  Grundsätze. 

Diese  können  in  zwei  Sätzen  zusammengefasst  werden: 
Generalprinzip  Nr.  I.     Alle  Rechte,   welche  gemäss  des 
Rechts  irgend  eines   zivilisirten  Staates    erworben    wurden, 
werden    von   den    englischen    Gerichten    anerkannt    und  (im 
allgemeinen)  durchgesetzt^^). 

Dieser  Satz  ist  die  Formulirung  eines  Grundsatzes  oder  die  Kon- 
statirung  einer  Thatsache  —  denn  unter  diesen  beiden  Gesichtspunk- 
ten kann  er  betrachtet  werden  — ,  welche  den  meisten  Regeln  zu 
Grunde  liegen,  die  dazu  bestimmt  sind,  die  ausserterritoriale  Rechts- 
anwendung zu  normiren.  Zweck  und  Wirkung  derselben  ist,  Rechte, 
welche  in  irgend  einem  zivilisirten  Staate,  z.  B.  Frankreich  oder 
Italien,  erworben  worden  sind,  in  einem  anderen  Staate,  z.  B.  in  England, 
wirksam  zu  machen.  Der  Franzose  A.  heirathet  in  Paris  eine  Fran- 
zösin und  hat  Kinder  mit  ihr:    er    erwirbt  ursprünglich  nach    £ranz5- 


12)  Natürlich  gilt  dieses  Prinzip  nur  mit  den  später  zu  erwähnenden 
Ausnahmen  oder  Beschränkungen. 


Internationales  Privatrecht  als  Bestandtheil  des  engl.  Rechts.      135 

siscbem  Rechte^  aber  er  besitzt  kraft  des  Grundsatzes;  mit  dem  wir 
ims  beschäftigen,  auch  in  England  den  Status  und  die  Rechte  eines 
Gatten  und  Vaters:  wenn  A.  durch  Verkauf^  Geschenk^  Erbfolge  oder 
sonst  irgendwie  in  Frankreich  Eigenthümer  von  Gegenständen  wird, 
welche  er  dann  nach  England  bringt ^  .so  finden  seine  Eigen thums- 
rechte  dort  Anerkennung,  und  er  kann  vor  einem  englischen  Gerichte 
Jedermann  verfolgen,  der  ihn  seines  Eigenthums  mit  Unrecht  beraubt. 

Oder  wenn  A.  von  einem  Deutschen  in  Paris  thätlich  beleidigt 
wird  und  er  nach  französischem  Rechte  einen  Schadenersatzanspruch 
für  diese  thätliche  Beleidigung  hat,  so  kann  er,  wenn  er  den  An- 
greifer in  England  findet ,  im  AUgemeinen  wegen  dieser  Rechtsver- 
letzung vor  den  englischen  Gerichten  klagen. 

Wenn  A.,  statt  in  England  zu  klagen,  von  einem  französischen 
Gerichte  ein  Urtheil  gegen  den  Beleidiger  erwirkt,  so  kann  er,  im 
Allgemeinen  gesprochen,  die  Zahlung  seines  Anspruchs  in  Gremässheit 
des  Urtheils  gegen  seinen  Schuldner  in  England  durchsetzen. 

Oder  wenn  A.  und  X.  in  Frankreich  einen  Vertrag  geschlossen 
haben  und  X.  bricht  ihn,  so  kann  A.,  wenn  er  den  X.  in  England 
findet,  gegen  ihn  eine  Klage  wegen  Vertragsbruchs  auf  Ersatz  des  ihm 
daraus  erwachsenen  Schadens  einbringen. 

Für  die  Anwendung  eines  Prinzips,  welches  allgemein  anerkannt 
ist,  weitere  Beispiele  oder  überhaupt  Beispiele  zu  bringen^  mag  Juristen 
Qberflüssig  erscheinen:  ^^Ich  gestehe"  —  sagt  Lord  Halsbury  in  einer 
kürzlich  erflossenen  Entscheidung  —  ,.dass  ich  einigermassen  überrascht 
war  über  die  ausführliche  Erörterung  von  Prinzipien,  von  welchen 
ich  glaubte,  dass  sie  gegenwärtig  so  sehr  als  ein  Theil  des  eng- 
lischen Rechts  anerkannt  sind,  dass  es  nicht  mehr  nöthig  gewesen 
wäre,  sie  so  genau  darzulegen.  Dass  ein  Staat  unter  gewissen  Um- 
ständen Verträge  zur  Geltung  bringt,  welche  in  einem  anderen  ge- 
schlossen sind,  ist  ein  Rechtssatz,  von  dem  ich  nicht  gedacht  hätte, 
dass  er  einer  Beglaubigung  bedarf."  Diese  Bemerkung  des  Lord- 
Kanzlers  kann  im  Prinzipe  nicht  nur  auf  die  Anerkennung  eines 
auswärts  geschlossenen  Vertrages  bezogen  werden^  sondern  auch  auf 
die  Anerkennung  irgend  eines  in  fremdem  Lande  erworbenen  Rechts. 
Laien  andererseits  könnte  die  grösste  Anzahl  von  Beispielen,  welche 
nur  angeführt  werden  könnte,  keine  einigermassen  angemessene  Vor- 
stellung von  der  Häufigkeit  der  Fälle  geben,  in  welchen  englische  Ge- 
richte, und  zwar  in  selbstverständlicher  und  alltäglicher  Praxis,  die 
Existenz  von  Rechten,  welche  Fremde  oder  Engländer  nach  auswärti- 
gem Rechte  erworben  haben,  anerkennen  und  zur  Durchsetzung  bringen. 

Diese  Anerkennung  von  nach  fremdem  Rechte  erworbenen  Rechten 
ist  ein  Zug  der  modernen  Zivilisation.  Das  ganze  Rechtsgebiet,  mit 
welchem  wir  uns  beschäftigen,  ist  in  wenig  mehr  als  Einem  Jahr- 
hundert entstanden.  Obwohl  daher  das  Prinzip  der  Anerkennung  er- 
worbener Rechte  in  keinem  unserer  älteren  juristischen  Werke  zum 
Ausdrucke  gebracht  ist,  so  würde  es  doch  kaum  Übertrieben  sein,  zu 
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behaupten,  dass  zum  richtigen  Yerst&ndnisse  irgend  einer  vemlinf- 
tigen  Theorie  des  internationalen  Privatrechts  jedes  Wort  des  Satses, 
in  welchem  das  Prinzip  der  ausserterritorialen  Anerkennung  von  Rediteu 
verkörpert  ist,  Aufmerksamkeit  verdient. 

1)  ,,Rechte^.  Englische  Richter,  und  dasselbe  gilt  genau  so 
z.  B.  fttr  französische  oder  deutsche  Richter,  wenden  strenge  genom- 
men nie  das  Recht  eines  anderen  Staates  als  das  ihres  eigenen  an;  in 
jenen  Fällen,  bei  welchen  man  von  ihnen  gewöhnlich  sagt,  dass  sie 
fremdes  Recht  zur  Anwendung  bringen,  verschaffen  sie  in  Wirklich- 
keit nicht  fremdem  Rechte  Wirkung,  sondern  Rechten,  welche  nach 
dem  Rechte  eines  fremden  Staates  erworben  wurden.  Es  mag  schö- 
nen, dass  diese  Unterscheidung  allzu  subtil  ist;  wenn  man  ihr  aber 
gehörige  Aufmerksamkeit  zuwendet,  so  beseitigt  sie  Schwierigkeiten« 
welche  juristbche  Schriftsteller  und  Gerichtshöfe  in  Verwirrung  ge- 
bracht haben. 

Der  grösste  Theil  der  Verwirrung,  welche  in  Bezug  auf  die 
Lehre  von  der  Exekution  fremder  Urtheile  herrscht,  entsteht  aus  dem 
Verkennen  des  Umstandes,  dass,  wenn  z.  B.  A.  eine  Klage  in  Elng- 
land  aus  einem  italienischen  Urtheile  gegen  X.  einbringt,  das,  was 
die  Grerichte  wirklich  zur  Wirkung  bringen,  nicht  das  Urtheil  des 
italienischen  Gerichtshofs,  oder  mit  anderen  Worten  ein  Befehl  des 
Königs  von  Italien  ist,  sondern  das  Recht,  welches  A.  kraft  des  ita- 
lienischen Urtheils  auf  die  Zahlung  einer  Schuld  durch  den  X.  er- 
worben hat.  Ob  A.  von  X.  die  Zahlung  einer  Forderung  verlangt 
welche  aus  einem  in  Italien  geschlossenen  und  gebrochenen  Vertrage 
entspringt  oder  ob  er  die  Zahlung  einer  Geldsumme  beansprucht,  zu 
deren  Zahlung  ein  italienisches  Gericht  den  X.  zu  Gunsten  des  A. 
für  einen  solchen  Vertragsbruch  schuldig  erkannt  hat,  in  jedem  Falle 
verlangt  er  thatsächlich,  dass  ein  englisches  Gericht  einem  von  A. 
nach  italienischem  Rechte  erworbenen  Rechte  Geltung  verschafft.  Wird 
einmal  das  Prinzip  zugegeben,  dass  die  englischen  Gerichte  im  all- 
gemeinen Rechte,  welche  gemäss  des  Rechts  eines  fremden  Landes 
erworben  worden  sind,  anerkennen  und  zur  Geltung  bringen,  so  wird 
es  klar,  dass  es  nichts  abnormes  oder  exzeptionelles  ist,  wenn  sie  ein 
Recht,  z.  B.  das  auf  Zahlung  von  20  Pfund,  anerkennen,  welches  ge- 
mäss eines  fremden  Urtheils  erworben  ist.  Hier  sei  nebenbei  bemerkt 
dass  derjenige  Punkt,  welcher  wirklich  einer  Erklärung  bedürftig  ist, 
nicht  die  Anerkennung  von  Rechten  ist,  die  gemäss  des  Rechts  eines 
auswärtigen  Staates  erworben  sind,  sondern  die  Thatsache,  dass  eng- 
lische oder  andere  Gerichte,  sogar  wenn  kein  Betrug  oder  etwas  Aehn- 
liches  vorliegt,  der  Ansicht  sein  können,  dass  Rechte  kraft  fremder 
Urtheile  erworben  sein  mögen,  ohne  einen  Anspruch  auf  Anerken- 
nung zu  haben,  oder  kurz :  nicht  die  regelmässige  Anerkennung,  sondern 
die  gelegentliche  Nichtanerkennung  von  Rechten,  die  kraft  fremder 
Urtheile  erworben  sind,  ist  es,  welche  mindestens  scheinbar  eine 
Anomalie  ist  und  darum  einer  Erklärung  bedarf. 
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2)  ^Erworben. ^  Der  Zwe^^k,  für  welchen  die  Gerichte  da  sind, 
ist,  für  die  Verletzung  von  Rechten  Hülfe  zu  gewähren.  Kein  Ge- 
richt beabsichtigt;  einem  Kläger  neue  Rechte  zu  ertheilen^  ausser  so- 
weit neue  Rechte  nothwendig  sind^  lun  für  die  Verletzung  eines 
bestehenden  Rechts  Entschädigung  zu  gewähren  oder  möglichst  vor 
einer  solchen  Verletzung  zu  schützen ;  es  ist  daher  die  Grundlage  einer 
Klage,  dass  der  Kläger  im  Momente,  wo  er  den  Gerichtshof  anruft^ 
irgend  ein  Recht,  z.  B.  ein  Recht  auf  Zahlung  von  20  Pfund,  besitzt, 
welches  verletzt  wurde.  Die  Einbringung  einer  Klage  setzt  daher  die 
Existenz  eines  Klagerechts  voraus.  Wenn  sich  daher  A.  an  ein  eng- 
lisches Grericht  wendet,  um  ein  in  Frankreich  erworbenes  Recht  durch- 
zusetzen, so  muss  er  im  Allgemeinen  darthun,  dass  er  im  Momente, 
wo  er  die  Klage  einbringt,  ein  Recht  besitzt,  welches  wirklich  nach 
französischem  Rechte  erworben  ist  und  welches  er  gegen  seinen  Greg- 
ner, wenn  er  ihn  vor  ein  französisches  Grericht  ziehen  würde,  zur 
Durchsetzung  bringen  könnte.  A.  klagt  z.  B.  wegen  Nichtzahlung 
einer  von  X.  in  Paris  kontrahirten  Schuld  oder  verlangt  Schadenersatz 
für  einen  thätlichen  Angriff,  welchen  X.  gegen  ihn  in  Paris  begangen 
hat.  Nach  dem  Grundsatze,  mit  dem  wir  uns  beschäftigen,  muss  er 
zeigen,  dass  sein  Recht  auf  Zahlung  oder  Schadenersatz  wirklich  er- 
worben ist;  er  muss  zeigen,  dass  die  Forderung  nach  französischem 
Rechte  besteht  oder  dass  die  thätliche  Beleidigung  eine  solche  ist, 
wegen  welcher  die  französischen  Gerichte  den  Beleidiger  zur  Rechen- 
schaft ziehen  würden.  Denn,  im  Allgemeinen  gesprochen,  findet  eng- 
lisches Recht  auf  einen  That bestand,  welcher  ausserhalb  Englands  vor- 
Wltf  keine  Anwendung;  daher  ist  die  Grundlage  der  Klage  des  A., 
dass  er  wünscht,  Rechte  durchzusetzen,  welche  er  in  Frankreich  er- 
worben hat,  und  er  wird  regelmässig  mit  seiner  Klage  keinen  Erfolg 
haben,  wenn  dargethan  werden  kann,  dass  die  Rechtsverletzung,  wegen 
welcher  er  klagt,  vom  französischen  Rechte  nicht  als  eine  solche  an- 
erkannt werden  würde  oder  mit  anderen  Worten,  dass  er  nicht  dar- 
thun kann,  dass  er  ein  vom  französischen  Rechte  anerkanntes  Recht 
auf  Schadenersatz  hat  ^'). 

3)  ,^ZiviUsirter  Staat.'*  Dieser  Ausdruck  ist  ein  absichtlich 
unbestimmter.  Für  unseren  gegenwärtigen  Zweck  mag  er  als  alle 
christlichen  Staaten  Europas  und  alle  von  einem  solchen  europäischen  Staate 
kolonisirten  oder  regierten  Länder  umfassend  gelten,  wenigstens  inso- 
weit diese  letzteren  nach  den  von  den  christlichen  Staaten  Europas 
anerkannten  Grundsätzen  regiert  werden. 

13)  Dies  ist  vollkommen  vereinbar  mit  der  Norm,  dass  die  Klage  aus 
einem  nach  französischem  Recht  erworbenen  Rechte,  z.  B.  nach  einer  Yer- 
jährungsvorschrift,  in  Frankreich  erloschen  sein  und  in  England  fortbe- 
stehen mag  oder  umgekehrt.  Im  gerichtlichen  Verfahren  sind  es  eben 
nicht  die  Kechte  der  Parteien,  auf  die  es  ankommt;  in  Bezug  auf  ein  ge- 
richtliches Verfahren  gibt  es  keine  erworbenen  Rechte;  vgl.  Wilberforee, 
Statute  law  S.  166. 
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England^  Frankreich^  Mexiko,  die  Vereinigten  Staaten,  Britbch- 
Indien,  soweit  dort  englisches  Recht  gilt,  sind  zivilisirte  Staaten.  Die 
Türkei,  Japan  oder  China  sind  nicht  zivilisirte  Staaten  im  Sinne  mi- 
serer Kegel.  Per  Leser  muss  immerhin  daran  festhalten,  dass  der 
Satz,  den  ich  jetzt  kommentire,  ein  beschränkt  bejahender  ist:  er  ent- 
httlt  also  in  Bezug  auf  die  Anerkennung  von  Rechten,  die  gem&ss  des 
Rechts  unzivilisirter  Staaten  erworben  wurden,  weder  eine  Bejahung 
noch  eine  Verneinung. 

Der  Grund,  warum  sich  unser  Rechtssatz  nur  auf  die  Anerken- 
nung von  in  zivil isirten  Ländern  erworbenen  Rechten  bezieht,  ist  der, 
dass  die  Bereitschaft  eines  jeden  Staates,  Rechte,  die  in  anderen  Län- 
dern entstanden  sind,  zu  schützen,  von  dem  Bestehen  prinzipieller 
Gleichartigkeit  der  Rechts-  und  Moralbegriffe  dieser  verschiedenen 
Staaten  abhängt.  Das  internationale  Privatrecht  betreffende  Rechts- 
regeln können  nur  zwischen  Nationen  gelten,  die  ungef^r  auf  der 
gleichen  Stufe  der  Zivilisation  stehen.  Dass  englische  Gerichte  Rechte 
anerkennen,  die  gemäss  italienischen  oder  französischen  Rechts  erwor- 
ben wurden,  ist  gewiss.  Dass  aber  englische  Gerichte  Rechte  aner- 
kennen, die  nach  chinesischem  Rechte,  nach  der  Partikulargesetz- 
gebung oder  nach  dem  Gewohnheitsrechte  des  Territoriums  von  Utah 
oder  nach  dem  Grewohnheitsrechte  der  Betschuanen  erworben  wurden, 
ist  zum  Mindesten  ungewiss.  Die  Darstellung  der  Regeln  über  ausser- 
territoriale  Rechtswirkung  wird  von  überflüssigen  Schwierigkeiten 
befreit,  wenn  man  die  Frage,  wie  weit  englische  Gerichte  dem  Rechte 
unzivilisirter  Gemeinwesen  Wirkung  verleihen  können,  von  der  Er- 
örterung ausschliesst  ^*). 

4)  ^^Anerkennung  und  Durchsetzung."^  Die  Unterscheidung 
zwischen  Anerkennung  und  Durchsetzung  eines  Rechts  ist  erwSh- 
nenswerth.  Ein  Gericht  anerkennt  ein  Recht,  wenn  es  dasselbe  zn 
irgend  einem  Zwecke  als  bestehend  behandelt.  Z.  B.  wenn  der  Fran- 
zose A.  die  Französin  M.  in  Paris  heirathet  und  sie  dann  nach  Eng- 
land kommen,  so  behandeln  die  englischen  Gerichte  Rechtshandlungen 
des  A.  in  Bezug  auf  die  M.,  die  ungesetzlich  wären,  wenn  sie  Je- 
mand vornähme,  der  nicht  mit  der  M.  verheirathet  ist,  als  ge^etzlicL 
weil  er  ihr  Ehegatte  ist.  Die  englischen  Gerichte  anerkennen  also 
die    nach    französischem  Rechte    erworbenen  Rechte    des  A.    als  £he- 


14)  Das  Prinzip,  mit  dem  wir  uns  beschäftigen,  ist  —  wie  ich  gesagt 
habe—  ein  beschränkt  bejahendes  und  schliesst  also  die  Möglichkeit  nicht 
aus,  dass  englische  Gerichte  Rechte  anerkennen,  die  nach  türkischem  oder 
japanischem  Hechte  erworben  wurden;  es  verdient  ferner  Aufmerksamkeit 
dass  das  Prinzip  die  Frage  ganz  unberührt  lässt,  inwieweit  englische  Ge- 
richte das  englische  Recht  auf  Rechte  anwenden,  die,  wenn  sie  überhaupt 
existiren,  aus  einem  Thatbestande  sich  herleiten,  welcher  in  einem  strikte 
unzivilisirten  Lande  sich  ereignet  hat.  Wenn  X.  den  A.  im  Territorinin 
irgend  eines  Negerhänptlings  thätlich  beleidigt,  so  maf?  es  ein  ganz  in- 
teressantes Problem  sein,  ob  A.  in  England  ein  Klagerecht  gegen  den  X. 
hat,  aber  seine  Lösung  fällt  nicht  unter  unser  Generalprinzip. 
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gatten  der  M.  —  Oder  wenn  z.  B.  ein  englischer  Richter  die  von 
einem  italienischen  Gerichte  erfolgte  Bestellung  des  A.  zum  Vormund 
des  N.  als  einen  (wenn  auch  vielleicht  nicht  als  den  entscheidenden) 
Grund  ansieht,  ihn  zum  Vormund  des  N.  in  England  zu  bestellen, 
80  anerkennt  er,  dass  A.  die  nach  italienischem  Rechte  erworbene 
rechtliche  Eigenschaft  als  Vormund  hat.  —  Oder,  um  ein  weiteres 
Beispiel  zu  geben,  es  anerkennt  ein  Gericht  die  Rechte  des  A.  als 
Eigenthtimers  eines  Grundbesitzes  in  Frankreich,  wenn  er  eine  von  A. 
in  Bezug  auf  diesen  Grundbesitz  in  England  getroffene  Vereinbarung 
als  hinreichende  ,^Consideration"  für  eine  ihm  von  X.  gemachte  Zu- 
sage behandelt. 

Ein  Gericht  setzt  ein  Recht  durch,  wenn  es  der  Person,  der 
das  Recht  zusteht,  entweder  die  Mittel,  es  thatsächlich  zu  realisiren, 
oder  eine  Entschädigung  für  eine  Störung  verschafft. 

Es  ist  klar,  dass  während  ein  Gericht  jedes  Recht  anerkennt, 
das  es  durchsetzt,  es  nicht  jedes  Recht  durchsetzen  muss,  das  es  an- 
erkennt. 

Nun  anerkennen  die  englischen  Gerichte  regelmässig  im  Auslände 
erworbene  Rechte  und  bringen  sie  oft  auch  zur  Durchsetzung.  Aber 
die  englischen  Gerichte  anerkennen  auch  fortwährend  Rechte,  die  sie 
nicht  zur  Durchsetzung  bringen.  Sie  behandeln  z.  B.  den  Franzosen 
A.,  der  sich  mit  der  M.  in  Frankreich  verheirathet  hat,  als  ihren  Ehe- 
mann, aber  man  kann  gewiss  nicht  sagen,  dass  sie  gegen  die  M.  alle 
Rechte  zur  Durchsetzung  bringen  werden,  die  A.  als  Ehegatte  gegen 
die  M.  nach  französischem  Rechte  haben  mag.  Oder:  das  Eigen thum 
des  A.  an  französischen  Grundstücken  findet  zu  vielen  Zwecken  in 
England  rechtliche  Anerkennung.  Aber  kein  englisches  Gericht  wird 
über  Eigenthumsansprüche  des  A.  auf  französischen  Grundbesitz  ent- 
scheiden oder  versuchen,  ihn  in  den  Besitz  eines  Hauses  in  Paris 
einzuführen  oder  ihm  Entschädigung  für  eine  Besitzstörung  an  seinem 
Grundbesitze  in  Boulogne  gewähren. 

5)  ^«Englische  Gerichte.'^  Diese  Worte  sind  in  den  Satz, 
mit  dem  wir  uns  beschäftigen,  obwohl  er  leicht  in  einer  allgemeine- 
ren Form  hätte  aufgestellt  werden  können,  aufgenommen,  um  schärfer 
zu  betonen,  dass  wir  uns  in  diesem  Aufsatze  mit  den  Prinzipien  des 
internationalen  Privatrechts  als  einem  Theile  des  englischen  Rechts 
beschäftigen. 

Es  ist  vielleicht  zweckmässig  zu  erwähnen,  dass  die  englischen 
Grerichte  erwarten,  dass  auswärtige  Gerichte  Rechte  anerkennen,  die 
nach  englischem  Rechte  erworben  wurden,  imd  dass  sie  gelegentlich 
durch  indirekte  Mittel  diese  Anerkennung  durchzusetzen  versuchen. 

Richtig  verstanden  erweist  sich  das  Prinzip  Nr.  I  als  die  Grund- 
lage, auf  welcher  die  meisten  ^  wenn  auch  nicht  alle  Regeln  zur  Be- 
stinmiung  der  ausserterritorialen  Wirkung  des  Rechts  beruhen.  Die 
englischen  Gerichte  anerkennen  thatsächlich  Rechte,  welche  nach  dem 
Rechte   anderer  Länder,    z.  B.    nach    firanzösischem  oder  italienischem 
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Rechte;  erworben  wurden,  und  setzen  diese  Rechte  vielfach  auch  durch, 
und  die  verschiedenen  Nonnen  flir  die  sog.  GresetzeskolHdionen  sind 
nichts  Anderes  als  Regeln  fUr  die  Bestimmung  des  Rechts^  nach  wel- 
chem irgend  ein  Recht  erworben  wurde,  oder  der  Grenzen,  innerhalb 
welcher  englische  Gerichte  ein  nach  fremdem  Recht  erworbenes  Recht 
zur  Durchsetzung  bringen. 

Dass  ich  die  Anerkennung,  welche  die  Gerichte  eines  Landes 
den  nach  dem  Rechte  irgend  eines  anderen  zivilisirten  Landes  erwor- 
benen Rechten  gewähren,  so  nachdrücklich  betone,  ist  einer  gewich- 
tigen Einwendung  ausgesetzt.  Meine  Theorie  könnte,  wie  es  scheint, 
von  der  Elritik  Savignt/s  über  die  analoge  Theorie  getroffen  werden, 
wonach  ,, stets  dasjenige  örtliche  Recht  angewendet  werden  soll,  wo- 
durch wohlerworbene  Rechte  aufirecht  erhalten  werden "".  ,.  Dieser 
Grundsatz  ^^,  sagt  Savigny,  ,.  führt  auf  einen  blossen  Zirkel.  Denu 
welche  Rechte  wohlerworben  sind,  können  wir  nur  erfahren,  wenn 
wir  zuvor  wissen,  nach  welchem  Örtlichen  Rechte  wir  den  vollzogenen 
Erwerb  zu  beurtheilen  haben"  **). 

Die  Einwendung  ist  indes  nur  eine  scheinbare.  Savigny  sucht 
ein  Prinzip,  welches  den  Richter  in  die  Lage  setzt,  zu  sagen,  ob  in 
einem  bestimmten  Falle  z.  B.  nach  französischem  oder  nach  eng- 
lischem Rechte  zu  entscheiden  ist.  Ob  ein  solches  Kriterium  gefun- 
den werden  kann,  mag  zweifelhaft  erscheinen.  Vollkommen  klar  aber 
ist,  dass,  aus  dem  von  Savigny  angeführten  Grunde,  das  Prinzip  ^^)  der 
Durchsetzung  erworbener  Rechte  ein  solches  allgemeines  Elriterinm 
nicht  ersetzt.  Dies  zuzugeben,  ist  aber  vollkommen  mit  der  Ansicht 
vereinbar,  es  bringe  das  Prinzip  Nr.  I  das  wesentliche  Ziel  Jener 
Normen,  die  sich  auf  GesetzeskoUisionen,  oder  auf  die  ausserterritorialc 
Wirkung  von  Rechten  beziehen,  zum  Ausdruck. 

Das  Generalprinzip  Nr.  I  lehrt  implicite  zwei  weitere  Sütze: 
erstens^  dass  kein  Recht,  von  welchem  behauptet  wird,  es  sei  z.  B. 
nach  französischem  Rechte  erworben,  in  England  durchgesetzt  werden 
kann,  wenn  es  nicht  in  der  That  nach  französischem  Rechte  erworben 
wurde;  und  zweitens,  dass  Beschaffenheit  und  Schranken  eines  z.  B. 
nach  französischem  Rechte  erworbenen  Rechts  sich  nach  französischem 
Rechte  bestimmen. 

Bei  der  Anwendung  des  Prinzips  Nr.  I  müssen  wir  uns  fort- 
während   daran    erinnern,    dass    sehr    wichtige    Ausnahmen    oder    Be- 


15)  Savigny,  System  VUI  8.  132. 

16)  Savigny  hat,  wie  ich  glaube,  die  Nützlichkeit  dieses  Prinzips  auch 
dort  unterschätzt,  wo  es  sich  um  die  Bestimmung  des  zur  Entscheidung 
bestimmter  Fälle  anzuwendenden  Rechts  handelt.  In  zahllosen  Fällen  ist 
es  gar  nicht  schwierig,  festzustellen ,  nach  welchem  Rechte  ein  Recht  er- 
worben ist,  wenn  es  überhaupt  existirt.  Wenn  der  Franzose  A.  den  Fran- 
zosen X.  auf  Zahlung  des  Kaufpreises  von  Waaren  klagt,  die  A.  dem  X.  in 
seinem  Laden  in  Paris  verkauft  und  übergeben  hat,  so  ist  das  Recht  auf 
Zahlung,  wenn  überhaupt,  nach  französischem  Rechte  erworben. 
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schrfinkungen  stattfinden  und  dass  die  Feststellung  dieser  Ausnahmen 
und  Beschränkungen  ausserordentlich  schwierig  ist. 

Ausnahme  I.  Englische  Gerichte  setzen  kein  nach 
fremdem  Kechte  erworbenes  Recht  durch,  es  sei  denn  recht- 
mässig erworben. 

Der  Nachdruck  ist  auf  ,, rechtmässig-^  zu  legen.  Die  Ausnahme 
bedeutet;  dass  die  blosse  Thatsache,  dass  dem  A.  nach  fremdem^  z.  B. 
italienischem.  Rechte  ein  Recht  zusteht;  nicht  nothwendig  genügt, 
um  dessen  Durchsetzung  durch  englische  Grerichte  als  sicher  erschei- 
nen zu  lassen,  und  dass  ein  englisches  Gericht  dem  Rechte  des  A. 
z.B.  auf  Zahlung  von  20  Pfund,  keine  Wirkung  verleihen  wird,  wenn 
es  erhellt,  dass  das  Recht,  obwohl  es  thatsächlich  dem  A.  zusteht, 
von  einer  solchen  Beschaffenheit  ist,  dass  es  nach  der  Meinung  der 
englischen  Gerichte  von  A.  nicht  hätte  erworben  werden  dürfen,  oder 
m.  a.  W.  dass  es  nicht  rechtmässig  erworben  ist. 

Dieser  Mangel  ,. rechtmässigen"  Erwerbes  kann  in  dem  Verhalten 
des  A.  oder  in  dem  Verhalten  des  italienischen  Souveräns  als  Gesetz- 
geber oder  als  Richter  begründet  sein. 

Erstens.  In  dem  Verhalten  des  A.  A.  habe  gegen  X.  ge- 
mäss italienischen  Rechten,  z.  B.  auf  Grund  eines  italienischen  Ur- 
theils,  ein  Recht  auf  Zahlung  von  20  Pfund.  Dass  dieses  Recht  in 
Italien  besteht,  ist  unzweifelhaft,  und  zwar  aus  dem  sehr  triftigen 
Grunde,  dass,  wenn  A.  den  X.  in  Italien  findet  und  dieser  dort  Ver- 
mögen besitzt,  er  die  Zahlung  der  20  Pfund  erzwingen  kann.  Wenn 
indes  A.  das  Urtheil  erschlichen  hat,  so  ist  sein  Recht  doch  nicht 
„rechtmässig"  erworben,  und  wird  der  Betrug  erwiesen,  so  werden 
die  englischen  Gerichte  sein  Recht  nicht  durchsetzen. 

Zweitens.  In  dem  Verhalten  des  Souveräns.  A.  habe  nach 
italienischem  Rechte  ein  Recht  erworben  und  in  dem  Verhalten  des  A. 
sei  nichts  gelegen,  was  nach  Ansicht  der  englischen  Gerichte  sein 
Recht  ungültig  macht.  Nichtsdestoweniger  mag  das  Recht  nicht 
^rechtmässig"  erworben  sein,  denn  die  englischen  Gerichte  könnten 
dafür  halten,  dass  das  Recht  ein  solches  ist,  wie  es  der  italienische 
Souverän,  in  seinen  Funktionen  entweder  als  Gesetzgeber  oder  als 
Richter,  zu  ertheilen  eigentlich  nicht  befugt  gewesen  wäre.  Der  ita- 
lienische Souverän  hätte,  kurz  gesagt,  in  dem  vorausgesetzten  Falle 
nach  Ansicht  der  englischen  Gerichte  j^uUra  vires^^  gehandelt. 

Der  italienische  oder  irgend  ein  anderer  Souverän  könnte  seine 
anerkannte  legislative  Kompetenz   überschreiten. 

Diese  Art  Ueberschreitung  kommt  selten  vor.  Die  Gesetze  jedes 
Staates  finden  im  Allgemeinen  lediglich  auf  Rechtshandlungen  Anwen- 
dung, die  in  seinen  Grenzen  vorfallen,  und  sie  affiziren,  wenn  sie 
ausserterritoriale  Anwendung  finden,  gewöhnlich  nur  die  eigenen  Un- 
terthanen  dieses  Souveräns.  Die  Berechtigung  eines  jeden  Souveräns 
aber,  für  sein  eigenes  Territorium  und  (unter  gewissen  Einschrän- 
kungen) Air  seine  eigenen  Unterthanen  Gesetze    zu  geben,    ist  unbe- 
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stritten.  Dennoch  können  Fftlle  der  Ueberschreitung  der  legislativen 
Berechtigung  vorkommen.  Z.  B.  verweigern  englische  Gerichte  Rech* 
ten  die  Anerkennung  ^  deren  Bestand  in  letzter  Linie  davon  abhjhigt 
dass  der  französische  Staat  den  Anspruch  erhebt,  die  Gültigkeit  ein<^ 
von  einem  Franzosen  in  England  geschlossenen  Ehe,  was  die  Form 
betrifft,  nach  französischem  Recht  zu  bestimmen. 

Die  französischen  Gerichte  verweigern,  soweit  Franzosen  in  Be- 
tracht kommen,  die  Anerkennung  der  Gültigkeit  von  Ehen,  die  in 
Frankreich  gemäss  der  CanstUar  Marriage  Act  12  &  13  Vict.  c,  68 
geschlossen  wurden;  und  es  liegt  kein  Grund  vor  zu  bezweifeln,  dass 
die  englischen  Gerichte  auswärtigen  Gesetzen  nach  Art  der  Cothsuka- 
Marriage  Act  oder  nach  Art  der  Royal  Marriage  Act  12  Geo.  III  c.  11, 
wenigstens  insoweit  die  von  solchen  Gesetzen  Betroffenen  in  England 
ihr  Domizil  haben,  kaum  Wirkung  beimessen  würden. 

Der  italienische  Souverän  oder  irgend  ein  anderer,  könnte  ande- 
rerseits seine  anerkannte  richterliche  Kompetenz  überschreiten. 
Diese  Art  Ueberschreitung  ist  häufig.  Wenige  Dinge  sind  bestrittener 
als  die  Grenzen,  innerhalb  welcher  die  Kompetenz  der  Gerichte  eines 
jeden  Staates  sich  halten  soll.  Es  ist  eine  Wahrheit  —  und  das  gilt 
nicht  weniger  von  England  als  von  anderen  Staaten  —  dass  jed» 
Staat  für  seine  eigenen  Gerichte  eine  weitere  ausserterritoriale  Kom- 
petenz beansprucht,  als  er  geneigt  ist,  sie  auswärtigen  Gerichten  zuzu- 
gestehen. Daher  ereignet  es  sich  fortwährend,  dass  Rechten^  die  auf 
Grund  auswärtiger  Urtheile  erworben  sind,  als  nicht  ^rechtmässig" 
erworbenen  Rechten  die  Durchsetzung  verweigert  wird. 

Der  Schweizer  X.  schliesst  mit  dem  in  Frankreich  wohnhaften 
Franzosen  A.  einen  Vertrag.  X.  hält  sich  zur  Zeit  des  Vextrags- 
abschlusses  eine  Woche  lang  in  Paris  auf,  sonst  lebt  er  in  England 
und  hat  sein  Domizil  in  der  Schweiz.  A.  klagt  nun  ^^en  den  X. 
bei  einem  französischen  Gerichte  wegen  eines  Vertragsbruches.  X.  wird 
von  der  Klage  nicht  verständigt  und  nimmt  auch  später  an  dem  Pro- 
zesse nicht  Theil.  Das  Urtheil  ergeht  zu  Gunsten  des  A.  gegen  den  X 
auf  Zahlung  z.  B.  von  1000  Pfund.  Er  bringt  eine  Klage  auf  Ur- 
theilsvollstreckung  in  England  ein,  wird  aber  damit  abgewiesen.  Der 
Grund  ist  der,  dass  das  englische  Gericht  die  Kompetenz  des  franzö- 
sischen Gerichts  negirt,  oder,  der  Wirkung  nach,  daAr  hält,  dass  ein 
auf  Grund  des  französischen  Rechts  sicherlich  erworbenes  Recht  nicbt 
,, rechtmässig"  erworben  ist. 

A.  hat  sein  Domizil  in  England  und  ist  mit  der  M.  verheirathet: 
er  geht  nach  Deutschland,  hält  sich  dort  eine  Woche  auf,  erwirkt  die 
Auflösung  seiner  Ehe  mit  der  M.  und  heirathet,  während  die  H. 
noch  lebt,  die  N.  In  Deutschland  ist  die  Ehe  mit  der  N.  gültig, 
aber  vor  den  englischen  Gerichten  ist  sein  Recht,  die  N.  zu  ehelichen 
und  alle  hierauf  weiter  gegründeten  Rechte  nicht  „rechtmässig"  erwor- 
ben, und  sie  können  darum  in  England  nicht  durchgesetzt  werden. 


I 
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Aasnahme  IL  Englische  Gerichte  setaeu  kein  nach 
fremdem  Rechte  im  Uebrigen  rechtmässig  erworbenes 
Recht  darch,  wenn  dessen  Ünrchsetzang 

ll  mit  der  vom  englischen  Rechte   an   schützenden    guten 

Sitte  unvereinbar  ist: 
2)  insoweit    ein    in    England    vorgefallener    Thatbestand 
in  Frage  kommt,  die  Anerkennung    einer  von   einem 
fremden    Rechte    zur    Strafe    verhängten    Minderung 
der     Rechtsfähigkeit     oder     eines      dem     englischen 
Rechte     unbekannten    Rechtsinstitutes    oder    Status 
involvirt; 
8)  unvereinbar     ist     mit    der     Politik     des     englischen 
Rechts  oder  mit  dem  Bestände  der  englischen  Staats- 
einrichtungen ^^). 
Die  drei  Alinea  der  Ausnahme  II  können  unter  einen  Gesichts- 
ponkt  gebracht  werden:  es  sind  Fälle^  in  welchen  die  Verwirklichung 
eines  gemäss  fremden  Rechts  erworbenen  Rechts   mit   den  Grundprin- 
zipien oder    den  Grundeinrichtungen    des   englischen  Rechts  unverein- 
bar ist. 

Alinea  1.  Sittlichkeit.  Die  englischen  Grerichte  verweigern 
es^  wo  immer  abgeschlossenen  Verträgen  ^  die  sie  für  unsittlich  hal- 
teo;  Rechtswirkung  zu  verleihen.  Z.  B.  ist  ein  Anspruch^  dessen 
Motiv  ein  zukünftiges  Konkubinat  bildet  ^  oder  ein  Vertrag ,  welcher^ 
obwohl  an  sich  tadellos,  von  den  Parteien  so  gemeint  ist,  dass  er 
einen  unmoralischen  Zweck  fordern  soll,  nach  englischem  Rechte  als  auf 
einer  unmoralischen  ^Consideration*^  beruhend  anzusehen;  ein  solches 
Versprechen  oder  ein  solcher  Vertrag  werden  also  von  englischen  Rich- 
tern uicht  erzwungen  werden,  auch  wenn  sie  in  jenem  Staate,  wo  sie 
gegeben  oder  errichtet  wurden,  gültig  wären.  Die  Aehnlichkeit  zwischen 
den  Moral  Prinzipien,  die  in  allen  zivilisirten  Staaten  gelten,  ist  jetzt 
schon  so  gross,  dass  die  Beispiele  nothwendigerweise  selten  sind,  in 
welchen  an  englische  Gerichte  das  Begehren  herantreten  kann,  einen 
Thatbestand  wegen  Unsittlichkeit  als  ungültig  zu  behandeln,  der  ge- 
eignet ist,  in  einem  fremden  Staate  gültige  Rechte  zu  erzeugen. 

Indes  kann  es  vorkommen,  dass  das  englische  Recht  verbietet, 
gewisse  Abmachungen  in  England  zu  treffen,  die  die  englischen  Ge- 
richte, wenn  sie  auswärts  abgeschlossen  sind,  nicht  für  unerlaubt  hal- 
ten; als  z.  B.  die  Wuchergesetze  das  Nehmen  von  höheren  als  S^/^igen 
Zinsen  verboten,  so  war  es  doch  möglich,  in  England  höhere  Zinsen 
^Darlehen  zu  beziehen,  welche  in  Indien  gegeben  waren;  und  noch 
vor  wenigen  Jahren  wurde  erkannt,  dass  ein  Vertrag,  der  in  Brasilien 
Aber  den  Verkauf  von  Sklaven  geschlossen  und  dort  rechtskräftig  war, 
Bechte  gewähre,  die  auch  vor  den  englischen  Gerichten  erzwungen 
werden  konnten. 


17)  Savigny,  System  VIII  §  349. 
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3tritt«n.  Dennoch  kSnnen  Flll«  der  UeberBchreitung  d«r  legisUtiven 
Berechtigimg  rorkommen.  Z.  B.  Terweigem  englische  Gerichte  Rech- 
ten die  Anerkennung,  deren  Bestand  in  letzter  Linie  davon  abhXngt. 
daes  der  fransSsische  Staat  den  Anspruch  erhebt,  die  Ollltigkeit  einer 
von  einem  Fransosen  in  England  geschlossenen  Ehe.  was  die  Form 
betrifft,  nach  fraozSaischem  Kecht  zu  bestimmen. 

Die  französtscbeu  Gerichte  verweigern,  soweit  Fraasosen  in  Be- 
tracht kommen,  die  Anerkennung-  der  Gültigkeit  von  Ehen,  die  in 
Frankreich  gemXss  der  Cottsidar  Marriage  Act  12  &  13  Vict.  c.  68 
geschlossen  wurden:  und  es  liegt  kein  Grund  vor  sn  bezweifeln.  d«ss 
die  englischen  Gerichte  suswKrtigen  Gesetzen  nach  Art  der  Consutar 
Mamage  Act  oder  nach  Art  der  Royai  Marriage  Ad  12  Geo.  111  c.  11. 
wenigstens  insoweit  die  von  solchen  Gesetzen  Betroffenen  in  England 
ihr  Domizil  haben,   kaum  Wirkung  beimessen  wttrden. 

Der  italienische  Sonrer&n  oder  irgend  ein  anderer,  könnte  «ande- 
rerseits seine  anerkannte  richterliche  Kompetenz  Überschreiten. 
Diese  Art  Ueberschroitung  ist  häufig.  Wenige  Dinge  sind  bestrittener 
als  die  Grenzen,  innerhalb  welcher  die  Kompetenz  der  Gerichte  einei> 
jeden  Staate»  sich  halten  soll.  Es  ist  eine  Wahrheit  —  und  das  gilt 
nicht  weniger  von  England  ab  von  anderen  Staaten  —  dass  jeder 
Staat  fUr  seine  eigenen  Gerichte  eine  weitere  ausserterritoriale  Kom- 
petenz beanspracht,  als  er  geneigt  ist,  sie  auswärtigen  Gerichten  xnxn- 
gestehen.  Daher  ereignet  es  sich  fortwährend,  dass  Rechten,  die  auf 
Grund  auswärtiger  Urtheile  erworben  sind,  als  nicht  -rechtmllssig* 
erworbenen  Rechten  die  Durchsetzung  verweigert  wird. 

Der  Schweizer  X.  schliesst  mit  dem  in  Frankreich  wohubaften 
Franzosen  A.  einen  Vertrag.  X.  hält  sich  snr  Zeit  des  Vertrags- 
abschlasses  eine  Woche  lang  in  Paria  anf,  sonst  lebt  er  in  England 
und  hat  sein  Domizil  in  der  Schweiz.  Ä.  klagt  nun  gegen  den  X. 
bei  einem  französischen  Gerichte  wegen  eines  Vertragsbruches.    X.  wird 


von  der  Klage  nicht  verständigt  und  nimmt  s 

3  nicht  'J'heil.     Das  Urtheil  ergeht  z     "' 
auf  Zahlun-  ^,   11.   ^    ii    I"  ■ 
theilsvolIstrL'L-kuii^'   in  Eu^-Iui 
Omnd  ist  der.  dif^^  das  englische 
sischen    Gertcli 
anf  Grand  'li-; 
-rechtmässif  " 


später  au  dent  Pro- 
A.  gegen  den  X. 
,-  Klasre  auf  ITr- 
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Ausnahme  II.  Englische  Gerichte  setzen  kein  nach 
fremdem  Rechte  im  Uebrigen  rechtmässig  erworbenes 
Recht  durch;  wenn  dessen  Durchsetzung 

1)  mit  der  vom  englischen  Rechte  zu  schützenden  guten 
Sitte  unvereinbar  ist; 

2)  insoweit  ein  in  England  vorgefallener  Thatbestand 
in  Frage  kommt,  die  Anerkennung  einer  von  einem 
fremden  Rechte  zur  Strafe  verhängten  Minderung 
der  Rechtsfähigkeit  oder  eines  dem  englischen 
Rechte  unbekannten  Rechtsinstitutes  oder  Status 
involvirt; 

3)  unvereinbar  ist  mit  der  Politik  des  englischen 
Rechts  oder  mit  dem  Bestände  der  englischen  Staats- 
einrichtungen ^'j. 

Die  drei  Alinea  der  Ausnahme  II  können  unter  einen  Gesichts- 
punkt gebracht  werden:  es  sind  Fälle,  in  welchen  die  Verwirklichung 
eines  gemäss  fremden  Rechts  erworbenen  Rechts  mit  den  Grundprin- 
zipien oder  den  Gmiideinrichtungen  des  englischen  Rechts  unverein- 
bar ist. 

Alinea  1.  Sittlichkeit.  Die  englischen  Gerichte  verweigern 
eS;  wo  immer  abgeschlossenen  Verträgen ,  die  sie  für  unsittlich  hal- 
ten,  Rechtswirkung  zu  verleihen.  Z.  B.  ist  ein  Anspruch,  dessen 
Motiv  ein  zukünftiges  Konkubinat  bildet,  oder  ein  Vertrag,  welcher, 
obwohl  an  sich  tadellos,  von  den  Parteien  so  gemeint  ist,  dass  er 
einen  unmoralischen  Zweck  fördern  soll,  nach  englischem  Rechte  als  auf 
einer  unmoralischen  ^.Consideration'^  beruhend  anzusehen;  ein  solches 
Versprechen  oder  ein  solcher  Vertrag  werden  also  von  englischen  Rich- 
tern nicht  erzwungen  werden,  auch  wenn  sie  in  jenem  Staate,  wo  sie 
gegeben  oder  errichtet  wurden,  gültig  wären.  Die  Aehnlichkeit  zwischen 
den  Moral  Prinzipien,  die  in  allen  zivilisirten  Staaten  gelten,  ist  jetzt 
schon  so  gross,  dass  die  Beispiele  noth wendigerweise  selten  sind,  in 
welchen  an  englische  Gerichte  das  Begehren  herantreten  kann,  einen 
Thatbestand  wegen  Unsittlichkeit  als  ungültig  zu  behandeln,  der  ge- 
eignet' ist,  in  einem  fremden  Staate  gültige  Rechte  zu  erzeugen. 

Indes  kann  es  vorkommen,  dass  das  englische  Recht  verbietet, 
gewisse  Abmachungen  in  England  zu  treffen,  die  die  englischen  Ge- 
richte, wenn  sie  auswärts  abgeschlossen  sind,  nicht  für  unerlaubt  hal- 
ten; als  z.B.  die  Wuchergesetze  das  Nehmen  von  höheren  als  S^/^igen 
Zinsen  verboten,  so  war  es  doch  möglich,  in  England  höhere  Zinsen 
für  Darlehen  zu  beziehen,  welche  in  Indien  gegeben  waren;  und  noch 
vor  wenigen  Jahren  wurde  erkannt,  dass  ein  Vertrag,  der  in  Brasilien 
über  den  Verkauf  von  Sklaven  geschlossen  und  dort  rechtskräftig  war, 
Rechte  gewähre,  die  auch  vor  den  englischen  Gerichten  erzwungen 
werden  konnten. 


17)  Savigny,  System  VIII  §  349. 
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Alinea  2.  Minderungen  der  fiechtsffthigkeit.  Die  eng- 
lischen Gerichte  anerkennen  keine  von  einem  fremden  Rechte  ver- 
hängte Entziehung  oder  Minderung  der  Rechtsfähigkeit^  sie  irerweigem 
z.  B.  die  Anerkennung  eines  bürgerlichen  Todes  oder  der  verminder- 
ten Handlungs-  oder  Rechtsfähigkeit,  die  Geistlichen,  Mönchen,  Ju- 
den, Protestanten,  Sklaven  oder  dergl.  von  dem  Rechte  jenes  Staates, 
dem  sie  angehören,  auferlegt  sein  könnte;  diese  Verweigerung  üer 
Anerkennung  einer  z.  B.  strafweise  verfügten  Entziehung  der  Rechts- 
fähigkeit muss  aber  ihrer  Wirkung  nach  auf  England  beschränkt  werden: 
die  Einrichtung  des  bürgerlichen  Todes  ist  dem  englischen  Rechte 
fremd,  wenn  aber  bürgerlicher  Tod  oder  Mönchsgelübde  in  einem 
fremden  Staate  nach  dessen  Rechte  die  Wirkung  haben,  dass  die  Erb- 
folge über  das  Vermögen  der  betreffenden  Personen  eröffnet  wird,  so 
würde  das  englische  Recht  anerkanntermassen  die  Rechtswirkung  des 
Vermögensüberganges  anerkennen,  zum  mindesten  wenn  es  sich  mn 
eine  Person  handeln  würde,  die  ihr  Domizil  in  dem  betreffenden  aus- 
wärtigen Staate  hat,  und  die  englischen  Gerichte  würden  in  England 
den  Erben  als  rechtmässigen  Eigen thümer  jenes  Vermögens  betrach- 
ten, das  er  durch  den  bürgerlichen  Tod  seines  Verwandten  oder  dergl. 
erworben  hat. 

Alinea  3.  Politik  des  englischen  Rechts.  Unter  dieser 
sehr  allgemeinen  Ueberschrift  ist  eine  Anzahl  verschiedener  Fälle  zu 
behandeln,  die  man  schwer  anderswo  unterbringen  kann;  die  Hanpt- 
fUlle  sind  die  folgenden: 

1)  Rechte  in  Bezug  auf  englisches  Grundeigenthum. 
Diese  sind  zweifellos  in  ihrer  Totalität  nach  dem  gewöhnlichen  terri- 
torialen englischen  Rechte  zu  bestimmen. 

2)  Gerichtliches  Verfahren.  Prozessuale  Rechtsverhältnisse 
der  Parteien  bleiben  von  firemdem  Rechte  vollkommen  unberührt.  Wenn 
der  Franzose  A.  den  Deutschen  X.  aus  einem  in  Italien  abgeschlos- 
senen Vertrage  vor  einem  englischen  Gerichte  klagt,  so  hat  er  in  Be^ 
zug  auf  den  Prozess  genau  dieselbe  Stellung,  wie  wenn  der  Londoner 
Bürger  Jones  den  Londoner  Brown  auf  Zahlung  des  Kaufpreises  für 
verkaufte  und  gelieferte  Waaren  klagt.  Dem  Begriffe  des  gerichtlichen 
Verfahrens  geben  überdies  unsere  Gerichte  die  weiteste  Ausdehnung, 
er  umfasst  das  eigentliche  gerichtliche  Verfahren,  Beweisregeln,  die 
Normen  über  Verjährung,  Rechtsmittel,  Exekutionsarten  u.  s.  w.  Der 
Grund  hiefür  ist  einleuchtend:  das  Ver&ihren  eines  Gerichtshofs  be- 
stinunt  sich  nach  den  in  dem  betreffenden  Staate  bestehenden  Ansich- 
ten über  die  richtige  Methode,  die  Parteien  zur  Theilnahme  am  Pro- 
zesse zu  zwingen,  das  Beweismaterial  zu  beschaffen  u.  s.  w.,  und  die 
Thatsache,  dass  ein  Anspruch,  der  ein  auswärtiges  Element  enthält 
vor  das  Gericht  gebracht  wird,  ist  kein  Grund,  von  jener  Methode 
abzuweichen,  die  das  Gericht,  oder  besser  der  Souverän,  unter  dessen 
Autorität  das  Gericht  handelt,  für  die  beste  zur  Erreichimg  des  be- 
absichtigten Zweckes  hält.     Prozessrechtsverhältnisse    sind    eben    nicht 
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PrivatrechtsveThältnisse^  sie  normiren  ebeu  nur  jenes  Verfahren,  wel- 
ches der  Richter  befolgt,  weil  er  es  für  zweckmässig  und  gerecht  hält. 

B)  Ansprüche  aus  Delikten.  Keine  in  einem  fremden  Staate, 
z.  B.  in  Italien,  vorgenommene  Handlung  kann  in  England  als  De- 
likt gelten,  sie  sei  denn  in  Italien  ein  Delikt  und  wäre,  wenn  sie  in 
England  vorgenommen  worden  wäre,  ebenfalls  ein  Delikt.  Wenn  z.  B. 
^'  g^o^  ^^^  ^*  wegen  einer  in  Italien  publizirten  Schmähschrift 
klagt,  so  muss  er,  um  mit  seiner  Klage  durchzudringen,  darthun,  dass 
die  verläumderische  Behauptung  nach  italienischem  Rechte  deliktischen 
Karakter  hat  und  dass,  wäre  die  Veröffentlichung  in  England  er- 
folgt, der  X.  für  das  Libell  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  könnte. 
Diese  Rechtsregel  scheint  etwas  komplizirt,  sie  ist  indess  —  und 
darauf  kommt  es  uns  an  —  das  nothwendige  logische  Resultat  aus 
der  Kombination  von  Prinzip  Nr.  I  mit  Ausnahme  II.  In  Italien 
gilt  nicht  das  englische  Recht  und  es  wäre  monströs,  wenn  englische 
Gerichte  wegen  Handlungen,  die  in  Italien  vorgenommen  wurden  und 
welche  das  italienische  Recht  vielleicht  nicht  nur  für  nicht  strafbar, 
sondern  sogar  für  lobenswerth  hält,  einen  Schadensersatz  zusprechen, 
also  strafen  würden.  Ueberdies  beansprucht  A.  gemäss  Prinzip  Nr.  I 
die  Durchsetzung  eines  nach  italienischem  Rechte  erworbenen  Rechts. 
Er  muss  also  darthun,  dass  die  Thatsache,  wegen  welcher  er  Schadens- 
ersatz von  X.  beansprucht,  nach  italienischem  Recht  deliktisch  ist  und 
ihm  nacli  italienischem  Rechte  einen  Anspruch  gegen  X.  gewährt. 

Andererseits  können  englische  Gerichte  nicht  für  Handlungen 
einen  Schadenersatz  zusprechen,  also  strafen,  die  nach  englischem  Rechte 
nicht  strafbar  oder  sogar  vielleicht  lobenswerth  sind,  denn  dies  wäre 
anvereinbar  mit  der  vom  englischen  Rechte  zu  schützenden  guten 
Sitte. 

Ausnahme  III.  Englische  Gerichte  setzen  kein  nach 
fremdem  Rechte  im  Uebrigen  rechtmässig  erworbenes  Recht 
durch,  wenn  seine  Durchsetzung  Einmischung  in  die  Au- 
torität eines  fremden  Souveräns  in  dem  Staate,  dessen 
Souverän  er  is^,  bedeuten  würde. 

Ein  englisches  Gericht  wird  nicht  Rechten  Wirkung  verleihen, 
deren  Durchsetzung  unmöglich  ist,  ohne  dass  in  anderen  Staaten 
Handlungen  vorgenommen  werden,  die  mit  dem  Bestehen  der  dortigen 
Staatsgewalt  unvereinbar  wären.  Dies  ist  auch .  der  Grund  —  wenn 
auch  wahrscheinlich  nicht  die  historische  Wurzel  —  des  Prinzips,  dass 
die  englischen  Gerichte  sich  für  Prozesse  in  Hinsicht  auf  Rechte  an 
auswärtigem  Grundeigenthum  unzuständig  erklären.  Dies  gilt  auch 
in  Bezug  auf  Grundeigenthum,  welches  zwar  im  Herrschaftsgebiete  des 
englischen  Souveräns  aber  nicht  innerhalb  der  örtlichen  Kompetenz - 
grenzen  der  englischen  Gerichte  liegt,  z.  B.  in  Bezug  auf  Grund- 
eigenthum in  Schottland  oder  Ganada.  Schottland  oder  Ganada  gelten, 
obwohl  sie  zum  englischen  Gebiete  gehören,  in  Bezug  auf  Gesetzes- 
koUisionen  vor  den  englischen  G^ichten  als  Ausland. 

^•{tMbrift  f.  totM-n.  PriT«t-  n.  StralirMbt  «te.,  Band  n.  ](j 
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Die  Ausnahm sfälle;  in  welchen  Billigkeitsgerichte  über  Rechte 
an  auswärtigem  Grundbesitze  erkannt  haben,  sind  Ausnahmen,  die  nur 
zum  Beweise  der  Existenz  der  Regel  oder  zur  Klarstellung  derselben 
dienen.  Der  Rechtsgrund  der  Intervention  der  Billigkeitsgerichte  war 
die  Möglichkeit,  in  England  direkt  gegen  den  betreffenden  Gmnd- 
eigenthtimer  vorzugehen  tmd  so  indirekt  Über  auswärtigen  Grund- 
besitz zu  entscheiden,  ohne  in  das  Gebiet  des  fremden  Staates  über- 
zugreifen *^). 

Ausnahme  IV.  Englische  Gerichte  setzen  kein  nach 
fremdem  Rechte  imUebrigen  rechtmässig  erworbenes  Recht 
durch,  wenn  die  Durchsetzung  eines  solchen  Rechts  unver- 
einbar wäre  mit  einer  Parlamentsakte,  die  auch  ausser- 
territorial  gelten  soll. 

Wenn  eine  englische  Parlamentsakte  im  Auslande  gelten  soll, 
dann  werden  die  englischen  Gerichte  dies,  soweit  möglich,  erzwingen 
und  darum  Rechten,  die  damit  unvereinbar  sind,  keine  Wirkung  ver- 
leihen. Z.  B.  erklärt  die  Foreign  Marriage  Act  13  dt  14  Vid,  e.  66 
Ehen  für  gültig,  die  nach  ihren  Bestimmungen  im  Auslande  geschlos- 
sen wurden.  Das  Gesetz  kann  natürlich  nicht  direkt  in  Frankreich 
wirksam  sein,  und  französische  Gerichte  haben  schon  Ehen  zwischen 
Engländern  und  Franzosen,  die  in  Frankreich  nach  seineu  Bestim- 
mungen geschlossen  wurden,  ftlr  ungültig  erklärt.  Aber  englische 
Richter  müssen  natürlich  solche  Ehen  für  gültig  erklären.  Wenn  A. 
die  Französin  M.  in  fVankreich  nach  den  Bestimmungen  der  Foreign 
Marriage  Act  heirathet  und  sich  später,  obwohl  die  M.  noch  lebt^  mit 
der  N.  vermählt,  so  mag  diese  zweite  Ehe  in  Frankreich  gültig  sein, 
aber  die    englischen  Gerichte  werden    die  Gültigkeit    dieser  Ehe    und 


18)  Es  sei  hier  bemerkt,  dass  diese  Ansnahme  lediglich  eine  Anwen- 
dung eines  allgemeinen  Grundsatzes  ist,   der  in  seiner  weitesten  Ausdeh- 
nung dogmatisch  schwer  zu  fixiren  ist.    (Vgl.  Dicey  in  der  X.  Q.  R.  VIII 
S.  21  f.    Anm.  des  Uebers.)     Dieser   Grundsatz   ist,    dass  die  englischen 
Gerichte  es  nicht  versuchen,  Rechte  durchzusetzen,    deren  Durchsetzung 
ausserhalb  ihrer  Macht  liegt,    z.  B.  weil  sie  sie  mit  der  Autorität   eines 
fremden  Souveräns  oder  —  was  im  Grunde  dasselbe  ist  —  mit  der  Kom- 
petenz eines  fremden  Gerichts  in  Konflikt  bringen  müsste.    Dieses  Prinzip 
rechtfertigt  sowohl  die  Weigerung,  sich  mit  Klagen  zu  befassen,  bei  welchen 
es  sich  um  auswärtigen  Grundbesitz  handelt,  als  auch  die  Ausnahmsfalle, 
in  welchen  der  Couit  of  Chancery  durch  ein  Einschreiten  gegen  Personen, 
der  Wirkung  nach,  seine  Autorität  auch  in  Bezug  auf  ausserhalb  der  eng- 
lischen Grenzen  gelegenes  Land  zur  Geltung  gebracht  hat.   Auf  denselbai 
Grundsatz  mag  der  grössto  Theii  jener  Normen  zurückgeführt  werden,  die 
in  Bezug   auf  die  Kompetenz   in   Ehescheidungsfallen    gelten;    er  erklärt 
warum  der  Ehegerichtehof  im  Allgemeinen,  wenn  auch  leider  nicht  immer, 
es  verweigert,   Ehen  von  Personen  aufzulösen,    die  nicht  in  England  ihr 
Domizil  haben.    Keine  Ehescheidung  ist  nämlich   eine  effektive,  die  eine 
Ehe  in  jenem  Lande  bestehen  lässt,   wo    die  Parteien   sich  thatsächlich 
aufhalten;  oder,  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  besehen:  nur  die 
Gerichte  des  Landes,   wo   Eheleute   ihren  Wohnsitz   haben,    können  eine 
affektive  Ehescheidung  vornehmen. 
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darum  auch  Rechte,  die  A.  oder  seine  Deszendenten  aus  der  Ehe  mit 
der  N.  ableiten,  nicht  anerkennen. 

Was  die  ,, Ausnahmen^  überhaupt  betrifft,  so  wird  es  gut  sein,  noch 
Folgendes  zu  bemerken.  Die  „Ausnahmen"  schliessen  sich  gegenseitig 
nicht  aus :  irgend  ein  spezielles  Hecht  mag  unter  melirere  davon  zu  sub- 
sumiren  sein.  Die  —  wichtigen  —  Ausnahmen  III  und  IV  hätten  viel- 
leicht auch  als  Regeln  für  die  Kompetenzgrenzen  der  englischen  Gerichte 
formulirt  werden  können.  Es  ist  insbesondere  daran  festzuhalten,  dass 
^Ausnahmen"  etwas  ausnahmsweise  Geltendes  sind,  dass  sie  also,  wenn 
auch  juristische  Abhandlungen  noth wendigerweise  beträchtliche  Breite 
auf  ihre  Darstellung  verwenden  müssen,  weit  weniger  wichtig  sind  als 
die  Grundregeln,  deren  Modifikationen  oder  Schranken  sie  bilden.  Die 
Hauptsache  ist,  den  allgemeinen  Grundsatz  betreffend  die  Anerken- 
nung wohlerworbener  Rechte  festzuhalten.  Auf  ihm  beruhen  in  Wahr- 
heit die  meisten  Normen  zur  Entscheidung  der  Gesetzeskollisionen. 

Generalprinzip  Nr.II.  Wenn  die  Wirkung  eines  Rechts- 
geschäfts von  der  Intention  Desjenigen  oder  Derjenigen 
abhängt,  die  an  seiner  Vornahme  betheiligt  sind,  so  muss 
die  Absicht  der  Parteien  von  den  englischen  Gerichten 
nach  jenem  Rechte  beurtheilt  werden,  welches  die  Bethei- 
ligten im  Auge  hatten. 

Dies  ist  ein  Grundsatz,  welcher  sich  nicht  auf  den  Erwerb 
von  Rechten  bezieht,  sondern  auf  ihre  Interpretation:  er  stellt  eine 
zweite  Basis  dar,  von  der  aus  englische  Grerichte  die  Wirkimgen  frem- 
den Rechts  zu  beurtheilen  haben.  In  jenen  Fällen,  welche  unter 
diesen  Grundsatz  fallen,  kommt  es  auf  das  fremde  Recht  an,  nicht 
weil  dieses  Recht  einer  bestimmten  Person  Rechte  verleiht,  sondern 
weil  die  Bestimmungen  dieses  Rechts  erst  erklären,  welche  Rechte  be- 
stimmte Personen  mittels  eines  bestimmten  Rechtsgeschäfts  gewähren 
oder  erwerben  wollten. 

In  vielen  Fällen  ist  die  Rechts  Wirkung  von  dem  Willen  oder 
der  Absicht  der  am  Rechtsgeschäfte  betheiligten  Personen  anabhängig. 
In  anderen  Fällen,  und  insbesondere  bei  letztwilligen  Verfügungen 
und  Verträgen,  ist  es  das  Ziel  des  Rechts,  die  Absichten  oder  Wünsche 
einer  oder  mehrerer  bestimmter  Personen  auszuführen  ^  und  wenn  die 
G^erichte  dazu  berufen  sind,  eine  letztwillige  Verfügung  oder  einen 
Vertrag  auszidegen,  so  müssen  sie  auf  die  Absichten  des  Testators 
oder  der  Kontrahenten  sehen.  Ueber  diese  Absichten  kann  man  sich 
aber  in  den  meisten  Fällen  nicht  vergewissem,  ohne  zu  beachten, 
welches  Recht  es  denn  war,  nach  welchem  der  Testator  sein  Testament 
errichtete  oder  die  Kontrahenten  ihren  Vertrag  schlössen.  Die  Per- 
son, auf  deren  Absicht  es  ankommt,  —  setzen  wir  der  Einfachheit 
halber  den  Fall,  es  handle  sich  um  eine  letzt  willige  Verftlgung  — 
kann  auf  die  verschiedenste  Weise  zu  erkennen  geben,  nach  welchem 
Normenkodex  oder  nach  welchem  Rechte  sein  Testament  ausgelegt 
werden  soll. 

10^ 
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Der  Engländer  T.^  der  sein  Domizil  in  England  hat;  kann  aus- 
drücklich sagen^  die  Erbfolge  in  seinen  Nachlass  solle  - —  soweit  dies 
nicht  mit  Yerbotsgesetzen  des  englischen  Rechts  im  Widerspmch  steht, — 
nach  den  von  Bentham  im  3.  Kapitel  seiner  Pritvßiples  of  a  Owü  Codi 
angestellten  Grundsätzen  oder  nach  den  Bestinmiungen  des  Cod/R  Na- 
poleon stattfinden.  In  dem  ersten  Falle  wäre  es  zur  Feststellung  der 
Absichten  des  Testators  nöthig^  Bentham! s  Schriften  ^  im  zweiten  die 
Bestimmungen  des  Code  Napolion  heranzuziehen.  Die  R(«hte  der 
durch  das  Testament  Begünstigten  würden  zwar  in  dem  ersten  Falle 
von  den  Doktrinen  Bentkam's,  im  zweiten  Falle  von  den  Bestimmungen 
des  Code  Napoleon  abhängen ^  aber  es  wäre  natürlich  ganz  klar,  dass 
die  aus  dem  Testamente  erworbenen  Rechte  weder  auf  Bentham! 8  Schrif- 
ten noch  auf  französischem  Rechte  beruhen  würden,  sondern  auf  dem 
englischen  Rechte,  welches  der  Absicht  des  Testators  Wirkung  ver- 
leiht. Bentham^s  Werke  oder  das  französische  Recht  würden  nur  in 
der  Absicht;  den  Willen  des  Testators  festzustellen ;  zu  Rathe  gezogen 
werden.  Das  fremde  Recht ,  um  nur  mehr  vom  Code  NapoUon  zu 
sprechen^  wäre  nicht  Quelle  eines  Anspruchs,  sondern  nur  ein  noth- 
wendiges  Interpretationsmittel  dafilr.  Ebenso  muss^  wenn  A.  undX. 
einen  in  Frankreich  zu  erfüllenden  Vertrag  schliessen^  und  aus- 
drücklich abmacheU;  dass  seine  Bestimmungen  nach  französischem  Rechte 
auszulegen  sind;  der  englische  Richter,  der  zu  entscheiden  hat;  ob  der 
Vertrag  gebrochen  wurde  oder  nicht  nothwendigerweise  das  französisehe 
Vertragsrecht  in  Betracht  ziehen. 

Diese  Bemerkungen  beziehen  sich  ebenso  auf  die  weit  häufigeren 
Fälle ;  in  welchen  zwar  die  Urkunde  keine  ausdrückliche  Beziehimg 
auf  fremdes  Recht  enthält;  aber  entweder  aus  den  gebrauchten  Aus- 
drücken oder  aus  der  Natur  des  Geschäfts  mit  Verlässlichkeit  der 
Schluss  gezogen  werden  kann,  dass  sie  auf  Basis  irgend  eines  frem- 
den Rechts  verfasst  oder  errichtet  wurden.  Setzen  wir  den  Fall,  66 
errichte  ein  Franzose,  der  in  England  sein  Domizil  hat;  ein  Testa 
ment;  in  welchem  er  technische  Ausdrücke  des  französischen  Rechts 
gebraucht;  so  wird  es  nöthig,  bei  Auslegung  des  Testaments  die  Frage 
zu  erwägen,  ob  wir  nicht  französisches  Recht  heraiusiehen  müssen;  und 
eine  ähnliche  Frage  taucht  auf,  wenn  ein  Vertrag  wo  immer  geschlos- 
sen wurde,  der  zwar  kerne  Beziehung  auf  französisches  Recht  ent^ 
hält,  so  doch  ganz  oder  theilweise  in  Frankreich  erfüllt  werden  soU, 
kurz  „das  Grundprinzip'*  —  sagt  ein  jüngst  erlassenes  ürtheil  —  r^o" 
welchem  sich  das  Gericht  bei  der  Lösung  der  Frage,  welches  Recht 
anzuwenden  ist;  leiten  lässt.  ist,  dass  die  Rechte  der  an  einem  Ver- 
trage Betheiligten  nach  jenem  Rechte  beurtheilt  werden  müssen, 
dem  sie  beabsichtigten;  sich  zu  unterwerfen:  oder  besser,  von  welchem 
mit  Recht  vermuthet  werden  kann,  dass  sie  sich  ihm  unterwerfen  woll- 
ten" und  alle  die  speziellen  Interpretationsregeln;  nach  welchen  ein 
Vertrag  in  manchen  Fällen  nach  dem  Rechte  des  Domizils  der  Par- 
teien, in  anderen  nach  dem  Rechte  der  Flagge,  in  anderen  nach  dem 
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Rechte  des  Erfallirngsortes ,    in  anderen  nach  dem   Rechte    des  Ortes, 
wo  der  Vertrag  geschlossen  worde^  zu  beurtheilen  ist,  sind;  insoweit  sie 
überhaupt  gelten,  einfach  spezielle  Anwendungsi^lle  des  Prinzips^  dass  auf 
die  Absicht  der  Parteien  zu  sehen  ist.  Unter  „Absicht"  ist  jedoch  —  und 
daran  ist  festzuhalten  —  nicht  die  ausdrückliche  und  nicht  einmal  eine 
wissentliche   Absicht    der  bestimmten   Personen  zu  verstehen,    sondern 
jene  Absicht^  welche  nach  Ansicht  des  Gerichts  die  meisten  Personen 
in  der  Lage    der  betreffenden  Parteien  gehabt  hätten,    wären    sie  auf 
die    betreffende  Frage    im  Momente    der  Errichtung    des   betreffenden 
Vertrages    oder  anderen  Rechtsgeschäfts  aufmerksam   gemacht    worden. 
Für  unseren  Zweck  ist  besonders  bemerkenswerth,  dass  die  Bezugnahme 
auf  fremdes  Recht  in  den  Prinzipen  Nr.  I  und  IT  verschiedenen  Grün- 
den entspringt.     Nach  dem  Prinzipe  Nr.  I   betrachten   die   englischen 
Gerichte   fremdes   Recht   als    die  Quelle    eines   in   Anspruch  genom- 
menen Rechts,    nach    dem    Prinzipe  Nr.  II    wird    das    fremde    Recht 
als  Erklärungsmittel   für   ein  in  Anspruch   genommenes  Recht  an- 
gesehen.    Wenn    z.  B.  der   Franzose  A.   in  Paris    dem   Franzosen  X. 
Waaren   verkauft    und    liefert   und   den   X.    auf  Zahlung    in   England 
klagt,    so  hat  das  Recht  des  A.,  Zahlung  von  X.  zu  verlangen^  wenn 
es  überhaupt  besteht ^  seinen  Ursprung  im  französischen  Rechte;  nach 
dem  es  sich  bestimmt,    es  ist  ein   «.französisches  Recht'  — -  wenn  der 
Ausdruck    gebraucht   werden    darf  — ,    das   A.   versucht;     in  England 
durchzusetzen,  und  X.  kann  jede  Bestimmung  des  französischen  Rechts 
einwenden,    die  den  Untergang  (nicht  aber    die   blose  Klaglosigkeit!) 
des  Anspruchs  des  A.  zur  Folge  hat ;  wenn  andererseits  die  zwei  Eng- 
länder A.   und  X.,  die  in  England  ihr  Domizil  haben,    einen  Vertrag 
schliessen  oder  der  Engländer  T.,  der  in  England  sein  Domizil  hat;  ein 
Testament  errichtet   und    die  Bestimmungen  dieser   Rechtsgeschäfte   in 
gewissem  Umfange  sich  auf  französisches  Recht  beziehen;  so  entspringen 
die  Rechte  der  vertragschliessenden  Theile  oder  der  vom  Testamente  Be- 
günstigten aus  dem  englischen  Rechte,    obwohl    sie  nur  unter  Bezug- 
nahme auf  französisches  Recht  ausgelegt  werden  können;  gerade  so,  wie 
schon    oben    ausgeführt;     das  Testament    eines  Engländers;    der   sein 
Domizil  in  England  hat,  und  nach  welchem  die  Erbfolge  in  sein  Ver- 
mögen in  Uebereinstimmung  mit  den  Lehren  Bentham^s  geschehen  soll, 
nach  Bentham^s  Werken  ausgelegt  werden  muss,    obwohl    es    klar  ist, 
dass  das  Recht  der  Begünstigten   seinen  Ursprung  nicht   in   der  Auto- 
rität Bentham'Sy    sondern  im   englischen  Rechte   hat.     Die  Unterschei- 
dung zwischen   diesen    beiden  verschiedenen  Gründen   ftir  die  Anwen- 
dung   eines    fremden  Rechts    für    die    Entscheidung    eines   bestimmten 
Falles   wurde  mitunter  übersehen,    auch    ist   es   durchaus  nicht  immer 
leicht;  zu  erkennen,    auf  welchem  der  beiden  Gründe  die  Anwendung 
des  fremden  Rechts  thatsächlich  beruht.     Indes  kann  die  Entscheidung 
dieser    subtilen   Frage    mitunter    von    beträchtlicher    Wichtigkeit    sein. 
In    einem     kürzlich    entschiedenen    Falle    kam    diese    Frage    in    Be- 
tracht:   Es   handelte   sich   um    einen    in   MassachussetH    geschlosseneu. 
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aber  dort  verbotenen  Vertrag.  Entsprangen  nnn  die  vertragsmSssigen 
Rechte  dem  Rechte  von  Massachussets,  so  konnte  nirgends  mit  Erfolg 
geklagt  werden.  Sah  man  aber  den  Fall  so  an^  dass  das  englische 
Recht  Quelle  der  Rechte  aus  dem  Vertrage  sei,  so  war  doch  der 
Schluss;  dass  er  nach  englischem  Rechte  ausgelegt  werden  müsse,  nach 
welchem  er  gültig  gewesen  wäre,  nach  Ansicht  des  Gerichts  durch- 
aus nicht  nothwendig. 

Unsere  Prüfung  der  Grundsätze,  die  den  von  den  englischen  Gre- 
richten  bei  Entscheidung  der  sog.  Gesetzeskollisionen  angewendeten 
Normen  zu  Grunde  liegen^  führt  also  kurz  zu  folgendem  Resultat: 

Diese  Normen  lassen  sich  aus  zwei  Fundamentalprinzipien 
deduziren,  nämlich, 

1)  Ein  nach  dem  Rechte  irgend  eines  zivilisirten  Staates  erwor- 
benes Recht  wird  anerkannt  und  durchgesetzt. 

2)  Rex:htsgeschäfte,  deren  Wirkung  von  der  Intention  einer  be- 
theiligten Person  abhängen ,  sind  nach  jenem  Rechte  auszulegen,  das 
die  betreffende  Person  im  Auge  hatte. 

( Uebersetzung  von  Dr.   W,  PA 


Vorladung  der  Personen,  welche  im  Inlande  Domizil, 
Niederlassung  oder  Aufenthalt  nicht  haben,  betrachtet 
vom  Gesichtspunkte  der    italienischen  Gesetzgebung 

und  Rechtsprechung. 

Von  F.  P«  ContuEEi,  Advokat, 
ProtesHor  des  internationalen  Rechts  an  der  k.  Universität  zu  Neapel. 

I. 

Gemäss  der  italienischen  Gresetzgebung  ist  derjenige,  welcher 
Domizil,  Niederlassung  oder  Aufenthalt  im  Königreiche  nicht  hat,  in 
derselben  Weise  vorzuladen,  wie  derjenige,  dessen  Domizil,  Nieder- 
lassung oder  Aufenthalt  unbekannt  ist. 

Derjenige,  dessen  Domizil  ^  Niederlassung  oder  Aufenthalt  un- 
bekannt ist,  wird  vorgeladen:  1)  durch  Anheftung  einer  Abschrift  det» 
Vorladungsaktes  an  die  Thüre  des  Sitzes  der  gerichtlichen  Behörde, 
vor  welcher  das  Gesuch  gestellt  wird ;  2)  durch  EinrUckung  eines  Aus- 
zugs der  Vorladung  in  der  Zeitung  der  gerichtlichen  Anzeigen  (s.  Art.  64 
des  Gesetzes  über  das  Zivilprozessverf.),  worin  der  Vor-  und  Zuname  des 
Klägers  und  Beklagten,  der  Behörde,  vor  welche  der  Beklagte  geladen  ist 
und  die  Unterschrift  des  Thürstehers  enthalten  sein  muss  (s.  Art.  186, 
Hauptsatz  —  Allgemeines  gerichtliches  Reglement) ;  3)  durch  die  üeber- 
gabe  einer  Abschrift  der  Vorladung  an  den  Staatsanwalt  des  Ziviltribunals, 
in  dessen  Gerichtsbarkeit  die  Behörde  selbst  den  Sitz  hat  (Art.  141  des 
Gesetzes  über  das  Zivilprozessverf.).    Bei  Vorladung  von  solchen  Per- 
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soneu^  welche  Domizil,  Niederlassung  oder  Aufenthalt  im  Königreiche 
nicht  haben,  wird  ausserdem  der  dem  Staatsanwalt  zu  tibergebenden 
Abschrift  des  Vorladungsaktes  noch  eine  Note  beigefügt;  worin  die 
gerichtliche  Behörde,  von  welcher  die  Vorladung  ergeht,  wie  auch  Vor- 
imd  Zunamen  und  Wohnort  des  Klägers  und  des  Angeklagten  enthal- 
ten ist.  Der  Staatsanwalt  überreicht  die  Abschrift  des  Vorladungsaktes 
mit  der  besagten  Note  dem  Ministerium  des  Aeus8eren(Art.  142  des  Gesetzes 
über  das  Zivilprozessverf.  und  Art.  187  des  Allg.  gerichtl.  Regl.  — 
Mattirolo f  Elemente  des  gerichtlichen  Verfahrens,  Bd.  2 
Nr.  68  und  69;  F.  Mancini,  Sdaloia  und  Pisanelli,  Kommentar 
über  das  Zivilprozessverfahreu  von  Sardinien,  Bd.  2  S.  235). 
Was  die  Einrückuug  des  Auszuges  der  Vorladung  in  die  Zeitung 
der  gerichtlichen  Anzeigen  betrifft,  ist  in  dieser  Beziehung  die  italieni- 
sche Jurisprudenz  nicht  einig  gewesen.  Der  Appellationsgerichtshof 
zu  Turin  nahm  mit  Urtheil  vom  7.  Mfirz  1883  im  Streite  Vigliani 
und  Caffarelli  an,  dass  die  Nichteinhaltung  der  Bestimmung  des 
Art.  141  in  Betreff  der  Einrückung  eines  Auszuges  in  die  Zeitimg 
nicht  die  Ungültigkeit  des  Vorladungsaktes  im  Sinne  des  Art.  145 
des  Gesetzes  über  das  Zivilprozessverf.  nach  sich  zieht ;  nach  letzterer 
Gesetzesstelle  sei  lediglich  die  Verletzung  der  vorgeschriebenen  Nor- 
men bezüglich  der  Anlieftung  der  Abschrift  oder  der  Ankündigung, 
oder  bezüglich  der  Deponiruug  oder  Uebergabe  der  Abschrift  mit 
Nichtigkeit  bedroht  (F&r.  Ital,  Bd.  8  a  1883,  Th.  T  S.  383:  Omr. 
Tor,,   a  X  S.  503). 

Derselbe  Appellationsgerichtshof  zu  Turin  beschloss,  mit  Urtheil 
vom  27.  Juli  1883  im  Sti-eite  Cipollina  und  Pegretti,  dass  die  Frist 
zu  erscheinen,  in  den  Fällen  der  Art.  141  und  142  des  Gesetzes 
über  das  Zivilprozessverf.  von  dem  Tage  an  gerexjhnet  wird,  an  wel- 
chem der  Auszug  der  Vorladung  in  die  Zeitung  der  gerichtlichen  An- 
zeigen eingerückt  ist;  doch  genüge  es,  dass  diese  Einrückung  vor 
dem  Ablauf  der  Frist,  welche  im  Vorladungsakte  selbst  angegeben  ist, 
erfolgt  sei  {^Qiur.  Tor.  a  1883  S.  966  —  Foro  ital ;  Repertorio, 
voce  citaz.  civile  Nr.  38  Bd.  8  a  1883). 

Der  Appellationsgerichtshof  inAnconahat  mit  Urtheil  vom  13.  Fe- 
bruar 1886,  im  Streite  Garassius  c.  Moräne  und  Besi  die  Frage,  ob 
die  Vorladung  einer  im  Auslande  befindlichen  Person  als  nichtig  er- 
klärt werden  könne,  wenn  der  Auszug  des  Aktes  zu  rechter  Zeit  dem 
Zeitungsamte  für  die  gerichtlichen  Anzeigen  Übergeben  wurde,  jedoch 
80  spät  eingerückt  ist,  dass  nun  ftir  die  in  der  Vorladung  bestimmte 
Audienz  eine  genügende  Frist  zum  Erscheinen  nicht  bliebe,  dahin  ent- 
schieden, dass  bei  der  Berechnung  der  Frist  für  die  Vorladung  eines 
Ausländers  die  Verspätung,  welche  bei  der  Veröffentlichung  des  Aus- 
zuges das  Zeituugsamt  der  gerichtlichen  Anzeigen  verursacht  hätte, 
nicht  schaden  solle  (Foro  üaL  a  1886  Bd.  11  Th.  I  S.  95\  Der  Ge- 
richtshof unterschied  hiebei  die  Formalitäten,  welche  dem  Kläger  direkt 
obliegen,  d.  h.  die  Anheftung  und  die  Deponirung  des*  Auszuges  und 
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der  Abschrift^  und  jene^  welche  ausser  dem  Bereiche  seiner  eigenen 
Thätigkeit  liegen^  d.  h.  die  wirkliche  Einrückung  und  Verö£Pentlichung 
des  Auszuges  in  der  Zeitung.  Der  Streit  wurde  vor  den  Kassations- 
hof  in  Rom  gebracht;  derselbe  bestätigte  mit  Ürtheil  vom  9.  Märse 
1887  den  von  dem  Appellationsgerichtshof  zu  Ancona  gemachten  Unter- 
schied und  hob  noch  hervor,  dass  die  Bestimmung  der  Nr.  4  des 
Art.  145  die  Vorladung  nichtig  erklärt,  wenn  die  vorgeschriebenen 
Normen  für  die  Anheftung  der  Abschrift  oder  für  die  Uebergabe  an 
den  Staatsanwalt  verletzt  worden  seien,  wo  hingegen  jene  Bestim- 
mung über  die  Folgen  der  untergelaufenen  Verletzung  bezüglich  der 
anderen  Formalität  der  Einrückung  gar  nichts  sagt.  Der  Kassations- 
hof  nahm  au,  dass  die  Vorladimg  eines  im  Auslande  residirenden  Frem- 
den gültig  ist,  obwohl  der  dem  Zeitungsamte  der  gerichtlichen  An- 
zeigen zu  rechter  Zeit  vorgelegte  Auszug  des  Aktes  in  derselben  erst 
eingerückt  worden  ist,  nachdem  die  Vorladungsfrist  schon  abzulaufen 
angefangen  hat. 

In  Folge  dieser  Rechtsprechung  der  Gerichtshöfe  hat  man  an- 
erkannt und  angenommen,  dass  zu  unterscheiden  sei,  ob  es  sich  nm 
Vorladungen  oder  andere  Notifikationen  handelt,  für  welche  eine  be- 
stimmte Frist  nicht  festgesetzt  ist,  oder  um  solche,  in  welchen  eine 
streng  bestimmte  Frist  vorgesteckt  ist.  Die  erstere  Frage  stellt  sich 
zima  Beispiel  ein  im  Falle  einer  Vorladung,  worin  eine  Frist  zu  er- 
scheinen vorgesetzt  wird,  welche  mit  der  Notifikation  beginnt.  Die 
zweite  betrifft  die  Vorladungen  mit  fixer  Audienz,  in  welchen  vom 
Tage  der  Notifikation  oder  demjenigen  der  festgesetzten  Audienz  eine 
vom  Gesetze  angegebene  Frist  eingehalten  werden  muss :  so  ist  es  für 
die  Vorladungen  in  der  Appellation  oder  für  die  Rekurse  in  Elassation, 
welche  in  den  vom  Gesetze  auferlegten  Fristen  notifizirt  werden  müssen, 
bei  Strafe  der  Unzulässigkeit  des  Appells  oder  der  Nichtannahme  des 
Rekurses.  In  den  in  der  ersten  Hypothese  begriffenen  Fällen  gilt 
der  Grundsatz,  dass  fUr  die  Einrückung  des  Auszuges  in  die  Zeitung 
der  gerichtlichen  Anzeigen  die  Frist  keine  peremtorische  sein  kann, 
weil  die  Verspätung  der  Einrückung  nur  eine  Verspätimg  des  Beginnes 
zum  Ablauf  der  Frist  bringen  wird  {Ouxxeriy  Kommentar  zum 
Gesetz  über  das  Zivilverfahren  Bd.  2  8.  54;  GargnUo,  Kom- 
mentar zum  Gesetz  über  das  Zivilverfahren  S.  541;  Ricci, 
Kommentar  zum  Gesetz  über  das  Zivilverfahren  Bd.  1  S.  807  und 
572:  Äyinali  della  Giurispmdenxa  itcU,,  a  1887  Bd.  21  8.  355  in 
der  Note).  In  der  zweiten  Hypothese  ist  es  logisch,  anzunehmen,  dass 
die  wirkliche  Einrückung  des  Auszuges,  der  Notifikation  des  in  Rede 
stehenden  Aktes  in  die  Zeitung  für  die  gerichtlichen  Anzeigen  so  recht- 
zeitig erfolgen  müsse,  dass  die  vom  Gesetze  festgesetzte  peremtorische 
Frist  eingehalten  werden  könne;  denn  die  besagte  Einrückung  bildet 
in  diesem  Falle  eines  der  Elemente  der  Notifikation.  Es  würde  daher 
in  solchem  Falle  der  Bew^eis  der  Uebergabe  des  Aktes  der  Vorladung 
an  das  Zeitungsamt  nicht  genügen,    wenn  der  Beweis   der  wirklichen 
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Einrückung  desselben  Auszuges  in  der  besagten  Zeitung  vor  Ablauf 
der  Frist  fehlte.  So  muss  der  Rekurs  in  Kassation^  welcher  einer  im 
Auslande  residirenden  &emden  Person  zu  notüiziren  ist^  ausser  allen 
von  dem  Art.  141  des  Gesetzes  über  das  Zivilverfahren  erforderlichen 
Bedingungen^  auch  die  Einrückung  eines  Auszuges  der  Notifikation  des 
Rekurses  in  der  Zeitung  der  gerichtlichen  Anzeigen  enthalten;  eine 
solche  Einrückung  muss  aber  vor  dem  Ablauf  von  neunzig  Tagen 
stattfinden,  sonst  ist  der  Rekurs  unzulässig. 

Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  der  neuesten  Jurisprudenz  anerkannt. 
In  diesem  Sinne  hat  der  Kassationshof  in  Turin  beschlossen,  mit  ürtheil 
vom  20.  Januar  1880  in  dem  Streite  Erba  -  Odescalchi  c.  Suffert 
und  C.  (Annali  della  Oiurisprudenxa  ital,  Bd.  XIV  a  1880, 
Th.  I  S.  298).  Auch  der  Kassationshof  in  Neapel  hat  mit  Urtheil 
vom  11.  Februar  1890  in  dem  Streite  Ross  und  Marzano  ebenfalls 
in  diesem  Sinne  entschieden  {Diritto  e  Oiurisprudenxa.  Napoli 
s  1890,  Band  1.  Juni  S.  7.  Annali  della  Oiurisprudenxa  italiana, 
Bd.  XXIV  a  1890,  Th.I  S.  249).  In  letzterer  Sache  hat  der  Kassations- 
hof zu  Neapel  folgenden  Grundsatz  bestätigt:  Der  Rekurs  in  Kassa- 
tion ist  unzulässig  ftir  jene  Person,  welche  nicht  im  Königreiche  wohnt 
oder  ihr  Domizil  hat  und  vorgeladen  wurde,  wenn  die  Einrückung  des 
Auszuges  in  der  Zeitung  über  gerichtliche  Ankündigungen  nach  Ab- 
lauf der  Rekursfrist  erfolgte,  ungeachtet  man  angab,  der  Auszug  sei 
in  der  rechten  Zeit  dem  Zeitungsamt  übergeben  worden. 

Wir  wollen  die  Elemente  des  Streites  zusammenfassen.  Die 
Herren  Franz  imd  Januarius  Marzano  legten  Rekurs  in  Kassation 
gegen  das  Urtheil  des  Appellationsgerichtshofes  in  Neapel  vom  22., 
veröfientlicht  am  27.  Februar  1889  ein,  welches  Urtheil  mit  Akt  vom 
7.  Mai  zugestellt  wurde.  Der  Rekurs  wurde  der  Ditta  Ross  e  Duenan, 
in  Schottland  residirend,  in  der  von  den  Artt.  141,  142  und  515 
des  ital.  Gesetzes  über  das  Zivilprozessverfahren  vorgeschriebenen  Weise 
kundgegeben.  Die  Einrückung  des  Auszuges  in  der  Zeitung  der  ge- 
richtlichen Ankündigimgen  fand  jedoch  am  6.  August  1889  nach  Ab- 
lauf der  mit  5.  August  1889  endenden  90täg]gen  Rekurs&ist  statt, 
weshalb  die  widerstrebende  Ditta  mit  ihrer  Vertheidigung  der  Unzu- 
l&ssigkeit  der  Beschwerde  durchdringen  musste.  Die  Rekurrirendeu 
aber  folgerten,  dass,  nachdem  sie  den  Auszug  dem  Zeitungsamt  in  der 
Frist  übergeben  haben,  die  Vorschrift  des  Gesetzes  beobachtet  sei.  Das 
Gegentheil  ergibt  sich  aber  aus  dem  Zusammenhalt  der  Bestimmung 
der  Art.   141,   142  und  144  des  besagten  Gesetzes. 

Weil  bei  der  durch  den  Staatsanwalt  zu  überliefernden  Abschrift 
das  Gesetz  erfordert,  dass  die  Uebergabe  an  den  Staatsanwalt  in  der 
festgesetzten  Frist  geschehe,  kann  die  Uebersendung  später  stattfinden. 
Anders  ist  es  aber  verordnet  für  die  an  die  äussere  Thür  des  Sitzes 
der  gerichtlichen  Behörde  anzuheftenden  Abschrift  und  für  den  in  der 
Zeitung  der  gerichtlichen  Ankündigungen  einzurückenden  Auszug;  hier 
geschieht  ja  nicht  die  Uebergabe  der  Abschrift  oder  des  Auszuges  au 
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die  Persou,  sondern  an  das  mit  der  Auheftung  beauftragte  Amt  und 
das  um  die  Einrtickung  angegangene  Zeituugsamt.  Der  Art.  114  er- 
klärt, dass  der  Akt  seine  Wirkung  nur  dann  erzeugt,  wenn  der  Kläger 
die  Formalitäten  erfüllt  bat  die  ibm  auferlegt  sind. 

Wir  bemerken,  dass  die  Uebergabe  des  Auszuges  an  das  Zeitungs- 
amt, welchen  man  rechtzeitig  übergeben  haben  wollte,  eine  der  vor- 
gelad(3neu  Person,  zu  deren  Gunsten  das  Gesetz  die  Art  der  Ver- 
öffentlichung durch  die  Zeitung  angeordnet  hat,  unbekannte  Thatsache 
geblieben  ist.  Wenn  daher  die  Einrückuug  nicht  innerhalb  der  Be- 
kursh*ist  erfolgt,  bleibt  solche  wirkungslos  für  den  Kekurs.  Doch 
kann  in  diesem  Falle  nicht  die  Verfügung  des  Art.  145  des  Gesetzes 
über  das  Zivilprozessverfahren  angerufen  werden.  Der  erwähnte  Artikel 
erklärt  die  Nichtigkeit  der  Vorladung  wegen  Ausserachtlassung  der 
durch  das  Gesetz  festgestellten  Formen ;  dem  Ansehen  nach  ^mrdeu 
hier  die  Formen  beobachtet,  weil  die  drei  vom  Gesetze  vorgeschrie- 
benen Bekanntmachungen  geschehen  waren ,  eine  derselben  aber 
ausser  der  Frist.  Daraus  folgt,  dass  die  Vorladung  gültig  war,  aber 
nach  der  Bestimmung  des  Art.  114  konnte  der  Akt  keine  Wirkung 
haben,  da  es  nicht  mehr  zulässig  war  zu  rekurriren,  daher  musate 
man  nicht  die  Nichtigkeit  des  Vorladungsaktes,  wohl  aber  die  Un- 
zulässigkeit des  Kekurses  erklären  (Art.  466  und  528  des  Gesetzes 
über  das  Zivilprozessverfahren). 

Aus  diesen  Gründen  erklärte  der  Gerichtshof  mit  Hecht  den  Re- 
kurs für  unzulässig:. 

IL 

Nach  der  Bestimmung  des  Art.  142  des  Gesetzes  Über  das  Zivilpro- 
zessverfahren kann^  wer  kein  Domizil,  Niederlassung  oder  Aufenthalt  im 
Königreiche  hat;  wenn  er  im  Staate  einen  Generalbevollmächtigten  hat 
in  der  Person  desselben  vorgeladen   werden. 

Wir  billigen  diese  Verfügung,  denn  indem  man  den  Vorladunga- 
akt  dem  Bevollmächtigten  zustellt,  schützt  mau  sehr  gut  das  Interesse 
der  entfernten  Person,  an  welche  auf  diese  Weise  der  Akt  zur  schnell- 
steu  Kenntniss  gelangt,  um  mittels  ihres  Bevollmächtigten  jeder  Zu- 
fälligkeit vorzubeugen.  Ein  Fremder  oder  eine  andere  Person,  welche 
ausserhalb  des  Gebiets  dos  Staates  wohnt,  wird  glauben ,  dort  sein 
Domizil  für  die  speziellen  Geschäfte  festgestellt  zu  haben,  für  welche 
derselbe  einen  Geschäftsmann  beauftragte,  welcher  einen  bestimmten 
Sitz  im  Staate  hat.  Es  ist  zu  bemerken  ^  dass  dies  der  einzige  Fall 
ist,  in  welchem  das  Gesetz  die  Vorladimg  des  Beklagten  in  der  Person 
seines  Generalbevollmächtigten  erlaubt.  In  keinem  anderen  Falle  kann 
man  also  dem  Generalbevollmächtigten  des  Beklagten  die  Vorladung 
gültig  zustellen. 

Ganz  mit  Kecht  erlaubt  das  Gesetz,  als  Hauptregel,  nicht  die  Vor- 
ladimg des  Beklagten  in  der  Person  seines  Gcneralbevolbnächtigteu. 
theils  weil  mit    der  Vollmacht    zwar  Verpflichtungen    und  Rechte  awi- 
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sehen  dem  Vollmachtgeber  und  dem  Bevollmächtigten  (den  einzigen 
kontrahirenden  Parteien)  festgesetzt  werden^  aber  nie  gegenüber  einer 
dritten  Person ^  welche  bei  der  Stipulation  des  Gegen theils  fremd 
bleibt  und  theils  weil  die  Vollmacht  ihrer  Natur  nach  ein  prekärer 
Akt  ist;  welcher  zu  jeder  Zeit  nach  dem  Ermessen  des  Vollmacht- 
gebers widerruflich  ist  (Appellationsgerichtshof  zu  Brescia,  Urtheil  vom 
6.  August  1868;  in  den  Annali  della  Oiurisprudenza  italiana. 
Hl,  2,  B.  503.  Auch  in  diesem  Sinne  der  Kassationshof  zu  Florenz. 
Urtheil  vom  12.  Mai  1873,  in  der  Zeitung  La  Legge,  1873,  Th.  I 
S.  1010). 

Eine  wichtige  Frage  ist  die  folgende:  Wenn  die  Vorladung  an 
die  Person  des  Generalbevollmächtigten  erfolgt  ^  muss  man  alle  vom 
ersten  Absatz  des  Art.  142  vorgeschriebenen  Formalitäten  des  Art.  141 
beobachten?  Die  Antwort  ist  verneinend,  weil  der  Generalbevoll- 
mächtigte in  Allem  die  Person  vertritt,  welche  Domizil,  Niederlassung 
oder  Aufenthalt  im  Königreiche  nicht  hat.    ' 

Wenn  also  der  Kläger  den  Beklagten  in  der  Person  des  General- 
bevollmächtigten vorladet,  muss  er  nicht  zur  Anheftung  der  Abschrift 
an  die  äussere  Thür  des  Sitzes  der  gerichtlichen  Obrigkeit  schreiten, 
vor  welcher  man  das  Gesuch  stellt  ^  noch  zur  Einrttckung  eines  Aus- 
zuges des  Vorladungsaktes  in  der  Zeitung  der  gerichtlichen  Ankün- 
digungen^ noch  zur  Uebergabe  einer  Abschrift  desselben  Aktes  au 
den  Staatsanwalt  bei  dem  Ziviltribunal,  in  dessen  Jurisdiktion  die 
obige  Obrigkeit  ihren  Sitz  hat. 

Was  die  Kompetenz  anbelangt,  muss  man  logischerweise  die 
folgenden  Kriterien  festhalten: 

1)  Das  Individuum,  welches  im  Königreiche  nicht  Domizil,  Nieder- 
lassung oder  Aufenthalt,  aber  einen  Generalbevollmächtigten  hat;  be- 
trachtet man  im  Besitze  desselben  Domizils,  Wohnorts  oder  Aufent- 
halts, welche  der  Generalbevollmächtigte  hat. 

2)  Bezüglich  der  persönlichen  Handlungen  oder  der  beweglichen 
Güter  ist  derjenige  Richter  kompetent ^  welcher  in  dem  Orte  seinen 
Sitz  hat,  wo  der  Generalbevollmächtigte  Domizil,  Niederlassung  oder 
Aufenthalt  hat. 

Also  wenn  es  sich  um  im  Auslände^)  kontrahirte  Verbindlich- 
keiten handelt,  ist  das  persönliche  oder  wirkliche  Einschreiten  auf  be- 
wegliche Güter  nicht  vor  der  gerichtlichen  Obrigkeit  des  Ortes  vorzu- 
bringen,   in    welchem    der   Kläger  Domizil   oder  Niederlassung    hat^). 


.  1)  Art.  106  des  Gesetzes  über  das  Zivilverfahren.  „Ausser  den  erwähnten 
Fällen  (Art.  105)  kann  der  Ausländer  vor  Gericht  im  Inlande  beklagt  wer- 
den wegen  kontrahirten  Verpflichtungen  im  Auslände :  1)  wenn  er  im 
Königreiche  residii-t,  obgleich  er  sich  gegenwärtig  daselbst  nicht  befindet; 
2)  wenn  er  sich  im  Königreiche  befindet,  obwohl  er  nicht  da  residirt,  wenn 
er  nur  in  eigener  Person  vorgeladen  wird.** 

2)  Art,  107  des  Gesetzes  Über  das  Zivilverfahren.  „Wenn  der  Ausländer 
kein  Domizil,  Niederlassung  oder  erwählten  Wohnsitz  im  Königreiche  hat, 


15B         Dreizehnte  ditsung  des  «Institut  de  Droit  International''. 

das  obbesagte  Einschreiten  muss  vielmehr  vor  der  gerichtlichen  Obrig- 
keit des  Ortes  vorgebracht  werden,  wo  das  Domizil  oder  die  Niederlas- 
sung des  Generalbevollmächtigten  ist.  welchen  man  vorladen  will. 

Bei  solcher  Hypothese  wird  das  Domizil  oder  die  Niederlassimg 
des  Bevollmächtigten  zu  Gunsten  der  Person,  welche  ausserhalb  des 
Inlandes  lebt,  jene  rechtsverbindliche  ELraft  haben,  welche  sie  bezüglich 
des  eigenen  Domizils  haben  kann. 

Das  sind  Folgerungen ,  welche  man  durch  die  genaue  Deutung 
des  erwähnten  Gt».setzes  erhält. 


Dreizehnte  Sitzung  des  ,Jnstitut  de  Droit  Inter- 
national". 

Bei  der  in  den  Tagen  vom  7.  —  12.  September  vor.  Js.  in 
Hamburg  unter  dem  Präsidium  des  deutschen  Altmeisters  auf  dem 
Gebiete  des  internationalen  Rechts,  Geh.  Justizraths^  üniversitStsprofes- 
sors  Dr.  von  Bar^\  abgehaltenen  Xm.  Sitzung  des  Instituts  für  Inter- 
nationales Recht  kamen  eine  Reihe  wichtiger  Gegenstände  des  inter- 
nationalen Rechts  zur  Berathung  und  Beschlussfassung;  Über  deren 
Ergebnisse  wir  auf  Grund  der  vorliegenden  Protokollauszüge  kurz  Nach- 
stehendes berichten^): 

Eine  der  Fragen  von  weittragendster  Bedeutung  betraf  die  Rege- 
lung des  internationalen  Aktienrechts.  Auf  Vortrag  des  Be- 
richterstatters Prof.  Lyon-Caen  von  Paris  einigte  man  sich,  um  die 
bestehenden  Widersprüche  in  den  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staa- 
ten auszugleichen,  dahin ;  den  Regierungen  nachstehende  Grundregeln 
zur  Annahme  zu  empfehlen: 

Art.  1.  Die  Aktiengesellschaften^  welche  in  Gemässheit  des  Ge- 
setzes ihres  üeimathsstaates  errichtet  worden  sind,  haben,  ohne  weiter 
einer  generellen  oder  speziellen  Genehmigung  zu  bedürfen.,  das  Recht 
in  den   anderen  Staaten  vor  Gericht  aufzutreten. 

Sie  haben  auch  das  Recht,  unter  Beobachtung  der  in  den  anderen 
Staaten  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  bestehenden  Gresetze 
ihr  Geschäft  zu  betreiben,  wie  auch  Agenturen  und  Geschäftssitze  jeder 
Art  zu  errichten. 


auch  kein  Ort  zur  Vollziehung  des  Eontraktes  bestimmt  ist,  wird  da«  per- 
sönliche oder  wirkliche  Einschreiten  über  bewegliche  Güter  bei  der  gericht- 
lichen Obrigkeit  des  Ortes  nachgesucht ,  in  welchem  der  Kläger  Beinen 
Wohnsitz  oder  seine  Niederlassung  hat/ 

1)  Als  Vizepräsidenten  fungirten  im  Bureau  die  Herren  Bmsaf  Cni- 
versitätspiofessor   in  Turin  und  Lyon-Caen,  üniversitätsprofessor  in  Paris. 

2)  Ausführlicher  Bencht  ist  enthalten  in  Bevue  de  droit  intemaÜoMi 
Tom.  XXIIIy  1891,  p.  497—534,  S.  auch  den  Bericht  von  Dr.  Heinrich 
Barburger  In  d.  Beil.  zur  Allgemeinen  Zeitung  1891  Beil.  Kr.  349, 
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Art  2.  Die  Tbätigkeit  der  Aktiengesellscbafiten;  die  Befagnisse; 
Verpflichtungen  und  die  Verantwortlichkeit  ihrer  Vertreter  werden  auch 
in  den  fremden  Staaten  nach  dem  Rechte  des  Heimathsstaatee  der  Gre- 
sellschaft  beurtheüt. 

Art.  3.  Die  Aktiengesellschaften,  welche  Filialen  oder  Geschäfts- 
sitze  in  einem  fremden  Staate  errichten^  müssen  die  Formalitäten  hin- 
sichtlich der  öffentlichen  Bekanntmachung  erfüllen,  welche  die  Gesetze 
des  fremden  Staates  vorschreiben. 

Die  Nichtbeobachtung  dieser  Förmlichkeiten  macht  jedoch  die  Ge- 
schäfre  der  Filialen  keineswegs  ungültig;  aber  die  Landesgesetze  können 
die  Administration  und  die  Vertreter  der  Gesellschaft  hinsichtlich  aller 
solcher  Geschäfte  für  persönlich  haftbar  erklären. 

Art.  4.  Die  Bedingungen  fiir  die  Emission  von  Aktien  oder  Obli- 
gationen fremder  Aktiengesellschaften,  sowie  i^r  den  Handel  mit  sol- 
chen bestimmen  sich  nach  dem  Gesetze  desjenigen  Staates,  in  welchem 
die  Emission  und  bezw.  der  Handel  vor  sich  geht. 

Art.  5.  Als  Heimathsstaat  einer  Aktiengesellschaft  ist  dasjenige 
Land  anzusehen,  in  welchem  die  Verwaltung  ihren  ernstgemeinten  und 
wirklichen  Sitz  hat.  — 

Einen  weiteren  gleich  wichtigen  Gegenstand  bildete  die  Frage  der 
Vormundschaft  über  Ausländer,  worüber  Legationsrath  und  Uni- 
versitätsprofessor  Ernest  Lehr  von  Lausanne  referirte.  In  Bezug 
auf  die  Vormundschaft  über  Minderjährige  wurde  vom  Institut 
die  allgemeine  Annahme  nachstehender  Regeln  als  wünschenswerth 
erachtet : 

I.  Die  Vormundschaft  Über  Minderjährige  richtet  sich  nach  dem 
Gesetze  des  Vaterlandes. 

Dieses  Gesetz  gilt  insbesondere  auch  für  die  Eröffnung  und  Be- 
endigung der  Vormundschaft^  die  Berufrmg  zu  derselben,  die  Kontrole, 
Stellung  und  Befrignisse  des  Vormunds. 

IL  Hat  der  Minderjährige  keinen  Wohnsitz  mehr  in  seinem 
Vaterlande  und  auch  keine  sonstigen  Beziehungen  zu  demselben, 
welche  die  Einleitung  einer  Vormundschaft  zu  veranlassen  vermöchten, 
80  ist  der  zuständige  Gesandte  oder  Konsul  seines  Vaterlandes  berufen, 
an  Stelle  und  mit  den  Befugnissen  der  Vormundschaftsbehörde  der  Haupt- 
stadt desselben  thätig  zu  werden. 

Wenn  jedoch  in  solchem  Falle  der  Minderjährige  in  seinem  Vater- 
lande noch  Verwandte  oder  bis  einschliesslich  des  vierten  Grades  Ver- 
schwägerte hat,  so  fällt  die  Vormundschaft  an  dem  Wohnsitze  des 
nächsten  Verwandten  oder  Verschwägerten  an. 

Der  zweite  Absatz  dieses  Artikels  findet  jedoch  keine  Anwendung 
in  den  Ländern,  in  welchen  die  Familie  selbst  der  Bestellung  der 
Vormundschaft  ferne  steht,  desgleichen  wenn  dort  die  Gerichte  nur 
über  solche  Minderjährige,  die  in  ihrem  Sprengel  Wohnsitz  haben, 
Jurisdiktion  zu  üben  berechtigt  sind. 
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ni.  Maugels  eines  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreters 
im  Lande;  sowie  im  Falle  der  rechtlichen  oder  thats&chlichen  Verhin- 
derung eines  solchen,  hat  die  Vormundschaftsbehörde  des  Aufenthalts- 
orts nach  Massgabe  der  für  sie  geltenden  Gesetze  einzutreten:  Zeit 
und  Gründe  der  Beendigung  der  Vormundschaft  bestimmen  sich  jedoch 
auch  in  diesem  Falle  nach  dem  vaterländischen  Rechte  des  Minder- 
jährigen. 

In  den  Ländern,  in  welchen  gesetzliche  Vormundschaft  besteht 
werden  Personen^  denen  das  heimathliche  Recht  solche  Vormundschaft 
überträgt  7  auch  dann  zugelassen,  wenn  die  hx  loci  solches  Recht  f^ 
die  Einheimischen  nicht  kennt. 

In  den  Ländern  ^  in  welchen  die  Vormundschaft  keine  gesetz- 
liche ist;  sondern  durch  die  Behörde  übertragen  wird,  können  Per- 
sonen, denen  nach  heimathlichem  Recht  die  gesetzliche  Vormimdschift 
zukommt;  mit  der  Vormundschaft  nach  freiem  Ermessen  des  Grerichts 
betraut  werden. 

IV.  Die  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  in  dem  einen 
Lande  eingeleitete  Vormundschaft  ist  als  solche  nach  allen  Richtungen 
in  dem  anderen  anzuerkennen. 

Wenn  rechtliche  oder  thatsächliche  Gründe ;  welche  die  Kon- 
stituirung  der  Vormundschaft  in  der  Heimath  verhinderten ,  in  da 
Folge  wegfallen;  soll  die  heimathliche  Behörde  stets  das  Recht  haben, 
ihrerseits  die  Vormundschaft  zu  übernehmen;  hievon  aber  die  fremde 
Behörde  verständigen.  Die  Vormünder,  welche  von  letzterer  eingesetzt 
waren ;  werden  alsdann  gemäss  den  Bestimmungen  der  lex  loci  ihrer 
Funktionen  enthoben,  die  Gültigkeit  ihrer  Thätigkeitsakte  richtet  fflch 
nach  dem  nämlichen  Gesetze. 

V.  Für  Fälle  dringender  Natur  sollen;  solang  keine  r^ulSre 
Vormundschaft  eingesetzt  ist;  die  diplomatischen  und  konsnlanschen 
Vertreter  des  Heimathsstaates  einschreiten,  in  Ermangelung  dieser  die 
Lokalbehörden. 

Ausser  diesen  Grundregeln  wurden  auf  Vorschlag  von  Professor 
Brusa  auch  eine  Reihe  von  Prof.  Lekr  entworfener  Ausführnngs- 
bestimmungen  hiezu  vom  Institut  gebilligt.  Dieselben  sind  in  dem 
oben  Note  2  angeführten  Berichte  der  Bemw  de  droit  intern,  auf 
S.  516  und  517  abgedruckt.  — 

In  Ansehung  des  Beweises  ausländischer  Rechtssätze  und 
für  die  Ermittelung  des  fremden  Rechts  bei  konkreten  Streit- 
fällen hat  das  Institut  auf  Vorschlag  des  Prof  Pierantoni  von  Rom 
folgende  Resolutionen  angenommen: 

Zunächst  wurde  erklärt;  dass  bei  dem  dermaligen  Stande  d^ 
Wissenschaft  und  der  internationalen  Beziehungen  und  angesichts  der 
sehr  grossen  Anzahl  der  in  den  zivilisirten  Staaten  ausgearbeiteten 
Gesetze;  der  Beweis  des  ausländischen  Rechts  nicht  mehr  der  Ini- 
tiative der  Parteien   anheimzugeben    sei    und  dass  generelle   and   ein* 
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heitliche  Regeln  den    dermalen    in  Üebung   befindlichen  verschiedeneu 
Vorschriften   zu  substitniren  seien. 

Das  Institut  empfiehlt  daher  den  Staaten  die  Annahme  folgender 
Regeln: 

So  oft  die  Existenz  oder  der  Sinn  eines  fremden  Gesetzes  streitig 
oder  nngewiss  ist,  soll  das  Gericht  die  fraglichen  Gesetze  oder  Rechts- 
fragen genauestens  in  einem  Berichte  bezeichnen;  dieser  Bericht  soll 
durch  Vermittelung  der  Ministerien  der  Justiz  und  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten  an  den  Justizminister  des  Staates,  dessen  Rechtssätze 
in  Frage  stehen ,  geleitet  werden.  Dem  betreffenden  Justizminister 
soll  es  sodann  anheimgestellt  bleiben,  auf  welchem  Wege  er  die  in 
gleicher  Weise  zurUckzuleitenden  Aufschlüsse  und  Materialien  zu  be- 
schaffen ftir  gut  findet.  Die  auf  diese  Weise  erlangten  Gesetzestexte 
oder  Zertifikate  sind  auf  der  Gerichtsschreiberei  zu  hinterlegen.  — 

Auch  die  Erzielung  einer  möglichst  vollständigen,  gleichheitlichen 
und  schleunigen  Veröffentlichung  der  verschiedenen  Staatsver- 
träge und  die  Schaffung  eines  internationalen  Bureaus,  welches  für 
die  Publikation  zu  sorgen  hätte,  wnrde  in  Erwägung  gezogen.  Die 
Schweiz  hat  ihre  Bereitwilligkeit  erklärt,  die  Initiative  zu  diplomati- 
schen Schriften  behufs  Schaffung  einer  internationalen  Union  fllr  offi- 
zielle Veröffentlichung  der  Staatsverträge  zu  ergreifen,  auch  seitens 
Belgiens,  welches  bereits  am  15.  März  1886  mit  einer  Anzahl  von 
Staaten  einen  Vertrag  über  den  Austausch  offizieller  Publikationen  ab- 
geschlossen hat,  wurde  die  Geneigtheit  hiezu  zu  erkennen  gegeben. 
Das  Institut  beauftragte  deshalb  seinen  Generalsekretär,  sowie  den 
Referenten,  Professor  von  Martitx  in  Tübingen,  einen  Entwurf  zu 
einem  bezüglichen  internationalen  Vertrag  nebst  Ausführungsbestim- 
mungen herzustellen  und  den  erwähnten  Regierungen  in  Vorlage  zu 
bringen.  — 

In  Ansehung  der  Frage  der  Zulässigkeit  der  Erhebung  von 
Klagen  gegen  fremde  Staaten  und  Souveräne  wurden  auf  Be- 
richterstattung Dr.  von  Bar^s  folgende  Konklusionen  angenommen: 

Unpfändbar  sollen  sein  die  Mobilien  einschliesslich  der  Pferde, 
Wagen  und  Schiffe,  welche  einem  fremden  Souverän  gehören  und  welche 
direkt  oder  indirekt  fiir  den  persönlichen  Dienst  desselben  oder  seiner 
Umgebung  bestimmt  sind,  ferner  jene  Mobilien  und  Immobilien  eines 
fremden  Staates,  die  mit  Bewilligung  des  anderen  Staates,  wo  sie  sich 
befinden,  für  den  Dienst  des  erster en  bestimmt  sind,  wenn  solche  nicht 
ausdrücklich  verpfändet  wurden. 

Anlangend  Klagen  gegen  einen  fremden  Staat,  so  sollen  nur  zu- 
lässig sein: 

1)  dingliche  Klagen,  einschliesslich  der  Besitzansprüche  in  Bezug 
auf  Immobilien  wie  Mobilien  des  fremden  Staates,  die  sich  im  Lande 
befinden: 

2)  Klagen,  betreffend  Ansprüche  aus  der  Eigenschaft  des  fremden 
Staates  als  Erben  eines  im  Lande  befindlichen  Vermögens  j 
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3)  Klagen^  welche  sich  auf  kommerzielle  oder  industrielle  Anisgen 
oder  auf  im  Territorium  des  klagenden  Staates  von  dem  fremden  Staate 
betriebene  Eisenbahnen  beziehen; 

4)  Ansprüche^  bezüglich  deren  der  fremde  Staat  ausdrücklich  oder 
durch  Auftreten  als  Kläger  der  Gerichtsgewalt  sich  unterworfen  hat: 

5)  Klagen  aus  Verträgen,  die  der  fremde  Staat  im  Lande  einge- 
gangen hat  uud  die  auch  im  Lande  zu  erfüllen  sind; 

6)  Schadensersatzansprüche  aus  Delikten  oder  Quasidelikten,  welche 
im  Lande  begangen  wurden. 

Dagegen  wurden  als  nicht  zulässig  erklärt  Schadensersatzforde- 
rangen^  die  aus  Souveränetätsakten  abgeleitet  werden  wollen,  sowie 
Ansprüche  aus  Anlehen,  welche  der  fremde  Staat  mittels  öffentlicher 
Subskription  kontrahirt  hat. 

Ebenso  sollen  Ansprüche  gegen  fremde  Souveräne,  welche  schon 
vor  der  Thronbesteigung  entstanden  sind,  den  gewöhnlichen  Grund- 
sätzen über  die  Zuständigkeit  unterliegen. 

Vorladungen  bei  Klagen  gegen  Staatsoberhäupter,  wie  gegen 
die  Staaten  selbst,  sollen  immer  auf  diplomatischem  Wege  bewirkt 
werden. 

Ueber  jede  gegen  ein  Staatsoberhaupt  oder  gegen  einen  fremden 
Staat  eingereichte  Klage  oder  beantragte  Pfändung  soll  dem  Jastix- 
ministerium  im  Lande,  wo  die  Klage  angebracht  oder  die  Pflbdnng 
verlangt  wird,  berichtet  werden,  damit,  wenn  dies  möglieb,  ein  güt- 
liches Arrangement  getroffen  werden  lumn.  — 

Hinsichtlich  der  Frage  der  Auslieferung  flüchtiger  Ver- 
brecher wurde  es  vorläufig  bei  den  vom  Institut  im  Jahre  1880  in 
Oxford  gefassten  Resolutionen  belassen,  insbesondere  auf  Grund  der 
angestellten  Untersuchungen  nicht  für  angezeigt  gehalten,  eine  Aen- 
derung  jener  Beschlüsse,  auch  soweit  solche  in  den  Artikeln  Xm 
und  XIV  mit  den  politischen  Verbrechen  und  in  Art,  XXVI  mit  der 
Stellung  des  Ausgelieferten  vor  dem  aburtheilenden  Gericht  sich  be- 
fassen, eintreten  zu  lassen.  Wiederholte  Prüfung  dieser  Fragen  twA 
baldmöglichste  neuerliche  Berichterstattung  wurde  jedoch  der  betr. 
Kommission  anempfohlen.  — 

Zur  nächsten  Sitzung  vertagt  wurden  die  Thesen,  betr.  die  Gnmd- 
sätze,  die  hinsichtlich  der  Zulassung  und  Ausweisung  der  Aus- 
länder zu  beobachten  seien  und  betr.  die  Rechtsstellung  der 
Gesandten  und  ihrer  Umgebung,  sowie  die  Frage  der  recht- 
lichen Stellung  und  der  Ausdehnung  der  sog.  Küsten- 
gewässer. 

Schliesslich  erwähnen  wir  noch,  dass  das  Institut  nachgenannte 
bisherige  ausserordentliche  Mitglieder  fassodSs)  zu  ordentlichen 
Mitgliedern  (membres  de  Vlnstitvi)  erhoben  hat:  71  Barclay,  Ad- 
vokat in  Paris  etc.;  John  F.  Dillon,  Attomey  und  CounseUor  atlax 
in  New-York:  FSraiid-Qiraud,  Rath  am  Kassationshof  in  Ptrii: 
Jan  Helentcs  Ferguson,  Ministerresident  der  Niederlande  in  Peckin^' 
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F,  H.  Qeffcken,  vorm.  Ministerresident  in  München;  A,  Hartmann, 
Geh.  Legationsrath  in  Hiumover;  Franz  Kaspar ek,  Universitätspro- 
fessor in  Krakau;  L.  Graf  Kamarowski,  Universitätsprofessor  in 
Moskau;  H.  Lammasch,  Universitätsprofessor  in  Wien:  J.  B.  da  Suva 
Härtens  Ferr ad,  portug.  Gesandter  am  päpstl.  Hofe  in  Rom;  W,A.P* 
Martin y  Professor  in  Pecking;  von  Marti tx,  Universitätsprofessor 
in  Tübingen;  Q,  Rosxkowsky ,  Universitätsprofessor  in  Lemberg; 
Jf.   Torr  es  Campos,  Universitätsprofessor  in  Granada. 

Zu  ausserordentlichen  Mitgliedern  {associes)  wurden  er- 
wählt: A,  Alcorta,  Prof.  des  intemat.  Rechts  in  Buenos- Ayres ;  F,  da 
Veiga  Beiräo,  Advokat  und  Professor  in  Lissabon;  /.  C.  Buxxati, 
Prof.  des  intemat.  Rechts  in  Modena;  E,  L,  Catellani,  Prof.  des 
intemat.  Rechts  in  Padua;  A»  M.  V,  Chretien,  Prof.  in  Nancy; 
L,S.  F,  Dahn,  Geheimrath  und  Professor  in  Breslau;  A.  Desjar- 
dins,  Generalanwalt  am  Kassationshofe  in  Paris;  F.  Despagnet, 
Prof.  in  Bordeaux;  C.  Oareis,  Prof.  in  Königsberg;  C.  F,  Heim- 
burgery  Privatdozent  in  Heidelberg;   C,  Hilty,  Bundesrath   in  Bern; 

G.  Jellinek,  Prof.  in  Heidelberg;  Kantaro  Kaneko ,  Sekretär  der 
Pairskanmier  von  Japan;  K  Kleen,  Legationssekretär  in  Schweden; 
C.  E.  Lardyj  ausserordentl.  Gesandter  und  Bevollmächtigter  der  Eid- 
genossenschaft in  Paris;  J,  Maluquer  y  Salvador ,  Advokat  und  Pro- 
fessor in  Madrid;  O,  Meyer ,  Universitätsprof.  in  Heidelberg  ;  /.  B, 
Moore,  Prof.  des  intemat.  Rechts  in  New- York;  L,  Olivi,  Prof.  des 
intemat.  Rechts  in  Modena;  M,  M.  de  Peralta,  ausserordentlicher 
Gresandter  und  bevollmächtigter  Minister  von  Costa-Rica;  E,  Roguin, 
Universitätsprofessor  in  Lausanne;  Eduard  Rolin,  Advokat  am  Appell - 
hof  in  Brüssel;  V.  Romer o  y  Oiron,  Senator  und  vorm.  Minister 
in  Madrid;  R  F.  Seijas,  vorm.  Minister  in  Venezuela;  J,  Scott,  Rath 
in  Cairo;  L.  Strisower,  Advokat  und  Privatdozent  in  Wien;  Pia- 
ton  V.  Waxel,   Kanzleidirektor  im  Auswärtigen  Amt  in  Petersburg. 

B. 


Reclitsprecliung. 
Deutschland. 

Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Zession  von  Forderungen. 

Für  den  Üebergang  einer  zedirten  Forderung  ist  dem  zedirten 
Schuldner  und  Dritten  gegenüber  das  örtliche  Recht  am  Wohnsitze 
des  Schuldners  massgebend.  Urtheil  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom 
14.  Oktober  1890  (Zeitschr.  für  franz.  Zivilrecht  Bd.  22  S.   58). 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  \'\^ 
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Aus  den  Gründen: 

Die  Beantwortung  der  Frage^  ob  der  Berufungsbeklagte  W.^  als 
Zessionar  der  ihm  seitens  des  B.  ^)  am  2.  Okt.  1888  übertragenen 
Forderung  gegen  die  Intendantur  des  VII.  Armeekorps  in  Münster, 
allein  durch  diese  Zession  imd  mit  dem  Zeitpunkte  ihres  Zustande- 
kommens Inhaber  (Eigenthümer)  dieser  Forderung  geworden  war,  hängt 
davon  ab,  ob  mit  dem  erwähnten  Zeitpunkte  das  BchuldverhSltniss  def 
zedirten  Schuldnerin  zu  B.  erloschen  und  an  Stelle  desselben  nunmehr 
ein  Schuldverhältniss  der  zedirten  Schuldnerii)  dem  BerufuDgsbeklagten 
W.  gegenüber  begründet  war.  Da  nun  die  fragliche,  wie  unter  dm 
Parteien  nicht  streitig,  in  Münster,  dem  Domizil  der  zedirten  Schuld- 
nerin, zu  erfüllende  Obligation  ihren  Sitz  im  Gebiete  des  AUg.  Prenss. 
Landrechts  hat,  sonach  die  Frage,  welchem  Gläubiger  gegenüber  zu 
Lasten  der  Schuldnerin  eine  Verpflichtung  aus  derselben  zu  Recht  be- 
steht, durch  das  für  die  Verpflichtung  der  Schuldnerin  massgebende 
Allg.  Preuss.  Laudrecht  geregelt  wird,  so  ist  der  Zeitpunkt,  in  wel- 
chem sich  der  Schuldnerin  gegenüber  die  Person  des  Berechtigten  ge- 
ändert hatte,  nach  den  Vorschriften  des  Allg.  Preuss.  Landrechts  zu 
bestimmen.  In  Gemässheit  dieser  von  dem  ersten  Kichter  näher  er- 
örterten Vorschrift  (Allg.  Pr.  L.R.  Tbl.  I  Tit.  11  §§  376,  393,  394) 
war  aber  mit  dem  Zustandekommen  der  Zession  vom  2.  Oktober  1888 
und  ohne  dass  es  einer  Signifikation  derselben  an  die  Schuldnerin 
bedurft  hatte,  der  Uebergang  des  Eigenthums  an  der  zedirten  Forde- 
rung auf  den  Beruf ungsbeklagten  perfekt  geworden,  diese  Fordemng 
sonach  aus  dem  Vermögen  des  B.  ausgeschieden,  —  ein  rechtlicher 
Vorgang,  welcher  auch  für  die  Konkursgläubiger  desselben,  wofern 
sie  nicht  seine  Wirksamkeit  ihnen  gegenüber  (wie  nicht  weiter  gel- 
tend gemacht  wird)  mittels  einer  Anfechtung  beseitigen  könnten,  rechts- 
verbindlich war.  (Vgl.  hiezu  Entsch.  d.  Reichsgerichts  in  Zivils.  Bd.  1 
S.  437,  10  S.  274,  14  S.  238,  20  S.  238,  nicht  veröffentl.  Urth.  d. 
R.G.  V.  8.  Juni  1880  i.  S.  Solnitz  c.  Lorch  u.  Meyer,  femer  Zeit- 
schrift für  französisches  Zivilrecht  Bd.  14  S.  645,  15  S.  619,  20  S.  248, 
Rhein.  Archiv  Bd.  74  IH  21.) 

Oertliches  Recht  für  die  Wirkungen  einer  Zesaion  in  Bextig  auf 
das  Rechtsverhältniss  xtvischen  dem  Zedenten  und  dem  Zessumnar. 

Urth.  d.    Oberlandesgerichts   Nürnberg  vom   29.  Mai  1891 :    Urth.  d. 

Reichsgerichts  vom  3.  Dezember  1891. 

Die  Firma  G.  u.  Co.  in  Nürnberg  hatte  von  W.  in  Lemberg  die 
Hopfenfechsung  der  Güter  ftir  die  Jahre  1887,  88  und  89  des  W. 
mit  Vertrag  d.  d,  Lemberg  21.  Juli  1887  gekauft.  Die  Uebemahme 
sollte  durch  D.  in  Lemberg  geschehen,  der  Käuferin  war  die  Zession 


1)  Zedent  B.  und  Zessionar  W.  wohnen  im  Gebiete  des  Rhein.  Rechts; 
die  Zession  wurde  am  8.  Okt.  1888  zugestellt,  nachdem  am  6.  Okt.  1888 
der  Konkurs  über  das  Vermögen  des  B.  eröffnet  worden  War. 
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des  Vertrags  ausdrücklich  vorbehalten.  Laut  Urkunde  vom  9.  Septem- 
ber 1888  zedirte  6.  u.  Co.  ihren  1888er  Abschluss  an  J.  R.  in  Nürn- 
berg, wovon  W.  verständigt  wurde.  G.  klagte  nun  gegen  die  J.  R. 
auf  üebemahme  des  in  Lemberg  lagernden  Hopfens  und  Zahlung  der 
Zessionsvaluta.  Die  Beklagte  machte  unter  Anderem  geltend^  dass  sie 
den  Hopfen  von  W.  nicht  erhalten,  und  hat  in  der  Berufungsinstanz 
sich  darauf  berufen,  dass  nach  dem  hier  in  Anwendung  zu  bringenden 
Oesterr.  B.G.6.  §  1397  Klägerin  für  den  Zessionsanspruch  zu  haften 
h^e.  Die  Klägerin  bestritt  die  Anwendbarkeit  des  Österr.  Rechts, 
bezog  sich  vielmehr  auf  die  Bestimmungen  des  in  Nürnberg  geltenden 
gemeinen  Rechts,  wonach  Zedent  ftlr  die  Einbringlichkeit  nicht  zu 
haften  habe. 

Das  Berufungsgericht  hat  der  klägerischen  Auffassung  sich 
angeschlossen  aus  folgenden  Gründen:  Mit  Unrecht  beruft  sich  Be- 
klagte auf  die  Bestimmung  des  §  1397  des  in  Lemberg  geltenden 
österr.  AUgem.  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  indem  sie  der  Meinung 
ist,  auf  die  Beurtheilung  des  zwischen  den  Streitstheilen  aus  dem  Zes- 
sionsvertrage entstandenen  Rechtsverhältnisses  sei  nach  den  Grund^ 
Sätzen  über  die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  das  in  Lemberg 
geltende  Gresetz  anzuwenden.  Richtig  ist  von  ihren  desfallsigen  Aus- 
führungen nur,  dass  für  die  Erfüllung  des  Vertrags  zwischen  Klägerin 
und  W.,  da  der  Hopfen  unbestritten  in  Lemberg  zu  liefern  war,  öster- 
reichisches Recht  in  Anspruch  zu  nehmen  sei.  Anders  ist  solches 
aber  bezüglich  des  Vertragsverhältnisses  zwischen  den  Streitstheilen. 
Der  Zessionsvertrag  wurde  unbestritten  in  Nürnberg  innerhalb  der 
Ringmauern,  also  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts,  welches  eine  JSaf- 
tung  des  Zedenten  wohl  für  die  Existenz  des  Anspruchs  fnomen  verum), 
nicht  aber  für  die  Einbringlichkeit  fnomen  honum)  kennt,  abgeschlos- 
sen. Es  liegt  gar  kein  Grund  zur  Annahme  vor,  dass  die  Streitstheile 
bezüglich  dieses  ihres  gegenseitigen  Rechtsverhältnisses  dem  österr. 
Gesetze  oder  Überhaupt  einem  anderen,  als  dem  in  Nürnberg  inner- 
halb der  Ringmauern  geltenden  gemeinen  Rechte  sich  unterwerfen 
wollten.  Weder  ausdrücklich  ist  hievon  im  Vertrage  die  Rede,  noch 
spricht  hiefür  eine  Vermuthung.  Insbesondere  ist  nicht  anzunehmen, 
dass  Klägerin,  die  im  Herrschaftsgebiet  des  gemeinen  Rechts  ihren 
Sitz  hat  und  unter  der  Herrschaft  dieses  Rechts  den  Vertrag  abge- 
schlossen hat,  sich  einem  die  Haftung  für  Einbringlichkeit  des  Zes- 
sionsanspruchs bestimmenden  fremden  Rechte  habe  unterwerfen  wollen. 
Dem  von  der  Beklagten  zur  Vertheidignng  ihrer  Ansicht  angeführten 
intemationalrechtlichen  Grundsatze,  als  richte  sich  die  Rechtswirksam- 
keit der  Zession  nach  demjenigen  Rechte,  welches  am  Sitze  des  den 
zedirten  Anspruch  begründenden  Rechtsverhältnisses  Geltung  habe, 
kann  in  der  von  der  Beklagten  gewollten  Ausdehnung  eine  Wirkung 
nicht  beigemessen  werden,  da  die  zwischen  den  Parteien  hier  auszu- 
tragende Frage  hievon  unabhängig  ist. 

Aber  auch  aus    einem  anderen  Grrunde  kann    auf  österreichisches 

11^ 
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Recht  nicht  rekorrirt  werden.  Es  ist  anerkannter  Grundsatz^  dass, 
sofern  positive  Bestimmungen  über  Statutenkollision  für  den  Prozess- 
richter nach  den  Gesetzen  seines  Landes  bestehen,  diese  in  Anwen- 
dung zu  bringen  sind.  Nun  ist  für  Bayern  durch  Kap.  XIV  §  7  Nr.  8 
der  G.O.  v.  1753  in  Verbindung  mit  Verordnung  vom  11.  Juni  1816 
und  Art.  81  des  Ausführimgsgesetzes  vom  23.  Februar  1879  zur 
Reichs-ZivilprozesBordnung  und  Konkursordnung  bestimmt,  dass,  venu 
ein  Erfüllungsort  von  den  Kontrahenten  nicht  festgesetzt  worden  oder 
aus  den  Umständen  nicht  erhellt,  der  Ort  der  Vertragsperfektion  für 
das  anzuwendende  Kecht  massgebend  ist.  Im  vorliegenden  Falle  ist 
im  Zessionsvertrage  ein  Erfüllungsort  nicht  festgesetzt  worden.  Um- 
stände, aus  welchen  erhellen  sollte,  welcher  Ort  nach  der  Absicht  der 
Parteien  als  Erfüllungsort  für  Zahlung  der  Valuta  gelten  sollte,  sind 
nicht  vorhanden.  Es  ist  daher  auf  den  Ort  der  Vertragsperfektioo 
zu  rekurriren  und  hienach  für  alle  Fälle  das  in  Nürnberg  innerhalb 
der  Ringmauern  geltende  gemeine  Recht  in  Anwendung  zu  bringen.  . . . 

Das  Reichsgericht,  billigte  die  Auf&ssung  des  Berufungsgericlite 
mit  folgenden  Gründen:  Revisionsklägerin  bestreitet,  dass  für  Benr- 
theilung  der  hier  fraglichen  Zession  das  gemeine  Recht  massgebend 
sei,  rügt  irrige  Auslegung  der  bayerisch-rechtlichen  Bestimmungen  aof 
Grund  zu  enger  Auslegung  dieser  und  des  zur  Ergänzimg  heranzu- 
ziehenden gemeinen  Rechts  und  verlangt  Anwendung  der  Gesetze 
desjenigen  Orts,  an  welchem  das  Hauptgeschäft  (der  Hopfenkauf), 
nicht  dasjenige,  an  welchem  die  Zession  abgeschlossen  wurde,  somit 
hier  des  Oesterreichischen  Rechts.  —  Diese  Rüge  ist  verfehlt. 

a)  Wenn  der  zweite  Richter  zunächst  die  von  der  Beklagten  ge- 
forderte Anwendung  des  fremden  Rechts  um  deswillen  zurückweist 
weil  dem  der  Beklagten  zu  ihren  Gimsten  angeführten  Grundsatie 
des  internationalen  Rechts,  als  richte  sich  die  Rechtswirksamkeit  der 
Zession  nach  demjenigen  Rechte,  welches  am  Sitze  des  den  Anspnieb 
begründenden  Rechtsverhältnisses  Geltung  hat,  eine  Wirkung  in  der 
von  der  Beklagten  gewollten  Ausdehnung  nicht  beigemessen  werden 
könne,  da  die  zwischen  den  Parteien  hier  auszutragende  Frage  hievon 
unabhängig  sei,  so  kann  dem  beigetreten  werden.  Wohl  würde  jener 
Grundsatz  Anwendung  finden  müssen,  wenn  es  sich  lun  die  Wirkung 
der  Zession  auf  das  den  zedirten  Anspruch  begründende  Rechts- 
geschäft (hier  den  Hopfenkauf  zwischen  Klägerin  und  W.  in  Lember]g) 
handele 

(vgl.   Urth.    des  IV.   Zivilsenats    v.   28.  Novbr.   1887   Entsck 

Bd.  20  S.  234) 

oder  wenn  die  Rechte  aus  der  Zession  gegenüber  dem  dehüor  cessm, 
bezw.  das  Vcrhältniss  des  Zedenten  oder  Zessionars  zum  Schuldner  in 
Frage  stehen  würde 

(vgl.  Urth.  d.  in.  Zivilsenats  vom   13.  November  1885  Entsch. 
Bd.  14  S.  235  ff.), 
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da  diese  und  ähnliche  Rech  tsver  hältnisse  immer  nach  dem  Rechte 
des  Orts  zu  beurtheilen  sind,  an  welchem  die  Obligation  ihren  Sitz 
hat;  allein  daneben  ist  nicht  zu  übersehen^  dass  die  Zession  zugleich 
auf  einem  selbständigen  Rechtsgeschäfte  zwischen  dem  früheren  und 
dem  späteren  Gläubiger^  2.  B.  auf  Kauf  und  Verkauf  einer  Forderung 
oder  eines  sonstigen  Anspruchs  beruht,  und  dass  die  Erfordernisse  und 
Wirkungen  dieses  selbständigen  Rechtsgeschäfts  von  einem  ande- 
ren ÖrtlichenRechte  abhängen  können,  als  dasj enige  ist,  welchem 
die  übertragene  Obligation  selbst  unterliegt 

(vgl.    V,  Bar,  intern.  Privatr.  Bd.  2   S.  79;    Stobbe,  deutsches 
Privatr.  Bd.  1  8.  233). 

Nur  die  Wirkungen  des  Zessionsvertrages  zwischen  Zedenten  und 
Zessionar,  also  der  beiden  Kontrahenten,  welche  das  selbständige 
Hechtsgeschäft  abgeschlossen  haben,  das  der  Zession  zu  Grunde 
liegt,  stehen  hier  in  Frage;  es  entscheidet  also 

b)  die  Vorschrift  des  bayerischen  Rechts  (G.O.  Kap.  XIV  §  7 
Nr.  8  mit  Art.  8 1  des  bayerischen  Ausfübrimgsgesetzes  zur  Reichs-Zivil- 
prozessordnung  und  Konkursordnung  vom  23.  Febr.  1879  und  der  Ver- 
ordnung vom  11.  Juni  1816),  wonach  sich  die  Wirkungen  eines  Ver- 
trages nach  den  Gesetzen  des  Ortes  bestimmen,  „wo  derselbe  seine 
Vollkommenheit  erlangt  hat    oder   wo  derselbe  zu  erfüllen  ist". 

Mag  nun  auch  nach  der  Praxis  der  bayerischen  Gerichte  zur  Be- 
antwortung der  Frage,  welchen  dieser  beiden  Alternativen  —  ob  der 
Ort  der  Perfektion  oder  der  Erfüllung  des  Vertrages  —  im  einzelnen 
Falle  massgebend  sein  soll,  auf  die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts 
zurückgegangen  werden,  so  ist  doch  die  Entscheidung  dieser  Frage 
hier  nicht  noth wendig,  weil  nach  Lage  der  Sache  angenommen  wer- 
den dürfte,  dass  der  Ort  des  Vertragsabschlusses  und  der  der  Erfül- 
lung zusammen&Uen. 

Der  zweite  Richter  stellt  fest,  dass  der  Zessionsvertrag  im  Caf6 
Noris  in  Nürnberg,  also  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts,  abgeschlos- 
sen wurde,  und  wenn  er  weiter  feststellt,  dass  die  beiden  in  Nürnberg 
wohnenden  Streitstheile  gar  keinen  Grund  hatten,  sich  bezüglich  ihrer 
gegenseitigen  Rechtsverhältnisse  einem  ihnen  fremden  Rechte  zu  unter- 
werfen, so  durfte  er  aus  den  nämlichen  Thatsachen  auch  folgern,  dass 
sie  keinen  Grund  hatten,  einen  anderen,  als  den  natürlichen  Erfül- 
lungsort, nämlich  den  ihres  beiderseitigen  Wohnsitzes  zu  bestimmen. 
Denn  in  der  That  nimmt  der  zweite  Richter  mit  Recht  an,  dass,  nach- 
dem Klägerin  durch  sofortige  Ueberlassung  ihres  Anspruches  auf  die 
1888er  Hopfenernte  des  W.  und  Verständigung  desselben  ihrerseits 
den  Zessionsvertrag  erfüllt  hatte,  es  sich  nunmehr  um  Gewährung 
der  Gegenleistung  d.  i.  Zahlung  der  Zessionsvaluta  handele,  und  es 
wäre  nicht  abzusehen,  warum  diese  an  einem  anderen  Orte,  als  dem 
beiderseitigen  Wohnsitze  der  Streitstheile  erfolgen  sollte, 
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Erbrecht. 

1.  Im  firanzösischea  und  amerikaniBcheu  Rechte  ist  der  GrundwU 
des  mtemationalen  Bechts  anerkannt;  daas  das  Erbrecht,  namentlich 
auch  das  Pflichttheilsrecht  durch  das  Recht  des  letzten  Wohnsitzes  des 
Erblassers  beherrscht  wird.  UrtL  d.  R.6.  vom  14.  April  1891  (Zeitschr. 
f.  franz.  Zivilrecht  Bd.  22  S.  405). 

2.  Für  die  Nachlassregulirung  ist  das  Recht  des  Wohnsitzes  des 
Erblassers  massgebend.  —  Bei  einem  ausländischen  öffentlichen  Te- 
stamente ist;  wie  bei  einem  eigenhändigen  oder  mystischen  Testamente, 
zur  Besitzergreifung  des  im  Inlande  befindlichen  Vermögens  die  Be- 
sitzeinweisung nach  Art.  1008  des  B.O.B.  erforderlich.  Urth.  d.  Ober- 
landesgerichts Colmar  vom  21.  Dez.  1889  (Zeitschr.  f.  franz.  Zivflr. 
Bd.  22  8.  301). 

Verhältniss  des  preussischen  Gesetzes ,  betr.  die  Zwangserziehung 

vom  13.  März  1878,  xu  ausländischen  (nichtpreussischm)  Kindern, 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Mtnzen  In  Hechin^en. 

1.  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  überhaupt  auf  ausländische  (^nicht- 
preussische)  Kinder. 

Beschluss   des    preuss.  Elammergerichts  vom   2.  Februar   1891 
(Frankfurter  Rundschau  25.  Jahrgang  8.  124). 

In  8achen,  betreffend  die  Zwangserziehung  der  Knaben  Peter 
Schoder  und  Karl  Reiche  hat  der  erste  Zivilsenat  des  Kammergerichts 
in  der  Sitzung  vom  2.  Februar  1891  die  weitere  Beschwerde  des 
Magistrats  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  vom  18.  November  1890  kosten- 
frei zurückgewiesen.     Aus  den  Oründen: 

In  dem  Verfahren  betreffend  die  Zwangserziehung  der  iu  Frank- 
furt a.  M.  wohnhaften  Knaben  Peter  Schoder  und  Karl  Reich  ist  von 
dem  dortigen  Magistrat  vor  Abhaltung  des  Schlusstermins  hervorgeho- 
ben worden,  dass  die  beiden  Knaben  bayerische  Staatsangehörige  wi- 
ren  und  daher  das  Gesetz  vom  18.  März  1878  auf  den  vorliegenden 
Fall  nicht  Anwendung  finden  könne.  Das  Amtsgericht  erklärte  jedoch 
die  Zwangserziehung  der  beiden  Knaben  für  erforderlich,  und  das  Land- 
gericht wies  die  hiegegen  von  dem  Magistrat  erhobene  Beschwerde 
zurück.  In  der  jetzt  vorliegenden  weiteren  Beschwerde  hat  der  Ma- 
gistrat aus  dem  oben  erwähnten  Grunde  die  Aufhebung  der  beschlos- 
senen Zwangserziehimg  beantragt.  Die  Beschwerde  erschien  jedocb 
unbegründet.  Denn  den  Vorderrichtern  war  darin  beizutreten^  dass 
das  erwähnte  Gesetz  auch  auf  Ausländer  anwendbar  ist  Für  dieee 
Ansicht  spricht  zunächst  die  allgemeine  Fassimg  des  §  1;  welcher  die 
Zwangserziehung  zulässt^  sobald  nur  die  dort  näher  bezeichneten  Vor- 
aussetzungen vorhanden  sind,  ohne  diese  Zulässigkeit  von  der  preussi- 
schen Staatsangehörigkeit  abhängig  zu  machen. 

Das  Gesetz  vom  13.  März  1878  ist  zwar  —  wie  in  den  Motiven 
hervorgehoben  wird  und  dem  Beschwerdeführer  zuzugeben  ist  —  kein 
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Strafgesets:  immerhin  ist  es  aber  zur  Ausführung  des  durch  die 
Novelle  vom  26.  Februar  1876  erweiterten  §  55  des  deutschen  Straf- 
gesetzbuches erlassen  worden.  Hieraus  ergibt  sich  aber  der  Schluss, 
dass  —  wie  die  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches  ohne  Rücksicht  auf 
die  Nationalität  des  Thäters  anwendbar  sind  —  auch  das  Gesetz  vom 
13.  März  1878  nicht  auf  solche  Thäter^  welche  preussische  Staats- 
angehörige sind;  beschränkt  werden  kann.  Für  diese  Auffassung  spricht 
auch  der  Umstand^  dass  das  Gesetz  —  wie  in  seiner  Begründung  her- 
vorgehoben wird  —  „erziehend  und  bessernd'^  wirken  soll. 

Das  Gesetz  verfolgt  sonach  ähnliche  Ziele^  wie  sie  der  Yormund- 
schafisordnung  gesteckt  sind^  und  da  die  dort  vorgesehene  vormund- 
schaftliche Sorge  sich  auch  auf  Nichtpreussen  erstreckt^  so  muss  auch 
angenommen  werden ^  dass  das  Gesetz  vom  13.  März  1878  ebenfalls 
auf  nichtpreussische  Kinder  anzuwenden  ist^  woftlr  auch  der  Umstand 
spricht;  dass  die  Entscheidung  Über  die  Zwaugserziehimg  dem  Vor- 
mnndschaftsgericht  überwiesen  worden.  Für  diese  Anwendbarkeit  spricht 
femer  die  £rwägung,  dass  die  Verfügung  der  Zwangserziehung  in  ge- 
wissen Fällen  das  einzige  Mittel  sein  wird,  um  die  Gesellschaft  vor 
den  durch  nichtpreussische  Kinder  fortgesetzt  verübten  Strafthateu 
zu  schützen.  Auch  Folgendes  kommt  in  Betracht:  Bei  Berathung  des 
Gresetzes  war  von  dem  Herrenhause  beschlossen  worden,  die  Kosten 
der  Zwangserziehung  zur  Hälfte  dem  Staate  und  zur  Hälfte  gewissen 
Verbänden  aufzulegen.  In  der  Kommission  des  Hauses  der  Abgeord- 
neten wurde  zunächst  ausgeschieden,  was  an  Kosten  durch  die  Ein- 
lieferung  des  Kindes  in  die  Anstalt,  die  Ausstattung  und  die  Bück- 
reise desselben  erwächst  und  dieser  Bestandtheil  derjenigen  Gemeinde 
zur  Last  gelegt,  in  welcher  das  Kind  seinen  Unterstützungs Wohnsitz 
hat.  Einige  der  Kommissionsmitglieder  wollten  aber  die  Gemeinden 
freilassen,  weil  sie  aus  ihrer  Heranziehung  geschäftliche  Weitläufig- 
keiten und  Schwierigkeiten  aller  Art  befürchteten. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wies  der  Regierungskommissar  v.  Bran- 
chitsch  auf  die  Verwickelungen  hin,  in  welche  man  gerathen  könne, 
wenn  es  sich  um  Angehörige  nichtpreussischer  Gemeinden 
handele  (Drucksachendes  Hauses  der  Abgeordneten  11.  Session  1877/78 
Nr.  204  Seite  10).  Der  aus  dieser  Erklärung  zu  entnehmenden  An- 
sicht der  Regierung,  dass  das  Gesetz  auch  auf  nichtpreussische  Kin- 
der anwendbar  sei,  wurde  von  keiner  Seite  widersprochen.  All  diesen 
Momenten  gegenüber  vermag  die  Aufstellung  des  beschwerdeführenden 
Magistrats: 

,,es  könne  nicht  in  der  Absicht  des  nur  für  Preussen  erlassenen 
Gesetzes  gelegen  haben,  Angehörige  eines  anderen  Staates  auf  dies- 
seitige Staats-  und  Gremeindekosten  der  Verwahrlosung  zu  entziehen^ 
entscheidend  nicht  ins  Gewicht  zu  fallen,  und  umsoweniger,  als  das 
Prinzip  der  Sorge  für  die  Ausländer  in  §  60  des  Gesetzes  über  den 
Unterstützungs  Wohnsitz  vom  6.  Juni  1870  insofern  zum  Ausdruck  ge- 
langt ist,  als  auch  Ausländern  die  dort  vorgesehene  Unterstützung  zu 


168  Rechtsprechung:  Deutschland. 

gewähren  ist  (vgl.  auch  §  64  des  preussischen  AusfÜhnmgsgesetzes  vom 
8.  März  1871).  Unerheblich  erscheint  auch  der  Hinweis,  dass  wenn 
die  Zwangserziehung  über  ein  ausländisches  Kind  zulässig  wäre^  nach 
Lage  des  Gesetzes  ein  zur  Entscheidung  über  die  Aufhebung  der 
Zwangserziehung  (§  10)  berufenes  Yormundschaftsgericht  dann  fehlen 
würde,  wenn  die  Vormundschaft  über  das  ausländische  Kind  an  den 
Heimathsstaat  abgegeben  worden.  Denn  ans  dem  Umstände,  dass  über 
diesen  Fall  besondere  Vorschriften  in  dem  Gesetze  nicht  getroffen 
worden,  Hesse  sich  in  Berücksichtigung  der  oben  entwickelten  €re- 
Sichtspunkte  immerhin  nur  schliessen:  dass  der  Gesetzgeber  die  Re- 
gelung des  in  Rede  stehenden  doch  nur  selten  vorkommenden  Falles 
übersehen,  oder  dass  er  die  Zuständigkeit  des  bisherigen  inländischen 
Vormundschaftsgerichts  als  eine  zweifellose  und  daher  nicht  besonders 
hervorzuhebende  erachtet,  oder  dass  er  die  Lösung  der  Zustand igkeits- 
ft-age  der  Rechtsprechung  überlassen  hat.  Schwierigkeiten  dieser  Art 
sind  zur  Zeit  nicht  gegeben,  es  liegt  also  kein  Anlass  vor,  in  dieser 
Richtung  eine  Entscheidung  zu  treffen:  ein  Grund  ztu-  Aufhebung  der 
für  geboten  erachteten  Zwangserziehung  gegen  das  Interesse  der  bei- 
den Kinder  ist  aus  in  der  Zukunft  liegenden  Möglichkeiten  allein 
keinenfftUs  herzuleiten. 

Hienach  und  unter  Berücksichtigung  des  §  11  des  zitirten  Ge- 
setzes war  —  wie  geschehen  —  zu  entscheiden. 

2.  Die  Auswanderung  der  Eltern  eines  srnr  Zwangserziehung  über- 
wiesenen Kindes  und  die  Bereiterklärung,  letzteres  mit  nach  Amerika 
zu  nehmen,  ist  kein  Grund  die  Zwangserziehung  aufzuheben. 

Beschluss  des  Landgerichts  Osnabrück  vom  23.  Dezember  1884 
(loJiow,  Jahrbuch  Band  X  S.  307). 

Das  Amtsgericht  hatte  dem  Antrage,  eine  augeordnete  Zwangs- 
erziehung aus  dem  Grunde  auszuheben,  dass  die  Eltern  des  Kindes 
mit  demselben  nach  Amerika  auswandern  wollten,  stattgegeben,  weil 
wenn  auch  durch  die  Auswanderung  der  eigentliche  Zweck  der  ver- 
Tiigten  Zwangserziehung,  nämlich  die  Verhütung  der  weiteren  Ver- 
wahrlosung des  Kindes  als  anderweitig  sichergestellt  oder  erreicht 
nicht  erachtet  werden  könne,  doch  dieser  Zweck  als  bedeutungslos 
erscheinen  müsse,  sobald  die  Auswanderung  desselben  und  damit  der 
Verlust  seiner  bisherigen  Staatsangehörigkeit  erfolge,  indem  die  er- 
kannte Zwangserziehung  nicht  als  eine  Strafe,  vielmehr  nur  als  eine 
bei  gesetzlichem  Ausschluss  einer  solchen  w^egen  mangelnder  Straf- 
mündigkeit zulässige  Präventivmassregel  zu  betrachten  sei,  an  deren 
Ausführung  unter  den  angegebenen  Verhältnissen  die  diesseitigen  Staats- 
behörden ein  weiteres  Interesse  nicht  haben  könnten. 

Auf  die  von  dem  Landesdirektorium  der  Provinz  BEannover  er- 
hobene Beschwerde  wurde  der  amtsgerichtliche  Beschluss  aufgehoben 
aus  folgenden  Gründen: 

Wenn  auch  Straftmmündige  nach  §  55  Abs.  1  des  St.G.B.  w^n 
einer    strafbaren  Handlung    strafrechtlich    nicht   verfolgt  werden  kön- 
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neu,  80  können  doch  gegen  sie  nach  Abs.  2  des  zitirten  §  55  nach 
Massgabe  der  landesgesetzlichen  Vorschriften  die  znr  Besserung  und 
Beaufsichtigung  geeigneten  Massregeln  getroffen  werden.  In  Ausfüh- 
rung dieser  reichsgesetzlichen  Norm  ist  das  preuss.  Gesetz  vom  13. März 
1878,  betreffend  die  Unterbringimg  verwahrloster  Kinder,  erlassen  wor- 
den, wie  in  den  Motiven  des  Gesetzes  ausdrücklich  hervorgehoben 
wird.  Wenn  dieses  Gesetz  gegen  Kinder,  die  nach  Vollendung  des 
sechsten  Lebensjahres  eine  strafbare  Handlung  begehen,  die  Zulässig- 
keit  der  Zwangserziehung  ausspricht,  so  hat  dasselbe  offenbar  nicht 
nur  den  mehr  äusserlichen  Gesichtspunkt  der  Verhütung  weiterer  sitt- 
licher Verwahrlos ong  des  Kindes  im  Auge.  Vielmehr  hat  das  Gesetz, 
indem  es  aufs  Tiefste  in  das  Eecht  der  väterlichen  Gewalt  und  in  das 
schon  auf  natürlichen  Gründen  beruhende  Verhältniss  der  Eltern  zu 
dem  Kinde  eingreift,  damit  auch  konstatiren  wollen,  dass  es  die  staat- 
liche Rechtsordnung,  die  von  dem  —  wenngleich  strafunmündigen  — 
Kinde  verletzt  ist,  nicht  ungerügt  durchbrochen,  sondern  gewahrt  und 
geschützt  sehen  will.^  Das  Gesetz  erfordert  daher  mit  der  Zwangs- 
erziehung neben  dem  mehr  präventiven  Zweck  der  Erziehung  und  wo- 
möglich Besserung  des  Kindes  auch  den  rein  staatlichen  und  ethischen 
Zweck  der  Wahrung  und  Sicherung  der  staatlichen  Rechtsordnung. 
Das  Gesetz  hat  also  zwingende  Natur  (lex  cogens)  und  muss  daher 
wie  alle  derartigen  Gesetze  auf  das  Strikteste  interpretirt  und  ange- 
wandt werden.  Eben  deshalb  kann  auch  die  Zwangserziehung,  wenn 
sie  einmal  angeordnet  worden,  hinterher  wieder  aufgehoben  werden 
nur  aus  Gründen,  welche  das  Gesetz  dafür  anführt,  nämlich  wenn  ihr 
Zweck  erreicht  oder  die  Erziehung  anderweit  sichergestellt  ist,  oder 
wenn  der  Zögling  das  sechszehnte  Lebensjahr  vollendet  hat  (§10  des 
Gesetzes).  Insbesondere  kann  einer  blossen  Zweckmässigkeitsrück sieht 
—  und  eine  solche  bildet  im  vorliegenden  Falle,  wie  der  angefochtene 
Beschluss  nicht  verkennt,  die  Auswanderung  der  Eltern  des  Kindes 
und  die  Mitnahme  desselben  nach  Amerika  —  ein  Raum  nicht  ver- 
stattet werden.  Andernfalls  würde  es  ja  in  die  Willkür  der  Eltern 
gestellt  sein,  jederzeit  die  weitere  Anwendung  des  Gesetzes  dadm'ch 
zu  umgehen,  dass  sie  ihr  Kind  mit  sich  auf  ein  anderes  Staatsgebiet 
hinUbemähmen,  ein  auch  praktisch  schon  aus  dem  Grunde  bedenk- 
liches Resultat,  weil  der  diesseitige  Staat  keinerlei  Garantie  hat  gegen 
eine  spätere  Rückkehr  des  im  Auslande  vielleicht  erst  recht  verwahr- 
losten Kindes.  Bei  den  heutigen  Lebens-  und  Verkehrs  Verhältnissen 
ist  im  Gegentheil  eine  solche  Rückkehr  bei  einem  verwahrlosten,  daher 
arbeitsscheuen  und  dem  polizeilichen  Abschub  des  fremden  Staates 
ausgesetzten  Subjekte  stets  zu  erwarten.  Aus  diesem  Grunde  würde 
selbst  dem  Austritt  der  Eltern  bezw.  des  Kindes  aus  der  diesseitigen 
Staatsangehörigkeit  kein  entscheidendes  Gewicht  beigelegt  werden 
können. 
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Gerichtsbarkeit  über  Konsuln  auswärtiger  Staaten, 

1.  Zwischeuurtlieil  des  Amtsgerichts  Hamburg,  Zivilabtheilung  VL 
vom  2.  November  1891  i.  S.  Peters  gegen  den  englischen  Vizekonsol 
P (Aktenzeichen:  VI,  3462/91).  | 

(Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelstein  in  Hainbarfr.) 

^  Der  Kläger  hat  unter  Beweis  verstellt^  dass  er  am  10.  Juni  1891 
iui  englischen  Generalkonsulat  in  Hamburg  zur  Begleichung  einer 
schuldigen  Gebühr  von  10  Mark  25  Pf.  ein  Zwanzigmarkstöck  und. 
zur  Yereinfachimg  des  Wechseins,  noch  25  Pf.  dem  Beklagten  hin- 
gegeben habe;  während  dieser  nur  10  Mark  25  Pf.  empfangen  haben 
will.  Der  Beklagte  hat  gegenüber  der  Klage  auf  Kückzahlung  von 
10  Mark  zunächst  verschiedene  formelle  Einwendungen  geltend  ge- 
macht;  welche  jedoch  sämmtlich  nicht  stichhaltig  erscheine^. 

Wollte  Beklagter  zunächst  wirklich  behaupten,  dass  das  ange- 
gangene Gericht  deshalb  nicht  zuständig  resp.  richtiger  der  Rechtsweg 
deshalb  nicht  zulässig  sei,  weil  es  sich  um  einen  Vorgang  handelt, 
welcher  sich  im  englischen  Generalkonsulat  abgespielt  hat,  so 
wäre  solche  Annahme  dm*ch  nichts  begründet.  Solches  würde  nickt 
einmal  für  das  H6tel  eines  Gesandten  gelten,  um  wie  viel  weniger 
also  für  ein  Konsulat !  Richtig  ist  nur^  dass  manche  Staaten  —  Eng- 
land jedoch  nicht!  (vgl.  Beaeh  Latorence ,  Droit  international,  t.  IV, 
1880,  p.  4,  51)  -  Verträge  abgeschlossen  habeu^  denen  zufolge  die 
Behörden  des  Territorialstaates  nicht  iu  die  Räume  der  Konsulate 
dringen  dürfen,  und  wonach  namentlich  die  Konsulatsarchive  für  an- 
verletzlich erklärt  sind  —  Rechte,  die  jedoch  gerade  England  wieder- 
holt nicht  anerkannt  hat!  (vgl.  Beojch  Lawrence  a.  a.  0.  p.  39).  Wei- 
ter aber  ist  kein  Staat  gegangen,  und  hier  handelt  es  sich 
überall  nicht  um  einen  derartigen  thatsächlichen  Eingriff  in  die  Räume 
des  grossbritannischen  Generalkonsulats. 

Wenn  ferner  deshalb  die  Unzuständigkeit  des  Amtsgerichts  be- 
hauptet ist,  weil  es  sich  um  eine  Gebühr  eines  fremden  Staates 
handele,  so  ist  diese  Annahme  irrig.  Die  Gebühr  selbst  ist  völlig 
ausser  Streit,  denn  Kläger  verlangt  die  10  Mark  zurück,  welche  er 
über  den  Betrag  der  unstreitigen  Gebühr  geg-eben  haben  will.  Weiter 
kommt  es  auch  nicht  in  Betracht,  dass  der  Beklagte  in  amtlicher 
Funktion  zu  viel  Geld  erhalten  hat,  denn  derselbe  wird  nicht  wegen 
einer  Amtshandlung  oder  in  seiner  amtlichen  Eigenschaft  belangt  son- 
dern lediglich  als  Privatperson.  Als  solche  untersteht  er  aber 
den  Territorialgerichten  gemäss  §  21  des  Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes,  denn  eine  abweichende  Vereinbarung  ist  von  dem 
Deutschen  Reich  mit  Grossbritannien  nicht  getroffen  worden  .  .  .  ." 

2.  Urtheil  des  k.  preuss.  Landgerichts  Frankfurt  a/M.  vom  15.  De- 
zember 1891. 
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(Mitgetbeilt  von  Herrn  Rechtsanwalt  Lazarus  in  Frankfurt  a/M.) 

Die  ledige  Köchin  M.  hat  gegen  die  in  Frankfurt  a/M.  domizi- 
lirten  Eheleute  Generalkonsul  N.  N.  (Berufskonsul)  mit  der  Behaup- 
tong,  sie  habe  sich  in  der  letzteren  Dienst  aus  Anlass  eines  Koffer- 
transports  einen  UnterleiBsbruch  zugezogen  und  von  denselben  die 
Zusage  erhalten,  dass  sie  in  deren  Hause,  in  welchem  für  ihren  voll- 
ständigen Unterhalt  gesorgt  würde,  lebenslänglich  Aufnahme  finden 
und  für  die  Kurkosten  Entschädigung  erhalten  würde,  einen  dieser 
Zusage  entsprechenden  Klagantrag  gerichtet. 

Die  Beklagten  haben  die  Einrede  der  Unzulässigkeit  des  Rechtswegs 
geltend  gemacht  und  auf  Grund  derselben  die  Eiulassimg  zur  Hauptsache 
verweigert.  Sie  halten  dafür,  dass,  da  der  beklagte  Ehemann  Berufs- 
konsul (consul  mi8sus)f  sowohl  er  als  seine  Angehörigen,  also  auch 
seine  Ehefrau,  persönliche  Exterritorialität  geniessen.  Hierför  berufen 
sie  sich  auf  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Völkerrechts  und  auf  die 
bestehenden  Staatsverträge,  insbesondere  auf  Art.  11  des  Friedens- 
vertrages vom  10.  Mai  1871.  Weiter  nehmen  sie  auf  die  amtliche 
Auskunft  des  Auswärtigen  Amts  dafür  Bezug,  dass  der  fragliche  Ar- 
tikel in  ihrem  Sinne  zu  interpretiren  sei  und  dass  sich  auf  Grund 
desselben  ein  Gewohnheitsrecht  dahin  ausgebildet  habe,  dass  die  deut- 
schen und  französischen  Konsuln  der  betr.  inländischen  Gerichtsbarkeit 
nicht  unterworfen  seien. 

Das  Landgericht  hat  diese  Einrede  verworfen. 

Ausgehend  von  der  Vorschrift  des  §  21  G.V.G.  untersucht  das 
Urtheil^  ob  etwa  in  Verträgen  des  Deutschen  Reichs  mit  Frankreich 
Vereinbarungen  über  die  Befreiung  der  Konsuln  von  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  getroffen  worden  sind  und  verneint  die  Frage,  da 
Art.  11  des  Friedensvertrages  vom  10.  Mai  1871  nur  besagt,  dass 
die  vertragschliessenden  Staaten  ihre  Handelsbeziehungen  nach 
dem  Recht  der  meistbegünstigten  Nation  regeln  werden. 

Bei  der  klaren  Fassung  der  Vertragsbestimmuug  müsse  die  be- 
antragte Einholung  der  amtlichen  Auskunft  des  Auswärtigen  Amts 
über  die  Interpretation  derselben  abgelehnt  werden,  während  die  Be- 
hauptung von  der  Bildung  eines  Gewohnheitsrechts  wegen  mangelnder 
Substantürung  keine  Berücksichtigung  finden  könne. 

§  661  Nr.  4    der  deutschen  Zivilproxessordnung,      Wechsel- 
verjährung, 

Durch  ein  im  Auslande  erlassenes  Wechselmandat  gegen  einen 
deutschen  Schuldner,  der  sich  auf  den  Prozess  nicht  eingelassen  hat 
und  dem  die  den  Prozess  einleitende  Ladung  oder  Verfügung  weder 
im  Staate  des  Prozessgerichts  in  Person,  noch  durch  Gewährung  der 
Rechtshülfe  im  Deutschen  Reiche  zugestellt  ist,  wird  die  Wechselver- 
jährung nicht  unterbrochen.  Urth.  des  Reichsgerichts  vom  11.  März 
1891   (Jurist  Wochenschrift  1891  S.  223).     Aus  den  Gründe: 

Nach  §  661    der  deutschen  Z.P.O.   ist    für  ein    von   einem  aus- 
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ländi  sehen  Gericht  erlassenes  ürtheil  das  VoUstreckungsurtheil  im 
Deutschen  Reich  unter  Anderem  dann  nicht  zu  erlassen,  *.4.  wenn  der 
verurtheilte  Schuldner  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den  Proz^s 
nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozcss  einleitende  Verfügung 
ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozessgerichts  in  Person ,  noch  durch 
Gewährung  der  Rechtshülfe  im  Deutschen  Reiche  zugestellt  ist".  Die 
Voraussetzungen  dieser  Bestimmung  liegen  hier  vor.  Der  Beklagte 
ist  ein  Dentsclier,  er  hat  sich  auf  den  wider  ihn  in  Wien  eingeleite- 
ten Prozess  nicht  eingelassen;  die  Wechselmandate  des  dortigen 
Handelsgerichts  sind  ihm  weder  in  Oesterreich  in  Person,  noch  im 
Deutschen  Reiche  durch  Gewährung  der  Rechtshülfe  zugestellt  Der 
Kläger  würde  also  aus  jenen  österreichischen  Wechselmandaten,  wenn- 
schon dieselben  nach  österreichischem  Recht  die  Kraft  eines  rechts- 
kräftigen Urtheils  erlangt  haben,  in  Deutschland  auf  Erlassang  eines 
Vollstreckungsurtheils  wider  den  Akzeptanten  nicht  klagen  können. 
Nun  hat  freilich  nicht  schlechthin  und  für  alle  Fälle  das  gesetzliche 
Verbot  einer  Zwangsvollstreckung  im  Deutschen  Reich  aus  einem  aus- 
ländischen Urtheil  die  Bedeutung,  dass  deshalb  dem  ausländischen 
Urtheil  jegliche  Einwirkung  auf  das  abgeurtheilte  Rechts verhältniss 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  zu  versagen  sei.  Wäre  z.  B.  der 
Akzeptant  während  seines  Aufenthalts  in  Russland  aus  dort  Ton  ihm 
angenommenen  und  zahlbaren  Wechseln  verklagt,  wäre  ihm  die  lüage 
dort  zugestellt  und  wäre  er  nach  Einlassung  auf  die  Klage  zur  Zah- 
lung verurtheilt,  so  würde,  wenn  sich  der  verurtheilte  Akzeptant  später 
nach  Deutschland  begeben  hätte,  die  Zwangsvollstreckung  aus  einem 
solchen  ürtheil  und  die  zur  Vorbereitung  derselben  dienende  Voll- 
streckbarkeitserklärung des  russischen  Urtheils  auch  nicht  stattfinden, 
und  zwar  weil  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Russland  die 
Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist.  Das  wäre  aber  kein  Grund,  ans 
welchem  der  deutsche  Richter  die  Anwendung  des  russischen  Gesetzes 
auf  die  unter  seiner  Herrschaft  eingetretene  Unterbrechung  der  Wechsel- 
verjährung oder  die  Perpetuirung  der  Wechsel  Obligation  ablehnen 
könnte,  wenn  in  Deutschland  von  neuem  aus  dem  russischen  Wechsel 
geklagt  würde.  Allein  dieser  Fall  liegt  anders.  In  der  oben  ange- 
zogenen Bestimmung  ist  ein  Prinzip  ausgesprochen.  Die  deutsche 
Gesetzgebung  missbilligt  es.  dass  im  Auslande  gegen  einen  Deutschen, 
welcher  sich  dort  nicht  aufhält,  ein  Kontumazial verfahren  eingeleitet 
wird,  ohne  dass  die  Rechtshülfe  eines  deutschen  Gerichts  in  Anspruch 
genommen  ist.  Sie  erkennt  ein  solches  ürtheil  nicht  an;  denn  damit 
ist  in  die  Justizhoheit  des  deutschen  Staates  eingegriffen.  Die-ser 
Grund  der  Versagung  der  Zwangsvollstreckung  ist  aus  der  Bestimmung 
selbst  erkennbar  und  ist  überdies  in  den  Motiven  zum  Entwurf  decr 
deutschen  Z.P.O.  zum  Ausdruck  gebracht.  Dieselben  sprechen  sich 
S.  402  so  aus:  ,,Eine  Gerichtsbarkeit  des  ausländischen  Staates  über 
den  Inländer  kann  bei  mangelnder  Einlassung  desselben  auf  den  Pro- 
zess nicht  anerkannt  werden,    wenn  weder  die  Person  des  Schuldners 
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i^  das  Gericht  oder  den  Gegner  unmittelbar  erreichbar  war^  noch  die 
Bechtshülfe  für  dessen  Erreichung  rechtzeitig  in  Anspruch  genommen 
ist.^  Lehnt  aber  das  Deutsche  Reich  die  Anerkennung  der  Gerichts- 
barkeit des  ausl&idischen  Staates  über  einen  Deutschen^  wenn  sie  so^ 
wie  hier  geschehen^  ausgeübt  wird^  ab;  so  ist  dieser  Ablehnmig  von 
dem  Deutschen  Reich  auch  bezüglich  der  vorliegenden  Frage  Folge 
zu  geben.  Wird  bei  einem  Gericht,  welches  nach  unserer  Gesetzgebung 
keine  Gerichtsbarkeit  über  den  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  hatte, 
eine  Klage  erhoben,  auf  welche  sich  der  Deutsche  nicht  eingelassen 
hat,  und  wird  von  einem  derartigen  Gericht  ein  Urtheil  erlassen,  so 
können  dieselben  i^r  das  Deutsche  Reich  gegen  den  Angehörigen  die- 
ses Reichs  überhaupt  eine  Wirkung  nicht  ausüben.  Sie  sind  als  ju- 
ristisch nicht  vorhanden  anzusehen.  Die  Wechsel  Verjährung  gilt  also 
innerhalb  des  Deutschen  Reichs  als  durch  die  österreichischen  Wechsel- 
mandate nicht  unterbrochen,  die  Obligation  als  nicht  perpetuirt.  Gegen 
diese  Schlussfolgerung  lässt  sich  einwenden,  dass  die  deutsche  Z.P.O. 
zu  der  Zeit,  als  jene  österreichischen  Wechselmandate  erlassen  wur- 
den, noch  gar  nicht  galt.  Das  R,G.  hat  aber  bereits  in  dem  Urtheile 
I.  535/82  vom  7.  April  1883  —  Entsch.  Bd.  9  Nr.  109  S.  370/371  — 
ausgesprochen,  dass  diese  dem  öffentlichen  Recht  angehörigen  oder 
wenigstens  auf  Erwägungen  des  öffentlichen  Rechts  beruhenden  Be- 
stimmungen der  Z.P.O.  auch  auf  die  vor  ihrer  Gültigkeit  ergangenen 
ausländischen  Urtheile  anzuwenden  seien,  wenn  für  solche  Urtheile 
seit  dem  Inkrafttreten  der  Z.P.O.  das  Urtheil  auf  Vollstreckbarkeits- 
erklärung beantragt  wird.  Das  gilt  zu  Gunsten  wie  zum  Nachtheil 
der  ausländischen  Urtheile.  Es  muss  auch  gelten  in  Beziehung  auf 
die  hier  in  Rede  stehende  Frage,  wenigstens  für  den  vorliegenden  Fall. 
Wollte  man  nämlich  unterstellen,  dass  vor  dem  1.  Oktober  1879  in 
Beziehung  auf  das  in  Oesterreich  >vider  einen  Deutschen  eingeleitete 
Zivilprozessverfahren  weniger  strenge  Grundsätze  befolgt  worden  wären, 
und  dass  man  damals  geneigt  gewesen  wäre,  die  Unterbrechung  der 
Wechselverjährung  oder  die  Perpetuirung ,  der  Wechselobligation  auf 
Grund  eines  so  erlassenen  Wechselmandats  anzunehmen,  so  dass  auch 
fiir  Deutschland  gegen  den  Verklagten  eine  dreissigj ährige  Verjährung 
gelaufen  wäre,  so  wurde  das  mit  dem  1.  Oktober  1879  anders.  Die 
bis  dahin  als  unterbrochen  oder  beseitigt  angesehene  dreijährige  Wechsel- 
verjährung lief  nun  von  Neuem,  eben  weil  jenem  ausländischen  Wechsel- 
mandate die  Anerkennung  zu  versagen  war.  Seit  dem  1.  Oktober 
1879  sind  aber  drei  Jahre  abgelaufen,  bevor  die  Klage  im  Deutschen 
Reich  erhoben  wurde.  Der  wechselmässige  Anspruch  würde  also  auch 
bei  obiger  Unterstellung  als  verjährt  anzusehen  sein. 

Vollstreching  der   Urtheile  deutscher  Gerichte  im  Atislande, 
(Mitgetheilt  von  Amtsrichter  Dr.  MiUelstein  in  Hamburg.) 

Aus  einem  Pferdekauf,  abgeschlossen  auf  Hamburger  Gebiet,  war 
ein  dänischer  Pferdehändler  aus  Aarhuus  vom  Amtsgericht  Hamburg, 
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ZiTÜabtheilimg  VI^  am  15.  Juni  1891  (Aktenzeichen  VI  955/91)  zui 
Zahlung  von  460  Mark  verurtheilt  worden  ^  wobei  anlangend  die  Zn- 
Stellung  die  in  dieser  Zeitschrift  oben  Bd.  I  ß.  605 — 606  mitgetheil- 
ten  Grundsätze  zur  Anwendung  gelangten.  Nach  Rechtskraft  des 
Urtheils  beantragte  der  Rechtsanwalt  des  Klägers^  das  Amtsg^^cht 
möge  gemäss  §  700  derR.Z.P.O.  die  Zwangsvollstreckung  bewirken. 
Es  erging  darauf  der  Beschluss  vom  9.  November  1891: 

„In  Erwägung,  dass  der  §  700  der  R.Z.P.O.  nur  den  Fall  triflft, 
dass  Behörden  eines  ausländischen  Staates  Urtheile  deutscher  Gerichte 
im  Wege  der  Rechts  hülfe  vollstrecken^  nicht  aber  den  Fall,  dass 
es  zur  Vollstreckung  des  deutschen  urtheils  erst  einer  —  von  der 
Partei  —  zu  erwirkenden  ausländischen  Entscheidung  bedarf  (vgl. 
Seuffert  zur  R.Z.P.O.  §  700),  wie  solche  gerade  von  der  R.Z.P.O. 
§  660  für  den  umgekehrten  Fall^  dass  ein  ausländisches  Urtheil  in 
Deutschland  vollstreckt  werden  soll;  stets  verlaugt  wird; 

iu  fernerer  Erwägung,  dass  Antragsteller  es  unterlassen  hat,  den 
zur  Begründung  seines  Antrages  gemäss  §  700  der  R.Z.P.O.  ihm  ob- 
liegenden Nachweis  (vgl.  Wümowski  imd  Levy  zur  R.Z.P.O.  §  700, 
Note  1  a.  E.)  zu  erbringen^  dass  Dänemark  im  Wege  der  Reohtshülfe 
ein  deutsches  Urtheil  vollstreckt, 

in  Erwägung  endlich  aber^  dass  es  diesem  Gerichte  bekannt  ist 
(R.Z.P.O.  §  265),  dass  Dänemark  nicht  Urtheile  deutscher  Gerichte 
im  Wege  der  Rechtshülfe  vollstreckt,  sondern  vielmehr,  wie  fitst  alle 
Staaten,  soweit  sie  überhaupt  ausländische  Urtheile  vollstrecken,  ver- 
langt, dass  die  Sache  gegen  den  schon  Verurtheilten  noch  bei  dem 
dänischen  Gerichte  anhängig  gemacht  wird  zur  Nachprüfung 
in  ähnlichem  Umfange,  wie  dies  auch  in  Deutschland  nach  der  R.Z.P.O. 
§  661  geschieht  (s.  die  Ausführungen  des  dänischen  Justizministers 
Dr.  NeUemann  in  dieser  Zeitschrift  Bd.I  [1891]  S.  106  Nr.  10;  soirie 
die  entsprechende  amtliche  Erklärung  des  dänischen  Justizministerinms 
vom  8.  Oktober  1889,  daselbst  S.  58  ;  s.  auch  noch  Franckey  Zeitschrift 
für  deutschen  Zivilprozess,    Bd.  8  S.  71/72), 

dass  der  Antrag  als  unbegründet  abzuweisen  sei.'^ 

Italien. 

Italienische  Beehtspreeliiing. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Francesco  F.  Contuzzi,  Professor  des  internationalen 

Rechts  an  der  k.  Universität  in  Neapel. 

Aufgebot  xwt  MobiliarvolUtrechung  gegen  einen  nicht  im  Kömg- 
reich  Italien  domixilirenden  Ausländer,  —  Kundmachung  durch 
Uebergabe  an  den  Staatsanwalt  im  Jurisdiktionsbexirke  des  Wahi- 

domixils  des  Klägers, 

Urtheil  des  Kassationshofes  in  Born  vom  28.  Januar  1891. 
Das  Aufgebot  zur  Mobiliarvollstreckung  wird  den  im  Königreiche 
nicht   domizilirenden    Ausländem    mittels   Uebergabe    einer    Absehrift 
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an  den  Staatsanwalt  beim  Ziviltribunal  des  Ortes  kundgemacht;  wo 
der  Gläubiger  mit  obigem  Akt  sein  Domizil  wfthlt,  um  nachher  zur 
Vollziehung  schreiten  zu  können. 

Der  Staatsanwalt  ist  kein  Bevollmächtigter  oder  Domizilirender 
ex  lege  der  im  Auslande  Wohnhaften,  gegen  welche  ein  gerichtliches 
Einschreiten  beantragt  oder  gegen  welche  eine  Vollstreckung  vorbe- 
reitet werden  soll,  sondern  er  ist  nur  der  Vermittler,  um  den  Akt  dem 
Belangten  im  diplomatischen  Wege  leichter  zukommen  zu  lassen. 

Art.  107  des  Zivilprozessverfahrens  schliesst  den  Nationalen  nicht 
das  Recht  aus^  ein  spezielles  Domizil  anderswo  zu  erwählen,  als  das 
gewöhnliche,  was  den  Zweck  hat,  den  Fremden  vor  Gericht  des 
elektiven  Domizils  anstatt  vor  jenem  ihres  wirklichen  Domizils 
vorzuladen.  — 

Franz  Cominoli,  in  Turin  wohnhaft,  lud  die  Ditta  James  Russell 
and  Sans  Limited  di  Wednesbury  (England)  vor  das  Handelsgericht  in 
Turin  und  erhielt  ein  Kontumazialurtheil  mit  vorläufiger  Vollstreckungs- 
kraft,  womit  aus  Schuld  der  Ditta  der  Kauf-  imd  Verkaufskontrakt 
über  10  Eisenröhren  aufgelöst  und  die  Ditta  vemrtheilt  wurde,  den 
Preis  von  4420  Liren  nebst  abgelaufenen  Interessen  zurt\ckzuerstatten 
lind  Schaden  und  Ausgaben  zu  ersetzen. 

Nachdem  Cominoli  am  8.  März  1884  das  Urtheil  der  Ditta  in 
den  von  Art.  141  und  142  festgestellten  Formen  des  Zivilprozess Ver- 
fahrens notifizirt  hatte,  kündigte  er  ihr  am  6.  Juli  1888  mit  An- 
drohung der  Mobiliarvollstreckung  in  derselben  Form  ein  Aufgebot 
an.  Am  18.  desselben  Monats  nahm  er  Beschlag  beim  Kriegsministe- 
rimn  und  der  Generaldirektion  des  Staatsschatzes  über  alle  Summen, 
für  welche  diese  Schuldner  gegen  die  Ditta  wären  und  hauptsächlich 
aber  jene  1B500  Liren,  Preis  der  vom  Arsenal  in  Turin  angekauften 
Bohren;  beide  Verwaltungen  erklärten  am  27.  Oktober  1888  in  der 
Form  des  Gesetzes,  dass  sie  Schuldner  der  Ditta  von  der  Summe  von 
13600  Liren  sind. 

Die  Ditta  legte  die  Nichtigkeit  gegen  die  Beschlagnahme  ein, 
weil  das  bezügliche  G^bot  in  Rom*  anstatt  in  Turin  kundgemacht 
wurde.  Der  vom  Ziviltribunale  angenommene  Widerspruch  der  DUta 
wurde  vom  Appellationshof  in  Rom  mit  Urtheil  vom  27.  Dezember 
1889  zurückgewiesen,  welches  Urtheil  die  Ditta  mit  Kassationsrekurs 
wegen  Verletzung  der  Art.  107,  141,  142,  368  und  562  des  Zivil- 
prozessverfahrens anfocht.  —  Der  Elassationsrekurs  wurde  zurück- 
gewiesen. 

Aus  den  Urtheilsgrttnden: 

Das  Gesetz  des  Prozessverfahrens  verfügt,  nachdem  es  in  den 
Art  105  und  106  die  Fälle  festgesetzt  hat,  kraft  dessen  ein  Aus- 
länder, welcher  im  Königreiche  nicht  wohnhaft  ist,  vor  das  Landes- 
gericht vorgeladen  werden  kann,  im  Art.  107:  „Wenn  ein  Ausländer 
im  Königreiche  keinen  Aufenthaltsort,  Wohnort  oder  Wahldomizil  hat, 
noch   ein  Ort    zur  Erfüllung    des  Kontrakts    festgestellt  ist,    so  wird 
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die  persönliche  oder  sachliche  Handlang  vor  jenem  Gerichte  voige- 
nommen^  wo  der  Kläger  seinen  Wohnsitz  hat. 

Das  Gesetz  verfugt  auch  über  die  Art,  denjenigen  vor  Gericht 
vorzuladen,  welcher  im  Königreiche  Domizil,  Niederlassung  oder  Aufent- 
halt nicht  hat,  indem  es  befiehlt,  dass  die  Vorladung  durch  Auheflung 
einer  Abschrift  an  die  äussere  Thtir  des  Sitzes  der  zum  gerichtlichen 
Einschreiten  angegangenen  Gerichtsbehörde  durch  Einrückung  eines 
Auszuges  der  Vorladung  in  der  Zeitimg  über  gerichtliche  Ankündi^ongea 
und  durch  die  Uebergabe  einer  Abschrift  der  Vorladung  selbst  an  den 
Staatsanwalt  des  Ziviltribunals,  in  dessen  Jurisdiktion  die  benannte 
Obrigkeit  ihren  Sitz  hat,  stattfinde.  Der  Staatsanwalt  überreicht  eine 
Abschrift  des  Vorladungsaktes  dem  Minister  des  Aeusseren  (^Art.  141 
und  142)^);  mit  dem  Gebot  aber  zur  Mobiliarvollstreckung  wird  der 
Gläubiger  aufgefordert,  die  Schuld  binnen  fünf  Tagen  zu  decken  bei 
Venneidung  der  Auspfändung ;  das  Gebot  ist  daher  keine  Vorladung; 
es  ist  mithin  kein  Anspruch  darauf  zu  machen,  dass,  wenn  man  kraH 
der  in  den  Art.  562  und  368  enthaltenen,  allgemeinen  Verfügungen 
das  Gebot  in  den  bestimmten  Formen  zur  Kundmachung  des  Vorladungs- 
akts notifiziren  muss,  man  das  Grebot  dem  im  Königreiche  nicht  reei* 
direnden  Ausländer  in  dem  Orte  kundmachen  soll,  in  welchem  da* 
Gläubiger  Domizil  oder  Residenz  hat,  geradeso  wie  in  dem  Falle  des 
Versuches  der  persönlichen  oder  sachlichen  Handlung  über  bewegliche 
Güter,  wovon  Art.  107  spricht.  Das  Gesetz  aber  spricht  nicht  über 
die  Art,  wie  das  Mobiliarvollstreckungsgebot  demjenigen  kundzumachen 
sei,  welcher  seinen  Aufenthaltsort,  Niederlassung  oder  sein  Domizil 
nicht  im  Königreiche  hat.  Man  muss  daher  zu  jenen  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Kechts  und  den  Verfügungen  Zuflucht  nehmen,  welche 
analoge  Materien  regeln.  Und  wenn  man  diese  Kriterien  verfolgt, 
beurtheilte  der  Appellationsgerichtshof  ganz  richtig  und  rechtmässig  die 
der  Ditta  Russell  zugestellte  Kundmachung  des  Gebots  mittels  Ueber- 
gabe einer  Abschrift  an  den  Staatsanwalt  des  Ziviltribunals  in  Rom. 
weil  der  Gominoli  hier,  wo  die  gepfändete  Schuldforderung  bestand  und 
wo  man  zum  Vollstreckungsverfahren  schreiten  musste,  sein  Domizil  ge- 
wählt hatte. 

Da  es  gewiss  ist,  dass  die  Mobiliarvorstreckung  mit  der  Beschlag- 
nahme anfängt,  so  ist  es  ohne  Zweifel,  dass  das  Gebot  der  Beschlag- 
nahme, obgleich  es  nicht  eine  förmliche  Ausübung  des  Zugriffs  auf  das 
Mobiliar  ist,  als  Anfang  und  Grundlage  Anlass  zur  Vollstreckung  gibt, 
welche  auf  Widerspruch  des  Schuldners  vor  der  gerichtlichen  Obrig- 
keit des  Ortes  streitbar  wird,  wo  die  Beschlagpiahme  stattfand,  wie  es 
im  konkreten  Fall  geschehen  ist  (Art.  570,  572  und  579).  Folglieh 
aus  dem  Grunde  selbst,  weshalb  das  Gesetz  die  Uebergabe  einer  Ab- 
schrift der  Vorladung  an  den  Staatsanwalt  bei  dem  Ziviltribunal  ge- 
wollt hat,  in  dessen  Jurisdiktion  die  Obrigkeit  den  Sitz  hat,  vor  wel- 
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cber  das  Ansuchen  gestellt  wird^  gilt  es  und  man  wendet  es  an^  wenn 
es  sich  um  die  Kundmachung  des  Gebots  handelt,  welche  das  unum- 
gängliche Präliminare  der  Vollstreckung  ist  und  beinahe  anstatt  der 
Vorladung  dient.  Ausserdem  muss  das  Gebot  die  Wahl  des  Domizils 
seitens  des  Klägers  in  dem  Orte  enthalten,  wo  gerichtlich  zu  verfahren 
ist.  Auf  diese  Weise  ist  der  Schuldner  von  dem  Orte  der  Vollstreckung 
und  von  der  Gerichtsobrigkeit  benachrichtigt,  an  welche  er  sich  zu 
wenden  hat,  wenn  er  Widerstand  einlegen  will;  es  ist  daher  rationell^ 
dass  ihm  das  Gebot,  wenn  er  im  Königreiche  nicht  domizilirt,  mittels 
des  Staatsanwaltes  des  Gerichts,  in  dessen  Jurisdiktion  die  Obrigkeit 
Sitz  hat,  kundgemacht  wird. 

Die  DiMa  in  dem  speziellen  Falle  behauptet  ganz  richtig,  dass 
im  Gebot  jede  Anführung  von  Vollstreckungsakten,  welche  in  Bom  zu 
vollziehen  waren,  mangelte;  aber  ihre  Entgegnung  wird  durch  das 
Urtheil  widersprochen,  welches  ausdrücklich  zugibt,  dass  Cominoli,  als 
er  in  Rom  die  Vollstreckimgshandlung  vornehmen  wollte,  sein  eigenes 
Domizil  hier  hatte  wählen  müssen,  wie  Art.  563  des  Ges.  über  das 
Zivilprozessverfahren  fordert. 

Der  Rekurs,  welcher  behauptet,  dass  man  dem  Staatsanwalt  beim 
Ziviltribunal  in  l\irin  eine  Abschrift  des  Gebots  hätte  übergeben 
sollen,  vermischt  den  mit  Urtheil  vom  6.  Februar  1884  entschiedenen 
Streit  mit  dem  Streit  wegen  Vollstreckung,  welch^  letzterem  als  Titel 
das  Urtheil  selbst  diente,  während  der  eine  vom  anderen  ganz  ver- 
schieden ist.  Die  Uebergabe  der  Vorladung  au  den  Staatsanwalt  in 
Turin  war  für  ersteren  Streit  richtig,  weil  dort  das  vom  Cominoli  be- 
rufene Tribunal  sich  befEUid ;  aber  ebenfalls  nur  richtig  die  Uebergabe 
des  Gebots  an  den  Staatsanwalt  in  Rom,  weil  man  in  Rom  die  Voll- 
streckung vornehmen  musste  und  vorgenommen  hat. 

Es  ist  auch  nicht  richtig,  der  Staatsanwalt  sei  ein  Bevollmächtig- 
ter oder  der  Domizilhaltende  ex  lege  für  den  im  Auslande  Residiren- 
den,  wie  der  Rekurs  angibt.  Die  Uebergabe  einer  Abschrift  an  den 
Staatsanwalt  hat  nur  den  Zweck,  den  Akt  dem  Beklagten  auf  diplo- 
matischem Wege  leichter  zukommen  zu  lassen. 

Da  man  endlich  noch  bemerken  könnte,  dass  Art.  107  (für  wel- 
chen ^juris  ordine  converso,  non  actor  rei  forum  sed  reus  actoris  sequi- 
tur^  ;  leg,  2  cod.  De  jurisd.  omnium  judicum)  entgegenstehe,  so 
darf  man,  da  das  Gesetz  eine  Wohlthat  für  die  Nationalen,  eine  direkte 
Garantie  gewähren  wollte,  um  ihnen  die  Art,  ihre  Rechte  gegen  Aus- 
länder, welche  nicht  im  Königreiche  wohnhaft  sind,  zu  verfolgen,  zu 
sichern  und  ihnen  damit  die  grossen  Ausgaben,  Unannehmlichkeiten  und 
Gefahren  von  Streitigkeiten  vor  ausländischen  Richtern  zu  ersparen, 
nicht  streng  annehmen,  dass  das  Recht  ausgeschlossen  sei,  ein  spe- 
zielles Domizil  (Zivilgesetzbuch  Art.  19)  an  einem  anderen  Orte  als  an 
demjenigen  des  gewöhnlichen  Domizils  zu  erwählen,  um  zu  diesem 
Zwecke  den  Aiisländer  vor  das  Gericht  des  gewählten  Domizils  als  vor 
dem  ihres  wirklichen  zu  laden.    Sonst  würde  man  den  Grundsatz  ver- 
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letzen^  der  im  leg.  25  dig.  De  legibus  festgesetzt  ist.  j^NuUa  juris  raiio 
aut  ae^üatis  benignüas  pcUitur  ut  quae  salubriter  pro  tUüitate  komi- 
mrni  mtrod/uGuntur  y  ea  nos  duriore  irUerpretatiofie  contra  ipsorum  com- 
modum  produeamus  ad  severitatem.^ 

Cominoli  wählte  daher  gesetzmSssig  das  Domizil  in  Rom  für  den 
Akt  des  Gebots ;  mn  die  kompetente  Gerichtsobrigkeit  anzugeben, 
welche  die  Streitfrage  über  die  Vollstreckung  entscheiden  sollte,  folglieh 
vollzog  er  richtig  die  Bekanntmachung  des  Gebots  selbst  mittels 
Uebergabe  der  Abschrift  an  den  Staatsanwalt  beim  Ziviltribunal  dieser 
Stadt. 

Ungültigkeit  eines  von  einem  Holländer  in  Belgien  eigenhäfidig 

errichteten  Testame?it$. 

Urtheil  des  Appellhofes  zu  Genua  vom  4.  August  1891. 

Am  25.  Dezember  1890  starb  in  Genua  der  holländische  Bürger 
Johann  van  Ogtrop.  Nachdem  er  am  25.  April  1854  ein  erstes 
öffentliches  Testament,  womit  er  Susanne  Wilhelmine  Hendriks^  spä- 
ter seine  Gattin ^  als  Erbin  einsetzte;  gemacht  hatte ,  errichtete  er 
ein  anderes  eigenhändiges  am  31.  Oktober  1883  zu  Brüssel,  mit 
welchem,  nach  Widerrufung  jedes  anderen  vorhergehenden  Testaments, 
er  der  Klotilde  Katharine  Formica  Alles  hinterliess^  was  in  seinem 
Hause  sich  befand  nebst  dem  Gelde  seines  Handels  in  Genua. 

Nach  van  Ogtrops  erfolgtem  Tode  belangte  seine  Wittwe  die 
Klotilde  Formica  und  die  Testamentsvollstrecker  vor  dem  Gericht 
I.  Instanz  zu  Genua,  indem  sie  behauptete,  das  Testament  vom 
Jahre  1883  sei  nichtig,  weil  das  holländische  Gesetz  den  Nationalen 
jenes  Staates,  welche  im  Auslande  sich  aufhalten,  verbiete,  nicht  an- 
ders als  authentisch  zu  testiren  und  ausserdem  erklärte,  sie  erkenne 
das  Testament  nicht  an,  weil  es  von  der  eigenen  Handschrift  Ogtrops 
nicht  herrühre. 

Die  Beklagte  behauptete  hingegen  die  Gültigkeit  des  b^uigten 
Testaments  vermöge  der  Bestimmung  des  Art.  9  der  PriOiminarver- 
ftlgungen  des  italienischen  Zivilgesetzbuches;  dann  stellte  sie  den  An- 
trag auf  gerichtliche  Produktion  des  Testamentes,  behufs  Prüfong,  ob 
dasselbe  von  der  Hand  des  Testirenden  geschrieben  sei.  Nach  an- 
erkannter Gültigkeit  dieses  eigenhändigen  Testaments  beschloss  der 
Gerichtshof  mit  Urtheil  vom  9.  Mai  1891  zur  Produktion  der  Schrift 
und  Unterschrift  zu  schreiten. 

Die  Wittwe  Ogtrop  legte  Appell  gegen  dieses  Urtheil  ein.  Der 
Appellhof  in  Genua  hat  das  Testament  vom  31.  Oktober  1883  fnr 
ungültig  erkannt,  indem  er  Folgendes  in  Erwägung  genommen: 

Die  Bestimmung  des  Art.  992  des  Zivilgesetzbuches  der  Nieder- 
lande, welches  dem  holländischen  Bürger,  der  sich  im  Auslande  befindet, 
verbietet,  in  einer  anderen  Form  als  in  jener  eines  authentischen  Aktes 
zu  testiren,  bildet  eine  die  persönliche  Fähigkeit  einschränkende  Begel 
der  inneren  öffentlichen  Ordnung.    Um  daher  über  die  Gültigkeit  eines 
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von  einem  holländischen  Unterthan  ausserhalb  seines  Staates  gemach- 
ten Testaments  zu  urtheilen^  muss  der  Art.  6  des  Präliminartitels  des 
Zivilgesetzbuches  angewendet  werden  und  nicht  der  Art.  9,  welcher 
sieb  nur  auf  die  äusserlichen  Formen  der  Akte  bezieht. 

Uebrigens  unterliegt  die  Kegel  locUrS  regit  actv/m  einer  Ausnahme 
in  dem  Falle;  wenn  das  Gesetz  der  Nation  des  Kontrahirenden  oder 
Yerfligenden  ihm  mit  einer  verbietenden  Verfügung  ausserhalb  seines 
Gebietes  den  Gebrauch  einer  anderen  durch  dasselbe  vorgeschriebenen 
Form  untersagt. 

Deshalb  muss  das  von  einem  holländischen  Unterthan  in  Belgien 
errichtete  eigenhändige  Testament,  obwohl  dort  eine  solche  Testaments- 
form nicht  ausgeschlossen  ist^  als  ungültig  erachtet  werden. 

Zur  Lösung  der  vorstehenden  Streitfrage  ist  es  nöthig,  die  Gren- 
zen zu  setzen ;  innerhalb  deren  die  Regel  locus  regit  actum  ange- 
wendet wird,  welche  schon  im  Allgemeinen  von  der  Doktrin,  der 
Legislation  und  der  Bechtsprechung  anerkannt  worden  ist.  Die  Regel 
locus  regit  actum  betrifiE^  nur  die  äussere  Form  des  Aktes,  was  in 
der  Präliminarverfügung  des  Art.  9  des  italienischen  Zivilgesetzbuches 
dahin  bestimmt  wird:  „die  äusseren  Formen  der  Akte  unter 
Lebenden  und  der  letztwilligen  Verftigangen  werden  von 
den  Gesetzen  des  Ortes  bestimmt,  wo  sie  ausgestellt  wer- 
den^. Die  Pflicht  also,  sich  absolut  der  öffentlichen  Form  zu  bedienen 
oder  die  Befagniss,  entweder  in  der  öffentlichen  Form  oder  in  der  privaten 
einen  Akt  zu  errichten,  betreffen  die  Frage  der  äusseren  Form  des 
Aktes  selbst,  d.  h.  die  Frage,  ob  der  Akt  selbst  besteht?  Das  ist  das 
Problem.  Es  gibt  also  zwei  Umstände  des  Bestehens  über  die  Frage 
der  Feierlichkeit  der  Akte:  1)  die  Feierlichkeit  als  Bedingung  des 
Bestehens  des  Aktes;  2)  die  äussere  Form  der  Feierlichkeit  selbst. 

Was  die  Nothwendigkeit  der  Feierlichkeit  betrifft,  so  hängt  die- 
selbe vom  Gesetze  ab,  welches  die  Bedingung  für  das  Bestehen  des 
Aktes  regelt.  Wenn  das  Gesetz  die  authentische  Form  zur  Verfassung 
eines  Aktes  vorschreibt,  so  ist  es  gewiss,  dass  die  Genehmigung  jenes 
bestimmten  Aktes  rechtmässig  nicht  anders  ausgedrückt  werden  kann 
als  in  authentischer  Form;  also  ohne  Authentizität  gibt  es  keine  Ge- 
nehmigung. Und  in  dieser  Hypothese  ist  die  Authentizität  eine  für 
das  Vorhandensein  des  Aktes  erforderliche  Bedingung. 

Die  äusseren  Förmlichkeiten  aber,  womit  einem  Akte  die  Authen- 
tizität eingeprägt  wird,  hängen  von  den  Ortsbedingungen  ab,  wo  die- 
ser Akt  wirklich  ausgestellt  wird;  dieselben  sind  dem  Gesetze  des 
Ortes  unterworfen,  und  für  dieselben  gilt  die  bekannte  Regel  y^loGUS 
regit  actum^. 

Wenn  das  Gesetz  sagt,  es  erkenne  als  feierlich  einen  gewissen 
Akt,  begreift  man  darunter,  dass  man  zur  rechtlichen  Wirksamkeit 
eines  Aktes  die  Bedingung  der  Feierlichkeit  verlangt;  wenn  aber  der- 
gleichen Feierlichkeit  mangelt,  kann  solcher  Akt  nicht  als  rechtlich 
bestehend  betrachtet  werden;    also  der  Akt  ist  nichtig  im  Wesen,  der 
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Akt  besteht  nicht,  und  ein  rechtlich  nichtiger  Akt  kann  keine  recht- 
lichen Folgen  hervorrufen. 

Es  erhellt  daher  ganz  genau,  dass  die  wesentliche  Bedingung, 
welche  in  Verbindung  mit  dem  Bestehen  des  Aktes  steht,  etwas  ganz 
Anderes  ist,  und  ein  Anderes  ist  die  äussere  Förmlichkeit.  Die  Regel 
yfloctis  regit  acttmi^  kann  also  nicht  angewendet  werden,  wenn  es  sich 
handelt  zu  entscheiden,  ob  man  einen  Akt  in  authentischer  Form  oder 
in  privater  verfassen  soll.  Die  besagte  Regel  hat  zu  seinem  Wirkungs- 
kreise die  äussere  Förmlichkeit  des  Aktes,  jene  Förmlichkeiten,  welche 
man  instrumentarische  nennt. 

In  diesen  Grenzen  wird  die  Regel  allgemein  angenommen.  Dies 
beruht  auf  einem  Hauptprinzip  des  internationalen  Rechts,  d.  L.  die 
gebildeten  Staaten  haben  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Entwickelung 
der  sozialen  Verhältnisse  zu  fördern,  die  rechtlichen  Verhältnisse, 
welche  durch  obige  Entwickelung  festgesetzt  sind,  zu  verbürgen. 
Und  dieser  Aufgabe  entspricht  man,  wenn  man  in  einem  Lande 
das  rechtliche  Bestehen  eines  Aktes  anerkennt,  welcher  nach  den 
Gesetzen  eines  jeden  fremden  Staates  der  äusseren  FörmlichkeiteD 
nach  ausgestellt  worden  ist,  wo  der  Akt  selbst  seinen  Ursprung  hatte. 
Wenn  aber  für  einen  gewissen  Akt  das  Gesetz  eines  Staates  eine 
Bedingung  vorschreibt,  um  ihn  als  rechtlich  bestehend  anzuerkennen, 
so  ist  es  logisch,  dass  die  Regel  ,, locus  regit  acttmi'^  nicht  angewen- 
det werden  kann,  und  es  ist  logisch,  dass  der  im  Auslande  verfasste 
Akt  in  jenem  Staate  anerkannt  werden  kann,  wenn  man  den  von 
jenem  Staate  vorgeschriebenen  Bedingungen  des  Gesetzes  ftlr  den 
Rechtsbestand  des  Aktes  Folge  geleistet  hat. 


Oesterreich. 

Rechtspreebung  der  osterreiehischen  Geriehtshöfe. 

Kau f  einer  Waare,  dbtieferbar  an  eine  Speditionsfirma  in  einem 
europäischen  Hafen.      Unterstichung  der  Waare  an  elftem  über- 
seeischen Orte,  für  welchen  dieselbe  bestimmt  war.    Rechtzeitigkeit 
der  Mängelanxeige  an  diesem  überseeischen  Orte. 

Urth.  d.  obersten  Gerichtshofs  in  Wien  vom  13.  Oktober  1891  Z.  10934 

(Jur.  Bl.  1892  S.  21  ff.). 

Emil  N.  hatte  am  24.  Januar  1889  der  Firma  Gebrüder  L.  in  G. 
über  deren  durch  das  Agenturengeschäft  von  W.  &  Co.  in  Paris  ge- 
machte Bestellung  eine  grössere  Quantität  Wachsperlen  gegen  Netto- 
Kassezahlung  zur  Weiterveräusserung  verkauft  und  über  Auftrag  der 
Firma  Gebr.  L.  in  G.  diese  Wachsperlen  zu  deren  Händen  an  R.  d  Sohn 
in  Bremen  geliefert.  Auf  Klage  des  Emil  N.  gegen  die  Firma  Gre- 
brüder  L.  in  G.  wegen  Zahlung  des  Kau^reises  behauptete  die  be- 
klagte Firma  einredlich,  dass  diese  ihr  vom  Kläger  gelieferten  Perlen 
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ftir  ihr  Zweiggeschäft  in  New- York  bestimmt  waren,  dass  Kläger  dies 
wiisste,  da  er  die  Kisten  mit  Theerpapier  auslegte,  dass  die  Perlen 
gleich  nach  ihrer  Ankunft  in  New-York  imtersucht  wurden,  dass  sich 
bei  der  Untersuchung  zeigte,  dass  135  Gros  schwarze  Perlen  mit  einer 
klebrigen  und  übelriechenden  Masse  überstrichen  waren,  dass  sie  von 
diesen  Mängeln  den  Kläger  am  20.  Februar  1889  mid  am  12.  März 
1889  verständigte  und  ihm  die  schwarzen  Perlen  zur  Disposition 
stellte.  Die  Mangelhaftigkeit  und  Unverkäuflichkeit  der  zur  Disposi- 
tion gestellten  Waare  wurde  durch  Sachverständigenbeweis  festgestellt. 

Das  Bezirksgericht  erachtete  die  klägerische  Mängelanzeige  als 
dem  Art.  347  H.G.B.  entsprechend  mit  folgender  Begründung: 

Die  Einwendung  des  EJägers,  dass  die  von  ihm  der  geklagten 
Firma  gelieferten  Perlen  nicht  in  New-York,  sondern  in  Bremen,  wo- 
hin er  sie  der  Bestellimg  gemäss  zu  liefern  hatte,  zu  untersuchen 
waren,  und  dass  daher  die  Mängelanzeige  vom  20.  Februar  1889  imd 
12.  März  1889  verspätet  sei.  zumal  die  Perlen  bereits  am  25.  Ja- 
nuar 1889  in  Bremen  anlangten,  ist  ungegründet.  Denn  Art.  347  H.6.B. 
bestimmt,  dass  die  Untersuchung  nach  der  Ablieferung  zu  geschehen 
habe,  worunter  doch  nur  der  Zeitpunkt  verstanden  werden  kann,  wo 
die  Möglichkeit  dem  Käufer  geboten  ist,  die  Waare  zu  untersuchen, 
was  im  vorliegenden  Falle  in  Bremen  nicht  möglich  war,  da  die  ge- 
klagte Firma  dort  keinen  Vertreter  hatte.  Diese  Einwendung  wird 
aber  auch  durch  das  Gutachten  der  hiergerichtlich  einvernommenen 
Sachverständigen  widerlegt.  Diese  Sachverständigen  haben  nämlich 
erklärt,  der  Kläger  habe  wissen  können,  dass  K.  &  Sohn  nicht  Be- 
steller der  Waaren,  sondern  nur  Spediteur  ist,  und  dass  die  Perlen 
für  einen  überseeischen  Platz  bestimmt  waren,  da  er  schon  viele  Waa- 
ren nach  Amerika  geschickt  habe  und  auch  die  Kisten,  worin  die 
Perlen  verschickt  wurden,  mit  Theerpapier  auslegen  Hess.  Weiter 
haben  die  hiergerichtlich  einvernommenen  Sachverständigen  angegeben, 
es  sei  nicht  handelsüblich,  dass  ein  Spediteur  die  ihm  zum  Versandt 
zugekommenen  Waaren  untersuche,  vielmehr  sei  es  handelsüblich,  dass 
Waaren,  welche  für  einen  überseeischen  Platz  bestimmt  sind,  erst  bei 
der  Ankunft  am  überseeischen  Platze  zu  untersuchen  sind.  Femer 
erklärten  die  hiergerichtlich  vernommenen  Sachverständigen,  dass  die 
am  20.  Februar  1889  von  der  geklagten  Firma  an  den  Kläger  über 
telegraphische  Verständigung  von  Seiten  des  New- Yorker  Hauses  er- 
stattete Anzeige,  dass  die  Waare  schlecht  sei,  rechtzeitig  erfolgte,  dass 
die  geklagte  Firma  am  20.  Februar  1889  eine  ausführliche  Mängel- 
anzeige an  den  Kläger  nicht  machen  konnte,  da  sie  erst  brieflichen 
Bericht  vom  New- Yorker  Hause  abwarten  musste,  dass  dieser  briefliche 
Bericht  erst  am  4.  oder  5.  März  1889  in  G.  einlangen  konnte  und 
dass  in  Folge  dessen  die  ausführliche  Mängelanzeige  vom  12.  März 
1889  als  rechtzeitig  bezeichnet  werden  musste. 

Das  Oberlandosgericht  in  Prag  erkannte  mit  Urtheil  vom 
15.  Juli  1891    die    von    der    geklagten    Firma    erst    nach    dem   Ein- 
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langen  der  Waare  in  New- York  vorgenommene  Untersuchung  und  er- 
stattete Dispositionsanzeige  als  verspätet  und  wirkungslos. 

Aus  den  Gründen :  In  dem  an  den  Kläger  gerichteten  Briefe  lit.  B 
d.d.  «21.  Januar  1889^  dessen  Echtheit  nicht  bestritten  ist,  erklärt  die 
geklagte  Firma:    ,,Die  Waare    ist   an  die  Herren  R.  &  Sohn  in  Bre- 
men zu  unserer  Verfugung  sofort  zu  versenden.''    Diese  Erklärung  kann 
nur  dahin  verstanden  werden,    dass    die  Waare   der  geklagten  Firma 
in  Bremen   zu  Händen   der    namhaft  gemachten  Personen  K.  &  Sohn 
übergeben  werden  solle,    weil  aus  der  weiteren  Bestimmung,    wonach 
die  Waare  nach  Bremen  an  R.  &  Sohn  zu  ,, unserer*^,  das  ist  zur  Ver- 
fügung der  geklagten  Firma  übersendet  werden  soll,  klar  hervorgeht, 
dass  mit  dem  Momente  der  Ablieferung  der  Waare  an  R.  &  Sohn  die 
Verfügung  des  Klägers  über   die  Waare    aufhören    und  jene   der  ge- 
klagten Firma  beginnen,  die  Waare  somit  als  übergeben  gelten  sollte. 
Dies   schliesst    aber    alle  Kriterien    der    vertragsmässigen   Festsetzung 
eines  Erfüllungsortes  in  sich,  weil  der  Vertrag  von  Seiten  des  ELäufers 
eben  durch  Uebergabe  der  Waare   erfüllt  wird   und  der  Ort,    wo   die 
Waare   übergeben  werden  soll,    sonach    der  Erfüllungsort    ist.     Dem- 
nach hat  in  der  That  Bremen    als  Erfüllungsort    für    den  ELläger    zu 
gelten  und  wird  dies  durch  die  Erwägung  bestärkt,  dass  geklagterseits 
in  keiner  Weise  dargethan  wird,  es  sei  dem  Kläger  bekannt  gegeben 
worden,  dass  die  Waare  für  das  New-Yorker  Zweiggeschäft  der  G.'cr 
Firma  bestimmt  sei,  dass  vielmehr  nach  den  unwidersprochen  gelasse- 
nen   Anführungen    des    Klägers    die   Bestellung    durch    den    Agenten 
W.  &  Comp,  in  Paris  ausdrücklich  für  die  G.'er  Firma  erfolgte,  dass 
daher  ELläger,  wenn  er  auch  aus  der  ihm  aufgetragenen  Art  der  Ver- 
packung der    Waare  entnehmen    konnte,    dass    diese    an    einen   über- 
seeischen Platz  bestimmt    sei,  nicht  wissen  konnte,  an  welchen    über- 
seeischen   Platz     sie    gehen     sollte     und    damit    nicht    angenommen 
werden  kann,    dass    er    sich  über   die   ihm   in  dem  Briefe  B  gemlias 
Art.  345  H.G.B.  auferlegte  Haftungsverpflichtung  hinaus  der  Haftung 
auf  dem  Transport  an  einen  ganz  unbestimmten,  wo  immer  gelegenen 
überseeischen  Erfüllungsort  unterwerfen  wollte.    Denn  hätte  der  Kläger 
die  Waare  vertragsmässig  an   den  Ort,  wohin  der  Transport  geschah, 
zu  liefern  gehabt,  so  hätte  gemäss  des  zweiten  Absatzes  des  Art.  345 
H.G.B.  er    die  Gefahr  auf   dem  Transport    zu    tragen  gehabt.    Daran 
vermag  der  Umstand,    dass  die  Firma  R.  &  Sohn  blos  Spediteur  ist, 
und  dass  es  nach  dem  Gutachten  der  Sachverständigen  nicht  handds- 
üblich  ist,  dass  ein  Spediteur  die  Untersuchung  der  ihm  zur  Weiter- 
beförderung zugekommenen  Waare  vornimmt,    ebensowenig   etwas   za 
ändern,  wie  der  von  den  Sachverständigen  weiters  bestätigte  Umstand, 
dass  die  für   überseeische  Plätze   bestinmite  Waare  handelsüblich  erst 
nach  der  Ankunfl:  an  dem  Überseeischen  Platze   untersucht  wird^    und 
dass   auch  die  Verpackung  derartiger  Waare  nie  eine  solche  ist,  dass 
sie   ohne  Schädigung   der  Waare    nicht    früher  geöffnet  werden  kann, 
weil    alle    diese    Umstände    nur    dann    von    Relevanz    wären^    wenn 
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der  Kläger  vertragsmftssig  an  einem  derartigen  überseeischen  Orte  seine 
YerbindUcbkeit  zu  erfüllen  gehabt  hätte.  Nach  der  Sachlage  hatte 
aber  Kläger  seine  Verbindlichkeit  in  Bremen  erfüllt  und  berührt  es 
seine  Bechte  nicht;  was  die  geklagte  Firma  mit  der  ihr  übergebenen 
Waare  weiter  verfügte,  ebenso  wie  es  diese  zu  vertreten  hat,  wenn 
sie  unterliess;  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Waare  nach  ihrer  Ankunft 
in  Bremen  untersucht  und  die  Mängelanzeige  erstattet  werden  konnte. 
Die  erst  in  New- York  vorgenommene  Untersuchung  der  Waare  und 
die  hierauf  erfolgte  Dispositionsstellung  ist  sonach  in  der  That  ver- 
spätet, und  vermag  die  geklagte  Firma  von  der  im  §  1053  a.  b.  G.6. 
und  Art.  342  H.6.B.  begründeten  Verpflichtung  zur  Zahlung  des 
Kau^reises  nicht  zu  befreien. 

lieber  Revision  der  Geklagten  stellte  der  oberste  Gerichtshof 
mit  Urtheil  vom  15.  Oktober  1891  die  Entscheidung  der  ersten  In- 
stanz in  obigem  Punkte  wieder  her.     Die  Gründe  besagen: 

Im  Art.  347  H.G.B.  wird  nicht  gefordert,  dass  die  von  einem 
anderen  Orte  übersandte  Waare  am  Orte  der  Ablieferung  untersucht 
werde,  sondern  wird  nur  in  zeitlicher  Hinsicht  bestimmt,  dass  der 
Käufer  ohne  Verzug  nach  der  Ablieferung,  soweit  dies  nach  dem  ord- 
nnngsmässigen  Geschäftsgänge  thunlich  ist,  die  Waare  zu  untersuchen 
und  von  etwaigen  Mängeln  dem  Verkäufer  sofort  Anzeige  zu  machen 
habe.  Nach  Art.  345  H.G.B.  gilt  in  der  Kegel  die  Waare  schon  nach 
der  Uebergabe  an  den  Spediteur  als  geliefert.  Der  Umstand,  dass 
in  dem  gegebenen  Falle  die  Waare  nicht  schon  an  dem  flir  den  Klä- 
ger bestimmten  Lieferungsorte,  sondern  erst  in  New- York  untersucht 
und  bemängelt  worden  ist,  hätte  demnach  nur  dann  eine  Bedeuttmg, 
wenn  es  fraglich  wäre,  ob  nicht  die  Mängel  erst  während  der  Weiter- 
beförderung entstanden  sind.  Diese  Möglichkeit  haben  jedoch  die 
Sachverständigen  verneint.  Es  kann  daher  nur  darauf  ankommen,  ob 
die  Waare,  soweit  es  eben  vermöge  ihrer  gleich  ursprünglichen  Be- 
stimmung nach  dem  ordnungsmässigen  Geschäftsgange  thunlich  war, 
rechtzeitig  untersucht  und  bemängelt  wurde.  In  dieser  Beziehung  sind 
aber  nach  Art.  279  H.G.B.  die  im  Handelsverkehr  geltenden  Gre- 
wohnheiten  und  Gebräuche  in  Bücksicht  zu  nehmen,  auf  Grund  deren 
allerdings  Sachverständige  berufen  sind,  den  ordnungsmässigen  Ge- 
schäftsgang und  die  Bechtzeitigkeit  der  Bemängelung  zu  begutachten. 
Die  Sachverständigen  haben  die  Bechtzeitigkeit  bejaht.  Der  von  dem 
ersten  Bichter  eingenommene  Standpimkt  ist  daher  durch  dessen  im 
Wesen  entsprechende  Begründung  gerechtfertigt. 

NacJUassgebilhren  bei  Verlassenschaften  der  Ausländer. 

Von  dem  in  Oesterreich  befindlichen  Mobiliamachlasse  eines  in  Wien 
domizilirenden  Ausländers  sind  Krankenhausfondsbeiträge  dann  nicht 
zu  entrichten,  wenn  nach  dem  bezüglichen  Staatsvertrage  das  Ausland 
als  Abhandlungsinstanz  einschreitet.  £.  d.  Oberst.  Ghf.  v.  17.  De- 
aember  1890  (Zeitschr.  f.  Not.  etc.  1891  Nr.  38). 
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Behandlung  des  Nachlasses  ehies  in  Oesterreich  verstorbenen  kaü. 

oftomanischen  Staatsangehörigen,  ' 

In  der  Abhandlung  über  die  Verlassenschaft  einer  in  Oesterreich 
ohne  Hinterlassung  einer  letztwilligen  Anordnung  verstorbenen  otto- 
manischen  Staatsangehörigen  und  Hausmiteigenthümerin  A.  hat  das  k.  k. 
Landesgericht  in  Wien  mit  Bescheid  vom  26.  Mai  1891  wegen 
Minderjährigkeit  einer  Miterbin  die  Inveutirung  des  unbeweglichen 
sowohl  als  auch  des  beweglichen  Nachlassvermögens  der  genannten 
Erblasserin  angeordnet. 

Ueber  den  Rekurs  des  Erben  Vertreters  hat  das  k.  k.  Oberlaudes- 
gericht  in  Wien  mit  Verordnung  vom  21.  Juli  1891,  Z.  9740,  den 
angefochtenen  Bescheid  dahin  abgeändert,  dass  der  Auftrag  wegen  Er- 
richtung einer  Inventur  über  das  bewegliche  Nachlassvermögen  der  A 
zu  entfallen  habe,  dass  dagegen  die  Auihahme  eines  Verzeichnisses 
des  erblasserischen  Mobiliarvermögens  durch  einen  k.  k.  Notar  als 
Gerichtskommissär  verordnet  werde ,  weil  die  AVahrung  der  Bechte  d«! 
minderjährigen  Miterbin  betreffs  des  beweglichen  Nachlasses  der  A 
lediglich  dem  kaiserlich  ottomanischen  Generalkonsulate  als  deren  Yor- 
mundschaftsbehörde  zusteht,  zumal  letzteres  dem  k.  k.  Landesgerichte 
in  Wien  über  dessen  Anfrage  mit  Note  vom  20.  Mai  1891,  Z.  33, 
mitgetheilt  hat,  dass  es  die  Abhandlung  in  Ansehung  des  beweglichen 
Nachlasses  der  A.  in  Gremässheit  der  bestehenden  IVaktate  übernehme^ 
und  auch  alle  Erbinteressenten  mit  der  Eingabe  Z.  46352  ex  1891 
die  üeberlasBung  dieser  Abhandlimg  an  das  genannte  Generalkonsulat 
begehren^  demnach  die  Voraussetzung  des  §  2  Z.  1  des  kais.  Patente» 
vom  9.  August  1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  nicht  zutrifft  die  Errichtmig 
einer  Inventur  über  den  beweglichen  Nachlass  aber  auch  im  Interesse 
etwaiger  Verlassenschaftsgläubiger  nicht  erforderlich  erscheint,  indem 
die  Erblasseriu  laut  Inhalts  der  Todfallsaufhahme  Antheile  an  eH 
Realitäten  in  Wien  und  Umgebung  hinterlassen  hat,  bezüglich  welcher 
gemäss  §  22  des  zitirten  kais.  Patents  die  Abhandlung  ohnehin  bei 
dem  k.  k.  Landesgerichte  zu  pflegen  ist,  demnach  eine  Ge&hr  für 
allenfjEills  vorhandene  Nachlassgläubiger  nicht  zu  befürchten  steht,  weil 
mithin  zwar  der  angefochtene,  von  der  ersten  Instanz  erlassene  Auf- 
trag zu  beheben  war^  hingegen  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung 
des  zweiten  Absatzes  des  §  142  des  zitirten  kais.  Patents  die  Auf- 
nahme eines  Verzeichnisses  über  den  erblasserischen  Mobiliamachlass 
umso  mehr  erlassen  werden  musste,  als  die  §§  142  und  143  des  mdir- 
zitirten  kais.  Patents  verordnen,  dass  unter  den  daselbst  normiiteo 
Voraussetzungen  der  bewegliche  Nachlass  eines  türkischen  Unterthanen 
an  die  nächste  ottomanische  Mission  zu  verabfolgen  sei,  einer  solchen 
Verabfolgung  des  Nachlassvermögens  aber  doch  offenbar  eine  genaue 
Verzeichnung  desselben  vorausgehen  muss. 

Dem  ausserordentlichen  Revisionsrekurse  des  Erbenvertreters  hm 
der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  15.  Septem- 
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ber  1891^  Z.  11852^  nach  Zulass  des  §  16  des  Gesetzes  vom  9.  Au- 
gust 1854;  Nr.  208  R.6.B1.;  stattzugeben  und  die  angefochtene  ober- 
landesgerichtliche  Erledigung,  insoweit  mittels  derselben  die  Aufiiahme 
eines  Verzeichnisses  des  erblasserischen  Mobiliamachlasses  durch  einen 
k.  k.  Notar  als  Gerichtskommissär  verordnet  worden  ist^  zu  beheben 
befunden;  dies  in  Erwägung,  dass  die  in  zweiter  Instanz  angeordnete 
Anfiiahme  eines  Verzeichnisses  des  erblas serischen  Mobil iarnachlasses 
weder  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  noch  zweckdienlich  erscheint,  dass 
znr  Vornahme  der  im  zweiten  Absätze  des  §  142  des  bezogenen  Ge- 
setzes angeordneten  Sicherste! lungsmassregel  die  im  ersten  Absätze 
dieser  Gesetzesstelle  bezeichneten  Voraussetzimgen  mangeln,  und  dass 
zu  einer  Ingerenz  der  österreichischen  Gerichte  hinsichtlich  des  be- 
weglichen Nachlasses  umso  weniger  ein  Anlass  vorliegt,  als  das  kai- 
serlich ottomanische  Generalkonsulat  in  Wien  die  Abhandlung  in  An- 
sehung des  beweglichen  Nachlasses  in  Gemässheit  der  bestehenden 
Traktate  zu  übernehmen  erklärt  hat  und  bei  dem  Vorhandensein  eines 
beträchtlichen  unbeweglichen  Nachlasses  allföllige  Ansprüche  öster- 
reichischer Staatsbürger  einer  Gefährdung  keineswegs  ausgesetzt  sind. 
(Zeitschrift  für  Notariat  u.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich 
1891   8.  309:  s.  auch  Juristische  Blätter  1891   S.   584.^ 

Ziir  Rexiproxttätsfrage  in  Bezug  auf  Nachlassgebühren  im   Ver- 
kehre xunschen  Oesterreich  und  Dänemark. 

Entscheid ang  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  24.  Januar  1891, 
Z.  320. 

(Mitgetheilt  von  Herrn  Sektionsrath  Freih.  von  HcMn  in  Wien.) 

Das  in  Prag  befindliche  bewegliche  Vermögen  der  zu  Brüssel 
verstorbenen  dänischen  Staatsangehörigen  Baronin  St.  wurde  in  Oester- 
reich der  Grebtthrenbemessung  unterzogen.  Die  Erben  bestritten  die 
Gesetzmässigkeit  der  Vorschreibung  der  Nachlassgebühr  aus  dem  Grunde 
der  Reziprozität,  sowie  aus  dem  Grunde,  weil  den  Osten*.  Gerichten 
bezüglich  des  Nachlasses  eines  dänischen  St4iatsbürgers  eine  Abhand- 
lungspflege nicht  zusteht. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  war  jedoch  nicht  in  der  Lage,  der 
Beschwerde  stattzugeben.  Denn  nach  §  1  B  und  §  57  des  Gebühren- 
gesetzos  vom  9.  Febr.  1850  unterliegt  der  gesammte  Nachlass  eines 
Verstorbenen  —  dieser  mag  also  österreichischer  oder  ausländischer 
Staatsbürger  gewesen  sein,  hierlands  oder  auswärts  domizilirt  haben, 
im  In-  oder  Auslande  mit  Tod  abgegangen  sein  —  den  daselbst  an- 
geordneten Gebühren,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  im  Auslande  lie- 
genden unbeweglichen  Güter  des  Erblassers.  Im  Uebrigen  macht  das 
Gebührengesetz  keinen  Unterschied  zwischen  einem  abgehandelten  oder 
nicht  abgehandelten,  einem  unbeweglichen  oder  beweglichen  Nachlass- 
vermögen, und  das  hierlands  befindliche  bewegliche  Vermögen  der  hie? 
in  Frage  stehenden  ausländischen  Erblasserin  unterliegt  daher,  gleich 
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wie  jenes  ciues  inländischen^  der  GebUhrenbemessung  nicht  etwa  des- 
halb, weil  die  Nachlassabhandlung  im  Inlande  durchgeführt  worden 
ist;  sondern  schon  deshalb^  weil  dieses  bewegliche  Nachlassvermogen 
im  Geltungsgebiete  des  Gebührengesetzes  sich  befindet. 

Diese  Regel  hat  durch  die  von  dem  Finanzministerium  im  Ein- 
vernehmen mit  den  Ministerien  des  Aeussern  und  der  Justiz  erlassene 
Verordnung  vom  8.  April  1854  R.G.Bl.  Nr.  84  allerdings  eine  Auf- 
nahme insofern  erhalten,  als  hiednrch  der  Grundsatz  der  Reziprozität 
dahin  festgestellt  wurde,  dass  der  hierlands  befindliche  Nachlass  eines 
Ausländers  der  Gebühr  dann  nicht  unterliegt,  wenn  nachgewiesen  wird, 
dass  das  bewegliche  Nachlassvermögen  österreichischer  Staatsbürger 
als  solches  keiner  wie  immer  gearteten  Gebühr  in  jenem  Staate 
unterliegt,  welchem  der  Erblasser  angehört. 

Dieser  Nachweis  wurde  im  vorliegenden  Falle  nicht  erbracht.  — 
Die  amtliche  Mittheilung  der  k.  u.  k.  österr.  ung.  Gesandtschaft  in  Ko- 
penhagen d.d.  3.  August  1889,  Z.  131,  welche  seitens  der  Bescbwerde- 
führer  zum  Nachweise  der  geforderten  Reziprozität  beigebracht  wurde, 
besagt  nämlich  nur,  dass,  wenn  der  Nachlass  eines  zur  Zeit  seines 
Ablebens  in  Dänemark  domizilirenden  österreichischen  Unterthans  auch 
in  Dänemark  weiter  verwaltet  wird,  derselbe  den  nämlichen  Erbste-uer- 
und  Yertheilungsgebühren,  zu  deren  Zahlung  jeder  Nachlass  ein^  hier 
domizilirten  dänischen  Unterthans  verhalten  ist,  unterliegt,  dass  da- 
gegen, wenn  der  bewegliche  Nachlass  nach  einem  österreichischen 
Unterthan  aus  Dänemark  nach  den  österreichischen  Staaten  ausgeführt 
wird,  derselbe  von  der  ,. Abfahrtsgeld''  genannten  Spezialabgabe  befreit 
ist  und  zwar  gemäss  der  diesbezüglich  zwischen  Dänemark  und 
Oesterreich  abgeschlossenen  Konvention  vom  30.  April  (2.  Juni)  1830 
(Pol.Ges.Samml.  Bd.  58,  Nr.  73). 

Diese  Mittheilung  der  k.  n.  k.  Gesandtschaft  beschäftigt  sich  somit 
nur  mit  der  Gebührenpflicht,  welche  den  Nachlass  eines  in  Dänemark 
domizilirenden  Oesterreichers  trifft,  während  es  nach  der  zitirten 
Ministerial Verordnung  vom  Jahre  1854  ganz  allgemein  auf  die  6e- 
bührenpflicht  eines  in  Dänemark  befindlichen  Vermögens  eines  Oester- 
reichers ankommt,  mag  derselbe  in  Dänemark  domizilirt  haben  oder 
nicht.  —  Hienach  kann  diese  von  der  Gesandtschaft  ertheilte  Auskunft 
nicht  als  Nachweis  der  Reziprozität  in  dem  Falle,  um  welchen  es  sich 
hier  handelt,  gelten,  ganz  abgesehen  davon,  dass  in  der  Note  der  Cre- 
sandtschaft  zunächst  nur  von  der  „  Abfahrtsgeld  "^  genannten  Spezial- 
abgabe und  nicht  von  eigentlichen  „Gebühren'*  gesprochen  wird,  wäh- 
rend doch  in  der  von  der  Gesandtschaft  berufenen  Staatskonvention 
vom  Jahre  1830  eben  zwischen  dem  Abfahrtsgelde  und  den  Grebühroi, 
insbesondere  auch  der  Verlassenschaftsgebühr  unterschieden  und  hin- 
sichtlich dieser  letzteren  die  Befreiung  von  den  kontrahirenden  Staa- 
ten wechselseitig  nicht  zugestanden  wird. 
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Schutz  der  ausländischen  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  gegen 

Verletzung  ihrer  Autorität, 

Entsch,  des  k.  k.  Kassationshofs  vom  24.  Oktober  1891  (AUg. 
Oest.  GerichtBzeitung  1891  8.  404).  Aus  den  Gründen:  „Die  Be- 
schwerde behauptet,  dass  den  Organen  der  ausländischen  Obrigkeit 
überhaupt  und  daher  im  gegebenen  Falle  dem  k.  sächsischen  Grenz- 
wächter der  Schutz  des  §  68  des  St.G.  nicht  zustehe.  Diese  Ansicht 
ist  jedoch  unbegründet.  Denn  abgesehen  davon,  dass  ausser  speziellen 
Ausnahmen  das  Strafgesetz  in  der  Regel  keinen  Unterschied  macht, 
ob  die  durch  dasselbe  geschützten  Organe  dem  Auslande  oder  dem 
Inlande  angehören,  ist  es  eine  im  internationalen  Verkehre  allgemein 
anerkannte  Forderung,  dass  die  Autorität  der  obrigkeitlichen  Organe 
gegen  Verletzungen  ausreichend  geschützt  sei,  mögen  diese  Organe 
einer  inländischen  oder  einer  ausländischen  Obrigkeit  angehören.  Und 
hierauf  beruhen  auch  die  Vorschriften  der  §§  36,  39,  40  imd  235  des 
StG.  Im  gegebenen  Falle  muss  aber  jeder  Zweifel  schwinden,  wenn 
erwogen  wird,  dass  durch  Art.  10  des  mit  dem  Deutschen  Reiche  ge- 
schlossenen Handelsvertrags  vom  23.  Mai  1881  und  durch  §  16  des 
bezüglichen  Zollkartells  dem  Deutschen  Reiche  die  Rechtshülfe  ver- 
bürgt, namentlich  aber  die  Verfolgimg  und  gesetzmässige  Bestrafung 
der  bei  Verletzung  der  Zollgesetze  des  Deutschen  Reichs  vorkommen- 
den rechtswidrigen  Widersetzlichkeiten  ausdrücklich  zugesichert  wiurde*). 

Wenn  nun  der  Grerichtshof  festgestellt  hat,  dass  der  Nichtigkeits- 
werber auf  sächsischem  Boden  einen  in  der  Ausübung  seines  Dienstes 
begriffenen  königl.  sächs.  Grenzwächter  in  der  Absicht,  um  die  Voll- 
ziehung seines  Dienstes  zu  vereiteln,  gewaltsamen  Widerstand  leistete, 
so  kann  in  der  Unterstellung  dieser  That  unter  die  Vorschrift  des  §81 
des  8t.G.  eine  Verletzung  des  Gesetzes  nicht  erblickt  werden." 


Schweiz. 

Reehtspreehnng  des  schweizerischen  Bnndesgerichts. 

Anwendung  des  Rechts  in  Rücksicht  auf  seine  örtlichen  Grenzen 
bei  obligatorischen  Rechtsverhältnissen,  Allgemeine  Grufidsätxe. 
Abschluss  eines  von  Ausländern  im  Ausland  zu  erfüllenden  Ver- 
trages in  der  Schweiz.  Inkompetenz  des  B.- Gerichts  als  Ober- 
instanz  zur  Beurtheilung  von  Zivilstreitigkeitenj  tvelche  nach 
au^sländischem  Rechte  zu  entscheiden  sind. 

Wie    das   B.-Gericht    schon    wiederholt    ausgesprochen  hat  ^),  ist, 


♦)  Gleiche  Rechtshttlfe  ist  auch  in  dem  am  1.  Februar  1892  in  Kraft 
getretenen  neuen  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn  vom  6.  Dezember  1891  (s.  unten  „Internationale  Verträge") 
gewährt. 

1)  Revue  DL  Nr.  36. 
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rncksicktlich  der  örtlicLeu  Rechtsanwendung,  grundsätzlich  festzuhalten, 
dass  die  der  Parteiwillkür  anheimgegebenen  Wirkungen  eines  obliga- 
torischen Rechtsgeschäftes  nach  demjenigen  örtlichen  Rechte  zu  beur- 
theileu  sind,  welches  die  Parteien  beim  Geschäftsabschlüsse  als  hie- 
für  massgebend  entweder  wirklich  betrachteten  oder  dessen  Anwendung 
sie  doch  vernünftiger-  und  billigerweise  erwarten  konnten  und  mnss- 
ten.  Allerdings  ist  nun  der  Vertrag,  wegen  dessen  Nichterfüllung  ge- 
klagt wird;  in  der  Schweiz  abgeschlossen  worden  und  hat  der  Be- 
klagte sein  persönliches  Domizil  in  der  Schweiz.  Allein  nichtsdesto 
weniger  erscheint  es  völlig  ausgeschlossen,  dass  die  Parteien  fUr  die 
Wirkungen  des  Vertrages  schweizerisches  Rocht  als  massgebend  be- 
trachtet haben  oder  vernünftiger-  und  billigerweise  haben  betrachten 
können  und  müssen.  Denn  der  Vertrag  bezieht  sich  auf  die  Vertre- 
tung des  deutschen  Handelsetablissements  des  Beklagten  in  Frank- 
reich. Er  ist  vom  Beklagten  nicht  als  in  der  Schweiz  domizilirter 
Privatmann,  sondern  als  Inhaber  einer  deutschen  Handlungsfirma  ab- 
geschlossen worden  und  war  von  ihm  nicht  von  seinem  persönlichen 
Domizile  in  der  Schweiz,  sondern  von  seiner  deutschen  Handelsnieder- 
lassung, in  Ravensburg,  aus  zu  erfüllen.  Die  stipulirte  Thätigkeit 
des  Klägers,  als  Vertretei's  des  beklagtischen  Hauses  sodann,  sollte 
ihren  Sitz  ebenfalls  nicht  in  der  Schweiz,  sondern  im  Wohnortsstaate 
des  Klägers,  in  Frankreich,  haben.  Das  Geschäft  war  also  nor- 
malerweise, nach  dem  übereinstimmenden  Willen  der  Parteien,  durch- 
aus ausserhalb  des  schweizerischen  Gebietes  abzuwickeln;  der  Vertrag 
ist  überhaupt  nicht  zwischen  einem  schweizerischen  Handlungshause 
und  einem  auswärtigen  Geschäftsfreunde  ^  sondern  zwischen  einer 
deutschen  Firma  imd  ihrem  französischen  Vertreter  abgeschlossen. 
Seine  W^irkungen  entziehen  sich  daher,  trotz  des  zufälligen  Umstan- 
des,  dass  der  Vertragsabschluss  in  der  Schweiz  stattfand,  gemäss  dem 
präsumtiven  vernünftigen  Partei  willen,  der  Herrschaft  des  schweize- 
rischen Rechts.  Es  mag  zweifelhaft  sein,  inwiefern  in  der  Sache 
französisches  Recht  anwendbar  sei  oder  aber  die  deutsche  Gesetz- 
gebung zur  Anwendung  komme;  die  Anwendung  schweizerischen  Rechts 
ist  unter  allen  Umständen  ausgeschlossen.  Ist  schweizerisches  Recht 
nicht  anwendbar,  so  ist  das  Bundesgoricht  gemäss  Art.  29  O.G.  nicht 
1  kompetent.  Entsch.  v.  10.  Oktober  1891  i.  S.  Conti  c.  Gonzeubach 
(Revue  etc.  Bd.  X  S.  3). 

Art.  1  des  deutsch- schweix,  Niederlassungsvertrages  vom  31.  Mai 
1890.  Verpflichtet  derselbe  die  beideji  Vertragsstaaten  xn  gegen- 
seitiger  Vollstreckung  der  Zivil'  insbesoyidere  der  Ehescheidungs- 

urtheiU  ? 

Diese    Frage    wurde    verneint    in    Entsch.    d.    B.- Gerichts    vom 
16.  Mai  1891   i.  S.  Eheleute  Nietmann  (Revue  etc.  Bd.  X  S.  16). 
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Schweixerisch'italienischef)'  AtisUeferungsvertrag,  Art  2  Ziff.  10; 
Unterschlagung  durch  öffentliche  Beamte  ist  Auslief ey^ngsdelikt, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  des  Unterschlagenen,  dagegen  wird 

wegen  Desertion  ni^ht  ausgeliefert. 

Mit  Urtheil  vom  26.  Juli  1891  iu  Bachen  Giovanni  Gorsini  von 
Orevalcore  (Bologna)^  in  Lugano  verhaftet,  betreffend  Auslieferung^ 
hat  das  Bundesgericht  ausgesprochen: 

Die  Auslieferung  des  Giovanni  Corsini  an  das  Königreich  Italien 
wird  wegen  Unterschlagung,  begangen  in  amtlicher  Stellung,  gemäss 
Art.  2  Ziff.  10  des  schweizerisch  -  italienischen  Staats  Vertrages  be- 
willigt; dagegen  wird  die  Auslieferung  nicht  bewilligt  wegen  des  Ver- 
gehens der  qualifizirten  Desertion,  und  es  darf  mithin  der  Requirirte 
dieses  Vergehens  wegen  nicht  verfolgt  oder  bestraft  werden. 

Gründe: 

1)  Die  Auslieferungspflicht  wird,  wie  das  Bundesgericht  schon 
wiederholt  entschieden  hat,  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Ur- 
theil, gestützt  auf  welches  die  Auslieferung  verlangt  wird,  von  einem 
Militärgerichte  ausgeht.  IIjs  wird  dies  denn  auch  vom  Kequirirten 
nicht  geltend  gemacht. 

2)  Fragt  sich,  ob  die  dem  Requirirten  zur  Last  gelegten  Ent- 
wendimgen  von  Werthen,  welche  dem  Finanzwächterkorps  gehörten, 
als  Aaslieferungsdelikte  erscheinen,  so  ist  dies  unbedenklich  zu  be- 
jahen. Wie  sich  aus  dem  militärgerichtlichen  Urtheile  ergibt,  stützt 
sich  die  Verurtheilung  in  dieser  Bichtung  darauf,  dass  der  Bequirirte 
verschiedene  Beträge,  welche  ihm  in  seiner  Stellung  als  Brigadier  des 
Finanzwächterkorps  amtlich  anvertraut  waren,  in  eigenem  Nutzen  ver- 
wendet, resp.  sich  angeeignet  habe.  Die  Verurtheilung  erfolgt  dem- 
gemäss  gestützt  auf  den  Art.  188  des  italienischen  Militärstrafgesetz- 
buches, welcher  derartige,  in  amtlicher  Stellung  begangene  Entwen- 
dungen oder  Veruntreuungen  von  Militärpersonen,  denen  Verwaltungs-* 
funktionen  anvertraut  sind,  unter  Strafe  stellt.  Dieser  Thatbestand 
fällt  aber  unzweifelhaft  unter  Art.  2  Ziff.  10  des  schweizerisch  -  ita- 
lienischen Auslieferungsvertrages,  wonach  die  ,.  Unterschlagung,  verübt 
durch  öffentliche  Beamte  oder  Depositäre'^,  ohne  Bücksicht  auf  den 
Schadensbetrag  Auslieferungsdelikt  ist.  Dass  der  Vertrag  nicht,  wie 
das  Kontumazialurtheil,  das  Wort  ,, Entwendung^  (trafugamento),  son- 
dern „Unterschlagung^^  (soustraction)  braucht,  ändert  hieran  selbstver* 
ständlich  nichts.  Denn  sachlich  kann  kein  Zweifel  daran  obwalten, 
dass  der  Thatbestand  nach  dem  Strafrechte  beider  kontrahirenden  Staa- 
ten unter  Art.  2  Ziff.   10  des  Staats  Vertrages  fällt. 

3)  Ist  somit  (da  der  Auslieferungsrichter  die  Schuldfrage  nicht  zu 
prüfen  hat)  die  Auslieferung  wegen  Unterschlagung  im  Sinne  des 
Art.  2  Ziff.  10  des  Staatsvertrages  zu  bewilligen,  so  ist  dagegen, 
wie  die  italienische  Begierung  selbst  anerkennt,  die  Auslieferung  we- 
gen Desertion  nicht  statthaft,  und  es  darf  mithin  der  Bequirirte  wegen 
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dieses  Vergehens  in  Italien  nicht  bestraft  werden.  Dies  hat  denn, 
da  das  Rontumazialurtheil  Tom  29.  August  1890  eine  Gesanuntstrafe 
für  Desertion  nnd  Unterschlagung  ausspricht,  zur  nothwendigen  Folge, 
dass  das  Kontumazialurtheil  (wie  dies  übrigens  Art.  517  des  italie- 
nischen Militärstrafgesetzbaches  allgemein  vorsieht)  aufgehoben  und 
dass  gegen  den  Requirirten  wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Unter- 
schlagungen von  Neuem  verhandelt  weiden  muss.  (Zeit^tchr.  £.  Schwei- 
zer Strafrecht  IV.  Jahrgang  S.  527  ff.) 

Art  2  Ziff.  12  des  schweherisch  -  italienischen  Ausliefemngs- 
Vertrags,    Znsammenrechmaig   der   Schadensbeträge  bei  mekrereti 

Betrugsdelikten. 
Die  Afisliefertifigsp flicht  erstreckt  sich  auch  auf  den  Versuch  fvn 

Auslieferungsverbrechen. 

Mit  Urtheil  vom  4.  September  1891  in  Sachen  Ambrogio  Massa 
von  San  Remigio  di  Parodi  Ligure,  in  Locarno  verhaftet,  betreffend 
Auslieferung,  hat  das  Bundesgericht  die  Auslieferung  des  Ambrogio 
Massa  an  das  Königreich  Italien  .bewilligt. 

Gründe: 

1)  Nach  Art.  2  Ziff.  12  des  schweizerisch  -  italienischen  Staals- 
vertrages  ist  allerdings  für  das  Verbrechen  des  Betruges  die  Aus- 
lieferung nur  dann  zu  gewi&hren,  wenn  der  eingetretene  oder  beab- 
sichtigte Schaden  den  Betrag  von  1000  Fr.  übersteigt.  Allein  dadurch 
wird^  wie  das  Bundesgericht  in  seinem  Entscheide  in  Sachen  Bessia 
vom  17.  Januar  1891  (Amtl.  Sammig.  Bd.  17  S.  72ff.'»^')  ausgeführt 
hat^  nicht  gefordert,  dass  dieser  Schadensbetrag  durch  ein  einzelnes 
Betrugsdelikt  erreicht  sein  müsse^  sondern  es  genügt  wenn  überhaupt 
durch  Betrug,  sei  es  durch  ein  einzelnes  Delikt,  sei  es  durch  mehrere 
zusammentreffende  Delikte,  ein  Schaden  von  über  1000  Fr.  gestiftet 
bezw.  beabsichtigt  ist.  Danach  erscheint  denn  die  erste  der  vom  Re- 
quirirten gegen  seine  Auslieferung  erhobenen  Einwendungen  als  un- 
begründet. Denn  bei  Zusammenrechnung  der  SchadensbetrSge  der 
mehreren  dem  Requirirten  zur  Last  gelten  Delikte  ist  der  Betrag  von 
über  1000  Franken  unzweifelhaft  gegeben. 

2)  Ebenso  ist  die  weitere,  vom  Requirirten  erhobene  Einwendung, 
dass  bei  einzelnen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Delikte  es  sich  nicht 
um  vollendetes  Delikt,  sondern  um  blossen  Versuch  handle,  nicht  ge- 
eignet, die  Verweigerung  der  Auslieferung  zu  begründen.  Denn  wie 
das  Bundesgericht  bereits  wiederholt  entschieden  hat  (siehe  n.  A. 
Entsch.  in  Sachen  Montanari  vom  11.  M8rz  1882,  Amtl.  Sammig. 
Bd.  8  S.  83  ff.),  umfasst  die  Bezeichnung  eines  Delikts,  speaiell  im 
Sinne  des  schweizerisch -italienischen  Staatsvertrages,  nicht  nur  das 
vollendete,  sondern  auch  das  versuchte  Verbrechen.  (Zeitschr.  f.  Schweis. 
Strafrecht  IV.  Jahrgang  S.  529  f.) 

2}  S.  diese  ZeiUchrift  Bd.  I  S.  399. 
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Rechtsprechung  der  Konsulargerichte. 

1)  Zfusiändigkeii  des  französischen  Konsulargerichts  xu  Konstan- 
tinopel,  —  2)  Welches  Oüterrechi  ist  für  eine  von  eifiem  Fran- 
zosen mit  einer  Ausländerin  in  der  Türkei  ohne  vorgängigen 
Ehevertrag  abgeschlossenen  Ehe  massgebend?  —  3)  Rechte  der 
Ehefrau  aus  solcher  Ehe.  —  4)  Kommt  dem  franxösisclien  Oe- 
seixe  vo7n  10.  Marx  1891,  betr.  die  Erbfolge  der  Ehefrau,  eine 
rüchcirkende  Kraft  xu?  Ist  dies  Oesetx  auf  eine  vor  Erlass  des- 
selben eröffnete,  aber  erst  nachher  beendigte  erbrechtliefie  Ausein- 
andersetzung anwendbar? 

üeber  obige  Fragen  entnehmen  wir  einem  von  Herrn  Vizekonsul 
von  Schelling  in  Konstantinopel  mitgetheilten,  im  Levant  Herald  vom 
3.und4.  Juli  1891  abgedruckten  Urtheile  des  französischen  Kon- 
sulargerichts zu  Konstantinopel  folgende  Kechtsgrundsätze: 

Zu  1).  Die  Zuständigkeit  des  im  Auslande  befindlichen  franzö- 
sischen Konsulargerichts  kann  auch  in  Erbschaftssachen^  für  die  nach 
Art  59  Abs.  6  der  franz.  Z.P.O.  der  Gerichtsstand  an  dem  Orte^  wo 
dieselbe  eröfihet  wurde  ^  begründet  wäre^  indem  daselbst  nach  dem 
Grundsätze  „actor  sequitur  forum  rei "  ein  Erbschaftsdomizil  fingirt 
wird,  durch  Verzicht  auf  diesen  letzteren  Gerichtsstand  begründet  wer- 
den ^  da  die  in  dieser  Kichtung  erhobene  Inkompetenzeinrede  sich  als 
eine  solche  ratione  personae  darstellt.  Ein  solcher  Verzicht  ist  darin 
zu  finden^  dass  der  Beklagte  Wohnsitz  in  Konstantinopel  erwählt  und 
sich  hier  auf  die  Klage  eingelassen  hat. 

Zu  2).  Für  Auslegung  des  Willens  der  Eheleute  in  Bezug  auf 
das  eheliche  Güterrecht  ist  in  Ermangelung  eines  Ehevertrages  auch 
jetst  der  Grundsatz  des  alten  Gewohnheitsrechts  massgebend;  wonach 
das  an  dem  Orte^  wo  sich  die  Ehegatten  nach  ihrer  Verheirathung 
niedergelassen  haben  ^  herrschende  Güterrecht  als  geltend  anzusehen 
ist  Ist  der  Ehemann^  welcher  sich  nach  seiner  Verheirathung  in  der 
Tfirkei  niedergelassen  hat^  Franzose,  so  ist  auf  Grund  der  zu  Gun- 
sten der  Franzosen  bestehenden  Fiktion  der  Exterritorialität  und  der 
Garantie  derselben  durch  die  ottomanische  Staatsregierung  in  den  Ka- 
pitulationen^ insbesondere  im  Edikt  vom  Jimi  1778,  für  die  in  der 
Türkei  befindlichen  ausländischen  Kolonien  anzunehmen^  dass  für  ihre 
Ehe  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  Art.  1393  des  Code  civil 
massgebend  ist. 

Zu  3).  Die  ausländische  Ehefrau  wird  auch  durch  die  im  Aus- 
lände erfolgte  Verheirathung  mit  einem  Franzosen  zur  Französin  und 
steht  unter  der  gesetzlichen  Herrschaft  ihrer  neuen ;  der  französischen 
Nationalität. 

Demgemäss  sind  für  die  Bechte  einer  solchen  Ehefrau  auf  des 
verlebten  Ehemannes  Nachlass;    insbesondere  auch  bezüglich  der  Lie- 
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geuBchaften  nicht  das  türkische  Gresetz  vom  S^pher  1284;  sondero  das 
3.  Buch  Tit.  V  Thl.  1  des  französischen   Code  civil  massgebend. 

Zu  4).  Jedoch  kann  im  vorliegenden  Falle  die  Ehefrau  den 
NutzgenusB  an  dem  dem  erstehelicheu  Kinde  ihres  Ehemannes  zuge- 
fallenen Erbe  nicht  fordern,  weil  die  Erbschaft  bereits  mit  dem  am 
13.  Januar  1890  eingetretenen  Tode  ihres  Ehemannes  eröffnet  war, 
also  nach  dem  Grundsatze  des  französischen  Erbrechts  ,.la  mort  saisü 
le  vif^  das  erstehelicho  Kind  des  Erblassers  schon  zu  jener  Zeit  Erbe 
geworden  ist  und  die  Rechte  des  Erben  nach  dem  zur  Zeit  der  Er- 
öffnung der  Erbschaft  geltenden  Gesetze  zu  beurtheilen  sind,  endlieh 
dem  französischen  Gesetze  vom  9.  März  1891,  das  der  Ehefrau  solchen 
Nutzgenuss  gewährt,  keine  rtlck wirkende  Kraft  zukommt. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

justizverwaltungssteilen  etc. 

I.  Deutschland. 
1.  Reichsgesetze,  kaiserliehe  Yerordnnngeii  ete. 

Kaiserl.  Verordnung^  betr.  das  Berufungsverfahren  beim 
Reichsgericht  in  Patentsachen^  vom  6.  Dezember  1891  (R.G.B]. 
S.  389). 

2.  Gesetze,  Yerordnungen  etc.  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

Preassen. 

1.  Allg.  Verf.  des  Justizm.  vom  17.  Oktober  1891,  betr.  die  Be- 
scheinigung der  Gesetzmässigkeit  einer  inländischen  öffent- 
lichen Urkunde  (Just.M.Bl.  1891  S.  264). 

Die  Bescheinigung  einer  im  Inlande  errichteten  und  zur  Vorlage 
bei  Behörden  des  Auslandes  bestimmten  Urkunde,  dass  dieselbe  den 
am  Orte  ihrer  Errichtung  geltenden  Gesetzen  entspreche  und  wodurch 
die  Zuständigkeit  des  Beamten  zur  Aufnahme  der  Urkunde  sowie  die 
Statthaftigkeit  des  Inhalts  der  letzteren  bezeugt  wird,  hat,  ebenso  wie 
die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum  Zwecke 
der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege,  durch  den  Präsidenten 
des  Landgerichts  zu  erfolgen'. 

2.  Das  Preuss.  Ju6t.M.Bl.  enthält  in  Nr.  44  vom  4.  Dezember  1891 
8.  343  f.  die  Uebersicht  derjenigen  kaiserl.  Konsuln,  welche  zur 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  befugt  sind,  und  derjenigen  kaiserl.  Kon- 
suln, welchen  die  Befugniss  zur  Abhörung  von  Zeugen  und  zur  Ab- 
nahme von  Eiden  ertheilt  ist. 

Bayern. 

1.  Bekanntmachung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom 
18.  Dezember  1891,  die  Bescheinigung  der  Gesetzmässigkeit 
inländischer  öffentlicher  Urkunden  betr.  (Just.M.Bl.  S.  240). 
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Von  ausländischen  Behörden^  bei  welchen  im  Inlande  errichtete 
öffentliche  Urkunden  zur  Vorlegung  kommen^  wird  in  manchen  Fällen 
auf  Grund  der  massgebenden  ausländischen  Gesetze  ausser  der  Beglau- 
bigung der  Unterschrift  des  beurkundenden  Beamten  gefordert^  dass  die 
Urkunde  mit  einer  Bescheinigung^  dass  sie  den  am  Orte  ihrer  Errich- 
tung geltenden  Gesetzen  entspreche,  versehen  und  dadurch  die  Zu- 
ständigkeit jenes  Beamten  zur  Aufnahme  der  Urkunde,  sowie  die  Statt- 
haftigkeit des  Inhalts  der  letzteren  bezeugt  werde.  Obige  Bekannt- 
machung bestimmt  nun  auf  Grund  des  Art.  68  des  Ausf.Ges.  vom 
23.  Februar  1879  zum  Reichs-Gerichtsverfassungsgesetze,  dass  diese 
Bescheinigungen,  ebenso  wie  die  gerichtlichen  Beglaubigungen  amt- 
licher Unterschriften  zum  Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen 
Wege  (Art.  31  des  erwähnten  Gesetzes)  durch  die  Präsidenten  der 
Landgerichte  zu  erfolgen  haben. 

2.  Bekanntmachung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom  29.  De- 
zember 1891,  die  örtliche  Zuständigkeit  zur  Behandlung 
der  Legitimations-  und  Namonsänderungsgesuche  in  den 
Landestheilen  diesseits  des  Rheins  (Just.M.Bl.  1892  S.  2). 

Die  örtliche  Zuständigkeit  der  Legitimations-  und  Namensände- 
rungsgesuche  bestimmt  sich,  sofern  es  sich  um  Personen  handelt, 
welche  im  diesseitigen  Bayern  wohnhaft  und  beheimathet  sind,  nach 
dem  Wohnsitze  dieser  Personen  und  zwar  entscheidet  dieser  Wohnsitz 
jeweils  sowohl  darüber,  welcher  obcrlandesgerichtliche  Oberstaatsanwalt 
und  landgerichtliche  Staatsanwalt  und  welches  Amtsgericht  die  in 
der  Entschliessung  vom  6.  Mai  1863  (J.M.Bl.  S.  33*,  34*)  vorge- 
schriebene gutachtliche  Aeusserimg  über  die  Namensänderungsgesuclie 
abzugeben  hat,  als  auch  darüber,  welcher  k.  Kreisregierung,  K.  d.  L, 
in  den  Fällen  der  Bekanntmachung  vom  18.  Jan.  1865  (J.M.Bl.  S.  2,  3) 
die  Akten  zur  Aeusserung  bezüglicli  der  nachgesuchten  Namensänderung 
mitzutheilen  sind. 

H^achsen«  Altenbare. 

1.  Unter  Bezugnahme  auf  Ziffer  33  Absatz  5  der  allgemeinen  Ver- 
fügung des  k.  preussischen  Justizministers  vom  20.  Mai  1887,  wo- 
selbst erwähnt  ist,  dass  die  österreichischen  und  die  ungarischen  Ge- 
richte für  die  Erledigung  von  Ersuchen  um  Rechtshülfe  baare  Aus- 
lagen, .desgleichen,  wenn  die  ersatzpflichtige  Partei  zahlungsfähig  ist^ 
Gebühren  berechnen,  die  ungarischen  Gerichte  insbesondere  auch 
diejenigen  Kosten,  welche  für  die  Uebersetzung  des  Ersuchungs- 
schreibens in  die  ungarische  Sprache  erwachsen,  dass  jedoch  die  Er- 
stattung derjenigen  Gebühren  und  A'uslagen  nicht  verlangt  wird,  welche 
durch  die  Zustellung  oder  Aushändigung  gerichtlicher  Verfügimgen 
oder  Urtheile  entstehen,  wurden  die  herzoglich -alten burgischen  Justiz- 
behörden mit  Entschliessung  des  herzoglich  sächsischen  Ministeriums, 
Abth.  für  Justizangelegenheiten,  vom  9.  Januar  1891  ermächtigt,  bei 
der  Erledigung  von  Ersuchen  um  Kechtshülfe  österreichischer  imd  un- 
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garischer  Behörden  die  gleichen  Grundsätze  tlber  den  Ansatz  von  Kosten 
zur  Anwendung  zu  bringen,  insbesondere  also  auch  jenen  Behörden 
für  die  auf  ihren  Antrag  erfolgte  Zustellung  oder  Aushändigung  ge- 
richtlicher Verfügungen  oder  Urkunden  weder  Gebühren  noch  baare 
Auslagen  zu  berechnen. 

Gleichzeitig  wurden  die  Justizbehörden  auf  die  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  31.  Oktober  1873  (R.G,B1.  S.  366)  in  Ver- 
bindung mit  der  Bekanntmachung  vom  29.  August  1870  (B.O.Bl. 
1870  S.  514)  hingewiesen  und  veranlasst,  die  hienach  mit  der 
kais.  und  königl.  österreichisch-ungarischen  Regierung  über  die  Be- 
handlung der  portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  den  beiden  Be- 
hörden vereinbarten  Grundsätze  im  Verkehr  mit  den  österreichischen 
und  den  ungarischen  Behörden  genau  zu  befolgen. 

2.  Just.Min.Erlass  vom  9. Februar  1892,  die  vorläufige  Fest- 
nahme flüchtiger  Verbrecher  in  Italien  betreffend. 

„Nach  Artikel  8  des  Auslieferungsvertrages  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Italien  vom  31.  Oktober  1871  (R.G.B1.  S.  446;  kann  die  vor- 
läufige Festnahme  nur  im  diplomatischen  Wege  beantragt  werden.  In 
Fällen,  welche  einer  besonderen  Beschleunigung  bedürfen,  wird  den  dies- 
seitigen Behörden,  einer  vom  Auswärtigen  Amte  gegebenen  Anregung  ent- 
sprechend, jedoch  gestattet,  nach  Ma»sgabe  der  folgenden  Bestimmungen 
zu  verfahren: 

1)  Das  Ersuchen,  die  vorläufige  Festnahme  einer  Person  herbeizuführen, 
deren  Auslieferung  auf  Grnnd  des  Auslieferungsvertrages  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  Italien  vom  31.  Oktober  1871  beantragt  werden  soll, 
ist  unter  Angabe  der  dem  Verfolgten  zur  Last  gelegten  strafbaren  Hand- 
lung und  mit  thunlichst  genauer  Beschreibung  seiner  Person,  sowie  unter 
Berufang  darauf,  dass  ein  Strafurtheil,  ein  Beschluss  auf  Versetzung  in  den 
Anklagestand  oder  ein  Haftbefehl  erlassen  sei,  an  diejenige  kaiserlich 
deutsche  Eonsnlatsbehörde  in  Italien  zu  richten ,  in  deren  Bezirk  der  Ver- 
folgte vermuthet  wird.  In  dem  Ersuchen  ist  zu  erwähnen,  dass  der  kaiser- 
lichen Botschaft  in  Rom  Mittheilung  gemacht  sei  und  dass  die  Stellung 
der  nach  dem  Auslieferungsvertrage  erforderlichen  formellen  Anträge  bei 
der  königlich  italienischen  Regierung  seitens  der  kaiserlichen  Botschaft 
erfolge. 

2)  Von  dem  Ersuchen  (Ziffer  1)  ist  die  kaiserlich  deutsche  Botschaft 
zu  Rom  gleichzeitig  und,  wenn  das  Ersuchen  telegrafisch  erfolgt,  eben- 
falls im  telegrafischen  Wege  in  Kennt niss  zu  setzen. 

3)  Die  Einsendung  der  zur  Stellung  des  Auslieferungsantrages  erfor- 
derlichen Schriftstücke  an  das  herzogliche  Ministerium,  Abtheilung  !&* 
Justizangelegenheiten,  ist  in  solchen  Fällen  zu  beschleunigen,  weil  die  Frist 
für  die  vorläufige  Festhaltung  nur  20  Tage  beträgt. 

Vgl.  auch  Ju8tMin.£rlass  vom  21.  Februar  1889  ~  M.R.  II  Nr.  283/1889  — 
und  die  demselben  beigefügte  Broschüre  unter  Ziffer  36.*" 

II.  Auswärtige  Staaten. 

Beli^ien. 

1.  Gesetz  vom  27.  Juli  1891,  die  Uebereinkunft  mit  dem 
DeutschenReiche  zum  Schutze  verkuppelter  weiblicherPer- 
sonen  vom  4.  September  1890  betreffend  {Becueü  dss  his  et  mreUs 
Bayaux  etc.  1891  Nr.  350  p.  820). 
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2.  Gesetz  vom  6.  März  1891,  betreffend  die  Fremden  (L  c. 
Nr.  93  p.  131). 

3.  GesetZ;  betr.  die  Abänderung  einiger  eherechtlicher  Vor- 
schrift en,  vom  26.  Dezember  1891  (im  Originaltext  und  Uebersetzung 
bekanntgegeben  im  Schweiz.  Bundesbl.   1892  Nr.  7  S.  706  ff.). 

Das  Gesetz  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  die  Art  und  Weise  der 
Verkündung  vor  Abschluss  der  Ehe  vor  n&sai  Zivilstandsbeamten.  Die 
Verkündung  hat  am  Orte  des  rechtlichen  Wohnsitzes  oder  des  Aufent- 
halts jedes  der  Brautleute  zu  erfolgen  (Art.  4).  Besteht  der  gegen- 
wärtige Wohnsitz  noch  nicht  während  voller  sechs  Monate,  so  hat 
die  Yerkündimg  ausserdem  am  Orte  des  letzten  Wohnsitzes  stattzufin- 
den, gleichviel,  wie  lange  er  gedauert  haben  mag.  Besteht  der  gegen- 
wärtige Aufenthalt  noch  nicht  volle  sechs  Monate,  so  hat  die  Verkün- 
dung am  Orte  des  Wohnsitzes  zu  erfolgen  ohne  Kücksicht  auf  seine 
Dauer.  Beim  Abgang  eines  bekannten  Wohnsitzes  in  beiden  vorbe- 
zeichneten Fällen  hat  die  Verktindimg  in  der  Gemeinde  zu  erfolgen, 
wo  der  künftige  Gatte  sich  zuletzt  während  sechs  Monaten  aufgehalten 
hat.  Beim  Abgang  eines  ununterbrochenen  sechsmonatlichen  Aufent- 
halts hat  die  Verkündung  am  Geburtsort  zu  erfolgen  (Art.  oX 

Brasilien.  ^ 

Gesetz,  betr.  die  Küstenschiffahrt,  vom  16.  Juli  1891  {Board 
of  Trade  Journal,  September  1891,  D.  H.A.  1891  I  S.  1109):  be- 
trifft das  Verbot  des  Küstenhandels  ftlr  ausländische  Schiffe  und  die 
hievou  gemachten  Ausnahmen. 

Grossbritannien. 

1.  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des  britischen  Waaren- 
zeichengesetzes  von  1887,  vom  11.  Mai  1891.  D.  H.A.  1891  I 
S.  739. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des  Indischen  Waaren- 
zeichengesetzes  von  1889  und  des  Seezollgesetzes  von  1878, 
vom  13.  März  1891.     D.  H.A.  1891  I  S.  736. 

JLiecltteiisteiii. 

Das  im  Fürstenthume  Liechtenstein  in  Wirksamkeit  stehende 
Gesetz  vom  16.  Dezember  1891,  betr.  die  Vollstreckung  auswär- 
tiger zivilgerichtlicher  Urtheile  in  Liechtenstein  (Liechtcu- 
steinsches  Landesgesetzblatt  Nr.  9  vom  Jahre   1891)  bestimmt: 

Artikel  I.  Die  Vollstreckung  auswärtiger  zivilgerichtlicher  Ur- 
theile in  Liechtenstein  ist  vom  hiesigen  Gerichte  entweder  auf  An- 
langen der  obsiegenden  Partei  oder  auf  Ersuchen  eines  auswärtigen 
Gerichtsstandes  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Vorschriften  und 
unter  der  Bedingung  zu  bewilligen,  dass  die  Zuständigkeit  des  aus- 
wärtigen Gerichts,  die  Kechtskraft  des  Urtheils  und  die  jenseitige 
gleiche  Behandlung  diesseitiger  wie  der  eigenen  Unterthanen  ausser 
Zweifel  gesetzt  sei. 

13* 


196  Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  etc. 

Der  Gerichtsstand  des  Vertrages  wird  nur  anerkannt,  wenn  der 
Ort,  wo  eine  Zahlung  geleistet  oder  eine  andere  Verbindlichkeit  er- 
füllt werden  soll,  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  des  Verpflich- 
teten festgestellt  ist  und  dies  dem  Vollstreckungsgerichte  nachgewie- 
sen wird. 

Durch  die  ausdrückliche  Unterwerfting  wird  die  Zuständigkeit  des 
ausländischen  Gerichts  in  jeÄem  Falle  begründet. 

Artikel  IT.  Wenn  ein  Ansuchen  der  obsiegenden  Partei  um 
Vollstreckung  eines  auswärtigen  zivilgerichtlichen  Urtheils  vorliegt, 
so  hat  das  hierländige  Gericht  nach  den  für  Vollstreckung  derartiger 
Urtheile  bestehenden  Vorschriften  vorzugehen. 

Artikel  IIT.  Wenn  ein  auswärtiges  Gericht  ein  amtliches  Er- 
suchschreiben um  die  Vollstreckung  eines  zivilgerichtlichen  Urtheils 
an  das  hierländige  Gericht  erlässt,  so  hat  das  letztere  zunächst  zu 
beachten,  dass  das  Urtheil  selbst  dem  Ersuchschreiben  beigeschlossen 
sei,  im  übrigen  aber  sich  folgendermassen  zu  benehmen: 

Ist  in  dem  Ersuchschreiben  des  auswärtigen  Gerichts  der  Gegen- 
stand, auf  welchen  die  Exekution  geführt  werden  soll,  nicht  ange- 
deutet, so  ist  dem  o^iegenden  Theile  auf  seine  Gefahr  ein  Vertreter 
von  amtswegen  aufzustellen,  welcher  diesen  Gegenstand  namhaft  zu 
machen  und  im  Namen  der  auswärtigen  Partei  das  Exekutionsgesuch 
einzureichen  hat;  ist  aber  in  dem  Ersuchschreiben  des  auswärtigen 
Gerichts  der  Gegenstand,  auf  welchen  die  Exekution  zu  führen  ist 
namhaft  gemacht,  so  hat  das  hierländige  Gericht  hierauf  den  ersten 
Grad  der  Exekution  in  der  nach  den  hierländigen  Gresetzen  vorge- 
schriebenen Art  zu  bewilligen,  zugleich  aber  dem  abwesenden  Ex€*- 
kutionswerber  auf  seine  Gefahr  einen  Vertreter  von  amtswegen  zn 
bestellen,  welcher  die  Fortsetzung  der  Exekutionsftihrung  gesetzmSssig 
zu  betreiben  und  über  die  Bechte  und  Gerechtsame  der  Partei  zu 
wachen  hat. 

Was  immer  das  hierländige  Gericht  auf  ein  Vollstreckungsein- 
schreiten eines  auswärtigen  Gerichts  verfügt,  ist  dem  letzteren  zur 
Verständigimg  des  obsiegenden  Theiles  bekannt  zu  geben;  übrigens 
ist  der  Partei  ausdrücklich  freizustellen,  sich  entweder  mit  dem  von 
amtswegen  bestellten  Vertreter  ins  Einvernehmen  zu  setzen  oder  statt 
desselben  einen  anderen  Bevollmächtigten  zu  bestellen. 

Sollten  über  ein  derartiges  vom  auswärtigen  Gerichte  eingelangtes 
Ersuchschreiben  Bedenken  oder  Anstände  eintreten,  so  ist  das  Er- 
suchen nicht  sofort  abzuweisen,  sondern  es  ist  dem  auswärtigen  Ge- 
richte unter  Anführung  des  Grundes,  welcher  der  Willfahrung  des 
Ersuchens  im  Wege  steht,  bekannt  zu  geben,  was  allenfalls  noch 
nachzutragen  und  zu  erörtern  wäre. 

In  jedem  Falle  ist  aber  mit  der  jenseitigen  Behörde  wegen  Ver- 
sicherung der  hierländigen  Taxen,  sowie  der  Grebühr  des  amtlich  auf- 
gestellten Vertreters  Rücksprache  zu  nehmen. 
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Oesterreieh. 

1.  Das  KeichsgeBetzblatt  1891  XLI.  St.  enthält  unter  Nr.  136 
das  Gesetz  vom  30.  August  1891,  womit  Bestimmungen  über  die 
Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit  getroffen  werden. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  2.  September  1891, 
Z.  15528,  betr.  die  Uebernahme  von  Häftlingen^  welche  aus 
Preussen  zur  Auslieferung  oder  zeitlichen  Ueberstellung  nach 
Oesterreich  oder  zum  Durchzuge  durch Oesterreich  von  den  k.  preus- 
sischen  Behörden  an  die  österreichisch-preussische  Grenze 
gebracht  werden  (Just.M-V.Bl.  1891  St.  XVH  S.  151). 

3.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  2.  September  1891, 
Z.  15528,  betr.  die  Uebergabe  von  Häftlingen,  die  im  Vollzuge 
einer  vom  Justizministerium  bewilligten  Auslieferung  oder  zeit- 
lichen Ueberstellung  oder  eines  vom  Ministerium  des  Innern  ge- 
statteten Durchzuges  nach  Preussen  zu  geleiten  sind;  an  die 
k.  preussiflchenBehörden  an  der  österreichisch-preussischen 
Grenze  (Ju8t.M.V.Bl.    St.  XVII  S.  154). 

4.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  2.  September  1891, 
Z.  15528,  betr.  die  Durchlieferung  von  Verbrechern  durch 
Oesterreich  (Just.M.V.Bl.  St.  XVII  S.  158). 

Nach  §  1  werden  Durchlieferungen  von  Häftlingen  durch  Oester- 
rt'ich  zum  Zwecke  einer  Strafverfolgimg  oder  einer  Konfrontation  im 
Auslande  von  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen 
mit  dem  k.  k.  Justizministerium  von  Fall  zu  Fall  bewilligt ;  Häftlinge, 
die  an  die  österreichische  Grenze  zur  Durchlieferung  gebracht  werden, 
dürfen  ohne  den  Nachweis  dieser  Bewilligung  an  der  Grenze  von  den 
k.   k.  Behörden  nicht  übernommen  werden. 

5.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  vom 
31.  Januar  1892;  betr.  die  Durchführung  einiger  Bestim- 
mungen der  mit  1.  Febr.  1892  in  Kraft  gesetzten  Handels- 
verträge, und  zwar  des  Handels-  und  Zollvertrags  mit  dem  Deutschen 
Reiche,  der  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  mit  Italien  und  Belgien 
vom  6.  Dezember  1891  und  des  Handelsvertrages  mit  der  Schweiz 
vom  10.  Dezember  1891  i)  (Oest.  R.G.Bl.  1892  S,  289  ff.). 

Oranje-Freistaat. 

Verordmmg,  betr.  die  Registrirung  der  Handelsmarken, 
vom  9.  Juni  1891,  seit  12.  Juli  1891  in  Kraft.  D.  H.A.  1891  I 
S.  951. 

8eliwedeii. 

Verordnung  vom  12.  Juni  1891,  betr.  Abänderungen  der 
Patentverordnung  vom  16.  Mai  1884.  D.  H.A.  1891  I  S.  936 
und  1886  I  S.  11. 
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S^cbwels. 

1.  BundesgeBetz  vom  25.  Juni  1891^  betr.  die  zivilrechtlichen 
YerhältnisBe  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter 
(Schweiz.  Bundesbl.  1891  8.  202  ff.). 

Erster  Titel. 

Die  zivilrechtlichen  Verh&ltnisse  der  schweiserischen  Nieder- 
gelassenen und  Aufenthalter  in  der  Schweiz. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  personen-,  familien-  und  erbrechtliohen  Bestimmungen  des 
Zivilrechts  eines  Kantons  finden  auf  die  in  seinem  Gebiete  wohnenden 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter  aus  anderen  Kantonen  nach  Massgabe 
der  Vorschriften  der  folgenden  Artikel  Anwendung. 

Art.  2.  Wo  dieses  Gesetz  nicht  ausdrücklich  den  Grerichtsstand  der 
Heimath  vorbehält»  unterliegen  die  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  in 
Bezug  auf  die  in  Art.  1  erwähnten  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Ge- 
richtsbarkeit des  Wohnsitzes. 

Der  Bichter  hat  das  Zivilrecht  eines  anderen  Kantons  von  amtswegen 
anzuwenden.  Vorbehalten  bleiben  die  kantonalen  Vorschriften,  betreffend 
die  Beweiserhebung  über  Statutar-  und  Gewohnheitsrecht. 

Art.  3.  Der  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes  befindet  sich  an  dem 
Orte,  wo  Jemand  mit  der  Absicht,  dauernd  zu  verbleiben,  wohnt. 

Die  Unterbringung  einer  Person  in  einer  Erziehungs-,  Pflege-,  Ver- 
sorgungs-,  Heil-  oder  Strafanstalt  begrttndet  für  dieselbe  keinen  Wohnsitz 
im  Sinne  dieses  Gesetzes;  ebensowenig  der  Aufenthalt  an  einem  Orte  zum 
Zwecke  des  Besuches  einer  Lehranstalt. 

Der  einmal  begründete  Wohnsitz  einer  Person  dauert  bis  zum  Erwerb 
eines  neuen  Wohnsitzes  fort. 

Niemand  hat  an  zwei  oder  mehreren  Orten  zugleich  seinen  Wohnsitz. 

Art  4.    Als  Wohnsitz  der  Ehefrau  gilt  der  Wohnsitz  des  Ehemannes. 

Als  Wohnsitz  der  in  elterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  gilt  der 
Wohnsitz  des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt. 

Als  Wohnsitz  der  unter  Vormundschaft  stehenden  Personen  gilt  der 
Sitz  der  Vormundschaftsbehörde. 

Art.  5.  Wenn  Jemand  in  mehreren  Kantonen  heimathberechtigt  ist ,  so 
gilt  für  die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  als  Heimath  der- 
jenige Heimathkanton,  in  welchem  er  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat, 
und  falls  er  seinen  Wohnsitz  niemals  in  einem  der  Heimathkantone  gehabt 
hat,  derjenige  Kanton,  dessen  Bürgerrecht  er  oder  seine  Vorfahren  zuletzt 
erworben  haben. 

Art.  6.  Wenn  in  den  Gebietstheilen  eines  und  desselben  Kantons 
nicht  dieselben  Rechtsnormen  in  Kraft  bestehen,  so  gilt  als  Wohnsitzrecht 
eines  Niedergelassenen  oder  Aufenthalters  das  Recht  desjenigen  Kantons- 
gebietes, in  welchem  derselbe  wohnt,  als  Heimathrecht  das  Recht,  welches 
in  derjenigen  Gemeinde  in  Kraft  besteht,  deren  Bürger  er  ist. 

Bei  mehrfacher  Heimathherechtigung  in  einem  solchen  Kanton  findet 
die  Vorschrift  des  Art.  5  entsprechende  Anwendung. 

B.  Personen-  und  feimltlenreohtilche  Verhältnisse. 

1)  Persönliche  Handlungsfähigkeit. 

Art.  7.  Die  persönliche  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  wird  flir  die 
Dauer  der  Ehe  durch  das  Recht  des  Wohnsitzes  bestimmt 

Die  Befugnisse  der  Minderjährigen  gegenüber  den  Inhabern  der  elter- 
lichen oder  vormundschaftlichen  Gewalt  bestimmen  sich  nach  demjenigen 
Rechte^  welches  fUr  die  elterliche  Gewalt  oder  die  Vormundschaft  gilt. 
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Die  JahrgebuDg  (YoUjährigkeitserklSning)  unterliegt  dem  Rechte  und 
der  Gerichtsbarkeit,  welche  fttr  die  elterliche  oder  Yonnundschaftliche  Ge- 
walt massgebend  sind. 

Die  Testirfähigkeit  beurtheilt  sich  nach  dem  Rechte  des  Wohnsitzes 
zur  Zeit  der  Errichtung  des  letzten  Willens. 

2)  Familienstand. 

Art.  8.  Der  Familienstand  einer  Person,  insbesondere  die  Frage  der 
ehelichen  oder  unehelichen  Geburt,  die  Frage  der  Wirkungen  einer  frei- 
willigen Anerkennung  oder  einer  durch  die  Behörden  erfolgten  Zns^rechung 
Unehelicher,  die  Frage  der  Adoption  (Wahlkindschaft)  bestimmt  sich  nach 
dem  heimathlichen  Rechte  und  unterliegt  der  Gerichtsbarkeit  der  Ueimath. 

Als  Heimath  g^ilt  in  diesen  Fällen  der  Heimathkanton  des  Ehemannes, 
des  Vaters,  der  adoptirenden  Person. 

3)  Elternrecht. 

Art.  9.  Die  elterliche  Gewalt  bestimmt  sich  nach  dem  Rechte  des 
Wohnsitzes. 

Die  Unterstützungspflicht  zwischen  Verwandten  richtet  sich  nach  dem 
heimathlichen  Rechte  des  Untersttttzungspflichtigen. 

4)  Vormundschaft. 

Art.  10.  Für  die  Vormundschaft  ist  unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen 
der  Art.  12—15  ausschliesslich  massgebend  das  Recht  des  Wohnsitzes  der 
Person,  welche  unter  Vormundschaft  zu  stellen  ist  oder  über  welche  eine 
Vormundschaft  bereits  bestellt  ist. 

Art.  11  Das  Vormundschaftsrecht  im  Sinne  dieses  Gesetzes  umfasst 
sowohl  die  Vorschriften  über  die  Fürsorge  fOr  die  Person  des  Bevormun- 
deten wie  die  Vorschriften  über  die  Vermögensverwaltung. 

Art.  12.  Die  Vormundsohaftsbehörde  des  Wohnsitzes  hat  derjenigen 
des  Heimathkantons  von  dem  Eintritt  und  von  der  Aufhebung  einer  Vor- 
mundschaft, sowie  von  dem  Wohnsitzwechsel  des  Bevormundeten  Eenntniss 
zu  geben  und  derselben  auf  Verlangen  über  alle  die  Vormundschaft  be- 
treffenden Fragen  Aufschluss  zu  ertheilen. 

Art.  13.  Wenn  über  die  religiöse  Erziehung  eines  bevormundeten  Min- 
derjährigen nach  Massgabe  der  Bestimmung  des  Art.  49  Abs.  3  der  Bundes- 
verfassung eine  Verfügung  zutreffen  ist,  so  hat  die  Vormundschaftsbehörde 
des  Wohnsitzes  in  dieser  Beziehung  die  Weisung  der  Vormundsohafts- 
behörde der  Heimath  einzuholen  und  zu  befolgen. 

Art.  14.  Die  zuständigen  Behörden  des  Heimathkantons  sind  berech- 
tigt, die  Bevormundung  der  Bürger  ihres  Kantons,  wel<;he  ausserhalb 
des  Heimathkantons  ihren  Wohnsitz  haben,  bei  den  zuständigen  Behörden 
des  Wohnsitzkantons  zu  beantragen.  Einem  solchen  Antrage  muss  Folge 
gegeben  werden,  sofern  die  Bevormundung  nach  Massgabe  des  Rechts  des 
Wohnsitzes  als  begründet  erscheint. 

Art.  15.  Wenn  die  Behörde  des  Wohnsitzes  die  persönlichen  oder  ver- 
mögensrechtlichen Interessen  des  Bevormundeten  oder  die  Interessen  seiner 
Heimathgemeinde  gefährdet  oder  nicht  gehörig  zu  wahren  in  der  Lage  ist, 
oder  wenn  die  Wohnsitzbehörde  die  Weisung  der  Heimathbehörde  in  Bezug 
auf  die  religiöse  Erziehung  eines  Kindes  nicht  befolgt,  so  kann  die  Hei- 
mathbehörde verlangen,  dass  die  Vormundschaft  ihr  abgegeben  werde. 

Art.  16.  Streitigkeiten  über  cUe  in  Art.  14  und  15  vorgesehenen  An- 
träge und  Begehren  der  Heimathbehörde  entscheidet  auf  Klage  dieser  Be- 
hörde in  letzter  Instanz  das  Bundesgericht  als  Staatsgerichtsbof.  In  drin- 
genden Fällen  trifft  der  Präsident  des  Bundesgerionts  zum  Schutze  be- 
drohter Interessen  vorsorgliche  Verfügungen. 

Art.  17.  Bewilligt  die  Vormundschaftsbehörde  dem  Bevormundeten 
einen  Wohnsitzwechsel,   so   geht  das  Recht  und  die  Pflicht  zur  Führung 
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der  Vormundschaft   auf  die  Behörde  des  oeuen  Wohnsitzes  tiber   und  ist 
das  Vermögen  des  Bevormundeten  an  diese  zu  verabfolgen. 

Art.  18.  Die  gleichzeitige  Führung  der  Vormundschaft  im  Wohnsitz- 
und  im  Heimathkanton  ist  unzulässig. 

5)  Güterrecht  der  Ehegatten. 

Art.  19.  Die  Güterrechtsverhältnisse  der  Ehegatten  unter  einander 
werden,  vorbehaltlich  des  Art.  20,  für  die  ganze  Dauer  der  Ehe,  auch  dann, 
wenn  die  Ehegatten  in  der  Folge  ihren  Wohnsitz  in  den  Heimathkanton 
verlegeni  von  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  beherrscht.  Im 
Zweifel  ist  als  erster  ehelicher  Wohnsitz  der  Wohnsitz  des  Ehemannes  zur 
Zeit  der  Eheschliessung  anzusehen. 

Für  die  Güterrechtsverhältnisse  der  Ehegatten  gegenüber  Dritten  ist 
massgebend  das  Recht  des  jeweiligen  ehelichen  Wohnsitzes;  dasselbe  be- 
stimmt insbesondere  die  Rechtsstellung  der  Ehefrau  den  Gläubigem  des 
Ehemannes  gegenüber  im  Konkurs  des  Ehemannes  oder  bei  einer  gegen 
denselben  vorgenommenen  Pfändung. 

Art.  20.  Wenn  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  wechseln,  so  können 
sie  mit  Genehmigung  der  zuständigen  Behörde  des  neuen  Wohnsitzes  durch 
Einreichung  einer  gemeinschaftlichen  Erklärung  bei  der  zuständigen  Amts- 
stelle (Art.  3K,  litt,  b)  ihre  Rechtsverhältnisse  auch  unter  sich  dem  Rechte 
des  neuen  Wohnsitzes  unterstellen. 

Die  Erklärung  wirkt  auf  den  Zeitpunkt  des  Beginnes  des  Güterreebts- 
verhältnisses  zurück. 

Art.  21.  Die  an  einem  ehelichen  Wohnsitze  durch  besonderes  Rechts- 
geschäft erworbenen  Rechte  Dritter  werden  durch  einen  Wohn  sitz  Wechsel 
der  Ehegatten  nicht  berührt. 

C.    Erbrecht 

Art.  22.  Die  Erbfolge  richtet  sich  nach  dem  Rechte  des  letzten  Wohn- 
sitzes des  Erblassers. 

Durch  letztwillige  Verfügung  oder  durch  Erbvertrag  kann  jedoch  Je- 
mand die  Erbfolge  in  seinen  !Naohlass  dem  Rechte  seines  Heimathkantons 
unterstellen. 

Art.  23.  Die  Eröffnung  der  Erbschaft  erfolgt  stets  für  die  Gesammt- 
heit  des  Vermögens  an  dem  letzten  Wohnsitze  des  Erblassers. 

Art.  24.  Letztwillige  Verfügungen,  Erbverträge  und  Schenkungen  auf 
den  Todesfall  sind  hinsichtlich  ihrer  Form  gültig,  wenn  sie  dem  Rechte 
des  Errichtungsortes  oder  demjenigen  des  Wohnsitzkantons  zur  Zeit  der 
Errichtung  des  Aktes  oder  zur  Zeit  des  Ablebens  des  Erblassers  oder  dem- 
jenigen des  Heimathkantons  des  Erblassers  entsprechen. 

Art.  25.  Ein  Erbvertrag  beurtheilt  sich  hinsichtlich  seines  Inhalts, 
wenn  er  zwischen  Verlobten  abgeschlossen  wurde,  nach  dem  Rechte  des 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes,  in  allen  anderen  Fällen  nach  dem  Rechte  des 
Wohnsitzes  des  Erblassers  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses.  Vorbehalten 
bleiben  die  Bestimmungen,  welche  das  für  die  Erbfolge  massgebende  Recht 
(Art.  22)   hinsichtlich  des  Notherbenrechts  enthält. 

Art.  26.  Erbrechtliche  Verhältnisse,  die  in  Folge  des  Ablebens  eines 
Ehegatten  eintreten  und  mit  dem  Familienrechte  zusammenhängen,  be- 
urtheilen  sich  nach  dem  für  die  Erbfolge  massgebenden  Recht  (Art.  22); 
sie  werden  durch  späteren  Wohnsitzwechsel  des  überlebenden  Ehegatten 
nicht  geändert. 

Art.  27.  Das  Pflichttheilsrecht  bei  Schenkungen  unter  Lebenden  oder 
auf  den  Todesfall  richtet  sich  nach  dem  für  die  Erbfolge  in  den  Nachlass 
des  Schenkers  massgebenden  Rechte  (Art  22). 
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Zweiter  Titel. 
Die  sivilreohtlichen  Verhältnisse  der  Schweizer  im  Auslande. 

Art.  28.  Soweit  nicht  Staatsverträßfe  besondere  Bestimmungen  ent- 
halten, gelten  flir  die  personen-,  familien-  and  erbrechtlicben  Verbalt- 
nisse  der  Schweizer,  welche  im  Auslande  ihren  Wohnsitz  haben,  folgende 
Regeln : 

1)  Sind  diese  Schweizer  nach  Massgabe  der  ausländischen  Gesetz- 
gebung dem  ausländischen  Rechte  unterworfen,  so  erstreckt  sich  die  An- 
wendung des  ausländischen  Rechts  nicht  auf  ihre  in  der  Schweiz  gelegenen 
Liegenschaften;  es  gilt  vielmehr  in  Bezug  auf  solche  Liegenschaften  das 
Recht  und  der  Gerichtsstand  des  Heimathkantons. 

2)  Sind  diese  Schweizer  nach  Massgabe  der  ausländischen  Gesetz- 
gebung dem  ausländischen  Rechte  nicht  unterworfen,  so  unterstehen  sie  dem 
Rechte  und  dem  Gerichtsstand  des  Heimathkantons. 

Art.  29.  Wenn  bevormundete  Schweizer  die  Schweiz  verlassen,  so 
wird  die  Vormundschaft,  solang  der  Grund  der  Bevormundung  fortbesteht, 
von  der  bisherigen  Vormundschaftsbehörde  fortgeführt. 

Die  in  Art.  15  der  heimathlichen  Vormundschaftsbehörde  eingeräumten 
Befugnisse  bleiben  gleichfalls  in  Geltung. 

Art.  30.  Wird  die  Bestellung  einer  Vormundschaft  über  eine  aus- 
wandernde oder  landesabwesende  Person  nöthig,  so  ist  hiefür  die  Behörde 
des  Heimathkantons  zuständig. 

Art.  31.  Haben  schweizerische  Ehegatten  ihren  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitz im  Auslande,  so  bestimmen  sich  ihre  güterrechtlichen  Verhältnisse 
nach  dem  Rechte  des  Heimathkantons,  soweit  für  dieselben  nicht  das  aus- 
ländische Recht  massgebend  ist. 

Das  für  schweizerische  Ehegatten  in  der  Schweiz  begründete  Güter- 
rechtsverhältniss  wird  durch  Verlegung  des  ehelichen  Wohnsitzes  ins  Aus- 
land nicht  geändert,  vorausgesetzt,  dass  das  ausländische  Recht  dieser  Fort- 
dauer nicht  entgegensteht. 

Wenn  schweizerische  Eheleute  aus  dem  Auslände  in  die  Schweiz  zu- 
rttckkehren,  so  setzen  sie  untereinander  das  Rechtsverhältniss  fort,  das  im 
Auslände  für  sie  Geltung  hatte.  Sie  sind  jedoch  berechtigt,  von  der  in 
Art.  20  den  Ehegatten  eingeräumten  Befugniss  Gebrauch  zu  machen. 
Dritten  gegenüber  kommt  die  Vorschrift  des  Art.  19  Abs.  2  zur  An- 
wendung. 

Dritter  Titel. 

Die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Ausländer  in  der  Schweiz. 

Art.  32.  Die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden  auf  die 
Ausländer,  welche  in  der  Schweiz  ihren  Wohnsitz  haben,  entsprechende 
Anwendung. 

Art.  33.  Die  über  einen  Ausländer  in  der  Schweiz  angeordnete  Vor- 
nmndschaft  ist  auf  Begehren  der  ausländischen  zuständigen  Heimathbe- 
hörde  an  diese  abzugeben ,  sofern  der  ausländische  Staat  Gegenrecht  hält. 

Art.  34  Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Bestimmungen  der  Staats- 
yerträge  sowie  die  Bestimmungen  des  Art.  10  Abs.  2  und  3  des  Bundes- 
gesetzes, betreffend  die  persönliche  Handlungsfähigkeit,  vom  22.  Juni  1881. 

Vierter  TiteL 
Uebergangs-  und  Schlussbestimmungen. 

Art.  35.  Der  Bundesrath  sorgt  dafür,  dass  der  üebergang  der  Vor- 
mundschaftsverwaltungen  auf  den  Wohnsitzkanton  nach  Massgabe  dieses 
Gesetzes  in  angemessener  Frist  vollzogen  wird. 
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Art.  36.    Die  Kantone  bezeichnen: 

a)  die  zur  Beurtbeilung  der  in  Art  16  erwähnten  Vormundschaftsstreitig- 
keiten zuständigen  kantonalen  Behörden,  sofern  sie  nicht  die  Benrthei- 
lung  solcber  Streitigkeiten  in  erster  und  letzter  Instanz  dem  Bunde»- 
geriebt  anheimstellen; 

b)  die  zur  Genehmigung  von  Erklärungen  gemäss  Art.  20  zuständige  Be- 
hörde sowie  die  Amtsstelle,  weiche  dieselben  entgegen  zu  nehmen  hat. 
Art.  37.     Die  in  Art.  20  eingeräumte  Befugniss   steht  auch  den  sar 

Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  bereits  verehelichten  Personen  zu. 

Art.  38.  Das  Bundesgericht  beurtheilt  nach  dem  für  staatsrechtliche 
Entscheidungen  vorgeschriebenen  Verfahren  die  Streitigkeiten,  zu  denen 
die  Anwendung  dieses  Gesetzes  Anlass  geben  kann. 

Art.  39.  Auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  das  vorliegende  Gesetz  io 
Kraft  tritt,  werden  alle  demselben  widersprechenden  Bestimmungen  der 
eidgenössischen  und  kantonalen  Gesetzgebung  aufgehoben;  desgleichen 
treten  auf  gedachten  Zeitpunkt  ausser  Wirksamkeit : 

1)  das  Konkordat  über  vormundschaftliche  und  BevogtungSTerhältoiaae 
vom  15.  Juli  1822; 

2)  das  Konkordat  über  Testirungsfahigkeit  und  Erbrechtsverhältnisse 
vom  15.  Juli  1822. 

Art.  40.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestim- 
mungen des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volkssb- 
Stimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  dieses  Gesetz  bekannt 
zu  machen  und  den  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  festzusetzen. 

Laut  Ki'eisausschreibens  des  Bundesraths  an  sämmtliche  Kantous- 
regierungen  vom  20.  November  1891  ist  das  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes auf  den  1.  Juli  1892  festgesetzt. 

2.  Der  schweizerische  Bundesrath  hat  in  Nr.  4  des  Bundesblattes 
(vom  27.  Januar  1892)  S.  402  ff.  das  von  der  Bundesversammlung 
beschlossene  Bundesgesetz  vom  22.  Januar  1892 ^  betr.  die  Auslie- 
ferung gegenüber  dem  Auslande«  veröffentlicht.  Die  EinspmcliB- 
frist  endigt  am  26.  April  1892. 

Der  Text  des  Gesetzes  lautet: 

Erster  Titel. 

Bedingungen  der  Auslieferujig. 

Art.  1.  Der  Bundesrath  kann,  mit  oder  ausnahmsweise  ohne  Vorbe- 
halt des  Gegenrecfats,  unter  den  in  diesem  Gesetze  aufgestellten  Voraus- 
setzungen jeden  Fremden  ausliefern,  der  durch  die  zuständigen  GerichtB- 
behörden  des  ersuchenden  Staates  verfolgt,  in  Untersuchung  gezogen  oder 
in  Anklagezustand  versetzt  oder  verurtheilt  ist  und  auf  dem  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  betroffen  wird. 

Wenn  der  Bundesrath  bei  einem  auswärtigen  Staate  die  Ausliefenmg 
einer  Person  nachsucht,  die  strafrechtlich  verfolgt,  in  Untersuchung  ^- 
zogen  oder  in  Anklagezustand  versetzt  oder  durch  ein  zuständiges  schwei- 
zerisches Gericht  verurtheilt  ist,  so  kann  er  innerhalb  der  Grenzen  dieses 
Gesetzes  das  Gegenrecht  zusichern. 

Auslieferungsverträge  mit  fremden  Staaten  können  innerhalb  der^Greo- 
zen  dieses  Gesetzes  abgeschlossen  werden. 

Wenn  zwischen  der  Schweiz  und  dem  ersuchenden  Staate  ein  Auslie- 
ferungsvertrag besteht,  so  kann  der  Bundesrath  mit  oder  ohne  Vorbehslt 
des  Gegenrechts  auch  wegen  einer  im  Vertrag  nicht  vorgesehenen  straf- 
baren Handlung  die  Auslieferung  bewilligen ,  sofern  diese  nach  dem  geges- 
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wärtigen  Gesetze  statthaft  ist.  Ist  die  Schweiz  der  ersuchende  Staat,  so 
kann  er  unter  den  nämlichen  Voraussetzungen  das  Gegenrecht  zusichern. 

Der  Bundesrath  hat  die  Bundesversammlung  von  der  Annahme  oder 
der  Ertheilnng  solcher  Gegenrecbtserklarungen  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Art.  2.  Kein  Schweizerbürger  darf  an  einen  fremden  Staat  ausgeliefert 
werden. 

Wird  ein  in  der  Schweiz  befindlicher  Schweizerbtirger  von  einem  aus- 
wärtigen Staate  wegen  einer  im  Staatsvertrage  oder  in  einer  Gegenrechts- 
erklärung vorgesehenen  strafbaren  Handlung  verfolgt,  so  ertheilt  der 
Bundesrath  dem  verfolgenden  St^iate  auf  dessen  Ersuchen  oder  bei  der 
Ablehnung  des  Auslieferungsbegehrens  die  Zusicherung,  dass  der  Verfolgte 
in  der  Schweiz  nach  dem  im  Gebiete  des  zuständigen  Gerichts  geltenden 
Rechte  beurtheilt  und  gegebenen  Falls  bestraft  werden  wird.  Diese  Zu- 
sicherung wird  jedoch  nur  gegeben ,  sofern  der  ersuchende  Staat  erklärt, 
dass  der  Schweizerbürger  nach  Verbüssung  der  in  der  Schweiz  gegen  ihn 
verhängten  Strafe  auf  seinem  Gebiete  nicht  nochmals  wegen  desselben  Ver- 
brechens verfolgt  und  auch  ein  von  seinen  Gerichten  gegen  ihn  ausge- 
fälltes Strafurtheil  nicht  vollzogen  werden  wird. 

Wird  diese  Zusicherung  ertheilt,  so  ist  der  Niederlassungskanton  und, 
wenn  der  Verfolgte  in  der  Schweiz  keine  Niederlassung  hat,  der  Heimath- 
kanton verpflichtet,  gegen  denselben  vorzugehen,  wie  wenn  die  strafbare 
Handlung  im  Gebiete  des  Kantons  begangen  worden  wäre. 

Art.  3.  Die  Auslieferung  kann  fßr  folgende  Handlungen  und  Unter- 
lassungen bewilligt  werden,  wenn  sie  sowohl  nach  dem  Rechte  des  Zu- 
fluchtsortes, als  nach  dem  des  ersuchenden  Staates  strafbar  sind  und  den 
Thatbestand  eines  der  folgenden  gemeinen  Verbrechen  oder  Vergehen 
enthalten : 

I.    Delikte  gegen  Leib  und  Leben. 

1)  Mord,  Todtschlag  und  fahrlässige  Tödtung; 

2)  Kindsmord  und  Abtreibung; 

3)  Aussetzung  und  bösliches  Verlassen  von  Kindern  und  htilflosen 
Personen ; 

4)  Körperverletaung,  welche  den  Tod,  einen  bleibenden  Nachtheil  oder 
eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  20  Tagen  zur  Folge  hatte,  Theilnahme 
an  einem  Raufhandel  mit  solchem  Ausgange; 

5)  Misshandlung  der  Eltern  durch  ihre  Kinder  und  fortgesetzte  Miss- 
handlung der  Kinder  durch  die  Eltern  oder  diejenigen  Personen,  deren 
Obhut  sie  unterstellt  sind. 

n.   Delikte  gegen  Freiheit  und  gegen  Familienrechte. 

6)  Menschenraub  und  Kinderraub; 

7)  widerrechtliches  Gefangenhalten; 
8^  Entführung  von  Minderjährigen; 

9}  Hausfriedensbruch  unter  erschwerenden  Umständen; 

10)  Androhung  gewaltsamer  Handlungen  gegen  die  Person  oder  gegen 
das  Eigenthum ; 

11)  Veränderung  oder  Unterdrückung  des  Zivilstandes. 

m.    Delikte  gegen  die  Sittlichkeit. 

12)  Nothzucht    und    gewaltsamer     Angriif    auf    die    Schamhaftigkeit, 
Schändung  einer  wehrlosen  oder  geistesgestörten  Person; 

13}  ünsittlichkeiten  mit  Kindern  oder  Pflegebefohlenen; 

14)  Verleitung  von  Minderjährigen  zur  Unzucht  durch    die  Eltern,  den 
Vormund  oder  durch  eine  Person,  unter  deren  Aufsicht  sie  stehen ; 

15)  gewerbsmässige  Kuppelei; 

16) -unzüchtige  Handlungen,  welche  öffentliches  Aergerniss  erregen; 

17)  Blutschande; 

18)  Bigamie. 
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IV.    Delikte  gegen  das  Vermögen. 

19)  Raub  (Seeraub),  Erpressung,  Diebstahl,  Hehlerei; 

20)  Unterschlagung  und  Vertrauensmissbrauch; 

21)  vorsätzliche  Eigenthumsbeschädigung; 

22)  Betrug,  betrüglicber  Bankerott  und  betrügerische  Handlungen  im 
Schuldbetreibungs-  und  Konkursverfahren. 

V.    Delikte  gegen  Treue  und  Glauben. 

23)  Fälschung  und  Verfälschung  von  Münzen,  Papiergeld  oder  Wertb- 
zeichen  (Postmarken  u.  s.  w.),  von  Banknoten,  Obligationen,  Aktien  und 
anderen  vom  Staate,  durch  Korporationen,  Gesellschaften  oder  Private  aus- 
gegebenen Werthtiteln ;  Einführen,  Ausgeben  und  Inverkehrbringen  der  ge- 
fälschten oder  verfälschten  Gegenstände  in  betrügerischer  Absicht; 

24)  Fälschung  und  Verfälschung  von  Siegeln,  Stempeln,  Marken  oder 
Clich^s,  betrügerischer  Gebrauch  gefälschter  oder  verfälschter  und  Miss- 
brauch echter  Siegel,  Stempel,  Marken,  Clich^s; 

25)  Fälschung  und  Verfälschung  von  Urkunden,  betrügerischer  Gebrauch 
gefälschter  und  verfälschter  Urkunden,  Beseitigung  von  Urkunden,  Miss- 
brauch eines  Blanketts; 

26)  Grenzverrückung. 

VI.   Gemeingefährliche  Delikte. 

27)  Brandstiftung,  Missbrauch  von  Sprengstoffen,  Verursachung  einer 
Ueberschwemmung,  mit  Vorsatz  oder  aus  Falirlässigkeit; 

28)  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Zerstörung  oder  Beschädigung  von 
Eisenbahnen,  Dampfschiffen,  Posten,  von  elektrischen  Apparaten  und  Lei- 
tungen (Telegraph,  Telephon)  und  Gefährdung  ihres  Betriebes; 

29)  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Handlungen,  welche  die  Zerstörung,  die 
Strandung  oder  den  Untergang  eines  Schiffes  bewirken; 

30)  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Verbreitung  von  Krankheiten  bei 
Menschen  und  Thieren,  gemeingefährliche  Verunreinigung  von  Quellen, 
Brunnen  und  Gewässern: 

31)  vorsätzliche  Fälscnung  und  Verfälschung  von  Lebensmitteln  in  einer 
für  die  Gesundheit  von  Menschen  oder  Thieren  gefährlichen  Weise:  Feil- 
halten und  Inverkehrbringen  von  solchen  gefälschten  oder  verfälschten 
oder  von  gesundheitswidrigen  oder  verdorbenen  Lebensmitteln  unter  Ver- 
schweigung ihrer  schädlichen  Beschaffenheit. 

VII.    Delikte  gegen  die  Rechtspflege. 

32)  falsche  Anschuldigung; 

33)  Meineid  und  wissentlich  falsche  Versicherung  an  Eidestatt; 

34)  falsches  Zeugniss ,  falsches  Gutachten  eines  Sachverständigen, 
falsche  Erklärung  eines  Dolmetschers  und  die  Verleitung  zu  diesen 
Handlungen. 

VIII.    Amtsdelikte. 

35)  Bestechung  von  öffentlichen  Beamten,  von  Geschwomen,  Schieds- 
richtern und  Sachverständigen; 

36)  Amtsunterschlagung,  Erpressung  und  Uebervortheilung  in  amtlicher 
Stellung,  Amtsmissbrauch  in  Folge  Bestechung  oder  zu  betrügerischen 
Zwecken ; 

37)  Unterschlagung  von  Briefen  und  Telegrammen,  Verletzung  des  Brief- 
und  Telegraphengeheimnisses  durch  Post-  oder  Telegraphenbeamte. 

Unter  die  Bestimmungen  dieses  Artikels  fallen  auch  der  Versuch,  die 
Theilnahme  (Anstiftung  und  Gehülfenschaft) ,  die  Begünstigung  und  die 
Aufforderung  oder  das  Erbieten  zur  Begehung  eines  Verbrechens  oder  tax 
Theilnahme  an  einem  Verbrechen. 

Für  leichtere  Vergehen  kann  die  Ausliefening  verweigert  und  auf  die 
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Stellang  eines  Auslieferungsbegehrens  verzichtet  werden;  so  namentlich 
dann,  wenn  die  bereits  erfolgte  Verurtheilung  eine  Freiheitsstrafe  von  drei 
Monaten  nicht  übersteigt. 

Art.  4.  Die  Auslieferung  wegen  einer  in  Artikel  3  erwähnten 
Handlung  kann  auch  dann  bewilligt  werden,  wenn  die  Handlung  zwar  nach 
den  Gesetzen  des  ersuchenden  Staates  strafbar,  in  dem  Strafgesetze  des 
Zufluchtskantons  jedoch  nicht  besonders  erwähnt  ist,  sofern  diese  Nicht- 
erwähnung lediglich  die  Folge  äusserer  Verhältnisse  ist,  wie  z.  B.  der  Ver- 
schiedenheit der  geographischen  Lage  beider  Länder. 

Art.  5.  Wenn  das  Strafgesetz  des  ersuchenden  Staates  ftir  die  straf- 
bare Handlung,  um  deren  willen  die  Auslieferung  begehrt  wird,  eine  kör- 
perliche Strafe  androht,  so  wird  die  Auslieferung  nur  unter  der  Bedingung 
bewilligt,  dass  die  Strafe  gegebenen  Falles  in  eine  Freiheits-  oder  Geld- 
strafe umgewandelt  werde. 

Art  6.  Die  Auslieferung  wird  verweigert,  wenn  nach  der  Gesetz- 
gebung des  Zufluchtskantons  oder  nach  der  des  ersuchenden  Staates  die 
Strafklage  oder  die  Strafe  verjährt  ist. 

Art.  7.  Die  Auslieferung  ist  stets  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass 
der  Ausgelieferte  für  keine  andere,  vor  der  Stellung  des  Anslieferungs- 
begehrens  begangene  Handlung  verfolgt  oder  bestraft  werden  darf,  als  für 
die«  um  deren  willen  die  Auslieferung  erfolgt  ist,  und  für  damit  zusammen- 
hängende Handlungen ,  es  sei  denn ,  dass  der  Ausgelieferte  und  sein  all- 
fälliger Vertheidiger  oder  Rechtsbeistand  ausdrücklich  einwilligen,  oder 
dass  der  Ausgelieferte  während  eines  Monats  nach  seiner  endgültigen  Frei- 
lassung von  der  Möglichkeit,  das  Gebiet  des  ersuchenden  Staates  zu  ver- 
lassen, keinen  Gebrauch  gemacht  hat. 

Der  Bnndesrath  kann  auf  erneutes  Begehren  des  ersuchenden  Staates 
gestatten,  dass  der  Ausgelieferte  wegen  einer  früher  begangenen,  im  ersten 
Ausliefemngsbegehren  nicht  angeführten  strafbaren  Handlung  verfolgt  oder 
bestraft  werde. 

Der  Bundesrath  kann  seinerseits  auf  die  in  Absatz  1  erwähnte  Be- 
dingung eingehen,  wenn  im  entsprechenden  Fall  das  Ausliefemngsbegehren 
von  der  Schweiz  gestellt  wird. 

Art.  8.  Dem  Staate,  an  den  die  Auslieferung  stattgefunden  hat,  steht 
das  Recht  nicht  zu,  von  sich  aus  den  Ausgelieferten  an  einen  dritten  Staat 
weiter  auszuliefern,  es  sei  denn,  dass  die  in  Art.  7  Abs.  1  erwähnten  Voraus- 
setzungen zutreffen. 

Art.  9.  Die  Auslieferung  eribigt  nur  unter  der  Bedingung,  dass  der 
Auszuliefernde  nicht  vor  ein  Ausnahmegericht  gestellt  werden  darf. 

Art.  10.  Wegen  politischer  Verbrechen  und  Vergehen  wird  die  Aus- 
lieferung nicht  bewilligt. 

Die  Auslieferung  wird  indessen  bewilligt,  obgleich  der  Thäter  einen 
politischen  Beweggrund  oder  Zweck  vorschützt,  wenn  die  Handlung,  um 
deren  willen  die  Auslieferung  verlangt  wird,  vorwiegend  den  Earakter 
eines  gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens  hat.  Das  Bundesgericht  ent- 
scheidet im  einzelnen  Falle  nach  freiem  Ermessen  über  die  Natur  der  straf- 
baren Handlung  auf  Grund  des  Thatbestandes. 

Wenn  die  Auslieferung  bewilligt  wird,  so  stellt  der  Bundesrath  die 
Bedingung,  dass  der  Auszuliefernde  weder  wegen  eines  politischen  Ver- 
brechens, noch  wegen  seines  politischen  Beweggrundes  oder  Zweckes  ver- 
folgt oder  bestraft  werden  dürfe. 

Art.  11.  Wegen  üebertretung  fiskalischer  Gesetze  und  wegen  reiner 
Militärvergehen  wird  die  Auslieferung  nicht  bewilligt. 

Hat  eine  Person,  die  wegen  einer  die  Auslieferung  begründenden 
Handlung  verfolgt  wird,  ausserdem  ein  fiskalisches  oder  ein  militärisches 
Gesetz  übertreten,    so  erfolgt  die  Auslieferung  nur  unter   der  Bedingung, 
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dass  diese  Uebertretung  weder  betraft  werden,  noch  einen  StrafVerBcbir- 
fungsgrund  bilden  darf. 

Art.  12.  Die  Auslieferung  wird  nicht  bewilligt,  wenn  die  strafbare 
Handlung,  wegen  deren  sie  verlangt  wird,  auf  dem  Gebiete  der  Eid- 
genossenschaft begangen  oder  zwar  im  Auslande  begangen ,  aber  in  der 
Schweiz  endgültig  beurtheilt  worden  ist  oder  daselbst  strafrechtlich  ver- 
folgt wird. 

Art.  13.  Wenn  die  Person,  deren  Ausliefei-ung  anbegehrt  wird,  in  der 
Schweiz  wegen  einer  anderen  strafbaren  Handlung  strafrechtlich  verfolgt 
wird  oder  verurtheilt  worden  ist,  so  wird  sie  erst  nach  Beendigting  dei 
Strafverfahrens  und  Verbüssung  der  Strafe  ausgeliefert. 

Der  Bundesrath  kann  indessen  gestatten,  dass  der  Verfolgte  zur  ge- 
richtlichen Aburtheilung  vorübergehend  an  den  ersuchenden  Staat  aus- 
geliefert werde,  unter  der  Bedingung,  dass  sofort  nach  beendigtem  Pro- 
zesse die  Zurückliefe rung  an  die  Schweiz  stattfinde. 

Art.  14.  Wird  die  Auslieferung  von  mehreren  Staaten  wegen  derselben 
Handlung  verlangt,  so  ist  sie  vorzugsweise  an  den  Staat  zu  bewilligen, 
auf  dessen  Gebiet  die  That  oder,  wenn  das  Verbrechen  in  mehreren  Staa- 
ten verübt  wurde,  an  den  Staat,  in  dem  die  Haupthandlung  begangen 
worden  ist. 

Wird  die  Auslieferung  von  mehreren  Staaten  wegen  verschiedener 
strafbarer  Handlungen  begehrt,  so  erhält  derjenige  Staat  den  Vorzug, 
dessen  Begehren  das  schwerste  Verbrechen  anführt.  Sind  die  Verbrechen 
gleich  schwer  oder  erscheint  es  zweifelhaft,  welches  das  schwerere  sei,  so 
hat  der  Bundesrath  in  der  Regel  zunächst  das  zuerst  gestellte  Begehren 
zu  berücksichtigen;  er  kann  aber  aiich  die  geographische  Lage  der  er- 
suchenden Staaten ,  sowie  die  Staatsangehörigkeit  des  Auszuliefernden  in 
Betracht  ziehen.  Bei  der  Bewilligung  der  Auslieferung  kann  der  Bundes- 
rath den  Vorbehalt  machen,  dass  der  Ausgelieferte  nach  seiner  Bcurthd- 
lung  und  Bestrafung  dem  oder  den  anderen  Staaten  übergeben  werde,  die 
ebenfalls  seine  Auslieferung  begehrt  hatten. 

Besondere  Vereinbarungen  bleiben  vorbehalten. 

Zweiter  Titel. 
AuslieferTmgsverflEkhren. 

Art.  lö.  Die  Auslieferungsbegehren  sind  in  der  Regel  auf  diploma- 
tischem Wege  an  den  Bundesrath  zu  richten.  Ist  die  Schweiz  der  er- 
suchende Theil,  so  wendet  sich  der  Bundesrath  ebenfalls  auf  diplomatiscfaeni 
Wege  an  den  auswärtigen  Staat. 

Dem  Auslieferungsbegehren  muss  in  Urschrift  oder  beglaubigter  Ab- 
schrift ein  Urtheil  oder  ein  Haftbefehl,  erlassen  von  der  zuständigen  Be- 
hörde und  nach  den  gesetzlichen  Formen  des  ersuchenden  Staates,  oder 
eine  andere  Urkunde  beigegeben  sein,  die  in  dem  ersuchenden  Staate  ge- 
bräuchlich ist  und  wenigstens  die  gleiche  Kraft  hat,  wie  ein  Verhafts- 
befehl;  in  dieser  Urkunde  muss  das  eingeklagte  Verbrechen,  sowie  Ort 
und  Zeit  seiner  Begehung  angegeben  sein.  Beizufügen  sind  stets  die  Be- 
zeichnung und,  wenn  nöthig,  eine  Abschrift  der  auf  die  eingeklagte  Hand- 
lung anwendbaren  Gesetzesbestimmungen,  soweit  möglich  das  Signalement 
des  Auszuliefernden  und  möglichst  genaue  Angaben  über  seine  Identität, 
Persönlichkeit  und  Staatsangehörigkeit. 

Art.  16.  Der  Bundesrath  entscheidet,  ob  und  unter  welchen  Be- 
dingungen auf  das  Auslieferungsbcgehren  einzutreten  sei. 

Tritt  der  Bundesrath  auf  das  Begehren  nicht  ein,  so  macht  er  dem  er- 
suchenden Staate  hievon  Mittheilung. 

Tritt  der  Bundesrath  auf  das  Begehren  ein,  so  trifft  er  die  in  Art  18 
vorgesehenen  Massnahmen,  um  die  Person,  deren  Auslieferung  begehrt  wird, 
aufsuchen  und  verhaften  zu  lassen. 
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Entspricht  das  Begehren  nicht  den  Anforderungen  des  Art.  lö,  so  kann 
der  Bundesrath  den  ersuchenden  Staat  einladen,  es  vorschriftsgemäss  ein- 
zureichen oder  zu  vervollständigen;  er  kann  inzwischen  gleichwohl  die  in 
Art.  18  vorgesehenen  Massnahmen  treffen. 

Art.  17.  Wird  auf  diplomatischem  Wege  beim  Bundesrath  eine  provi- 
sorische Verhaftung  begehrt,  so  ordnet  er  ebenfalls  die  in  Art.  18  vor- 
gesehenen Massnahmen  an,  sofern  in  dem  Begehren  das  Bestehen  eines 
Haftbefehls  oder  einer  anderen  gleichwerthigen  Urkunde  angezeigt  und  ein 
Aoslieferungsbegebren  angekündigt  und  überdies  die  in  Art.  15  erwähnten 
Dothwendigen  Angaben  enthalten  sind. 

In  einem  solchen  Falle  wird  jedoch  die  verhaftete  Person,  sie  wäre 
denn  ans  einem  anderen  Grunde  in  Haft  zu  behalten,  auf  freien  Fuss  ge- 
setzt, wenn  der  von  der  zuständigen  Behörde  erlassene  Verhaftsbefehl  oder 
eine  andere  gleichwerthige  Urkunde  und  das  Ausliefer uugsbegehren  nicht 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  vorschriftsgemäss  vorgelegt  werden.  Diese 
Frist  beträgt,  von  der  Verhaftung  an  gerechnet,  20  Tage,  wenn  der  er- 
suchende Staat  an  die  Schweiz  grenzt,  30  Tage,  wenn  er  ein  nicht  an- 
grenzender europäischer  Staat  ist;  wird  die  Auslieferung  von  einem  ausser- 
europäischen  Staate  verlangt,  so  kann  die  Frist  bis  auf  drei  Monate  aus- 
gedennt  werden. 

Art.  18.  Wenn  aus  dem  Auslieferungsbegehren  ersichtlich  oder  sonst- 
wie bekannt  ist,  in  welchem  Kanton  die  verfolgte  Person  Zuflucht  genom- 
men hat,  so  fordert  der  Bundesrath  die  Regierung  dieses  Kantons  auf,  mit 
möglichster  Beförderung  der  gesuchten  Person  nachforschen  und  sie  ver- 
haften zu  lassen. 

Die  zuständige  Behörde  verfügt  und  vollzieht  die  Verhaftung  in  der 
von  der  kantonalen  Gesetzgebung  vorgeschriebenen  Weise;  sie  nimmt  zu- 
gleich jede  Durchsuchung  oder  Beschlagnahme  vor,  die  von  der  kantonalen 
Gesetzgebung  vorgeschrieben  oder  im  Haftbefehl  nachgesucht  und  nach  kan- 
tonalem Gesetze  statthaft  ist. 

Ist  der  Znfluchtskanton  unbekannt,  so  ordnet  das  eidgenössische  Justiz- 
und  Polizeidepartement  die  zur  Auffindung  des  Verfolgten  erforderlichen 
Schritte  an  und  lässt,  wenn  nöthig,  dessen  Signalement  veröffentlichen,  mit 
der  Aufforderung  an  die  kantonalen  Polizeibehörden,  ihn  aufzusuchen  und  zu 
verhaften. 

Bleiben  die  Nachforschungen  erfolglos,  so  gibt  der  Bundesrath  dem  er- 
suchenden Staate  hievon  Kenntniss. 

Art.  19.  In  dringlichen  Fällen  können  die  kantonalen  Begierungen 
und  Gerichtsbehörden  auch  einem  Begehren  um  provisorische  Verhaftung 
Folge  geben,  das  auf  telegraphischem  Wege  oder  durch  die  Post  von  den 
zuständigen  ausländischen  Behörden  direkt  an  sie  gerichtet  wird.  Sie  haben 
in  einem  solchen  Falle  den  Bundesrath  unverzüglich  zu  benachrichtigen  und 
ihm  gegebenen  Falls  mitzutheilen ,  weshalb  sie  die  verlangte  Verhaftung 
vorläufig  nicht  vollziehen. 

Von  einem  derartigen  Begehren  muss  dem  Bundesrathe  unverzüglich 
auf  diplomatischem  Wege  Kenntniss  gegeben  werden. 

Der  Verhaftete  wird  in  Freiheit  gesetzt,  wenn  die  Voraussetzungen 
des  Art.  17  Abs.  2  zutreffen. 

Art.  20.  In  schwereren  Fällen  und  falls  Gefahr  im  Verzuge  ist,  sind 
die  kantonalen  Polizeiorgane  berechtigt,  auf  einen  zu  ihrer  Kenntniss  ge- 
langten ausländischen  Steckbrief  hin  die  Verhaftung  des  Ausgeschriebenen 
vorzunehmen.    Der  Bundesrath  ist  hievon  sofort  zu  benachrichtigen. 

Die  Vorschrift  in  Art.  17  Abs.  2  findet  entsprechende  Anwendung. 

Art.  21.  Der  Verhaftete  ist  sofort  nach  seiner  Festnahme  durch  die 
zuatändige  Behörde  einzuvernehmen. 

Demselben  werden  nach  Prüfung  der  Identitätsfrage  die  Auslieferungs- 
bedingnngen  eröffnet.    Er  kann  einen  Rechtsbeistand  zuziehen.      Er  wird 
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ferner  aufgefordert,  sich  zu  erklären,  ob  er  in  seine  nnverzttgUche  Ans- 
lieferung  einwillige  oder  ob  und  warum  er  sich  seiner  Auslieferung  wido'- 
setze.  Das  EinvernahmeprotokoU  ist  mit  allen  Belegen  und  Nachweisen 
dem  Bundesrathe  einzusenden. 

Art.  22.  Hat  der  Verhaftete  in  seine  unverzügliche  Auslieferung  ein- 
gewilligt und  steht  ihr  kein  gesetzliches  Hinderniss  entgegen  oder  hat  er 
gegen  die  Auslieferung  nur  solche  Einwendungen  erhoben,  die  sich  nicht 
auf  das  gegenwärtige  Gesetz,  auf  den  Staatsvertrag  oder  auf  eine  Gegen- 
rechtserklärung stützen,  so  bewilligt  der  Bundesratb  die  Ausliefernng  ond 
theilt  diesen  Beschluss  dem  ersuchenden  Staate,  sowie  der  Kantonliregi^ 
rung  mit;  er  beauftragt  die  letztere,  den  Beschluss  zu  vollziehen  und  ihm 
darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Art.  23.  Wenn  dagegen  der  Verhaftete  eine  Einsprache  erhebt,  die 
sich  auf  das  gegenwärtige  Gesetz,  auf  den  Staatsvertrag  oder  auf  eine 
Gegenrechtserklärung  stützt,  so  Übersendet  der  Bundesratb  die  Akten  u 
das  Bundesgericht  und  gibt  der  betheiligten  Kantonsregierung  faievon 
Kenntniss. 

Das  Bundesgericht  kann  «ine  Vervollständigung  der  Akten  anordneiL 

Das  Bundesgerieht  kann  das  persönliche  Erscheinen  des  Verhafteten 
anordnen.  Die  Verhandlung  ist  öffentlich,  sofern  nicht  das  Gericht  ans 
wichtigen  Gründen,  die  im  Protokoll  anzugeben  sind,  den  Ausschluss  der 
OefFentlichkeit  verfügt. 

Der  eidgenössische  Generalanwalt  kann  sich  an  der  Voruntersuchong 
und  an  der  Hauptverhandlung  betheiligen. 

Der  Verhaftete  kann  einen  Rechtsbeistand  zuziehen ,  nöthigenfalls  wird 
dieser  von  amtswegen  ernannt. 

Art.  24.  Das  Bundesgericht  entscheidet,  ob  die  Ausliefernng  statt- 
zufinden hat  oder  nicht. 

Art.  25.  Die  provisorische  Freilassung  des  Verhafteten  kann  gestattet 
werden,  wenn  diese  Massregel  den  Umständen  nach  geboten  erscheint 

Die  Erlaubniss  dazu  wird  vom  Buudesgeriohte  ertheilt,  wenn  der  Fall 
bei  ihm  anhängig  ist;  andernfalls  vom  Bundesrathe. 

Art.  26.  Wird  die  Auslieferung  bewilligt,  so  ist  nach  Art.  22  m 
verfahren. 

Wird  sie  verweigert,  so  theilt  der  Bundesratb  dies  dem  ersucfaeBden 
Staate  mit;  der  Verhaftete  wird  sofort  in  Freiheit  gesetzt,  sofern  er  nicht 
aus  einem  anderen  Grunde  in  Haft  zu  behalten  ist. 

Art.  27.  Der  nach  Art.  22  oder  26  Abs.  1  Auszuliefernde  wird  an  die 
Grenze  geführt  und  von  den  zuständigen  Polizeibeamten  den  Behörden  oder 
Beamten  des  ersuchenden  Staates  mit  d<%n  Papieren,  Werthsachen  und  an- 
deren in  Beschlag  genommenen  Gegenständen  übergeben,  die  sich  aaf  das 
Vergehen  bezieben,  wegen  dessen  die  Auslieferung  stattfindet. 

Kann  die  Auslieferung  nicht  vollzogen  werden,  so  wei-den  gleichiroh] 
die  Papiere,  Weithsachen  und  anderen  in  Beschlag  genommenen  Gegenstände 
dem  ersuchenden  Staate  zugestellt. 

Nachträglich  aufgefundene  Gegenstände  der  genannten  Art  werden 
ebenfalls  ausgeliefert. 

Allfällige  Rechte  Dritter  auf  die  genannten  Gegenstände  werden  vor- 
behalten. 

Art.  28.  Wenn  binnen  zwanzig  Tagen ,  von  der  Mittheilung  des  Au«- 
lieferungsbeschlusses  an  gerechnet,  der  ersuchende  Staat  für  die  Uebemabtne 
des  Auszuliefernden  nicht  sorgt,  so  wird  dieser  in  Freiheit  gesetzt  Der 
Bundesratb  kann  eine  Verlängerung  dieser  Frist  bewilligen. 

Art.  29.  Wenn  ein  nach  Art.  19  und  20  Verhafteter  in  seine  Am- 
lieferung  einwilligt,  so  kann  die  Kantonsregierung,  sobald  sie  den  Haft- 
befehl in  Händen  hat,  die  Auslieferung  ohne  Weiteres  anordnen  nnd  nnver- 
züglich  vollziehen. 
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Die  Eantonsregienmg  hat  iu  diesem  Falle  dem  eidgenössischen  Justiz- 
uud  Polizeidepartement  von  der  getroffenen  VerfUgung  sofort  Kenntniss  zu 
geben,  unter  Einsendung  des  Haftbefehls  und  eines  Protokollauszuges, 
wodurch  die  unterschriftliche  Einwilligung  des  Ausgelieferten  bescheinigt 
wird. 

Art.  30.  Der  Bundesrath  kann  im  Einverständniss  aller  Betheiligten 
gestatten,  dass  eine  im  Auslande  verhängte  Gefangnissstrafe  in  einer  in- 
lündischen  Verhaftsanstalt  erstanden  werde  ;  er  wird  in  einem  solchen  Falle 
die  nöthigen  Anordnungen  treffen. 

Art.  31.  Der  Bund  trägt  die  Kosten  der  von  seinen  Behörden  angeord- 
neten Auslieferungen  an  auswärtige  Staaten. 

Dritter  Titel. 

Biirchlieferung. 

Art.  32.  Auf  das  diplomatische  Begehren  eines  auswärtigen  Staates 
kann  der  Bundesrath  die  Durchlieferung  (Transit)  der  von  einem  fremden 
Staate  an  einen  anderen  fremden  Staat  ausgelieferten  Personen  über  das 
Gebiet  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  gestatten,  wenn  dem  Be- 
gehren eine  den  Vorschriften  des  Art.  15  genügende  Urkunde  beiliegt.  Die 
Dnrchlieferung  wird  indessen  verweigert,  wenn  auch  eine  Auslieferung 
nach  Art.  2,  3,  10  oder  11  dieses  Gesetzes  verweigert  werden  müsste. 

Vierter  Titel. 

Versohiedene  BeBtimmungen. 

Art  33.  Der  Artikel  58  des  Bundesgesetzes  über  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege  vom  27.  Juni  1874  (A.S.  n.  F.  I,  136)  ist  aufge- 
hoben. 

Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
Bnndesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über 
Bnndesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Veröffentlichung  dieses  Ge- 
setses  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  fest- 
zusetzen. 


Internationale  Verträge. 


1.  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Oesterreich  -  Ungarn  vom  6.  Dezember  1891  mit 
Schlussprotokoll  vom  gleichen  Tage  (D.  E.G.B1.  1892,  8.  3  ff.;  Oest. 
RG.Bl.  1892,  S.  65  ff.). 

Der  Vertrag  ist  an  Stelle  des  Handelsvertrags  vom  23.  Mai  1881 
am  1.  Februar  1892  in  Kraft  getreten. 

Aus  demselben  sind  folgende  Bestimmungen  hier  anzuführen: 
Art.  10  Abs.  1.  Die  vertragschliessenden  Tbeile  verpflichten  sich,  auch 
femer  zur  Verhütung  und  Bestrafung  des  Schleichhandels  nach  oder  aus 
ihren  Gebieten  durch  angemessene  Mittel  mitzuwirken  und  die  zu  diesem 
Zwecke  erlassenen  Strafgesetze  aufrecht  zu  erhalten,  die  Rechtshülfe  zu 
gewähren,  den  Aufsichtsboamten  des  anderen  Theiles  die  Verfolgung  der 
Kontravenienten  in  ihr  Gebiet  zu  gestatten  und  denselben  durch  Steuer-, 
Zoll-  und  Polizeibeamte,  sowie  durch  die  Ortsvorstände  alle  erforderliche 
Auskunft  und  Beihülfe  zu  Theil  werden  zu  lassen. 

Art.  11.  Jeder  der  vertragschliessenden  Theile  wird  die  Seehandels- 
schiffe des  anderen  und  deren  Ladungen  unter  denselben  Bedingungen  und 
gegen  dieselben  Abgaben,  wie  die  eigenen  Seehandelsschiffe,  zulassen. 

Zeltaelirift  f.  Intoni.  Privat-  n.  Strafirecht  etc.,  Band  II.  J^ 
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Dies  gilt  auch  für  die  Küstenschiffahrt.  Die  Staatsangehörigkeit  der 
Schiffe  jedes  der  vertragschliessenden  Theile  ist  nach  der  Gesetzgebung 
ihrer  Heimath  zu  beurtheilen. 

Die  beiderseitigen  Schififsmesstarife  finden  nach  Massgabe  der  zwiflchen 
den  vertragschliessenden  Theiien  getroffenen  besonderen  Verein bamng«ii 
Anerkennung. 

Art.  19  Abs.  5.  Die  in  dem  Gebiete  des  einen  vertragschliessenden 
Theiles  rechtlich  bestehenden  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellsch&f- 
ten  auf  Aktien  und  Versicherungsgesellschaften  jeder  Art  werden  in  dem 
Gebiete  des  anderen  Theiles  nach  Massgabe  der  daselbst  geltenden  ge- 
setzlichen und  reglementarischen  Bestimmungen  zum  Geschäftsbetriebe  und 
zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht  zugelassen. 

Art.  20.  Die  vertragschliessenden  Theile  bewilligen  sich  gegenseitig 
das  Recht,  Konsuln  in  allen  denjenigen  Häfen  und  Handelsplätzen  des  u- 
deren  Theiles  zu  ernennen,  in  denen  Konsuln  irgend  eines  dritten  Staates 
zugelassen  werden. 

Diese  Konsuln  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  sollen,  untef 
der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit,  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles 
dieselben  Vorrechte,  Befugnisse  und  Befreiungen  geniessen,  deren  sich  die- 
jenigen irgend  eines  dritten  Staates  erfreuen  oder  erfreuen  werden. 

Art.  21.  Jeder  der  vertragschliessenden  Theile  wird  seine  Konsuln  im 
Auslande  verpflichten,  den  Angehörigen  des  anderen  Theiles,  sofern  letz- 
terer an  dem  betreffenden  Platze  durch  einen  Konsul  nicht  vertreten  ist, 
Schutz  und  Beistand  in  derselben  Art  und  gegen  nicht  höhere  Gebühren 
wie  den  eigenen  Angehörigen  zu  gewähren. 

Das  dem  Vertrage  als  Anlage  D  beigefligte  Zollkartell  enthSlt 
folgende  hier  bemerkenswerthe  Bestimmungen: 

§  B.  Den  Zoll-  und  Steuerbeamten  der  vertragschliessenden  Theile  soll 
gestattet  sein,  bei  Verfolgung  eines  Schleichhändlers  oder  der  Gegenstände 
oder  Spuren  einer  Uebertretung  der  Zollgesetze  ihrer  Staates,  sich  in  das 
Gebiet  des  anderen  Theiles  zu  dem  Zweck  zu  begeben,  um  bei  den  dor- 
tigen Ortsvorständen  oder  Behörden  die  zur  Ermittelung  des  Thatbestandes 
und  des  Thäters  und  die  zur  Sicherung  des  Beweises  erforderlichen  Mass- 
regeln, das  Sammeln  aller  Beweismittel  beztiglich  der  vollbrachten  oder 
versuchten  Zollumgehung,  sowie  den  Umständen  nach  die  einstweilige  Be- 
schlagnahme der  Waaren   und  die  Festhaltung  der  Thäter  zu  beantrageD. 

Anträgen  dieser  Art  sollen  die  Ortsvorstände  und  Behörden  jedes  der 
vertragschliessenden  Theile  in  derselben  Weise  genügen,  wie  ihnen  dies 
bei  vermutheten  oder  entdeckten  Uebertretungen  der  Zollgesetze  des  eige- 
nen Staates  zusteht  und  obliegt.  Auch  können  die  Zoll-  und  Steuerbeam- 
ten des  einen  Theiles  durch  Requisition  ihrer  vorgesetzten  Behörde  von 
Seiten  der  zuständigen  Behörde  des  anderen  Theiles  aufgefordert  werden, 
entweder  vor  letzterer  selbst  oder  vor  der  kompetenten  Behörde  ihres 
eigenen  Landes  die  auf  die  Zollumgehung  bezflglichen  Umstände  anna- 
sagen. 

§  17.  Uebertretungen  der  Zollgesetze  des  anderen  Theiles  hat  anf  An- 
trag einer  zuständigen  Behörde  desselben  jeder  der  vertragschliessenden 
Theile  von  denselben  Gerichten  und  in  denselben  Formen,  wie  Ueber- 
tretungen seiner  eigenen  derartigen  Gesetze,  untersuchen  und  gesetimissig 
bestraten  zu  lassen, 

1)  wenn  der  Angeschuldigte  entweder  ein  Angehöriger  des  Staates  ist, 
welcher  ihn  zur  Untersuchung  und  Strafe  ziehen  soll,  oder 

2)  wenn  jener  nicht  allein  zur  Zeit  der  Uebertretung  in  dem  Gebiete  die- 
ses Staates  einen,  wenn  auch  nur  vorübergehenden  Wohnsitz  hatte 
oder   die  Uebertretung  von  diesem  Gebiete  aus  beging,   sondern  auch 
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bei  oder  naoh  dem  Eingänge  des  Antrags   auf  Untersuchung  sich   in 

demselben  Staate  betreffen  lässt; 
in  dem  unter  2  erwähnten  Falle   jedoch  nur  dann,    wenn    der  Angeschul- 
digte nicht  Angehöriger   des  Staates  ist,  dessen  Gesetze   Gegenstand  der 
angeschuldigten  Uebertretung  sind. 

§  18.  Zu  den  in  §  17  bezeichneten  Untersuchungen  sollen  das  Gericht, 
von  dessen  Bezirke  aus  die  Uebertretung  begangen  ist,  und  das  Gericht, 
in  dessen  Bezirke  der  Angeschuldigte  seinen  Wohnsitz  oder,  als  Auslän- 
der, seinen  einstweiligen  Aufenthalt  hat,  insofern  zuständig  sein,  als  nicht 
wegen  derselben  Uebertretung  gegen  denselben  Angeschuldigten  ein  Ver- 
fahren bei  einem  anderen  Gerieht  anhängig  oder  durch  schliessliche  Ent- 
scheidung beendigt  ist. 

§  19.  Bei  den  im  §  17  bezeichneten  Untersuchungen  soll  den  amtlichen 
Angaben  der  Behörden  oder  Angestellten  des  anderen  Theiles  dieselbe 
Beweiskraft  beigelegt  werden,  welche  den  amtlichen  Angaben  der  Behör- 
den oder  Angestellten  des  eigenen  Staates  in  Fällen  gleicher  Art  beige- 
legt ist. 

§  20.  Die  Kosten  eines  nach  Massgabe  des  §  17  eingeleiteten  Straf- 
verfahrens und  der  Strafvollstreckung  sind  nach  denselben  Grundsätzen  zu 
bestimmen  und  aufzulegen,  welche  für  Strafverfahren  wegen  gleichartiger 
Uebertretungen  der  Gesetze  des  eigenen  Staates  geHen. 

Fflr  die  einstweilige  Bestreitung  derselben  hat  der  Staat  zu  sorgen, 
in  welchem  die  Untersuchung  geführt  wird. 

Diejenigen  Kosten  des  Verfahrens  und  der  Strafvollstreckung,  welche, 
wenn  das  Verfahren  wegen  Uebertretung  der  eigenen  Abgabengesetze  statt- 
gefunden hätte,  von  jenem  Staate  schliesslich  zu  tragen  sein  würden,  hat, 
insoweit  sie  nicht  vom  Angeschuldigten  eingezogen  oder  durch  einge- 
gangene Strafbeträge  gedeckt  werden  können,  der  Staat  zu  erstatten,  des- 
sen Behörde  die  Untersuchung  beantragte. 

§  22.  Eine  nach  Massgabe  des  §  17  eingeleitete  Untersuchung  ist,  so- 
lange ein  rechtskräftiges  Erkenntniss  noch  nicht  erfolgte,  auf  Antrag  der 
Behörde  desjenigen  Staates,  welcher  dieselbe  veranlasst  hatte,  sofort  ein- 
zustellen. 

§  24.  Die  Gerichte  jedes  der  vertragschliessenden  Theile  sollen  in 
Beziehung  auf  jedes  in  dem  anderen  Gebiete  wegen  Uebertretung  der  Zoll- 
gesetze dieses  Gebietes  oder  in  Gemässheit  des  §  17  eingeleitete  Straf- 
verfahren  verpflichtet  j^ein,  auf  Ersuchen  des  zuständigen  Gerichts  : 

1)  Zeugen  und  Sachverständige,  welche  sich  in  ihrem  Gerichtsbezirke 
aufhalten,  auf  Erfordern  eidlich  zu  vernehmen  und  erstere  zur  Ab* 
legnng  des  Zeugnisses,  soweit  dasselbe  nicht  nach  den  Landesgesetzen 
verweigert  werden  darf,  zum  Beispiel  die  eigene  Mitschuld  des  Zeugen 
betrifft,  oder  sich  auf  Umstände  erstrecken  soll,  welche  mit  der  An- 
schuldigung nicht  in  naher  Verbindung  stehen,  nöthigenfalls  anzu- 
halten ; 

2)  amtliche  Besichtigungen  vorzunehmen  und  den  Befund  zu  beglaubigen ; 

3)  Angeschuldigten,  wdiche  sich  im  Bezirke  des  ersuchten  Gerichts  auf- 
halten, ohne  dem  Staatsverbande  des  letzteren  anzugehören,  Vor- 
ladungen und  Erkenntnisse  behändigen  zu  lassen; 

4)  Uebertreter  und  deren  bewegliche  Güter,  welche  im  Bezirke  des  er- 
suchten Gerichts  angetroffen  werden,  anzuhalten  und  auszuliefern,  oder 
die  beschlagnahmten  Gegenstände  zu  veräussem  und  den  Erlös  gegen 
Erstattung  der  erwachsenen  Auslagen  herauszugeben,  insofern  nicht 
jene  Uebertreter  dem  Staatsverbande  des  ersuchten  Gerichts  oder  einem 
solchen  dritten  Staate  angehören,  welcher  durch  Verträge  verpflichtet 
ist,  die  fragliche  Uebertretung  seinerseits  gehörig  untersuchen  und 
bestrafen  zu  lassen. 

14* 
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2.  Viehseuchen-Uebereinkommen  zwischen  dem  Dent- 
schen  Reich  und  Oesterreich-Üngarn  vom  6.  Dezember  1891 
mit  SchluBsprotokoU  vom  gleichen  Tage  (D.  R.G.B1.  1892  S.  90  ff., 
Oest.  R.0.B1.  1892  S.  106  ff.),  ist  gleichzeitig  mit  obigem  Handels- 
and Zollvertrage  in  Kraft  getreten. 

3.  Handels-^  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Italien  vom  6.  Dezember  1891  mit  Schlnss- 
protokoll  vom  gleichen  Tage  (D.  R.G.B1.  1892  S.  97  ff.),  ersetzt  den 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  4.  Mai  1883  und  ist  am  1.  Fe- 
bruar 1892  in  Kraft  getreten. 

Art.  1.  Zwischen  den  vertragschliessenden  Tbeilen  soll  volle  uQd  gänz- 
liche Freiheit  des  Handels  und  der  Schiffahrt  bestehen. 

Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliessenden  Theile  sollen  in 
dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  in  Bezag  auf  Handel,  Schiffahrt  und  Ge- 
werbebetrieb dieselben  Rechte,  Privilegien  und  Begünstigungen  aller  Art 
gemessen,  welche  den  Inländern  oder  den  Angehörigen  der  meistbegünstig- 
ten Nation  zustehen  oder  zustehen  werden,  und  keinen  anderen  oder  lästi- 
geren, allgemeinen  oder  örtlichen  Abgaben,  Auflagen,  BeschränkaDgen 
oder  Verpflichtungen  irgend  welcher  Art  unterliegen,  als  denjenigen,  wel- 
chen die  Inländer  und  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  unter- 
worfen sind  oder  unterworfen  sein  werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  Apo- 
theker, Handelsmakler,  Hansirer  und  andere  Personen,  welche  ein  ao^- 
schliesslich  im  Umherwandern  ausgeübtes  Gewerbe  betreiben  *  diese  Gt- 
werbtreibenden  sollen  ebenso  behandelt  werden,  wie  die  Angehörigen  der 
meistbegünstigten  Nation,  welche  dasselbe  Gewerbe  betreiben. 

Art.  2.  Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliessenden  Tfaeile 
sollen  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  alle  bürgerlichen  Rechte  (mit 
Ausschluss  der  politischen)  geniessen,  welche  den  Landesangehörigen  ohne 
Beschränkung  und  ohne  Unterscheidung  gewährt  werden. 

Sie  sollen  demgemäss  gleich  den  Inländern  berechtigt  sein,  jede  Art 
von  beweglichem  oder  unbeweglichem  Vermögen  zu  erwerben,  zu  beatzen 
und  darüber  durch  Verkauf,  Tausch,  Schenkung,  letzten  Willen  oder  «xf 
andere  Weise  zu  verfügen,  sowie  Erbschaften  vermöge  letzten  Willens 
oder  kraft  Gesetzes  zu  erwerben. 

Auch  sollen  sie  in  keinem  der  gedachten  Fälle  anderen  oder  höheren 
Abgaben  und  Auflagen  unterliegen  als  die  Inländer. 

Art.  3  Abs.  2.  (Die  Deutschen  in  Italien  und  die  Italiener  in  Dent»^- 
land^  sollen  freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben  zur  Verfolgung  nnd 
Vertneidigung  ihrer  Rechte  und  in  dieser  Hinsicht  alle  Rechte  und  Be- 
freiungen der  Inländer  geniessen  und  wie  diese  befugt  sein,  sich  in  jeder 
Rechtssache  der  durch  die  Landesgesetze  zugelassenen  Anwälte,  BeToll- 
mächtigten  oder  Beistände  zu  bedienen. 

Art.  11.  Als  deutsche  oder  italienische  Schiffe  sollen  alle  diepenigea 
angesehen  werden ,  welche  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  ReichB  all 
deutsche  oder  nach  den  italienischen  Gesetzen  als  italienische  Schiffe  an- 
zuerkennen sind. 

Das  Schlussprotokoll  bestimmt  zu  Art.  2  des  Vertrages: 

Die  Vorschrifen  dieses  Artikels  beziehen  sich  nicht  auf  juristische 
Personen.  Für  Aktiengesellschaften  und  andere  kommerzielle,  industrielle 
oder  finanzielle  Gesellschaften  bleibt  die  zwischen  den  vertragschliessendeB 
Theilen  zu  Berlin  am  8.  August  1873  unterzeichnete  Konvention  in  Geltung. 

4.  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich    und    der    Schweiz    vom    10.  Dezember  1891    mit   SchluBS- 
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Protokoll    vom    gleichen    Tage    (D.  R.G.B1.  1892,    S.   195  ff.,     Schw. 
Bundes-Bl.  1892  I  8.  505  ff.),  ist  am  I.Februar  1892  in  Kraft  getreten. 

5.  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Beich  und  Belgien  vom  6.  Dezember  1891  mit  Schlussprotokoll 
vom  gleichen  Tage  (D.  R.G.B1.  1892  S.  241  ff.),  ist  am  1.  Februar 
1892  in  Kraft  getreten.  Mit  diesem  Zeitpunkte  ist  der  zuletzt  durch 
das  Uebereinkommen  vom  30.  Mai  1881  verlängerte  Handelsvertrag 
zwischen  dem  deutschen  Zollverein  und  Belgien  vom  22.  Mai  1865 
ausser  Kraft  getreten.  Gleichzeitig  haben  ihre  Gültigkeit  verloren  die 
Vereinbarungen  vom  2.  Jan.  1855  wegen  der  Besteuerung  der  Hand- 
lungsreisenden imd  vom  10.  Sept.  1868,  betr.  die  Behandlung  der  von 
Handlungsreisenden  eingeführten  Muster,  sowie  femer  alle  diejenigen 
in  Verträgen  oder  Uebereinkommen  zwischen  einzelnen  deutschen  Staa- 
ten und  Belgien  über  die  im  Vertrage  behandelten  Materien  getroffenen 
Bestimmungen. 

6.  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Oesterreich-Ungarn  über  den  gegenseitigen  Patent-, 
Muster-  und  Markenschutz  vom  6.  Dezember  1891  mit  Schluss- 
protokoll vom  gleichen  Tage  (D.  R.G.B1.  1892  S.  289  ff.,  Oest.  R.G.B1. 
1892  S.  379  ff.). 

Nach  Art.  1  des  Uebereinkommens  sollen  die  Angehörigen  des 
einen  der  vertragschliessenden  Theile  in  den  Gebieten  des  anderen  in 
Bezag  auf  den  Schutz  von  Erfindungen,  von  Mustern  (einschliesslich 
der  Gebrauchsmuster)  und  Modelleu,  von  Handels-  und  Fabrikmarken, 
von  Firmen  und  Namen  dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  Angehörigen 
geniessen.  Nach  Art.  2  sind  den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Ver- 
einbarung gleichgestellt  andere  Personen,  welche  in  den  Gebieten  des 
einen  der  vertragschliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Haupt- 
niederlassung haben. 

7.  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deut  sehen  Reich  unditalien 
über  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz 
vom  18.  Januar  1892  (R.G.B1.  1892  S.  293  ff.),  seit  1.  Februar  1892 

in  Elraflt: 

Art.  1.  Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliessendeu  Theile 
sollen  in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz  von  £r- 
finduhgen,  von  Mustern  (einschliesslich  der  Gebrauchsmuster)  und  Modellen, 
von  Handels-  und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen  dieselben  Rechte 
wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen. 

Sie  werden  demgemäss  denselben  Schutz  und  dieselben  gesetzlichen 
Mittel  gegen  jede  Verletzung  ihrer  Rechte  haben  wie  die  Inländer,  voraus- 
gesetzt, dasB  sie  die  Förmlichkeiten  und  Bedingungen  erfüllen,  welche  die 
innere  Gesetzgebung  eines  jeden  der  beiden  Staaten  den  Inländern  auferlegt. 

Art.  2.  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Vereinbarung  sind  gleich- 
gestellt andere  Personen,  welche  in  den  Gebieten  des  einen  der  vertrag* 
schliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben, 

Art.  3.  Wird  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder  Modell,  eine  Fabrik- 
oder Handelsmarke  in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile   behufs  Erlangung  des  Schutzes  angemeldet  und  binnen  einer  Frist 
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von  drei  Monaten  die  Anmeldung  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  ver- 
tragschliessenden  Theiles  bewirkt,  so  soll: 

a)  diese  spätere  Anmeldung  allen  Anmeldungen  vorgehen,  welche  in 
den  Gebieten  des  anderen  Theiles  nach  dem  Zeitpunkt  der  eratCB 
Anmeldung  eingereicht  worden  sind; 

b)  durch  Umstäude,  welche  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung 
eintreten,  dem  Gegenstände  derselben  die  Neuheit  in  den  Gebieten 
des  anderen  Theiles  nicht  entzogen  werden. 

Art.  4.    Die  im  Artikel  3  vorgesehene  Frist  beginnt: 

a)  bei  Mustern  und  Modellen  sowie  bei  Handels-  und  Fabrikmarken 
mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt; 

b)  bei  Erfindungen  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  auf  die  erste  An- 
meldung das  Patent  ertheilt  wird; 

c)  bei  Gegenständen,  welche  in  Deutschland  als  Gebrauchsmuster,  in 
Italien  als  Erfindungen  angemeldet  werden ,  mit  dem  Zeitpunkt  der 
ersten  Anmeldung ,  falls  diese  in  Deutschland  erfolgt ,  und  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  das  Patent  auf  die  erste  Anmeldung  ertiieilt 
wird,  falls  diese  in  Italien  erfolgt. 

Der  Tag  der  Anmeldung  oder  der  Ertheilung  wird  in  die  Frist  oielit 
eingerechnet. 

Als  Tag  der  Ertheilung  gilt  der  Tag,  an  welchem  der  Beschluss  fiber 
die  endgültige  Ertheilung  des  Patents  zugestellt  worden  ist. 

Art  5.  Die  Rechtsnachtheile,  welche  nach  den  Gesetzen  der  yertng- 
sohliessenden  Theile  eintreten,  wenn  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder  ein 
Modell  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ausgeführt  oder  nachgebildet 
wird,  sollen  auch  dadurch  ausgeschlossen  werden,  dass  die  AusfÜbning 
oder  Nachbildung  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  erfolgt. 

Demgemäss  soll  auch  die  Einfuhr  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Theile« 
hergestellten  Waare  in  die  Gebiete  des  anderen  Theiles  in  den  letzteren 
den  Verlust  des  auf  Grund  einer  Erfindung,  eines  Musters  oder  eines  Modells 
fUr  die  Waare  gewährten  SchutzrSchts  nicht  zur  Folge  haben. 

Art.  6.  Dem  Inhaber  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Theiles  einge- 
tragenen Handels-  und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den  Gebietes 
des  anderen  Theiles  nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden,  weil  die  Hsrke 
den  hier  geltenden  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  äussere 
Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht. 

Art.  7.  Handels-  und  Fabrikmarken,  welche  in  dem  Ursprungslande 
im  freien  Gebrauch  stehen,  können  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles 
nicht  den  Gegenstand  ausschliesslicher  Benützung  bilden. 

Art.  8.  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  tritt  am  1.  Februar  1892 
in  Kraft  und  bleibt  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  erfolgter 
Kündigung  von  Seite  eines  der  vertragschliessenden  Theile  in  Wirksamkeit. 

8.  Handels-    und    Schiffahrtsvertrag    zwischen    Oester- 

reich-Ungarn    und  Italien    vom  6.  Dezember  1891    mit  Schluss- 

protokoU  vom  gleichen  Tage   (Oest.  R.G.B1.   1892  S.   111  E),  ist  am 

1.  Febr.    1892  an   Stelle  des    Handels-  und   Schiflahrtsvertrages  vom 

7.  Dezember  1887  in  Kraft  getreten. 

Nachstehende  Bestimmungen  siiid  hier  bemerkenswerth: 
Art.  4.  Die  Oesterreicher  und  Ungarn  in  Italien  und  die  Italiener  in 
Oesterreich-Ungarn  werden  gegenseitig  das  Recht  haben,  bewegliche  nsd 
unbewegliche  Gttter  jeder  Art  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  sowie  dnroh 
Kauf  und  Verkauf,  Schenkung,  Tausch,  Heirathskontrakt^  durch  letztwillige 
Anordnung ,  gesetzliche  Erbfolge  und  in  jeder  anderen  Weise  gleich  den 
Nationalen  und  unter  denselben  Bedingungen  über  dieselben  zu   verfügen 
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und  keine  anderen  oder  höheren  Gebühren,  Abgaben  und  Taxen  entrich- 
ten als  jene,  welchen  die  Angehörigen  des  Landes  nach  den  Gesetzen  des 
Landes  unterworfen  sind. 

Art.  5  Abs.  3  und  4.  (Die  Oesterreicher  und  Ungarn  in  Italien  and 
die  Italiener  in  Oesterreich-Ungarn)  werden  auch  bei  den  Gerichten  jeder 
Instanz  und  Jurisdiktion  freien  und  leichten  Zutritt  haben,  um  Klagen  an- 
zustrengen und  sich  vor  Gericht  zu  vertheidigen. 

Sie  werden  die  Freiheit  haben,  sich  jener  Advokaten,  Notare  und 
Agenten  zu  bedienen,  welche  sie  zur  Vertretung  ihrer  Interessen  für  ge- 
eignet finden,  und  werden  im  Allgemeinen  auch  in  den  gerichtlichen  Be- 
ziehungen dieselben  Rechte  und  Privilegien  geniessen,  welche  den  Natio- 
nalen jetzt  oder  in  Zukunft  gewährt  werden. 

Art.  16.  Die  Oesterreicher  und  Ungarn  in  Italien  und  die  Italiener  in 
Oesterreich-Ungarn  werden  rücksichtlich  der  Fabriks-  und  Handelsmarken, 
der  industriellen  Muster  und  Modelle  denselben  Schutz  wie  die  Inländer 
gemessen. 

Die  Angehörigen  eines  der  hohen  vertragenden  Theile,  welche  den 
Schatz  ihrer  Marken,  Muster  oder  Modelle  in  den  Gebieten  des  anderen 
Theiles  zu  geniessen  wünschen,  müssen  ihre  Marken,  Muster  oder  Modelle 
gemäss  den  in  diesen  letzteren  Gebieten  bestehenden  Vorschriften  hinter- 
legen, und  zwar  in  Italien  bei  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  Handel  oder  bei  einer  der  Präfekturen  des  Königreichs,  und  in  Oester- 
reich-Ungarn bei  der  Handels-  and  Gewerbekammer  in  Wien  und  bei  jener 
in  Budapest 

Art.  18  Abs.  1.  Die  Staatsangehörigkeit  der  Schiffe  jedes  der  hohen 
vertragenden  Theile  ist  nach  der  Gesetzgebung  des  Landes,  welchem  sie 
angehören,  zu  beurtheilen. 

Art.  26.  Die  hohen  vertragenden  Theile  bewilligen  sich  gegenseitig 
das  Recht,  Konsuln  in  allen  denjenigen  Häfen  und  Handelsplätzen  des  an- 
deren Theiles  za  ernennen,  in  denen  Konsuln  irgend  eines  dritten  Staates 
Kugelassen  werden. 

Diese  Konsuln  des  einen  der  vertragenden  Theile  sollen,  unter  der  Be- 
dingung der  Gegenseitigkeit,  im  Gebiete  des  anderen  Theiles  dieselben 
Vorrechte,  Befugnisse  und  Befreiungen  geniessen,  deren  sich  diejenigen 
irgend  eines  Staates  erfreuen  oder  erfreuen  werden. 

Die  gedachten  Funktionäre  sollen  auch  rücksichtlich  der  Auslieferung 
der  Soldaten  oder  Matrosen  der  Kriegs-  und  Handelsschiffe  eines  der  hohen 
vertragschliessenden  Theile,  welche  auf  dem  Gebiete  des  anderen  deser- 
tirten,  von  den  Lokalbehörden  allen  den  Beistand  erhalten,  welcher  den 
Konsuln  der  meistbegünstigten  Nationen  gegenwärtig  geleistet  wird  oder 
zukünftig  geleistet  würde. 

Dem    angefügten   Zollkartell    sind  folgende   Bestimmungen    zu 
entnelmien : 

Art.  8.  Auf  Verlangen  der  Finanzbehörden  oder  Gerichte  des  einen 
der  hohen  vertragschliessenden  Theile  sollen  jene  des  anderen  Theiles 
solche  Massregeln,  welche  erforderlich  sind,  um  den  Thatbestand  der  zum 
Kachtheile  der  Zölle  oder  Staatsmonopole  des  ersteren  verübten  oder  ver- 
suchten Uebertretungen  zu  ermitteln  oder  die  Beweismittel  zu  sammeln 
und  nach  Umständen  die  einstweilige  Beschlagnahme  der  Waaren  zu  er- 
wirken, entweder  selbst  ergreifen  oder  bei  den  zuständigen  Behörden  des 
eigenen  Landes  beantragen. 

Anträgen  dieser  Art  sollen  die  Behörden  jedes  der  hohen  vertragen- 
den Theile  in  derselben  Weise  genügen,  als  wenn  es  sich  um  Uebertre- 
tangen  der  Zoll-  und  Staatsmonopolsgesetze  des  eigenen  Landes  handelte. 

Aach  können  die  Zoll-  und  Staatsmonopolsbeamten,  sowie  die  Ange- 
stellten der  Finanzwache  des  einen  Theiles  auf  ein  diesfalls  an  ihre  vor- 
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gesetzte  Behörde  von  Seite  der  zuständigen  Behörden  des  anderen  Theiles 
gerichtetes  Ansuchen  aufgefordert  werden,  vor  der  zustandigen  Behörde 
des  eigenen  Landes  die  auf  eine  im  Gebiete  des  anderen  Staates  verttbte 
oder  versuchte  Gefallsübertretung  bezüglichen  Umstände  auszusagen. 

Art.  14.  Wegen  der  zum  Nachtheile  des  anderen  Theiles  verfibten  oder 
versuchten  Zoll-  oder  Staatsmonopolskontrebande ,  das  ist  wegen  Ueber- 
tretungen  der  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhrverbote  und  wegen  VerkllrziiDg 
der  Zoll-  oder  Monopolsgebühren,  wird  jeder  der  beiden  hohen  vertrag- 
schliessenden  Theile  auf  Ansuchen  einer  zuständigen  Behörde  des  anderen 
Theiles  die  Uebertreter  den  für  ähnliche  oder  gleichartige  Uebertretangen 
seiner  eigenen  Zoll-  oder  Monopolsgesetze  festgesetzten  Strafen  in  dem 
Falle  unterziehen: 

1)  wenn  der  Angeschuldigte  ein  Unterthan  des  Staates  ist»  welcher  ihn 
zur  Untersuchung  und  Strafe  ziehen  soll,  oder 

2)  wenn  derselbe,  ohne  Unterthan  dieses  Staates  zu  sein,  dortselbst  zur 
Zeit  der  Uebertretung  seinen,  wenn  auch  vorübergehenden,  Wohnsiti 
hatte  und  sich  dortselbst  bei  oder  nach  dem  Einlangen  des  Verfol- 
gungsantrages betreffen  lässt. 

Es  sind  jedoch  die  durch  die  Gesetze  des  anderen  (reqnirirenden] 
Staates  festgesetzten  Strafen  anzuwenden,  wenn  diese  sich  als  gelinder 
herausstellen. 

Wenn  die  zu  verhängende  Vermögensstrafe  nach  dem  entzogenen  Abga- 
benbetrage  zu  bemessen  ist,  so  ist  dieselbe  nach  dem  Tarife  des  Staates 
zu  bemessen,  dessen  Zoll-  oder  Monopolsgesetze  übertreten  wurden. 

Art.  15.  Bei  dem  nach  Art.  14  einzuleitenden  Verfahren  soll  den  amt- 
lichen Angaben  der  Behörden  oder  Angestellten  des  anderen  Theiles  dieselbe 
Beweiskraft  beigelegt  werden,  welche  den  amtlichen  Angaben  der  Behörden 
oder  Angestellten  des  eigenen  Landes  in  Fällen  gleicher  Art  zukomoit 

Art.  16.  Die  bei  einem  infolge  des  Art.  14  eingeleiteten  Strafverfahren 
bestrittenen  Kosten  sind,  insofern  sie  nicht  aus  dem  Werthe  der  angehal- 
tenen Gegenstände  der  Uebertretung  oder  von  den  Uebertretem  einge- 
bracht werden  können,  von  dem  Theile  zu  vergüten,  in  dessen  Interesse 
das  Verfahren  vollzogen  wird. 

Art.  18.  Ein  nach  Massgabe  des  Artikels  14  eingeleitetes  Verfahren 
ist,  solange  ein  rechtskräftiges  Erkenntniss  noch  nicht  erfolgte,  auf  An- 
trag der  Behörde  des  Theiles,  welcher  dasselbe  veranlasst  hatte,  sogleich 
einzustellen. 

Auch  in  diesem  Falle  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  16,  betr.  die 
Kosten  des  Strafvei^fahrens,  Anwendung. 

Art.  19.  Die  Behörden  oder  Gerichte  jedes  der  hohen  vertragenden 
Theile  sollen  in  Beziehung  auf  jedes  in  dem  anderen  Lande  wegen  Ueber- 
tretung der  Zoll-  oder  Monopolsgesetze  dieses  Landes  oder  in  GemSssheit 
des  Artikels  14  eingeleitete  Strafverfahren  verpflichtet  sein: 

1)  Zeugen  und  Sachverständige,  welche  sich  in  ihrem  Gerichtsbezirke 
aufhalten,  und  zwar  auf  Erfordern  eidlich  zu  vernehmen,  und  erstere 
zur  Ablegung  des  Zeugnisses,  soweit  dasselbe  nicht  nach  den  Landes- 
gesetzen  verweigert  werden  darf,  nöthigenfalls  anzuhalten; 

2)  amtliche  Besichtigungen  vorzunehmen  und  den  Befund  zu  beglaubigen; 

8)  Angeschuldigten ,  welche  sich  im  Bezirke  des  ersuchten  Gerichts  auf- 
halten, ohne  dem  Staatsverbande  des  letzteren  anzugehören,  Vor- 
ladungen und  Erkenntnisse  behändigen  zu  lassen. 

Dem  Schlussprotokoll  ist  unter  §  3  zu  Art.  1  des  Handels- 
und Schi£Pahrtsvertrage8  die  Bestimmung  einverleibt^  dass  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
(mit  Inbegriff  der  Versicherungsgesellschaften   jeder  Art), 
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welche  in  dem  Gebiete  des  einen  vertragenden  Theiles  rechtlich  be- 
stehen, gegen  Befolgung  der  diesbezüglich  im  anderen  Gebiete  gel- 
tenden Gesetze  wnA  Vorschriften  auch  dort  alle  ihre  Rechte  ^  auch 
dasjenige  der  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht,  ausüben  können. 

9.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Oester- 
reich-Ungarn  vom  10.  Dezember  1891  (Schweiz.  Bundesbl.  1892 
S.  310  ff.,  Oest.  R.G.B1.   1892  S.  22B  ff.). 

Nach  Art.  8  werden  die  in  dem  Gebiete  des  einen  vertrag- 
sehliessenden  Theiles  rechtlich  bestehenden  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  und  Versicherungsgesellschaften  jeder 
Art  in  dem  Grebiete  des  anderen  Theiles  nach  Massgabe  der  daselbst 
geltenden  gesetzliehen  und  reglementarischen  Bestimmungen  zum  Ge- 
schäftsbetrieb und  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht  zugelassen. 

Nach  Art.  13  steht  den  vertragschliessenden  Theilen  frei,  Gene- 
ralkonsuln, Konsuln  und  Vizekonsuln  oder  Konsularagenten  mit  Sitz 
auf  den  Grebieten  des  anderen  Theiles  zu  ernennen.  Bevor  aber  ein 
Konsularbeamter  als  solcher  handeln  kann,  muss  er  in  üblicher  Form 
von  dem  Theile,  bei  welchem  er  bestellt  ist,  anerkannt  und  angenom- 
men sein.  Die  Konsularbeamten  eines  jeden  der  vertragschliessenden 
Theile  sollen  auf  den  Gebieten  des  anderen  Theiles  alle  Begünsti- 
gungen, Freiheiten  und  Immunitäten  geniessen,  welche  daselbst  den 
Konsuln  gleicher  Art  und  gleichen  Ranges  der  meistbegünstigten  Na- 
tion gewährt  sind  oder  noch  gewährt  werden  können. 

10.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Oester- 
reich -Ungarn  und  Belgien  vom  6.  Dezember  1891  mit  Schluss- 
protokoll vom  gleichen  Tage  (Oest.  R.G,B1.  1892  S.  353  ff.),  seit 
1.  Februar  1892  in  Wirksamkeit. 

Art.  7  enthält  die  MeistbegÜnstigimgsklausel  bezüglich  der  den 
beiderseitigen    Konsuln    zukommenden    Privilegien    und    Immunitäten. 

In  Art.  8  ist  die  Befiigniss  der  Konsuln  zur  Verhaftung  von 
desertirten  Seelenten  und  die  Mitwirkung*  der  Lokalbehörden  hiezu 
näher  festgestellt. 

11.  Zur  ITebereinkunft  zwischen  Sachsen  und  Oesterreich  <^ 

vom    2^  Mär^    1854    wegen    gegenseitiger    Behandlung    von»     /S  jL  ^^ 
Konkursfällen.  Vorzugsrecht  angemeldeter  österreichischer  "^v  / 

Steuerrückstände  in  einem  in  Sachsen  eröffneten  Kon- 
kurse. 

In  einem  zu  Leipzig  über  das  Vermögen  eines  Kau^anns  er- 
öffneten Konkurse  wurde  mit  dem  Urtheile  des  königlichen  Amts^ 
gericbts  zu  Leipzig  vom  5.  Dezember  1890  den  von  der  k.  k.  Fi-r 
nanzprokuratur  in  Prag  angemeldeten  Steuerrück  ständen  nach  einem 
g^en  den  Masseverwalter  geführten  Prozesse  das  gleiche  Vorzugsrecht 
wie  den  inländischen  (sächsischen)  Steuern  zuerkannt  und  die  Beru- 
f^g  des  Masseverwalters  gegen  das  Erkenntniss  des  Amtsgerichts 
durch  das  Urtheil  der  VI.  Zivilkammer  des    königlichen  Landgerichts 
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in  Leipzig  vom  14.  Mira  1891  mit  der  nachfolgenden,  auszugsweise 
wiedeigegebenen  Begründung  abgewiesen: 

Die  Geltung  des  zwisclien  Oesterreicli  und  Sachsen  geschlosseneu 
Uebereinkonunens  wegen  gegenseitiger  Behandlung  von  KonkursflÜläi 
tErlass  des  Ministeriums  des  Aeussem  vom  2.  MSrz  1854,  B.6.B1. 
Nr.  54 '  ist  —  wie  das  Landgericht  Leipzig  unter  Zustimmung  des 
Oberlandesgerichts  und  des  Beichsgerichts  bereits  in  einer  anderen 
Bechtssaehe  anerkannt  hat.  —  durch  den  §  4  des  Einfnhrungsgesetze« 
zm-  deutschen  Beichs-Konkursordnung  nicht  berührt  worden^). 

Da  nun  der  Art.  TU  dieses  Uebereinkommens  bestimmt:  ,.Ueber 
die  Bangordnung  personlicher  Ansprüche  entscheiden  die  am  Orte  des 
Konkursgerichts  geltenden  Gesetze.  Nirgends  darf  ein  Unterschied 
zwischen  in-  und  auslandischen  Gläubigem  hinsichtlich  der  Behand- 
lung ihrer  Bechte  gemacht  werden**  — -  so  sind  die  Konkur8fb^d^ 
mngen  der  österreichischen  Staatskasse  im  Konkurse  ebenso,  wie  di^ 
jenigen  der  inländischen  sächsischen  Staatskasse  zu  behandeln,  findet 
also  auf  sie  ebenfalls  die  Bestimmung  des  in  Leipzig,  dem  Sitze  des 
Konkursgerichts,  geltenden  §  54  der  deutschen  Beichs-Konkursoidnnng 
Anwendung,  wonach  die  Forderungen  der  Staatskassen  wegen  öffent- 
licher Abgaben,  welche  im  letzten  Jahre  vor  £jroffiiung  des  Konknn- 
verfahrens  fillig  geworden  sind,  in  der  2.  Kreditorenklasse  (entspricht 
der  I.  Klasse  der  Konkursgläubiger  nach  §  43  Z.  4  der  österreichischen 
Konknrsordnung)  berichtigt  werden  (Oest.  Just.M.Ver.Bl.  1891  Nr.  XVI 
S.   143). 

12.  Das  österr.  Beich8ges.BL  1891  enthält  unter  Nr.  102  die 
Erklärung  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Italien,  wo- 
nach der  Handels-  und  Schiffahrts vertrag  vom  7.  Dez.  1887 
(B.G.B1.  Nr.  64  von  1888)  bis  zum  31.  Dezember  1892  und  hiena£ 
falls  keiner  der  kontrahirenden  Theile  12  Monate  vor  Ablauf  des  be- 
sagten Zeitraums  dem  anderen  die  Absicht  kundg^eben  haben  wird, 
die  Wirksamkeit  des  Vertrages  aufhören  zu  lassen,  bis  zum  31.  De- 
zember 1897  in  Kraft  bleiben  soll. 

13.  Der  zwischen  Frankreich  und  Ecuador  am  6.  Juli  1843 
abgeschlossene  Freundschafts-,  Handels-  und  SchiffahrtsTer- 
trag  ist  von  Seiten  der  Bepublik  Ecuador  gekündigt  worden.  Die  anf 
Handel  und  Schiffahrt  bezüglichen  Bestimmungen  treten  danach  m 
5.  September  1892  ausser  Wirksamkeit  (H.A.  1891  I  S.   1069). 

14.  Der  internationalen  Beblauskonveution  vom  3.  No- 
vember 1881  ist  unterm  4./16.  Dezember  1891  das  Königreich  Bn- 
mänien  beigetreten.  Diese  Uebereinkunft  besteht  demnach  zor  Zeit 
zwischen  dem  Deutschen  Beiche.  Oesterroich-Ungarn ,  Belgien,  Spa- 
nien^ Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal« 
Bumänien,  der  Schweiz  und  Serbien  ( Eidg.  amtl.  Gres.-Slg.  Nr.  5  Bd.  XQ 
S.  400,  Deutsch.  B.G.B1.  1892  S.  239,  Oest  B.G.B1.    1892  S.  383). 


1)  S.  Bd.  1  dieser  Zeitschrift  S.  56,  215,  520,  703. 
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15.  Durch  Uebereinkunft  vom  25.  Januar  1892  wurde  der  Han- 
delsvertrag zwischen  der  Schweiz  und  Spanien  vom  14.  März 
1883  bis  zum  80.  Juni  1892  verlängert  (Schweiz.  Bundesbl.  1892 
S.  538). 

16.  Deklaration  vom  16.  Januar  1892^  betr.  die  theilweise  Ver- 
längerung des  deutsch-spanischen  Handels-  undSchiffahrts- 
vertrages  vom  12.  Juli  1883  (bis  30.  Juni  1892)  (D.  R.G.Bl. 
1892  S.  307). 

17.  Uebereinkommen  zwischen  Oesterreich-Üngarn  und  Spa- 
nien vom  29.  Januar  1892  die  Verlängerung  des  Handels-  und 
Schiffahrtsvertrages  vom  3.  Juni  1880  (bis  30.  Juni  1892)  (Oest. 
R.G.B1.  1892  S.  391). 


Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

Von  den  für  die  Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  geltenden  Bestimmungen  (s.  für  das  sUdwest- 
afrikanische  Schutzgebiet  Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  119  u.  420^ 
für  das  deutsch-ostafrikanische  Schutzgebiet  1.  c.  S.  420  u.  722 
und  für  das  Schutzgebiet  der  Marschall-,  Brown-  und  Provi- 
dence-Inseln  I.e.  S.  119)  sind  neben  dem  Gesetze,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  deutschen  Schutzgebiete,  vom  17.  April  1886  in  der 
aus  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  19.  März  1888 
(R.G.B1.  S.  75)  sich  ergebenden  Fassung   noch    folgende   anzuführen: 

a)  Für  die  Schutzgebiete  von  Kamerun  und  Togo:  die  Ver- 
ordnung, betr.  die  Rechtsverhältnisse  in  den  Schutzgebieten  von  Ka- 
merun und  Togo,  vom  2.  Juli  1888  (R.G.B1.  S.  211)  und  die  Dienst- 
anweisung, betr.  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  diesen  Schutz- 
gebieten, vom  7.  Juli  1888  (Zentralbl.  f.  d.  Deutsche  Reich  S.  404); 

b)  für  das  Schutzgebiet  der  Neu-Guineakompagnie:  die  Ver- 
ordnungen, betr.  die  Rechtsverhältnisse  im  Schutzgebiete  der  Neu- 
Guineakompagnie,  vom  5.  Juni  1886  und  vom  13.  Juli  1888  (R.G.B1. 
1886  S.  187  und  1888  S.  221),  sowie  die  Dienstanweisung,  betr. 
die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea- 
kompagnie, vom  1.  November  1886  (Zentralbl.  f.  d.  Deutsche  Reich 
S.  371); 

c)  für  die  zu  dem  vorstehend  bezeichneten  Schutzgebiete  gehö- 
rigen Salomons-Inseln:  die  Verordnung,  betr.  die  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  auf  den  Salomons-Inseln,  vom  11.  Januar  1887 
(R.G.B1.  S.  4),  sowie  der  Erlass  des  Reichskanzlers^  betr.  die  Aus- 
dehnung von  Verfügungen  des  Reichskanzlers  auf  die  Inseln  der  Sa- 
lomonsgruppe,  vom  24.  Januar  1887  (Zentralbl.  f.  d.  Deutsche  Reich 
S.  28); 
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d )  für  Deutsch'Ostafrika:  Nachtrag  zur  Dienstanweiaung, betr. 
die  Ausübuug  der  Gerichtsbarkeit  iu  Deutsch-Ostafirika;  vom  25.  Ok- 
tober 1891  (Zentralbl.  f.  d.  Deutsche  Reich  S.  299). 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Deutsches  Auslieferungsgesetz).  Ziu*  zweiten  Berathnng 
des  Keichshaushaltsetats  für  das  Etatsjahr  1892/93  wurde  von  Dr.r.^r 
und  einer  namhaften  Anzahl  anderer  Reichstagsabgeordneter  unterm 
28.  Jan.   1892  nachstehende  Resolution  eingebracht: 

Der  Reichstag  wolle  beschliessen :  Die  verbündeten  Regierungeu 
zur  Vorlegung  des  Entwurfs  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Ausliefe- 
rung von  verurtheilten  und  angeschuldigten  Personen  an  auswärtig« 
Regierungen,  aufzufordern,  in  welchem:  1 )  die  Auslieferung,  in  An- 
sehung sowohl  der  Bewilligimg  der  einzelnen  Auslieferungen  wie  der 
Abschliessung  von  Auslieferungsverträgen,  der  ausschliesslichen  Zu- 
ständigkeit des  Reiches  überwiesen,  2)  die  Bewilligung  der  einzelnen 
Ausliefenmgen  von  der  Mitwirkung  der  Gerichtshöfe  abhängig  gemacht 
wird,  und  3)  die  Regierungen  verpflichtet  werden,  die  Aufhebung 
der  von  ihnen  mit  auswärtigen  Regierungen  abgeschlossenen^  beson- 
deren Auslieferungsverträge  herbeizuführen,  unbeschadet  jedoch  der- 
jenigen etwa  bestehenden  Verträge  und  vertragsmässigen  Bestimmungen, 
welche  die  Rechtshülfe  iu  Grenzbezirken  bezüglich  der  Feld-,  Forst- 
und  Jagdfrevel  betreffen  ^\ 

2.  (Das  internationale  Privatrecht  als  Lehrgegenstand 
auf  den  Universitäten.)  Dem  von  Advokat  und  Privatdozent 
Dr.  Strisower  in  Wien  dem  österreichischen  Advokatentage  erstatteten 
Referate,  dem  entsprechend  der  Advokatentag,  wie  wir  in  Bd.  I  dieser 
Zeitschrift  S.  726  in  Kürze  bereits  mittheilten,  für  die  Abhaltung  von 
Vorlesungen  Über  internationales  Privatrecht  an  allen  österreichischen 
Universitäten  sich  ausgesprochen  und  in  die  ernste  Erwägung  der  Regie- 
rung es  gestellt  hat,  ob  das  internationale  Privatrecht  als  Obligatfach 
und  Prüfhngsgegenstand  einzuführen  sei,  entnehmen  wir  folgende  in- 
teressante Bemerkungen  über  die  Pflege  des  internationalen  Bechti^ 
auf  den  Universitäten  der  einzelnen  Länder: 

In  Deutschland  erscheint  das  Studium  des  internationalen  Pri- 
vatrechts an  den  Universitäten  vernachlässigt.  Bis  vor  Kurzem  war 
nur  an  der  Universität  Leipzig  eine  wirkliche  Pflege  des  Gegenstandes 
zu  bemerken ;  neucstens  wird  es  an  einigen  anderen  Universitäten,  na- 
mentlich Heidelberg,  Halle,  Berlin,  München  oft  gelesen. 

In  anderen  Staaten  ist  das  internationale  Privatrecht  entweder 
schon  ein  Gegenstand  spezieller  Pflege    oder    es  wird   doch  das  inter- 


1)  Die  Berathung  im  Reichstage  ist  noch  nicht  zu  Ende  gediehen,  wir 
werden  später  auf  diese  wichtige  Materie  zurttckkonamen,  Red. 
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nationale  Recht  im  Ganzen  in  so  ausgiebigem  Masse  gelehrt;  dass 
dabei  auch  das  internationale  Privatrecht  zu  seinem  Rechte  gelan- 
gen kann. 

In  Frankreich  hat  sogar  das  Dekret  vom  28.  Dezember  1880  sich 
eine  Uebertreibung  zu  Schulden  kommen  lassen.  In  einem  Studienplan^ 
welcher  für  den  zur  Advokatur^  zur  Staatsanwaltschaft  imd  zum  Richter- 
amte nothwendigen  Grad  eines  Lizentiaten  der  Rechte  blos  ein  Triennium 
erfordert  und  welcher  die  Staatswissenschaffcen  nur  wenig  berücksich- 
tigte^  erschien  das  internationale  Privatrecht  mit  der  Verpflichtung 
angenommen;  dasselbe  im  dritten  Jahr  zu  hören  —  es  wurde  zwei- 
stündig durch  das  ganze  Jahr  gelesen  —  und  daraus  wie  aus  allen 
anderen  Gegenständen  PriifuDg  abzulegen.  Dies  ist  durch  die  neue 
Studienordnung  vom  24.  Juli  1889  beseitigt.  Es  wird  aber  selbst- 
verständlich auch  gegenwärtig  internationales  Privatrecht  in  Frankreich 
gelehrt  —  dreistündig  durch  ein  Semester  —  und  es  muss  auch  nach 
dem  angeführten  Dekrete  von  1889  in  gewissem  Masse  gehört  und 
Prüfung  daraus  abgelegt  werden;  es  zählt  nämlich  zu  denjenigen  neun 
Gegenständen ;  unter  welchen  die  Hörer  des  dritten  Jahrganges  drei 
wählen  müssen^  um  auch  aus  ihnen  Prüfung  abzul^en.  Es  erfreut 
sich  also   immerhin  einer  verhältnissmässig  grossen  Berücksichtigung. 

In  Belgien  hat  das  neue  Studiengesetz  vom  10.  April  1890  die 
Elemente  des  internationalen  Privatrechts  neben  jenen  des  Völker- 
rechts als  Prüfungsgegenstand  für  das  Doktorexamen  —  in  Belgien 
gibt  es  nur  das  Doktorexamen  als  Voraussetzung  für  die  Advokatm* 
und  sohin  für  Richteramt  und  Staatsanwaltschaft  —  hingestellt;  auch 
der  Notariatskandidat  muss  aus  den  Elementen  des  internationalen 
Privatrechts  Prüfung  ablegen.  Es  soll  sohin  als  regelmässiges  Zwangs- 
kolleg eingerichtet  werden  und  wird  in  der  That  schon^  mindestens 
in  Brüssel  —  zweistündig  durch  ein  Semester  —  gelehrt. 

In  den  Niederlanden  ist  das  internationale  Privatrecht  kein 
Prüfungsgegenstand.  Dort  gehört  es  gemäss  dem  Unterrichtsgesetze 
vom  28.  April  1876  zu  denjenigen  Gegenständen^  welche  mindestens 
an  einer  der  drei  Reichsuniversitäten  Leyden,  Utrecht  und  Groningen 
dozirt  werden  müssen^  und  zwar  ist  dies  gegenwärtig  in  Utrecht  der 
Fall.  Ausserdem  gehört  es  nach  dem  Statute  der  Gemeindeuniversität 
Amsterdam  von  1877  zu  den  für  diese  Universität  obligatorischen 
Unterrichtsfächern.  Auch  hier  ist  also  für  den  Gegenstand  einiger- 
massen  gesorgt.  Es  wird  an  den  betreffenden  Universitäten  etwa  in 
jedem  zweiten  Jahre  —  es  bestehen  in  den  Niederlanden  keine  Se- 
mestral-;  sondern  nur  Jahreskurse  —  gelesen.  Dabei  wäre  mit  Rück- 
sicht auf  das  Verhältniss  zu  den  Prüflingen  zu  bemerken^  dass  es  in 
den  Niederlanden  Unterrichtsgegenstände;  welche  behufs  Zulassung  zu 
den  Prüfungen  obligat  wären,  nicht  gibt;  es  ist  überhaupt  der  Besuch 
einer  Universität  für  die  Ablegimg  der  Prüfungen  nicht  vorgeschrie- 
ben, er  bildet  aber,  und  zwar  in  einer  Dauer  von  4^/^  Jahren,  also 
in  sehr  ausgiebigem  Masse,  die  thatsächliche  Regel. 
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Ganz  so  beginnt  in  der  Schweiz^  welche  bei  der  Kleinheit  und 
der  kantonalen  Gestaltung  ihrer  Universitäten  mit  besonderen  Schwie- 
rigkeiten zu  kämpfen  hat,  das  Studium  des  interoationalen  Privit- 
rechts  zu  Ehren  zu  kommen.  Zürich  hat  im  Februar  1890  einen 
eigenen  Lehrstuhl  für  internationales  Privatrecht  und  vergleichende 
Rechtswissenschaft  kreirt.  Auch  in  Bern  sind  laut  neueren  Berichteji 
seitens  der  Erziehungs-  und  seitens  der  Justizdirektion  diesMige 
Anträge  gestellt  worden.  In  Basel  finden  sich  neuestens  wiederholt 
Vorlesungen  über  den  Gegenstand;  auch  an  den  französischen  Uni- 
versitäten Genf  und  Lausanne  erscheint  es  berücksichtigt. 

In  Italien,  wo  die  mit  Dekret  vom  8.  Oktober  1876  geneh- 
migte Studienordnung  und  zwei  Dekrete  vom  22.  Oktober  1885  die 
bezüglichen  Bestimmungen  enthalten,  ist  das  internationale  Recht  im 
Ganzen  Gegenstand  eingehender  Fürsorge:  es  soll  nach  ausdrücklicher 
Festsetzung  das  internationale  öffentliche  und  Privatrecht  in  allen  sei- 
nen Beziehungen  umfassen;  es  muss  durch  ein  ganzes  Jahr  obligat 
gehört  werden  (und  bildet  gleich  allen  obligaten  Fächern  einen  Prö- 
fungsgegenstand).  In  Bezug  auf  die  Stundenzahl  schreibt  das  Regle- 
ment blos  für  alle  Disziplinen  vor,  dass  sie  in  der  noth wendigen 
Stundenzahl  gelehrt  werden  sollen;  thatsächlich  werden  über  die  ob- 
ligaten Disziplinen  durchgängig  drei  1  —  1  ^/g  stündige  Vorlesiuigen 
wöchentlich  gehalten. 

Auch  in  Russland  ist  für  das  internationale  Privatrecht  min- 
destens in  gewisser  beschränkter  Weise  innerhalb  des  Rahmens  des 
ganzen  internationalen  Rechts,  für  welches  sechs  von  den  per  Woche 
und  Semester  gerechneten  Stunden  offiziell  empfohlen  sind  —  Zwangs- 
kollegia  gibt  es  überhaupt  nicht  —  und  welches  einen  schlechthinnigen 
Prüfungsgegenstand  bildet,  vorgesorgt. 

3.  (Kompetenz  der  ungarischen  Gemeindegerichte  in 
geringfügigen  Rechtssachen.)  Aus  Anlass  der  Weigerung  eine« 
k.  k.  Bezirksgerichts,  der  an  dasselbe  gerichteten  Requisition  wegen 
Vollstreckung  eines  von  einem  ungarischen  Gemeindegerichte  ge- 
feiten Zivilurtheils  zu  entsprechen,  weil  die  Exekution  nur  auf  Gnmd 
von  rechtskräftigen  Erkenntnissen  der  Zivil-,  Handels-  und  Wechsel- 
gerichte in  Ungarn  durchgeführt  werden  könne,  wird  darauf  aufioaerk- 
sam  gemacht,  dass  nach  §  14  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXII 
vom  Jahre  1877  über  das  Verfahren  in  geringfügigen  bürgerlichen 
Streitsachen,  die  imter  Punkt  1,  2  und  8  des  §  11  aufgezählten  An- 
gelegenheiten (Klagen  wegen  Geldforderungen,  Fahrnissen  oder  Ar- 
beitsleistungen, Interessen,  Lebensrenten,  Erhaltiuigs-  und  Alimenta- 
tionsverpflichtungen),  falls  der  Gegenstand  der  Klage  oder  der  Werth 
desselben  20  fl.  nicht  übersteigt,  ausschliesslich  der  G^emeindegerichtg- 
barkeit  imterstehen  (Oest.  Just.Min.Ver.Bl.   1891  St.  XVII  S.  162). 

4.  (Bosnien-Herzegovina.  Strafprozessordnung,  Straf- 
gesetz). Das  am  IB.  Juni  1891  ausgegebene  XII.  Stück  des  Gesetz- nnd 
Verordnungsblattes  für  Bosnien  und  Herzegovina  enthält  die  mit  Allorh- 
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Entschliessimg  vom  80.  Januar  1891  genehmigte,  am  1.  Januar  189 2. in 
Wirksamkeit  tretende  Stra^rozessordnung  für  Bosnien  und  Herzego - 
vina. —  Das  auf  Grund  der  Allerh.  Entschliessung  vom  26.  Juni  1879 
mit  der  Verordnung  der  Landesregierung  in  Serajevo  vom  17.  Juli 
1879  Nr.  1342  kundgemachte  Strafgesetz  ist  auf  Seite  77  ff.  des 
II.  Bandes  der  in  Wien  1881  (Staatsdruckerei)  angelegten  Sammlung 
der  für  Bosnien-Herzegovina  erlassenen  Gesetze,  Verordnungen  und 
Normalien  enthalten.  In  Bezug  auf  Auslieferimgsangelegenheit  und 
auf  internationale  Kechtshttlfe  in  Strafsachen  stimmen  die  Bestimmungen 
des  Strafgesetzes  und  der  Stra^rozessordnung  fUr  Bosnien  und  Her- 
zegovina  mit  den  Bestimmungen  des  österreichischen  Stra%esetzes  und 
Strai^rozesses  überein.  (Sektionsrath  Freih.  von  Haan,) 

5.  (Bewerbung  um  das  schweizerische  Bürgerrecht.)  Nach 
Bekanntmachung  der  Schweiz.  Bundeskanzlei  vom  29.  Febr.  1884  (re- 
produzirt  im  Bundesbl.  1892  Nr.  7  S.  750)  verlangt  der  Bundesrath 
für  die  Ertheilung  der  Bewilligung  zum  Erwerb  eines  schweizerischen 
Bürgerrechts  nicht  die  Vorlage  einer  Urkunde  über  die  Entlassung 
aus  dem  bisherigen  Staatsverbande  (Entlassungsurkunde),  son- 
dern begnügt  sich  mit  einer  vorbehaltlosen  Erklärung  der  zuständigen 
auswärtigen  Behörde  darüber,  dass  für  den  Fall  der  Erwerbung  eines 
schweizerischen  Bürgerrechts  die  Entlassung  aus  dem  früheren  Staats- 
verbande bewilligt  werde  (Entlas'sungszusicherung). 

6.  (Gegenseitigkeit  mit  Persien  in  Bezug  auf  Ausliefe- 
rungskosten.) Aus  Anlass  eines  Spezialfalls,  in  welchem  es  sich 
um  Auslieferung  zweier  wegen  Unterschlagung  verfolgter  und  in 
Preussen  ergriffener  persischer  Staatsangehöriger  nach  Persien  han- 
delte, diese  Auslieferung  erfolgte  und  die  Erstattung  der  durch  die 
Festnahme,  den  Unterhalt  und  die  Beförderung  der  Auszuliefernden 
bis  zur  Grenze  entstandenen  Kosten  preussischerseits  von  der  per- 
sischen Regierung  nicht  beansprucht  worden  war,  wurde  persischer seits 
vorkommenden  Falls  bei  Ergreifung  und  Ablieferung  nach  Persien  ge- 
flüchteter deutscher  Verbrecher  in  gleicher  Weise,  auch  in  Fragen  der 
Kostenerstattung,  die  Gegenseitigkeit  zugesichert. 

7.  Nach  einer  auf  die  näheren  Mittheilungen  im  Dirüio  cmnmerdale 
V,  p.  617 — 622  sich  gründenden  Notiz  im  Zentralblatt  für  Rechts- 
wissenschaft 11.  Bd.  S.  128  (Dezemberheft  1891)  soll  in  Genua  ge- 
legentlich der  Jubelfeier  zur  Entdeckung  Amerikas  1892  ein  Con- 
gresso  inier nazioyiale  di  diritto  marittimo  stattfinden.  Zu 
mündlicher  Verhandlung  sind  vorgeschlagen:  1)  Internationale  Rege- 
lung der  Bodmerei.  2)  Feststellung  eines  internationalen  Konossements- 
formulars.  3)  Vorschlag  flir  ein  einheitliches  Versicherungspolizen- 
formular  und  gleichmässige  Klassifikation  der  Schiffe.  Feststellung 
internationaler  Normen  für  den  Fall  des  Zusammenstosses  und  die 
Hülfeleistung.  Zu  schriftlichen  Begutachtungen  sind  32  Fragen  vor- 
gelegt. 
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8.  Verzeichniss  der  sämmtUchen  im  Königreiche  Bayern  ikEiktio- 
nirenden  auswärtigen  Konsnlarbehörden  bezw. Konsularbeam- 
ten nach  dem  Stande  vom  Ende  November  1891  ist  ejithalten  iin 
b.  Just.Min.BL  Nr.  XIX  S.  242  ff. 


Literaturberichte. 

a)  BücheranBeiit^ii. 

In  Hugo  Blo^hberg,  Otn  Svenakt  Statsborgarskap;    Upwlaj  Jim- 
quist  dt  Wikocka  Boktryckeri-Aktieholag;  IV  &  145  SS.    B*». 

In  vier  Abschnitten  behandelt  die  Schrift  Begriff,  rechtliche  Na- 
tur undlnhalt  der  Staatsbürgerschaft  <S.  1—26),  gibt  eineüeber- 
sicht  über  die  im  Auslände  geltende  Gesetzgebung  über  die« 
(S.  27— 32),  dann  eine  geschichtliche  Uebersicht  über  das  altere 
schwedische  Recht  (S.  33— 38),  endlich  eine  sehr  eingehende  Dar- 
stellung des  geltenden  schwedischen  Rechts  (S.  89— 145).  Gaai 
folgerichtig  durchgeführt  ist  diese  Eintheiinng  allerdings  nicht,  indem  VieH 
was  eigentlich  in  den  zweiten  Abschnitt  gehörte,  erst  im  vierten  bebanddt 
wird ;  indessen  entspricht  diese  Abweichung  von  dem  beliebten  Schema  der 
praktischen  Zweckmässigkeit.  Dem  Theoretiker  wird  zumal  der,  sehr  fleiwif 
ausgeführte,  dritte  Abschnitt  von  hohem  Interesse  sein ;  dem  Praktiker  iit 
vorwiegend  der  vierte  und  letzte  zu  empfehlen,  welcher  mit  sorgs&mer  Be- 
achtung der  Gesetzgebung  sowohl  als  der  Praxis  die  vielfach  verwickelteo 
Fragen  behandelt,  zu  welchen  die  Staatsangehörigkeit  im  internatioiuüen 
Verkehr  Veranlassung  bietet.  Nur  Schade ,  dass  das  tüchtige  Werk  den 
deutschen  Praktiker  aus  sprachlichen  Gnlnden  wenig  zugänglich  sein  wird! 

K.  Mf. 

^4.  Neubauer^  IT.,  Kammergerichtsrath  in  Berlin.  Das  in  Deutschland  jä- 
tende Erbrecht  mit  Ausschluss  des  Erbrechts  der  Ehegatten.  Das  Recht^ 
verhältniss  der  unehelichen  Kinder.  70  S.  Beriin  1890,  H.  W.  Mflller. 
Den  auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Rechtskunde  von  dem  Verfasser 
vorliegenden  verdienstvollenArbeiten,  wie:  die  fremdländischen  (ausserhalb dei 
Deutschen  Reichs)  geltenden  Zivilgesetzbücher,  Ehescheidungsrecht  im  Aus- 
lände, das  eheliche  Güterrecht  des  Auslandes  nebst  Mittheilungen  über  d» 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Aroerika  geltende  Erbrecht,  die  Rechtsver- 
hältnisse der  unehelichen  Kinder  im  Auslande,  das  in  Deutschland  geltende 
eheliche  Güterrecht,  ist  in  gleich  verdienstlicher  Weise  obiges  Schriftclm 
zugefügt,  welches  eine  Zusammenstellung  des  in  Deutschland  d.  h.  in  des 
Einzelstaaten  des  Reichs  geltenden  Erbrechts,  mit  Ausschluss  des  Erbreehts 
der  Ehegatten,  und  der  in  diesen  Staaten  für  die  Rechtsverhältnisae  der 
unehelichen  Kinder  geltenden  Bestimmungen  enthält.  Die  Bearbeitoog 
gründet  sich  zumeist  auf  amtliches  Material  und  wird  bei  der  bekanntei 
grossen  Zersplitterung  des  Rechtsstoffs  in  den  verschiedenen  deutschen  Par- 
tikularrechten, der  erst  das  Zustandekommen  des  bürgerlichen  Gesetzbuebs 
ein  Ende  machen  wird,  gleich  werthvoll  für  die  Praxis  wie  für  die  Wis^d- 
Schaft  sein.  Bezüglich  des  Erbrechts  ist  für  das  rechtsrheinische  Bayern  ledig- 
lich auf  V.  Both's  bayer.  Zivilrecht  verwiesen.  Der  Bemerkung,  dasa  da« 
Notariatsgesetz  vom  11.  November  1861  im  ganzen  rechtsrheinischen  Bayern 
gilt,  möchten  wir  noch  hinzufügen,  dass  durch  Art.  219  des  bayer.  Gesetje« 
vom  23.  Februar  1879  zur  Ausführung  der  Reichs -Zivilprozessordnnng  njd 
Konkursordnung  die  auch  für  Verlassenschaftsauseinandersetznngen  wich- 
tige Bestimmung  des  Art.  14  des  Notar.-Ges.  vom  11.  November  1861,  wo- 
nach über  alle  Verträge,  welche  das  Eigenthum  unbeweglicher  Sachen  oder 
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dinffliche  Keohte  an  unbeweglichen  Sachen  betreffen,  bei  Strafe  der  Nich- 
tigkeit Notariatsarknnden  za  errichten  sind,  mit  einer  in  Abs.  2  des  Art.  219 
beigefögten,  auf  die  Eigenthümlichkeiten  des  pfalzischen  H3rpothekenin8ti- 
tnts  sich  gründenden  Ausnahme  auch  für  die  Pfalz  wirksam  erklärt  ist. 

B. 

•9.  JELippelf  Sobert  vaUf  Privatdozent  an  der  Universität  in  Kiel.  Die 
Thierqafilerei  in  der  Strafgesetzgebung  des  In-  und  Auslandes.  VIU. 
198  S.  Berlin,  0.  Liebmann.    6  M. 

Gegenstand  der  vorliegenden  Monographie  ist  das  gesammte  strafrecht- 
liche Vorgehen  gegen  Thierquälerei.  Ausgehend  von  der  Ansicht,  dass 
nur  eine  genaue  Kenntniss  und  Beherrschung  des  vorhandenen  Stoffs  zu 
sicher  begründeten  legislativen  Ergebnissen  führen  kann,  hat  der  Verfasser 
das  Recht  des  In-  und  Auslandes,  wie  es  historisch  geworden  ist  und  wie 
es  heutzutage  besteht,  in  erschöpfendster  Vollständigkeit  zur  Darstellung 
gebracht.  Auf  Grund  dieser  Darstellung  und  unter  eingehender  Berück- 
sichtigung der  Literatur  über  diese  Frage  hat  derselbe  sodann  seine  per- 
sönliche Ansicht  entwickelt  und  Vorschläge  zur  Ausgestaltung  des  heutigen 
Rechts  gemacht. 

In  diesem  Rahmen  behandelt  Verfasser  im  ersten  Tfaeile  das  deutsche 
Recht ,  indem  er  zunächst  die  Geschichte  der  deutschen  Gesetzgebungen 
bis  1870  gibt,  sodann  über  den  heutigen  Zustand  auf  Grund  des  Reichs- 
Strafgesetzbuchs  sich  verbreitet  und  hieran  einen  Vergleich  des  Reichsrechts 
mit  den  Bestimmungen  der  deutschen  Einzelstaaten  vor  1870  anreiht.  Im 
zweiten  Theile  wird  das  Recht  des  Auslandes,  und  zwar  von  England, 
Frankreich,  Belgien,  Luxemburg,  Italien,  der  Niederlande,  von  Norwegen, 
Schweden,  Dänemark,  Finnland,  Oesterreich-Ungarn,  Russland,  der  Schweiz, 
von  Spanien,  Portugal,  Serbien,  Griechenland,  Südamerika,  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika,  von  Canada  und  Australien,  behandelt.  Im 
dritten  Theile  geht  Verfasser  auf  den  Rechtsgrund  für  die  Bestrafung  der 
Thierquälerei  ein,  in  welcher  Beziehung  nach  Theorie  und  Praxis  die  Be- 
trachtung der  Thierquälerei  als  Sittlichkeitsdelikt  überwiegt,  wie  er  auch 
selbst  im  vierten  Theil  „Kritik  und  Schlussfolgerung''  zu  dem  Satze. ge- 
langt, die  Thierquälerei  gehöre  unter  die  Sittlichkeitsdelikte  und  sollte  dort 
auch  bei  einer  Revision  unserer  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  die  ihr 
allein  gebührende  Stelle  finden.  Für  die  Umgestaltung  des  Reichsrechts 
schlägt  er  folgende,  von  ihm  näher  begründete  Bestimmungen  vor: 

§  184  a:  „Misshandlung  von  Thieren  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark 
oder  mit  Gefängniss  bis  zu  3  Monaten  bestraft.*' 

§  360.   Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft  wird  bestraft : 

13.  nWer  den  zur  Vermeidung  der  Misshandlung  von  Thieren  erlassenen 
Bestimmungen  zuwiderhandelt.*' 

Ein  Anhang  enthält  noch  den  Wortlaut  der  betreffenden  Gesetze  in 
England,  der  Schweiz,  Nordamerika,  Victoria  (Australien).  B. 

4,  LUieiUiuU,  Dr.  K.  von  9  der  Ort  der  begangenen  Handlung  im  Straf- 
rechte.   32  S.   Marburg,  N.  G.  El  wert,  1890. 

Dr.  van  LiUenthal  unterzieht  die  vielumstrittene  Frage  des  Orts  der 
begangenen  Handlung  im  Strafrecht,  d.  h.  der  Frage,  welche  Staatsgewalt 
oder  welches  Gericht  zur  Verfolgung  des  begangenen  Verbrechens  berufen 
ist,  wenn  die  einzelnen  zum  Thatbestand  eines  Verbrechens  erforderlichen 
Thätigkeiten  an  verschiedenen  Orten  vorgenommen  wurden  oder  wenn 
bei  einem  begangenen  Verbrechen  die  Thätigkeit  an  dem  einen  Orte  statt- 
findet, ihre  Wirkungen  aber  an  einem  Orte  sich  äussern,  einer  eingehen- 
den Untersuchung  unter  Würdigung  der  bisher  in  Theorie  und  Praxis  auf- 
getretenen Meinungen  und  kommt  zu  dem  Resultate,  dass  im  Sinne  der 
Strafverfolgung  weder  der  Ort  der  Thätigkeit  noch  der  der  eingetretenen 
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Wiiküng  aDein  als  gemfägemd  aagcaehcB  werden  kOone,  um  die  Zuständig- 
keit hl  den  FÜlen  zu  bcstiniBien,  wo  ein  8ber  nekrere  Orte  sich  erstreekea- 
des  Yerbrecben  Torliege,  daw  daher  niehts  fibri^  bleibe  als  anziuelunei, 
in  diesem  Falle  sei  dk  Zosiandigkeit  l&r  die  G^ehte  vereefaiedener  Orte 
begrfindet.  B. 

/$.  BinUienj  r.,6eh.0ber-Jnstiiratk.  Der  Stra^rotesa.  Berlin  1891,  O.Li^ 
bemann.    XOL  518  S.    12  M.  50  Pf. 

In  der  in  den  Jahren  1881 — 1883  erschienenen  , Systematischen  Dtr- 
Stellung  des  gesammten  Prozeiiareehts''  hatte  der  Vofasser  die  GesamiDt- 
materien  des  Prozessrecbts  als  einheitlichen  Stoff  behandelt.  In  Fol^e  der 
im  Lanfe  der  Jahre  fortgeschrittenen  Gesetzgebnng  nnd  der  bedeutend  u* 
gewachsenen  Rechtsprechnng  des  Reichsgerichts  hat  der  Verfasser,  am  der 
UebeiBichtlichkeit  des  Stoffs  nicht  Eintrag  so  thnn,  sich  Teranlssst  ge- 
sehen, den  Gesammtstoff  je  nach  den  einzelnen  Rechtsmaterien  in  Sonder- 
werke  zn  zerlegen.  Hie  von  sind  erschienen  im  Jahre  1888  die  «ZwtngB- 
Tersteigerung  und  Zwangsverwaltnng'',  im  Jahre  1889  die  „GerichtsyerfasMiDg 
nnd  JnstizTerwaltnng*,  im  Jahre  1890  das  „KonkurBrecht*",  im  Jahre  1891 
„der  Zivilprozess*.  Hieran  reiht  sich  nun  zum  Schlnss  das  YorliegeBde 
Werk  „der  Strafprozesse. 

Wie  der  Verfasser  in  dem  Vorworte  betont,  war  es ,  was  die  Art  der 
Behandlung  betrifft,  Aufgabe  des  Verfassers,  den  in  den  yerschiedenen  in 
Betracht  kommenden  Vorschriften  gebotenen  reiehen  Stoff  syst  ernst  iieb 
der  Art  zn  ordnen  und  die  in  denselben  aufgestellten  Grundsätze  so  xo 
gmppiren,  dass  schon  aus  diesen  Zusammenstellungen  das  Verständnis»,  die 
Bedeutung  und  Tragweite  der  Einzel  Vorschriften  sich  ergibt,  dieselben  loch, 
wo  nöthig,  durch  Einfügung  des  Inhalts  der  legislatorischen  VorarbeiteB 
im  Texte  klar  zu  legen. 

Die  Darstellung  ist  klar  und  flflssig,  tibersichtlich  und  vollkommen  er- 
schöpfend, insbesondere  ist  die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  m  ein- 
gehender Weise  in  den  Noten  berücksichtigt.  Der  praktische  Werth  des 
Buchs  wird  noch  erhöht  durch  die  angefügten  zwei  Anhänge.  Der  ente 
Anhang  bringt  einen  Auszug  aus  des  Verfassers  „Gericbtsverfasenng  md 
Justizverwaltung",  welcher  insbesondere  unter  „Geschichtliches''  eine  g^ 
drängte  Darstellung  der  verschiedenen  im  preussischen  Staate  früher  geltend 
gewesenen  Prozessrechte,  die  Grundsätze  über  das  Verhältniss  der  Keiehs- 
gesetze  zu  den  Landesrechten,  sowie  diejenigen  Theile  des  Gerichtsverfu- 
snngsrechts  enthält,  welche  der  Praktiker  bei  dem  Prozess verfahren  lor 
nächsten  Hand  haben  muss.  Der  zweite  Anhang  gibt  einen  Auszug  am  dei 
Verfassers  „Zivilprozess",  welcher  diejenigen  zivilrechtlichenVorschriften  Ober 
das  Zustellungswesen  und  mehrere  das  Kostenwesen  betreffende  Vorschriften 
enthält,  auf  welche  die  Strafprozessordnung  verweist,  soweit  dieselhen  nicht 
in  dem  Texte  des  Buches  selbst  den  geeigneten  Platz  gefunden  haben.  Bei 
dem  hieraus  ersichtlichen  Bestreben  des  Verfassers,  das  fiir  die  Hsnd- 
habung  des  Strafprozessrechts  nothwendige  Gesammtmaterial  zu  vereinigen, 
darf  der  von  ihm  selbst  ausgesprochene  Zweck  des  Buches,  dem  Richter 
nnd  Rechtsanwalt  als  Handbuch,  dem  in  die  Praxis  eintreten- 
den jungen  Juristen  als  Lehrbuch  zu  dienen,  als  vollkommen  erreicht 
angesehen  werden.  B. 

6.  Stein,  0.9  das  Reichsgesetz  vom  29.  Juli  1890,  betreffend  die  Gewerb^ 
gerichte  etc.    VIII.  152  S.    Berlin,  Vahlen.    3  M. 

Der  Verfasser  erläutert  das  Gesetz  aus  der  Begründung  und  den  Ver- 
handlungen des  Reichstags  mit  präzisen,  aber  dem  praktischen  Bedfirf- 
nisse  vollkommen  entsprechenden  Noten.  Besonderen  Werth  erhielt  die 
Arbeit  durch  die  dem  eigentlichen  Gesetzeskommentar  vorausgeechiekte 
Darstellung   der  geschichtlichen  Entwickelnng  der  gewerblichen  Gerichts- 
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barkeit  und  ihres  gegenwärtigen  Znstandes  in  Frankreich,  Deutschland, 
Belgien ,  der  Schweiz  und  England ,  nachdem  der  Verfasser  sich  schon  vor 
mehreren  Jahren  die  Frage  einer  reichsgesetzlicben  Regelung  und  Neuge- 
staltung der  gewerblichen  Gerichtsbarkeit  in  Deutschland  zum  Gegenstände 
einer  Dissertation  für  die  staatswissenschaftliche  Fakultät  der  Universität 
Tübingen  gewählt  hat.  B, 

b)  Zeitschriften. 

SüehMsches  Archiv  für  bürgerliches  Recht   und  Fi'ozees*    1.  Bd. 

11.  Heft:    Gallenkamp f  der   privatrechtliche  Inhalt  der  §§  17,  19  u.  26 
der  Gewerbeordnung. 

ZeitschHft  für  die  freitviUige  Gerichtsbarkeit  und  die  Oetneifute- 
v^rwaUung  (Württeihberg),  33.  Jahrgang,  1891 :  Aufhebung  von 
(bürgerlichen)  Familienfideikommissen ,  Zustimmung  der  Vormundschafts- 
behorden  minderjähriger  Anwärter  (10  u.  11);  Pßzer,  ein  bedenklicher 
Zwangsvergleicb ;  Ausfolge  des  Vermögens  eines  im  Auslande  Verschol- 
lenen an  dessen  Präsumtiverben  HO) ;  die  Zuständigkeit  der  Pflegschafts- 
behörden (11);  Lämmert,  Folgen  eines  Mangels  in  Betreff  der  gesetzlichen 
Voraussetzungen  der  Vormundbestellung,  insbesondere  der  Unzuständig- 
keit der  den  Vormund  bestellenden  Behörde;  Löwet%stein,  Nutzniessung 
des  überlebenden  Ehegatten  am  Elterngpite  seines  Kindes;  Ausfolge 
einer  in  Russland  angefallenen  Erbschaft  an  eine  in  Württemberg  sich 
aufhaltende,  in  Russland  domizilirte  minderjährige  Erbin  (12).  34.  Jahr- 
gang, 1892:  Die  Haftung  der  Mitglieder  der  Unterpfandsbehörde  wegen 
unterlassener  Prüfung  des  Eigenthumsrechts  des  Verpfänders  und  wegen 
Nichtbeachtung  einer  Verpfandschuld  (1). 

Juristische  Blätter  9  1891:  PavUcek,  die  Rechte  der  Pfandbriefbesitzer 
und  deren  Geltendmachung  (Fortsetzung  und  Schluss,  51  u.  52);  Bösen- 
felcL,  dritte  Hauptversammlung  der  internationalen  kriminalistisehen  Ver- 
einigung, Christiania  1891  (51  u.  52);  1892:  Pollaczek,  die  publica  fidta 
im  Grundbuchsverkehre  und  das  Enteignungsgesetz  vom  18.  Febr.  1878 
(1);  von  Manotlovich,  zur  Ergänzung  des  ungarischen  Anfechtungsgesetzes 
(1);  Schuloff y  die  Ziele  der  Patentreform  in  Oesterreich  (2,  3);  von  Gerl^ 
zur  Reform  des  Zivilprozesses  (4  ff.). 

Allgemeine  österreichische  Oerichtszeitung ,  1891:  Zur  Anwendung 
der  Strafprozessordnung  (47);  Lammasch ,  Studien  zum  Strafgesetzent- 
wurfe (48—52);  V.  Oernerth,  die  bedingte  Verurtheilnng  in  Frankreich. 
XLIII.  Jahrgang,  N.  F.  XXIX.  Jahrgang  (1892) :  Högel,  die  Wirkung  des 
§  51  des  allg.  Grundbuchgesetzes  (2);  v.  Gemerthy  Nothwehr  und  kein 
Ende;  die  Entwickelimg  der  Kriminalität  in  Frankreich  (3);  Ehrengweig, 
der  Werth  als  Gegenstand  der  Bereicherung  (4). 

SSeitschrift  für  Notariat  und  freiu^Uige  Get^chtsbarheit  in  Oestei*- 
reiche  1891:  Füka,  österreichische  Rechtsgeschichte  T Aufruf,  47);  12., 
der  ausserordentliche  Revisionsrekurs  in  Grundbuchsacnen  (47);  Wöss, 
zur  Frage  über  die  Behinderungen  des  gesetzlichen  Wirkungskreises  der 
Notare  (48);  zur  Auslegung  der  Gebührennovelle  vom  31.  März  1890 
(48) ;  Fuka,  Streiflichter  über  die  zukünftige  Gerichtsorganisation  Oester- 
reichs  (49);  Wöss,  eine  Gebührenfrage  (50);  die  Gesetzentwürfe,  betreffend 
die  Aenderungen  der  Eompetenzbestimmungen  in  Verlassenschafts-,  Vor- 
mundschaftsj-  und  Kuratelsachen  und  betr.  den  richterlichen  Vorbe- 
reitungsdienst und  die  Richteramtsprüfung  (50,  51);  Boztocil,  der 
erste  Notar  im  Königreiche  Böhmen  (52).  Jahrgang  1892:  v,  Schrutka- 
Bechtenstamm ,    praktische    Fragen    des    zivilgerichtlichen  Verfahrens, 
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XXni  — XXXV  (1,  2,  3.  5);  Quartalbericbt  über  das  ungar.  Notariat  (2): 
Bemerkungen  zu  dem  Gesetzentwurfe  über  den  richterlichen  Vorberei- 
tungsdienst und  die  Richteramtsprttfung  (4,  5). 

JMs  Sprtichpraocia  f  Revue  ober  die  Rechtsprechung  in  den  obersten  In- 
stanzen der  im  Reich8rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  unter 
Mitwirkung  einer  grösseren  Anzahl  Rechtsgelehrter  und  Geschäftsmänner 
herausgegeben  von  Dr.  Anton  Biehl,  Advokat  in  Wr.  Neustadt,  im  Selbst- 
verlag des  Herausgebers,  Vertretung  im  Buchhandel:  Morita  Perles,  Wien, 
hat  mit  dem  am  1.  Januar  1892  ausgegebenen  Hefte  ihren  neunten  Jahr- 
gang begonnen.  Dieselbe  bringt  Entscheidungen  nach  folgenden  Ab- 
theilungen geordnet:  I.  Verfassungsrecht  (internationales  Recht),  IL  Ver- 
waltungsrecht  III.  Allgemeines  materielles  Privatrecht,  IV.  Sonder-Pri- 
vatrecht  (Handels-  u  Seerecht,  Inhaberpapierrecbt,  Bergrecht),  V.  Offiziöses 
Verfahren  (Patent  vom  9.  August  1854,  Spezialgesetze,  Tabularrecht, 
Waisen-  und  Depositenamtsvorschriften,  Notariatsordnung  und  verwandte 
Normen),  VI.  jKontentiöses  Verfahren,  VII.  Materielles  Strafrecbt, 
VIII.  Strafprozessrecht.  Erscheint  in  6  Heften  a  4  Bogen  und  kostet 
ganzjährig  sammt  Postzusendung  4  Gulden. 

ZeUschHft  des  Bemischen  JurMen^Vereins ,  Bd.  XXVII,  5,  und 
6.  Heft:  König^  Beitrag  zur  Lehre  vom  Retentionsrechte  nach  Art.  224  ff. 
0.  22.;  Rechtsprechung  des  Luzemischen  Obergerichts  im  Jahre  1890; 
Rechtsprechung  des  Bernischen  Appellations-  und  Kassationshofs  in  Zivil- 
sachen, Jahrgang  1891,  Januar  bis  April ;  aus  der  Praxis  der  Bemischen 
Anklagekammer;  Hauptversammlung  des  Bernischen  Jnristenvereins  am 
2.  November  1891. 

ZeUsehrift  für  schweizeriscFies  Recht ,  33.  Bd.,  N.  F.  11.  Bd.,  Heft  i: 
Eonegger,  die  Entstehung  von  Grunddienstbarkeiten  ohne  Eintrag  in  das 
Grundbuch  nach  Zürcher  Recht;  schweizerische  Rechtspflege;  schweize- 
rische Rechtsquellen.  Beigeheftet:  Revue  der  G^richtspraxis  im  Gebiete 
des  BundeszivilrechtSy  Bd.  X  Heft  1. 

Zeitschrift  für  Sehweizei'  Straf  recht,  IV.  Jahrgang,  6.  Heft:  Thum- 
eynen,  einige  Bemerkungen  zu  den  Vorschlügen  %r  das  eidgenössische 
Strafgesetz;  Hürbinj  aphoristische  Bemerkungen  zu  dem  Vortrage  von 
Prof.  Stooss  ttber  die  kriminalpolitischen  Anforderungen  an  ein  eidgenöa- 
sisches  Strafrecht;  Porretj  Us  icrits  contre  les  moeurs,  Mimaire  pri- 
senti  au  CongrH  intercantonal  contre  la  Uttirature  immorah  sur  VHai 
de  la  legisldUion  en  Suisse  et  les  lacunes  ä  combler;  der  Strafvollzug  in 
der  Schweiz;  Berichte  der  Vorsteher  der  schweizer.  Strafanstalten  an 
Direktor ^ür&m;  LeRoyer^  Notes  sur  Videntifieation  anthropomitrique; 
Forely  das  Recht  im  Irrenwesen;  Chretener^  f  Karl  Eduard  Ifaten^ 
hauer. 

Journal  du  droit  intemation€U  pHv€  et  de  l4i  Jurisprudenee  cofn- 

par^e,  1891,  Nr.  XI,  XII:  Wahl,  des  droits  d^enregistrement  dans  Us  rap- 
ports  intemationaux ;  Porter  Morse,  de  la  compitence  de  la  Juris- 
diction locale  ä  Vigard  des  navires  de  commerce  itrangers  se  trouvant 
dans  les  ports  nationaux  (fin) ;  Audinet,  le  droit  intemationcU  prit^ 
dans  le  nouveau  Code  civil  espagnol;  Salem,  les  itrangers  devafU  ki 
trtbunaux  consulaires  et  nationaux  en  Turquie, 

JRev^ue  de  droit  intemaMonaZ  et  de  legislation  comparie,  1891  Nr.  5: 
Pasc  and,  le  sujfrage  politique  chez  les  principaux  peuples  civiUsis 
(1^  article);  Nys,  les  y^Bentham  papers^  du  British  Museum;  Wood 
Benton,  Vunification  internationale  du  droit  en  matihre  de  brevets  cTiV 
vention;  Bolin-Jaequemyns,  compte  rendu  de  la  session  de  VinstOut 
de  droit  international  a  Hambourg  (septembre  1891);   Note  sur  la  oonven- 
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tion  internationale  du  juillet  1890  pour  la  puhlication  des  tarifs  douaniera. 
Nr.  6:  Brocher  de  la  Flichhre,  les  origines  de  lafiodalite;  Rolin- 
Jaequemynsy  quelques  mots  encore  sur  VActe  genital  de  la  Conference 
de  Bruxelles  et  la  ripression  de  la  traiti;  Geffcken^  incidents  de  droit 
international  dans  la  guerre  du  Chili;  Oliviy  d*un  cas  controversi  de 
cessation  de  la  force  obligatoire  des  traitis  intemationaux, 

^innfUes  de  dn^it  comfnei'cial  fran^ais^  Stranger  et  intemaUional, 

pubL  par  M.  E,  Tkallery  Frofesseur  ä  la  Faculti  de  droit  de  Lyon. 
5.  Jahrgang,  Paris  1891.  Nr.  1:  Thaller,  les  questions  de  droit,  nies  de 
la  liquidation  du  Comptoir  d^Escompte ;  Nessi,  Suisse  —  Chronique  de  le- 
gislation^  de  doctrine  et  de  jurisprudence  en  mutiere  de  droit  commercialj 
et  industriel.  Nr.  2:  8 au z et,  droit  fran^ais  —  interpritation.  —  itude  sur 
le  nouvel  article  1780  du  Code  civil;  Valery,  droit  frangais  —  inter- 
pritation.  —  de  la  preuve  des  contrats  par  correspondance ;  Franchi, 
I  alie  —  chronique  de  Ugislation  et  de  doctrine  en  matiere  de  droit  commer- 
cial  et  industriel  Nr.  3:  Sauzet,  droit  frangais  —  inte  rprita  tion.  —  etude  etc, 
Cßn);  Valery^  droit  frangais  — interpretation,  —  de  la  preuve  etc,  (suite); 
Franchi;  Italic  —  chronique  de  jurisprudence  en  matiere  de  droit  com- 
mercial  et  industrieL  Nr.  4:  Kohl  er,  apergu  histoire  du  diveloppement 
de  lafaillite;  Valery,  de  la  preuve  des  contrats  par  correspondance 
(fin,);  Thaller,  France  —  Chronique  de  jurisprudence  en  matihre  de 
droit  commercial  et  industriel.  Nr.  5:  Saleilles,  contribution  ä  Vitude 
des  methodes  juridiques ,  ä  propos  d'un  livre  de  M.  A,  Sraffa  (la  liqui- 
dazione  delle  Societä  commerciali) ;  Kohl  er,  apergu  histoire  etc.  (suite); 
Davis,  Angleterre  —  Chronique  de  Ugislation  et  de  jurisprudence  en 
matihre  de  droit  commercial  et  industriel. 

li  Foro  Benale,  Voh  I,  1891192,  Fase.  X:  Falcone,  il  nuovo  Codice 
penale  Italiano  (lettera  quinta);  Fiocca,  che  cosa  si  deve  intendere  per 
violenza  sulle  cose  di  cuiparla  Vart.  235  del Codice  penale;  Manduca, 
la  responseibilitä  penale  dei  reati  commessi  nello  spazio  aereo  e  la  giwris- 
dizione  istruttoria.  Fase.  XI:  Falcone,  il  nuovo  Codice  penale  Italiano 
(Uttera  sesta);  Frola,  Vart.  5  della  legge  11.  agosto  1870  n.  6784  sul 
Däzio  Consumo  in  relazione  alle  societä  di  mutuo  soccorso  non  registrate 
giudizialmente ;  Lopez,  per  le  lettere  di  Giuseppe  Falcone  poche  parole 
alla  Rivisia  Penale.  Fase.  XII:  Falcone,  il  nuovo  Codice  etc,  (l.settima 
ed  ottava) ;  Falcone  avv,  Ratiieri,  Vapplicazione  della  piü  favore- 
vole  fra  due  pene  eterogenee;  Lopez,  suUa  complidtä.  Fase.  XIII: 
Falcone,  se  il  condannato  dalla  Corte  d^Ässise  alla  reclusione  o  deten- 
zione  per  tempo  non  maggiore  dei  cinque  anni  possa  ottenere  la  libertä 
prowisoria ;  Manduca,  le  infermitä  di  mente  e  il  nuovo  diritto  penale 
nazionale;  Tuozzi,  la  latitudine  nellepene  del  novello  Codice.  Fase.  XIV: 
Falcone,  tl  nuovo  codice  penale  Italiano  (lett.nond);  Faraone,  se  la 
disposizione  delV  art.  93,  2.  alinea,  del  Cod.  Pen.  sia  applicabile  alle 
preserizioni  minori  di  un  anno  pei  reati  previsti  dalle  leggi  speziali  e  segna- 
tamente  dalla  legge  communale  e  provindale.  Fasc.XV:  Arabia,  il  Co- 
dice Italiano  edü  giuri;  Borgonovo,  il  Codice  per  la  Marina  Mercan- 
tile  e  le  circostanze  attenuanti;  Falcone,  il  nuovo  Codice  penale  Ital. 
(Jett,  deeima);  Fiocca,  il  Pretore  h  competente  a  conoscere  dei  recUi  in 
cui  la  Legge  infiigge  anche  la  interdizione  temporanea  dai  publici  uffici  o 
la  sospensione  di  una  professione  o  arte?  Frola,  sulV  autorizzazione  a 
procedere  in  tema  d'oltraggio  a  rappresentanti  del  Publico  Ministero  in 
udienza. 

lAi  scuola  poaiHva  nella  giurisprudenza  civile  e  penale  e  nella  vita  sociale. 
Direttarii  E.  Ferri,  Deputato  al  Parlamento  in  Roma^  G.  Fioretti, 
Awocato  in  Napoli,  B.  Garofalo,   Presidente  del  tribunaU  di  Ferrara, 
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C.  Lonibroso,  Professor e  di  medieina  legak,  Torino,    NapoU,  Bedanone 
ed  Amministrazione  p.  G.  Fiorettiy  Piazzetta  Latiliaj  6. 

Die  sog.  positive  italienische  Schule,  welche  im  Gegensatz  zur  sog. 
klassischen  Schule  in  Bezug  auf  die  Aufgabe  des  Strafrechts  an  die  Stelle 
der  blossen  Gedankenarbeit  der  Gelehrten  mehr  rein  empirische,  von  prak- 
tischen Standpunkten  ausgehende  Untersuchungen  gesetzt  haben  will  und 
welche,  von  Italien  ausgehend,  auch  in  anderen  Ländern  Ausbreitung  gefun- 
den hat,  insbesondere  auch  in  Deutschland  durch  die  Bestrebungen  der 
„internationalen  kriminalistischen  Vereinigung**  vertreten  ist,  will  ihre  in 
Bezug  auf  das  Strafrecht  hauptsächlich  im  Archimo  di  psiehiatria  vertrete- 
nen  Theorien  mit  obiger  seit  15.  Mai  1891  in  halbmonatlichen  Lieferungen 
erscheinenden  Zeitschrift  (Preis  pro  Jahr  12  L.,  für  das  Ausland  15  L.)  zum 
praktischen  Gebrauche  auf  soziale  und  Rechts-Probleme,  speziell  auch  flir 
das  Ziviirechtsstudium,  darlegen  und  zeigen,  wie  positive  Theorien  auch  Im 
Beehtswesen,  sei  es  bei  Beurtheilung  kontroverser  Thatfragen,  sei  es  bei 
Entscheidung  von  Rechtsfragen,  Anwendung  finden.  Dieser  Zweck  soll  er- 
reicht werden  durch  Original-Abhandlungen,  kritische  Besprechung  der 
Zivil-  und  Strafrechtspflege,  Kritik  der  Gesetzgebungen,  Literaturberichte 
und  Mittheilungen  aus  der  italienischen  und  ausländischen  Chronik.  Ans 
dem  reichen  und  werthvollen  Inhalte  der  bisher  erschienenen  Hefte  sind 
folgende  Abhandlungen  anzuführen :  Nr.  1:  Ferri,  la  cosiddttta  volontari  tä 
nella  contrawenzioni;  Oarofa  lo,  la  competenza  nei  giudizi  penali  Nr.  2: 
Carelliy  sulV  ampliamento  della  pruova  davanti  i  tribunali  pfr%ali; 
d'AguanOf  sull  efficacia  della  Scuola  positiva  di  ßhsoßa  giuridiea; 
Nitti,  il  P  maggio.  Studio  di  sodologia.  Nr,  3\  GarofalOy  la  compe- 
tenza etc,  (cont,  e  fine);  Ferri^  criminalitä  in  Itaita  e  sostitutivi  penali  a 
rovescio,  Nr.  4:  Naquet^  il  divorzia  ed  i  cattolici  italiani;  Vadalä-Fa- 
pale,  necessitä  della  codißcazione  della  eeonomia  pölitica  per  la  costitusiomi 
del  codice  privato-sociale,  Nr,  5:  Garofalo,  accusa  puhblica  et  <iccusa  sus- 
sidiaria;  Nitti,  Varmata  di  salute,  Nr,  6:  Arabia,  amministrazione  della 
giustizia  nel  1890;  Alongi^  la  vita pübblica  neipiccoli  comuni  della  SieiUa, 
Nr.  7:  Salvioli,  gli  oforismi  giuridici;  Sancipriano,  la  eorrezione  di 
officio  delle  sentenze;  Ferri,  nota  aW  articolo  precedente.  Nr,  8:  Vieira 
de  Aranjo,  le  scienze  criminali  al Brasile ;  Garofalo,  del  contraddittorio 
nella  istruzione;  Ferri,  volontarietä  e  Hcettazione ;  Cogliolo,  frasi  ruote. 
Nr,  9,  10:  Cosenza,  degli  ammoniti  e  dei  diffamati  arrestati  in  fiagranza 
di  contravvenzione ;  Tarde^  in  difes  a  delle  leggi  delV  imitazione;  Norcen, 
cMusuranti  e  padroni  nel  Veneto;  Alrano,  lihertä  provvisoriae  C€ireere  pre- 
ventivo;  Nitti,  le  scuole  economiche;  Carelli,  Vart.  389  e  le pubblicaziom 
ad  esposizioni  oscere,  Nr.  11,  12:  Croee,  il  divorzio  nelle  provineit  nopo- 
htano:  1809 — 1815;  Fioretti,  V eselusione  del  nomen  juris  dal  codi» 
e  dalle  questioni  ai  giurati;  Carelli,  Vart,  389  etc.;  Zerboglio,  la  eura 
sociale  delV  alcoolismo;  Biandi,  le  condanne  dei  giomali,  Nr.  13^  14: 
Garofalo,  le  perizie  paichiatriche*  X  «  .  Y  .  .  .,  la  giuria  in  Italia; 
SighelCj  Varitmetica  nel  codice  penale;  Nitti,  Maurice  Block  e  la  ^ue- 
stione  del  lo  Maggio;  Leti,  colonie  penitemiarie  aW  Eritrea;  Ferri, 
nota  alP  articolo  precedente.  Nr.  15,  16:  Ferri,  condanna  eondinonäU; 
G.  Majorana,  statistica  teorica  in  Italia;  Cerelli  -  Vittori,  i  reaU 
d'azione  privata  nel  nuovo  Codice  penale;  Fioretti,  nota  M articolo 
precedente;  De  Bella,  le  successioni;  Olivieri,  di  una  pdese  üicoa- 
gruenza  del  Codice  penale  in  materia  di  ratto.  Anno  II  (1892)  Nr.  1—2: 
Bianchi,  Cervello  e  societä;  Puglia^  il  principio  genetico  del  diritto 
di  reprimere;  Garofalo,  nuovi  studi  sulla  riparazione  dovuta  alle  tfittime 
del  reato;  B^A^uanno,  il  diritto  di  successione. 
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Von  Landgerichtsrath  G«  PÜMer  in  Ulm  *). 

Unlätigst  hat  der  Reichstag  über  eine  von  Prof.  v.  Bar  zum 
Jnstizetat  vorgeschlagene  Kesolution  berathen  des  Inhalts: 

„  Die  verbündeten  Regierungen  zur  Vorlegung  des  Entwürfe  eines 
Gesetzes^  betr.  die  Auslieferung  von  verurtheilten  und  angeschuldigten 
Personen  an  auswärtige  Regierungen^  au&ufordern,  in  welchem  1)  die 
Auslieferungen  in  Ansehung  sowohl  der  Bewilligung  der  einzelnen 
Ausliefernngen  wie  der  Abschliessung  von  Auslieferungsverträgen  der 
ausschliesslichen  Zuständigkeit  des  Reichs  überwiesen,  2)  die  Bewilli- 
gung der  einzelnen  Auslieferungen  von  der  Mitwirkung  der  Gerichts- 
höfe abhängig  gemacht  wird  und  3 )  die  Regierungen  verpflichtet  wer- 
den, die  Aufhebung  der  von  ihnen  mit  auswärtigen  Regierungen  ab- 
geschlossenen besonderen  Auslieferungsverträge  herbeizufuhren." 

Die  Punkte  1)  und  3)  sind  staatsrechtlicher  Natur  und  darum 
an  diesem  Ort  nicht  zu  erörtern;  der  Punkt  2)  dagegen  berührt  eine 
Frage  des  internationalen  Rechts,  die  wir  im  Folgenden  einer  kurzen 
Besprechung  unterziehen  wollen. 

Ist  die  Auslieferung  von  verurtheilten  oder  angeschuldigten  Per- 
sonen an  auswärtige  Staaten  für  den  ausliefernden  Staat  eine  Yer- 
waltungs-  oder  Rechtssache?  Das  ist  die  auch  von  Prof.  v,  Bar  bei 
B^ii&ndting  seines  Antrags  wenigstens  gestreifte  grundsätzliche  Be- 
deutung der  Ziffer  2.  Um  die  Frage  richtig  zu  beantworten,  ist  zu- 
vörderst der  Begriff  der  Auslieferung  festzustellen;  sie  ist  eine  quali- 
fisirte  Ausweisung:  die  einfache  Ausweisung  besteht  darin,  dass  dem 
Ausgewiesenen  eröffnet  wird,  er  habe  das  Gebiet  des  ausweisenden 
Staates  zu  verlassen,  wobei  ihm  zunächst  anheimgegeben  wird,  wohin 
er  sich  wenden  will;  geht  er  nicht  freiwillig,  so  wird  er  mit  Gewalt 
über  die  Grenze  geschafft;  bei  der  Auslieferung  fitllt  diese  Freiheit 
des  Willens  weg,  der  Auszuweisende  wird  an  einen  bestimmten  Ort 
der  Grenze  des  Staates  gebracht,  um  dort  den  Vertretern  des  anderen 
Staates  übergeben,  von  ihnen  in  Empfang  genommen  zu  werden  (woraus 
sich  ergibt,    dass  —  beim  jetzigen    noch    mangelhaften  Zustand    der 


*)  Anm.  d.  Red.  Wir  theilen  in  Bezug  auf  die  obenbehandelte  Frage 
den  Standpunkt  des  Herrn  Yerfassers  nicht,  halten  dafQr,  dass  für  das 
Deutsche  Reich  die  baldigste  Schaffung  eines  Anslieferungsgesetzes  anzu- 
streben ist  und  dass  im  Auslieferungsverfahren  den  Gerichten  in  der  einen 
oder  anderen  Form  ein  entscheidender  Elnfluss  eingeräumt  werden  muss. 
Gleichwohl  geben  wir  gerne  obigen  Ansflihrungen  Raum,  da  bei  der  Wich- 
tigkeit des  Gegenstandes  eine  möglichst  vielseitige  Besprechung  der  Frage 
der  Klärung  derselben  nur  nützlich  sein  kann. 

Zeltacbriil  f.  intern.  Privat-  n.  Strmfirecbt  etc.,  Bmnd  II.  26 
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Luftschiffahrt  —  ein  wirksamer  Auslieferungsvertrag  nur  geschlossen 
werden  kann  von  Staaten,  deren  Grenzen  sich  berühren,  oder,  wo 
dies  nicht  der  Fall  ist.  unter  gleichzeitigem  Abschluss  eines  Durch- 
liefenmgsvertrages  mit  den  zwischenliegenden  Staaten;  ein  Umstand^ 
der  zweifellos  für  die  Zweckmässigkeit  des  Vorschlages  spricht, 
dass  Auslieferungsverträge  nicht  von  den  Einzelstaaten,  sondern  vom 
Beich  geschlossen  werden  sollen). 

Ist  aber  die  Auslieferung  eine  qualifizirte  Ausweisung,  so  führt 
die  einfache  Logik  zu  dem  Satz,  dass  Niemand  ausgeliefert  werden 
darf,  der  nicht  ausgewiesen  werden  dürfte,  oder  anders  ausgedrückt, 
dass  die  Auslieferung  jedenfalls  an  die  Voraussetzungen  der  Aus- 
weisung gebunden  ist.  Darf  die  Verwaltungsbehörde  nach  dem  Gre- 
setz  des  Staates  eine  Person  nicht  ohne  vorgängigen  Bichterspruch  aus- 
weisen, so  darf  sie  sie  auch  nicht  ohne  solchen  Spruch  ausliefern,  der 
Abschluss  eines  Vertrages,  wodurch  ein  Staat  sich  zur  Ausliefenmg 
ohne  diesen  Spruch  verpflichten  würde,  wäre  verfassungswidrig.  An- 
dererseits folgt  aus  dem  Becht  der  Ausweisung  nicht  ohne  Weiteres 
das  Becht  der  Auslieferung:  es  ist  denkbar,  dass  der  Verwaltnngs- 
behörde  hinsichtlich  der  Auslieferung  engere  Schranken  gezogen  sind 
als  hinsichtlich  der  Ausweisung. 

Was  sind  nun  nach  deutschem  Becht  die  Voraussetzimgen  der 
Ausweisung?  Unbestrittene  Greltung  hat  der  dem  Staatsrecht  ange- 
hörige  Satz:  ein  Staats-  oder  Beichsangehöriger  darf  ohne  Gesetz  ans 
Deutschland  nicht  ausgewiesen,  also  noch  weniger  ausgeliefert  werden: 
nur  eine  Anerkennung  dieses  (zuvor  schon  bestehenden)  Satzes  ent- 
hält die  in  allen  Auslieferungsverträgen  enthaltene  Bestimmung,  dass 
kein  Staat  seine  eigenen  Angehörigen  ausliefert ;  die  Ausweisung  eines 
Inländers  auf  Grund  eines  Gesetzes,  die  Strafe  der  „Verbannung'^, 
ist  zwar  denkbar  und  in  der  Geschichte  schon  oft  vorgekommen,  sie 
unterliegt  aber  völkerrechtlichen  Schwierigkeiten,  sofern  es  wohl  als 
ein  allgemein  gültiger  Satz  des  heutigen  Völkerrechts  zu  bezeichnen 
ist,  dass  ein  Staat  auf  Verlangen  des  anderen  seine  von  dem  letzteren 
ausgewiesenen  Angehörigen  aufzunehmen  hat,  wofern  der  andere  Staat 
zu  der  Ausweisimg  berechtigt  war.  Bezüglich  dieser  Ausweisung 
Fremder  gilt  für  Deutschland  der  Satz:  ein  Nichtreichsangehoriger 
kann  —  ohne  Gesetz  —  ausgewiesen  werden,  sofern  ihm  nicht  durch 
einen  zwischen  dem  Staate  des  Aufenthalts  und  seinem  Heimathsstaate 
bestehenden  Vertrag  das  Becht  des  Aufenthalts  verbürgt  ist,  mit  an- 
dern Worten:  der  Fremde  hat  nach  deutschem  Becht  von  sich  aus 
keinen  Bechtsan Spruch  auf  Gewährung  des  Aufenthalts  und  noch  we- 
niger, wenn  er  im  Ausland  ein  Verbrechen  verübt  hat,  auf  Gre Währung 
eines  Asyls,  es  ist  —  von  den  internationalen  Verträgen  abgesehen  — 
in  das  Belieben  des  Staates  oder  der  Staatsverwaltung  gestellt,  ob  sie 
den  Fremden  auf  ihrem  Gebiet  dulden  will  oder  nicht;  solange  sie 
ihn  duldet,  hat  er  Anspruch  auf  den  Schutz  der  Gresetze,  aber  An- 
spruch auf  die  Duldung  selbst  hat  er  nicht. 
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Das  ist  der  wirkliche  Rechtsznstand  im  Deutschen  Reich;  dass 
er  auf  einer  inneren  Nothwendigkeit  beruhe;  kann  darum  nicht  be- 
hauptet werden:  anderwärts  ist  der  Rechtszustand  ein  anderer;  es  gibt 
Staaten^  die  das  Asylrecht  in  mehr  oder  weniger  grossem  Umfang  an- 
erkennen^  und  soweit  sie  es  anerkennen^  müssen  sie  folgerichtig  auch 
das  Aufenthaltsrecht  des  Fremden  als  ein  diesem  (solange  er  nicht 
der  öffentlichen  Unterstützung  anheimflQlt)  für  seine  Person  zustehen- 
des Recht  anerkennen.  Aufenthalt  und  Asyl  verhalten  sich  zu  ein- 
ander ganz  ähnlich  wie  Ausweisung  und  Auslieferung.:  das  Recht  des 
Aufenthalts  schliesst  die  Ausweisung  —  das  Recht  des  Asyls  die  Aus- 
lieferung durch  die  Willkür  der  Verwaltungsbehörden  aus.  Aiich 
der  Staat;  der  das  Asylrecht  anerkennt ,  verzichtet  darum  nicht  auf 
das  Recht  der  Ausweisung^  aber  er  macht  sie  von  einem  Richter- 
spruch; sei  es  ein  Spruch  des  Strafirichters  oder  ein  Spruch  des  Ver- 
waltungsrichterS;  abhängig,  und  der  Richterspruch  hinwiederum,  wenn 
er  nicht  ein  Spruch  der  Willkür  sein  soll,  setzt  ein  positives  Recht 
voraus,  das  die  Bedingungen  der  Ausweisung  regelt. 

Im    Alterthum    galt   der  Fremde  —  der    fremde  Staat    wie   das 
fremde  Individuum  —  von  Rechtswegen    als    Feind:    kein    Staat    er- 
wartete vom  anderen  Duldung  seiner  Angehörigen,    er    verlangte  von 
ihm  aber  auch  nicht  —  abgesehen  etwa  von  politischen  Verbrechern  — 
Ausweisung    oder   Auslieferung    seiner    in   dessen  Gebiet    geflüchteten 
eines  Verbrechens  beschuldigten  Angehörigen.     Ein  Anklang  an  diese 
Anschauung  findet  sich   noch    in    unserer  Zeit,    wenn    ein    zivilisirter 
Staat  mit  einem  unzivilisirten  oder  halbzivilisirten  einen  „Freundschafrs^- 
Vertrag  schliesst,    der  den  Angehörigen  des    ersteren    den  Aufenthalt 
im  Oebiete  des  letzteren  ermöglichen  soll.  Von  den  zivilisirten  Staaten 
wird  angenommen,    dass   sie  auch  ohne  Vertrag    in  Freundschaft    mit 
einander  leben:    es  gilt  als  unfreundlich,  wenn  ein  Staat  ohne  Orund 
den  Angehörigen    des   anderen  ausweist   und    ebenso,    wenn    er    ohne 
Grund  die  Auslieferung  eines  in  sein  Gebiet  geflüchteten  Verbrechers 
verweigert,  das  unbeschränkte  Asyli;echt  ist  nach  modemer  Anschauung 
ein  Rest  mittelalterlicher  Barbarei.     Gestattung,  des  Aufenthalts  einer- 
seits und  Auslieferung  andererseits  können  stattfinden  und  haben  lange 
Zeit    stattgefunden    ohne   Niederlassungs-   und    Auslieferungsverträge; 
da  aber   das  neben  dem    thatsächlichen   Zustand    fortdauernde   Recht 
der  Ausweisung  und  der  Verweigerung    der  Auslieferung    immer    ge- 
eignet   ist;    Verstimmungen   zwischen    den  Staaten    hervorzurufen,    so 
hat  man  zu  den  Verträgen  beider  Art  gegriffen,    Verträge,  durch  die 
der    eine  Staat   sich    dem    anderen    unter    genau   geregelten   Voraus- 
setzungen dort   zu  einem  Unterlassen   (zur  Nichtausweisung) ,    hier  zu 
einem  Thun  (zur  Auslieferung)  und  zugleich  zu  einem  Unterlassen  (d.  h. 
(iazu,  in   anderen   als    in   den   vertragsmässig  bestimmten  Fällen    eine 
Auslieferung  nicht  zu  begehren)  verpflichtet. 

Eine  Instanz,    um  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  im  Weg 
Rechtens  zu  erzwingen,  gibt  es  zur  Zeit  nicht;  der  eine  Staat  ist  dem 
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anderen  gegenüber  auf  diplomatische  Vorstellungen,  auf  Bepressalien, 
im  Nothfall  auf  Gewalt,  d.  i.  Krieg,  beschränkt:  dem  einzelnen  An- 
gehörigen eines  Staates,  der  sich  im  anderen  Staat  niedergelassen  b&t, 
steht  voUends  gegen  seine  Ausweisung  kein  Bechtsmittel  gegen  den 
ausweisenden  Staat  zu,  er  kann  sich  nur  bei  seinem  Heimathstaat  be- 
schweren und  dessen  Schutz,  nicht  aber  den  Schutz  der  Gerichte  des 
anderen  Staates  anrufen.  —  Anders  in  einem  Staate,  dessen  Becht  (Ge- 
setz oder  Grewohnheitsrecht)  dem  Fremden  ein  Becht  des  Aufenthalts 
gewährt,  ihm  insbesondere  —  beschränkt  oder  unbeschränkt  —  Sicher- 
heit gegen  Auslieferung  verbürgt:  diesem  Recht  muss,  wenn  es  ein 
wirkliches  Recht  sein  soll,  ein  Rechtsschutz,  muss  die  Möglichkeit 
der  Anrufung  des  Richters  entsprechen.  Wenn  ein  solcher  Staat  mit 
einem  anderen  einen  Auslieferungsvertrag  schliesst,  durch  den  du 
bisherige  Aufenthalts-  und  Asylrecht  der  Fremden  beschränkt  wird, 
so  ist  es  durchaus  folgerichtig,  wenn  er  die  Prüfung  der  Frage, 
ob  die  Voraussetzungen  der  Auslieferung  zutreffen,  dem  Gericht 
überweist. 

Das  ist  der  Rechtszustand  z.  B.  in  England,  und  dieser  Zostud 
kommt  zum  Ausdruck  in  dem  deutsch-englischen  Auslieferungsverträge 
vom  14.  Mai  1872,  dessen  hierher  gehörige  Bestimmungen  hier  an- 
geführt werden  mögen,  da  auf  sie  bei  der  folgenden  Würdigung  des 
V,  JBicir' sehen  Antrags  zurückzukommen  ist.  Der  Vertrag  bestinunt  in 
Art.  IX  bis  XH: 

(9)  „Wenn  das  Ausliefemngsgesuch  nach  den  vorstehenden  Be- 
stimmungen (über  Gründe  der  Auslieferung  und  Formen  des  Gesuchs) 
begründet  ist,  so  sollen  die  zuständigen  Behörden  des  ersuchten  Staates 
zur  Festnahme  des  Flüchtlings  schreiten.  —  Der  Ergriffene  wird  s<h 
dann  vor  den  gesetzlich  dazu  berufenen  richterlichen  Beamten  [im 
englischen  Text:  hefore  a  competent  magistrate]  gebracht,  wey^er 
ihn  ebenso  zu  verhören  und  den  Straffall  vorläufig  zu  untersnchen 
hat,  als  wenn  die  Ergreifang  wegen  einer  im  Inland  begangenen 
strafbaren  Handlung  erfolgt  wäre. 

(10)  „Die  Auslieferung  erfolgt  nicht  vor  Ablauf  von  15  Tagen 
seit  der  Ergreifung  und  nur  dann,  wenn  die  Beweise  für  genOgend 
befunden  worden  sind,  um  nach  den  Gesetzen  des  ersuchten  Staates 
entweder  die  Verweisung  des  Ergriffenen  zur  Hauptverhandlung  zs 
rechtfertigen,  falls  die  strafbare  Handlung  im  Grebiete  dieses  Staates 
begangen  wäre,  oder  darzuthun,  dass  der  Ergriffene  mit  der  von  den 
Gerichten  des  ersuchenden  Staates  verurtheilten  Person  identisch  ist 

(11)  „Die  Behörden  des  ersuchten  Staates  haben  bei  der  Prfifangr 
welche  ihnen  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  obliegt,  den  be- 
eidigten Zeugenaussagen,  welche  in  dem  anderen  Staat  zu  Protokoll 
genommen  sind,  ingleichen  den  Abschriften  solcher  Originalzeugen- 
aussagen  und  ebenso  den  Haftbefehlen  und  Strafiirtheilen  volle  Be- 
weiskraft beizulegen.  [Es  folgen  einige  hier  nicht  interessirende  Vor- 
schriften Über  die  Form  solcher  Beweisstücke.] 
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(12)  „Wenn  die  zur  Auslieferung  genügenden  Beweise  nicht 
binnen  2  Monaten  von  dem  Tage  der  Ergreifung  des  Flüchtigen  an 
beigebracht  werden,  so  ist  der  Ergriffene  auf  fireien  Fuss  zu  setzen." 

Diese  Bestimmungen  kommen  dem  Engländer  in  Deutschland 
ebenso  zu  gut  wie  dem  Deutschen  in  England,  obwohl  sie  nur  zu  dem 
in  England^  nicht  auch  zu  dem  in  Deutschland  geltenden  Bechts- 
zustand  passen,  sofern  es  zwar  ein  englisches ;  aber  kein  deutsches 
Asylrecht  gibt;  wir  haben  also  hier,  wenigstens  für  Deutschland,  einen 
Fall  der  oben  bezeichneten  Art,  dass  die  Verwaltung  hinsichtlich  der 
Auslieferung  an  strengere  Voraussetzungen  gebunden  ist,  als  hinsicht- 
lich der  Ausweisung,  denn  zur  Ausweisimg  "eines  Engländers  bedarf 
es  zweifellos  keiner  Mitwirkung  des  Gerichts.  Welches  Bechtsmittel 
freilich  dem  Ausländer  zustehen  sollte,  den  Deutschland  ohne  Mitwir- 
kung des  Gerichts  an  England  ausliefern  wollte,  dürfte  schwer  zu 
sagen  sein. 

Der  V,  JBSar'sche  Antrag  läuft  nun  darauf  hinaus,  dass  in  Deutsch- 
land ein  dem  englischen  ähnlicher  Bechtszustand  geschaffen,  dass  eine 
Art  Asylrecht  begründet  werden  soll.  Ist  dies  wünschenswerth? 
Darauf  antworte  ich  unbedingt:  nein.  Das  Motiv  des  Antrags  ist  ja 
gewiss  sehr  menschenfreundlich:  der  Ausländer,  der  sich  in  Deutsch- 
land aufhält,  ohne  die  deutschen  Gesetze  zu  verletzen,  soll  gegen  un- 
begründete Verfolgung  durch  seine  heimathliche  Begierung  und  gegen 
Willkür  der  deutschen  Verwaltungsbehörden,  der  deutschen  „Polizei", 
geschützt  werden.  Hinter  diesem  menschenfreundlichen  Motiv  steckt 
aber  —  dem  Antragsteller  wohl  kaum  bewusst  —  der  Gedanke,  der 
ja  in  Deutschland  weit  verbreitet  ist,  dass  jede  Begierung,  also  auch  die 
Regierung  des  Deutschen  Beichs  und  die  Begierung  jedes  einzelnen 
deutschen  Staates  mehr  oder  weniger  unfähig  und  böswillig  sei. 

Nach  bestehendem  deutschen  Becht,  ich  wiederhole  es,  hat  der 
Angehörige  eines  fremden  Staates  kein  Becht  auf  Gestattung  des 
Aufenthalts,  er  befindet  sich,  um  einen  zivilrechtlichen  Ausdruck  an- 
wenden, precario  im  Gebiete  des  Beichs;  daraus  folgt,  dass  die  Ver- 
waltungsbehörde, soweit  sie  sich  nicht  dem  Heimathsstaate  des  Fremden 
gegenüber  dieses  Bechts  begeben  hat,  jederzeit  befugt  ist,  dem  Frem- 
den den  ferneren  Aufenthalt  zu  untersagen^  ihn  auszuweisen,  und  es 
ist  wohl  noch  Niemand  in  den  Sinn  gekommen,  diese  Ausweisung  von 
der  Mitwirkung  der  Gerichte  abhängig  zu  machen.  Liegt  nun  ein  Grund 
zum  Verlangen  einer  solchen  Mitwirkung  vor  in  dem  Fall,  wo  die 
Verwaltungsbehörde  den  Fremden  nicht  einfach  ausweist,  sondern  ihm 
gebietet  und  ihn  numu  militari  zwingt,  das  Beichsgebiet  auf  einem 
bestimmten  Wege,  an  einem  bestimmten  Punkte  der  Grenze,  gewöhnlich : 
auf  dem  Wege,  auf  dem  und  an  dem  Punkte,  an  dem  er  hereingekommen 
ist,  zu  verlassen,  wo  er  jenseits  Beamte  seines  Heimathsstaates  findet? 
Das  ist  die  einfache,  alles  politischen  Beiwerks  entkleidete  Frage,  und 
auf  diese  Frage  ist  wiederum  nur  die  Antwort :    Nein !  möglich.     Die 
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Mitwirkung  der  Gerichte  bei  der  Ausliefenrng  ist  nicht  blos  entbehr- 
lich, sondern  sogar  nnzweckmässig. 

Das  vom  Ausländer  im  Ausland  begangene  Verbrechen  berührt 
der  Begel  nach  das  Deutsche  Reich  in  keiner  Weise,  die  deutschen 
Gerichte  haben  sich  nicht  damit  zu  befassen,  und  ob  der  fremde  Staat 
seinen  des  Verbrechens  angeklagten  Angehörigen  mit  Recht  oder  mit 
Unrecht,  ob  er  ihn  zu  streng  oder  zu  mild  bestraft,  das  geht  das 
Deutsche  Reich  und  den  deutschen  Richter  ganz  und  gar  nichts  an, 
mögen  wir  vom  allgemein  menschlichen  Standpunkt  aus  eine  vielleicht 
ungerechte  Verfolgung  noch  so  sehr  bedauern  und  missbilligen.  Di^er 
allgemein  menschliche  Standpunkt  mag  das  Reich  oder  den  Einzel- 
staat bestimmen,  dem  fremden  Staat,  dessen  Strafrechtspflege  er  Itir 
barbarisch  hält,  keinen  Ausländer  auszuliefern  und  keinen  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  ihm  zu  schliessen:  ist  aber  einmal  ein  solcher  Ver- 
trag geschlossen,  so  bildet  doch  dieser  Abschluss  nimmermehr  einen 
Grund  für  die  Rechtfertigung  der  Einmischung  in  die  fremde  Strsf- 
rechtspflege.  Wer  A  sagt,  muss  auch  B  sagen,  sagt  das  Sprichwort 
und  bringt  damit  den  Satz  der  Logik  zum  Ausdruck,  dass  man  nicht 
gleichzeitig  A  und  Nicht-A,  eine  Sache  und  ihr  Gegentheil,  den 
Zweck  mit  Ausschluss  des  unentbehrlichen  Mittels  wollen  kann. 

Dieser  logische  Widerspruch  kommt  denn  auch  in  den  oben  an- 
geführten Bestimmungen  des  deutsch  -  englischen  Vertrages  zum  Aus- 
druck: sie  sind  eine  Halbheit,  wie  ein  Blick  auf  die  Artikel  X  und  XI 
beweist.  Der  Vertrag  behandelt  zwei  wesentlich  verschiedene  Fälle: 
die  Auslieferung  des  verurtheilten  und  die  Auslieferung  des  blos  ver- 
dächtigen Ausländers.  In  beiden  Fällen  soll  eine  richterliche  Pr&fung 
(in  Deutschland  also  wohl  durch  die  Strafkammer  des  Orts,  wo  der 
Ausländer  ergriffen  wird?)  eintreten,  aber  sie  ist  in  einem  und  in 
anderen  Fall  sehr  verschieden.  Handelt  es  sich  um  die  Auslieferang 
einer  im  Ausland  verurtheilten  Person,  so  ist  die  Prüfung  be- 
schränkt auf  die  Feststellung  der  Identität  des  Ausländers,  dessen 
Auslieferung  begehrt  wird,  mit  der  Person  des  Verurtheilten,  die 
Rechtmässigkeit  der  Verurtheilung  ist  der  Prüfung  vollständig  ent- 
zogen. Wozu  nun  hier  die  Mitwirkung  des  Gerichts?  Um  jene  Iden- 
tität festzustellen,  dazu  braucht  man  in  der  That  keinen  Richter^  das 
kann  jeder  Verwaltungsbeamte  gerade  ebenso  besorgen;  denn  dass  der 
letztere  bei  dieser  Feststellung  weniger  gewissenhaft  verfahren  werde 
als  ein  Richter,  zu  einer  solchen  Vermuthung  liegt  doch  schlechter- 
dings kein  Grund  vor!  —  Anders^  aber  nicht  besser  liegt  die  Sache 
bei  der  Auslieferung  eines  Verdächtigen:  hier  soll  eine  „vorläufige^ 
Untersuchung  der  Schuldfrage  stattfinden  und  die  Auslieferung  nur 
erfolgen,  wenn  der  Richter  des  ersuchten  Staates  der  Ansicht  ist,  dass 
gegen  den  Ausländer,  wenn  er  der  Verübung  der  That  im  Inland 
verdächtig  wäre,  das  Hauptver&hren  eröfihet  werden  könnte  oder 
müsste.  Nun  denke  man  sich  den  Fall,  dass  ein  Verdächtiger  aus  £kig- 
ud  nach  Deutschland  entweicht  oder  umgekehrt,  nachdem  dort  nadi 
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eaglischem  oder  deutschem  Kecht  das  ELauptyer&hren  gegen  ihn  er- 
öffnet ist;  jetzt  soll  der  deutsche  oder  der  englische  Richter  fest- 
stellen, ob  nach  seinem  Recht  das  Hauptverfahren  g^en  den  Ver- 
dächtigen zu  eröffiien  wäre,  und  an  diesem  Widersinn  ist  es  noch 
nicht  genug:  der  deutsche  Richter,  der  nach  deutschem  Recht  nach 
freier  Ueberzeugung  zu  urtheilen  und  vielleicht  die  Ueberzeugung  ge- 
wonnen hat,  dass  der  Verdächtige  unschuldig  ist,  muss  die  vor  dem 
englischen  Richter  beschworene  Zeugenaussage  als  wahr  annehmen 
und  auf  Grund  dieser  fingirteu  Wahrheit  unter  Umständen  gegen  seine 
Ueberzeugung  aussprechen,  dass,  falls  die  Handlung  in  Deutschland 
begangen  wäre,  die  Verweisung  des  Verdächtigen  ziur  Hauptunter- 
suchung  gerechtfertigt  wäre;  denn  wie  soll  er  sich  dieser  Nothwendig- 
keit  entziehen,  wenn  in  England  ein  meineidiger  Zeuge  beschworen 
hat,  dasB  er  mit  eigenen  Augen  gesehen  habe,  wie  der  Verdächtige 
einen  Menschen  erstochen  habe? 

Dem  Fremden  steht  in  Deutschland  kein  wohlerworbenes  Recht 
auf  Gestattung  des  Aufenthalts  zur  Seite,  aber  er  geniesst  in  dem 
Land,  wo  er  sich  aufhält,  das  ,^  Gastrecht  ^,  und  es  wäre  zwar  keine 
Verletzung  des  Gesetzes,  aber  eine  Verletzung  dieses  Gastrechts,  wenn 
der  Gastwirth  ihn  ohne  Grund  ausweisen  wollte.  Andererseits,  haben 
wir  oben  bemerkt,  ist  ein  anbeschränktes  Asylrecht  mit  der  heutigen 
Rechtsanschauung  aller  Kulturstaaten  unvereinbar,  und  es  gälte  als 
eine  Unfreundlichkeit  des  einen  Staates  gegen  den  anderen,  wenn  er 
jede  Ausliefertmg  eines  flüchtigen  Verbrechers  verweigern  würde,  wäh- 
rend es  gleichzeitig  das  Rechtsgefühl  des  eigenen  Volks  schwer  be- 
leidigen würde,  wenn  der  Staat  einen  Ausländer,  der  ein  notorischer 
Mörder,  Falschmünzer  oder  dergleichen  ist,  frei  in  seinem  Gebiet  her- 
umgehen Hesse.  Die  Kollisionen  zwischen  der  moralischen  Verpflich- 
tung des  Gastrechts  und  der  moralischen  Verpflichtung,  den  anderen 
Staat  in  Ausübung  seiner  Strafrechtspflege  zu  unterstützen,  sollen 
dorch  die  Auslieferungsverträge  beseitigt  werden;  der  zweiten  Pflicht 
entspricht  die  grundsätzliche  Zusage  der  Auslieferung  verurtheilter  und 
angeschuldigter  Personen,  der  ersten  die  vertragsmässige  Beschränkung 
der  Auslieferung  in  der  doppelten  Richtung,  dass  die  Auslieferung 
nicht  wegen  geringfügiger  Vergehen  und  dass  sie  (bei  schweren  Ver- 
gehen) nur  unter  bestimmten  formellen  Voraussetzungen  gewährt  wird, 
als  welche  z.  B.  der  deutsch-italienische  Vertrag  vom  31.  Oktober  1871 
bezeichnet  die  „Beibringung  eines  Strafurtheils  oder  eines  Beschlusses 
über  Versetzung  in  den  Anklagestand,  eines  Haftbefehls  oder  eines 
anderen  (doch  wohl  richterlichen?)  Akts,  welcher  die  gleiche  Wirkung 
hat  und  ebenfalls  die  Art  und  Schwere  der  verfolgten  That  sowie  die 
auf  dieselbe  anwendbare  strafgesetzliche  Bestimmung  angibt^'. 

Ob  diese  Voraussetzungen  zutreffen,  das  hat  selbstverständlich  der 
ersuchte  Staat  festzustellen,  aber  eine  Nothwendigkeit,  diese  Feststel- 
lung durch  ein  Gericht  vornehmen  zu  lassen,  besteht  in  keiner 
Weise.     Die  Aufgabe   des  Richters  ist,  Recht   zu    sprechen,    und  um 
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dieser  Aufgabe  willen  ist  das  Richteramt  mit  den  Garantien  der  ün* 
abhftugigkeit  aasgestattet.  Bei  jener  Feststellung  aber  bandelt  es  eich 
nicht  um  einen  Richterspruch  oder  einen  Akt  der  Rechtsprechung;  die 
Behörde ;  die  sie  vornimmt^  ist  also  keine  richterliche  Behörde,  braucht 
daher  auch  nicht  mit  jenen  Garantien  ausgestattet  zu  sein.  Gewisse 
Rechtskenntnisse  sind  zweifellos  zu  jener  Feststellung  erforderlich, 
aber  in  ihrem  Besitz  ist  nicht  blos  der  Richter,  sondern  wird  auch 
jeder  höhere  Verwaltungsbeamte  sein.  Es  kann  ja  geschehen,  dass 
sich  einmal  bei  einem  Auslieferungsbegehren  eine  schwierige  Rechts- 
frage erhebt,  und  dann  ist  die  Verwaltungsbehörde  nicht  gehindert 
das  Gutachten  eines  Richters  oder  eines  Richterkollegiums  einzuhoieii: 
es  mag  dies  namentlich  geschehen,  wenn  der  Auszuliefernde  gegen  die 
Auslieferung  Beschwerde  oder  Vorstellung  erhebt^),  allein  dabei 
handelt  es  sich  um  nicht  mehr  als  ein  Gutachten,  d.  h.  die  von  dem 
Gericht  ausgesprochene  Ansicht  ist  ftir  die  Verwaltungsbehörde,  föi 
die  Staatsregierung  nicht  bindend. 

Das  ist  namentlich  in  einer  Beziehung  von  Bedeutung,  die  nach 
meiner  Ansicht  ganz  besonders  gegen  die  obligatorische  Mitvrirknnf 
der  Gerichte  bei  Auslieferungsbegehren  spricht,  während  sie  freilich 
vielleicht  in  den  Augen  der  Anhänger  der  v,  jBar' sehen  Resolution  f&r 
diese  Mitwirkung  ins  Gewicht  flQlt,  ich  meine:  in  Beziehung  auf 
politische  Verbrechen.  Die  Verpflichtung  zur  Auslieferung  ist  nach 
sämmtlichen  Verträgen  ausgeschlossen,  wenn  die  That,  wegen  dereo 
der  Ausländer  im  fremden  Staat  verfolgt  wird,  ein  politisches  Ver- 
brechen oder,  wie  der  deutsch-englische  Vertrag  sagt,  eine  ,* strafbare 
Handlung  ist,  die  einen  politischen  Karakter  an  sich  trägt ^.  Nun 
ist  es  auf  der  einen  Seite  klar,  dass  wenn  die  Mitwirkung  der  Ge- 
richte im  Sinn  eines  dem  Ausländer  zu  gewährenden  RechtsschatiM 
stattfinden  soll,  das  Gericht  in  allererster  Linie  die  Frage  zu  prUftn 
hätte,  ob  nicht  ein  politisches  Verbrechen,  ein  Verbrechen,  „das  einen 
politischen  Karakter  an  sich  trägt",  vorliege  ^).  Ebenso  gewiss  ist  aber 
auf  der  anderen  Seite,  dass  es  bisher  weder  der  Gesetzgebung  noch 
der  Wissenschaft  gelungen  ist,  einen  unanfechtbaren  Begriff  des  ,. po- 
litischen Verbrechens"  aufzustellen.  Das  wäre  an  sich  allerdingt 
noch  kein  Grund,  dem  Gericht  die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Ver- 
brechen dieser  Art  vorliege,  zu  entziehen,  man  könnte  vielmehr  sagen: 
ob  ein  solches  Verbrechen  vorliege,    das    sei   von  Fall  zu  Fall,    nnd 


1)  Wenn  die  Beschwerde  darauf  gegründet  ist ,  daas  der  Beschwerde- 
führer nicht  Ausländer,  sondern  deutscher  Staatsbürger  sei,  dann  muss  na- 
türlich über  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  von  dem  zuständigen  Oe- 
rieht  He  nach  der  Gerichtsverfassung  des  betreffenden  Staates  dem  Ziril- 
oder  dem  Verwaltungsgericht)  entschieden  werden. 

2)  Wie  verhält  es  sich  mit  dieser  Prüfung  zufolge  des  dentsch- 
englischen  Vertrages?  Sein  Wortlaut  lässt  nicht  erkennen,  ob  der  Richter 
des  ersuchten  Staates  auch  zu  ihr  ermächtigt  ist;  in  England  wird  die 
Frage  ohne  Zweifel  bejaht  werden. 
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zwar  gerade  von  den  Grerichten^  zu  entscheiden.  Allein  für  die  Ent- 
ziehung.  sprechen  zwei  schwerwiegende  Gründe^  der  eine  dem  Straf- 
recht,   der  andere  dem  Völkerrecht  und  der  Politik  angehörig. 

Für  die  deutschen  Strafgerichte  gibt  es  in  ihrer  ordentlichen 
Thätigkeit  keine  ^politischen  Verbrechen^;  das  deutsche  Stra%esetz- 
buch  kennt  diese  Bezeichnung  nicht:  sogenannte  politische  Verbrechen 
kommen  aber  natürlich  in  Deutschland  so  gut  wie  im  Ausland  vor, 
und  ihre  besondere  Natur  hat  im  Gesetz  indirekt  Berücksichtigung 
gefunden,  sofern  bei  manchen  Verbrechen,  die  vorzugsweise  als  po- 
litische in  Betracht  kommen,  alternativ  Zuchthaus  oder  Festungshaft 
angedroht  und  dabei  vorgeschrieben  ist,  dass  auf  Zuchthaus  nur  dann 
erkannt  werden  dürfe,  ,.wenn  festgestellt  wird,  dass  die  strafbar 
befundene  Handlung  aus  einer  ehrlosen  Gesinnung  entsprungen  ist^. 
Es  muBs  also  die  That  zuvor  in  allen  ihren  Einzelheiten  festgestellt 
sein,  ehe  diese  Entscheidung  erfolgt.  Handelt  es  sich  nun  um  die 
Auslieferung  eines  verurtheilten  Ausländers,  so  hat  vielleicht  das 
ausländische  Gericht  schon  festgestellt,  dass  die  Handlung  aus  ehrloser 
Gesinnung  entsprungen,  also  —  sofern  man  diesen  BegrifiP  mit  dem 
des  politischen  Verbrechens  in  Zusammenhang  bringen  darf  —  kein 
politisches  Verbrechen  sei;  soll  nun  das  deutsche  Gericht  befugt  sein, 
die  entgegengesetzte  Feststellung  vorzunehmen,  während  es  doch  — 
selbst  nach  dem  deutsch-englischen  Vertrag  —  über  die  Schuldfirage 
im  Ganzen  nicht  entscheiden  darf?  Handelt  es  sich  aber  um  die 
Auslieferung  einer  nur  erst  angeschuldigten  Person,  so  hat  sich  zwar 
das  Gericht  mit  der  Schuldfirage  zu  befassen,  aber  nur  ,, vorläufig'^, 
nur  soweit  als  zur  Entscheidung  über  die  Verweisung  vor  das  er- 
kennende Gericht  noth wendig  ist;  wie  soll  da  eine  ,, Feststellung"  er- 
folgen, dass  die  —  noch  nicht  festgestellte  —  That  aus  ehrloser  Ge- 
sinnung entsprungen  sei? 

Von  nicht  minderem  Gewicht  ist  der  andere,  völkerrechtlich- 
politische Grund.  Kontrahenten  des  Auslieferungsvertrages  sind  zwei 
souveräne  Staaten;  sie  oder  in  ihrem  Namen  die  Staatsoberhäupter 
verpflichten  sich,  dass  der  eine  dem  anderen  eine  wegen  Verbrechens 
verurtheilte  oder  verfolgte  Person  ausliefere,  wenn  der  verfolgende 
Staat  dem  Staat  des  Aufenthalts  gewisse  Nachweise  liefere.  Wenn 
nnn  nach  Abschluss  des  Vertrages  der  eine  Staat  durch  einseitige  Ver- 
^tigung  (und  eine  solche  ist  dem  anderen  Staat  gegenüber  auch  das 
vom  Staatsoberhaupt  mit  der  Volksvertretung  verabschiedete  Gesetz) 
die  Auslieferung  davon  abhängig  machen  wollte,  dass  eines  seiner  Ge- 
richte die  Voraussetzungen  der  Auslieferung  fiir  gegeben  erkläre,  so 
käme  das  im  Erfolg  häufig  einem  Vertragsbruch  gleich:  der  Staat, 
^s  Staatsoberhaupt  als  Träger  der  vollziehenden  Gewalt,  hat  sich 
zur  Auslieferung  des  Fremden  verpflichtet,  für  den  Fall,  dass  ihm 
dessen  Schuld  nachgewiesen  oder  glaubhaft  gemacht  werde:  jetzt  will 
w  sie  verweigern,  weil  ein  Dritter,  ein  Kichter  seines  Landes, 
diese  Schuld  nicht  für  erwiesen  oder  bescheinigt  erklärt.  —  Es  kann 


240      Landgerichtsrath  G.  Pfizer,  Reehtsschntz  gegen  Aosliefernng. 

allerdings  auch  echon  im  Vertrag  vereinbart  werden,  dass  die  Aus- 
lieferung nur  erfolgen  solle,  wenn  ein  Gericht  des  ersuchten  Staates 
sie  flir  zulässig,  deren  Voraussetzungen  für  gegeben  erklärt  habe: 
dann  liegt  in  der  Verweigerung  auf  Grund  der  verneinenden  £rklSnmg 
des  Gerichts  kein  Vertragsbruch,  allein  ein  solcher  Vertrag  ist  wenn 
auch  nicht  unvernünftig,   so  doch  unverständig  und  unpolitisch. 

Die  Staaten  sind  die  Personen  oder  Individuen  des  Völkerrechte: 
zu  den  einzelnen  Bürgern  oder  Behörden  und  Gerichten  des  einen 
Staates  steht  der  andere  in  keinerlei  selbständiger  rechtlicher  Beziehung: 
wenn  der  Angehörige  des  einen  Staates  im  Gebiete  des  anderen  rechts- 
widrig verletzt  wird,  so  hält  sich  der  Staat  des  Verletzten  nicht  an 
die  Person  des  Verletzers,  sondern  an  dessen  Staat;  er  verlangt  nicht 
Recht  vor  oder  von  dessen  Gerichten,  sondern  er  fordert  Entsehüdi- 
gung  von  dem  fremden  Staat.  Ich  erinnere  an  zwei  bekannte  Fälle: 
im  Jahre  1871  wurde  nach  Abschluss  des  Waffenstillstandes  ein  deutscher 
Soldat  vor  Paris  von  einem  Franzosen  meuchlerisch  ermordet,  der 
Mörder  aber  von  schamlosen  französischen  Geschwomen  freigesprochen: 
umgekehrt  wurde  vor  wenigen  Jahren  ein  französischer  Bürger  im  El- 
sass  von  einem  deutschen  Soldaten  erschossen,  der  Soldat  wurde  recht- 
massig  freigesprochen,  weil  er  in  durchaus  entschuldbarem  Irrthum 
gehandelt  hatte.  Hätte  es  sich  dort  um  einen  getödteten  Franzosen, 
hier  um  einen  getödteten  Deutschen  gehandelt,  so  hätten  nach  dem 
dort  und  hier  geltenden  Recht  die  Hinterbliebenen  den  ergangenen 
Urtheilen  zufolge  keinerlei  Anspruch  auf  Schadensersatz  gehabt:  dort 
verlangte  aber  die  deutsche  und  gewährte  die  französische  Regierung 
trotz  dem  (ungerechten)  Urtheil  solchen  Ersatz,  und  hier  gewährte 
ihn  die  deutsche  Regierung  ohne  Verlangen,  weil  sie  —  unerachtet 
des  mit  Recht  freisprechenden  Urtheils  —  anerkannte,  dass  der  Fran- 
zose objektiv  rechtswidrig  getödtet  worden  war. 

Dieser  Anschauung  des  Völkerrechts  widerspricht  die  Bindung 
der  Auslieferung  an  den  Ausspruch  eines  Grerichts  des  ersuchten  Staates 
umso  mehr,  als  —  wie  wir  schon  oben  gesehen  haben  —  dieses  Ge- 
richt von  vorn  herein  ganz  und  gar  nicht  berufen  ist,  über  das  vom 
Ausländer  im  Ausland  begangene  Verbrechen  zu  urtheilen.  —  Denken 
wir  uns  ein  Auslieferungsbegehren  von  einem  Staat  an  den  anderen  ge- 
stellt, zwischen  denen  kein  Auslieferungsvertrag  besteht;  der  ersuchte 
Staat  oder  genauer  das  Oberhaupt  des  Staates  verlangt  von  einem 
seiner  Gerichte  oder  vom  obersten  Gerichtshof  einen  Ausspruch  darüber, 
ob  dem  Begehren  stattzugeben  sei,  der  Gerichtshof  antwortet  vernei- 
nend, die  Auslieferung  wird  verweigert:  was  sagt  in  solchem  Falle  der 
ersuchende  Staat?  Nicht :  der  oberste  Grerichtshof  des  ersuchten  Staat», 
sondern:  der  ersuchte  Staat  selbst,  das  Oberhaupt  dieses  Staates  habe 
ihm  die  Auslieferung  verweigert !  Und  nicht  viel  anders  ist  es,  wenn 
in  einem  Auslieferungsvertrag  die  Auslieferung  von  einem  Spruch  der 
Gerichte  des  ersuchten  Staates  abhängig  gemacht  wird ;  natunwi  g> 
peUas  furca,    tarnen  usque  recurret,    die    natürliche  Rechtsanschanimg 
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bricht  sich,  dem  annatttrlichen  Vertrag  zum  Trotz,  immer  wieder  Bahn, 
das  Oberhaupt  des  ersuchten  Staates  mag  zehnmal  versichern ,  dass  er 
dem  Auslieferungsbegehren  sehr  gern  entsprochen  hätte  und  dass  nur 
der  Ausspruch  seines  obersten  Gerichtshofs  ihm  die  Erfüllung  verboten 
habo;  —  der  Andere  ^hört  von  Allem  nur  das  Nein"  und  wirft  seinen 
Groll  nicht  auf  den  Gerichtshof  des  Nachbarstaates,  sondern  auf  diesen 
selbst  oder  seinen  Flirsten ,  den  er  mit  Eecht  oder  Unrecht  bezichtigt, 
dass  er  die  Auslieferung  verweigert  und  sich  böswillig  und  feige  hinter 
seinen  Gerichtshof  versteckt  habe:  und  der  Zorn,  die  Empfindlichkeit 
über  solche  vermeintlich  unehrliche  Weigerung  ist  weit  nachhaltiger 
als  der  Aerger  über  ein  offenes,  ehrliches  Nein;  darum  ist  ein  der- 
artiger Vertrag  unpolitisch,  unklug,  unverständig. 

Der  ideale  Zustand  des  internationalen  Rechts  wäre  der,  dass 
jedem  Angehörigen  eines  Kulturstaates  das  Recht  des  Aufenthalts  in 
jedem  anderen  Kulturstaat  verbürgt  wäre  und  dass  jeder  Kulturstaat 
dem  anderen  (^im  Allgemeinen  und  in  Strafsachen  insbesondere)  Rechts- 
htilfe  leisten  würde,  gerade  so  wie  das  Eine  und  das  Andere  zur  Zeit 
zwischen  den  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  der  Fall  ist.  Solange 
aber  ein  solcher  idealer  Zustand  nicht  hergestellt  ist  —  und  es  wird 
noch  eine  ziemliche  Zeit  bis  zu  seiner  Herstellung  verstreichen  — , 
solange  muss  man  sich  mit  Niederlassungs-  und  Auslieferungsverträgen 
begnügen,  imd  solange  man  sich  damit  behelfen  mass,  solange  müssen 
wir  auch  in  jedem  einzelnen  Staat  zu  dessen  Regierung  das  Vertrauen 
haben,  dass  sie  die  Verträge  ehrlich  zu  halten  gewillt  und  gesonnen 
sei.  Die  Gerichte  des  Staates  sind  nicht  berufen,  darin  die  Verwal- 
tung zu  überwachen,  und  dem  deutschen  Reichstag  ist  zur  Zeit  noch 
ein  so  weites  Feld  eröffnet,  auf  dem  er  für  den  ausgiebigen  Rechts- 
schutz der  Bürger  des  Deutschen  Reichs  thätig  sein  kann^  dass  er 
füglich  auf  die  kosmopolitisch-philantropische  Fürsorge  ftlr  verurtheilte 
oder  strafrechtlich  verfolgte  Ausländer  verzichten  mag. 


Arrest!  rbarkeit  und  Arrestfreiheit  der  Schiffe. 

Von  Dr.  jnr.  Hax  Mittelfiteln,  Amtsrichter  in  Hamburg. 

1.  Auf  Schiffe  werden  Arreste  gelegt,  bald  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Rechts,  bald  wegen  privatrechtlicher  Ansprüche. 
Im  letzteren  Fall  soll  der  Arrest  einem  Gläubiger  Sicherung  eines 
vermögensrechtlichen  Anspruches  gewähren;  im  ersteren  Fall  dient  der 
Arrest  staatlichen  Interessen.  Verbietet  der  Territorialherr  den 
Schiffen,  einerlei  welcher  Nationalität,  das  Verlassen  seiner  Häfen,  so 
spricht   man    von    Embargo  *).     Ein    solches    Verbot    wird    oft    eine 


1)  Vgl.  PereU,  Internationales  Seerecht,  1882  S.  166;  Hefter- Geffcken, 
Völkerrecht.  1888  §  112  S.  24tl  iPradier-Fodiri,  Droit  international  public, 
t.  V.  (1891)  §§  2476,  2477.  —  Deutsches  Handelsgesetzbuch  Art.  631  Nr.  1. 
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Bepressalie  sein,  jedoch  nicht  immer^  wie  z.  B.  dann,  wenn  es  ergeht, 
um  zeitweilig  jeden  Verkehr  mit  dem  betreflFenden  Hafen  abzuschnei- 
den. Werden  fremde  Handelsschiffe  beschlagnahmt,  um  sie  zu  Trans- 
porten von  Truppen,  Kriegsmaterial  u.  s.  w.  zu  verwenden,  so  redet 
man  von  Angarien  ^). 

Auf  die  zahlreichen  Streitpunkte,  welche  über  diese  Fragen  be- 
stehen^ soll  hier  nicht  eingegangen  werden,  denn  sie  gehören  dem 
Völkerrechte  an  und  passen  deshalb  nicht  in  den  Rahmen  dieser 
Zeitschrift. 

Gegenstand  dieser  Abhandlung  wird  vielmehr  nur 
die  Frage  sein:  Inwieweit  können  Schiffe  wegen  vermö- 
gensrechtlicher Ansprüche  von  Privatgläubigern  mit  Arrest 
belegt  werden?  Die  verschiedenartige  Natur  der  Schiffe  und  ihre 
verschiedene  Nationalität  erschweren  die  Entscheidung  dieser  Frage 
namentlich  im  praktischen  Falle  sehr.  Je  nachdem,  ob  der  Grundsatz 
der  Arrestfreiheit  oder  der  der  Arrestirbarkeit  vorherrscht,  theilt  eich 
die  Untersuchung  naturgemäss  in  zwei  Abschnitte:  für  Staatsschifle 
gilt  mehr  oder  weniger  Arrestfreiheit;  für  Privat  schiffe  umgekehrt 
Arrestirbarkeit. 

Abschnitt  L   Staatsschiffe. 

1.  Kriegsschiffe. 

2.  Von  den  Staatsschiffen  sind  zunächst  die  Kriegsschiffe  zu 
betrachten,  weil  an  ihnen  die  zur  Untersuchung  stehende  Frage  am 
häufigsten  und  prinzipiellsten  erörtert  worden  ist.  Bei  den  älteren 
Schriftstellern  findet  sich  hierüber  allerdings  so  gut  wie  nichts.  Dies 
erklärt  sich  wohl  dadurch^  dass  sie  die  Kriegsschiffe  als  Eigenthmn 
der  Souveräne  betrachten  imd  deshalb  nur  die  Frage  erörtern,  inwie- 
weit Eigen thum  der  Souveräne  beschlagnahmt  werden  kann.  Gerade 
so  verfährt  auch  Cornelius  van  Bynkershoek,  welchem  wir  die  Ueber- 
lieferung  des  ältesten  Präjudikats  verdanken.  In  seiner  1721  zuerst 
erschienenen  Schrift  ,,i)e  foro  legatorum^  tadelt  er  die  Begünstigoo^ 
der  Souveräne  gegenüber  sonstigen  Schuldnern  und  fahrt  dann  fort'): 
..  Saepe  cum  iniuria  subditorum  Ordines  decreverunt,  quod  e  re  pMka 
esse  viderettir.  Qiu)  refero  kanc  spedem:  Anno  1668,  privaii  quidm 
Eegis  Hispanici  creditores  tres  eius  regni  naves  hellieas,  quM 
partum  Flissingensem  subiverant,  arresto  detinuerunt,  ttt  inde  ^w« 
satisfieret,  Rege  Hispanico  ad  cerium.  dient  per  epistolam  in  ms  voeaio 
ad  judices  Flissingenses;  sed  ad  legati  Hispanici  expostulaiianeni 
Ordines  Oenerales  12.  Dec.  1668  decreverunt,  Zelandiae  Ordines  euran 
veUentj  nuves  iUae  continuo  dimitterentur  liberae,  admoneretur  tarnen  fff 
literas  Hispaniae  Regina,  ipsa  curare  veUet,  ut  Ulis  credilorihus ,  »» 
c/msa  iustissima,    satisfieret,   ne  repressalias ,   quas  imploraverunt  tor- 

2)  Pereis  a.  a.  0.  S.  236;  Bradier-FodM  a.  a.  0.  §  2474. 

3)  Cap.  IV  {Opera  omnia,  Lugd.  Batav.  1767,  t.  II  p.  152). 
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giri  tenerentur.^  *)  Den  einleitenden  Worten  Bynkershoeks  ist  zu  ent- 
nehmen^ dass  der  Arrest  aufgehoben  wurde.  Beachtlich  ist;  dass 
die  holländische  Ke gierung  gegen  den  Arrest  war:  ihr  stand  das 
staatliche  Interesse  höher  als  das  private  der  Gläubiger. 

Die  Ansicht  von  Bynkershoek  hat  keine  Nachfolger  ge- 
funden. Es  wird  sogar  von  den  angesehensten  Schriftstellern^  wie 
z.  B.  Wheaton,  behauptet^  dass  der  obige  Fall  der  spanischen  Kriegs- 
schiffe der  einzige  sei ,  wo  Kriegsschiffe  arrestirt  worden  sind  ^).  Es 
gibt  aber  noch  einen  zweiten  Fall^  den  des  holländischen  Kriegs- 
schiffes ^Prins  Frederik ^^  In  seinem  Referate  über  den  unten 
zu  besprechenden  Fall  y.The  Constitution^  sagt  Voigt  ^),  dass  sich  die 
Antragsteller  auf  jenes  ;,alte  Prezedens^  bezogen  hätten  ^  dass  aber 
die  Verhandlungen  und  das  Erkenntniss  nichts  Näheres  ergeben.  Et- 
was mehr  folgt  aus  dem  Urtheil  des  Ck/u/rt  of  Appeal  in  Sachen  des 
T^Parlement  helge^  —  siehe  darüber  unten  §  7  Weiteres  —  worin  der 
Richter  Brett  sagt:  ')  y^TJie  Prins  Frederik-'  (2  „Dodson^' 451)  seenis  to  ils 
be  ivorthy  of  great  attention/^  Er  erklärt  danu;  dass  ihm  die  Aus- 
fühnugen;  welche  der  ÄdmiraMy  Ädvocate  Dr,  Arnold  in  dieser  Sache 
gebracht  hat ,  zwingend  erscheinen ,  und  dass  dieselben  darin  gip- 
feln^  dass  öffentliches  Eigenthum  des  Staates,  zu  öffentlichem  Gebrauch 
bestimmt;  nicht  der  Jurisdiktion  unterliegen  kann,  weil  es  sonst  seiner 
Bestimmung  entzogen  würde.  Eine  volle  Einsicht  in  den  Fall  gewährt 
aber  erst  das  Referat  bei  Phillimore  ^).  Hienach  hatte  die  eng- 
lische Brigg  „Howe"  dem  holländischen  Kriegsschiff  „Prins  Frederik" 
Hülfe  in  Seenoth  geleistet  und  es  in  den  Hafen  von  Penzance  ge- 
bracht. Da  der  in  Anspruch  genommene  Kapitän  die  Zahlung  eines 
Hül&lohns  ablehnte,  so  erwirkten  die  Berger  beim  Court  of  Ad- 
miraUy  einen  Arrest  auf  das  Schiff  für  sechs  Monate  und  erhoben 
Klage  anf  Zahlung  von  Hülfslohn.  Der  Richter  Lord  StoweU  ®*)  sagt 
hierüber :  Die  Kläger  hätten  sich  an  die  fremde  Regierung  wenden 
sollen,  andererseits  hätte  der  holländische  Kapitän  aber  auch  nicht 
jede  Forderung  ablehnen  sollen.  Nachdem  nun  einmal  der  Arrest 
gelegt  sei  ^begets  a  delicate  question  of  Jurisdiction  in  International 
Law,  which  the  court  was  disposed  to  treat  with  aU  necessary  cau- 
tion.  The  vessd  is  said  to  have  been  detained,  under  the  autority 
of  this  Warrant,  for  six  months,  Why  she  was  not  released  upon 
bau  on   a   application   to  the   Court,    I  know  not;    the   Court   wotdd 


4)  y,Vide  Aiteema  Lib.  XL VIII  p,  m.  1023—1027"  heisst  es  weiter. 

5)  Elements  of  International  Law  (ed.  Lawrence),  1863  p.  200:  nTkia 
case  of  the  Spanish  veaseU  was  helieved  to  he  the  only  aase  furnished  hy 
the  history  of  the  world,*^ 

6)  Qoldschmidts  Zeitschrift  fUr  Handeisrecht  Bd.  26  S.  520. 

7)  S.  die  Times  vom  28.  Februar  1880  S.  4. 

8)  International  Law,  vol.  I  (1854)  §  345,  p.  370—371. 

8«)  Derselbe  war  von  1798—1828  Yorsitzenaer  des  Admiralitätsgerichts, 
wonach  sich  annähernd  die  Zeit  des  Falles  „Prins  Frederik''  ergibt 
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eertainly  have  decreed  it,  of  any  such  appliccUion  had  been  made,  hut 
without  prejudice  to  the  depending  question  of  Jurisdiction'^. 
Phiüimore  fügt  hinzu ,  dass  die  Sache  schliesslich  durch  einen  Ver- 
gleich beigelegt  ist.  Jedenfalls  hat  das  Gericht  selbst  die  grossen  Be- 
denken empfunden,  welche  ein  Arrest  auf  ein  Ejriegsschiff  wecken 
muss.  So  schreibt  denn  auch  IVamrs  Tiviss^):  ^Seit  dem  Falle  des 
y^Prins  Prederik^ j  eines  holländischen  Kriegsschiffes^  zur  Zeit  de« 
Lord  StoweUy  hat  jedes  Mal;  so  oft  englische  Unterthanen  durch  eine 
Kollision  mit  einem  fremden  Regierungsschiffe  Schaden  erlitten,  oder 
einem  solchen  Schiffe  Dienste  bei  Seenoth  geleistet  hatten,  die  eng- 
lische Regierung  die  ständige  Gewohnheit  gehabt,  den  Anspruch  der 
englischen  Unterthanen  officiell  der  fremden  Regierung  zu  Übermitteln, 
und  die  Entschädiguugsfrage  ist  im  Schiodswege  erledigt  worden,  mt 
strepitu  et  foro  itididi.*^ 

Auch  in  diesem  Fall  sehen  wir  wieder  ^  dass  die  (englische)  Re- 
gierung^®) für  die  Arrest  fr  eiheit  des  (fremden)  Kriegsschiffes  auftritt 
Diese  Ansicht  ist  seitdem  aber  die  herrschende  geworden 
und  stets  von  den  Gerichten  der  verschiedenen  Nationen 
befolgt,  wie  folgende  Beispiele  zeigen. 

Ein  amerikanischer  Schooner  ,jThe  Exchange^^  war  1810  in  San 
Sebastian  (Spanien)  durch  Napoleon  konfiszirt  und  zu  einem  KriegB- 
schiff  umgebaut.  Als  er  nach  Philadelphia  kam,  wurde  er  von  seinen 
ursprünglichen  Eigenthümern  reklamirt.  Der  höchste  Gerichtshof 
der  Vereinigten  Staaten  erkannte  aber,  dass  die  Territorial- 
gerichtsbarkeit sich  nicht  auf  ein  öffentliches  bewaffnetes  Schiff  einei 
fremden  Souveräns  erstrecke,  mit  dem  Frieden  herrsche,  sofern  du 
fragliche  Schiff,  wie  hier,  erlaubter  Weise  den  Hafen  besucht  habe.  ^^) 

Im  Jahre  1879  wurde  bei  dem  englischen  Court  of  Admtraliy 
die  Arrestirung  des  nordamerikauischen  Kriegsschiffes  „Tke  Gonstüu- 
iion"  nebst  Ladung  beantragt.  Dieses  Schiff,  welches  im  Auftrage 
seiner  Regierung  Ausstellungsgegenstände  nordamerikanischer  Stuts- 
angehörigen von  Hdvre  nach  New-York  zu  transportiren  hatte,  war  im 
Kimal  auf  Gnmd  gerathen  und  mit  Hülfe  eines  englischen  Dampf- 
schiffes freigemacht,  worauf  es  Portsmouth  anlief  und  jetzt  den  gefor- 


9)  Bemt  de  droit  international,  1880,  p.  240. 

10)  Durch  ihren  Vertreter,  den  ÄdmiraUy  Advocate.  Vgl.  Voigt j  nt 
Note  6  S.  485  unten. 

11)  The  Schooner  „Exchange"  v,  Mc.  Fadden  and  othcrs.  Chrand's 
Beports  vol.VU  p.  135— 147  (referirt  bei  Wheaton  cit.  Note  5  p.  191,201; 
ferner  bei  Wharton ,  International  Lato ,  Washington,  vol.  I  §  36  p.  137). 
S.  femer  noch  den  Fall  r^The  Siren"",  7  Wall.  152  {Wharton,  vol.  U  §  239 
S.  612),  wonach  ein  amerikanisches  Staatsschiff  haftet,  wie  wenn  es 
einem  Unterthan  gehört,  während  nur  gegen  das  Schiff  selbst  direkt 
nicht  vorgegangen  werden  kann.  Nach  englischem  Recht  haftet  dtf 
englische  Staatsschiff  tiberall  nicht,  sondern  nur  der  Schadenstifter:  s.  des 
Fall  y.TheAihol*'  in  Pritchard's  Digest,  vol.I  p.  668  Nr.  278;  femer  Mart- 
den^  Collisions  at  8ea,  3.  ed.  1891  p.  102. 
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derten  Hülfslobn  nicht  zahlen  wollte.  Im  Prozesse  liess  die  Britische 
Krone  durch  den  ÄdmirdUy  Advocate  erklären  ^  sie  anerkenne  den 
Öffentlichen  Karakter  des  Schiffes  und  protestire  gegen  die  Ausübung 
der  englischen  Gerichtsbarkeit.  Das  Admiralitätsgericht  hat  dann 
durch  den  Richter  R.  PhiUimore  den  Arrestantrag  abgewiesen  und 
ausgesprochen :  „Es  ist  ein  durchaus  feststehender  Grundsatz^  dass  Kriegs- 
schiffc;  welche  einer  anderen  Nation,  mit  welcher  der  Heimathsstaat 
in  Frieden  sich  befindet,  angehören,  der  Wirksamkeit  der  einheimischen 
Ziviljurisdiktion  entzogen  sind.  Und  in  dem  besonderen  in  Frage 
stehenden  Falle  liegen  Umstände,  welche  darauf  hinführen  könnten, 
eine  Ausnahme  von  jenem  Grundsätze  eintreten  zu  lassen,  nicht  vor'^  ^^). 
Um  endlich  noch  einen  deutschen  Fall  zu  bringen,  so  hat  das 
Amtsgericht  Hamburg,  Zivilabtheilung  VI,  am  15.  September 
1891  den  Arrest  gegen  das  chilenische  Kriegsschiff  „Prestdente  Pinto^' 
wegen  demselben  von  einem  Kieler  Kaufmann  gelieferter  Kohlen  ver- 
weigert, weü  „das  Objekt,  auf  welches  der  Arrest  gerichtet  ist,  der 
Jurisdiktion  des  angegangenen  Gerichts  nicht  unterliegt  ^^  ^^). 

3.  Uebereinstimmend  mit  der  neueren  Praxis  hat  sich  schon  1668 
die  holländische  Regierung  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dass 
Ejriegsschiffe  nicht  arrestirt  werden  dürfen.  Dasselbe  hat  die  eng- 
lische Regierung  in  den  Fällen  „Prins  Fredenk",  y,The  Constitu- 
tion" und  yyParlenient  beige"  gethan ,  wie  die  Ausführungen  der  Kron- 
anwälte zeigen.  Weiter  hat  die  Regierung  der  Vereinigten  Staa- 
ten nicht  nur  in  dem  Falle  „The  ConstitiUion'^,  sondern  wiederholt 
in  amtlichen  Schreiben  aus  den  Jahren  1794,  1855  und  1882  er- 
klärt: „A  ship-of-war,  when  in  a  foreign  friendly  pari,  is  ordinarüy 
exempt  front  the  Jurisdiction  of  such  p&rt"  ^*).  Derselbe  Grundsatz 
ist  von  der  französischen  Regierung  in  der  Sache  der  „ViUe  de 
Victoria'^  ^g&n.  das  englische  Panzerschiff  „Sultan"  anerkannt,  und 
hat  sich  auch  der  damalige  Minister  Flourens  in  der  Kammersitzung 
vom  7.  November  1887  entsprechend  geäussert.  ^*) 

Aber  auch  von  den  zahlreichen  Schriftstellern  der  verschie- 
densten Nationen,  welche  sich  mit  dieser  Frage  direkt  oder  indirekt 
—  indem  sie  nur  allgemein  die  Exterritorialität  der  Kriegsschiffe  be- 
rühren —  befasst  haben,  hat  sich  keiner  an  BynkersJioek  angeschlos- 
sen^*): sie  sind  alle  für  die  Arrestfireiheit  der  Kriegsschiffe.  Genannt 


12)  Dieser  Fall  ist  referirt  von  Voigt,  zit.  Note  6,  S.  519—523,  femer 
von  y^harion  a.  a.  0.  §  36  p.  140. 

13)  S.  hierüber  das  Referat  des  Verfassers  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  II  S.  96—97. 

U)  S.  Wharton  a.  a.  0.  vol.  I  p.  136,  137. 

15)  8.  Journal  du  droit  international  privi,  t.  XV  p.  230. 

16)  Pereis  a.  a.  0.  S.  103  erwähnt,  dass  sieh  der  Lordoberrichter 
Coekbum  in  einem  Promemoria  vom  2.  Mai  1876  gegen  die  Exterritorialität 
der  Kriegsschiffe  gewandt  hat.  Damit  steht  er  gerade  bei  den  Englän- 
dern allein. 
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mdgen  werden  aoMer  Per  eis  selbst  die  von  flnn  S.  104  ff.  meist 
ausführlich  sitirten  Schriftsteller,  njbnlich  Hareaurt,  PhäUmcre,  Twmj 
Nizze,  Hefper^  Bischof,  KaÜenborn,  Bluntsehli,  König,  Xeumann,  Berner. 
AtÜmayrj  Ortolan,  Catichy,  Foelix,  Schiatureiia^  Wheaion,  Keni, 
Calvo,  Diese  Reihe  meist  hervorragender  Namen  lasst  sich  aber  noch 
bedeutend  vergrössem;  von  Bar  sagt:  ^Die  Kriegsschiffe  sind  Theüe 
(Prolongationen;  des  nationalen  Territoriums*^,  auf  die  ein  Arrest  nicht 
gelegt  werden  könne  ^'i.  Nach  Sioerk  ist  der  Satz:  Ausschliessimg 
aller  juristisch  releranten  Akte,  welche  dem  Prinzipe  der  Gleiclibe- 
rechtigung  aller  Staaten  widersprechen,  für  Kriegsschiffe  allgemein 
anerkannt  ^^).  Der  Amerikaner  Woolsey  schreibt:  ,,PubUt  vessek  .  .  . 
are  .  .  .  floating  barracksn  a  pari  of  the  pubHc  organism  and  reprt- 
sent  the  national  dignity,  atid  on  these  a4Xouni,  even  in  foreiyn  porig, 
are  exempt  from  the  local  Jurisdiction*'  ^^\  Aehnlich  äussern  äch 
auch  die  Engländer  William  und  Bruce  ^^) ,  soi^ne  der  Portugiese 
Testa^^U  Von  den  zahlreichen  französischen  Schriftstellern  mögen 
noch  genannt  werden  Haute feuiüe ,  welcher  das  Kriegsschiff  für  eine 
partie  du  territoire  erklärt  ^^ ) :  femer  Chinet,  der  die  Freiheit  der 
Staatsschiffe  von  der  Tenitorialgerichtsbarkeit  als  jetzt  anerkanntes 
Prinzip  zugibt*^;;  endlich  noch  Pradier-Fodere .  welcher  die  Frage 
sehr  eingehend  untersucht  und  zu  demselben  Ergebniss  g^elangt  '^). 

Als  ein  höchst  überzeugendes  Moment  von  der  Bichtigkeit  dieser 
Anschauungen  ist  schliesslich  noch  auf  folgenden  Vorgang  hinzuweisen. 
Manche  Staaten  haben  Postschiffe  —  worüber  unten  §  10  Näheres  — 
unter  gewissen  Voraussetzungen  fiir  arrestfrei  erklärt.  Dazu  haben 
sich  die  Verträge  wiederholt  des  einfachen  Ausdruckes  bedient,  dtfs 
den  Postschiffen  die  Hechte  von  Kriegsschiffen  eingerSumt 
würden ! 

4.  Nach  Vorstehendem  wird  füglich  als  ein  allgemein  anerkann- 
ter und  geübter  Satz  des  internationalen  Eechts  aufgestellt  werden 
müssen^  dass  Kriegsschiffe  nicht  mit  Arrest  belegt  wer- 
den dürfen.  Dieser  Grundsatz  bedarf  aber  noch  einer  genaue- 
ren Bestimmung;  zu  welcher  am  einfiichsten  und  sichersten  gelangt 
wird^  wenn  man  die  Frage  aufwirft^  welche  Gründe  ihn  denn  haben 
entstehen  lassen,  da  er  doch  nirgends  gesetzlich  anerkannt  ist. 


17)  Internationales  Privatrecht,  Bd.  II  (1889)  S.  194  Note  22,  S.  677, 
691  Note. 

18)  V,  Holtzendorff,   Handbuch  des  Völkerrechts ,   Bd.  H  (1887)  §  87 
S.  437. 

19)  International  Law,  5.  ed.,  New-York  1878,  §  58  S.  73. 

20)  Admiralty  Practice,  1886  p.  76. 

21)  Droit  public  international,  1886  p.  86. 

22)  Des  droits  et  des  devoirs  des  nations  neutres,  1858,  t.  I  p.  290. 

23)  Journal  du  droit  international  privi,  t  XV  p.  229.   S.  ferner  noch 
Quillibert  daselbst  t  XII  p.  518. 

24)  Droit  international  piiblic,  t.  V  (1891)  p.  454—463. 
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Die    Schriftsteller    gehen    hierüber  weit    auseinander.     Bluntsckli 
findet  den  Grund  nicht  blos    in    der  gegenseitigen  Freundlichkeit  der 
Nationen^   sondern  vielmehr  in  der  Schwierigkeit  und  Gefahr^  die  ört- 
liche Polizei-  und  Staatsgewalt  gegenüber  den  wohlbewafPneten  fremden 
Schiffsmannschaften  thatsächlich  geltend  zu  machen  ^').  Pradier-FodSre 
nennt  dies    „une  expliccUion  tres  pratiqtie,  et  qui  ne  doit  pas  etre  nS- 
glig6e*^  ^®) ;   damit  steht  er  aber  allein.  Wäre  doch  oft  schon  die  Arresti- 
rung  eines  Kauf&hrteischiffes,  falls  dasselbe  Widerstand  leisten  wollte^ 
schwierig.     Andererseits  sind  Kriegsschiffe  nicht    stets    so   gefahrliche 
Gegner^    dass  ihnen   nicht  eine  entsprechende  Gewalt    entgegengesetzt 
werden    könnte.     Es    würde    dann    eben    militärische    Hülfe    requirirt 
werden  müssen^'').  Mehr  Anhänger  zählt  der  Grund,  dass  die  Kriegs- 
schiffe Theile  ihres    nationalen  Territoriums    sind,    woraus 
allerdings  folgen  würde ,    dass   kein   anderer  Staat  irgend  welche  Ge- 
richtabarkeit  über  sie  üben  kann.     Der  Vordersatz   enthält   aber  doch 
weiter  nichts    als    eine  Fiktion,     wofür    wieder  ein    Grund    gesucht 
werden  müsste.  Soviel  kann  zwar  zugegeben  werden,  dass  die  Fiktion 
eine  recht  bezeichnende,  treffende  ist  '^);    nur    sollte   man   nicht  ver- 
gessen, dass   sie  immer  eine  Fiktion  bleibt,  und  deshalb  die  nahelie- 
gende Gefahr  vermeiden,    aus    ihr    als  gleichsam  anerkannten  Grund- 
satz Schlüsse  ziehen  zu  wollen!     Mit  der  Mehrzahl   der  Schriftsteller 
ist  vielmehr  anzuerkennen,    dass  man  diese  Fiktion  nicht  zur  Erklä- 
rung des  unstreitigen  Prinzips  nöthig  hat;     man    geht    eben    auf  die 
Gründe  zurück,  welche  sie  veranlasst  haben.  Als  solchen  führt 
Chmei    an^  dass    die  Elriegsschiffe  Vertreter  ihres   souveränen  Staates 
seien  ^*) ;    ähnlich    sagt  Twiss ,  dass    sie    die    souveräne  Macht   ihrer 
Nation  repräsentiren,     in   deren  Auftrag  und   unter  deren  Flagge    sie 
fahren'^).  Noch  genauer  heisst  es  bei   Wheaion,  dass  das  Eü-iegsschiff 
einen  Theil  der  bewaffiieten  Macht  seiner  Nation  darstellt,  unter  dem' 
tmmittelbaren  und  direkten  Kommando   seines  Souveräns  handelt  und 
von   ihm    in    nationalen    Angele^genheiten    verwandt    wird  ^^).     Etwas 
wortreich,   aber    zutreffend  schreibt  endlich  Pradier-FoderS :    „Si  Von 
considere  .  .  .  que  les  navires  de  gu>erre  sont   une  partie  de    la   force 
ormie  de  Vihat  auqusl  üs  appartiennent ;    qu'en  cos  de  gtieirre   üs  dS- 
fendent  le  pays  contre  lee  forces  maritimes  de  Vermemi  et   qu'en  temps 


25)  Völkerrecht,  §  321,  zu  b. 

26)  a.  a.  0.  p.  461. 

27)  Vgl.  Reicbs-Zivilprozessordnung  §  678. 

28)  Besonders  Oriolan  hat  sich  für  diese  Fiktion  geradezu  begeistert 
ond  scnliesst  mit  den  Worten :  y,Elle  enracine  au  eoeur  du  marin  le  eenti- 
Ment  insHncHf  que  le  navire  e'eet  le  pays.  Si  cette  locutian  n^Hait  pas  en 
^agey  si  elU  n*Hait  pas  devenue  vulgaire  chez  toutes  Us  nationSf  il  faudrait 
Vinventer.'' 

29)  Siehe  Note  23. 

30)  Droit  des  gens,  1887,  Bd.  I  S.  251. 

31)  C3it.  Note  5,  S.  198;  vgl.  Woolsey  oben  bei  Note  19. 

ZeitaehrUt  f.  Intern.  Privat-  u.  StraArooht  etc.,  Band  II.  If 
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de  paix  ils  servent  ä  la  protection  du  commerce  national,  d  Ja  8urveü- 
lance  des  cötes,  d  la  poliee  de  la  namgation,  qu'ils  repr^senteni  comme 
tels  le  pou/vair  souverain  de  l'^Üat  gut  les  a  ann^s  et  qu'Hs  sont  une 
imanoHon  de  cei  ßtat ;  qu'd  leur  bord  tont  est  subordonne  aux  lois  ei 
reglements  de  leur  pays\  que  les  offiders  de  tous  grades  qui  les  com- 
mandent  sont  auiant  de  fonctionnaires  de  PiJtat  dont  ils  relevent,  de- 
Ugu4s  de  sa  souverainetS  et  agents  de  son  pouvoir  executif;  qu'armes 
par  u/n  Jßtat  indSpendant,  ils  sont  une  forteresse  flottante,  dont  Pen- 
ceinte  contient  une  fraction  de  eet  iHat,  gouvem6e  par  des  fonction- 
naires, agents  müitaires  et  administratifs,  dileguis  de  cet  mime  jSiat,  ofi 
comprend  qu'ils  doivent  nScessairement  participer  de  Vindipcndancef  de 
la  souveraineti  de  V  ßtat  dont  ils  portent  le  pcmUon,  qu'ils  oni  droit 
aux  respects  et  aux  honneurs  due  d  cette  souveraineti,  et  qu'd  raison 
de  cette  souveraineti  üs  ne  peuvent  itre  subordonnSs  ä  aucun  pouvoir 
Stranger^'  *^). 

Bringt  man  etwas  mehr  System  in  alle  diese  für  die  Exterrito- 
rialität und  somit  auch  für  die  Arrestfreiheit  der  Kriegsschiffe  sprechen- 
den Gründe^  so  lässt  sich  Folgendes  sagen:  1)  Kriegsschiffe  sind 
Eigenthum  eines  Staates^  sie  fahren  unter  dessen  Hoheits- 
zeichen (Kxiegsflagge)  und  stehen  unter  dem  Kommando  von  im 
Staatsdienste  stehenden  Offizieren;  sie  haben  somit  durchaus 
einen  öffentlich-rechtlichen  Karakt  er;  2)  Kriegsschiffe  sind 
Theile  der  bewaffneten  Macht  ihres  Staates  und  unterstehen 
dem  direkten  Befehle  ihres  Souveräns;  3)  sie  dienen  staat- 
lichen Zwecken;  4)  sie  sind  Repräsentanten  ihres  SouverSns 
resp.  ihres  Staates ^^). 

5.  Ist  es  daher  so  recht  die  Achtung  vor  der  fremden  Son- 
veränität;  worauf  sich  die  Exterritorialität  der  Kriegs- 
schiffe gründet^  so  muss  sie  dann  wegfidleu;  wenn  die  fremde 
Nation  sich  durch  ihr  Verhalten  einer  solchen  Rücksichtnahme  nicht 
werth  gezeigt  hat. 

Daher  haben  nur  Kriegsschiffe  einer  befreundeten  Na- 
tion dieses  Privileg,  was  namentlich  von  den  Engländern  und 
Amerikanern  in  Schriften  wie  in  XJrtheilen  stets  betont  ist'*).  Es 
würde   weiter  selbst   das  Kriegsschiff  einer   befreundeten  Nation    das 


32}  a.  a.  0.  p.  460/61. 

33)  Eine  schöne  Illnstrimng  finden  diese  Gründe  durch  die  InstrnktioB 
für  den  Kommandanten  eines  von  S.  M.  Schiffen  oder  Fahrzeugen,  ureneh- 
migt  durch  kaiserliche  Ordre  vom  28.  September  1872  (abgedruckt  bei 
Pereis  a.  a.  0.  S.  35ö),  deren  §  6  lautet:  ^l^er  Kommandant  eines  Scbilüea 
ist  Repräsentant  des  Kaisers  ...";§  7:  „1^  muss  sich  Jederseit  von  der 
Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Allerhöchsten  Dienstes  und  des  Vater- 
landes leiten  lassen  ...**;  §  8:  „Sein  Schiff  repräsentirt  im  Auslande  die 
bewaffnete  Macht  des  Vaterlandes.** 

34)  Wheaton  a.  a.  0.  S.  191 ;  Perels  a.  a.  0.  S.  102;  Regiening  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  zit.  bei  Note  14;  FaU  ^^^  •S^- 
change",  oben  bei  Note  11;  Fall  ^TKe  Cansmutum",  oben  bei  Note  12. 
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Privileg  verlieren^  wenn  es  sich  nicht  frenndlichbeträgt^  denn 
dann  missachtet  es  die  Souveränität  des  Territorialstaates  und  ver- 
liert demgemäss  die  Rücksichtnahme  auf  seinen  staatlichen  Karakter''). 
Dies  ist  besonders  in  zwei  Entscheidungen  höchster  Gerichtshöfe  aus- 
gesprochen. Der  französische  Kassationshof  erklärt  in  einem  arrtt 
vom  7.  September  1832  in  der  Sache  des  sardinischen  Schiffes  „Carlo 
Alberto^*'.  „Attendu  que  h  priviUge  Stahlt  par  le  droit  des  gens  en  fa- 
veur  des  navires  amis  neutres,  cesse  dis  que  ces  ruwires,  au  mipris  de 
Valliance  ou  de  la  neutralüe  du  paviUon  qu'ils  portent,  commettent  des 
actes  d^hosiilitS;  que  dans  ce  cas  üsdeviennent  ennemis  et  doivent  suhir 
toutes  les  consSquences  de  VStat  d^aggression,  dans  lequel  ils  se  sont 
places  .  .  /'^^).  Es  handelt  sich  hier  zwar  nicht  um  ein  Kriegsschiff^ 
allein  das  Gericht  stellte  ersichtlich  einen  allgemein  gültigen  Satz 
auf  *'').'  Dieselbe  Auf£&ssung  hat  der  Supreme  Court  of  the  United 
States  in  der  Sache  des  spanischen  Schiffes  y^Santissima  Trinidad^ 
vertreten*®),  wo  es  am  Schlüsse  der  von  dem  berühmten  Story  her- 
rührenden Ghründe  *•)  heisst:  j^Itwould,  indeed,  he  stränge,  if  a  license, 
implied  by  law  from  the  general  practice  of  nations,  for  the  purposes 
of  peace,  should  he  construed  as  a  license  to  do  lorong  to  the  naiicm 
üsdfy  and  justify  the  breach  of  aü  those  ohligations,  which  good  faith 
and  friendship,  hy  the  same  implication,  impose  upon  those  wJw  seek 
an  asylum  in  our  ports, ^  Eine  derartige  unfreundliche  Hand- 
lung würde  ein  Kriegsschiff  auch  dann  begehen,  wenn  es  ohne  Er- 
laubniss  in  den  Hafen  einer  fremden  Nation  dringt.  Es 
ist  nämlich  ein  durchaus  anerkannter  Satz,  dass  keinStaat  fremde 
Kriegsschiffe  —  es  sei  denn,  dass  sie  sich  in  Seenoth  befinden 
—  in  seine  Häfen  aufzunehmen  braucht  ^^).  Jedoch  ist 
andererseits  ebenso  sehr  anerkannt,  dass  Kriegsschiffe  in  fremde 
Häfen  einlaufen  dürfen 'ohne  besondere  Erlaubniss,  sofern  nicht, 
sei  es  generell,  sei  es  speciell,  zuvor  kundgegeben  ist,  dass  ihnen 
der  Zutritt  nicht  gestattet  werde  ^^). 

Noch  weitergehend  wird  in  der  Sache  der  y^Santissima  Trinidad^ 


35)  WheaUm  a.  a.  0.  p.  206,  207;  PhilUmore  I  p.  367,  369;  Ferels 
a.  a.  0.  S.  102;  Pradier-Fodiri  a.a.  0.  p.463.  (Beffchen  bei  Heffter  S.  179 
Note  5  scheint  nur  ein  Ausweisungsrecht  der  Kriegsschiffe  zugestehen  zu 
wollen. 

36)  Eecfieil  dt  Sirey,  1832,  p.  591;  auch  bei  Pradier-Fodiri  a.  a.  0. 
p.  540. 

87)  Ebenso  Wheaton  p.  206,  207  und  Calvo^  I>roü  international,  ed.  4 
vol.  in  (1888)  §  1556. 

38)  T.  Wheaton' 8  Beporta  p.  352—354;  ferner  bei  Phillimort  a.  a.  0. 
p.  367—369;  WharUm  a.  a.  0.  vol.  I  p.  137;  auch  Wheaton  p.  208. 

39)  S.  Phülimwe  p.  367. 

40)  S.  besonders  Pertls  a.  a.  0.  S.  95—101;  Heffter-Geffcken  S.  177 
und  S.  179  Note  6;  Bluntschli  §  321,  b;  Pradier-FodM  t.  V  p.  463; 
Wheaton  a.  a.  0.  p.  191;  Twiss  I  §  158. 

41)  Pradier-FodM,  Wheaton,  Twisa  angeführt  in  Note  40 ;  ferner  Phil- 
Umore 1  S.  367. 
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ausgesprochen:  y^It  Stands  upon  prmcvples  of  public  eovmiy  and  eon»- 
nience,  and  arise  from  the  presumed  consent  or  license  of  nations,  Ikat 
foreign  public  ships  Coming  into  their  ports,  and  demeaning  Üiemsekai 
according  to  law,  and  in  a  friendly  manner,  shaü  he  exempt  from  ik 
local  Jurisdiction.  BtU  as  such  consent  and  license  is  implied  only  from 
the  general  u^age  of  nations,  it  m>ay  he  witkdräwn  upon  noiict 
at  any  time,  without  just  offence  .  .  ."  Ebenso  erkllrt  /Va- 
dier-Fod^rCj  dass  die  Immunität  der  Kriegsschiffe,  weil  sie 
sich  auf  eine  einfache  Duldung  gründe;  jeder  Zeit  von  jedem 
Staate  nach  gehöriger  Bekanntgebung  widerrufen  werden  kann  ^). 
Damit  wird  aber  aufgestellt^  dass  sich  ein  Staat  von  einem  aUgem^ 
anerkannten  Satze  des  internationalen  Hechts  lossagen  darf!  Das  ksan 
aber  nicht  zugegeben  werden ,  denn  damit  begeht  der  Staat  einoi 
Rechtsbruch;  denn  er  bricht  das  för  alle  Staaten  verbindliche 
Secht^').  Dem  gegenüber  kann  man  nicht  damit  argumentireu;  dus 
der  hier  fragliche  Rechtssatz  auf  der  comitas  nationum  oder  einer  To- 
leranz beruhe.  Mag  er  immerhin  darauf  beruhen  resp.  sich  auf  deren 
Grund  gebildet  haben:  jetzt  ist  er  ein  Rechtssatz  geworden, 
welchem  sich  ja  jeder  Staat  einfach  genug  dadurch  entziehen  kazm. 
dass  er  seine  Häfen  fremden  Kriegsschiffen  schliesst.  Recht  seltsan 
wird  hier  die  comitas  nationu/m  **)  von  PhiUimore  verwerthet,  indem 
er  schreibt  *^) :  „Long  usage  and  universal  custom  entitles  ^?ery  sfiA 
ship  to  he  considered  as  a  pari  of  the  State  to  which  she  beiongs,  and 
to  exempt  from  any  other  Jurisdiction;  whether  this  privilege  be  fowM 
upon  strict  International  Righi,  or  upon  an  original  concession  of 
Gomity,  with  respect  to  the  State  in  its  aggregate  capacity,  which,  l^ 
inveterate  practice,  has  assumed  the  position  of  a  Bight,  is  a  considaror 
tion  of  not  much  practical  importance.  But  it  is  of  some  w^- 
tance,  for,  if  the  better  opinion  be,  as  it  would  seem  to  he,  that  ik 
privüege  in  question  was  originaüy  a  concession  ofComity,  it  mo^,  (» 
due  notiee  heing  given,  be  revoked  by  a  State,  so  iü  advised  as  to  ado^ 
such  a  course,  which  cauld  not  happen  ifit  were  a  matter  of  Natural 
Eight.^  Woher  aber  der  Unterschied  zwischen  striktem  internatio- 
nalen Recht  und  dem  sich  auf  comitas  gründenden  rührt  und  worin 
er  eigentlich  besteht;  ist  nicht  klar  gesagt.  Anscheinend  wird  bei 
ersterem  an  das  sog.  Naturrecht  gedacht.  Dass  mit  diesem  B^ff 
nicht  viel  anzufangen  ist,  dürfte  ziemlich  allgemein  anerkannt  sein. 
Jedenfalls  ist  es  aber  nicht  statthaft;  einem  Gewohnheitsrecht— 
wie  Phiüvmore  es  doch  anerkennt  — ,  deshalb  einen  verschiedenen 
rechtlichen  Karakter  geben   zu  wollen;    je  nachdem  es  aus  der  einen 


42)  a.  a.  0.  t.  V  p.  463,  wofür  Belege  nicht  gegeben  sind. 

43)  Vgl.  Oeffcken  bei  Heffter-Geffeken  S.  4—5  Note. 

44)  Vgl.  darüber    im  Allgemeinen  MeUi    in  dieser  Zeitschrift  Bd.  1 
S.  164  und  die  von  ihm  Angeführten. 

4ö)  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  366—367. 
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oder  anderen  Anschauung  von    seiner   rechtliehen  Nothwendigkeit  her- 
vorgegangen ist. 

Dagegen  ist  noch  schliesslich  zu  bemerken,  dass  Kriegsschiffe 
dann  das  Privilegium  der  Arrestfreiheit  verlieren,  wenn  sie  da- 
durch freiwillig  ihre  Eigenart  aufgeben,  dass  sie  nicht  mehr  staat- 
lichen, sondern  privaten  Interessen,  besonders  denen  des 
Handels  dienen.  Auf  diesen  Punkt  soll  näher  im  Folgenden  bei 
Besprechung  der  sonstigen  Staatsschiffe  (s.  §  8)  eingegangen  werden. 

2.  Sonstige  Staatsschiffe. 

6.  Bei  Erörterung  von  Fragen,  wie  der  hier  vorliegenden,  ist  es 
noch  immer  sehr  Üblich,  in  Gegensatz  zu  Privatschiffen  die  Kriegs- 
schiffe schlechthin  zu  stellen.  Dies  thut  z.  B.  auch  Pkiüimore  ^^)f 
während  doch  schon  die  von  ihm  als  Belege  gebrachten  Fälle  der 
y^Exchange^  und  der  ,,  Santissima  Trinidad'-^  ihre  oben  wiedergegebenen 
Grundsätze  allgemein  für  y.puhlie  ships^  aufstellen.  Dieser  Unter- 
schied wird  bestimmt  nur  von  Oeffcken  betont  *''),  indem  er  zu  Heffter, 
der  lediglich  von  Kriegsschiffen  spricht,  bemerkt:  ,,Es  muss  heissen 
Staats  schiffe^,  deren  Kategorien  dann  von  ihm  genannt  werden. 
Dass  es  thatsächlich  unberechtigt  ist,  die  Kriegsschiffe  zur  Bezeich- 
nung der  ganzen  Kategorie  an  die  Spitze  zu  stellen  und  nicht  viel- 
mehr den  Begriff  der  Staatsschiffe,  wird  sich  unschwer  zeigen  lassen. 

Nicht  alle  zur  Kriegsmarine  eines  Staates  gehörenden  Schiffe 
sind  Kriegsschiffe,  d.  h.  bewaffnete  oder  zum  Kampf  geeignete  Schiffe. 
Als  solche  sind  besonders  Avisos,  Tender  und  Transport- 
schiffe zu  nennen.  Es  ist  nun  allgemein  anerkannt,  dass 
diese  Schiffe  die  Privilegien  der  Kriegsschiffe  theilen, 
also  auch  nicht  arrestirbar  sind*®).  PkiUimore  begründet 
dies  kurz  mit  den  Worten  *•):  ,jThe  privilege  is  extended,  by  the  rea^ 
8on  of  the  thing,  to  boats,  tenders,  and  M  appartenanees  of  a  sh^ 
of  war,^  Es  lässt  sich  dies  aber  noch  näher  begründen.  Sind  der- 
artige Schiffe  der  Marine  auch  keine  Theile  der  bewaffneten  Macht 
ihres  Staates,  so  gehören  sie  doch  als  integrirender  Bestandtheil  zur 
bewaffneten  Macht,  wie  der  Train  zum  Landheer.  Im  Uebrigen  aber 
treffen  die  für  die  Exterritorialität  der  Kriegsschiffe  sprechenden  Oründe 
auch  für  diese  Staatsschiffe  zu,  denn  auch  sie  stehen  unter  dem  Kom- 
niando  staatlicher  Offiziere,     auch  sie  führen  die  Kriegsflagge,    kurz, 


46)  Bd.  I  S.  366. 

47)  a.  a.  0.  S.  179  Note  5. 

48)  Oeffcken  zit.  Note  47 ;  Fradier-FodM  a.  a.  0.  S.  455 :  PereU  S.  120, 
welcher  zwar  zunächst  nur  von.  Kriegsschiffen  spricht  (S.  101) ,  dann  aber 
daiQ  in  Gegensatz  stellt  „ausserhalb  des  Ressorts  der  Kriegsmarine  ver- 
wendete Schiffe". 

49)  Bd.  I  §  343  S.  369.  In  der  Sache  y^The  CmsUMian"  (s.  oben  vor 
Note  12)  nennt  er  nur  Kriegsschiffe,  weitere  Schiffe  aber  in  der  Sache  „  The 
^rlement  helge*^  (s.  unten  bei  Note  58). 


252  I^r.  jor.  Max  Mittelstein,  Amtsrichter  in  Hamburg. 

sie  dienen  staatlichen  Zwecken  and  repräsentiren  ihren  Staat  ^). 
Uebereinstimmend  hiermit  ist  in  der  englischen  Sache  des  Truppen- 
transportschiffes  „The  AthoV'  erkannt*^),  wozu  der  Court  of  J^iped 
in  Sachen  des  „Parlement  bdge^  bemerkt  *^) :  „In  the  case  of  ,J&6 
ÄthoV^  Dr,  Lushington  certavnly  extended  the  immunity  from  jurüdic' 
tion  to  a  troopship,  which  was  not  an  armed  vessel  of  war  ^  though 
ehe  was  employed  in  a  sence  as  pari  of  the  müitary  force  of  ike  com- 
try.  He  then,  in  effect,  said  that  the  vessels  of  the  Orown  cannoi  k 
touched"  Im  gewissen  Sinne  gehört  hierhin  auch  der  Fall  des  deut- 
schen Marine  -  Transportschiffes  ^Eider^.  Wegen  einer  Kollisioo 
dieses  Schiffes  war  auf  Grund  des  Art.  736  d.  H.G.B.  g^gen  den  Mi- 
rinefiskus  geklagt;  weil  derselbe  „Rheder"  (H.G.B.  Art.  450)  der  „Eida^ 
sei.  Das  Oberlandesgericht  Kiel,  Zivilsenat  I,  hat  aber  durch  Urtheil 
vom  23.  April  1880  die  Klage  abgewiesen^  weil  der  Art.  450  desH.6^. 
nicht  zutreffe,  denn  ein  Erwerb  durch  Seefahrt  (also  ein  Gewerbe- 
betrieb!) liege  nicht  vor*^). 

7.  Nicht  aber  nur  die  zur  Kriegsmarine  eines  Staates  gehörig 
Nicht-Kriegsschiffe  geniessen  das  Privilegium  der  Arrestfreiheit, 
sondern  weiter  auch  alle  sonstigen  Staatsschiffe,  welche 
staatlichen  Interessen  dienen,  z.  B.  der  Beförderung  von  8tttt»- 
eigenthum;  wissenschaftlichen  Zwecken,  wie  der  Vermessung  oder  der 
Tiefseeforschung;  der  Kabellegung;  der  PostbefÖrdenmg  u.  s.  w.  Diese 
Auffassung  vertritt  auch  Pereis,  indem  er  S.  125  schreibt,  dass  Stsat»- 
schiffe  nur  dann  ziviliter  arrestirbar  sind,  wenn  sie  lediglich  Handds- 
geschäfte  betreiben  d.  h.  also  nur  privaten  Interessen  dienen.  Mm 
wird  füglich  auch  von  Bar  nicht  anders  verstehen  dürfen,  wenn  es 
bei  ihm  heisst  ^^),  dass  arrestfirei  seien  auch  ,^alle  Sachen  der  a1l8wl^ 
tigen  Regierung,  welche  kraft  Staatsvertrags  der  Ausübung  hoheit- 
licher Rechte  dienen^,  und  dass  „fUr  Sachen,  welche  dem  Transporte 
auch  im  Privatinteresse  dienen  und  nicht  dem  auswärtigen  Stute 
selbst  ....  gehören ;  sich  nicht  eine  derartige  Freiheit  von  Arrest 
von  selbst  versteht". 

Aus  der  Praxis  Iftsst  sich  der  amerikanische  Fall  des  j^Thmoi 
A.  Scoti^  nennen  ^^),  worin  ausgesprochen  ist,  dass  die  amerikanisehen 
Gerichte  keine  Jurisdiktion  über  ein  Transportschiff  haben,  welches 
ist  y^not  cam/missioned  in  the  na/vy  of  the  United  States,  bud  oumei 
manned,  supplied  and  armed  hy    the  United  States   and   used  in  tk 


50}  Dana  bemerkt  in  seiner  Ausgabe  von  WhetOon,  dass  die  Kriegs- 
schiffe ihr  Privileg  mehr  ihrem  öffentlichen  Earakter  als  dem  Umstiäe 
verdanken,  dass  sie  bewaffnet  sind  (s.  Calvo  a.  a.  0.  §  1550). 

51)  Zitirt  oben  Note  11  a.  E. 

52)  Zitirt  oben  Note  7. 

53)  Seuffert's  Archiv  Bd.  XXXVHI  Nr.  50. 

54)  Band  U  S.  677,  678. 

55)  10  L.  T.  NS.  726,  bei  Pritchards'  vol.  l  p.  669  Note,  Nr.  112. 
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transpart  serviee^.  Einen  noch  besseren  Beleg  bietet  der  oft  behandelte**) 
Fall  des  „Parlement  helge^.  Dieser  belgische  Postdampfer  hatte  am 
14.  Februar  1879  anf  der  Höhe  von  Dover  eine  Kollision  mit  dem 
englischen  Schleppdampfer  ^Darmg^,  Dessen  Eigenthümer  verlangten 
3500  £  Schadensersatz  und  beantragten  bei  dem  ÄdmiraUy  Court 
einen  Arrest  auf  das  belgische  Schiff.  Es  herrschte  kein  Streit  darüber^ 
dass  es  Eigenthum  des  Staates  Belgien  war^  unter  der  Staatsflagge 
fahr  und  von  einem  königlichen  Offizier  kommandirt  wurde.  Be- 
stimmimgsgemäss  diente  es  zum  Transport  der  Post  von  Ostende  nach 
Dover,  aber  auch  zur  Beförderung  von  Passagieren  und  Waaren.  Die 
englische  Begierung  Hess  im  Prozess  durch  den  Ättomey  generdl  gegen 
eine  Arrestirung  plädiren,  weil  der  j^Parlement  hdge^  sich  im  öffent- 
lichen Dienste  befunden  habe^'^).  Der  Richter  R.  Phiüimore  erachtete 
aber  den  Arrest  ftir  statthaft,  da  das  Schiff  „in  Betracht  der  Art,  wie 
es  verwendet  wird,  nicht  zu  den  exterritorialen  und  folglich  der  im 
Auslande  gegen  sie  zu  richtenden  Zivilrechtsverfolgung  entzogenen 
Schifien  gerechnet  werden  kann.  Als  solche  sind  nur  anzusehen  wirk- 
liehe Kriegsschiffe  und  die  zum  Privatgebrauch  ausländischer  Souveräne 
bestimmten  und  denselben  zugehörenden  Schiffe,  welchen  letzteren  aus 
Courtoisie  eip  bevorzugter  Karakter  beigelegt  wird.  Auch  pflegt  man 
ihnen  gleichzustellen  solche  Schiffe,  welche  zu  wissenschaftlichen  Un- 
ternehmungen ausgeschickt  werden,  welchen  übrigens  regelmässig 
EÜegsschiffspatente  eigens  mitgegeben  werden.  —  Das  hier  in  Bede 
stehende  Schiff  ist  dagegen  ein  blosses  Packetboot,  nicht  allein  um 
die  Post,  sondern  wie  aus  den  gemachten  Vorlagen  erhellet,  in  ge- 
gewissem Umfange  auch  Güter  für  Private  befördernd,  über  welchen 
letzteren  Gregenstand  sogar  ein  Tarif  publizirt  worden  ist.  Wie  könnte 
man  ein  solches  Schiff  rechtlich  einem  Kriegsschiffe  gleichstellen?  — 
Man  darf  analogisch  auf  die  Stellimg  von  Ambassadeuren  hinweisen. 
Diese  sind  im  Auslande  in  gleicher  Weise  exterritorial  wie  Kriegs- 
schiffe; treiben  sie  aber  merkantilische  Oeschäfte,  so  hört  insofern  ihr 
bevorzugter  Karakter  auf"*®).  Dieses  Urtheil,  welches  mit  dem  an 
die  Spitze  dieses  Paragraphen  gestellten  Satze  harmonirt,  insofern  es 
die  zu  wissenschaftlichen  Unternehmungen  bestimmten  Schiffe  eximirt, 
ist  allerdings  vom  Court  of  Appeal  am  27.  Februar  1880  aufgehoben 
worden*'),  aber  nur  weil  dieser  zu  Gunsten  der  Arrestfreiheit  noch 
weitergeht!  In  den  Erwägungen  des  Lord  Justice  Brett  heisst  es: 
„.  .  .  Man  hält  entgegen,  dass  die  Immunität  von  der  Jurisdiktion 
verloren  ging,  weil  das  Schiff  einem  Handelszweck  gedient  hat.    Man 


56)  S.  besonders  den  Aufsatz  in  der  Bevue  de  droU  intemationalf 
t.  XII  (1880)  p.  295  und  den  dort  zitirten  Aufsatz  von  Sir  Travers  Twiss 
im  Law  Magazine  and  Review,  CCXXXII. 

57)  Und  femer,  dass  ihm  durch  einen  Vertrag  der  beiden  Souveräne 
die  Arrestfreiheit  zugesichert  sei.    Hierüber  s.  unten  Note  72. 

58)  Abgedruckt  bei  Voigt  zit.  Note  6  S.  524->525. 

59)  S.  oben  Note  7. 
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mnss  aber  unterscheiden,  ob  das  Schiff  entweder  im  Wesentlichen  als 
Handelsschiff  verwandt  worden  ist,  oder  ob  es  nur  theil weise  als 
solches  verwandt  worden  ist.  .  .  .  Der  Transport  von  Fassagie- 
ren war  aber  dem  der  Post  untergeordnet^^  weshalb  das  dem 
Staate  gehörige,  im  staatlichen  Dienste  stehende  Schiff  der  Jurisdiktion 
des  Admiralitätsgerichtshofes  nicht  unterliege. 

8.  In  der  vorbehandelten  Sache  des  j,Pwrlemeni  belge^  stimmen 
beide  Instanzen  darin  überein,  dass  ein  von  der  Jurisdiktion  be- 
freites Staatsschiff  —  wie  schon  oben  §  5  a.  E.  för  Kriegsschiffe 
bemerkt  ist  —  dieses  Privileg  verliert,  wenn  es  nicht  mehr 
öffentlichen,  sondern  privaten  Interessen  dient.  Mit  Recht  hat 
der  Court  of  Appeal  aber  hervoigehoben ,  dass  dies  eine  konkrete 
Frage  ist,  bei  der  es  darauf  ankommt,  welcher  von  beiden  Zwecken 
der  überwiegende  ist  resp.,  wohl  noch  treffender  ausgedrückt:  welcher 
Zweck  dem  Schiff  seinen  Karakter  gibt.  So  übte  im  Fall  ^Tke  Chn- 
stihUion^  der  Umstand  keinerlei  Einfluss,  dass  dieses  ELriegsschiff 
Ausstellungsgegenstände  transportirte*^).  Andererseits  wird  jedes  Staats- 
schiff, welches  nur  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  dient  wie  ein  ge- 
wöhnliches Privatschiff  behandelt*^).  So  hat  der  Admiralitätsgerichtshof 
durch  R  Phiüimore  in  der  Sache  des  egyptischen  Schiffes  y.Charkieh'* 
erkannt,  denn  wenn  es  auch  der  egyptischen  Regierung  gehörte  und 
die  ottomanische  Kriegsflagge  trog,  so  war  es  doch  an  einen  Engländer 
für  eine  Ladung  nach  Alexandria  verchartert  *^).  Uebereinstimmend 
hiermit  hat  die  Queen's  benchf  wie  Desjardins  bemerkt  ®^\  schon  1837 
in  einer  Sache  des  Kaisers  von  Brasilien  entschieden. 

3.    Den  Staatsschiffen  gleichgestellte  Schiffe. 

9.  Das  im  Vorhergehenden  dargestellte  Privileg  der  Staatsschiffe. 
frei  von  Arrest  zu  sein,  ist  aber  noch  auf  weitere  Schiffe  ausgedehnt 
worden. 

Dies  ist  zunächst  allgemein  anerkannt  für  Schiffe,  welche 
Souveräne  oder  fremde  Gesandte  an  Bord  haben  und  zu 
deren  ausschliesslichen  Verfügung  stehen*^).  Die  Bevor- 
zugung würde  also  nicht  Platz  greifen,  wenn  ausser  solchen  Persön- 
lichkeiten noch  andere  Passagiere  gegen  Entgeld  mitreisen.  In  der 
Sache  ,^The  Constitution'^  sagt  Phiüimore  allerdings  noch,    die  Schiffe 


60)  S.  oben  Note  11. 

61)  Vgl.  Pradier-FodM  t  V  p.  336  a.  E, ;  femer  Pereis  S.  124,  125; 
Marsden  a.  a.  0.  p.  220. 

62)  Pritchards'  Digest,  vol.  I  (1887)  p.  670  Nr.  273,  p.  671  Nr.  294. 
Ausserdem  wurde  ausgesprochen,  dass  der  Khedive  kein  Souverän  sei. 

63)  Traiti  de  droü  eommereial  maritime,  tom.  V  (1886)   §  1120  p.  115. 

64)  Bluntschli  §  321 ;  HeffterGeffken  §  79  S.  177 ;  PereU  S.121 ;  Pradier' 
FodSri  t.  V  p.  481 ;  s.  auch  v.  Bar  Bd.  II  S.  677.  Vgl.  die  Beschlüsse  des 
Institui  de  Droit  international  in  Hamburg,  s.  diese  J^itschrift  Bd.  n 
S.  159, 
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mfissten  auch  den  Souveränen  gehören^  doch  scheint  er  hierauf  keinen 
besonderen  Ton  zu  legen. 

Wenn  der  Staat  Privatschiffe  chartert^  um  IVuppen, 
KriegsbedttrfQisse  u.  s.  w.  zu  transportiren^  so  verändern  diese  Schiffe 
damit  nicht  ihre  Natur.  Werden  sie  aber  weitergehend  von  der  Ke- 
gierung  bemannt^  unter  das  Kommando  eines  in  ihrem  Dienste  stehen- 
den Offiziers  gestellt  und  fuhren  die  Marineflagge,  z.  B.  wenn  Kauf- 
fahrteischiffe als  Kriegsschiffe  ausgerüstet  werden ^^X  so  er- 
scheinen sie  allerdings  wie  sonstige  Staatsschiffe  als  Repräsentanten 
des  Staates.  Das  Einzige,  was  ihnen  von  den  Eigenschaften  eines 
wirklichen  Staatsschiffes  fehlt,  ist,  dass  sie  nicht  im  Eigenthum 
des  Staates  stehen.  Allerdings  ist  dieser  Umstand  besonders  im 
Hinblick  auf  einen  etwaigen  Arrest  nicht  unwesentlich,  weil  z.  B. 
Ansprüche  gegen  den  Eigenthümer  als  solchen  in  dieser  Form  geltend 
gemacht  werden  könnten  resp.  überhaupt  Ansprüche  aus  der  Zeit,  wo 
das  Schiff  noch  als  Privatschiff  verwendet  wurde.  "^Die  Arretirung 
wegen  solcher  Ansprüche  kann  nicht  versagt  werden,  denn  dient  das 
Schiff  auch  jetzt  als  Staatsschiff,  repräsentirt  es  auch  seinen  Staat, 
so  ist  eben  dieser  doch  nicht  völlig  souverän  auf  solchem  Schiff:  es 
ist  ein  fremder  Boden.  Dagegen  würde  es  wegen  solcher  An- 
sprüche nicht  arrestirt  werden  können,  welche  während  und 
aus  seiner  Verwendung  als  Staatsschiff  entstanden  sind. 
Diese  Sätze  dürften  den  verschiedenen  Interessen  gerecht  werden. 
Belege  lassen  sich  allerdings  für  sie  nicht  geben,  weil  die  Praxis  keine 
Gelegenheit  gehabt  hat,  sich  mit  einem  derartigen  Falle  zu  befassen  und 
weil  die  Schriftsteller  diese  Eventualität  mit  Stillschweigen  übergehen. 
Allenfalls  könnte  man  Pereis  nennen,  welcher  S.  121  schreibt:  ,^Eine 
Exemtion  derjenigen  Seeschiffe,  welche  ausserhalb  des  Bessorts  der 
Kriegsmarine  für  Staatszwecke  verwendet  werden,  dieselben  mögen 
Staats-  oder  Privat  eigenthum  sein,  kann,  insofern  das  Moment  der 
Bepräsentation  der  Staatshoheit  an  Bord  fehlt,  grundsätzlich  nicht 
anerkannt  werden." 

Den  von  der  Regierung  gecharterten  als  Staatsschiffe  verwandten 
Privatschiffen  sind  in  gewissem  Sinne  die  Kaper  verwandt.  Pereis  be- 
hauptet (S.  121)  unter  Anführung  von  Laiorence^^)y  dass  sie  dieselbe 
Exemtion  wie  Kriegsschiffe  geniessen,  weil  sie  zu  den  unter  der 
Autorität  der  obersten  Marinebehörde  stehenden  Seestreitkräften  ge- 
hörten. Derselben  Ansicht  sind  auch  Imbart,  Latour,  Pistoye  und  Du- 
verdy^'').  Ein  überzeugender  Grund  lässt  sich  aber  nicht  dafür  er- 
bringen. Die  Kaper  sind  niemals  Bepräsentanten  eines  souveränen 
Staates,  mag  auch  ein  solcher  sie  zur  Kriegsfuhrung  autorisirt  haben. 


65^  Vgl.  hierzu  Pereis  S.  180,  181. 

66)  W,  B.  Lawrence  ^    Commentaire    swr  les  iUtnents   du   droit   intern 
national  rtc,  1873,  vol.  III  p.  435. 

67)  Zitirt  bei  Pradier-FodM  t,  V  p.  479  Note. 
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Wird  einem  Glftnbiger  der  Arrest  auf  ein  Kriegsschiff  und  sonstige 
Staatsschiffe  versi^,  so  ist  die  Härte  nicht  so  gross^  weil  der  Staat 
selbst  ihm  für  seine  Forderung  au&ukommen  hat.  Dagegen  fehlt  dem 
Gläubiger  bei  einem  Anspruch  gegen  einen  Kaper  solche  Sicherheit 
durchaus;  im  Gegentheil:  gerade  Kaper  werden  meistens  von  soldien 
Männern  ausgerüstet  sein^  deren  Existenz  auf  dem  Besitz  ihres  Schiffes 
beruht,  und  die  sonst  nicht  leicht  zu  belangen  sein  werden.  Der  hier 
vertretenen  Ansicht  ist  auch  Pradier-FoderS^^). 

10.  Dass  dem  Staate  gehörige  oder  von  ihm  gecharterte  aber 
als  Staatsschiffe  erscheinende  Schiffe  durch  ihre  Verwendung  als  Post- 
schiffe  nicht  die  Privilegien  von  Staatsschiffen  verlieren,  wurde  oben 
§  7  ausgeführt.  Andererseits  erlangt  aber  ein  Privat  schiff  soldie 
Privilegien  noch  nicht  dadurch,  dass  es  die  staatliche  Post  befördert, 
ebensowenig  wie  wenn  es  Truppen,  Kriegsmaterial  u.  s.  w.  transpor- 
tirt,  denn  es  bleibt  immer  ein  Privatschiff  tmd  repräsentirt  nicht  die 
Autorität  seines  Staates.  Hieran  wird  auch  nichts  dadurch  geändert 
dass  das  Schiff  vielleicht  vom  Staate  eine  Subvention  bezieht,  denn 
auch  das  ist  ein  Intemum,  welches  den  Karakter  des  Schifies  als 
Privatschiff  nicht  berührt.  Dies  ist  auch  allgemein  anerkannt  ••). 
Sollen  Privatpostschiffe  arrestfrei  sein,  so  muss  solches 
durch  Gesetze  resp.  Staatsverträge  bestimmt  resp.  verein- 
bart sein.  Deutschland  hat  solche  Gesetze  oder  Verträge  nicht'*). 
Sehr  zahlreiche  Verträge  hat  dagegen  Frankreich  abgeschlogsen, 
z.  B.  mit  Grossbritannien,  Venezuela,  Haiti,  Spanien,  Oesterreich, 
Italien''^).  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der  Vertrag  Grossbri- 
tanniens''*) mit  Belgien  vom  17.  Februar  1876  geworden  wegen 
des  Falles  des  j^ParUment  helge^"^^).  Auch  hier  lautet  die  einschll- 
gige  Bestimmimg  wie  gewöhnlich:  j^Ces  bätiments  seront  consitUris  ä 
re^its  ....  comme  vaisseaux  de  guerre  ...  Ils  ne  pourront  titt  di- 
toumes  de  hur  destination  speciale,  ^est-ä-dire  du  transport  des  d^)€ekuj 
par  quelque  autoriU  que  ee  soit,  ni  etre  sujets  d  saisie-arrei,  embargo 
ou  arrit  du  prince,^  Der  Vertrag  Frankreichs  mit  Italien''*)  verlangt 
bätim&nis-mationaux,  proprUt6s   de   rjßtat  ou  des   bätiments  frStSs  w 


68)  a.  a.  0.  t  V  p.  478. 

69)  Pereis  S.  123 ;  Pradier-FodSri  t.  V  p.  480,  133—134 ;  v.  Bar  Bd.  fl 
8  678;  Guillibert  im  Journal  du  droit  intemoHonal,  t.  XII  (1885)  p.5ia 

70)  Ueber  sonstige  Bevorzugung  der  Postschiffe  vgl.  PerHs  S.  123. 

71)  S.  Pradier-Fodh-S  t.  V  p.  130—132. 

72)  Der  Vertrag  ist  von  der  Krone  ohne  die  Zustimmung  des  Parla- 
ments geschlossen.  Deshalb  hat  Phillimore  als  Richter  des  Admiralitüs- 
gerichts  in  der  Sache  des  „Parlament  beige"  diese  Konventton  für  pnbe- 
achtlioh  erklärt,  soweit  sie  einem  englischen  ünterthan  das  Recht  mmint, 
ein  Postschiff  zu  arrestiren.  Der  Court  of  Appeal  hat  diese  Frage  dahio- 
gestellt  sein  lassen,  während  Travers  Twiss  den  Vertrag  fBr  vollgültig  wt 
(S.  Bevue  de  droit  international,  t.  XII  (1880)  S.  237  ff.). 

73)  S.  oben  nach  Note  56. 

74)  S.  Guillibert  (cit.  Note  69)  S.  519—523. 
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subv^iotmSs  par  V6tai^y  also  eine  gewisse  staatliche  Bepräsentation'^'). 
Jedenfalls  sind  alle  solche  Verträge  streng  auszulegen^  weil  sie  Aus- 
nahmeyorschrifiten  enthalten''®), 

Abschnitt  IL     Privatschiffe, 
1.  Allgemeines. 

11.  Im  vorhergehenden  Abschnitt  ist  gezeigt^  dass  die  Staats- 
Bchiffe  deshalb  arrestfirei  sind^  weil  sie  einen  souveränen  Staat  reprä- 
sentiren^  nnd  das^  sie  dieses  Privileg  verlieren^  wenn  solche  Repräsen- 
tation nicht  stattfindet^  sondern  sie  zu  privaten  Zwecken  verwendet 
werden.  Weitergehend  ist  auch  schon  dargestellt^  dass  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  selbst  Privat  schiffe  arrestfrei  sind:  wenn 
sie  nämlich  wie  Staatsschiffe  erscheinen  oder  vertragsmässig  als  solche 
zu  behandeln  sind.  Dies  ist  aber  immer  nur  eine  Ausnahme!  Fehlen 
derartige  besondere  Voraussetzungen,  so  sind  Privat  schiffe  regel- 
mässig arrestirbar.  Ein  besonderer  Nachweis  für  die  Richtigkeit 
dieses  Satzes  braucht  nicbt  erbracht  zu  werden.  Zunächst  ist  er  noch 
nie  angezweifelt  worden^  weder  von  Schriftstellern  noch  in  Urtheilen. 
und  andererseits  sind  die  ganzen  Ausführungen  im  ersten  Abschnitt 
ein  Bel^   für  seine  Richtigkeit. 

Gilt  er  aber  auch  dann,  wenn  das  Privatschiff  sich  in  einem 
nicht  seiner  Nation  angehörigen  Hafen  befindet?  Hat  doch  gerade 
in  solchen  Fällen  der  Arrest  auf  das  Schiff  die  praktisch  erheb- 
lichste Bedeutung!  £s  gibt  nun  einige  Schriftsteller,  wie  Bocco,  La/m" 
predi,  Pasqvale  Fiore  und  Hcmtef&uüW^'^),  welche  davon  ausgehen,  dass 
ein  Privatschiff  ebenso  sehr  ein  Theil  seines  nationalen  Territoriums 
sei,  wie  ein  Kri^sschiff,  und  deshalb  auch  nicht  der  Jurisdiktion 
des  Territorialherrn  unterliege.  Diese  Ansicht  ist  durchaus 
nicht  die  von  der  Wissenschaft  anerkannte;  vielmehr  wird  das  Gegen- 
theil  von  der  überwiegenden  Mehrheit  gelehrt,  wie  z.  B.  v,  Bar'^^\ 
Perds'^^),  Heßer'Geffekm^%  BlurUschli^^),  Pradier-Fodirä^^),  PhiUv- 
more  *^),  WheaUm  **).  Weiter  haben  sich  die  Gerichte  stets  auf  diesen 
Standpunkt  gestellt  ^^)  und  ebenso  die  Regierungen ;    diese  haben  noch 


75)  Ein  Fall,  welcher  auf  Grund  dieses  Vertrags  im  Jahre  1885  das 
Tribunal  von  Marseille  und  das  Appellgericht  von  Aix  beschäftigt  hat,  ist 
abgedruckt  im  Journal  du  droit  int  pr.  1885  p.  556  ff. 

76)  VgL  Quiaibwt  518,  519. 

77)  S.  die  Zitate  bei  Pradier-Fodiri  t.  V  p.  486  ff. 

78)  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  229. 

79)  a.  a.  0.  S.  101  ff. 

80)  a.  a.  0.  S.  177  bei  Note  4. 

81)  a.a.  0.  §  321  verb.:  „Ausnahmsweise  gelten  als  exterritorial'*  u.s.w. 

82)  a.  a.  0.  t.  V  p.  497. 

83)  a.  a.  0.  S.  373  §  348. 

84)  a.  a.  0.  S.  191. 

85)  Vgl.  die  sämmtlichen  im  ersten  Abschnitt  behandelten  Fälle, 
wo  niemals  Gewicht  darauf  gelegt  ist,  dass  die  Schiffe  fremde  waren! 
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niemals  nur  deshalb  intervenirt,  weil  ein  nationales  Privatschiff  im 
fremden  Hafen  von  einem  Gläubiger  arrestirt  worden  ist,  es  sei  denn, 
dass  die  im  vorigen  Abschnitt  beregten  Ausnahmeumstftnde  vorlagen. 
Wie  weit  vielmehr  nur  eine  Befreiung  fremder  Privatschiffe 
von  der  inländischen  Jurisdiktion  anzuerkennen  ist  und 
thatsächlich  anerkannt  wird,  hat  Verfasser  in  seiuem  Aufsätze 
über  die  ^Streitige  Gerichtsbarkeit  fremder  Konsuln  in  zivilisirten 
Ländern"^  in  dieser  Zeitschrift  Band  I  S.  651—674  dargestellt:  Der 
Territorialherr  pflegt  auf  seine  Gerichtsbarkeit  über  in- 
terne Angelegenheiten  fremder  Kauffahrteischiffe  za  ver- 
zichten. Hierzu  gehört  selbstverständlich  nicht  deren  Arrestirnng. 
Im  folgenden  soll  dieser  Grundsatz  der  Arrestirbar- 
keit  der  Privatschiffe  unter  Zugrundelegung  der  einzelnen 
Rechte  weiter  verfolgt  werden.  Er  wird  immer  und  stets 
seine  Bestätigung  finden,  und  einige  interessante  Aus- 
nahmebestimmungen werden  nur  die  Richtigkeit  der  Regel 
erhärten! 

2.  Arrestirbarkeit  der  Privatschiffe  nach  den  einzelnen 

Rechten. 
A.  Das  Recht  Englands  und  Nordamerikas. 

12.  Die  für  das  englische  und  amerikanische  Recht  in  besonders 
liohem  Grade  massgebende  Praxis  hat  niemals  auch  nur  den  aller- 
geringsten Anstand  genommen^  ausländische  Privatschiffe  za  be- 
schlagnahmen. Als  Beleg  mögen  die  oben  behandelten  amerikani- 
schen Fälle  des  französischen  Schiffes  ^Exchcmge'^  und  des  spanischen 
Schiffes  y^Santissima  Trinidad'^  dienen,  sowie  die  engliscben  Fälle  des 
holländischen  Schiffes  j^Prins  Frederik^,  des  nordamerikanischen  7,TAe 
Constitution''' y  des  belgischen  yjParlement  belge^^  und  des  egjptischen 
y,  Charkieh'^ ;  femer  noch  die  englischen  FäUe  des  deutschen  Schifies 
„Reinbeck'',  worüber  in  Band  I  dieser  Zeitschrift  S.  231,  232  be- 
richtet ist  ®®},  und  des  norwegischen  Schiffes  „Aurora"  ®'').  Ebenso 
wenig  findet  sich  bei  den  Schriftstellern  eine  andere  Ansicht.  Vielmehr 
sind  die  Ausführungen  des  Amerikanischen  Chief  Justioe  Marshaü 
in  der  Sache  y^The  Exchange"^  —  welchem  Story  in  der  Sache  der 
^Santissima  Trinidad''^  folgt  mit  den  Worten:  „7n  the  case  of  th$ 
,.  Exchange^  the  groumd  of  the  exemption  of  public  ships  were  fulhf 
discussed  and  eapotmded^  —  durchaus  anerkannt;  es  heisst  dort: 
y^When  private  individuals  of  one  nation  spread  themselves  througk 
another,  as  buMness  or  caprice  may  direct,  mingling  indiscriminately 
rvith  the  inhaJbitants  of  tJmt  other,  or  when  merchant  vessels  enter  for 
the  purposes  of  trade,  it  would  he  obviously  inconvenient  and  dang&rou9 
to  sodety,  and  would  subjeet  the  laws  to  continued  infraction,  and  the 

86)  S.  auch  Bevue  internationale  du  droit  maritime  vol.  III  p.  80,  81. 

87)  Beme  cit.  Note  86,  vol.  IV  p.  446. 
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govemment  to  deffradoHon,  if  such  individMah  or  merehemts  did  not 
cwe  temperarg  and  local  alUgiance,  and  %oere  not  amMnable  to  the  juris- 
dicHon  of  the  country.^ 

In  England  ist  die  Arrestirbarkeit  fremder  Privatschiffe  sogar 
gesetzlich  ausgesprochen^  denn  die  MerdhaaU  Shipping  Act  1854 
8.  527  **)  bestimmt:  j.Whenever  any  injury  hos,  in  any  part  of  the 
World  j  been  caused  to  any  property  beümging  to  H.  M,  or  to  any  of 
H,  M/s  suhjeets  by  any  foreign  ship,  if  at  cmy  time  thereafter  such 
sh^  is  foimd  in  any  port  or  river  of  the  U,  K,  or  wühva  3  mües  of 
the  eoast  thereof  it  shaü  he  lawfuU  for  the  jvdge  .  .  ,  ,,  unthin  whose 
Jurisdiction  such  ship  may  be,  .  .  .  ,  to  issiie  a/n  order  .  ,  .  ,  to  detain 
such  ship,  ,  ,  ,^  Mit  diesen  Sätzen  stimmt  auch  das  englische  Arrest- 
verfahren  Überein ,  denn  in  dem  Affidavit  des  Arrestklägers  wird  nur 
dann  Angabe  der  Nationalität  des  Schiffes  verlangt,  wenn  es  sich  um 
einen  Heueranspruch  handelt  ^'),  weil  solchenfalls  das  Gericht  sich 
för  unzuständig  erklären  kann*®).  Auch  das  amerikanische  Arrest- 
verfahren bestätigt  nur  die  Bichtigkeit  des  obigen  Grundsatzes'^). 
Als  weiterer  Beleg  kann  endlich  noch  darauf  verwiesen  werden^  dass 
in  Amerika  fremde  Schiffe  zwangsweise  verkauft  werden^  wie  solches 
z.  B.  im  Fall  des  italienischen  Schiffes  ^Olga^^  *^)  geschehen  ist. 

13.  Es  lässt  sich  aber  noch  die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  nach 
engHschem  und  amerikanischem  Eecht  —  wie  nach  den  meisten  an- 
deren Bechten  —  ein  segelfertiges  Schiff  arrestfrei  ist?  Dies 
ist  mit  den  BerathungsprotokoUen  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
gesetzbuchs Bd.  lY  S.  1492  zu  verneinen.  Für  die  Geltung  einer 
solchen  Ausnahme  lässt  sich  kein  einziges  Präjudiz  pennen.  Ebenso 
wenig  findet  sich  in  einem  der  einschlägigen  Schriftsteller^  wie 
Kent,  Vocke,  Abbott -Tenterden,  Maude  &  Poüock,  Maclachlan  irgend 
eine  dafür  sprechende  Aeusserung.  Endlich  besagt  auch  die  Merchant 
Shopping  Act  nichts  derartiges^  sondern  bestimmt  vielmehr  in  Section 
528:  y,In  any  case  where  it  appears  that  before  any  application  oan 
be  made  u/nder  the  foregoing   section   such   foreign  ship  will  have  de- 

parted  beyond  the  limits  therein  mentioned,   it  shaü  be  lawful 

to  detain  stich  ship  untü  such  time  as  vnll  allow  such  application 
to  be  made  and  the  resuU  thereof  to  be  communicated  to  him  .  .  .^  ''). 


88)  17  und  18  Vict.  c.  104. 

89)  Smith  f  Lato  and  Practice  in  Admiroky,  1882,  p.  115;  Broume^ 
AdmiralPu  Procedure,  1887,  p.  88. 

90)  S.  die  Ausführungen  des  Verfassers  im  Band  I  dieser  Zeit- 
schrift S.  671;  ferner  den  Note  87  angeftlhrten  Fall  der  ,, Aurora". 

91)  Vgl.  Vocke,  Rechtspflege  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerikai 
1891,  S.  48,  81. 

92)  Entscheidung  des  Süd -Distrikts -Gerichts  New -York  vom  26.  Juni 
1887  {Rwue  zit.  Note  86,  Bd.  lU  S.  368). 

93)  S.  ferner  noch  Wüliams  and  Bruce,  AdmiraUy  Law  atut  Practice 
p.  192  Note  *  (zit.  bei  Smith  a.  a.  0.  S.  116  Note  1) ;  Browne  a.  a.  0.  p.  102« 
in  einer  alten  Sache  Sands  v.  ChUd  war  das  segelfertige  Schiff  des  Klä- 
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B.  Das  fransösisohe  Beoht. 

14.  „Tou8  bätimenis  de  mer  peuvent  itre  saisis  et  vendus 
par  auioriU  de  justice  .  .  .^  bestimmt  der  Art.  197  des  Gode  de  txm- 
meree,  ohne  zwischen  französischen  und  fremden  Schiffen  zu  unter- 
scheiden. Dass  beid^  Arten  gemeint  sind,  zeigt  z.  B.  Art  201 
C.  de  com,  resp.  der  an  seine  Stelle  getretene  Art.  23  des  französi- 
schen Gesetzes  vom  10.  Juli  1885  '^).  Ebenso  herrscbt  unter  den 
Schriftstellern  nur  eine  Stimme^  dass  fremde  Schiffe  ebenso  wie  ein- 
heimische arrestirbar  sind^  wie  z.B.  Desjardins^^  VcJroger^\  ViM- 
Naquet^'^),  Pradier-FodirS^^)  u.  a.  m.  ausdrücklich  betonen.  Endlich 
hat  auch  die  französische  Rechtsprechung  sich  stets  und  ohne  jedes 
Bedenken  auf  denselben  Standpunkt  gestellt^  wie  z.  B.  die  FSUe  des 
italienischen  Schiffes  „S<^tmto"*^)f  des  englischen  Schiffes  „Ardan' 
tien^'^^)f  des  spanischen  Schiffes  „Beni-Carlo^' ^^^) ,  des  griechischen 
Schiffes  „Ambelos'' ^^  u.  a.  m.  zeigen.  Weiter  ist  auch  in  zifal- 
reichen  Urtheilen  anerkannt,  dass  nicht  nur  Einheimische,  sondern 
auch  Ausländer  auf  fremde  Schiffe  in  Frankreich  einen  Arrest  er- 
wirken können^**). 

Dieser  weitgehenden  Arrestirbarkeit  der  Priyatschiffe  nach  fran- 
zösischem Recht  ist  zunächst  durch  die  Natur  der  Sache  insofern  eine 
Grenze  gezogen,  als  ein  Schiff  nicht  arrestirt  werden  kann,  so- 
lange es  sich  noch  auf  der  See  befindet.  Bderttber  herrscht  aoeh 
kein  Streit  ^^^).  Dagegen  gehen  die  Meinungen  darüber  auseinander, 
ob  das  Schiff  schon  auf  der  Rhode  arrestirt  werden  könne^*')? 


gers  auf  Grund  eines  seitens  der  Beklagten  von  der  Regierung  erwirkten 
Befehls  arrestirt  worden.  Dies  wurde  für  unzulässig  erklärt,  aber  niekt 
deshalb,  weil  das  Schiff  segelfertig  war,  sondern  weil  der  König  einet 
^ Embargo  **  nur  pro  bano  publieo,  nicht  aber  zu  Gunsten  eines  FSiTttei 
legen  dürfe  (s.  bei  Parker,  Laws  of  shipping  and  insuranee,  1775,  p.  278—280). 

94)  Vgl  Vidal-Naauet  in  der  Bevue  intenuaianale  du  droit  maritimi, 
vol.  n  S.  744,  vol.  m  S.  379. 

95}  Traiti  du  droit  commereial  maritime,  voL  I  (1878)  p.  375. 

96)  Droit  marüime,  c.  I  (1883)  p.  224. 

97)  Zit.  Note  94,  Bd.  H  S.  747. 

98)  a.  a.  0.  t  V  §  2304  p.  127. 

99)  S.  Journal  du  droit  international  privi  t.  XII  (1886)  p.  289  nad 
p.  556  sq.  (vgl.  oben  Note  75). 

100)  Revue  int.  d,  d.  maritime  t.  III  p.  61. 

101)  Daselbst  t.  VI  p.  651. 

102)  Daselbst  t.  V  p.  39. 

103)  Tribunal  Marseille  15.  YII.  1870  ( Vincent  et  Pmaud,  Dietionnärt, 
1887  p.  777) ;  Tribunal  Lyon  (2*  eh.)  25.  YU.  1874  (Journal  d,d,i^. 
privi,  1876,  p.  76 ,  273) ;  :Mbunal  Seine  (3*  eh.)  10.  IV.  1880  (eod.  1880 
p.  301) ;  Trib.  Marseille,  13.  IL  1880  (eod.  1880  p.  302) ;  Drib.  Paris  (4«  eh.) 
28.  XU.  1887  (Ftncen*  et  Penaud,  1888,  p.  97  Nr.  2);  Trib,  eivü  de  Ftlfe- 
franehe,  23.  JLII.  1881  {Joum  d.  d,  i.  pr.  1882  p.  423).  S.  femer  Clwä 
im  Joum.  d,  d,  int,  privi,  1882,  p.  55—61. 

104)  Desjardins  I  §222  p.  376;  Valroger  I  p.224;  VidaUNag[uet  a.a.O. 
t.  n  p.  745;  Pradier-FodSri  t  V  p.  123. 

105)  Dafttr  sind  die  Note  104  ritirten  Desjardins,  Vidal-Na^  um 


Arrestirbarkeit  und  ArrestfreiBeit  der  Schiffe.  261 

Wenn,  wie  nach  firanzösischem  Becht,  keine  eine  solche  Arrestirung 
verbietende  prozessualische  Bestimmung  vorhanden  ist,  so  ist  nicht 
abzusehen,  weshalb  die  Frage  verneint  werden  sollte,  denn  auf  der 
Bhede  befindet  sich  das  Schiff  schon  imter  der  Jurisdiktion  des  Rich- 
ters, sollte  es  auch  noch  auf  der  Fahrt  sein.  Für  die  Bejahung 
spricht  aber  vor  Allem,  dass,  wie  De^ardms  bemerkt,  Art.  204  C,  d,  c, 
sowie  die  entsprechende  Vorschrift  der  Ordormance  von  1681  aus- 
drücklich von  dem  Schiff  „gisant  ou  flottarU^'  reden. 

15.  Eine  wirkliche  Ausnahme  von  der  Regel  enthält  aber  der 
Art.  215  C,  d,  c. :  yyLe  bätimeni  pret  d  faire  voüe  n'est  pcts  saisis^ 
sable,  8%  ce  n'esi  d  raison  des  dettes  cantra^etees  pour  le  voyage  qu'ü 
va  faire;  et  meme  dans  ee  demier  cos,  le  cautiannement  de  ces  dettes 
empeche  la  saisie.  —  Le  bätiment  est  censS  pret  d  faire  voile  lorsque 
le  ixtpitaine  est  muni  de  ses  eacpidilions  pow  son  voyage/'  Die  erste 
sich  hieran  schliessende  und  hier  hauptsächlich  interessirende  Frage 
ist  die,  ob  der  Art.  215  auch  für  fremde  Schiffe  gilt? 
Dafür  hat  sich  die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  ausgesprochen,  wie 
Desjardins  ^<>«),  Valroger  i^''),  Oresp-LauHn  ^^^),  Älauxet  ^^),  Massi  "<>), 
Laurin^^^),  Pradier-FodSrS^^^),  CkMmumt,  Dufour ,  BSdarride,  Boistel  ; 
der  entgegengesetzten  Ansicht  sind  BotUay-Paty,  DagemUe,  Alauret, 
DaUox^^^)  sowie  Lyon-Caen^^^),  Letzterer  ist  der  Meinung,  dass  sich 
kein  Grund  finde,  weshalb  nicht  das  (von  ihm  auch  sonst  verfoch- 
tene^^^))  Gesetz  der  Flagge  Anwendung  finden  sollte,  und  begründet 
dies  mit  dem  BGlnweis  darauf,  dass  ebenso  wie  ein  Kontrahent  sich 
über  die  Art  seines  Gegenkontrahenten  unterrichten  müsse,  derjenige, 
welcher  Gläubiger  eines  Schiffes  werde,  sich  über  dessen  Nationalität 
unterrichten  müsse.  Die  ungemeine  Schwäche  dieser  Deduktion  zeigt 
sich  schon,  wenn  man  nur  an  die  zahlreichen  Fälle  denkt,  wo  Jemand 
Dicht  auf  Grund  eines  Vertrages,  sondern  in  Folge  eines  Ereignisses 
Schiffsgläubiger  wird.  Bringt  man  keine  künstlichen  Unterscheidungen 
in  das  Gesetz  hinein,  so  liegt  doch  klar,  dass  der  Art.  215  C.  d,  c, 
nicht  zwischen  fremden  oder  einheimischen  Schiffen  unterscheidet, 
ebenso  wenig  wie  dies  in  Art.  197  der  Fall  ist.  Endlich  bestätigt 
auch  die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  215  die  herrschende  Ansicht : 


Pradier-Fod^i'y    dagegen  sind  Valroger  I  p.  224,  229  und  die  von  ihm 
zitirten  Dufowr  imd  Deiumgeat. 

106)  a.  a.  0.  t.  I  p.  381. 

107)  a,  a.  0.  t  I  §  215  p.  272. 

108)  Droit  maritime,  t.  I  (1876)  p.  162. 

109)  Commentaire  du  Code  de  commerce^  t.  V  (1879)  p.  114. 

110)  Droit  commercial,  t.  IV  p.  527. 

111)  Cours  iUmentaire  de  Droit  commerdal,  1883,  p.  821. 

112)  a.  a.  0.  t.  V  §  2304  p.  124. 

113)  Zitirt  im  Journal  d,  d,  int,  privi,  1884,  p.  298. 

114)  Journal  d.  d.  int.  privi,  1882,  p.  245. 

115)  S.  MitteUtein,  Deutsches  Schiffspfandrecht  und  Schiffsgläubiger- 
recht, 1889,  S.  235  Note  38. 
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im  Qegensatz  zur  Ordonnanz  von  1681  kehrte  man  zu  der  fi-tthena 
Rechtsanschanung  ztirück  im  Interesse  des  Handels^  nicht  aber  etwa 
nur  im  Interesse  der  französischen  SchifiPe  ^^®). 

Weiter  fragt  sich,  ob  der  Art.  215  C.  d.  c.  für  Schiffe 
jeder  Art  gilt?  Dass  er  auch  auf  Flussschiffe  Anwendung 
finde,  behaupten  Bidarride,  DageviUe  und  Boukty-Paiy  sowie  die  Cm 
de  JRennes  21.  März  1812.  Dagegen  wird  das  verneint  von  der 
Cour  de  Bordeavac  6.  Juli  1870  sowie  youDesjardins^^'^),  Vdlrogtsr^^% 
Ore^Laurin^^^)f  Älauzet^^^),  Masse ^^^)  und  Laurin^^^).  Berück- 
sichtigt man,  dass  der  Art.  215  im  zweiten  Buche  des  Code  de  com' 
merce  steht,  welcher  „Du  commerce  maritime^'  betitelt  ist,  dass  die 
Ueberschrift  des  ersten  Titels  dieses  Buches  „Des  navires  et  autm 
hätiments  de  mer^'  lautet;  dass  femer  Art.  215  eine  Ausnahme  yon 
der  Regel  des  Art.  197  bringt,  welcher  ausdrücklich  nur  you  den 
bätiments  de  mer  spricht,  so  muss  man  die  sich  gegen  die  Aiudek- 
nung  auf  Flussschiffe  aussprechende  Ansicht  für  die  richtigere  hahes. 

Ergreift  der  Art.  215  C.  d»  c.  somit  auch  Seeschiffe 
jeglicher  Nationalität,  so  Ifisst  sich  doch  noch  die  Fn^ 
aufwerfen,  ob  er  sich  auf  die  Kauffahrteischiffe  beschrlnkt? 
Die  französischen  Gerichte  haben  Gelegenheit  gehabt^  sich  hiermit 
praktisch  zu  befassen.  Ein  gewisser  Leblanc  hatte  in  Nizza  dieLnst- 
7 acht  „Jcmma'^  des  Engländers  Hargreaves  beschlagnahmen  lassen, 
obwohl  dieselbe  segelfertig  war.  Das  Tribuncd  dml  de  Nice  erkannte 
am  25.  Juni  1883,  dass  der  Arrest  unstatthaft  sei,  denn  Art  215 
C,  d.  c.  gelte  auch  für  fremde  Schiffe  und  müsse  femer  im  weitesten 
Sinne  auf  Schiffe  jeder  Art  hezogeu  werden  ^^').  Die  Cour  (Pappd 
d^Aix,  Kammer  11,  hat  diese  Entscheidung  am  28.  November  188S 
bestätigt  aus  folgenden  Gründen:  „  .  .  .  Ättendu  que  Vcart.  215  d» 
Code  de  commerce,  qui  pose  cette  regle,  ri!6dide  pas  une  immunUi  w 
pro  fit  de  la  marine  fran^aise;  —  Qu^il  consacre  une  rigle  prise  dm 
VmUret  de  la  navigaiion;  —  Qu'ü  est  ginirai  et  s^appUque  aux  iMr 
vires  eirangers  comme  aux  nationaux;  Que  ses  termes  sont  absokis  ä 
que  la  distinction  que  Von  veut  faire  enire  les  ncmres  swiva^  la  it- 
stination  ä  laqueüe  üs  sont  affectSs  est  arbüraire;  —  Qu'ü  s'appl^j^ 
ä  tout  navire  muni  de  ses  ea^iditions,  destme  au  iransport  sur  mer  äs 
personnes  cofnme  des  marchandises,  qu'ü  s'agisse  d'une  navigation  mer- 
cantüe  ou  plaisance;  —  Que  cela  rSsiUte  de  l'intütUS  du  türe  deuxia^ 
du  livre  II  du  Code  de  commerce:  „De  la  saisie  et  vente  des  naicM\ 


116)  Vgl.  Deßjardins  t.  I  p.  378. 

117)  a.  a.  0.  t.  I  p.  374,  80. 

118)  a.  a.  0.  t.  I  p.  224,  271. 

119)  a.  a.  0.  t.  I  p.  162. 

120)  a.  a.  0.  t.  V.  p.  113. 

121)  a,  a.  0.  t.  IV  p.  527. 

122)  a.  a.  0.  p.  822. 

123)  Journal  d.  d.  int.  privS,  1884,  p.  69-70. 
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du  texte  de  Vart.  197,  par  lequei  ü  dShuU:    „Totis   bätiments  de  mer 
peuvent  etre  «www'S  ^   ^J^*  ^  ^'ort-  215  qui  s'y  rißre  pour  appor- 
ter  ä  la  rigle  une  exception :  „Le  bättment  prU  ä  faire  voüe  ri  est  pas 
aaisissahle'^ ;  —    Que  rien  dcms  ces  divers  textes  ne  pennet  d'exdvre  de 
la  regle  4dictSe  par  ce  demier  artide  la  Janina,   affectee  par  sön  pro- 
priStaire  d  Vintercaurse  entre  SotUhampton  et  les  ports  du  Midi  de  la 
France  .  .  ."  ^**).     Diese  Entscheidungen  werden  gebilligt    von    dem 
anonTmen  Einsender  derselben  im  Journal  du  droit  international  prive 
und  Pradier-FodSre  ^**),    während    sich  bisher  keine  Stimme  dagegen 
erhoben  hat  ^^*).     Es  lassen  sich  aber  sehr   erhebliche  Einwendungen 
geltend  machen !  Wenn  Pradier-Fod&S  allein  darauf  verweist^  dass  der 
Art.  215  nicht  unterscheide^  so  sagt  das  nichts.     Man   hat   eben   gar 
nicht  an  solche  Vergnttgungsschiffe  gedacht^    wie    denn  auch  vor  dem 
Fall   der    „Jamna^'   kein  Schriftsteller    diese  Möglichkeit    nur  berührt 
hat.    Und  dass  man  bei  Abfassung  des  Art.  215  nicht  an  solche  Ver- 
gnttgungsschiffe   dachte;    ist  sehr  erklärliche    denn   sie    sind  erst  eine 
Erscheinung  einer    viel    späteren  Zeit.     Der    erwähnte    anonyme  Ein- 
sender ist  auch  schon  bedenklicher.     Nach  Anführung  der  Motive  des 
Art.  215  schreibt  er:    „II  n'a  pas  etS  question  des  navires    de   plai- 
sance,  et  peut-eire  la  raison  d'utüiti  generale   qui  a  fait   exoq>ter    les 
navires  destines  d  transparter  des  marchamdises  n^eadste-t-elk  pas  pour 
les  bateaux   de   pur  sport,     ToiUefois,    Vart.  215   n'ayant  pas  fait  de 
distinction,  ü  est  plus  liberal  d'etendre  Vimmunile  que  de  la  restreindre/^ 
Letzteres  dttrfte  weniger    zutreffen ^  denn  Art.  215  bringt  eine  Aus- 
nahme Vorschrift,  welche,  wie  schon  dargethan,  keinen  Anlass  hatte, 
den   hier    streitigen  Unterschied    zu   berühren.     Wie    auch    schon    be- 
merkt, enthält  der  Art.  215  femer  eine  Aenderung  des  früheren  Eechts, 
über    deren    Tragweite    seine    Motive    den    besten    Aufschluss    geben. 
Es  heisst  dort  ^''') :     „Nous   avons  du  examiner  s'ü  est  dans  Vinteret 
genSral  de  la  navigation  et  de  la  chose  publique  de  permettre  la  saisie 
^un  namre  au  moment  ou  il  est  pret  d   faire  voüe;    si  rintSret  d'un 
seid,  de  celm  qui  a  nSghgS  jt^qu'alors  de  mettre  &n  avant  ses  prStentions 
ou  ses  droits ,  peut    entraver  les  sp6culations   des   chargeurSy    compro- 
mettre  leur  fcrttme,  frustrer  les  espSranees  de  ses  co-proprietaires,  faire 
numquer  peut^re    Ventreprise    la   mieux    calcuUe;   et    nous    sormnes 
parvenus  d  une  Solution  nigative  .  .  /'     Es  hat  also    allein   die 
Bücksicht  auf  den  Handel  zu  der  Ausnahme  des  Art.  215 
geführt!     Auf  demselben  Standpunkt  stehen  Desjardins  (1878)  ^*^) 
und  Oresp-Laurin  (1876)  ^**).      Wenn  das  Tribunal  von  Marseille  am 


124)  Daselbst  p.  297—298. 
126)  a.  a.  0.  t.  V.  p.  126. 
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3.  Jannar  1867  erkannt  hat,  dass  Art.  215  anf  ein  Schiff  An- 
wendung findet^  welches  nur  Ballast  geladen  hat,  so 
steht  dies  mit  dem  obigen  Prinzip  nicht  in  Widerspruch  —  wie  auch 
Oresp-Laurin^^^)  und  Vahroger^^'^)  betonen  —  denn  die  zu  schützenden 
Interessen  des  Handels  können  hier  ebenso  bedeutend  sein  wie  bd 
einem  befrachteten  Schiff.  Berücksichtigt  man  endlich^  was  das  Appell- 
gericht  Aix  nicht  gethan  hat,  dass  das  Buch  II  des  Code  de  eom- 
merce  mit  „Du  commerce  marüime^^  betitelt  ist,  so  dürfte  wohl  die 
Entscheidung  richtiger  sein,  dass  Art.  215  C,  d.  c.  nur  für  Ha-n- 
delsschiffe  gilt. 

Das  segelfertige  Schiff  ist  aber  nicht  nur  im  Augenblick  seiner 
Abreise  unarrestirbar,  sondern  bleibt  es  auch  bis  zur  beendig- 
ten Reise,  weshalb  es  nicht  in  einem  Nothhafen,  den  es  angelaufen 
hat  —  abgesehen  von  daselbst  erst  zur  Ermöglichung  der  Fortsetzung 
der  Reise  gemachten  Schulden  ^'^)  —  arrestirt  werden  kann  ^^U  Als 
einen  Nothhafen  hat  das  Tribunal  de  commerce  von  Marseille  am 
11.  März  1862  selbst  den  Abgangshafen  erklärt,  in  welchen  zurück- 
zukehren das  Schiff  gezwungen  war  ^^*).  Endigt  andererseits  in  Folge 
der  Umstände  die  Reise  in  dem  Nothhafen,  so  greift  aber  wieder  die 
Regel  Platz,  dass  das  Schiff  arrestirbar  ist  ^^^). 

Ein  Eingehen  auf  die  sonstigen  Bestimmungen  des  Art  215 
Cd.Cf  welcher  deshalb  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  weil  er  in  £Mt 
allen  Handelsgesetzgebungen  Aufnahme  gefunden  hat,  ist  hier  nickt 
am  Platz.  Nur  soll  noch  betont  werden,  dass  wegen  Schulden, 
weiche  für  die  anzutretende  Reise  eingegangen  waren,  du 
Schiff  stets  arrestirt  werden  kann. 

C.    Das  italienische  Recht. 

16.  „Qualunque  creditore  ha  diritto  dt  far  procedere  cd  seqtsestro 
od  cd  pignoramento  ed  aUa  vendita  della  nave  .  ,  ,  ,  che  appar- 
tiene  al  suo  debitore  coüe  formalitä  siabüite  in  appresso^^  bestinunt 
Art.  879  Absatz  1  des  italienischen  GU&ndelsgesetzbuches  von  1882. 
Es  wird  somit  weder  bei  dem  Gläubiger  noch  bei  dem 
Schiffe  daraufgesehen,  welcher  Nationalität  sie  sind. 
Als  Beleg  für  die  Richtigkeit  dieser  Auslegung  lässt  sich  zunächst 
der  Art.  886  Abs.  3  des  Handelsgesetzbuches  nennen,  wo  die  Zo- 
stellungsfrage  für  den  Fall  geregelt  wird,  dass  der  Eigenthttmer  des 
arrestirten  Schiffes    ein  Ausländer   und    im   Königreich   Italien    weder 


130)  Daselbst  p.  162. 

131)  a.  a.  0.  t.  I.  p.  271  §  212. 

132)  Valroger  cit.  Note  181:  vgl.  unten  Note  176. 

133)  Cresp-Laurin  t.  I  p.  165 ;   Desjardina  t.  I  p.  380,  381  \    Valroftr 
t.  I  §  212  Abs.  2  p.  271;   Pradier-Fodire  t.  V  p.  12ö-,  LauHn  p.  822. 

134)  Zit.  Cresp'Laurin  und  Desjardina^  zit.  Note  133. 

135)  Cresp'Laurin  und  DetQardins,  zit.  Note  133  und  das  yon  ihnen 
angeführte  Urtheil  von  Marseille,  12.  März  1830« 
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ansässig  noch  aufhältig  ist.  Uebereinstimmend  hiermit  hat  das  Tribu- 
nal von  Genua  am  21.  Februar  1885  die  Arrestirung  des  fremden 
Dampfers  „Neustria-'  bestätigt,  welche  auf  Antrag  des  fremden  Dampfers 
f^Liehensiein''  erfolgt  war  ^^®).  Weiter  bestimmt  der  Art.  880  Abs.  1 
des  Handelsgesetzbuches:  ^.La  nave  puö  essere  sequestrata  nei  casi  e 
coüe  forme  stabilite  neW  ariicolo  921  e  seguenti  dd  codice  di  procedura 
cwik"  Nach  dem  Art.  924  ff.  des  letzteren  Gesetzes  kann  aber  jeder 
Gläubiger  die  Mobilien  seines  Schuldners  aus  bewegenden  Gründen 
durch  den  zuständigen  Richter  rei  sitae  arrestiren  lassen  ^^"^l;  zu  den 
Mobilien  gehören  aber  nach  Art.  480  Abs.  1  des  Handelsgesetzbuches 
die  Schiffe  („Le  navi  sono  beut  mobili^^).  Im  Einklang  hiermit  führt 
das  Appellgericht  Lucca  in  einer  Entscheidung  vom  14.  März  1887 
aus^^^j:  „Wenn  es  sich  darum  handelt^  über  einen  Sicherheitsarrest  zu 
erkennen,  so  ist  die  zuständige  richterliche  Autorität  immer  die  des- 
jenigen OrteS;  wo  der  Arrest  vollstreckt  werden  muss.  Dabei  kommt 
aber  nicht  in  Betracht^  das  die  Prozessparteien  Ausländer  sind,  welche 
in  Italien  nicht  ansässig  sind,  und  ferner  auch  nicht,  dass  der  Rechts- 
streit auf  Grund  von  Verpflichtungen  entstanden  ist,  welche  im  Aus- 
land zu  erfüllen  sind.  In  gleicher  Weise  ist  unbeachtlich,  dass  die 
Hauptsache  selbst  wegen  der  Natur  der  Forderung  nicht  vor  den  ita- 
lienischen Richter  ^^•)  gebracht  werden  kann."  Wenn  übrigens  auch 
die  Schiffe  zu  den  Mobilien  gehören,  so  können  sie  doch  nicht  auf 
Grund  eines  Gerichtsbefehls  arrestirt  werden,  welcher  nur  Mobiliar- 
pfUndung  androht,  wie  das  Appellgericht  von  Bologna  am  20.  Juli 
1890  erkannt  hat^^^);  vielmehr  muss  das  Schiff  selbst  benannt  sein 
(vgl.  Handelsgesetzbuch  Art.  883,  884). 

17.  Dem  französischen  Rechte  entsprechend  enthält  auch  das  ita- 
lienische Recht  eine  Ausnahme  von  der  Regel  der  Arrestir- 
barkeit: j,La  nave  pronta  a  partire  rum  e  soggetta  a  pignoramento 
ne  a  seqtiestro.  —  La  nave  si  reputa  pronta  a  partire,  qvrnido  il  capi- 
tano  e  munito  deUe  carte  di  navigazione  per  ü  viaggio^'  (A  rt.  881 
Handelsgesetzbuch).  Der  entsprechende  Artikel  310  des  frühe- 
ren italienischen  Handelsgesetzbuches  von  1865  enthielt,  wie  Art.  215 
(7.  d.  c,  eine  Ausnahme  von  der  Nichtarrestirbarkeit  zu  Gunsten  von 
Schulden,  welche  für  die  anzutretende  Reise  gemacht  waren;  dies  ist 
jetzt  geändert  ^**). 

Auch  hier  ist  zunächst  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  Artikel  881 
sich  auch  auf  Schiffe  fremder  Nationalität  bezieht.  Der 
Text  des  Gesetzes  spricht  von  Schiffen  schlechthin,  weshalb  schon  be- 


136)  S.  Bevue  int.  d.  d.  maritime^  t.  1  p.  409—410. 

137)  Espersan  im  Journal  d.  d,  int.  privi,  1884,  p.  168  ff. 

138)  Journal  d.  d.  int.  privi,  1888,  p.  289. 

139)  Vgl.  die  §§  105--107  des  italienischen  Codice  di  procedura  civüe 
(s.  Journal  d.  d.  int.  privi,  1880,  p.  242). 

140)  Revue  int.  d,  d.  maritime^  t.  VI  p.  339. 

141)  Vgl.  Vidari,  Ilnuovo  Codice  di  Commereio^  vol.  II  (1883)  p.3d7,  338. 
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sondere  Gründe  vorliegen  mttssten^  wenn  man  hier  etwa  nur  itdie- 
nische  Schiffe  gemeint  hätte;  solche  sind  aber  nicht  erfindlich.  Viel- 
mehr schliesst  sich  Art.  881  eng  an  Art.  879,  welcher,  wie  gezeigt, 
von  Schiffen  jeder  Nationalität  handelt.  Dass  der  Art.  881  auch  far 
fremde  Schiffe  gilt,  hat  das  Appellgericht  Genua  am  4.  März  1885  in 
der  schon  erwähnten  Sache  y,Lieben8iein^  g^gen  j^Neustria'-^  als  seibat- 
verständlich  angenommen.. 

Im  Gegensatz  zu  Art.  215  C.  d.  c.  umfasst  der  Art.  881  aucb 
Fl  US  s  schiffe.  Ob  dies  auch  der  Fall  war  für  das  firtthere  italieiii- 
sche  Handelsgesetzbuch,  war  zweifelhaft,  besonders  weil  dessen  Buch  11 
mit  j^Del  commereio  marUtimo^  betitelt  war.  Um  jede  Ungewissheit 
über  die  Anwendung  des  Buches  11  auf  Flussschiffe  zu  beseitigen^  htt 
dieses  jetzt  die  Ueberschriffc  ,^Del  commereio  maritÜmo  e  della  na- 
vigaxione^  erhalten ^^^).  Es  handelt  übrigens  auch  der  im  selben 
Elapitel  wie  Art.  881  stehende  Art.  898  ausdrücklich  von  Flnas- 
schiffen. 

Endlich  bleibt  das  gemäss  Art.  881  nicht  arrestirbare  Schiff 
solange  frei  vom  Arreste,  als  es  nicht  seine  Beise  been- 
digt hat.  Dies  ist  nicht  nur  vom  Appellgericht  Grenua  in  der 
schon  wiederholt  genannten  Sache  angesprochen,  sondern  femer  am 
7.  Juli  1884  vom  Appellgericht  Catania  in  Sachen  Guamaocia  gegen 
de  Pasquale  ^*'). 

D.   Das  spanische,  portugiesische  und  südamerikanische 

Recht. 

18.  Dem  Art.  215  C.  d.  c,  verwandte  Grundsätze  finden  sidi 
noch  in  vielen  anderen  Rechten.  Das  griechische  Handelsgesetzbuch 
vom  19.  April  1885  hat  ihn  wörtlich  als  Art.  215  übernommen.  EbeoM 
gilt  er  in  Belgien^^)  laut  Gesetz  vom  21.  August  1879,  deMO 
§287  die  Artikel  197 — 215  des  französischen  Code  de  eommerüt  als 
geltendes  Becht  aufrecht  hält.  Auch  das  rumänische  Handelsgeeeti' 
buch  von  1887  bringt  in  Art.  904  und  das  egyptische  Seehandeb- 
gesetzbuch  in  Art.  29  eine  sehr  ähnliche  Bestimmung. 

Noch  weitergehende  Ausnahmen  von  der  Regel  derArre- 
stirbarkeit  der  Schiffe  enthalten  die  Gesetzgebungen  von  Spanien 
und  Portugal  sowie  der  südamerikanischen  Staaten,  weshalb  diese  etvM 


142)  Vidari  a.  a.  0.  11  S.  1,  2. 

143)  S.  Bevue  intern,  d,  d,  mariÜme^  t.  I  p.  62. 

144)  Auch  die  belgische  Rechtsprechung  hat  ganz  dieMlbes 
Grundsätze  angenommen,  wie  die  französische.  Dass  auch  anf  Antrag  tob 
Ausländem  und  gegen  Ausländer  in  Belgien  Sioherheitsarreste  erwirkt  mr- 
den  können,  ist  ausgesprochen  vom  Tribunal  Anvera  25.  November  1871 
und  vom  Tribunal  BruxelUs  14.  Dezember  1871  {Journal  d.  d,  ini.  j^rni, 
1874,  p.83)  und  ferner  vom  Tribunal  Anvers  am  27.  Oktober  1888  (Vinent 
u.  Benaudf  1890,  p.  108).  Eine  weitere  einschlä^ge  und  interessante  Est- 
Scheidung  desselben  Gerichts  vom  8.  Mai  1890  findet  sich  in  der  Revue  «i- 
temaiionale  du  droit  maritime^  t.  VI  p.  81. 
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einigehender  berttcksichtigt  werden  sollen.  Allerdings  haben  sich  die 
neuen  Handelsgesetzbücher  von  Spanien  und  Portugal  den  bisher 
dargestellten  Rechten  sehr  genähert. 

19.  Das  frühere  Handelsgesetzbuch  für  Portugal  erklärte  in 
Art.  1812  das  segelfertige  Schiff  für  nicht  arrestirbar,  sofern  es  sich 
nicht  um  Schulden  handelt,  welche  für  die  anzutretende  Reise  gemacht  - 
sind.  In  solchem  Falle  konnte  jedoch  der  Arrest  abgewendet  werden, 
wenn  eine  Sicherheit  hinterlegt  wurde  und  der  Schiffer  sich  schriftlich 
T^erpfiichtete,  in  den  Hafen  zurückzukehren.  Weiter  bestimmte  aber 
Art.  1913:  ^^Ausländische  Schiffe,  welche  in  den  Häfen  Portugals 
nnd  seiner  Besitzungen  ankern,  können  für  Schulden,  welche  nicht 
auf  portugiesischem  Gebiete  und  zum  direkten  Nutzen  eben  dieser 
Schiffe  eingegangen  sind,  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden,  ausge- 
nommen wenn  der  ursprüngliche  Gläubiger  ein  Portugiese  ist."  Dies 
ist  aber  jetzt  geändert,  denn  das  neue  Handelsgesetzbuch  Portugals 
von  1888  enthält  nur  die  Vorschrift  des  Artikels  491  Absatz  1:  ,.Das 
ftbr  die  Reise  abgefertigte  Schiff  kann  nicht  mit  Arrest  belegt  oder  ge- 
pfändet werden,  es  sei  denn  wegen  Schulden,  welche  für  die  Ausrüstung 
dieser  Reise  selbst  eingegangen  sind,  oder  gegen  Uebernahme  der  Ver- 
antwortlichkeit für  den  Aufenthalt  durch  Bürgschaft^  ^^^). 

20.  Für  Spanien  bestinmite  das  frühere  Handelsgesetzbuch 
Art.  604:  pDas  segelfertige  Schiff  ist  nicht  arrestirbar  ausser  wegen 
Schulden,  welche  wegen  der  anzutretenden  Reise  eingegangen  sind;  es 
findet  jedoch  die  Aufhebung  des  Arrestes  statte  wenn  einer  der  In- 
teressenten genügende  Bürgschaft  bietet  und  sich  zur  Zahlung  ver- 
pflichtet für  den  Fall,  dass  die  Rückkehr  des  Schiffes  nicht  in  der 
durch  sein  Patent  festgesetzten  Frist  stattgehabt  haben  sollte,  selbst 
wenn  die  Verzögerung  durch  einen  Zufall  veranlasst  wäre."  Weiter- 
gehend verfügte  Art.  605:  ,.Ausländische  Schiffe,  welche  in  den 
spanischen  Häfen  ankern,  können  nicht  für  Schulden  mit  Beschlag  be- 
legt werden,  sofern  diese  nicht  auf  spanischem  Gebiete  und  zum 
Nutzen  eben  dieser  Schiffe  eingegangen  sind. "  Diese  Vorschriften  sind 
seit  dem  1.  Januar  1886  ausser  Kraft  gesetzt  durch  den  Cödigo  de 
eqmereio  vom  22.  August  1885  Artikel  584:  ,,Die  Schiffe, 
welche  für  die  im  Art.  580  erwähnten  Forderungen  verhaftet  sind, 
können  in  der  im  Art.  579  vorgeschriebenen  Form  in  dem  Hafen,  wo 
sie  sich  befinden,  gerichtlich  beschlagnahmt  und  verkauft  werden;  wenn 
•ie  jedoch  beladen  und  abgefertigt  sind,  um  in  See  zu  stechen,  so 
kann  die  Beschlagnahme  nur  wegen  Schulden  bewirkt  werden,  die  zur 
Instandsetzung  und  Verproviantirung  des  Schiffes  für  diese  nämliche 
Reise  kontrahirt  worden  sind,    und  selbst   dann  zessirt  die  Beschlag- 


145)  Art.  491.®  0  navio  desptichado  para  vtagem  näo  pode  ser  arrt' 
gtado  au  penhorado,  a  näo  ser  por  divida  contrahida  para  o  aprovi- 
sianmmento  d^esaa  mtsma  vtagem  ou  para  i^au^äo  de  respw^äbHidade  por 
abalroacdo. 
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nähme,  wenn  irgend  ein  bei  der  Unternehmung  Betheiligtar  Bürgschafi 
dafiir  leistet,  dass  das  Schiff  binnen  der  in  dem  Bezess  festgesetzten 
Frist  zurückkehren  werde,  indem  er  sich  verpflichtet,  im  entg^oge- 
setzten  Falle,  wäre  dies  auch  ein  ungefährer,  die  Schuld  zu  bezahlen; 
insofern  sie  rechtmässig  ist.  —  Wegen  Schulden  irgend  einer  anderai 
.Art,  welche  nicht  in  dem  zitirten  Artikel  580  einbegriffen  sind,  kann 
das  Schiff  nur  im  Hafen  seiner  Matrikel  beschlagnahmt  werden**  ^^^). 
In  dem  Artikel  580  werden  unter  Ziffer  1 — 10  die  Forderungen  ge- 
nannt, welche  ,^bei  jedem  gerichtlichen  Verkaufe  eines  Schiffes  hehnfe 
Befriedigung  von  Gläubigem  ein  Vorzugsrecht  in  der  Ordnung,  in 
welcher  sie  aufgeführt  werden'^,  haben.  Wenn  das  geltende  spanische 
Recht  somit  auch  nicht  mehr  so  weitgehend  wie  früher  die  auslän- 
dischen Schiffe  vom  Arreste  befreit,  so  ist  es  doch  noch  weit  von  dem 
Grundsatze  der  vorbehandelten  Rechte,  einschliesslich  des  portugie- 
sischen, entfernt.  Namentlich  kann  danach  nicht  ein  ausländisches 
Schiff,  welches  mit  einem  anderen  Schiffe  eine  Kollision  gehabt 
hatte,  in  Spanien  von  einem  Sichejrheitsarrest  ergriffen  werden,  denn 
durch  die  Kollision  entsteht  keine  gemäss  Art.  580  bevorrechtigte 
Forderung.  Es  ist  dies  ein  sehr  grosser  Mangel,  welcher  auch  schon 
in  Spanien  selbst  als  solcher  empfunden  worden  ist  ^^'^. 

21 .  Die  Rechte  der  südamerikanischen  Staaten  stim- 
men mehr  oder  weniger  mit  dem  früheren  Rechte  Spaniens  und 
Portugals  überein,  denn  sie  sind,  erklärlicher  Weise,  dem  Voigange 
der  Mutterstaaten  gefolgt,  und  mit  ihrer  Gesetzgebung  hinter  denselben 
zurückge  blieben . 

Zu  Gunsten  der  ausländischen  Schiffe  ist  allgemein  bestimmt, 
dass  dieselben  in  den  Häfen  der  betreffenden  Staaten  nicht  arrestiit 
oder  mit  Beschlag  belegt  werden  können ,  es  sei  denn ,  dass  es  sieh 
um  Schulden  handelt,  welche  in  dem  betreffenden  Staat  gemacht 
sind  —  (so:  Seehandelsgesetzbuch  von  Golumbien  Art.  31)  —  mrf 
zwar  zum  Nutzen  der  Schiffe  —  (so:  Handelsgesetzbuch  von  Vene- 
zuela Art.  490;  Handelsgesetzbuch  von  Chile  Art.  844:  Handelsgesetz- 
buch von  Peru  Art.  568)  —  oder  auch  ihrer  Ladungen  (so:  Handels- 
gesetzbuch von  Argentinien  Art.  1031;  von  Brasilien  Art.  482: 
von  Uruguay  Art.  1042).  Es  sind  aber  femer  auch  ausländische 
Schiffe  arrestirbar^  wenn  es  sich  um  Schulden  handelt,  welche  in  dea» 
resp.  Staat  zahlbar  sind  —  (so:  Argentinien  Art  1031;  üragnsy 
Art.  1042)  —  oder  wenigstens  handelt  um  die  ^Schuld  für  Verträge  oder 
Wechsel^    die    im    fremden  Lande  gezogen   sind^    in   den   Fällen  des 


146)  Borehardt,  Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  V  (1887)  S.  d8. 

147)  Vgl.  Äutran  in  der  Bevue  int,  d.  d.  maritime  t.  U  p.  225—236 
(Fall  des  französischen  Dampfers  „Sephora'^  und  des  englischen  Dampfeis 
„Eureka'^).  Sehr  vorsichtig  sagt  Autran :  ^La  Ugislation  espagnole,  parit'ü, 
ne  donne  pas,  en  pareil  üo«,  aux  tribunatuc  les  moyetts  niceaaairti  f^ 
saisir  les  navires  auteurs  du  dammage,*^ 


Arrestirbarkeit  und  Arrestfreiheit  der  Schiffe.  269 

Art.  651,  und  fHIlig  auf  irgend  einem  Platze  des  Reiches^  (so:  Bra- 
silien Art.  482). 

Für  die  nicht  ausländischen  Schiffe  ist  in  den  meisten  südameri- 
kanischen Staaten  vorgeschrieben,  dass  sie  wegen  der  bevorrechtig- 
ten Forderungen  in  jedem  Hafen,  wegen  sonstiger  aber  nur  in 
dem  Hafen  ihrer  Matrikel  (so:  Brasilien  Art.  480,  Peru  Art.  565, 
566,  Uruguay  Art.  1040),  resp.  ihres  Beiibriefes  (so:  Argentinien 
ALTt.  1029)  resp.  wo  sie  eingetragen  oder  ausgerüstet  sind  (so:  Go- 
lumbien  Art.  28),  beschlagnahmt  werden  können.  Das  Handelsgesetz- 
buch von  Venezuela  schweigt  aber  über  diese  Frage,  während  das  von 
Chile  in  Art.  842  schlechthin  vorschreibt:  ,. Jeder  Gläubiger  kann  die 
Beschlagnahme  und  Versteigerung  des  Schiffes  in  irgend  welchem  Hafen 
der  Republik,  in  dem  es  sich  bd&ndet,  beantragen.^  In  den  einzelnen 
Rechten  finden  sich  übrigens  noch  detaillirtere  Bestimmungen,  welche 
hier  imberücksichtigt  bleiben  sollen,  da  sonst  die  ganzen  meist  um- 
fangreichen Artikel  einfach  abgedruckt  werden  müssten. 

Endlich  wird  für  in-  wie  ausländische  Schiffe  in  alF  den  ge- 
nannten Rechten  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  das  segel fertige 
Schiff  nicht  arrestirbar  ist.  Jedoch  greifen  auch  hier  allerlei 
Unterschiede  Platz.  So  bestimmt  das  Handelsgesetzbuch  von  Brasilien 
Art.  481 :  ^Kein  Fahrzeug  darf,  sobald  es  mehr  als  den  vierten  Theil 
seiner  Lastfähigkeit  angenommen  hat,  wegen  Privatschulden  des  Aus- 
rUsters  mit  Beschlag  belegt  oder  zurückgehalten  werden,  ausgenommen, 
wenn  diese  gemacht  srind,  um  das  Schiff  für  eben  diese  Reise  auszu- 
rüsten und  der  Schuldner  keine  anderen  Güter  hat,  mit  denen  er 
Zahlung  leisten  könnte:  aber  selbst  in  diesem  Falle  wird  die  Be- 
schlagnahme angehoben  werden  müssen,  wenn  die  übrigen  Theilhaber 
für  den  Betrag  ihrer  bezüglichen  Antheile  Bürgschaft  leisten  und  der 
Kapitän  sich  schriftlich  verpflichtet,  nach  Beendigung  der  Reise  an 
denselben  Ort  zurückzukehren  und  die  an  der  Expedition  Interessirten 
eine  zur  Tilg^g  der  Schuld  geeignete  Bürgschaft  leisten,  im  Falle 
das  Fahrzeug  durch  irgend  ein  Ereigniss,  selbst  wenn  höhere  Gewalt 
vorliegt,  nicht  zurückkehrt  ..."  ^*®).  Weit  knapper  verfügt  das  Han- 
delsgesetzbuch von  Chile  Art.  843  Absatz  1  :  ,.Da8  Schiff,  welches 
verklart  ist^^^),  kann  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden,  es  sei  denn 
wegen  Schulden,  welche  zum  Zwecke  der  Ausrüstung  und  Verprovian- 
tirung  desselben  behufs  Realisirung  der  Reise  kontrahirt  worden  slnd.^ 
Sehr  ähnlich  lautet  der  §  29  Abs.  1  des  Seehandelsgesetzbuches  von 
Columbien,  doch  wird  in  Absatz  2  hinzugefügt :  „Selbst  in  diesem  Falle 
mu88  die  Beschlagnahme  aufgehoben  werden,  wenn  nach  dem  Ermessen 
des  Handelsgerichts  genügende  Bürgschaft  dafür  geleistet  wird,  dass 
das  Schiff  innerhalb  einer  der  Beschaffenheit  der  Reise  entsprechenden 
Frist    nach    dem    Abgangshafen    zurückkehrt ,    und    das    im    anderen 


148)  Vgl.  Spanien  Art.  584. 

149)  Dieser  Begriff  ist  durch  Art.  843  Abs.  2  näher  bestimmt. 
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Falle,  wenn  es  anch  dnrch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  an  der  ROcUelir 
verhindert  worden  ist,  die  Schuld  bezahlt  werden  soll,  sofern  sie  als 
rechtmässig  erkannt  wird."^  Die  Handelsgesetzbücher  von  Argen- 
tinien Art.  1030,  Peru  Art.  567,  Uruguay  Art  1041  und  Yesü- 
zuela  Art.  489  bestimmen  fast  wörtlich  gleicji,  dass  ,,kein  beladenes 
(befrachtetes)  und  zur  Abfahrt  (zum  Antritt  der  Beise)  fertiges  Schifi" 
beschlagnahmt  werden  kann,  wie  dies  näher  in  der  zitirtaa  Gresetie»- 
stelle  von  Chile  geregelt  ist.  Venezuela  verftkgt  ferner:  „die  Beschlag- 
nahme wird  suspendirt,  wenn  genügende  Bürgschaft  geleistet  wird^ 
(Art.  489  Satz  2).  In  den  Handelsgesetzen  von  Argentinien,  Pen 
und  Uruguay  dagegen  lautet  die  entsprechende  Vorschrift  wie  der  oben 
angeführte  §  29  Abs.  2   von  Columbien  ergibt 

E.    Das  deutsche  Becbt. 

22.  In  den  deutschen  Eechten  findet  sich  keine  ausdrückliche 
Gesetzesvorschrift,  wonach  ausländische  Schiffe  im  Inlande  arrestirbsr 
sind,  jedoch  führen  andere  Bestimmungen  ganz  unzweideutig  zu  die- 
sem Ergebniss.  Zunächst  verfügt  §  24  der  Reichs -Zivilprozess- 
ordnung: ,:Ffir  Klagen  wegen  vermögensrechtlicher  Ansprüche  g^n 
eine  Person,  welche  im  Deutschen  Reich  keinen  Wohnsitz  hat,  ist  das 
Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirke  sich  Vermögen  derselben  oder  der 
mit  der  Klage  in  Anspruch  genommene  Gregenstand  befindet  .  .  .  ,* 
Es  ist  allgemein,  besonders  von  dem  Reichsgericht  anerkannt,  dass 
dieser  Paragraph  nicht  nur  besonders  gegen  Ausländer  anwendbar 
ist^**),  sondern  auch,  dass  er  zu  Gunsten  von  Ausländern*^'*) 
sowohl  gegen  In-  wie  Ausländer  Platz  greift.  Es  können  somit  Klagea 
von  Ausländem  in  weitem  Umfange  vor  die  deutschen  Gerichte  ge- 
bracht werden. 

Ist  dies  aber  für  Klagen  der  Fall,  so  muss  dasselbe  um  so  mehr 
gelten  ftlr  Arrestirungen,  weil  es  sich  dabei  um  ein  prozessuales 
Verfahren  von  geringerer  Tragweite  handelt***).  Der  §  799  der 
Reichs-Zivilprozessordnung  bestimmt  denn  auch,  dass  ftir  die  Anord- 
nung des  Arrestes  sowohl  das  Amtsgericht  zuständig  ist,  in  dessen 
Bezirk  sich  der  mit  Arrest  zu  belegende  Gregenstand  oder  die  in  ihnr 
persönlichen  Freiheit  zu  beschränkende  Person  befindet,  als  auch  das 
Grericht  der  Hauptsache,    d.  h.  dasjenige  Gericht,  wo  die  Hauptsache 


150)  S.  die  Kommentare  zur  Z.P.O.  von  Gattppf  Se^jfert^  Wümowdoi  a 
Lwy;  Wach^  Handbuch  I  S.  418  Note  9;  Oberstes  Landeageriebt  ftr 
Bayern  9.  Februar  1886  (Seufferts  Archiv  XLI  Nr.  219);  Entacfaeidingen 
des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  IS.  437 :  Bd,  VI  8.  403 :  Bd.  XIV 
S.  406,  414,  425 ;  Bd.  XXVII  S.  423. 

151)  S.  die  Note  150  angeführten  Schriftsteller;   da«  Oberste  Laadif^ 

fericht  für  Bayern  zit.   Note  150;    Entscheidungen   des  Reichagericbts  n 
ivilsachen  Bd.  VU  S.  324;  Bd.  XIV  S.  408;  Bd.  XVI  S.  392. 

152)  Der  Gerichtsstond  des  §  24  der  R.Z.P.O.  hat  sich  am  den  g«- 
meinrechtlichen  forum  arresti  entwickelt.  Vgl,  Motive  zu  §  24  («,  B^ 
Materialien,  Bd.  I  S.  154). 
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schon  anhftn^g  ist  (vgl.  §  821  der  R.Z.P.O.)  oder  nach  den  allge- 
meinen Regeln  Über  sachliche  und  örtliche  Zuständigkeit  anhängig  ge- 
macht weiden  kann  ^^%  z.  B.  nac*h  Massgabe  des  §  24  des  B.Z.P.O.  ^^*)f 
so  dass  es  dann  auf  die  Eigenschaft;  als  In-  oder  Ausländer  nicht  an- 
kommt. Dass  aber  nicht  nur  in  diesem  Falle,  sondern  allgemein  für 
jeden  Arrest  die  Nationalität  der  Parteien  bedeutungslos  ist, 
was  sich  auch  schon  aus  der  imeingeschränkten  Fassung  des  §  799 
Z.P.O.  ergibt,  ist  niemals  bezweifelt  und  durchaus  anerkannt  ^^^). 

23.  Von  vorstehender  Kegel  findet  auch  keine  Ausnahme 
statt,  wenn  der  mit  Arrest  zu  belegende  Gegenstand  ein  aus- 
ländisches Schiff  ist.  Die  Reichs-Zivilprozessordnung  zunächst  ent- 
hält nicht  das  Geringste  ftb*  eine  gegentheilige  Annahme.  Da  aber 
nach  ihrem  §  811  die  Vollziehung  des  Arrestes  in  unbewegliches  Ver- 
mögen sich  nach  den  Landesgesetzen  bestimmt,  und  diese  in  grossem 
Umfange  Schiffe  in  Ansehung  des  Arrestes  für  unbeweglich  erklärt 
haben  ^^®),  so  kommt  es  weiter  auf  die  deutschen  Landesrechte  an. 
Soweit  diese  aber  auch  ausländische  Schiffe  immobilisirt  haben,  —  was 
in  Preussen,  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  geschehen  ist^^"")  — 
machen  sie  keine  Ausnahme  zu  Gunsten  ausländischer  Schiffe. 

Dem  entsprechend  ist  auch  stets  von  den  Gerichten  verfahren  worden. 
So  wurde  1887  in  Altena  ein  Arrest  auf  das  englische  Schiff  j.Qlen- 
dcU-^  verstattet  auf  Antrag  einer  Hamburgischen  Firma  ^^^).  Li  Ham- 
burg sind  ausländische  Schiffe  sehr  oft  arrestirt  (an  die  Kette  gelegt)  ^^') 
worden,  z.  B.  am  15.  März  1882  das  holländische  Schiff  ,,Egmont  en 
Hoom^  "•>;  am  11.  Oktober  1879  das  norwegische  Schiff  „JJa/wTbÄfe"  ^«^); 
1883  der  französische  Dampfer  ^Hypolüe  Worms^^  ^*^)  und  der  englische 
Dampfer  „iSWtow"^**):  am  27.  Januar  188B  hat  die  North  Eastem 
Banking  Company  lim,  in  Newcastle  o./T.  auf  das  englische  Schiff 
y^ZkmehiU^  einen  Arrest  erwirkt  ^*^);  am  11.  Mai  1889  ist  das  spa- 
nische Schiff  j^Alvarado^  an  die  Kette  gelegt  worden  u.  s.  w. 


153)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  IV  S.  407 ; 
Bd.  Vn  S.  323. 

154)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  Bd.  Vü  S.  323 ;  Reichsgericht 
2.  Mai  1885  in  der  Jurist.  Wochenschrift  1885  S.  262 ;  Hanseatisches  Ober- 
landesgericht,  Zivilsenat  II,  26.  März  1890  (Hans.  Gerichtszeitung  Beiblatt 
1890  Nr.  79). 

155)  Merkel,  Arrest,  1880  8.  53;    Seuffert   zu  §  797  der  Z.P.O.;    Ent 
aebeidongen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  VI  S.  405. 

156)  Mittelstein,  Schiffspfandrecht,  1889,  S.  100,  S.  17  ff. 

157)  Mittehtein  a.  a.  0.  S.  24,  27,  17,  20,  auch  S.  16  und  S.  30. 

158)  Diese  Zeitschrift  Bd.  I  S.  365. 

159)  Vgl.  Mittelstein  a.  a.  0.  S.  103. 

160)  Hanseatische  Gerichtszeitung,  Hauptblatt,  1882  Nr.  86. 

161)  Daselbst  1880  Nr.  34.  Vgl.  ferner  den  Fall  der  „Hedwig  Sophie" 
liegen  «MoUy**,  unten  Note  178. 

162)  Daselbst  1886  Nr.  51. 

163)  Daselbst  1888  8.  291. 

164)  Daselbst  1887  Nr,  45. 
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24.  Eine  Aus n  ahme  von  der  Regel  der  Arrestirbarkeit  der 
Schiffe  statuirt  Artikel  4  46  Absatz  1  des  Handelsgesetzbuchs: 
^Ein  zum  Abgeben  fertiges  (segelfertiges)  Schiff  kann  wegen  Schul- 
den nicht  mit  Beschlag  belegt  werden.  Diese  Bestimmung  tritt  jedoch 
nicht  ein^  wenn  die  Schulden  ztun  Bebuf  der  anzutretenden  Reise  ge- 
macht sind.  ^  Diese  Vorschrift  ist  am  eingehendsten  von  Wctgner,  See- 
recht I  S.  314,  815  und  vom  Verfasser  in  seinem  Werke  über 
das  deutsche  Schiffspfandrecht  S.  119  ,120  untersucht  worden.  Der 
seitdem  erschienene  Kommentar  zi^m  Handelsgesetzbuch  von  Garm 
und  Fuchsberger  ist  kürzer  und  bringt  keinerlei  Neues. 

Hier  interessirt  zunächst  die  Frage,  ob  Art.  446  Abs.  1  des 
H.6.B.  auch  auf  ausländische  SchiffeAnwendung  leidet?  Im 
Gegensatz  zu  dem  lebhaften  Austausch  der  Meinungen  bei  den  fran- 
zösischen Schriftstellern  äussert  sich  von  den  deutschen  nur  Wagner 
S.  139.  Die  Frage  ist  mit  ihm  unbedenklich  zu  bejahen^  denn  das 
Handelsgesetzbuch  spricht  hier  ganz  allgemein  von  Schiffen,  ohne 
deren  Nationalität  zu  erwähnen,  während  dies  z.  B.  in  dem  im  seihen 
Titel  stehenden  Art.  432  geschehen  ist.  Die  Protokolle  über  die  Be- 
rathungen  des  Handelsgesetzbuchs  deuten  in  keiner  Weise  an,  dau 
man  hier  eine  Unterscheidung  hineintragen  dürfte:  sie  lassen  vielmehr 
klar  erkennen,  dass  man  eine  Bestimmung  zu  Gunsten  des  Handeis 
schlechthin  geben  wollte  ^^^)f  nicht  aber  nur  für  nationale  Schiffe  allein, 
welche  ja  auch  nicht  nur  den  einheimischen,  sondern  auch  den  Han- 
delsinteressen von  Ausländem  zu  dienen  pflegen.  Auch  von  Bar 
a.  a.  0.  Bd.  II  S.  229  erklärt,  allerdings  ohne  Anwendimg  auf  ein  spe- 
zielles Gesetz,  dass  man  das  Privileg  der  Arrestfreiheit  im  Zweifel 
auch  fremden  Schiffen  zuerkennen  müsse,  denn  es  bestehe  jedenfalls 
auch  im  Interesse  der  Verlader. 

Weiter  ist  die  nirgends  erörterte  Frage  aufzuwerfen,  ob  Ar- 
tikel 446  Abs.  1  des  H.G.B.  auch  für  Flussschiffe  gilt?  Die- 
selbe wurde  vor  dem  Verfasser  im  vorigen  Jahre  in  Veranlassung 
der  Arrestirung  eines  preussischen  Kahns  praktisch,  kam  jedoch 
nicht  zur  Entscheidung,  weil  die  Sache  verglichen  wurde ^•®).  Die 
Frage  wird  richtiger  zu  verneinen  sein,  denn  das  Buch  V  des  Han- 
delsgesetzbuchs ist  betitelt  ,,Vom  SeehandeP  und  spricht  nur  von  den 
zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmten  Schiffen  (Art.  432,  450). 
Eine  analoge  Anwendung  seiner  Vorschriften  auf  Flussschiffe  ist 
allerdings  nicht  gänzlich  ausgeschlossen  (worüber  der  Verfasser  in 
Goldschmidts  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Band  XL  S.  41  f.  am  Ein- 
gehendsten gehandelt  hat).  Der  hierfür  massgebende  Grundsatz  ist 
am  zutreffendsten  vom  Reichs-Oberhand elsgericht  formulirt,  indem 


165)  Diesen  Grund  allein  führt  Wagner  S.  139  an.    Vgl.  ferner  Proto- 
kolle zum  H.G.B.  IV  S.  1494  verh:  «fremde  Kapitäne*". 

166)  Aktenzeichen   des  Amtsgerichts  Hamburg:    £  u.  F,  VI.  3906/91, 
i.  S.  Beese  gegen  Köhn. 
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es  sagt  ^*'^) :    „Es  ist  bekannt^  dass  die  seerechtlichen  Vorschriften  des 

Y.  Buuhes    des  H.G.B sich    nach  der  Absicht   des  Gesetzgebers 

nicht  auch  auf  die  Fluss-  und  Binnenschiffahrt  beziehen,  sondern  dass 
man  sich  vielmehr  vorbehielt,  die  auf  diese  anwendbaren  Bestimmungen 
des  8eerechts  resp.  mit  den  als  erforderlich  erscheinenden  Modifikationen, 
in  einem  besonderen  Abschnitte  zusammenzustellen^^^),  welche  Absicht 
jedoch  nicht  zur  Ausführung  gelangte.  Hierdurch  ist  nicht  nur  die 
direkte  Anwendung  des  Art.  563  auf  den  vorliegenden  Fall  ausge- 
schlossen, sondern  auch  die  analoge  Anwendung  desselben  würde 
nur  dann  zulässig  sein,  wenn  es  ausser  Zweifel  stände,  dass  die  glei- 
chen Gründe,  welche  den  Gesetzgeber  veranlasst  haben,  för  den  See- 
verkehr durch  den  Art.  563"^  u.  s.  w.  ,,ihn  auch  bei  der  näheren 
Begulirung  des  Binnenschifftransportrechts  zu  derselben  Vorschrift  be- 
wogen haben  würden.'^  Die  Berathungeu  des  Handelsgesetzbuchs 
ergeben  nun  aber  für  den  vorliegenden  Fall,  dass  man  lediglich  die 
viel  weiter  greifenden  Interessen  des  Seehandels  und  seine  Beziehungen 
zu  anderen  Ländern  ^^®)  im  Auge  hatte,  und  dass  man  eine  Aus- 
nahmevorschrift hat  aufstellen  wollen,  welche  nicht  ohne  zwinf^euden 
Grund  ausgedehnt  werden  darf. 

Femer  ist  auch  hier,  wie  oben  für  das  französische  Recht,  die  Frage 
zu  untersuchen,  ob  Art.  446  Abs.  1  des  H.G.B.  nur  für  Kauf- 
fahrteischiffe oder  auch  sonstige  Seeschiffe  gilt?  Wie  schon  be- 
merkt, ist  das  Buch  V  betitelt  ,.Vom  Seehandel '^  und  trifft  nur  die 
zum  Erwerb  durch  Seefahrt  bestimmten  Schiffe  (Art.  432,  450;  Bun- 
desgesetz vom  25.  Oktober  1867  §1)^''^).  Dem  entsprechend  schlug 
der  Preussische  Entwurf  Art.  392  vor:  ,^ Weder  ein  zum  Auslaufen 
fertiges,  noch  ein  im  Laden  begriffenes  Schiff  kann  wegen  Schulden 
mit  Beschlag  belegt  werden.*^  Hiergegen  wurde  geltend  gemacht,  dass 
man  danach  ein  Schiff  niemals  mit  Arrest  bestricken  könne,  wenn 
mir  der  Kapitän  klag  genug  sei,  dafür  zu  sorgen,  dass  alsbald  bei 
Beinern  Einlaufen  in  einen  Hafen  einige  Güter  zur  Einladung  bereit 
lügen  und  sofort  selbst  während  des  Löschens  wieder  mit  dem  Ein- 
laden begonnen  werden  könne  ^^^).  Auch  im  weiteren  Verlaufe  der 
Berathungeu  hat  man  stets  nur  Kauffahrteischiffe  berücksichtigt,  woraus 
sich  auch  der  Absatz  2  des  Art.  446,  welcher  von  der  Beschlagnahme 
der  an  Bord  gebrachten  Güter  handelt,  erklärt.  Es  fallen  daher 
Ijustyachten  überall  nicht  unter  den  Art.  446  Abs.  1  des 
H.G.B. 

Dass  es  fllr  Art.  446    keinen  Unterschied  macht,     ob  das  Schiff 


167)  Entscheidungen  Bd.  XXIV  Nr.  111. 

168)  S.  Protokolle  zum  H.G.B.  IX  S.  5126—5127. 

169)  Protokolle  zum  H.G.B.  VIII  S.  3707. 

170)  Was   „zum  Erwerb  durch   Seefahrt  bestimmte  Schiffe"  sind,   ist 
streitig.    Vgl.  MiUelatein,  Schiffspfandrecht,  S.  7—8. 

171)  Protokolle  zum  H.G.B.  IV  S.  1492. 
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in  Ladung  oder  in  Ballast  geht,  ist  allgemein  anerkannt  und  nack 
dem  Gange  der  Berathnngen  auch  zweifellos  ^'^^). 

Schliesslich  ist  noch  zu  erörtern,  wie  lange  das  durch  Art.  446 
Abs.  1  des  H.6.B.  gewährleistete  Privileg  der  Arrestfreiheit 
dauert.  Diese  Frage  ist  in  dem  einzigen  (gedruckten)  Urtheile,  welcha 
sich  mit  dem  Art.  446  Abs.  1  beschäftigt,  berührt.  Im  Jahre  1873  stieis 
das  von  Hamburg  abgegangene  deutsche  Schiff  y^MoUy^^  auf  der  Elbe  mit 
dem  schwedischen  Schiffe  ^Hedtoig  Sophie^  zusammen  und  kehrte  nack 
Hamburg  zum  Zwecke  der  Reparatur  zurück,  woselbst  es  an  di« 
Kette  gelegt  wurde.  Die  Klage  der  y,MoUy'-^  auf  Abnahme  der  Kette 
wurde  von  dem  Handelsgericht  Hamburg,  Abtheilung  I,  am 
17.  November  1873  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen"^):  ^Will  man 
es  auch  ohne  weiteres  als  ausgemacht  betrachten,  dass  die VorachrifiteB 
des  Art.  446  des  H.G.B.  .  .  .  nicht  nur  auf  Kontrakts-,  sondern  auch 
auf  Deliktsschulden  sich  beziehen,  und  will  man  es  ferner  unbeachtet 
lassen,  dass  die  y.MoUy''^  bereits  von  hier  abgegangen  war  und  erst 
nach  der  Kollision  mit  der  j^Hedung  Sophie'^  wieder  den  hiesigen 
Hafen  als  Nothhafeu  aufsuchte,  oder  will  man  annehmen,  dass  die 
ange^hrte  Gesetzes  Vorschrift  nicht  nur  Rir  den  Abgangshafen,  sondern 
auch  für  Zwischen-  und  Nothhäfen  gilt,  so  würde  doch  diese  Yorsekrift 
nicht  zu  einer  Aufhebung  des  •  .  .  Arrestes  führen  könnem.,  da  nadi 
der  Klage  der  Arrest  auf  die  j.Molly^  gelegt  wurde,  ,^wftlirend  das 
Schiff  hier  reparirt  wurde"  und  Kläger  auch  in  Uebereinstimmuig 
mit  dieser  Angabe  in  den  Repliken  ausdrücklich  anerkannt  haben, 
dass  im  Moment  der  Anlegung  der  Kette  das  Schiff  nicht  segelfertig 
gewesen  sei.  Für  die  Annahme  des  klägerischen  Anwalts,  dasa  ein 
Schiff,  welches  bereits  seine  Beise  angetreten  hat,  überhaupt  nkfat 
und  namentlich  auch  nicht  Air  solche  Schulden,  welche  erst  nach  An- 
tritt der  Beise  entstanden  sind,  mit  Arrest  belegt  werden  dürfe,  bietet 

die    angeführte   Gesetzesstelle    nicht    den    geringsten  Anhalt * 

Zunächst  sind  „Schulden^  im  Sinne  des  Art  446  Abs.  1  des  H.63. 
Forderungen  jeder  Art  im  Gegensatz  zu  dinglichen  Ansprüchen,  wie 
die  Berathungen  klar  zeigen:  dieselben  erwähnen  auch  MisdrüdLlich 
die  Forderungen  der  Schiffsgläubiger^''*).  Weshalb  femer  nicht  Zwi- 
schen- und  Nothhäfen  dem  Abgangshafen  gleichgestellt  sein  sollten, 
ist  nicht  erfindlich,  denn  der  Grund  des  Gesetzes:  die  an  der  un- 
behinderten Beise  Interessirten  zu  schützen,  trifft  hier  erst  reeiit 
zu^'^^)!  Etwas  Anderes  ist  es  aber,  wenn  es  sich  um  Ansprüche 
handelt,    welche    erst    nach    Antritt    der   .Beise    entstanden 


172)  Protokolle  zum  B.G.B.  VHI  8.  3708. 

173)  Hambnrgische  Handelsgerichtszeitnng,  Haaptblatt,  1874  Nr.  58. 

174)  Protokolle  zum  H.G.B.  VIU  8.  3708.    Uebereinstimmend   Wagnff 
8.  315. 

175)  Ebenso  Ehrenberg,  Beschränkte  Haftung  (1880)   S.  263;  Wafatr 
8.  133. 
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sind;  die  also  gar  nicht  eher  geltend  gemacht  werden  konnten  ^'^*). 
Findet  ein  solcher  Gläubiger  das  Schiff  im  nächsten  Hafen  nicht  segel- 
fertig Yor  —  wie  im  obigen  Falle  — ,  so  kann  er  es  arrestiren^  denn 
Art.  446  Abs.  1  des  H.G.B.  leidet  unter  solchen  Umständen  weder 
seinem  Wortlaute  noch  seinem  Sinne  nach  Anwendung^  wie  dies  auch 
Wagner  S.  315  Note  6  lehrt. 


Das  schweizerische  Auslieferungsgesetz. 

Von  Dr.  liUdwii:  Fuld,  Rechtsanwalt  in  Mainz. 

Nach  dem  Vorbilde  Belgiens^  welches  zuerst  unter  den  Kultur- 
staaten die  wichtige  Materie  des  Ausliefemngsrechts  durch  ein  Gesetz 
in  erschöpfender  Weise  regelte,  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
schiedene Staaten  veranlasst  gesehen,  für  die  wichtigsten  Fragen  des 
formellen  und  materiellen  Auslieferungsrechts  gesetzliche  Vorschriften 
zu  erlassen,  welche  als  Grundlage  für  die  von  ihnen  abzuschliessenden 
AuslieferungsvertrKge  dienen ;  diei|e  Staaten  sind :  die  Niederlande^ 
GrTossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Luxemburg, 
die  argentinische  Republik  und  der  Kongostaat.  Zu  denselben  ist 
nunmehr  auch  die  Schweiz  hinzugetreten,  deren  Auslieferungsgesetz 
vom  22.  Januar  1892*)  sich  als  ein  für  die  internationale  Rechts- 
bildung bedeutsames  Gesetz  erweist  und  deshalb  vollauf  die  Auf- 
merksamkeit verdient,  die  ihm  in  den  verschiedenen  Ländern  zu  Theil 
geworden  ist.  Mancherlei  Gründe  bewogen  die  Schweiz,  gesetzliche 
Normen  Über  das  Auslieferungsrecht  aufzustellen ;  einmal  sollte  dadurch 
gewissen  Meinungsverschiedenheiten  verÜASsungsrechtlichen  Inhalts  über 
die  Befugnisse  des  Bundesraths  in  Auslieferungssachen  gegenüber  den 
Kompetenzen  der  Bundesversammlung  ein  Ende  gemacht  werden,  so- 
dann wollte  man  dadurch  die  Grenzen  zwischen  dem  Bundesgericht 
und  dem  Bundesrath  für  die  Auslieferungsmaterie  in  einwandfreier 
Weise  feststellen,  endlich  aber  auch  dem  Volke  Gelegenheit  geben,  sich 
ttber  die  leitenden  Grundsätze  der  Auslieferung  in  bestimmender  Weise 
auszusprechen.  Die  Ausarbeitung  eines  Gresetzentwurfs  über  die  Aus- 
lieferung wurde  dem  Völkerrechtslehrer  Professor  Ewier  in  Brüssel, 
dem  eidgenössischen  Generalkonsul,  übertragen;  der  genannte  Gelehrte 
legte  am  12.  Oktober  1889  einen  Vorentwurf  vor,  welcher  einer 
Berathung  durch  eine  Kommission  hervorragender  Juristen  unter- 
xogen  wurde;  derselben  gehörten  unter  Anderen  die  in  Deutschland 
wohlbekannten  Kriminalisten  Stooss  (Bern)  und  Zürcher  (Zürich)  an. 
Der  Rivier'sche  Entwurf  wurde  in   der  Hauptsache  aufrecht  erhalten; 


176)  Die  französischen  Schriftsteller  (s.  oben  Note  132)  berücksichtigen 
nur  den  Fall  späterer  vertragsmässiger  Schulden. 
*)  Den  Text  des  Gesetzes  s.  oben  S.  202  ff.    Red. 
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am  9.  Juni  1890  legte  sodann  der  Bundesrath  der  Bundesvenaminlimg 
den    von    der  SacliverBtändigenkommission  festgestellten  Entwurf  vor. 
der   am  21.  Januar  1892    im  Nationalrathe    und    am   folgenden  Tsge 
im  Ständerathe    angenommen  wurde.     In  der  Zeit  zwischen    der  Vor- 
legung des  Entwurfs  und  der  Annahme  durch  die  Bundesversammlim» 
hatte    es  in  der  Schweiz    nicht    an  Bemühungen  gefehlt,    die  Vorlage 
zum  Scheitern  zu  bringen;  wenn  auch  der  Erlass  eines  Ausliefenmgs- 
gesetzes  an  sich  durchaus  gebilligt  wurde  und  die  dadurch  dem  Volke 
eingeräumte  Einwirkung  auf  ein  Gebiet,    das  bislang  fast  ausschliess- 
lich in  die  Sphäre  der  Verwaltungsbehörde  fiel,   auch  den  Beifall  da 
radikalen    Theils    der    schweizerischen    Demokratie    £eind,    so    erregte 
doch    die    im  Folgenden   näher   zu    beleuchtende  Behandlung    der  ge- 
mischt-politischen Verbrechen  in  dem  Gesetzentwurf  das  Missfallen  der 
radikalen  Kreise^  und  man  zeigte  eine  Zeit  lang  nicht  übel  Lust,  eine 
Agitation  einzuleiten^  um  es  zu  erreichen^  dass  das  Gesetz  dem  Volke 
selbst    zur  Annahme    oder  Verwerfung    vorgelegt   werde;    bei    näherer 
Ueberlegung  wird  man  jedoch  die  Ueberzeugung  gewonnen  haben,  da« 
ein  Auslieferungsgesetz   nicht  das  geeignete  Gresetz  ist,  die  Massen  m 
dem  Masse    aufzurütteln   und    zu  bewegen,    dass    es    gelingen  könnte, 
binnen    drei  Monaten    nach  der  Verkündigung  die  Unterschriften  von 
80000  Schweizerbürgem    zu    sammeln^    welche    die    Volksabstinmnmg 
verlangen. 

Das  Gresetz  zerfllllt  in  vier  Theile :  in  dem  ersten  werden  die  Be- 
dingungen der  Auslieferung  geregelt ^  der  zweite  regelt  das  Ausliefe- 
rungsverfahren^  der  dritte  die  Durchführung,  während  der  vi^te  eines 
Artikel  des  Gesetzes  Über  die  Bundesrechtspflege  aufhebt;  der  wich- 
tigste ist  der  erste  ^  in  welchem  das  materielle  Auslieferungsrecht  in 
erschöpfender  und  theilweise  in  neuer  Weise  behandelt  wird. 

Das  Gresetz  weist  zunächst  die  Erledigung  der  Ausliefemng»- 
gesuche  dem  Bundesrathe  zu^  welcher  darüber  nach  Massgabe  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  Beschluss  zu  fassen  bat  und  mit  oder  in 
Ausnahmefällen  auch  ohne  Zusicherung  der  Gregenseitigkeit  die  Aus- 
lieferung gewähren  kann;  ebenso  ist  der  Bundesrath  befugt,  bei  aus- 
wärtigen Staaten  um  die  Bewilligung  der  Auslieferung  einer  Person 
nachzusuchen.  Hiermit  wird  das  ganze  Ausliefemngswesen  zentrali' 
sirt,  die  Auslieferungen  werden  als  Bundesangelegenheiten  erklärt,  ein 
Vorgang,  der  für  Deutschland  der  Beachtung  in  hohem  Grade  werth 
ist;  die  Zentralisation  entspricht  der  Natur  der  Sache  und  mit  Recht 
bemerkt  die  Begründung  des  Gresetzentwurfs,  dass  jede  Auslieferungs- 
sache  eine  Angelegenheit  internationaler  Natur  sei,  gleichviel  ob  sie 
auf  eine  bestehende  völkerrechtliche  Verpflichtung  oder  auf  eine  ver- 
tragsmässige  Gebundenheit  gestützt  werde.  Als  oberste  im  völker- 
rechtlichen Verkehr  den  Bundesstaat  vertretende  Behörde  ist  nur  der 
Bundesrath  befugt,  über  die  gestellten  Auslieferungsgesuche  zu  ent- 
scheiden; selbst  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  das  Bundesgericht 
sich  über  die  Statthaftigkeit  oder  Unziilässigkeit  der  Auslieferung  aus- 
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zusprechen  hat,  erfolgt  die  Entscheidung  durch  den  Bundesrat h^  der 
allerdings^  wenn  die  Auslieferung  für  unstatthaft  erklärt  wird,  an  den 
Ausspruch  des  Bundesgerichts  gebunden  ist.  Im  Einklang  mit  der 
G^esetzgebung  der  meisten  Staaten  verbietet  das  Gesetz  die  Auslieferung 
eines  Schweizerbtirgers;  wird  ein  in  der  Schweiz  lebender  Schweizer- 
bürger von  einem  auswärtigen  Staate  verfolgt  wegen  einer  strafbaren 
Handlung,  die  entweder  in  einem  Vertrage  oder  in  einer  Gegenseitig- 
keitserklärung vorgesehen  ist  so  ertheilt  der  Bundesrath  dem  betreffen- 
den Staate  die  Zusicherung,  dass  nach  Massgabe  der  in  dem  Gebiete 
des  zuständigen  Gerichts  geltenden  Gesetze  gegen  denselben  vorge- 
gangen werde,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  betreffende 
Staat  sich  verpflichtet,  gegen  den  Verfolgten  nach  der  Bäckkehr  in 
sein  Gebiet  kein  neues  Strafverfahren  einleiten  bezw.  ein  bereits  ge- 
fülltes Strafurtheil  nicht  vollstrecken  zu  lassen;  wird  diese  Zusicherung 
ertheilt,  so  muss  der  Kanton,  in  welchem  der  Verfolgte  seine  Nieder- 
lassung besitzt^  bezw.  derjenige,  in  welchem  er  heimathsberechtigt  ist, 
gegen  ihn  strafrechtlich  vorgehen  und  zwar  in  gleicher  Weise,  als 
wenn  die  strafbare  Handlung  in  dem  Gebiete  dieses  Kantons  begangen 
worden  wäre.  Das  Gesetz  zählt  diejenigen  strafbaren  Handlungen  auf, 
wegen  welcher  eine  Auslieferung  bewilligt  werden  kann:  unbedingte 
Voraussetzung  für  die  Auslieferung  ist,  dass  die  betreffende  Handlung 
sowohl  nach  dem  Bechte  des  ersuchenden  wie  des  ersuchten  Staates 
strafbar  ist;  die  Au£sählung  hat  einen  limitativen  ELarakter  für  den 
Abschluss  eines  Auslieferungsvertrages  in  dem  Sinne,  dass  es  zwar 
dem  Bundesrath  gestattet  ist,  in  einem  Vertrage  das  eine  und  andere 
Delikt  nicht  zu  erwähnen,  dass  aber  in  keinem  Falle  wegen  eines  in 
dem  Gfesetze  nicht  genannten  Deliktes  die  Auslieferung  zugesichert 
werden  darf;  die  Aufzählung  selbst  ist  eine  sehr  reichhaltige;  sie 
lässt  erkennen,  dass  bei  ihrer  Aufstellung  die  im  letzten  Jahrzehnt 
abgeschlossenen  Auslieferungsverträge  in  ausgiebigem  Masse  berück- 
sichtigt worden  sind;  es  sei  zur  Karakterisirung  hervorgehoben,  dass 
die  Aergemisserregung  durch  unzüchtige  Handlungen  unter  den  Aus- 
lieferungsdelikten genannt  wird;  für  leichtere  Vergehen  kann  jedoch 
die  Auslieferung  verweigert  werden,  so  insbesondere  dann,  wenn  die 
in  dem  requirirenden  Staate  bereits  erfolgte  Verurtheilung  eine  Frei- 
heitsstrafe von  drei  Monaten  nicht  übersteigt.  Diese  Bestimmung  kann 
nicht  als  besonders  glückliche  erachtet  werden^  denn  abgesehen  davon, 
dass  sie  sich  lediglich  auf  diejenigen  Fälle  bezieht,  in  welchen  ein 
ürtheil  bereits  vorliegt;  gibt  es  doch  recht  schwere  Delikte,  welche 
nicht  mit  einer  die  Dauer  von  drei  Monaten  Übersteigenden  Freiheits- 
strafe bestraft  werden;  es  wäre  wohl  richtiger  gewesen,  die  abstrakte 
Strafandrohung  und  nicht  die  konkrete  Strafverhängung  als  massgebend 
zu  betrachten  und  der  Satz  in  den  Motiven  des  Gesetzes;  dass  für  die 
ausliefernde  Behörde  die  Schwere  der  That  nicht  schon  aus  der  Straf- 
androhung, sondern  erst  aus  der  verhängten  Strafe  erkennbar  sei,  ist 
doch  ein  ziemlich  zweifelhafter.     Wir  stimmen  deshalb  den   tadelnden 
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Auslassungen;  welche  Pfwminger  gegen  diese  Vorschriften  geltend  ge- 
macht hat;  durchaus  bei^);  für  die  Fälle,  in  welchen  ein  stra%eri^- 
liches  Urtheil  noch  nicht  vorliegt ,  ttberlässt  es  das  Gresets  den  sbco- 
schliessenden  Staatsverträgen,  geeignete  Bestimmungen  aufzustellen.  & 
muss  noch  betont  werden,  dass  auch  dann,  wenn  eine  Verurtheilmig  so 
einer  Freiheitsstrafe  von  drei  Monaten  und  mehr  vorliegt,  der  Bundei- 
rath  nicht  verpflichtet  ist,  dem  Auslieferungsantrag  zu  entsprechen, 
vielmehr  hat  er  auch  unter  dieser  Voraussetzung  die  Befugniss,  dei 
Fall  zu  prüfen,  um  festzustellen,  ob  derselbe  nicht  unter  die  Kategorie 
der  „leichteren  Vergehen^  fUlt;  die  Bedenken,  welche  die  ganze  Vor- 
schrift erregen  muss,  werden  durch  diese  dem  Bundesrathe  eingezKumte 
Prüfnngsbefiigniss  nicht  nur  nicht  vermindert,  sondern  wesentlich  ver- 
stärkt; der  Grundsatz  der  beiderseitigen  Strafbarkeit  bedingt  nicht, 
dass  eine  Handlung  in  den  beiden  in  Betracht  kommenden  Gesetz- 
gebungen in  rechtlicher  Hinsicht  denselben  DeliktbegrifFen  unteratdlt 
ist ;  eine  Ausnahme  erleidet  die  Durchführung  des  Grundgesetzes,  wenn 
ein  bestimmtes  Delikt  in  Folge  äusserer  Verhältnisse,  wie  z.  B.  Ver- 
schiedenheit der  geographischen  Lage,  in  einer  Gesetzgebung  nicht  er- 
wähnt wird;  in  den  schweizerischen  Strafgesetzbüchern  werden  beispiels- 
weise alle  mit  der  überseeischen  Schiffahrt  zusammenhän|^enden  Delikte 
nicht  erwähnt,  weil  hierfür  ein  Bedürfniss  nicht  vorhanden  ist;  bei 
diesen  und  ähnlichen  Delikten  konmit  der  Grundsatz  der  beiderseitigen 
Strafbarkeit  nicht  zur  Anwendung,  ,^08  darf-',  sagen  die  Motive  sehr 
richtig,  „in  solchen  Fällen  aus  dem  Stillschweigen  des  Gresetsgebers 
nicht  die  Folgerung  gezogen  werden,  dass  er  jenen,  seinem  Gesichts- 
kreis entzogenen  Handlungen  den  Stempel  der  Rechtmässigkeit  hibe 
aufdrücken  wollen^.  Eine  wesentliche  praktische  Bedeutung  hat  übri- 
gens diese  den  Oxforder  Beschlüssen  des  Instituts  für  Völkerrecht 
entlehnte  Vorschrift  mit  Nichten.  Falls  das  Stra%esetz  des  ersuchen- 
den Staates  für  die  betreffende  strafbare  Handlung  eine  körperliche 
Strafe  androht,  so  stellt  der  Bundesrath  bei  der  Auslieferung  die  Be- 
dingung, dass  dieselbe  in  Greld-  oder  Freiheitsstrafe  umgewandelt  wird: 
dies  steht  im  Einklang  mit  der  im  modernen  Bechte  anerkanntoi 
Anschauung,  dass  die  Auslieferung  an  einen  Staat  unterbleiben  mu^ 
welcher  gegen  den  Ausgelieferten  eine  nach  der  Gesetzgebung  ^ 
ausliefernden  Staates  unzulässige  Strafart  in  Anwendung  bringen  irürde: 
dagegen  darf  die  Auslieferung  nicht  em  die  Bedingung  geknüpft  we^ 
den,  dass  die  gegen  den  Ausgelieferten  erkannte  Strafe  sich  eventodl 
nach  der  geringeren  Strafe  des  Zufluchtsstaates  richtet,  welche  dieser 
für  das  in  Bede  stehende  Delikt  androht. 

Wie    die    Auslieferungsgesetze    der    übrigen    Staaten    und   wohl 
sämmtliche  Auslieferungsverträge   hat    auch   das  eidgenössische  Gesets 


1)  Pfenninger^  der  Entwurf  eines  Schweizerischen  Bundesgesetses,  be- 
treffend die  Auslieferung.  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  6  S.  566 ff.; 
vgl.  insbesondere  S.  572,  573. 
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den  Grundsatz  der  Spezialität  anerkannt;  die  Auslieferung  wM 
demgemSss  stets  an  die  Bedingung  geknüpft;,  dass  der  Ausg^ieferte 
für  keine  andere,  vor  der  Stellung  des  Auslieferungsgesuchs  begangen« 
strafbare  Handlung  verfolgt  werden  darf,  als  für  die,  wegen  welcher 
die  Auslieferung  erfolgt  ist  und  für  etwa  damit  zusammenhängende 
Handlungen;  dieser  Grundsatz  schliesst  jedoch  nicht  aus,  dass  bei  der 
Aburtheilung  noch  Momente  berücksichtigt  werden,  welche  die  That  zu 
einem  schwereren  Delikte  stempeln,  als  sie  in  dem  Auslieferungsgesuch 
bezeichnet  war;  die  Indentität  der  That  wird  durch  diese  Yeräude- 
lomgen  der  rechtlichen  Beurtheilung  nicht  alterirt.  Willigt  der  Aus- 
gelieferte oder  sein  Vertheidiger  oder  Kechtsbeistand  darin  ein,  dass 
die  Aburtheilung  auch  auf  eine  andere  That  erstreckt  werde,  als  die 
im  Auslieferungsgesuch  genannte,  so  steht  dem  Nichts  im  Wege;  die 
Aburtheilung  darf  auch  dann  auf  eine  andere  That  ausgedehnt  werden, 
w^enn  der  Ausgelieferte  nach  der  endgültigen  Freilassung  das  Gebiet 
des  ersuchenden  Staates  nicht  verlassen  hat,  trotzdem  ihm  die  Mög* 
lichkeit  hierzu  geboten  war;  endlich  kann  auch  der  Bundesrath  auf  ein 
erneutes  Begehren  des  ersuchenden  Staates  gestatten ,  dass  der  Aus- 
gelieferte wegen  einer  früher  verübten,  im  ersten  Auslieferungsgesuch 
nicht  genannten  strafbaren  Handlung  verfolgt  werde.  Das  Gesetz 
verlangt  weiter,  dass  der  Ausgelieferte  nicht  vor  ein  Ausnahmegericht 
gestellt  werde;  hierunter  werden  jedoch  die  für  gewisse  Bevölkerungs- 
klassen eingesetzten  Sondergerichte,  wie  beispielsweise  die  Militär- 
gerichte, nidit  verstanden. 

Besonders  wichtige  Bestimmungen  enthält  das  Gesetz  in  Betreff 
der  politischen  Delikte;  dieselben  bildeten  den  Hauptgegenstand  der 
gegen  das  Gesetz  erhobenen  Einwendungen  und  wurden  insbesondere 
in  der  radikalen  Presse  der  Schweiz  in  höchst  abfälliger  Weise  kritisirt. 
Getreu  den  alten  Traditionen  der  Eidgenossenschaft,  welche  seit  Alters 
politischen  Flüchtlingen  eine  sichere  Zufluchtsstätte  bot,  bestimmt  das 
Gesetz,  dass  wegen  politischer  Verbrechen  und  Vergehen  die  Aus- 
lieferung nicht  bewilligt  werden  darf;  dieselbe  wird  jedoch  bewilligt, 
obgleich  der  Thäter  einen  politischen  Beweggrund  oder  Zweck  vor- 
schützt, wenn  die  betreffende  Handlung  vorwiegend  den  Karakter  eines 
gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens  hat;  das  Bundesgericht  ent- 
scheidet nach  freiem  Ermessen  über  die  Natur  der  Handlung  auf 
Grund  des  festgestellten  Thatbestandes;  entscheidet  das  Bundesgericht, 
dass  der  Karakter  des  gemeinen  Verbrechens  vorwiegt ,  so. kann  der 
Bundesrath  die  Auslieferung  bewilligen,  er  hat  dann  aber  die  Be- 
dingung zu  stellen,  dass  der  Auszidiefemde  weder  wegen  eines  politi- 
schen Deliktes  noch  wegen  des  politischen  Zwecks  oder  Beweggrun- 
des bestraft  werden  dürfe.  In  den  Motiven  wird  ausgeführt,  dass  der 
Ausschluss  nicht  nur  der  absolut-  sondern  auch  der  relativ-politischen 
Delikte  von  der  Auslieferung  an  sich  festgehalten  werden  müsse  und 
die  bekannte  Bestimmung  in  dem  preussisch-russischen  Vertrage  von 
1885,  wonach  der  Umstand,  dass  eine  Strafthat  in  politischer  Absicht 

Zeitschrift  f.  intern,  Privat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  II.  l^ 
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begangen  worden  sei^  in  keinem  Falle  als  Grund  zur  AuBliefenmg»- 
verweigerung  angesehen  werden  könne,  als  Aosfluss  tibertriehener 
reaktionärer  Bestrebungen  bezeichnet;  die  Motive  werfen  sodann  die 
Frage  auf,  ob  der  Grundsatz  der  Nichtauslieferung  wegen  relativ- 
politischer Delikte  nicht  durch  Gesetz  oder  Vertrag  an  geiräse 
Schranken  gebunden  werden  müsse  und  führen  zu  ihrer  Beantwortung 
Folgendes  aus:  ,,Die  Schweiz  hat  diese  Frage  bisher  verneint;  m 
hat  z.  B.  ihre  Zustimmung  zu  der  berühmten  belgischen  Attentats- 
klausel jederzeit  abgelehnt,  obgleich  derartige  Bestimmungen  nach  dem 
Vorgänge  des  belgischen  Gesetzes  vom  Jahre  1856  in  die  nenerea 
Auslieferungsverträge  der  auswärtigen  Staaten  Aufnahme  gefnndeD 
haben.  Damit  soll  nicht  von  vornherein  gesagt  sein,  dass  die  Behweix 
die  Auslieferung  eines  Königsmörders  in  jedem  Falle  verweigern  würde, 
sie  wollte  sich  lediglich  zur  unabhängigen  Würdigung  aller  Verhilt- 
nisse  ihre  volle  Freiheit  wahren,  was  umso  gerechtfertigter  erscheint 
angesichts  des  Umstandes,  dass  jene  Klausel  für  die  Schweiz  in  Folge 
ihrer  staatsrechtlichen  Organisation  eine  einseitige  Verpflichtung  zu 
Gunsten  ihres  Mitkontrahenten  bedeuten  würde,  wobei  die  Möglichkeit 
der  Reziprozität  durch  die  Verhältnisse  überhaupt  ausgeschlossen  win; 
die  durch  die  belgische  Klausel  für  einzelne  Persönlichkeiten  im  Staate 
kraft  des  Gesetzes  geschaffene  Ausnahmestellung  steht  übrigens  sm 
bürgerlichen  Rechtsgleichheit,  auf  welcher  sich  unser  ganzes  demokra- 
tisches Staatsrecht  aufbaut,  in  aHzuschroffem  Gregensat^e,  als  dass  irir 
zu  ihrer  Durchführung  die  Hand  bieten  könnten.^  Die  Motive  hebea 
nun  weiter  hervor,  dass  die  Bestrebung,  den  politischen  Mord  als  Ans- 
lieferungsdelikt  zu  betrachten,  durch  das  Vorgehen  gewisser  extremen 
Parteien,  insbesondere  durch  die  eifrigst  betriebene  terroristische  „Pro- 
paganda der  That"  eine  kräftige  Unterstützung  geftmden  habe  and 
die  öffentliche  Meinung  dagegen  sich  auflehne,  dass  jene  Verbrecher^ 
„deren  Schandthaten  sich  im  Hintergrunde  der  humanitärm  Be- 
strebungen unserer  Zeit  doppelt  grell  abheben^',  durch  das  üeberschreiteD 
der  Grenze  sich  Straflosigkeit  sichern  könnten.  „Es  ist  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  in  diesen  sozialpolitischen  Verbrechen  ein  Element  liegt, 
welches  bisher  dem  Begriff  des  politischen  Deliktes  fehlte;  das  Ver- 
brechen wird  von  gewisser  Seite  nicht  mehr  blos  als  letztes  Ansknnfti- 
mittel,  als  ultima  ratio  einer  gedrückten  und  gehetzten  Partei  be- 
trachtet, die  sich  anders  nicht  mehr  zu  helfen  weiss,  sondern  als  regel- 
mässiges, ja  so  zu  sagen  einziges  Kampftnittel  zum  Zwecke  der  Te^ 
rorisirung  der  Bevölkerung  empfohlen,  daher  richtet  sich  seioe  SpitM 
nicht  mehr  gegen  einzelne,  ein  politisches  System  gewissermassen  ver 
körpernde  Persönlichkeiten,  sondern  ohne  Unterschied  gegen  jeden, 
auch  den  friedlichsten  Bürger.^  Es  wird  im  weiteren  Verlaufe  der 
Begründung  zu  den  Oxforder  Beschlüssen  des  Instituts  für  Vi^ketreeht 
Stellung  genommen  und  die  Billigung  derselben  verweigert,  weil  sie 
zu  weit  gingen:  hierbei  verweisen  die  Motive  auf  Oharloüe  Oortkßfi 
um  den  Beweis  zu  erbringen,  dass  unter  Umständen  sogar  der  Mendiel- 
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mord  entsclmldbar  sei^  eine  Argumentation^  die  einen  recht  bedenk- 
liehen Elarakter  hat;  dagegen  wird  anerkannt ,  dass  in  diesen  Be- 
sehlllBBen  die  unzweifelhaft  richtige  Thatsache  in  angemessener  Weise 
betont  werde ;  dass  das  blosse  Vorhandensein  eines  politischen  Mo- 
mentes im  Thatbestande  eines  gemeinen  Deliktes  nicht  genüge^  um  die 
Straflosigkeit  des  Thäters  vom  Standpunkte  des  Zufluchtsstaates  zu 
rechtfertigen.  ^ Diese  Thatsache  fordert  Berücksichtigung;  allgemeine 
Unterscheidungsmerkmale;  aus  deren  Zusammensetzung  Kategorien  gebildet 
werden  könnten,  gibt  es  nicht,  die  Verschiedenheit  liegt,  genau  be- 
trachtet, nicht  in  der  Art  der  Handlung,  in  ihrer  Qualität,  sondern 
sie  ergibt  sich  aus  der  AbwSgung  der  begleitenden  Umstände,  aus  dem 
Gewicht,  das  ihnen  mit  Rücksicht  auf  die  einzelne  That  beigelegt 
werden  kann.^  Die  Motive  verhehlen  sich  nicht,  dass  auch  gegen  die 
von  dem  Gesetze  gebilligte  Fassung  gewichtige  Einwendungen  geltend 
gemacht  werden  können  und  man  vor  Allem  behaupten  werde,  dieselbe 
schiebe  die  Aufgabe  von  den  Schultern  des  Gesetzgebers  auf  die  des 
Richters;  allein  hierin  wird  nicht  nur  kein  Vorwurf,  sondern  im  Gregen- 
theil die  kräftigste  Rechtfertigung  des  Vorschlages  erblickt ;  der  Gesetz- 
geber muss  hier  dem  Richter  freien  Spielraum  lassen;  in  dieser  so 
heikeln  Materie  ist  die  Lage  des  einfselnen  Falles  entscheidend,  die 
Formel  vermag  die  mannigfisdtigen  Erscheinungsformen  der  Wirklichkeit 
nicht  zu  umspannen.  Es  wird  dann  noch  die  Bestellung  des 
Bnndesgerichts  als  Auslieferungsgerichts  gerechtfertigt  und  einerseits 
darauf  hingewiesen,  dass  dieselbe  die  beste  Gewähr  dafür  biete,  dass 
die  Entscheidung  im  einzelnen  Falle  nach  Massgabe  der  im  Volke 
lebenden  Rechtsanschauung  und  unter  Ausschluss  aller  nicht  dem  recht- 
lichen Gebiete  angehörigen  Erwägungen  erfolgen  werde,  anderseits 
betont;  dass  die  auswärtigen  Staaten  sich  bei  einem  ablehnenden  Be- 
scheide, der  auf  der  Entscheidung  des  Bundesgerichts  beruhe,  leicht 
beruhigen  werden,  da  sie  sich  sagen  müssten,  dass  derselbe  auf  der 
Sintseheidung  von  Männern  beruhe,  welche  nur  der  Stimme  des  Ge- 
wissens und  keinem  Drucke  von  irgend  welcher  Seite  folgten.  Es 
kann  nun  nicht  zweifelhaft  sein,  trotz  der  in  den  Motiven  gemachten 
Versuche,  die  Bestimmung  nach  jeder  Richtung  hin  zu  rechtfertigen, 
dass  dieselbe  gleichwohl  von  Unklarheiten  nicht  frei  ist;  vom  theore- 
tischen Standpunkte  erscheinen  die  tadelnden  Einwendungen,  welche 
Pfenninger^^  dagegen  geltend  gemacht,  zum  grössten  Theile  als  wohl 
begründet  und  man  muss  zugeben,  dass  die  Feststellimg  des  Begriffes 
„politische  Verbrechen",  welche  in  der  Vorschrift  indirekt  enthalten 
ist,  nach  mehreren  Richtungen  zu  Ausstellungen  Anlass  gibt^): 
trotzdem  ist  zu  erwarten,  dass  sich  die  Bestimmung  in  der  Praxis  be- 
wSkren  und  das  Bundesgericht  dieselbe  in  einer  Weise  anwenden  und 
auslegen    wird,     dass    einerse\);s   der   dem    politischen    Flüchtling    ge- 


2)  A.  a.  0.  S.  577. 

3)  Vgl  Loewenfeld^  Begriff  der  politischen  Verbrechen,  Zeitschrift  fUr 
Strafrechtswissenschaft  Bd.  5  S.  46  bis  114. 
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btOirende  ÄBjlschutz  nicht  beeinträchtigt,  anderseits  aber  der  des  Aajl- 
Schutzes  Unwürdige  dem  Arme  der  Gerechtigkeit  überliefert  wird.  Dass 
die  Entscheidung  im  Einzelfalle  nicht  leicht  ist,  wird  Niemaxid  be- 
streiten^ und  die  Natur  der  in  Frage  kommenden  Delikte  bringt  es 
mit  sich;  dass  in  den  seltensten  Fällen  nur  eine  Anschauung  vertreten 
werden  kann.  Man  hat  es  in  der  Kritik  getadelt,  dass  das  Geseta  die 
Entscheidung  in  dem  Vorwiegen  des  gemeinen  oder  des 
Karakters  sucht,  wie  wir  glauben  mit  Unrecht;  das  gemischt- 
Delikt  soll  der  Auslieferung  dann  unterliegen,  wenn  es  sich  nidit 
sowohl  als  eine  Verletzung  der  politischen  Rechtsgüter  sondern  ak 
eine  Antastung  der  allgemeinen  Rechtsg^ter  darstellt;  man  kann  die 
in  den  Motiven  des  Gesetzes  ausgesprochene  Anschauung,  daas  der 
Meuchelmord  unter  Umständen  entschuldbar  sei,  als  richtig  anerkennen 
imd  gleichwohl  verlangen,  dass  der  politische  Meuchelmörder  aas- 
geliefert  werde;  Charlotte  Cordays  That  wird  auch  von  der  heotigen, 
in  diesen  Dingen  schärfer  denkenden  Zeit  entschuldigt;  wir  entsdnl- 
digen  das  hochherzige  Mädchen,  das  seinen  Dolch  gegen  den  halb- 
verrückten Wütherich  richtete,  wir  haben  Verständniss  für  die  zur 
Höhe  des  Fanatismus  gesteigerte  schwärmerische  Freiheitsliebe,  welehe 
einem  ideal  beanlagten  Wesen  die  Mordwaffe  in  die  Hand  drückte,  aber 
zu  einer  Billigung  der  That  kann  sich  die  heutige  Rechtsüberzengiug 
nicht  entschliessen;  Mord  ist  und  bleibt  Mord,  auch  die  Tödtnn^  des 
fluchwürdigsten  Despoten  durch  den  besten  Menschen  erscheint  als 
Mord,  und  dass  der  Zweck,  auch  der  edelste  und  höchste,  das  Mittel 
nicht  heiligt,  hält  die  Rechtsüberzeugung  der  Gegenwart  mit  Recht 
fest.  Die  Entschuldigung  eines  Verbrechens  bedingt  mit  Nichten,  den 
Thäter  der  Strafe  zu  entziehen,  und  es  entspricht  deshalb  dem  gegen- 
wärtigen Stande  des  Völkerrechts  durchaus,  wenn  das  eidgenösBiache 
Gesetz  die  Möglichkeit  bietet,  auch  den  Königsmörder  unter  Umfltibide& 
auszuliefern.  Die  Billigung  des  Zwecks  erstreckt  sich  nicht  anf  die 
Billigung  des  zur  Erreichung  desselben  angewendeten  Mittels,  and  in 
der  Thatsache,  dass  die  Gesetzgebung  eines  republikanischen  Staates 
diese  Wahrheit,  anerkennt,  darf  man  zweifellos  einen  Beweis  dafür 
erblicken,  dass  die  sittliche  und  rechtliche  Anschauung  der  Kultarv5lker 
sich  früheren  Zeiten  gegenüber  verschärft  und  vertieft  hat. 

Abgesehen  von  den  politischen  Delikten  können  auch  die  Ueber- 
tretungen  der  fiskalischen  Vorschriften  und  der  reinen  Militäigeeetie 
eine  Auslieferung  nicht  begründen;  das  Gresetz  versteht  unter  den  Militär- 
delikten  hierbei  nur  solche  strafbare  Handlungen,  bei  welchen  die 
militärische  Eigenschaft  des  Thäters  ein  wesentliches  Element  des  ge- 
setzlichen Thatbestandes  bildet. 

Wird  die  Auslieferung  einer  Person  von  mehreren  Staaten  sngleidi 
verlangt,  so  soll  sie  vorzugsweise  zu  Gunsten  des  Staates  bewirkt  wer- 
den, auf  dessen  Gebiet  die  That  begangen  wurde;  ist  das  Delikt  aber 
in  mehreren  Staaten  begangen  worden,  so  wird  an  denjenigen  Staat 
ausgeliefert,  in  dessen  Gebiet  die  Haupthandlung  verübt  worden  ist. 
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Betrachten  wir  die  wichtigsten^  auf  das  Auslieferungsverfahren  sich 
beziehenden  Bestimmungen  des  Auslieferungsgesetzes  ^  so  ist  zunächst 
hervorzuheben;  dass  das  ganze  Auslieferungswesen  zentralisirt  ist;  alle 
Auslieferungsan träge  werden  ^  wie  schon  oben  erwähnt  wurde  ^  auf  di- 
plomatischem Wege  an  den  Bundesrath  gerichtet  ^  der  auch  seinerseits 
die  von  der  Schweiz  gestellten  Auslieferungsgesuche  bei  den  auswär- 
tigen Mächten  zu  vertreten  hat.  Demnächst  ist  von  besonderer  Wich- 
tigkeit ^  dass  das  Gesetz  die  Grerichte  zur  Mitwirkimg  in  dem  Aus- 
lieferungsverfahren in  weitgehendem  Masse  beruft^  während  zur  Zeit 
in  den  meisten  Staaten  sich  die  Thätigkeit  der  Gerichte  in  Auslie- 
ferungssachen, soweit  sie  überhaupt  stattfindet,  lediglich  auf  die  Ver- 
nehmung des  Auszuliefernden  und  die  Erstattung  eines  Gutachtens  Über 
die  Rechtsfrage  beschränkt,  weist  das  eidgenössische  Gesetz  der  rich- 
terlichen Gewalt  den  Erlass  eines  endgültigen  Urtheils  zu,  das  der 
Bundesrath  zu  vollziehen  hat:  die  gerichtliche  Entscheidung  wird  jedoch 
nnr  dann  erforderlich,  wenn  der  Auszuliefernde  eine  Einsprache  erhebt, 
die  sich  auf  das  Auslieferungsgesetz,  auf  den  Staatsvertrag  oder  auf 
eine  Gegenseitigkeitserklärung  stützt. 

Das  Gesetz  hat  es  nicht  fftr  angemessen  erachtet,  die  Eantonal- 
gerichte  zu  der  Fällung  des  vorgesehenen  Urtheils  zu  berufen,  son- 
dern es  hat  die  Entscheidungen  dem  Bundesgerichte  zugewiesen; 
auch  diese  Regelung  darf  als  eine  sehr  glückliche  bezeichnet  werden, 
und  es  ist  lebhaft  zu  wünschen,  dass  man  in  Deutschland  bei  dem  Er- 
lass eines  Reichsgesetzes  über  die  Auslieferung  sich  dieselbe  zum  Vor- 
bild nimmt  und  das  Reichsgericht  zur  Abgabe  der  betreffenden  Ent- 
scheidungen beruft;  durch  die  Bestellung  des  Bundesgerichts  zum 
Auslieferungsgerichtshof  wird  in  ausreichender  Weise  dafür  Sorge  ge- 
tragen, dass  sich  in  Ansehung  aller  das  Auslieferungsrecht  berühren- 
den Flragen  eine  einheitliche-  und  feststehende  Rechtsprechung  bildet, 
was  für  die  Entwickeluug  dieser  Materie  von  höchstem  Werthe  ist. 
Das  Bundesgericht  kann  vor  der  Entscheidung  eine  Vervollständigung 
der  Akten  verlangen,  es  ist  befugt,  auch  das  persönliche  Erscheinen 
der  in  Haft  befindlichen  auszuliefernden  Personen  anzuordnen  und  aus 
wichtigen,  im  Protokoll  namhaft  zu  machenden  Gründen  die  Oeffent- 
lichkeit  der  Verhandlung  auszuschliessen.  An  dem  Verfahren  kann  sich 
der  eidgenössische  Generalanwalt  betheiligen,  der  in  Haft  befindliche 
Auszuliefernde  darf  sich  einen  Rechtsbeistand  nehmen;  sofern  es  er- 
forderlich erscheint,  wird  ein  solcher  von  Amtswegen  ernannt.  Das 
Bundesgericht  entscheidet  nach  freiem  Ermessen,  ob  die  Auslieferung 
stattzufinden  hat  oder  zu  versagen  ist;  erklärt  es  dieselbe  für  unzu- 
lässig, so  hat  der  Bundesrath  dies  dem  betreffenden  requirirenden  Staate 
mitzutheilen.  Es  ist  zu  beachten,  dass  sich  das  Bundesgericht  nur  mit 
der  Beurtheilnng  der  rechtlichen  Zulässigkeit  der  Auslieferung  zu  be- 
schäftigen hat.  während  ihm  die  Prüfung  der  Schuldfrage,  die  in  Eng- 
land und  Nordamerika  ebenfalls  in  den  Bereich  der  richterlichen  Thä- 
tigkeit fällt,  nicht  übertragen  ist.    Spricht  sich  das  Bundesgericht  für 
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die  Ziüässigkeit  der  Auslieferung  aus,  so  lässt  der  Bundesrath  die 
Auslieferung  durch  die  Regierung  des  betreffenden  Kantons  bewirkes 
und  sich  darüber  Bericht  erstatten:  die  Befugniss  wird  dem  Band«- 
rathe  nicht  abzusprechen  sein,  die  Auslieferung  einer  Person,  trotidem 
das  Bundesgericht  dieselbe  flir  statthaft  erklärt  hat,  zu  versagen,  i.  E 
aus  Gründen  der  internationalen  Politik;  die  bundesgerichtliche  Ent- 
scheidung ist  hiernach  bindend  für  den  Bundesrath  nur  insoweit,  als  oe 
einen  negativen  Inhalt  hat,  also  die  Zulässigkeit  der  Auslieferung  ver- 
neint; sie  ist  dagegen  nicht  bindend,  insoweit  sie  einen  positiven  In- 
halt besitzt,  also  die  Zulftssigkeitsfrage  bejaht.  Der  ersncheude 
Staat  muss  binnen  zwanzig  Tagen  nach  der  Mittheilung  des  Auslie- 
ferungsbeschlusses für  die  Uebemahme  des  Auszuliefmiden  Sorpe 
tragen;  geschieht  dies  nicht,  so  wird  dieser  in  Freiheit  gesetzt:  eine 
Verlängerung  der  Frist  kann  jedoch  seitens  des  Bundesraths  bewilligt 
werden.  Bei  Ueberreichung  des  Ausliefemngsgesuchs  an  den  Bunde«- 
rath  muss  das  Urtheil  oder  der  Haftbefehl  urschriftlich  oder  ab- 
schriftlich beigeftigt  sein,  auf  welches  der  Antrag  gestützt  wird;  an 
Stelle  des  Urtheils  oder  Haftbefehls  kann  auch  eine  andere  in  dsn 
ersuchenden  Staate  gebräuchliche  Urkunde  treten,  welche  nach  den 
Gesetzen  desselben  mindestens  die  gleiche  Kraft  wie  ein  Haftbefehl 
hat ;  das  Urtheil,  der  Haftbefehl  oder  die  andere  Urkunde  müssen  tos 
der  zuständigen  Behörde  und  unter  Beachtung  der  gesetzlichen  Fonn- 
vorschriften,  die  in  dem  ersuchenden  Staate  gelten,  ausgestellt  sein: 
es  muss  daraus  das  eingeklagt  Delikt  sowie  Zeit  und  Art  seiner  Ter- 
Übung  entnommen  werden  können.  Dem  Gresuch  ist  weiter  beizuftigeo 
die  Bezeichnung  und  g^egebenen  Falls  auch  eine  Abschrift  der  auf 
das  Delikt  anwendbaren  Gesetzesvorschriften,  soweit  möglich  das  Signa- 
lement des  Auszuliefernden  und  genaue  Bezeichnung  seiner  Identitit; 
Persönlichkeit  und  Staatsangehörigkeit.  Die  Vorlegung  dieser  Papiere 
ist  nothwendig ,  weil  erst  auf  Grund  derselben  der  Bundesrath  ent- 
scheiden kann,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  auf  das  AualieferaiigS' 
gesuch  einzutreten  ist. 

DasG^etz  enthält  auch  eine  Bestimmung  über  die  Durchliefenmg; 
nach  derselben  kann  der  Bundesrath  auf  das  im  diplomatischen  Wege 
vorgebrachte  Gesuch  eines  auswärtigen  Staates  die  Durchftihrung  der 
von  einem  fremden  Staat  an  einen  anderen  Staat  ansgelieferten  Per- 
son gestatten;  das  betreffende  Gresuch  muss  mit  denselben  Belegstücken 
versehen  sein  wie  ein  Auslieferungsgesuch;  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  die  Auslieferung  verweigert  werden  müsste,  kann  auch  dem 
Gresuch  um  Gestattung  der  Durchlieferung  nicht  stattgegeben  werden. 

Dies  ist  im  Wesentlichen  der  Inhalt  des  jüngsten  G^esetses  fibir 
die  Auslieferung  von  Verbrechern,  und  man  darf  wohl  behaupten,  da« 
dasselbe  in  der  Hauptsache  durchaus  gelungen  ist.  Mag  man  inaneo^ 
hin  gegen  die  Fassung  der  einen  oder  anderen  Vorschrift  begründete 
Einwendungen  erheben,  mag  man  immerhin  geltend  machen,  dass  der 
Mangel    an  Präzision    bei    manchen  Bestimmungen    in    der  Praxis  sv 
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Zweifebi  Anlass  geben  werde^  das  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  wer- 
den, dass  das  eidgenössische  G^etz  eine  Fortbildung  der  Auslieferuugs- 
redite  enthält  und  diejenigen  Forderungen  zum  grössten  Theile  ver- 
wirkliebt hat,  welche  von  der  Völkerrechts  Wissenschaft  erhoben  wer- 
den. y,In  Fragen  des  internationalen  Verkehrs  ^^^  heisst  es  in  den  Mo- 
tiven, „muss  mehr  als  auf  jedem  anderen  Gebiete  der  Gesetzgeber  die 
gegebenen  Verhältnisse  berücksichtigen  und  sich  davor  hüten ;  idealen 
Spekulationen  nachzugehen.^  Von  diesem  richtigen  Gedanken  ist  die 
eidgenössische  Gesetzgebung  bei  Abfassung  ihres  Auslieferungsgesetzes 
geleitet  gewesen;  dasselbe  trägt  den  Bedürfnissen  der  internationalen 
Recbtshülfe  Rechnung,  weist  aber  andererseits  die  Bestrebungen  weit 
von  sieb,  den  Asjlschutz  in  unzulässigem  Umfange  zu  beschränken, 
oder  denselben  gar  zu  beseitigen. 


Heclitsprecliung. 
Deutschland. 

A.    Btlrgerliohes  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursreohts.  —  Zivilprozess. 

Verlust  der  Eigenschaft  als  preussischer  Staatsangehöriger  bextv. 
als  Reichsangehöriger  durch  dauernden  Aufenthalt  im  Auslande 
nach  dem  früheren  preicssischen  Recht  (Oes.  vom  31.  Dezember 
1842,  Oes.  S.  1843  S.  15)  und  nach  dem  Reichsgesetz  vom  I.Juni 

1870  (B.O.Bl  8.  355). 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

Bei  Eröfiiiung  der  Schwurgerichtssitzuugen  hatte  auf  die  Frage^ 
ob  einer  der  erschienenen  Geschworenen  nach  den  (^bekannt  gege- 
benen) Bestimmungen  der  §§  32^  84  des  O.V.G.  von  dem  Amte  eines 
Geschworenen  ausgeschlossen  sei;  der  als  Geschworener  einberufene 
Rentner  Karl  Seh.  angezeigt  ^  dass  er  sich  nicht  mehr  als  Deutscher 
zu  betrachten  habe,  da  er  seit  1857  bis  1878  seinen  Wohnsitz  in 
St.  Petersburg  gehabt  habe,  auch  der  ihm  s.  Z.  ertheilte  Qeimathschein 
nach  der  Praxis  der  Polizeibehörden  nur  für  fünf  Jahre  gültig  ge- 
wesen sei  und  er  sich  auf  eine  durch  Bekanntmachimg  des  kaiserlich 
deutschen  Konsulats  zu  St.  Petersburg  vom  September  1874  erlassene 
Aufforderung  nicht  in  der  bestimmten  Frist  (bis  13.  April  1875)  als 
deutscher  Reichsangehöriger  angemeldet  habe.  Die  angeführten  Momente 
wurden  für  unerheblich  erklärt  durch  folgenden  Beschluss  des  Schwur- 
gerichts zu  Wiesbaden  vom  10.  März  1891: 

1)  da  Seh.  nach  Ausweis  des  vorgelegten  Heimathscheines  ^  d.  d. 
Köln,  22.  August  1857,  die  Eigenschaft  als  Preusse  durch  Abstam- 
mung erworben  hat ; 
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2)  da  femer  dieser  Heimathflchein  aiudrücklich  zmn  Zwecke  des 
Anfentlialts  in  Petersburgs  und  zwar  ohne  Beschränkung  der 
Gültigkeit  anfeine  bestimmte  Zeitdauer^)  ertheilt  war,  daher 
die  Yoranssetzungen  des  Yerlnstes  der  Eigenschaft  als  prenssisdter 
Unterthan  in  Folge  Zeitlanfs  nach  §  28  des  Gesetzes  ober  Erwerbung  eic 
der  prenss.  Unterthanenschaft  vom  31.  Dezember  1842  (G.S.  1B43 
8.  15)  nicht  gegeben  waren,  weil  die  daselbst  bestimmte  zehnjShrige 
Frist  nicht  in  Lauf  gesetzt  war,  während  gegenüber  der  gesetzliefaeo 
Vorschrift  (vgl.  auch  8atz  6  der  Revision  vom  16.  Jannar  1855  zu 
dem  sog.  Gothaer  Vertrag  vom  15.  JnJi  1851)  eine  etwaige  abwei- 
chende Praxis  der  Verwaltungsbehörden  nicht  beachtlich  wire  und  ein 
anderweiter  Grund  fbr  das  Erlöschen  des  Seh.  als  preussischer  Staats- 
angehöriger (§§  16  ff..  22  des  angeführten  Gesetzes  vom  31.  Dezember 
1842)  nicht  ro  Frage  kommt; 

3)  da  endlich  Seh.,  der  hienach  beim  Inkrafttreten  des  (mm- 
mehrigen)  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870  über  Erwerbung  etc.  der 
Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  (B.G.Bl.  8.  355),  d.  h.  am  1.  Januar 
1871  die  Eigenschaft  als  Preusse  besass,  ohne  dass  die  zehnjährige 
Verwirkungsfrist  im  Lauf  war,  diese  Eigenschaft  nach  Masagabe  der 
Vorschriften  des  letzteren  Gresetzes  (§§  21,  25)  bis  zu  seiner  im  Juli 
1878  erfolgten  erneuten  Niederlassung  in  Preussen  nicht  verloren  hat; 
insbesondere  diese  Wirkung  nicht  an  die  Versäumnng  des  znr  Erwir- 
kung des  Eintrags  in  die  Konsulatsmatrikel  laut  Bekanntmachung  des 
kaiserlich  deutschen  Konsulats  in  St.  Petersburg  vom  September  1874 
bestimmteu  Frist  geknüpft  war  oder  hätte  geknüpft  werden  können 
(yS^'  §  12  des  Konsulatsgesetzes  vom  8.  November  1867  B.G.Bl. 
S.  189,  §  21  cit.  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870),  —  so 
ist  die  Befähigung  des  Rentners  Karl  Seh.  zum  Geschworenen  anf 
Grund  des  §  84  des  G.V.G.  nicht  zu  beanstanden  und  derselbe  daher 
als  Hauptgeschworener  zuzulassen  (Frankftui;er  Rundschau,  Jahrg.  25 
8.  234). 

Handlungsfähigkeit    Entmündigurig. 

In  Sachen  Leander  gegen  Busse  als  Konkursverwalter  der  Firma 
R.  Stutenbecker  in  Hamburg  hat  das  Landgericht  Hamburg  am  31.  MXiz 
1891  die  aus  einem  Wechsel,  welchen  B.  Grunewald  als  Mitinhaber 
der  Firma  R.  Stutenbecker    gezeichnet  hatte,    angestrengte  Klage  ab- 


1)  Nach  den  Angaben  bei  v.  Rönne,  Staatsrecht  der  Preuss.  Monarchie 
4.  Aufl.  Bd.  2  S.  31,  32  Anmerk.  4b  zu  §  132,  war  durch  K.O.  vom  Mai 
1838  für  die  Regel  die  Ausstellung  der  Heimathscheine  auf  die  Dauer  tob 
drei  Jahren  vorgeschrieben,  den  Provinzialbehörden  aber  dieVerlSngenin; 
dieser  Frist  um  zwei  Jahre  und  unter  Umständen  die  Ausstellung  f^T  lun- 
gere Zeitdauer  gestattet.  —  Durch  Beschluss  des  Bundesraths  vom  20.  Ja- 
nuar 1881  ist  angeordnet,  dass  die  in  §21  Abs.l  des  Gesetzes  vom  l.Jnsi 
1870  gedachten  Heimathscheine  nach  einem  vorgeschriebenen  Formolar  aad 
nur  mit  einer  den  Zeitraum  von  ftinf  Jahren  nicht  überschreitenden  Gilltig- 
keitsdaner  auszustellen  sind.    S.  v.  Rönne  a.  a.  0.  Anm.  des  £ii», 
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gewiesen  aus  folgenden  Gründen  (Hans.  Grerichtszeitung,  Beibl.  1892 
Nr.  7)^: 

^Für  die  Handlungsfähigkeit  einer  Person  ist  allerdings  das  am 
Orte  ihres  Wohnsitzes  geltende  Recht  massgebend  (^Savigny  Bd.  8 
S.  140;  Gerber  §  32,  8 ;  Windscheid  §  35,  4;  Handelsgerichtszeitnng, 
Beiblatt  1877  Nr.  47  i.  S.  Maurice  gegen  Schratt). 

Es  kann  aber  der  EllSgerin  nicht  zugegeben  werden,  dass  das 
Domizil  Grünewalds  hier  ist.  Ein  wegen  Verschwendung  Entmündig- 
ter kann  seinen  Wohnsitz  ohne  Einwilligung  seines  Kurators  bezw. 
der  Pflegschaftsbehörde  gar  nicht  verändern,  denn  die  Domizilauf- 
gabe ist  ein  Akt  von  wichtigen  vermögensrechtlichen  Folgen,  welche 
Torzunebmen  der  Entmündigte  nicht  befugt  ist  (vgl.  Hans.  Oberlandes- 
gericht, 2.  März  1886  i.  S.  Kur.  Probst  gegen  die  Steuerdeputation; 
Hans.  Gerichtszeitung,  Beibl.  1886  Nr.  98). 

Diese  Rechtsfolge  entspricht  völlig  dem  ,^von  allen  Schriftstellern 
Europas  fast  ausnahmslos  angenommenen^^  Grundsatze  t^on  &r\<r  Inter- 
nationales Privatrecht,  Aufl.  2,  Bd.  1  S.  425  §  152,  dass  das  ge- 
richtliche Dekret,  welches  die  Handlungsunfähigkeit  wegen  Verschwen- 
dung ausspricht,  in  Gemässheit  der  Gesetze  in  der  Heimath  der 
entmündigten  Person  überall  wirksam  ist.  Es  ist  demnach  gleich- 
galtig,  ob  Grünewald  die  preussische  Staatsangehörigkeit  eine 
Zeitlang  besessen  hat  oder  nicht.  Auch  im  ersteren  Falle  würde  die 
in  Budweis  (O esterreich)  bestellte  Kura  solang  fortwirken,  bis  die 
Entmündigung  au%ehoben  oder  ein  neuer  Kurator  bestellt  wurde 
(übereinstimmend  das  ürtheil  des  Oberappellationsgerichts  Lübeck  i.  S. 
Ekengreen,  Seufferts  Archiv  Bd.  33  Nr.  315).  Eine  Ausnahme  greift 
nur  in  dem  hier  nicht  vorliegenden  Falle  Platz,  dass  ein  Land  die 
Entmündigung  wegen  Verschwendung  überhaupt  nicht  als  rechtlich  be- 
deutsamen Zustand  anerkennt,  wie  z.  B.  England  und  Nord- 
amerika (s.  das  zit.  Lübecker  ürtheil  und  v,  Bar  a.a.O.  S.  427  f.). 

Der  Nachweis,  dass  Grünewald  durch  Beschluss  des  Kreisgerichts 
zu  Budweis  am  27.  November  1883  entmündigt  worden  ist  und  dass 
die  von  seinem  Vater  geführte  Kura  bis  14.  Januar  1891  nicht  auf- 
gehoben war,  femer  der  Nachweis,  dass  alle  während  dieses  Zeitraums 
von  ihm  eingegangenen  Rechtsgeschäfte  auch  nach  österreichischem 
Recht  ungültig  sind,  ist  ...  .  erbracht. 

Danach  ist  sowohl  der  Domizilwechsel  Grünewalds  als  dessen 
Eintritt  in  die  offene  Handelsgesellschaft  Rud.  Stutenbecker,  wie  end- 
lich die  Akzeptleistung  auf  dem  Wechsel .   .   .  ungültig." 

Ehescheidung, 

In  einem  Elhescheidungsprozess ,  welcher  bei  einem  Landgericht 
im  Geltungsgebiet    des   Preussischen    Allgemeinen  Landrechts    gefuhrt 

2)  Die  der  hanseatischen  Gerichtszeitung  entnommenen  Rechtssprüche 
ihd  yoii  H0rrn  Amtsrichter  Pr.  MiUelstein  in  Hamburg  mitgetheilt. 
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wurde,  machte  die  Eäefimn  em  YoludteB  des  Ehcauum»  g^tend, 
denen  er  sich  an  einem  im  Gekongsg^iete  des  Bedischen  Landveehto 
belegenen  Orte  schaldig  gemacht  hat.  als  die  Eheleute  dort  wohnten. 
Das  Beichsgericht  hat  aasgesprochen,  dies  Verhalten  biete  dann  einen 
fiheschödnngsgmnd  dar,  wenn  solches  sowohl  nach  den  Bestimmimgea 
des  Badischen  Landrechts  als  nach  denen  des  Pkenssischen  AUgemeineB 
Landrechts  ansnnehmen  sei,  wobei  es  nicht  darauf  ankomme,  dasi 
dieselbe  That  Ton  den  beiflen  Gesetsgebnngen  je  unter  einoi  Tcr- 
schiedenen  Gesichtspunkt  gesteUt  werde,  von  dem  Badischen  Land- 
recht  unter  den  einer  die  Ehescheidung  rechtfertigenden  groben  Verun- 
glimpfung der  Ehefrau,  von  dem  Preuss.  Allg.  Landrecht  unter  den 
eines  als  Ehescheidungsgmnd  anerkannten  unerlaubten  und  die  drin- 
gende Vermnthung  der  verletzten  ehelichen  Treue  begründenden  Ver- 
gehens. Crtheil  des  R.6.  Tom  25.  Januar  1892  i  Sichs.  Archiv  Bd.  2  &  97  L 

Oertliches  Recht  für  Liegenschaften  eines  Nachlasses  in  Baden. 

Auf  in  Baden  gel^ene  Liegenschafifcen  des  Nachlasses  eines  Nicht- 
badieners  sind  besüglich  erbrechtlicher  Verhaltnisse  die  badischen  Ge- 
setze, soweit  sie  absolut  ge-  oder  verbietende  Bestimmungen  enthaken. 
auch  dann  anzuwenden,  wenn  die  Erbfolge  sich  nach  ansserbadischen 
Rechte  richtet.  Urtheil  des  Beichsgerichts  II.  Zivilsenat  vom  22.  Sep- 
tember 1891  i.  8.  Max  von  Fabrice  Eheleute  auf  Scbloss  GottliebeB 
gegen  Baron  R.  von  Stael-Holstein  in  Nen-Angen  (Livland).  ( Annalen 
der  bad.  Ger.  Bd.  58  S.  19.) 

Aus  den  Gründen: 

..Das  Oberlandesgericht    hat    ohne    Gesetzes  Verletzung    besfiglich 
der  Frage  der  Rechtswirksamkeit  der  in  Ziffer  2  der  letztwilligen  Ver- 
fügung vom    27.  Januar  1886   enthaltenen  Bestimmung,  dass  die  den 
KlSgem  vermachte  Liegenschaft  während  35  Jahren  nach  dem  Ableben 
des  Erblassers    weder    veräussert,    noch  verpfändet,    noch    vermiethet 
werden  dürfe,  das  badische  Gresetz  für  massgebend  erachtet.     Unter- 
stellt man    nämlich  auch,     dass  (was   der  Beklagte  behauptet  hat  und 
worüber  bis  jetzt  eine  Feststellung  nicht  getroffen  ist)    der  Erblasser 
Grraf  Böse  Staatsangehöriger  des  Königreichs  Sachsen  gewesen  sei  und 
dass  er  zur  Zeit  seines  Absterbens  seinen  Wohnsitz  in  Frankfurt  a.  M. 
gehabt  habe;    geht  man  weiter,  wie  der  Vertreter  des  Beklagten,  Be- 
Visionsklägers,    bei    der  mündlichen  Revisions Verhandlung  geltend  ge- 
macht hat  (im  Anschluss  an  das  Urtheil  des  Reichsgerichts,  H.  Zivil- 
senats vom    16.  Oktober  1885    in  Sachen  Marqnardt  und   Franzmann 
wider  Wolff*,  Rep.  11  219/85),  davon  aus,  dass  auf  Grund  des  badi- 
schen Rechts  (§  2  lit.  1  des  VI.  badischen  Konstitutionsedikts)  sieh 
im  Allgemeinen  die  Erbfolge  nach  dem  Rechte  des  Staates  der  Staats- 
angehörigkeit   des  Erblassers    richte,    und  dass,    wenn   dieses  letztere 
Recht  hierüber  wieder    eine  sogenannte  Rück  Verweisung    auf  das  Ge- 
setz  des  Wohnsitzes    des  Erblassers  und  damit   auf  das  Gesetz   eines 
anderen  Staates  enthalte,  dieses  letztere  Gesetz  im  Allgemeinen  ffkr  die 
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Erbfolge  maBsgebend  sei^  und  nimmt  man  hienach  femer  an^  dass  die 
Erbfolge  in  das  Vermögen  des  Grafen  Bose^  und  zwar  auch  hinsicht- 
lich seiner  im  Grossherzogthum  Baden  gelegenen  Liegenschaften  ^  sich 
im  Allgemeinen  nach  einem  nicht  badischen  Bechte^  und  zwar  ver- 
möge der  Rückyerweisnng  des  sächsischen  Gesetzes  auf  das  Recht  des 
Wohnsitzes^  nach  dem  Frankfurter  Rechte  richten  würde ^  so  muss 
doch,  sofern  das  badische  Recht  absolut  gebietende,  beziehungs- 
weise verbietende  Gesetzes  Vorschriften  enthält,  auch  Boweit  es  sich 
um  erbrecbtliche  Verhältnisse  bezüglich  des  Vermögens  eines  nicht- 
badischen  Staatsangehörigen  handelt,  hinsichtlich  der  im  Grossherzog- 
thum Baden  gelegenen  Liegenschaften  dieses  Vermögens  das  b ad i sehe 
Gesetz  Anwendung  finden.  Schon  nach  allgemeinen  Erwägungen  darf, 
wie  auch  im  Gebiete  des  internationalen  Privatrechts  wissenschaftlich 
anerkannt  ist,  der  Richter,  wo  absolut  gebietende,  beziehungsweise  ver- 
bietende Rechtsnormen  in  Frage  kommen,  bezüglich  der  Gültigkeit  und 
Wirksamkeit  eines  Rechtsvorganges  nur  das  Recht  seines  eigenen  Lan- 
des anwenden;  es  hat  aber  überdies  das  positive  Gesetz  —  Land- 
reehtssatz  8  —  die  Unterordnung  der  im  Grossherzogthum  Baden  ge- 
legenen Liegenschaften  unter  das  badische  Gesetz  besonders  ausge- 
sprochen/^ 

Verätcsset'ung  von  Grundstücken  sou/veräner  Fürsten, 

Das  deutsche  Reichsgericht  hat  mit  ürtheil  vom  8.  Juli  1891 
ausgesprochen,  eine  allgemeine  Regel,  dass  Veräusserungen  von  Grund- 
stücken eines  souveränen  deutschen  Fürsten,  —  ztimal  wenn  dieselben 
ausserhalb  seines  Staatsgebietes  gelegen  sind,  —  von  den  formellen 
und  materiellen  Erfordernissen  des  örtlichen  Rechts  befreit  seien,  lassen 
sich  aus  der  den  deutschen  Fürstenhäusern  zustehenden  Autonomie 
(vgl.  Stcibhe,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1  §  20,  HeffUfr,  Sonderrechte 
der  souveränen  und  mediatisirten  Häuser  Deutschlands  S.  81  ff.)  nicht 
ableiten.   (Jur.  Wochenschrift  1891  S.  425.) 

Venniethung  von  Mobilien  nach  Atiswärts. 

Bei  derVermiethung  von  Mobilien,  wobei  der  Vermiether  die 
vertragsmässig  zugesicherte  Leistungsfähigkeit  der  Gegenstände  wäh- 
rend der  Dauer  des Miethvertrages  zu  gewähren  hat,  nach  Auswärts 
ist  für  die  aus  dem  Miethvertrage  sich  ergebenden  Streitigkeiten  das 
Recht  desjenigen  Ortes  massgebend,  woselbst  die  gemietheten  Mo- 
büien  vertragsmässig  in  Gebrauch  genommen  worden  sind  (Entsch. 
des  Reichsgerichts,  I.  Zivilsenat,  Vom  11.  November  1891 :  D.  Reichs-  etc. 
Anzeiger  1892  Nr.  48). 

Oertliches  Recht  für  Schadensersatz  wegen  tmderrechtlicfien 

Arrests. 

In  Sachen  Bock  c.  Ehlers  und  Rappenhagen  verwarf  das  Reichs- 
gericht, Zivilsenat  VI,    am  20.  April   1891   (Hans.  Ger.-Zeitg.  Beibl. 
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1891  Nr.  165)  die  Revision  des  Klägers  gegen  das  ürtfaeil  des  Hans. 
O.L.G.  vom  19.   Dezember  1890  ans  folgenden  Ghünden: 

^Nachdem  der  vom  Kläger  früher  gegen  den  Beklagten  ( in  Ham- 
burg) erwirkte  Arrest  dnrch  ein  rechtskräftig  gewordenes  Endortheü 
als  grundlos  au%ehoben  und  folgeweise  eine  in  Vollziehung  dieses 
Arrestes  in  Altona  verfügte  Vormerkung  im  Gmudbuche  wieder  ge- 
löscht war,  musste  sich  natürlich  der  Klageanspruch  auf  Einwilli- 
gung in  die  Rückgabe  des  als  Sicherheit  wegen  etwaiger  Arrestschideii 
hinterlegten  Geldbetrages  an  sich  ohne  Weiteres  als  begründet  dar- 
stellen. Es  hat  sich  daher  in  diesem  Prozesse  nur  um  den  einrede- 
weise  geltend  gemachten  Schaden sersatzanspruch  der  Beklagten  ge- 
handelt .... 

Das  Oberlandesgericht  hat  dabei  in  irrevisibler  Weise  ausge- 
sprochen, dass  nach  hamburgischem  Rechte  (nämlich  den  Ham- 
burger Statuten  [von  1603]  Theil  I  Tit.  17  Art.  17)  der  Arrest- 
sucher dem  Impetraten  schlechtweg  für  den  durch  einen 
objektiv  grundlosen  Arrest  verursachten  Nachtheil  aufzu- 
kommen habe.  Der  Kläger  hat  nun  aber  gerügt,  dass  das  Berufungs- 
gericht rechtsirriger  Weise  in  diesem  Punkte  hier  das  hamburgische 
Recht  für  anwendbar  erklärt  habe:  es  komme  nicht  auf  das  am  Orte 
der  Anordnung^  sondern  auf  das  am  Orte  der  Vollstreckung  des 
Arrestes  geltende  Recht  an,  hier  also  auf  das  in  Altona  geltende 
gemeine  deutsche  Recht,  nach  welchem  —  wie  aUerdings  auch  vom 
Reichsgericht  (Entscheidungen  in  Zivilsachen  Bd.  26  S.  205  ff.)  an- 
genommen worden  ist  —  jene  Haftung  des  Arrestsuchers  ein  Ver- 
schulden desselben  zur  Voraussetzung  habe. 

Es  kann  unerörtcrt  bleiben,  ob  nicht  auch  diese  Frage  als 
durch  das  Oberlandesgericht  in  irrevisibler  Weise  entschieden  anzu- 
sehen ist,  nämlich  dahin,  dass  nach  dem  hamburgischen  Statntarrechte 
der  Arrestsucher  schlechtweg  für  die  nachtheiligen  Wirkungen  eines 
in  Hamburg  angeordneten  objektiv  grundlosen  Arrests  hafte; 
denn  auch  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  das  O.L.G.  diese  Frage 
nur  auf  Grund  des  gemeinen  Rechts  habe  entscheiden  wollen,  so 
war  der  Entscheidung  desselben  beizutreten.  Ein  grosser  Theil  der 
Schäden,  welche  ein  Arrest  im  Gefolge  haben  kann,  wird  zwar  niebt 
sowohl  unmittelbar  durch  die  Anordnung,  als  erst  durch  die  Voll- 
streckung desselben  bewirkt:  aber  da  die  Vollstreckung  eines  einmal 
verfügten  Arrestes  als  solche  immer  rechtmässig  und  zugleich  die  noth- 
wendige  Folge  der  Arrestanordnung  ist,  wenn  letztere  überhaupt  prak- 
tische Bedeutung  gewinnen  soll,  so  erscheinen  doch  alle  fra^chen 
Schäden  mittelbar  auch  als  Wirkungen  der  Arrestanordnung,  und  ge- 
rade wenn  die  Haftung  für  die  Arrestschäden  durch  ein  Verschul- 
den bedingt  sein  soll,  so  muss  dieses  immer  schon  in  der  Nach- 
suchung des  Arrestes,  nicht  erst  in  der  Herbeiführung  der 
Vollstreckung  desselben  erblickt  werden.  Zudem  ist  eine  ein- 
heitliche   Regelung    jener    Haftung    nur    unter    der   Voraussetsung 
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mSglieh,  dass  sie  nach  dem  Rechte  des  Orts  der  Anordnung;  nicht 
der  Vollstreckung  bestimmt  werde  ^  weil  die  letztere  an  verschie- 
denen Orten  stattfinden  kann.  Endlich  ist  auch  die  in  §  801  Abs.  1 
d.  Z.P.O.  vorgesehene  Sicherheitsleistung  wegen  der  etwaigen  Nach- 
theile des  Arrestes  dort  überhaupt  nur  als  mögliche  Bedingung  der 
Anordnung;  nicht  der  Vollstreckung  gesetzt.  Somit  konnte  die  Richtig- 
keit der  Annahme  des  O.L.G.  ^  dass  es  für  diese  Frage  nur  auf  das 
hamburgische  Recht  ankomme,  keinem  Zweifel  unterliegen.-^ 

OertUehes  Recht  für  die  Frage  der  Zulässigkeit  des  Rechtsweges, 

Aus  einem  ürtheil  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  ^  Zivil- 
senat II;  vom  20.  Juni  1891  i.  S.  des  Bahnwärters  B.  gegen  den 
k.  preussischen  EisenbahnfiskuS;  vertreten  durch  das  Eisenbahn-Be- 
triebsamt Hamburg  (Hans.  Ger.  Zeitg.  Beibl.  1891  Nr.  140):  ^.In  er- 
ster Linie  streitig  ist  die  FragO;  ob  die  von  der  beklagten  Behörde 
als  Vertreterin  des  Staates  getroffene  thatsächliche  Feststellung;  welche 
den  Grund  zur  Entlassung  des  Klägers  und  damit  zur  Entziehung  des 
Pensionsanspruchs  in  Anwendung  des  §  25c  ;,des  revidirten  Reglements 
der  Pensions-  und  Untersttitzungskasse  der  Berlin-Hamburger  Eisen- 
bahngesellschaft ^  gegeben  hat,  der  richterlichen  Nachprüfung  unter- 
lieg^ oder  ob  die  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde  für 
die  Beurtheilung  der  klägerischen  Ansprüche  unabänder- 
lich massgebend  ist.  Das  Landgericht  hat  mit  Unrecht  —  ohne 
weitere  Begründung  —  angenommen;  dass  diese  Frage  im  ersteren 
Sinne  zu  beantworten  ist.  Es  ist  auf  die  nothwendig  vorweg  zu  ent- 
scheidende Vorfrage  nach  dem  Rechte  welchen  RechtsgebieteS;  ob  nach 
der  lex  fori,  also  nach  hamburgischen  ^);  oder  ob  nach  dem  Rechte 
desjenigen  Bezirks;  welchem  das  streitige  Rechtsverhältniss  selbst  an- 
gehört, obige  Frage  zu  entscheiden  sei;  Überall  nicht  eingegangen. 
Das  für  die  Entscheidung  des  streitigen  Rechtsverhältnisses  selbst 
massgebende  Recht  ist  das  preussische.  Nach  Auflösung  des  Ver- 
tragsverhältnisses zwischen  dem  EJäger  und  der  Berlin-Hamburger 
Eisenbahngesellschaft;  ;,in  Folge  Uebergang  dieses  Unternehmens  auf 
den  preussischen  Staat  durch  Vertrag  vom  29.  März  1884^^  ist  der 
Kläger  als  unmittelbarer  etatsmässiger  Beamter  vom  preussischen  Staate 
angestellt  und  mit  dem  Diensteide  für  Beamte  belegt  worden.  Die  sich 
aus  dem  Beamtenverhältniss  ergebenden  Berechtigungen  und  Verpflich- 
tungen des  Beamten  einerseits  und  des  ihn  als  solchen  konstituiren- 
den  Staates  andererseits  sind  vorwiegend  von  öffentlich-rechtlicher 
Natur.  Normirt  werden  dieselben  ausschliesslich  durch  die  Gesetze 
desjenigen  Staates;  welcher  den  Beamten  angestellt  hat;  hier  also 
durch  die  preussischen  Gesetze.    In  jenen  Rechtskreis  offen tlich-recht- 


3)  S.  dafür  hamburgisehes  Gesetz»  betr.  das  Verhältniss  der  Verwaltung 
zur  Rechtspflege,  vom  23.  April  1879  §  28  (Anm.  des  Einsenders) . 
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lieber  Natnr  föllt  aber  aucb  die  Frage  nacb  der  materiell-recht- 
lieben  Wirkung;  welche  den  Entscheidungen  der  Diszipli- 
nar- und  Verwaltungsbehörden  in  Bezug  auf  die  Entlassung 
eines  Beamten  aus  disziplinaren  oder  anderen  Gründen  beizulegen 
ist,  und  zwar  nicht  nur  nach  der  Richtung^  inwieweit  die  öffentlidi- 
rechtlichc;  sondern  auch  inwieweit  die  mit  dieser  verbundene  priTSl- 
rechtliche  Seite  des  Beamtenyerhftltnisses  durch  solche  Entscheidung 
affizirt  wird.  Denn  die  privat  rechtlichen  Ansprüche  des  Beamten 
gegen  den  Staat  aus  dem  Beamtenverhältnisse  sind  nur  ein  Ausfluw, 
eine  Konsequenz  seiner  staatsrechtlichen  Stellung.  Ohne  Einfiuss  auf 
die  Entscheidung  der  oben  gestellten  Vorfrage  ist  der  Umstand^  dass 
die  Anstellung  des  Klägers  im  vorliegenden  Falle  von  umfangreiche- 
ren und  eingehenderen  vertragsartigen  Verhandlungen  begleitet  gewesen 
ist;  als  es  gewöhnlich  der  Fall  zu  sein  pflegt^  und  dass  ftlr  die  eine 
Seite  seiner  privatrechtlichen  Ansprüche  gegen  den  Staat,  f^  seine 
Pensionsansprüche  neben  den  sein  ganzes  Dienstverhältniss  beherr- 
schenden staatlichen  Gesetzen  die  früheren  massgebend  gewesenen  re- 
glementsmässigen  Bestimmungen  beibehalten  sind.  Durch  das  Regle- 
ment wird  die  Anwendung  der  Staatsgesetze  nur  insoweit  ausgeschlossen^ 
als  der  Inhalt  desselben  reicht.  Keineswegs  wird  dadurch  der  staats- 
rechtliche Karakter  des  Ans tellungs Vertrages  etwa  in  einen  rein  pri- 
vatrechtlichen verwandelt. 

Dass  die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  des  Rechts- 
weges nicht  nach  der  lex  fori  zu  treffen^  sondern  dass  sie  von  dem 
materiell  in  der  Sache  entscheidenden  Rechte  abhängig 
sei;  wird  auch  von  v.Bar,  Internationales  Privatrecht;  Aufl.  2^  Bd.  II 
S.  397  gelehrt. 

Der  Kläger  hat  sich  demnach  in  dieser  Instanz  mit  Recht 
auf  die  §§  1  und  5  des  preussischen  Gresetzes  vom  24.  Mai  1861. 
betr.  Erweiterung  des  Rechtsweges^  berufen  .  .  .  .^ 

Proxesskostenkaution  der  Ausländer, 

In  Band  I  S.  691—692  dieser  Zeitschrift  ist  ein  Urtheil  des 
Kammergerichts  vom  24.  Jan.  1891  enthalten^  wonach  der  in  Deutsch- 
land klagende  Oesterreicher  nicht  verpflichtet  ist^  Sicherheit 
für  die  Prozesskosten  zu  leisten.  Ebenso  hat  das  Landgericht 
Hamburg,  Zivilkammer  DI;  am  26.  März  1888  i.  S.  Trabitsch  c.  Raschke 
und  Zivilkammer  IV  am  31.  Oktober  1888  i.  S.  Scheibl  c.  8t^;er 
erkannt.  Dieser  Ansicht  ist  auch  die  Kammer  IV  für  Handelssaeheo 
des  Landgerichts  Hamburg  i.  S.  A.  Quadratstein  in  London  c.  Düssel- 
dorfer Allgemeine  Versicherungsgesellschaft  gefolgt.  Das  Hans.  Ober- 
landesgericht; Zivilsenat  I;  hat  am  12.  April  1889  (B[ans.  Grer.Ztg. 
1889;  Hauptblatt  Nr.  191)  sich  geg entheilig  ausgesprochen  aus 
folgenden  Gründen: 

„Das  Landgericht  ist  der  in  Busch,  Zeitschrift  für  Zivilprozess 
Bd.  n  S.  257    von  FHM  und  Bd.  XL  S.  286    von    Sthnäka-Reehtm^ 
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stamm  yertheidigten  AnfEftssung  beigetreten,  wonach  die  im  §  102  der 
RZ.P.O.  unter  Nr.  1  statuirte  Ausnahme  von  der  Begel,  dass  Aus- 
Ittuder,  welche  als  Kläger  auftreten ,  dem  Beklagten  auf  Verlangen 
Sicherheit  für  die  Prozesskosten  leisten  müssen,  eine  völkerrechtliche 
Reziprozität  nur  in  dem  Sinne  erforderte,  dass  der  Staat^  dem  der  be- 
treffende Kläger  angehört,  einen  vor  seinen  Gerichten  klagenden 
Deutschen  hinsichtlich  der  Kostenpflicht  nicht  anders  als  die  eige- 
nen Unterthanen  behandle,  sodass  es  nur  darauf  ankomme,  zu 
fragen,  ob  den  Deutschen  als  Kläger  vor  den  Oerichten  jenes  Staates 
eine  KAUtionspflicht  treffe,  die  ihren  Grund  in  der  dortigen  Eigen- 
schaft des  Deutschen  als  eines  Ausländers  habe,  während  es 
nicht  relevire,  wenn  der  Deutsche  dort  —  wie  z.  B.  in  Oesterreich  — 
eine  schlechthin  von  jedem  Kläger,  dem  einheimischen  wie  dem  frem- 
den, unterschiedslos  zu  leistende  Sicherheit  bestellen  müsse. 

Diese  Auslegung  des  Gesetzes  ist  nicht  zu  billigen.  Sie  wird 
durch  den  klaren  Wortlaut  der  Vorschrift,  wonach  die  Verpflichtung 
des  Ausländers  zur  Sicherheitsleistung  zessiren  soll, 

„wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  Kläger  an- 
gehört, ein  Deutscher  in  gleichem  Falle  zur  Sicherheits- 
leistung nicht  verpflichtet  ist^, 
ausgeschlossen.  Denn  wenn  ein  G^esetz  des  ausländischen  Staates,  vor 
dem  der  Deutsche  sein  Recht  klagend  suchen  muss,  dem  Kläger  die 
Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  auferlegt,  so  fehlt  es  eben  schlecht- 
hin an  der  thatsäc blichen  Voraussetzung,  von  der  im  Geltungs- 
gebiete der  deutschen  Z.P.O.  die  dem  Ausländer  ausnahmsweise  zu 
gewährende  Kautionsfreiheit  abhängig  gemacht  ist!  Dieser  Mangel 
eines  vom  Gresetze  imzweideutig  geforderten  Sachverhalts  kann  durch 
die  ausserhalb  dieses  einfachen  Sachverhalts  liegende  Erwägung,  ob 
das  die  Prozesskaution  verlangende  Ausland  seinerseits  zwischen  frem- 
den und  einheimischen  Klägern  unterscheide,  nicht  berührt  und  nicht 
beseitigt  werden  (vgl.  die  Kommentare  zurR.Z.P.O.  von  Oaupp,  2,  Außi, 
Note  IV,  Wilmowski  S  Levy,  5.  Aufl.  Note  5,  Seuffert,  4.  Aufl.  Note  4, 
Siruckmcmn  db  Koch,  5.  Aufl.  Note  3,  sämmtlich  zu  §  102  Nr.  1). 

Die  vom  Landgericht  angezogene  Entscheidimg  des  Oberlandes- 
gerichtB  i.  S.  Fuchs  c.  Fröhlich  (vom  17.  Februar  1888)  betraf  nicht 
die  hier  in  Frage  stehende  Bestimmung,  sondern  die  Vorschrift  in  §  85 
Abs.  1  des  Gerichtskostengesetzes,  und  ist  für  den  vorliegenden  Fall 
nicht  zu  verwerthen. 

Es  kann  hienach  angesichts  der  vom  Kläger  zugestandenen  That- 
saehe,  dass  er  Angehöriger  des  Deutschen  Reiches  nicht  ist,  ununter- 
sucht  bleiben,  ob  er  als  Ausländer  —  wie  der  Beklagte  meint  — 
dem  englischen  oder  —  wie  er  behauptet  —  dem  Österreichischen 
Staate  angehört  und  wen  bei  diesem  Streite,  dafern  derselbe  ent- 
schieden werden  müsste,  die  Beweislast  treffen  würde.  Denn  in  Eng- 
land ist  der  Deutsche,  dafern  er  dort  nicht  wohnt,  kau- 
tionspflichtig.    Desgleichen    in    Oesterreich,  wenn    er  dort  nicht 
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Battsam  bekanntemuisseii  ausreichendes  Vermögen  besitzt  und  der  Strat- 
gegenstand  mehr  als  50  fl.  beträgt  (vgl.  Gaupp  a.  a.  O.  Note  9)...* 

Verpflichtung  eines  Russen  zur  Zahlung  des  erhöhten  Kostenvor- 

Schusses   der  Ausländer,     Gewährung  der  Gegenseitigkeit  seitens 

des   fremden  Staates  als   Voraussetzung   der  Befreiung    ron  dem 

Ausländerrorschuss;     rechtliche   Tragtceite    dieses  Erfardermsm. 

Gerichtskostengesetx  §  85  Abs.  1,  Abs.  2  Nr.  L 

Bcschlnss  des  Beichsgerichts,  II.  Zivilsenat,  vom  29.  September  1891. 
(Mitgethcilt  von  Herrn  Landrichror  Dr.  Menzen  in  Hechingen.) 

Das  Oberlandesgericht  K.  erliess,  nachdem  der  klagende  Thal 
gegen  das  —  seine  auf  Zahlung  von  443  «^  33  ^  nebst  Verzugs- 
zinsen gerichtete  Klage  wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichts  abweiseode 
—  Drtheil  des  Landgerichts  M.,  ELammer  für  Handelssachen,  Tom 
12.  Juni  1891  Berufung  ergriffen  und  Terminsbestimmung  auf  da 
3.  November  1891  erwirkt  hatte,  am  31.  Juli  1891  einen  BeflcUiitf 
dahin ,  der  Kläger,  Berufungskläger,  habe  nach  §  85  des  6«rickti- 
kostengesetzes,  vgl.  mit  §  55  Ziffer  1  der  (badischen)  Gerichtskoeteo- 
Ordnung  (Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Grossherzogthum  Baden 
von  1890  Nr.  1)  einen  Gebührenvorschuss  von  h^  Ji  40  ^  bei  de 
Steuereinnehmerei  zu  K.  einzuzahlen  und  deren  Quittung  bei  der  Ge- 
richtsschreiberei des  Oberlandesgerichts  K.  vorzulegen.  Gregen  die« 
Verfügung  erhob  der  klagende  Theil  Beschwerde,  indem  er  geltend 
machte  es  sei  die  in  §  85  Abs.  2  Ziff.  1  des  Gerichtskostengeeeties 
festgesetzte  Ausnahme  von  der  in  §  85  Abs.  1  desselben  ausgesprsdie- 
neu  Verpflichtung  als  nachgewiesen  zu  erachten.  Die  Beschwere 
wurde  jedoch  als  unbegründet  zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen: 

Der  bezeichnete  Nachweis  würde  nicht  etwa  schon  dann  erfarttk 
sein,  wenn  feststünde,  dass  nach  den  Gresetzen  des  GeneralgouTerDe- 
ments  Warschau  ein  Deutscher  im  gleichen  Falle  zu  einer  besonderes 
Vorauszahlung  oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  nickt 
verpflichtet  ist.  Denn  für  die  Anwendung  des  §  85  Abs.  1  undAb&3 
Ziffer  1  des  Grerichtskostengesetzes  kommt  es  nicht  auf  den  WohiMOt 
des  Klägers,  sondern  auf  dessen  Staatsangehürigkeit  an;  für  die  An- 
gehörigen des  Greueralgouvemements  Warschau  besteht  aber  keine,  ros 
dem  übrigen  Russland  getrennte  Staatsangehörigkeit  (wobei  die  sUati- 
rechtliche  Stellung  des  GrossfÜrstenthums  Finnland  und  seiner  Aoge- 
gehörigen  hier  ausser  Betracht  bleibt)  (vgl.  auch  Leuthold,  Bnwiseke 
Rechtskunde  S.  3,  4).  Es  muss  daher  nachgewiesen  werden,  das 
auch  nach  demjenigen  Gresetze,  welches  in  dem  nicht  zum  General- 
gouvemement  Warschau  gehörigen  Theile  von  Russland  gilt  (wobä 
von  Finnland  abgesehen  wird),  ein  Deutscher  in  gleichem  FaUe  sb 
einer  besonderen  Vorauszahlung  oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Ge- 
richtskosten nicht  verpflichtet  ist.  Diesen  Nachweb  hat  jedoch  iredor 
der  klagende  Theil  bisher  erbracht,  noch  hat  auch  das   Reichflgericbt 
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nach  den  ihm  zugänglichen  Hülfsmitteln  ihn  anzunehmen  yeTmoch.t. 
Es  kommt  hiebei  besonders  in  Betracht^  dass  der  Umstand;  es  bestehe 
in  Rnsslaud  überhaupt  (nicht  etwa  blos  im  Bereich  des  Generalgou- 
vernements Warschau)  keine  den  Nichtrussen  zu  einer  besonderen 
Vorauszahlung  oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  ver- 
pflichtende Bestimmung;  nicht  etwa  als  notorisch  betrachtet  werden 
kann^  sowie  dass^  wenngleich  angenommen  werden  kann^  es  bestehe 
im  Geltungsbereich  der  russischen  Zivilprozessordnung  vom  20.  Novem- 
ber 1864  keine  solche  Bestimmung  ^  doch  der  Geltungsbereich  dieser 
Zivilprozessordnung  nur  einen  Theil  des  russischen  Gebiets  umfasst. 

Ausfolge  des  Vermögens  ei7ies  in  Amerika  Verschollenen  an 

dessen  Präsumtiverben. 

Beschluss  des  k.  Oberlandesgerichts  in  Stuttgart  vom  12.  Juli  1887 
(Zeitschr.    f.    d.    freiwillige    Gerichtsbarkeit  etc.    33.   Jahrgang   1891 

S.  301  f.). 

Bernhard  W.  von  B.  ist  im  Jahr  1849  nach  Amerika  ausgewan- 
dert und  seither  verschollen.  Er  war  zur  Zeit  seiner  Auswanderung 
26  Jahre  alt  Auf  das  im  Jahr  1876  erfolgte  Ableben  des  Bruders 
seiner  Mutter,  des  Pfarrers  W.  in  O.;  fiel  ihm  eine  Erbschaft  von 
1064  Mark  47  Pf.;  auf  das  im  Jahr  1880  erfolgte  Ableben  einer 
Schwester  eine  Erbschaft  von  218  Mark  23  Pf.  an.  Der  Kleiderhändler 
August  W.  in  R.,  ein  Bruder  des  Verschollenen,  stellte  nun  an  das 
Amtsgericht  K.  den  Antrag,  ihm  das  bezeichnete  Vermögen  gegen 
Sicherheit  auszufolgen,  wiurde  aber  mit  diesem  Antrag  sowohl  von  dem 
Amtsgericht,  als  auch  auf  erhobene  Beschwerde  von  der  Zivilkammer 
des  Landgerichts  in  Hall  abgewiesen.  Die  bei  dem  k.  Oberlandes- 
gericht eingelegte  weitere  Beschwerde  wurde  von  dem  I.  Zivilsenat 
desselben  durch  Beschluss  vom  12.  Juli  1887  mit  folgender  Begrün- 
dung zurückgewiesen: 

Die  dem  im  Jahre  1849  nach  Amerika  ausgewanderten  und 
seither  verschollenen  Bernhard  W.  von  R.,  einem  Bruder  des  Be- 
schwerdeführers, von  dem  Bruder  seiner  Mutter,  dem  P^Eurrer  Johann 
Nepomuk  W.  in  0.,  im  Betrag  von  1064  Mark  47  Pf.  und  von  sei- 
ner Schwester  Nepomucena  W.  von  218  Mark  28  Pf.  angefallenen  Erb- 
schaften wurden  von  demselben  nicht  angetreten  und  konnten  für  ihn 
als  einen  Ausländer  von  dem  zur  Verwaltung  dieser  Erbschaften 
von  den  Theilungsbehörden  angestellten  Kurator  nicht  angetreten 
werden 

(Normalerlass  des  k.  Obertribunals  vom  3.  Oktober  1861). 

Da  diese  Erbschaften  hienach  nicht  in  das  Vermögen  des  ver- 
schollenen W.  übergingen,  kann  die  auch  in  Württemberg  namentlich 
durch  die  JustizministerialverfÜgung  vom  20.  Dezember  1822  aner- 
kannte, eigenthümliche  deutschrechtliche  Kuratel  mit  der  Wirkung, 
dass  dem  nächsten  Erben  das  Vermögen  des  Verschollenen  mit  der 
Befogniss  ausgefolgt  wird,    die  Nutzungen  für  sich  zu  beziehen  unter 

Zeltachrift  L  intern.  Privat-  n.  Strafrecht  eto.,  Band  II.  20 
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^er  Yerpflichtnng  zur  Restitution,  wenn  der  Verschollene  znrttckkelirt, 
nicht  eintreten. 

Die  Frage,  ob  der  Miterbe  des  Verschollenen,  welchem  die  Erb- 
schaft, wenn  sie  von  dem  Verschollenen  nicht  angetreten  wird,  ver- 
möge des  Anwachsungsrechts  zn£allen  würde,  was  bei  den  oben  er- 
wähnten Erbschaften  flir  den  Beschwerdeführer  zuträfe,  ein  Recht  auf 
diese  deutschrechtliche  Kuratel  habe,  ist  zu  verneinen.  Eine  solche 
Ausdehnung  der  Kuratel  auf  eine  dem  verschollenen  Ausländer  ange- 
fallene Erbschaft  kennt  das  württembergische  Recht  nicht;  die  Für- 
sorge erstreckt  sich  lediglich  darauf,  dem  Ausländer  die  Möglichkeit 
des  Erbschaftsantritts  offen  zu  halten  und  die  Rechte  der  inländischen 
Erben  zu  sichern^  wie  dies  aus  dem  erwähnten  Normalerlass  hervor- 
geht, nach  welchem  die  öffentliche  Verwaltung  der  angefallenen  Erb- 
schaft bis  zum  zurückgelegten  70.  Lebeusjahr  des  verschollenen  Aus- 
länders fortzuführen  und  die  Erbschaft  sodann  nicht  den  Erben  des 
Verschollenen,  sondern  den  durch  letztere  ausgeschlossenen  Erben  des 
ursprünglichen  Erblassers  zuzutheilen  ist 

(zu  vgl.  Ju8t.-Mini8t.-Verfüg.  vom  30.  Oktober  1882;  Baseher, 
Zeitschrift  von  1883,  S.  185). 

Einen  Anspruch  auf  Einweisung  in  den  Besitz  der  Erbschaft 
räumt  in  diesem  Fall  weder  das  wUrttembergische  noch  das  ^meine 
Recht  dem  Miterben,  dem  die  Erbschaft  vermöge  des  Anwachsungs- 
rechts zufallen  würde,  ein;  dieser  muss  vielmehr  zuwarten,  bis  der 
Verschollene  mit  dem  zurückgelegten  70.  Lebensjahr  als  gestorben  gilt, 
oder  bis  das  Recht,  die  Erbschaft  anzutreten,  verjährt  ist,  was  in 
30  Jahren  von  der  Zeit  des  Anfalls  der  Erbschaft  an  gerechnet  der 
Fall  ist 

(Landrecht  IV,  22,  §  8  und  18). 

Da  bis  jetzt  keiner  dieser  Fälle  eingetreten  ist,  können  dem  Be- 
schwerdeführer diese  Erbschaften  nicht  ausgefolgt  werden. 

B.  Rechtshülfe. 

Badisch' französischer Rechtshülfevertrag  vom  3.  Juml846.  Voü- 
xug  der  Zivihirtheile  französischer  Gerichte  in  Elsass-Lothringen. 
Die  Ernennung  eines  elsass -lothringischen  Notars  zur  Vornehme 
einer  Theilung  durch  ein  französisches  Gericht  verstössi  gegen 
das  öffentliche  Recht.  Exeqvuturverfahren  bexiigUch  ausländischer 
Urtheile.  Ausschluss  des  Prozesswegs  für  Anwendung  der  Thei- 
lung von  Gütern,  die  auswärtigen  Minderjährigen  gehören ^  in 
ElsasS' Lothringen.    Rechtsprechung    der   französischen    OerickU 

über  diese  Fra^e. 

Urtheil  des  Landgerichts  Metz  vom  22.  Dezember  1891. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsgerichtsrath  Grünewald  in  Mets. 

Aus  dem  Thatbestande  ist  Nachstehendes  zum  Verständniss  voraus- 
zuschicken ; 
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Nach  Inhalt  des  vom  Kläger  überreichten  Urtheils  des  tribtmal 
de  la  Seine  vom  5.  Juni  1891  starb  die  verwittwete  S.  am  2.  Januar 
1888  in  Paris  und  hinterliess  ausser  Erbschaftsstücken,  die  in  Frank- 
reich befindlich,  das  in  Lothringen  belegene  Gut  Fresnois.  Sie  wird 
beerbt  von  dem  Beklagten,  unter  der  Rechtswohlthat  des  Inventars 
von  den  durch  den  Kläger  bevormundeten  minderjährigen  Geschwistern 
B.  In  dem  von  dem  früheren  Vormunde  eingeleiteten  Prozesse  auf 
Liquidation  und  Theilung  des  Nachlasses  der  Wittwe  8.  war  als  Gläu- 
biger des  Beklagten  die  Wittwe  Th.  eigenen  Namens ,  sowie  für  ihre 
minderjährigen  Kinder  intervenirt.  Sämmtliche  Parteien  wohnen  in 
Frankreich.  Das  genannte  Gericht  hat  auf  Antrag  des  heutigen  Klä- 
gers durch  jenes  Urtheil  vom  5.  Juni  1891  angeordnet,  dass  auf  Be- 
treiben des  Klägers  und  in  Gegenwart  oder  nach  gehöriger  Ladung 
des  Beklagten  durch  Notar  M.  zu  den  Operationen  der  Liquidation 
mid  Theilung  der  Erbschaft  der  Wittwe  S.  geschritten  wird,  sodann 
heisst  es  in  der  Urtheilsformel  weiter:  j.et  precUablement  aux  dües 
opiraHons:  du  que  par  H,  notaire  d  Metz  ü  sera  procSdS  ä  la  reqtiite 
de  D.  (des  Klägers)  en  prSsenee  de  etc.  ou  eux  dihnent  appeles  au 
tirage  au  sort  entre  les  parties  des  d/&ux  lots  eomposant  le  domaine  de 
Fresnois^,  Kläger  hat  nun  in  seiner,  den  Gegnern  mittels  Ersuchens 
der  zuständigen  französischen  Behörde  vom  26.  Oktober  1891  zuge- 
stellten Klage  beantragt:  „das  Urtheil  des  tribunal  civil  de  premiere 
instance  de  la  Seine  zu  Paris  vom  5.  Juni  1891,  insoweit  es  die  Thei- 
lung des  den  Klägern  und  dem  Beklagten  gemeinschaftlich  gehören- 
den Guts  von  Fresnois  und  Looseziehung  durch  das  Amt  des  No- 
tars H.  in  Metz  anordnet,  für  vollstreckbar  zu  erklären  und  die 
Kosten  auf  die  Masse  zu  legen.  ^ 

Diese  Klage  wurde  abgewiesen  und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

Der  IQagantrag  ist'  nicht  gerechtfertigt.  Der  vom  Kläger  zum 
Ausgangspunkt  seiner  Rechtsausführungen  genommene  badisch-franzö- 
sische  Kechtshülfevertrag  vom  3.  Juni  1846,  der  durch  Art.  18  der 
Zusatzkonvention  vom  18.  Dezember  1871  zum  Frankfurter  Friedens- 
vertrag auf  das  Verhältniss  zwischen  Elsass-Lothringen  und  Frankreich 
ausgedehnt  wurde,  schreibt  in  Art.  1  und  3  die  Bedingungen  vor, 
unter  denen  ein  von  dem  zuständigen  französischen  Gerichte  in  Zivil- 
sachen erlassenes  Urtheil  in  Elsass-Lothringen  vollzogen  werden  darf. 
Selbstverständlich  blieben  aber  neben  den  ausdrücklichen  Bestimmungen 
dieses  Staatsvertrages  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  bestehen,  wo- 
nach ein  im  Inland  zu  vollstreckendes  ausländisches  Urtheil  sich 
nicht  in  Widerspruch  mit  dem  inländischen  öffentlichen  Rechte 
setzen  darf. 

Als  Verstoss  gegen  dasselbe  tritt  nun  in  dem  Urtheil  des  tribunal 
de  la  Seine  die  Anordnung  entgegen,  dass  dieses  ausländische  Gericht 
unter  Einmischung  in  die  Machtbefugniss  der  zuständigen  inländischen 
Behörde  einen  inländischen  Notar  mit  der  Vornahme  einer  Theilung  be- 
auftragt hat.     Da  nach  der  Natur  des  ExequaturverfiBkhrens  das  ausläu- 
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dische  Urtheil  von  dem  um  die  Vollstreckbarkeitserklärung  angegange- 
nen inländischen  Gericht  entweder  in  der  Gestalt,  wie  es  vorli^^,  ohne 
selbständige  Zuthat  für  vollstreckbar  zu  erklären  oder  diese  zu  ver- 
sagen ist,  so  wäre,  zumal  in  Ermangelung  bezüglichen  Antrags  dee 
Klägers  auch  das  nicht  angängig,  jener  Eigenthiimlichkeit  des  in  Bede 
stehenden  ürtheils  dadurch  abzuhelfen,  dass  etwa  das  diesseitige  Gericht 
die  in  dem  ausländischen  Urtheil  vorkommende  Ernennung  des  hiesigen 
Notars  zu  der  sein  igen  machte.  Aber  auch  abgesehen  hiervon  ist  das- 
selbe zur  Vollstreckung  im  Inlande  nicht  zuzulassen.  Nach  §  47  des 
els.-lothring.  Theilungsgesetzes  vom  14.  Juni  1888  (G.Bl.  t,  Eis.- 
Lothr.  1888  S.  51)  sind  die  Verfügungen,  welche  erforderlich  sind, 
zum  Zwecke  der  Veräusserung  von  Liegenschaften,  die  ausschliesslich 
zum  Vermögen  auswärtiger  Minderjähriger  gehören,  durch  das  Amts- 
gericht zu  treffen,  in  dessen  Bezirk  die  betreffenden  Grundstücke  ge- 
legen sind.  Der  ganze  Zusammenhang  dieser  Vorschrift  mit  dm 
übrigen  Inhalt  dieses  Gesetzes  weist  darauf  hin,  dass  die  Herbmfuhrung 
der  von  dem  Amtsgericht  zu  erlassenden  Anordnung  unter  Ausschliw 
des  Prozessweges  im  Verfahren  nichtstreitiger  Grerichtsbarkeit  und 
ausschliesslich  durch  das  Amtsgericht  vor  sich  zu  gehen  hat  An- 
gesichts dieser  für  das  diesseitige  Prozessgericht  zwingenden  Gresetzes- 
bestimmungen  kann  dasselbe  zu  einer  Umgehung  des  Eingreifens  de« 
diesseitigen  Theilungsgerichts,  wie  es  der  Zuspruch  des  Klageantrags 
zur  Folge  haben  würde,  umso  weniger  die  Hand  bieten,  als  auch  die 
französischen  Gerichte  grundsätzlich  die  Zuständigkeit  zur  Thdlnng 
eines  von  einem  Ausländer  in  Frankreich  verbliebenen  Immobiliarver- 
mögens ftir  sich  in  Anspruch  nehmen  (vgl.  Anm.  1,  2  Abs.  1  sQ 
D.P.  91.  2.  41)  und  der  Kläger  durch  nichts  behindert  war,  nach 
den  auch  in  Frankreich  anerkannten  bezüglichen  Grundsätzen  (Aubrif 
et  Bau,  Cours  de  droit  civil  Bd.  1  §  13  Nr.  101)  das  mit  der  vor- 
liegenden Vollstreckungsklage  erstrebte  Ziel  auf  dem  Wege  der  Zer- 
legung des  Nachlasses  der  Erblasserin  in  die  in  Frankreich  und  die 
in  Elsass-Lothringen  belegenen  Bestandtheile  imd  der  Behandlmig 
jedes  desselben  nach  der  ihm  zukommenden  Gesetzgebung  zu  erreicheo. 

Rechtskülfeverkehr  xwischen  königl.  württembergischen  Vencal' 
tiingsbehörden  und  königL  preussischen  Oerichten  in  Hohen- 
xollern,  Deutsches  Oerichtsverfassungsgesetx  §§  157  ff.,  Bundes- 
gesetx,  betr.  die  Gewährung  der  Rechtshülfe  vom  21,  Juni  1869. 
Jurisdiktixmsvertrag  xuxischen  der  königL  toürttembergischen 
Regierung  und  der  des  Fürstenthums  HokenzoUem-Hec/ungen. 

Beschluss  der  U.  Strafkammer  des  Landgerichts  Hechingen  vom 

22.  Februar  1892. 
(Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Mengen  in  Hechingen.} 
Seitens    des    k.  württembergischen  Kameralamts  Bottenbuig  a/N. 
wurde    unterm    10.  Februar    1872    beim    k.  preussischen  Amtsgerickt 
Hechingen  wegen  Verdachtes  der  Beihülfe  der  KapitalsteoergefiÜirdiiDg 
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die  alsbaldige  Anordnung  der  Beschlagnahme  der  Geschäftsbücher  der 
Firma  N.  N.  und  Söhne  in  Hechingen^  welche  in  Tübingen  ein  Zweig- 
geschäft hat^  und  die  Ueberweisung  der  betreffenden  Bücher  an  das 
Kameralamt  beantragt.  Auf  diesen  Antrag  hin  wurde  vom  Amtsgericht 
Hechingen  am  gleichen  Tage  die  Beschlagnahme  der  Geschäftsbücher 
besagter  Firma  angeordnet  und  von  demselben  sich  am  11.  Februar  c. 
in  deren  Geschäftsräume  begeben,  wo  dem  Gericht  43  Geschäftsbücher 
voi^elegt  und  mit  Zustimmung  des  L.  W.,  Mitinhaber  der  Firma  N.  N. 
und  Söhne,  dem  ebenfalls  anwesenden  königl.  württembergischen  ünter- 
suchungskommissär  G.  übergeben.  Auf  Beschwerde  des  Rechtsanwalts 
8.  als  Bevollmächtigten  der  Firma  N.  N.  und  Söhne  wurde  von  der 
Strafkammer  des  Landgerichts  Hechingen  mit  Beschluss  vom  22.  Febr. 
1892    die  Beschlagnahme  aufgehoben  aus  folgenden  Gründen: 

Unzweifelhaft  karakterisirt  sich  die  Requisition  des  k.  württemb. 
Kameralamts  v.  10.  Febr.  als  ein  seitens  einer  k.  württembergischen  Ver- 
waltungsbehörde an  ein  k.  preussisches  Amtsgericht  ergangenes  Gesuch 
um  Rechtshülfe.  Es  ist  demnach  in  Erwägung  zu  ziehen,  auf  Grund 
welcher  positiven  Bestimmung  das  hiesige  Amtsgericht  die  beantragte 
Zwangsmassregel  auszuführen  verpflichtet  war.  Eine  solche  Verpflich- 
tung läset  sich  aus  den  zunächst  in  Betracht  kommenden  §§  157  ff. 
des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes  nicht  folgern,  indem  bei 
diesen  die  Rechtshülfe  nur  unter  Gerichten  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten und  in  Strafsachen  in  Frage  steht.  Diese  Voraussetzung 
trifift;  hier  nicht  zu.  Das  an  das  hiesige  Amtsgericht  am  10.  Februar  c. 
erlassene,  die  Beschlas^nahme  der  Bücher  der  Firma  N.  N.  u.  Söhne 
betreffende  Ersuchen  ist  von  dem  k.  württembergischen  Kameralamt 
in  Rottenburg  a/N.  ergangen.  Es  liegt  also  das  Ersuchen  einer  Ver- 
waltungsbehörde vor,  welche  zu  den  Gerichten  im  Sinne  des  Gerichts- 
verfassnngsgesetzes  nicht,  und  auch  dann  nicht  gehört,  wenn  sie  in 
einem  vor  ihr  anhängigen  Administrativ-Strafverfahren  thätig  ist. 

Ebenso  wenig  rechtfertigt  sich  im  vorliegenden  Falle  eine  Anwend- 
barkeit des  Bundesgesetzes,  betreffend  die  Gewährung  der  Rechtshülfe, 
vom  21.  Juni  1869,  durch  Vertrag  vom  25.  November  1870  (B.G.Bl. 
8.  656)  in  Württemberg  eingeführt,  indem  dieses  Gesetz  ebenfalls  nur 
über  den  Rechtshülfeverkehr  zwischen  Gerichten  Bestimmungen  trifft. 

Auch  aus  dem  zwischen  der  k.  württembergischen  Regierung  und 
der  des  Fürstenthums  Hohen  zollern  -  Hechingen  im  Jahre  1827  ge- 
schlossenen Jurisdiktionsvertrage  *),  welcher  unbestritten,  insoweit  seine 
Bestimmungen  nicht  durch  spätere  Verträge  oder  Reichsgesetze  tangirt 
sind,  noch  fortdauernde  Gültigkeit  hat,     lässt   sich  eine  Verpflichtung 


4)  Da  der  mit  dem  vormaligen  Ftirstenthum  Hobenzollem-Sigmaringen 
in  dem  gleichen  Jahre  von  der  wiirttembergischen  Regierung  abgeschlos- 
sene Juriediktionsvertrag  mit  dem  Hohenzollern-Hechingischen  gleichlautend 
ist,  so  sind  die  Ausführungen  dieses  Beschlusses  auch  für  das  Gebiet  des 
früheren  Fürstenthums  HohenzoUern-Sigmaringen  zutreffend.  Anmerk.  des 
Kingenders. 
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des  hiesigen  Amtsgerichts  zur  Vornahme  der  in  Rede  stehenden,  von 
dem  k.  württembergischon  Kameralamte  in  Rottenburg  beantragten 
Zwangsmassregel  nicht  herleiten.  Wenn  mau  auch  dem  Umstände, 
dass  im  Artikel  1  desselben  nur  von  richterlichen  Erkenntnissen  und 
Gerichten  die  Rede  ist^  kein  weiteres  Gewicht  beilegt  ^  indem  damals 
im  Fürstenthum  Hohenzollern- Hechingen  eine  Trennung  der  Verwal- 
tung von  der  Justiz  noch  nicht  erfolgt  war^  eine  solche  yielmehr 
erst  später,  nämlich  am  14.  Juli  1888  (Hechinger  Verordnungsblatt 
S.  263)  vorgenommen  wurde,  so  erscheint  dennoch  eine  Anwendong 
des  erwähnten  Jurisdiktionsvertrages  auf  den  vorliegenden  Fall  tm- 
geschlossen.  Es  lautet  nämlich  der  in  Betracht  kommende  Artikel  3 
desselben:  ,, Beide  Staaten  verpflichten  sich,  gegenseitige  Rechtshülfe  so 
leisten,  sowohl  in  bürgerlichen  als  peinlichen  Sachen,  soweit  nieht 
hierüber  in  gegenwärtigem  Vertrage  besondere  Einschränkungen  ent- 
halten sind.'^  Es  ist  demnach  zu  erwägen,  ob  die  in  Rede  stehende 
Kapitalstenergefährdung  als  peinliche  Sache  im  Sinne  des  Jurisdik- 
tionsvertrages von  1827  anzusehen  ist?  Diese  Frage  ist  zu  vememen. 
Da  nämlich  zur  Zeit  der  Abschliessung  dieses  Vertrages  sowohl  io 
Fürstenthum  Hohenzollem-Hechingen  als  auch  im  Königreich  Württem- 
berg noch  gemeines  deutsches  Strafrecht  galt,  so  ist  für  die  Benrthei- 
limg,  welche  Bedeutung  dem  im  erwähnten  Jurisdiktionsvertn^  vor- 
kommenden Ausdruck  ..peinliche  Sachen^  beizulegen  ist,  das  gemeine 
deutsche  Strafrecht  ausschliesslich  massgebend.  Dieses  '  versteht  be- 
kanntlich unter  peinlichen  Sachen  nur  solche,  welche  entweder  m 
abstracto  oder  nach  den  besonderen  Umständen  eine  besonders  schwere 
Strafe  zur  Folge  haben.  Diese  Voraussetzung  tri£Ft  bei  der  vorliegen- 
den Sache,  bei  welcher  es  sich  nur  um  eine  Kapitalsteuergefithrdnng 
handelt,  nicht  zu.  Dass  übrigens  die  in  Betracht  kommenden  Staat»- 
regierungen  selbst  unter  peinlichen  Sachen  nur  eine  schwere  Gattnng 
von  strafbaren  Handlungen  verstanden  wissen  wollten,  haben  sie  dar 
durch  bekundet,  dass  sie  bezüglich  der  Bestrafungen  von  leichteren 
Delikten,  nämlich  bezüglich  von  Forst-,  Jagd-,  Feld-  und  Fischerei- 
freveln den  Jurisdiktionsvertrag  nicht  für  ausreichend  erachteten,  in- 
dem sie  dieserhalb  Bestimmungen  in  der  üebereinkimft  vom  27.  Sep- 
tember (14.  Dezember)  1864  getroffen  haben.  Es  muss  demnach  eine 
Anwendbarkeit  des  Jurisdiktionsvertrages  auf  noch  leichtere  Fülle; 
vorliegend  also  auf  KapitalsteuergeflÜirdung,  als  ausgeschlossen  be- 
trachtet werden. 

Ist  somit  dargethan,  dass  eine  Verpflichtung  für  das  hiesige 
Amtsgericht,  dem  Antrage  des  k.  württembergischen  Kameralamte 
Rotten  bürg  stattzugeben  nicht  vorlag,  so  muss  auch  konsequenter  Weise 
jede  Berechtigung  des  hiesigen  Amtsgerichts  zur  Vornahme  der  statt- 
gefondenen  Beschlagnahme  verneint  werden.  Abgesehen  von  ausdrück- 
lichen Verbotsbestimmungen,  wie  solche  in  der  preussischen  Verfassong»- 
urkundc  vom  31.  Januar  1850  Art.  6,  im  Gesetz  vom  12.  Febroar 
1850  (Ges.-S.  S.  45),    30.  April  1851  (Ges.-S.  S.  188)    §§  7.  H 
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enthalten  sind,  würde  es  aber  auch  mit  den  Grundsätzen  eines  geord- 
neten Rechtsstaates  überhaupt  unvereinbar  sein,  es  dem  Belieben  eines 
Beamten  zu  überlassen,  eine  Zwangsmassregel  von  so  weittragender 
Bedeutung,  wie  die  vom  k.  württembergischen  Kamefalamt  Rotten  bürg 
beantragte  vorzunehmen  oder  nicht.  Es  war  demnach  unter  Aufhebung 
der  Beschlagnahme  wie  geschehen  zu  beschliessen. 


Italien. 

ItaUenlsclie  Bechtspreehnng. 

Mitgetheilt  von  Herrn  F,  P.  Cantuzeiy  Professor  des  internationalen  Rechts 

an  der  k.  Universität  in  Neapel. 

Zuständigkeit  des  italienischen  Gerichts  über  Streitigkeiten  gegen 
Altsländer,    hn  Auslände    geschlossener  Kontrakt     Seine  Voll- 

streckbarkeit  in  Italien. 

ürtheil  des  Appellationsgerichtshofes  zu  Brescia  vom  20.  April  1891. 

Benetti  Saute,  Kommissionär  zu  Mantua,  belangte  vor  dem  Tri- 
bunal zu  Mantua  die  Ditta  Albin  Marcy  aus  Grasse  (Frankreich  Alpes 
maritimes).  Letztere  hat  am  15.  März  und  10.  April  1890  dem 
Benetti  Santo  mittels  Eisenbahn  eine  gewisse  Menge  Seidenwürmer 
durch  briefliches  Einverständniss  verkauft;  diese  Waare  sollte  Eisen- 
bahnstation Mantua  übergeben  werden. 

Albin  Marcj  machte  geltend,  dass  er  in  seiner  Eigenschaft  als 
Ausländer  nicht  vor  dem  italienischen  Gerichte  belangt  werden 
könne^  indem  nicht  der  von  dem  Art.  105  Nr.  2  des  Zivilprozessver- 
fahrens vorhergesehene  Fall  vorliege,  vielmehr  der  Kontrakt  zu  Grasse 
vollständig  abgeschlossen  worden  sei  und  daselbst  auch  seine  Voll- 
streckung erhalten  sollte. 

Das  Tribunal  zu  Mantua  verwarf,  mit  Urtheil  vom  29.  November 
1890,  die  vom  Belangten  erhobene  Inkompetenzeinrede,  indem  es 
zwar  annahm,  dass  der  Kontrakt  zwischen  Benetti  und  Marcy  zu 
Grasse  perfekt  wurde,  dass  aber  die  Kompetenz  des  italienischen  Ge- 
richts aus  dem  Grunde  des  Vollstreckungsorts  des  Kontrakts  unstreitbar 
gegeben  sei,  weil  die  Parteien  übereinkamen,  die  Waare  müsse,  nach 
vorläufiger  Bezahlung  des  Preises,  dem  Käufer  in  der  Eisenbahnstation 
zu  Mantua  Übergeben  werden. 

Die  von  Marcy  gegen  dieses  Urtheil  eingelegte  Berufung  wurde 
von  dem  Appellgerichte  zu  Brescia  mit  Urtheil  vom  20.  April  1891 
zurückgewiesen,  wobei  die  folgenden  Grundsätze  ausgesprochen  wurden: 

a)  Ein  Ausländer  kann  vor  den  Gerichten  des  König- 
Teichs  bezüglich  eines  Kontrakts  belangt  werden,  wel- 
cher seine  Vollziehung  im  Königreiche  haben  sollte,  ob- 
schon  der  Kontrakt  selbst  im  Auslande  geschlossen  wurde. 
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b)  Ein  Kontrakt  ist  im  Auslände  unvollstreckbar^  wenn 
im  Königreiche  die  Uebergabe  und  Bezahlung  der  Waare 
stattfinden  soll.  — 

Einige  Bemerkungen  darttber.  —  Das  Urtheil  des  AppellliofeB 
entspricht  den  Verfügungen  des  Gesetzes.  In  der  That  enthält  das 
Zivilprozessverfahren  im  I.  Buche  11.  Titel  1.  Absatz  einige  Artikel 
bezüglich  der  Ausländer.  Der  Artikel  105  verfugt,  dass  ^der  nicht 
im  Königreiche  domizilirende  Ausländer  vor  den  Gerichten  des  Kö- 
nigreichs belangt  werden  kann^  wenngleich  er  sich  nicht  daselbst  be* 
findet:  1)  wenn  es  sich  um  Einschreiten  über  im  Königreiche  befind- 
liche bewegliche  oder  unbewegliche  Güter  handelt:  2)  wenn  es  sich 
um  Verpflichtimgen  handelt,  welche  ihren  Ursprung  aus  Kontrakten 
oder  Thatsachen^  welche  im  Königreiche  erfolgten,  hatten  oder  welche 
ihre  Vollstreckung  im  Königreiche  haben  sollten:  3)  in  allen  jenen 
Fällen,  wo  Gegenseitigkeit  besteht". 

Das  Handelsgesetzbuch  enthält  die  Norm  bezüglich  des  Moments 
und  des  Orts,  womit  ein  Kontrakt  unter  abwesenden  Personen  seine 
Vollkommenheit  erhält;  Art.  36  bestimmt:  rDer  zweiseitige  Kontrakt 
unter  abwesenden  Personen  ist  nicht  perfekt,  wenn  die  Annahme  nicht 
in  der  von  ihm  bestimmten  Zeit  dem  Offerirenden  zur  Kenntniss  ge- 
langt oder  nicht  in  dem  gewöhnlich  zum  Austausch  des  Vorschlages 
und  der  Annahme  erforderlichen  Zeiträume,  wobei  die  Eigenschaft  des 
Kontrakts  und  die  allgemeinen  Handelsgebräuche  zu  berücksielitigen 
sind.  Der  Offer irende  kann  auch  eine  mit  Verspätung  angelangte 
Annahme  als  wirksam  erachten,  wofern  er  sogleich  darüber  dem  An- 
nehmenden Nachricht  gibt." 

Aus  der  dargelegten  Briefkorrespondenz  entnahm  der  Richter,  dass 
die  erste  Anfrage  an  die  Ditta  Marcy  am  3.  September  1889  von  Benetti 
Santo  gestellt  wurde,  welcher  den  Verkauf  einer  gewissen  Quantität 
Waaren  verlangte,  die  in  der  Anstalt  zu  Grasse  gezogen  wurde.  Die 
obige  Ditta  erwiderte  am  folgenden  Tage  durch  Brief,  worin  sie  sieh 
bereit  erklärte,  solche  Waare  dem  Ansuchenden  nach  Angabe  des 
Preises  zu  verkaufen.  Der  Kontrakt  wurde  dadurch  in  Italien  per- 
fekt, weil  der  Vorschlag  von  Mantua  aus  ausging  und  in  besag;ter 
Stadt  auch  die  Annahme  des  Verkäufers  zur  Kenntniss  des  An- 
suchenden gelangte.  Die  darauf  fdlgende  gegenseitig  gewechselte 
Korrespondenz  der  Kontrahenten  bezweckte  nur,  die  Detaileinverständ- 
nisse über  die  Vollstreckung  des  Kontraktes  zu  regeln;  sie  konnte 
das  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  im  voraus  festgesetzte  Bechts- 
band  weder  beeinflussen  noch  ändern,  noch  jenen  Ort  wechseln,  wo 
man  das  Zusammentreffen  der  Willen  der  Kontrahenten  als  bewiesen 
annehmen  wollte  (decorum  in  idem  placitum  consensus). 

Vertrag  unter  Abwesenden. 

Im  Konflikte  zwischen  dem  italienischen  und  einem  ausländischen 
Gesetze  bezüglich  der  Zeit  und  des  Orts   der  Vollendung   eines    Kon- 
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trakts    unter  Abwesenden    ist^     um    das   anzuwendende  Gesetz    festzu- 
stellen^ Rücksicht  auf  die  Absicht  der  Parteien  zu  nehmen. 

Solche  Absicht  kann  auch  im  Wege  der  Prästuntion  festgestellt 
werden. 

ürtheil  des  Kassationshofes  in  Turin  vom  13.  Januar  1891. 
Ans  den  Gründen: 

Um  den  Ort  sicher  zu  stellen,  wo  der  Kontrakt  durch  das  Zu- 
sammentreffen der  Einwilligung  des  Offerenten  und  des  Annehmers  seine 
Vollkommenheit  gefunden  habe,  muss  man  bezüglich  des  hier  bestehen- 
den Konflikts  zwischen  der  italienischen  und  deutschen  Gesetzgebung 
beim  Stillschweigen  der  Parteien  annehmen,  da  die  Ditta,  von  welcher  der 
Kaufvorschlag  ausging,  iu  Mailand  residirto,  habe  dieselbe  das  eigene 
Gesetz  angewendet  wissen  wollen,  imd  da  die  annehmende  ausländische 
Ditta  nichts  Gegentheiliges  erklärt,  sei  solche  ohne  Weiteres  hiemit 
einverstanden  gewesen. 

Wenn  nach  der  Wirkung  des  loais  regit  actum  bei  Kollision  der 
verschiedeneu  nationalen  Gesetze  der  Kon trahir enden  es  darauf  an- 
kommt, die  Norm  von  dem  einen  oder  dem  anderen  zu  nehmeu,  um 
das  juridische  Moment  des  Wesens  des  Kontrakts  zu  bestimmen,  so 
ist  es  klar,  dass  die  Entscheidung  einer  solchen  Streitigkeit  von  der 
präliminaren  Werthschätzung  des  Willens  der  Parteien  abhängt  und 
dass,  wenn  derselbe  nicht  erklärt  wurde,  man  denselben  beim  Mangel 
anderer  Beweise  durch  Präsumtionen  rechtmässiger  Weise  ableiten 
muss,  dahin  gehend,  dass  derjenige  Kontrahent,  welcher  den  Akt  ein- 
leitet, das  eigene  Gesetz  angenommen  wissen  will  und  dass  der  aus- 
ländische Gegenkontrahent  mit  der  Ausführung  des  Kontrakts  gemäss 
dieses  Gesetzes  einverstanden  war. 

Aus  diesem  Grunde  kommt  der  Vorinstanz  kein  Tadel  zu,  dass 
solche  beim  Mangel  eines  ausdrücklich  geschriebenen  Einverständnisses, 
welches  die  Meinimg  der  Kontrahirenden  und  den  angebotenen  Beweis 
einer  anderen  Absicht  glaubwürdig  machen  könnte,  die  Zuflucht 
zur  Präsumtion  nahm,  wobei  sie  nicht  unterliess  zu  bezeichnen,  wie  und 
auf  welche  Weise  sie  zu  ihrer  Ueberzeugung  kam;  sie  setzte  sich 
endlich  gewiss  nicht  mit  den  Präliminar  Verfügungen  des  Art.  9  des 
Zivilgesetzbuches  in  Widerspruch,  welcher  bestimmt,  dass  die  Ver- 
pflichtung nach  dem  Gesetze  des  Orts  geregelt  werden  soll,  wo  der 
Akt  zu  Stande  kam.  Wenn  man,  um  festzusetzen,  welcher  der  be- 
sagte Ort  sei,  daran  festhält,  dass  die  Parteien  sich  dem  italienischen 
Gesetze  unterworfen  hätten,  wurde  nicht  dieses  letztere  angewendet, 
indem  nach  Art.  36  des  italienischen  Gesetzbuches  dort  der  Kontrakt 
zur  Vollkommenheit  gelangt,  wo  dem  Offerenten  die  Nachricht  über 
die  Annahme  des  gemachten  Vorschlages  anlangt. 

Die  Berufung  auf  die  Artikel  321,  347,  349  des  deutschen  Han- 
delsgesetzbuches geht  gänzlich  fehl,  da  solches  im  italienischen  Staate 
nicht  gilt,  wo  es  nicht  eingeführt  ist  und  auch  nicht  als  Dokument 
vor  dem  entscheidenden  Gerichtshofe  vorgewiesen  wurde.  — 
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Anch  wir  sind  ganz  der  Meinung  des  Kassationshofes  zu  Tniin. 
Um  zu  bestimmen^  welches  unter  den  verschiedenen  Gresetzen,  welchen 
die  Kontrahenten  unterworfen  sind^  die  Kegel  gibt^  muss  man  die  stille 
oder  ausgedrückte  Absicht  der  Kontrahenten  selbst  berücksichtigen.  lo 
diesem  Sinne  entschied  auch  der  Appellationsgerichtshof  zu  G^na  mit 
ürtheil  vom  15.  März  1886. 


Oesterreich. 

Bechtsprecbnng  der  österreichischen  Gerichtshofe. 

Bei  Erledigung   der  seitens  eines   fremdländischen  Fiskus   gegen 
einen  Inländer  eingebrachten  Klage  kann  nicht  über  die  Frage  der 
Proxessfähigkeit  des  Klägers  entschieden  werden  (§  1  a.  0. 0.  und 
Hofdekret  vom  6,   Oktober  1783  Z,  197  J.O,8.). 

Entscheidung  des  obersten  G.H.  vom  16.  Februar   1892  Nr.  1411. 

In  der  seitens  des  königl.  preussischen  Fiskus,  vertreten  dmdi 
den  k.  preuss.  Gerichtskassen-Revidenten  Hellmuth  Geyer,  gegen  Dr. 
Julius  B.  in  Wien  wegen  Zahlung  der  Gebühr  von  91  ./Ä  70  .^  s.  N6. 
überreichten  Klage  wird  dai'gestellt,  dass  der  Geklagte  den  Julias  F. 
und  Genossen  beim  k.  Landgerichte  in  Breslau  puncto  118  098  Mark 
86  Pf.  geklagt^  dass  derselbe  jedoch  später  seine  Klage  zurttckg^ogeo 
beziehungsweise  erklärt  habe,  selbe  auf  seine  Kosten  zurückzuziehen, 
und  da  er  die  aufgelaufene  Gebühr  von  91  Mark  nicht  bezahlte,  auch 
der  von  Seite  des  deutscheu  Konsulates  in  Brunn  an  ihn  ergangeneQ 
Mahnung  nicht  nachkam^  so  wird  das  Begehren  gestellt,  den  Dr.  Julius 
B.  zur  Zahlung  dieser  Gebühr  sammt  Spesen  von  70  Pf.  zu  veana- 
theilen. 

Die  erste  Instanz  hat  diese  Klage  zu  Gericht  angenommen  und 
hierüber  die  Tagfahrt  zur  summarischen  Verhandlung  anberaumt. 

lieber  den  dagegen  eingebrachten  Eekurs  des  Geklagten  hat  diE 
k.k.  Oberlandesgericht  den  erstrichterlichen  Klagebescheid  abgeändert 
und  die  Klage  von  Amts  wegen  nach  §  1  Jur.  N.  zurückgewieso, 
weil  dieselbe  auf  Zahlung  von  bei  dem  königl.  Landgerichte  in  Bres- 
lau aufgelaufenen  Gerichtsgebühren,  somit  auf  Einbringung  einer  aus- 
ländischen öffentlich  rechtlichen  Abgabe  gerichtet  ist;  in  Ansehmig 
welcher,  nach  der  J.M.V.  vom  24.  Juni  1860  R.G.B.  Nr.  159,  die 
zwangsweise  Einbringung  gegen  in  Oesterreich  sich  aufhaltende  Per- 
sonen überhaupt  nicht  statthaft  ist,  —  weshalb  auch  die,  auf  £rwi^ 
kung  einer  solchen  Exekution  gerichtete  Klage  zur  Einleitung  eines 
gerichtlichen  Verfahrens  offenbar  nicht  geeignet  und  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  ausgeschlossen  erscheint. 

In  dem  dagegen  erhobenen  ord.  Revisionsrekurse  des  kgl.  preoss. 
Fiskus  wird  Nachstehendes  hervorgehoben: 

Der  Fin.-Min.-Erlass  dd.  24.  Juni  1860   (R.G.B.  Nr.  159)  Te^ 
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bietet  nicht  die  zwangsweise  Eintreibung  ausländischer  Taxen  gegen 
in  Oesterreicb  wohnhafte  Parteien  überhaupt^  darin  ist  vom  Bequisi- 
tionsverfabren  in  Ansehung  ausländischer  Abgaben  die  Rede^  dagegen 
sei  die  Verfolgung  des  Rechtsweges  nicht  verboten. 

Es  sollte  damit  keineswegs  eine  in  Oesterreicb  befindliche  Person 
von  Zahlung  von  Auslandsabgaben  freigesprochen  werden.  Die  Klage  eines 
fremden  Staates  sei  demnach  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  behan- 
deln; dabei  sei  das  fremde  Aerar  als  juristische  Person  anzusehen 
(§  33  b.  6.B.),  welche  eventuell  die  Reziprozität;  das  geltende  fremde 
Recht  und  den  Umstand  darzuthun  hat^  dass  das  fremdländische  Recht 
anzuwenden  ist. 

Der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  hat  die  oberlandesgerichtliche  Er- 
ledigung abgeändert  und  den  erstrichterlichen  Bescheid  wieder  hergestellt^ 
weil  nach  §  1  a.  GO.  und  Hofdekret  vom  6.  Oktober  1783  Z.  197 
bei  Erledigung  der  Klage  nicht  in  das  Innerliche  der  Schrift  eingegan- 
gen werden  kann^  daher  nicht  angeht  ^  derzeit  zu  entscheiden^  ob  der 
klägerischer  Seits  gestellte  Anspruch  auf  Zahlung  gesetzlich  zulässig 
ist  und  ob  dem  klagenden  königl.  preuss.  Fiskus  die  Prozessfähigkeit 
zusteht. 

Einwendung  der  entschiedenen  Streitsache  auf  Grund  eines  aus- 
ländischen Erkenntnisses.     Verhältniss  zum  Delibationsverfahren, 

Entsch,   d.    oberst.  G.H.  vom  10.  Dez.  1891   Z.  14691  fjur.  31.  1892 

S.  131). 

E.  K.;  als  Vormund  des  minderjährigen  A.^  und  M.  K.  im  eige- 
nen Namen  und  als  Mutter  desselben  ^  haben  bei  dem  k.  k.  Landes- 
gerichte Wien  mit  Klage  de  praes,  13.  Dezember  1890  Z.  118439 
wider  B.  das  Begehren  um  Erkenntniss  gestellt :  B.  sei  als  Vater  des 
ausser  der  Ehe  geborenen  minderjährigen  A.  anzusehen  ^  \md  als  sol- 
cher schuldig,  die  näher  spezifizirten  Alimentationsbeträge  pro  praeterito 
und  pro  futuro  zu  bezahlen.  In  der  Klage  wurden  zwei  Urtheile  des 
k.  Amtsgerichts  MUnchen  allegirt,  laut  deren  der  Geklagte  bereits 
rechtskräftig  als  Vater  des  minderjährigen  A.  erkannt  und  zu  den  in 
der  Klage  begehrten  Alimentationsbeträgen  verurtheilt  wurde ^  jedoch 
bemerkt;  dass  ein  neuerlicher  Rechtsstreit  eingeleitet  werde  ^  weil  das 
auswärtige  Urtheil  infolge  Inkompetenz  des  bezüglichen  Gerichts 
(dasselbe  war  als  forum  delicti  commissi  angerufen  worden)  in  Oester- 
reicb nicht  vollstreckbar  sei.  Der  Geklagte  erhob  mit  Eingabe  de 
praea.  7.  Januar  1891  Z.  2065  die  exceptio  rei  judicatae. 

Das  k.  k.  Landes ge rieht  in  Wien  wies  mit  Urtheil  vom 
2.  April  1891  Z.  81925  die  Einwendung  zurück  aus  folgenden, 
den  Sachverhalt  näher  ausführenden  Gründen: 

Der  Geklagte  begründet  seine  Einwendung  der  entschiedenen 
Streitsache  damit;  dass  über  den  mit  ELlage  de  praes.  13.  Dezember 
1890  Z.  118439  erhobenen  Anspruch  auf  Anerkennung  seiner  Vater- 
schaft zu  dem  von  M.  K.  ausserehelich  geborenen  Sohne  ^     sowie   auf 
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Zahlung  von  Unterhaltskosten  mit  den  ürtheilen  des  k.  Amtsgeriehts 
München I,  Abtheilung  A  f^r Zivilsachen  vom  17.  Januar  1884 Nr.  2870/88 
und  vom  21.  Juni  1884  Nr.  2870/83  bereits  rechtskräftig  entschie- 
den, dass  daher  die  Voraussetzung  des  Hofdekretes  vom  15.  Jannir 
1787  Nr.  621  Ht  a  a  J.G.S.  vorliege,  wonach  der  Geklagte,  wenn  dnc 
bereits  durch  Urtheil  entschiedene  Klage  nochmals  angebracht  wird, 
die  ihm  zugekommene  Klage  zurücklegen  könne.  Von  den  Klägern 
wird  die  Richtigkeit  der  thatsächlichen  Grundlage  dieser  Einwendung 
zwar  zugegeben,  jedoch  die  Statthaftigkeit  der  Einwendung  deshalb 
bestritten,  weil  die  oberwähnten  bayetischen  Urtheile  in  Oesterreidi 
nicht  vollstreckbar  seien.  Es  habe  nämlich  das  k.  bayerische  Amts- 
gericht in  München  mit  Rücksicht  auf  die  das  Deutsche  Recht  be- 
herrschende Auffassung  des  ausserehelichen  Beischlafes  als  eines  De- 
likts*) gegen  den  in  Oesterreich  wohnhaften  Geklagten  die  obigen  Ur- 
theile als  forum  delicti  comniissi  gefällt,  während  im  österreichischen 
Rechte,  welches  die  Verpflichtung  des  Vaters  zum  Unterhalte  seines 
unehelichen  Kindes  als  auf  der  Verwandtschaft  beruliend  ansieht,  eine 
solche  Kompetenz  nicht  anerkennt,  sondern  nach  der  allgemeinen 
Regel  des  §  13  J.N.  das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Geklagten  tm 
Entscheidung  der  fraglichen  Streitsache  berufen  sei.  Mit  Rticksiclit 
darauf  und  auf  die  mit  dem  Justizministerialerlasse  vom  28.  MSn 
1880  Z.  3983  kundgemachte  Bestimmung  des  §  661  der  deutschen 
Z.P.O.,  wonach  unter  Beobachtung  der  Reziprozität  auf  Grund  eines 
ausländischen  Erkenntnisses  ein  Vollstreckungsurtheil  nicht  zu  erlassen 
ist,  wenn  das  ausländische  Grericht  nach  deutschem  Rechte  nicht  in- 
ständig war,  würde  im  Delibationsverfahren  die  Zwangsvollstreckung 
der  obenerwähnten  bayerischen  Urtheile  in  Oesterreich  nicht  zu  er- 
langen sein,  und  es  sei  daher  den  Klägern,  um  die  Durchsetzung 
ihres  Anspruchs  zu  ermöglichen,  nichts  Anderes  übrig  geblieben,  ah 
die  bereits  in  München  entschiedene  Streitsache  vor  dem  kompetenten 
ersten  Grerichte  mit  einer  neuen  Klage  geltend  zu  machen.  Das  k.  k. 
Landesgericht  findet  nun  die  vom  Geklagten  erhobene  Einwendung 
der  bereits  entschiedenen  Streitsache  aus  nahestehenden  Gründen  ab- 
zuweisen:  Der  Zivilprozess  verfolgt  den  Zweck,  streitige  Privat- 
rechte in  gehöriger  Ordnimg  zur  Anerkennung  und  Realisirung  n 
bringen,  und  zwar  soll  auch  die  Realisirung  des  Erkenntnisses  nicbt 
durch  Selbsthülfe,  sondern  durch  die  Hülfe  der  Staatsgewalt  geschehen. 
Ist  die  Realisirung  durch  die  staatliche  Hülfe  nicht  möglich,  weil  vi« 
im  vorliegenden  Falle  der  zur  Zwangsvollstreckung  berufene  Staat  (li« 
Rechtsgültigkeit  des  Urtheils  nicht  anerkennt,  so  ist  der  Zweck  des 
Prozessverfahrens  nicht  erreicht,  und  es  muss  der  Partei,  soll  sie  nickt 


*)  Speziell  für  Bayern  gilt  diese  Auffassung  zufolge  Plenarentsdiei- 
düng  des  O.A.6.  München  vom  5.  Juni  1855.  Vgl.  hierüber  und  die  ent- 
gegengesetzte Praxis  in  Preussen  und  anderen  deutschen  Ländern:  Bc^ 
die  räuml.  Herrschaft  der  Rechtsnormen  etc.  S.  64  ff.,  ferner  die  Abhand- 
lung von   Voigt  in  Bd.  I  dieser  Zeitschr.  S.  304  ff.      Red. 
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schutzlos  sein^  freistehen^  ihre  Kechtssache  vor  dem  nach  dem  Ge- 
setze des  Vollstreckungsorts  kompetenten  Gerichte  neuerlich  zur  Aus- 
tragung zu  bringen^  um  endlich  beim  Vorhandensein  von  Exekutions- 
objekten ihre  Befriedigung  zu  erreichen.  Dieser  Grundsatz  muss  auch 
für  Oesterreich  gelten^  weil  sonst  dasselbe  als  Asylstaat  für  zahlungs- 
unwillige  Schuldner  angesehen  werden  müsste,  was  es  nach  §  83  a.  b. 
G.B.  und  nach  den  Staatsgruudgesetzen  gewiss  nicht  ist.  Im  vorliegenden 
luzidenzstreite  handelt  es  sich  nun  vorzugsweise  nur  darum  ^  ob  die 
erwähnten  zwei  bayerischen  ürtheile  in  Oesterreich  wirklich  nicht 
vollstreckbar  seien  und  ob  diese  Frage  im  gegenwärtigen  Streite  ent- 
schieden werden  könne  oder  im  besonderen  Delibations verfahren 
auszutragen  sei.  Nach  den  von  den  Klägern  richtig  bezogenen  Ge- 
setzesbestimmungen ist  es  zweifellos,  dass  das  nach  §  70  J.N.  be- 
mfene  Wiener  Landesgericht  die  Exekution  auf  Grund  der  mehr- 
erwähnten bayerischen  Ürtheile  wegen  der  nach  dem  hierländischen 
Gesetze  bestehenden  Inkompetenz  des  Erkenntnissgerichts  nicht  be- 
willigen könnte,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Geklagte 
im  Delibationsverfahren  die  Einwendung  der  Inkompetenz  des  Er- 
kenntnissgerichts erheben  würde,  zumal  er  sich  ja  auch  im  gegen- 
wärtigen luzidenzstreite  dagegen  verwahrt,  dass  die  erwähnten  ür- 
theile gegen  ihn  materiellrechtliche  Ansprüche  begründen  konnten.  Es 
wäre  also  die  Durchfuhrung  des  Delibationsverfahrens  ganz  zwecklos 
imd  würde  für  die  Kläger  nur  imnütze  Kosten  imd  Arbeit  und  einen 
weiteren  Aufschub  in  der  Durchführung  ihres  Anspruchs  zur  Folge 
haben.  Nachdem  somit  die  Nichtrealisirbarkeit  der  bezeichneten  baye- 
rischen Ürtheile  in  Oesterreich  evident  ist  und  den  Klägern  die  Kechts- 
hülfe  in  Oesterreich  nicht  versagt  werden  kann,  muss  die  Anbringung 
ihrer  Eingangs  erwähnten  Klage  vor  diesem  Landesgerichte  als  Ge- 
richtsstand des  Wohnsitzes  des  Geklagten  för  zulässig  erkannt  und 
demnach  der  vom  Geklagten  geschehene  Rückerlag  der  Klage  für  un- 
statthaft; erklärt  werden. 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  hat  über  Appella- 
tion des  Geklagten  mit  Entscheidung  vom  10.  September  1891 
Z.  9122  die  erstinstanzliche  Entscheidung  unter  Bezugnahme  auf  die 
dem  Gesetze  und  der  Sachlage  entsprechende  erstrichterliche  Begrün- 
dang zu  bestätigen  befunden,  weil  die  Einwendung  der  bereits  ent- 
schiedenen Streitsache  nach  der  Natur  der  Sache  ein  vom  österreichi- 
schen Richter  geschöpftes  oder  für  vollstreckbar  erklärtes  Urtheil  vor- 
aussetzt, welches  ohne  weiteres  gegen  den  Verurtheilten  vollstreckt  wer« 
den  kann,  und  dass  daher  diese  Einwendung  dann  unstatthaft  ist, 
wenn  ein  von  einem  ausländischen  Gerichte  geschöpftes  Urtheil  vor- 
liegt, bezüglich  dessen  über  die  Zulässigkeit  der  Vollstreckung  im 
lulande  erst  von  den  inländischen  Gerichten  erkannt  werden  müsste, 
bezüglich  dessen  somit  im  Zweifel  steht,  ob  auf  dasselbe  im  Inlande 
die  Exekution  ertheilt  werden  könne,  weshalb  den  Klägern  nicht  be- 
nommen werden  kann,  den  für  sie  unter  Umständen    sogar   ungünsti- 
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geren  Weg    einer  Deuerlichen   Klage    vor    dem    inländischen  Gerichte 
einzuschlagen. 

Der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  hat  mit  Erkenntniss  Tom 
10.  Dezember  1891  Z.  14691  die  ausserordentliche  Kevision 
des  Rückerlagswerbers  mit  Bezugnahme  auf  die  Bestimmung  des  Hof- 
dekretes vom  15.  Februar  1838  Nr.  2593  J.G.S.,  da  in  den  diei- 
fälligen  unterrichterlichen  Erkenntnissen  ein  zur  Ab&nderung  der 
gleichlautenden  Entscheidung  berechtigendes  Unrecht  nicht  zu  erbli<^eD 
ist^  zurückzuweisen  befanden. 

Das  auf  Qrund  eines  atcsländiseh^n  Urtheils  ohne  das  Begehren 
um  Fällung  eines  Vollstreckungserkenntni^es  eifigebra^chte  Exe- 
kuHonsgesuch  ist  a  limine  abzuweiseti.  Das  Deübationsverfahrem 
kann  über  ein  solches  Gesuch  nicht  von  Amtswegen  eingeiäiä 
werden  (Hofdekret  vom  15.  Februar  1805,  J.O.S.  Nr.  711;  Er- 
lass  des  k.  k.  Ju^tixministerimns  vom  28.  März  1880  Z.  3938: 
§§  660  und  661  der  deutschen  Zivilprozessordnung). 

Entscheidung  des  O.G.H.  vom  30.  Dezember  1890  Z.  14407. 

A.  begehrte  auf  Grund  eines  preussischen  Urtheils  die  eie- 
kutive  Schätzung  und  Transferirung  des  Mobiliarvermögens  des  B. 

Der  erste  Richter  ordnete  über  dieses  Gesuch  eine  Tagsatnmg 
zur  Einvernehmung  des  Exekuten  an. 

Dieser  Bescheid  wurde  vom  Oberlandesgerichte  dahin  abgeändert, 
dass  der  Exekutionswerber  mit  seinem  Exekutionsgesucbe  dernulen 
abgewiesen  werde. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  die  obergerichtliche  Beformatentschd- 
dung  zu  bestätigen  befanden^  weil  A.  in  seinem  Gesuche  ein  Begehre& 
um  Erlassung  des  Vollstreckungserkenntnisses  (§660  der  deutscLeii 
Zivilprozessordnung)  gar  nicht  gestellt  hat^  vom  Landesgerichte  daher 
über  das  obenerwähnte  Gesuch  von  Amts  wegen  eine  Tagfahrt  zurEis- 
vemehmung  des  Exekuten  nicht  anzuordnen  war  ( AUg.  Oest.  Grericlits- 
zeitung,  1892  S.  47). 


Schweiz. 

Bechtspreehnng  Schweizerischer  Gerichtshöfe. 

Anwendung  des  eidgenössischen  Privatrechts  kraft  kaiitonaler  Pro- 
zessvorschrift  wegen  Unkenntniss  ausländischen  Rechts. 

^Wenn  die  Yorinstanz,  ungeachtet  nach  dem  muthmasslichen  Pa^ 
tei willen  ausländisches  Recht  zur  Anwendung  käme,  eidgenössiseheä 
Recht,  gestützt  auf  Art.  289  des  zürcherischen  Prozessgesetzes,  deshalb 
anwendet,  weil  sie  vom  Inhalte  des  ungarischen  Rechts  keine  sichflR 
Kenntniss  habe,  so  muss  dies  auch  fUr  das  Bundesgericht  massgebend 
sein.    Denn    die   sachbezügliche   Entscheidung    der  Vorinstani  bernlit 
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anf  der,  zweifellos  gültigen;  mit  keinem  Grundsätze  des  eidgenössi- 
schen Privatrechts  unvereinbaren,  prozessualischen  Vorschrift  des  kan- 
tonalen Bechtspflegegesetzes ,  dass  der  Kichter  fremde  Gesetze,  da  wo 
solche  nach  den  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  zur  Anwen- 
dung kommen,  allerdings  von  Amts  wegen  zu  beachten  habe,  allein 
nur  dann,  wenn  er  sichere  Kenntniss  von  deren  Inhalt  besitzt,  wäh- 
rend es  Sache  der  Partei,  welche  sich  auf  fremdes  Eecht  beruft,  ist, 
nöthigenfalls  dem  Richter  dessen  Inhalt  nachzuweisen/^  Entsch.  des 
Bundesgerichts  vom  11.  Dezember  1891  i.  S.  Wulff  c.  Price  (Revue 
etc.  Bd.  X  8.  41\ 

Markenrecht  Straf  klage  wegen  Verletzung  des  schweizerischen 
Markenschutxgesetxes  vom  26,  September  1890.  Begriff  der  ,.Her~ 
kunftsbexetchnung-^,  Oegenrecht  der  ausländischen  Staaten,  lieber - 
einkunft  xtvischen  der  Schweiz  und  Oesterreich-  Ungarn  vom 
22.  Juni  1885 f  betreffend  den  wechselseitigen  Schutz  der  Fabrik- 

und  Handelsmarken, 

ürtheil  der  Appellationskammer  des  Obergerichts   Zürich   vom  Bl.  De- 
zember 1891  i.  S.    der    ersten    Pilsener  Aktienbrauerei    c.  Duttweiler 
und  c.  Haas  (Bl.  f.  handelsrechtl.  Entsch.  Bd.  XI  S.  20,  Revue  etc. 

Bd.  X  S.  71). 

Die  „erste  Pilsener  Aktienbrauerei ^^  in  Pilsen  hatte  unterm 
26.  Dezember  1890  zwei  Schutzmarken  für  ihr  Schank-,  Lager-  und 
Exportbier  beim  eidgenössischen  Amt  für  geistiges  Eigenthum  fiin- 
terlegt. 

Im  Sommer  1891  hat  R.  Duttweiler  in  Zürich  ein  aus  der  Dampf- 
brauerei  Klattau  in  Böhmen  bezogenes  Bier  unter  dem  Namen  „Fein- 
stes Pilsener  Tafelbier '^  in  Zeitungen,  Etiquetten  etc.  empfohlen  und 
in  den  Handel  gebracht. 

Die  Pilsener  Aktienbrauerei  liess  gegen  Duttweiler  Strafklage 
erheben  wegen  Gebrauchs  einer  fälschlichen  Herkunftsbezeichnung  im 
Sinne  des  Art.  26  Abs.  2  des  Markenschutzgesetzes. 

Der  Angeklagte  wurde  in  beiden  Instanzen  freigesprochen. 

Aus  den  zweitinstanzlichen  Erwägungen: 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  auch  imter  der  Herrschaft  des 
neuen  Markenschutzgesetzes  der  Angeklagte  für  das  von  ihm  verkaufte 
Bier  eine  fälschliche  Herkunftsbezeichnung  gewählt  hat.  Der  Art.  36 
des  Schweiz.  Markenschutzgesetzes  setzt  nun  aber  fest,  dass  diejenigen 
seiner  Bestimmungen,  welche  die  Herkunftsbezeichnung  betreffen, 
keine  Anwendung  finden  gegenüber  den  nicht  in  der  Schweiz  wohn- 
haften Angehörigen  von  Staaten,  welche  auf  diesem  Gebiete  kein 
Oegenrecht  halten.  Es  ist  daher  vor  Allem  zu  untersuchen,  ob  das 
Merreichische  Recht,  in  dessen  Gebiet  die  Klägerin  domizilirt  ist,  den 
Schutz  ausländischer  Herkunftsbezeichnungen  kenne.  Nun  ergibt  sich 
ans  Art.  82  des  Österreich.  Markenschutzgesetzes  vom  6.  Januar  1890 
in  Verbindung  mit  den  Artikeln  1,  10  und  24  ebenda,  dass  in  Oester- 
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reich  die  blosse  Herkunftsbezeichnung  auch  im  Inlande  nicht  gesch&tzt 
ist;  sofern  sie  nicht  verbunden  ist  mit  einem  Namen ,  der  Firma  odn 
einer  sonstigen  geschäftlichen  Benennung  des  Etablissements  emes 
Produzenten  oder  Kaufmanns.  Dazu  kommt^  dass  die  Vereinbanmg 
zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich- Ungarn  zum  wechselseitigec 
Schutze  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  vom  22.  Juni  1885  (u 
Oesterreich  in  Kraft  seit  dem  10.  April  1886)  in  Art.  1  lediglidi 
bestimmt :  ^.Die  Oesterreicher  und  Uugarji  geuiessen  in  der  Schweiz 
und  die  Schweizer  in  Oesterreich -Ungarn  in  Bezug  auf  die  Fabrik- 
und  Handelsmarken  den  nämlichen  Schutz  wie  die  Einheimischen.' 
Der  Schutz  bezieht  sich  also  nicht  auf  die  von  den  Marken  thatfdkb- 
lich  und  begri£flich  durchaus  verschiedenen  reinen  Herkunftsb^eich- 
nungen,  und  es  steht  daher  der  Pilsener  Brauerei  auf  schweizerischem 
Gebiete  kein  Klagerecht  zu  wegen  Verletzung  der  Herkunftsbezeichnimf 
ihrer  Produkte. 

Schweixerisch' italienischer  Attsüeferungsvertrag  Art  2  Ziff.  5. 
Zerstörung  eines  Oebäudes  durch  Sprengstoffe  i^t  Ausliefenm^' 

deUkt 

Nach  Art.  2  Ziff.  5  des  Schweiz. -ital.  Auslieferungsvertrages  tob 
22.  Juli  1888  gehört  zu  den  Verbrechen ^  wegen  deren  die  Ausliefe 
rung  gegenseitig  gewährt  werden  muss^  die  Brandstiftung.  Grestütit 
auf  diese  Vertragsbestimmung  verlangte  Italien  von  der  Schweiz  die 
Auslieferung  eines  gewissen  Guerrini,  welcher  laut  Haftbefehl  ^der  Ter- 
suchten  Zerstörung  eines  Gebäudes  durch  Sprengstoffe^  angeklagt  war. 
Derselbe  hatte  nämlich  Sprengstoffe  auf  das  Fenstergesims  eines  Hansen 
legen  lassen ,  bei  dessen  Explosion  die  Vorhänge  in  Brand  gerathen 
waren.  Guerrini  war  der  Ansicht^  dass  ein  Auslieferungsverbreehea 
nicht  vorliege.  Die  Auslieferung  wurde  aber  vom  Bandesgericht 
bewilligt,  im  Wesentlichen  unter  folgender  Begründung:  Die  Brand- 
stiftung im  eigentlichen  Sinne  und  der  Missbrauch  von  Sprengstoff» 
haben  im  Wesentlichen  die  gleichen  Thatbestandsmerkmale.  Sie  riditcs 
sich  gegen  dasselbe  Objekt  und  sind  sowohl  mit  Rücksicht  auf  des 
verbrecherischen  Willen  als  auf  die  Intensität  der  daraus  entstduo- 
den  Gefahr  identisch.  Im  italienischen  Strafgesetzbuche  (Art.  300  und 
801)  sind  sie  gleich  behandelt,  und  den  gleichen  Standpunkt  nehmea 
überhaupt  die  neueren  Strafgesetzgebungen  (Deutsch.  Stra^eseUh 
§  311),  insbesondere  diejenigen  der  Schweiz.  Kantone,  durchgSngig 
ein  (vgl.  Genf  Art.  222,  Neuenburg  254,  Bern  193,  Glams  119, 
Zürich  201,  Basel  165,  Zug  105,  St.  Gallen  101,  Waadt322,  Wate 
822,  Tessin  898).  Es  ist  daher  anzunehmen,  dass  Art.  2  Ziff.  5  des 
Schweiz. -ital.  Auslieferungsvertrages  den  Ausdruck  Brandstifitaiig  in 
einem  weiteren  Sinne  braucht,  nach  welchem  auch  der  Missbranch  tod 
Sprengstoffen  darunter  subsumirt  werden  kann.  Ein  innerer  Grund  n 
einer  gegentheiligen  Annahme  liegt  umso  weniger  vor,  als  ja  duth 
den  Missbrauch    von   Sprengstoffen    sehr    leicht  ein  Brand    venirsscht 
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werden  kann  und  dieser  Erfolg  auch  subjektiv  durch  den  auf  gewalt- 
same Explosion  gerichteten  dolus  nicht  ausgeschlossen  ist  (Entscheid, 
des  Schweiz.  B.G.  vom  18.  März  1891  i.  S.  Guerrini). 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

Auswärtige  Staaten. 

Frankreich. 

Bemerkungen  über  einige  neue  franzÖsiscJie  Oesetxe. 
Von  Dr.  jur.  Henri  Fromageot,  Advokat  am  Appellhof  zu  Paris. 

Im  Monat  März  1891  wurden  in  Frankreich  vier  wichtige  Ge- 
setze verkündet:  Eines  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts,  eines  auf  dem 
des  Strafrechts  und  zwei  auf  dem  des  Seerechts. 

I.  Erbrecht.  Gesetz  vom  10.  März  1891,  betr.  die  Ab- 
änderung der  Bechte  des  einen  Ehegatten  an  dem  Nach- 
lass   des    verstorbenen   anderen   Ehegatten  ^). 

Dies  Gesetz,  das  die  Art.  205  und  767  des  Code  civil  abändert, 
bezweckt;  eine  Lücke  im  französischen  Erbrecht  auszufüllen,  indem  es 
in  billiger  Weise  die  Bechte  des  überlebenden  Ehegatten  auf  den 
Nachlass  des  verstorbenen  anderen  Ehegatten  regelt. 

Im  alten  französischen  Bechte  hatten  die  Länder  des  geschrie- 
benen Bechts  die  „Quart  des  armen  Ehegatten^,  die  der  Justinianischen 
Novelle  53  Kap.  VI  entlehnt  war,  gewahrt;  die  Länder  des  Gewohn- 
heitsrechts gewährten  der  Ehefrau  ^un  doumre^  (Leibgedinge),  der 
ihr,  falls  sie  den  Ehemann  überlebt,   ,,an  dessen  Vermögen  zusteht"  ^). 

In  der  Mehrzahl  der  heutigen  Gesetzgebungen  sichern  ähnliche 
Bestimmimgen  das  Schicksal  des  überlebenden  Ehegatten,  insbesondere 
in  Italien  '),  Spanien  *),  Preussen  *),  Sachsen  *),  Schweiz  ''),  England®), 
den  Vereinigten  Staaten  •),  endlich  im  Entwurf  des  deutschen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  ^^). 


1)  Joum.  off,  10.  März  1891. 

2)  Pothierj  Einleitung  zu  Titel  XVI  des  Gewohnheitsrechts   von  Or- 
leans I  N.  1. 

3)  Art.  753  ff.  des  italienischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

4)  Art.  834  ff.,  952  ff.  des  spanischen  B.G.6. 

5)  A.L.R.  8§  500  ff.  n,  1,  §§  271—520  ü,  2,  §§  31-53,  II,  3. 

6)  Sächsisches  G.B.  §  2049  ff. 

7)  Vgl.  besonders  Züricher  Gb.  Art.  899  ff. 

8)  Vgl.  Stephens  Kommentar  I,  264  u.  267  über  „dotrer**   u.  ^tenancy 
by  curiery^. 

9)  Vgl.  KenU  Kommentar  IV  §  35  ff.   und  Stitnsons  American  Stahtt 
Lato  S.  418  ff. 

10)  Entw.  des  B.G.B.  für  das  Deutsche  Reich  §1971  (Motive  V  S.367): 
„Hat  der  Erblasser  einen  Ehegatten  hinterlassen,   so  ist  der  letztere  als 

Zeitachrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  21 
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Infolge  eines  unfreiwilligen  Gesetzesirrthums  fand  keine  äbidiche 
Vorsclirift  im  Code  Napoleon  Platz.  Nach  den  Bestimmungen  des 
Art.  767  war  der  überlebende  Ehegatte  zur  Erbfolge  in  den  Nachlas« 
des  vorverstorbenen  Ehegatten  nur  berufen,  wenn  derselbe  weder  Ver- 
wandte im  erbfähigen  Grade  noch  nattirli(*he  Kinder  hinterlassen  hat. 
Er  stand  allen  ehelichen  oder  ausserehelichen  Kindern^  selbst  einem 
Vetter  im  12.  Grade  nach:  er  kam  nur  vor  dem  Staate.  Wenn  Ton 
zwei  Ehegatten  der  eine  reich  ^  der  andere  arm  war^  und  der  erstere 
starb,  so  hinterliess  er  seinen  an  Wohlstand  gewöhnten  Ehegatten 
ohne  die  für  die  Bedürfnisse  und  das  Ansehen  seiner  Existenz  notb- 
wendigen  Mittel. 

In  Frankreich  haben  die  Juristen  beinahe  einstimmig  die  HSrte 
eines  solchen  Systems  bedauert^  und  in  mehreren  Spezialgesetzen,  die 
seit  Erlass  des  Code  Napoleon  erschienen,  zeigte  sich  eine  billigere 
Auffassung  des  Gesetzgebers.  So  hat  nach  Art.  13  des  Gesetzes  vom 
9.  Juni  1853  über  die  Zivilpensionen  die  Wittwe  (unter  gewissen 
Voraussetzungen)  Anspruch  auf  ^/j  der  Pension ;  nach  Art.  1  d^  Ge- 
setzes vom  14.  Juli  1866  über  das  Eigenthum  an  litterarischen  imd 
künstlerischen  Werken  hat  der  überlebende  Ehegatte  während  50  Jahre 
den  Genuss  der  Rechte,  die  der  vorverstorbene  Urheber  in  seinem 
Intestaterbnachlasse  hinterlassen  hat;  das  Gesetz  vom  25.  März  1878 
über  die  Lage  der  nach  Neukaledonien  Deportirten  gewährt  dem  über- 
lebenden Ehegatten,  der  bei  seinem  deportirten  Ehegatten  gelebt  hat 
bald  ^/^  zu  Eigenthum,  bald  ^/3  zum  Nutzgenuss  an  dem  ursprüng- 
lich in  der  Kolonie  abgetretenen  Grund  und  Boden  und  dem  dort  er- 
worbenen Vermögen;  nach  Art.  13  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1886 
über  die  Altersversorgungskasse  kommt  die  während  der  Ehe  von  den 
einen  Ehegatten  gemachte  Einzahlung  jedem  Ehegatten  gesondert  znr 
Hälfte  zugute. 

Aber  diese  besonderen  Massnahmen  konnten  nicht  eine  allgemeine 
Vorschrift  ersetzen,  die  im  Code  civil  stehend  auf  alle  Fälle  des  Ab- 
lebens eines  Ehegatten  anwendbar  ist.  Seit  1849  hatte  man  sich  mit 
der  Reform  derselben  beschäftigt,  die  erst  am  9.  März  1891   ihr  Ende 


gesetzlicher  Erbe  berufen:  —  wenn  Verwandte  der  ersten  Linie  zur  ge- 
setzlichen Erbfolge  gelangen,  zu  einem  Viertel  der  Erbschaft;  —  weDB 
Verwandte  der  zweiten  Linie  oder  ein  oder  mehrere  Grosseltemtheile  zur 
gesetzlichen  Erbfolge  gelangen,  zur  Hälfte  der  Erbschaft;  —  in  E^Dang^ 
lung  solcher  gesetzlicher  Erben  zur  ganzen  Erbschaft.  —  Ist  der  über- 
lebende Ehegatte  auch  als  Verwandter  des  Erblassers  zur  gesetzlichen 
Erbfolge  berechtigt,  so  erbt  er  zugleich  als  Verwandter.  Der  dem  Ehe- 
gatten als  solchem  und  der  ihm  als  Verwandten  zufallende  Erbtheil  geltei 
als  besondere  Erbtheile.  —  Ist  der  überlebende  Ehegatte  neben  einem  Ver- 
wandten der  zweiten  Linie  oder  neben  einem  Grosseltemtheile  zur  gesetz- 
lichen Erbfolge  berufen,  so  gebühren  ihm  ausserdem  das  Haushaltsinyeo- 
tar,  welches  die  Ehegatten  im  gewöhnlichen  Gebrauche  gehabt  haben,  mit 
Ausnahme  der  Gegenstände,  welche  Zubehör  eines  Grundstücks  sind,  so- 
wie die  Hochzeitsgeschenke  (Voraus).  Auf  den  Voraus  finden  die  für  Ver- 
mächtnisse geltenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 
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erreichte;  nachdem  die  Vorschläge  hierfür  bis  dahin  bald  dnrch  poli- 
tische Ereignisse^  bald  durch  Vorstudien  oder  die  Langsamkeit  der 
parlamentarischen  Verhandlungen  verzögert  waren. 

Nach  dem  neuen  Gresetze    ist  das  Erbfolgerecht  des  überlebenden 
Ehegatten  auf  den  Nachlass  des  vorverstorbenen  Ehegatten  Folgendes: 
a)  Uinterlässt  der  verlebte  Ehegatte  weder  Verwandte  im  erbfolge- 
fähigen Grade  noch  natürliche  Kinder,  so  gehört  das  Vermögen 
seines  Nachlasses  dem  überlebenden  Ehegatten  zu   vollem  Ei- 
gen th  um,  wenn  die  Ehe  weder  geschieden  noch  von  Tisch  und 
Bett  getrennt  war. 
b)  Hinterlässt  der  verlebte  Ehegatte  Aszendenten  im  erbfolgefllhigen 
Grade  oder  natürliche  Kinder,    so  steht  dem  Überlebenden  Ehe- 
gatten,   wenn    die  Ehe    weder  geschieden    noch    von  Tisch  und 
Bett  getrennt  war,   nachstehende  Nutzniessimg  am  Nachlass  des 
vorverstorbenen  Ehegatten  zu: 
d)  zu  einem  Viertheil,    wenn  der  Verlebte    ein    Kind   oder 
mehrere  Kinder  hinterlässt,  die  aus  der  Ehe  hervorgegangen 
sind, 
ß)    zu  einem  Theile    des  ehelichen,  am  wenigsten    er- 
haltenden Kindes,    der    ein  Viertheil    übersteigen 
kann,  wenn  der  Verlebte  Kinder  hinterlässt,  die  aus  einer 
firüheren  Ehe  hervorgegangen  sind, 
y)  zur  Hälfte  in  allen  anderen  Fällen,  welches  auch  die  Zahl 
und  der  Grad  der  Erben  sein  mag. 
Im  Allgemeinen  ist   zu  bemerken,    dass  durch  diese  Neuregelung 
das  System   der  Intestaterbfolge    des   Code  dvü   nicht  berührt  wurde. 
Denn    der    neue    Artikel  767    lässt    den    überlebenden    Ehegatten    im 
Bange  des  ausserordentlichen  Erben  und  verleiht  ihm  nicht  den  eines 
ordentlichen    Erbfolgers.     Dies    entspricht    dem  System    der    Intestat- 
erbfolge, die  sich  auf  die  Blutsverwandtschaft  stützt,  da  der  eine  Ehe- 
gatte nicht  Verwandter  des  anderen  Ehegatten  ist,    sondern    zu  einer 
anderen  Familie  gehört. 

Daraus,  dass  der  überlebende  Ehegatte  nur  ausserordentlicher  Erb- 
folger ist,  ergibt  sich,  dass  nicht  die  „sais^ine  k4rSdüaire'^  (Erbfolge 
von  Rechtswegen)  statthat.  Er  muss  vielmehr  bei  den  Blutserben  die 
Auslieferung  beantragen,  imd  da  nicht  angenommen  wird,  als  setze 
er  die  Person  des  verlebten  Ehegatten  fort,  so  ist  er  auch  nicht  ver- 
pflichtet, für  die  Schulden  ,.ultra  vires  successianis^  aufzukommen. 

Andererseits  wird  man  bemerken,  dass  das  neue  französische  Ge- 
setz zum  Unterschied  vom  preussi sehen  oder  sächsischen  Gesetz  aus 
dem  überlebenden  Ehegatten  nicht  einen  Vorbehaltserben  gemacht  hat. 
Der  gesetzliche  Niessbrauch,  der  ihm  zufällt,  soll  nur  als  ein  still- 
schweigend vom  überlebenden  Ehegatten  gewollter  betrachtet  werden, 
nnd  nichts  hindert  den  letzteren,  letzt  will  ig  anders  darüber  zu  ver- 
fügen. 

Anlangend  die  Berechnung  des  Niessbrauchs,  so  wird  aus  dem 
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zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  vorbandenen  GesammtvermÖgeii 
fingirter  Weise  eine  Masse  gebildet^  die  sieb  zusammensetzt  aus  allen 
Verfügungen;  die  derselbe  entweder  in  einem  Akt  unter  Lebenden 
oder  in  einem  testamentariscben  Akte  zu  Gunsten  von  Erbfolgeberech- 
tigten gemacht  bat^  ebne  dass  dieselben  von  dem  Einwerfen  derselben 
befreit  sind.  Da  jedoch  dieses  Einwerfen  kein  tbatsäcblicbes,  sondern 
nur  ein  fiugirtes  ist,  das  zur  Berechnung  der  Ilöbe  des  Niessbraueb 
dient;  so  wird  dies  Recht  nach  der  Berechnung  nur  in  Bezug  auf  dss 
Vermögen  ausgeübt,  über  das  der  Vorverstorbene  weder  durch  Akt 
unter  Lebenden  noch  durch  testamentarischen  Akt  verfügt  hat,  ohne 
die  Rechte  der  Vorbehaltserben  oder  Heimfallsberechtigten  zu  beein- 
trächtigen. Hatte  der  überlebende  Ehegatte  vom  Erblasser  freigebige 
Zuwendungen  emp&ngen,  selbst  wenn  sie  zum  Voraus  und  selbständig 
gemacht  waren,  und  würde  der  Betrag  derselben  den  der  Rechte  er- 
reichen, den  das  gegenwärtige  Gesetz  ihm  gewährt,  so  kann  er  seinen 
Niessbrauch  nicht  weiter  fordern,  und  wenn  der  Betrag  der  erhaltenen 
freigebigen  Zuwendungen  niedriger  ist  als  der  seines  gesetzlichen 
Niessbrauchs,  so  kann  er  nur  die  Ergänzung  desselben  fordern. 

Uebrigens  können  die  Erben  bis  zur  endgültigen  Theilung  unter 
hinreichender  Sicherheitsleistimg  verlangen,  dass  der  Niessbrauch  des 
überlebenden  Ehegatten  in  eine  gleicÜcommende  Lebensrente  umge- 
wandelt werde.  Kommt  eine  Einigung  über  diese  Umwandlung' in 
Güte  nicht  zu  Stande,  so  entscheidet  hierüber  das  Ermessen  der 
Gerichte. 

Das  neue  Gesetz  hat  sich  nicht  darauf  beschränkt,  dem  über- 
lebenden Ehegatten  ein  Erbfolgerecht  auf  den  Niessbrauch  zu  sichern, 
es  hat  vielmehr  mit  Weisheit  den  Fall  vorgesehen,  wo  derselbe  dem 
Ehegatten  ganz  oder  theilweise  entzogen  und  dem  Elend  preisgegeben 
wäre.  Es  gewährt  ihm  Alimente.  Da  es  sich  hier  nicht  darum 
handelt,  von  einem  eigentlichen  Erbfolgerecht  zu  sprechen,  wurde  die 
Neuerimg  mit  Recht  mit  den  Verpflichtungen  verbunden,  die  aus  der 
Ehe  hervorgehen. 

Art.  205  des  Code  civil  lautete:  ^Die  Kinder  schulden  Alimente 
ihren  Eltern  imd  anderen  Aszendenten  im  Falle  des  Bedürfoisses.^ 
Das  neue  Gesetz  fügt  hinzu:  ,,In  demselben  Falle  liegt  diese  Ver- 
pflichtung dem  Nachlass  des  vorverstorbenen  Ehegatten  gegenüber  dem 
überlebenden  Ehegatten  ob.^' 

Die  Frist  zur  Geltendmachung  dieser  Alimente  wurde  auf  ein  Jahr 
festgesetzt,  welche  läuft  vom  Tode  an  gerechnet  und  im  Falle  der 
Theilung  bis  zu  deren  Beendigung. 

Da  der  Nachlass  die  Alimente  schuldet,  so  werden  dieselben  an 
der  Erbschaft  vomeweggenommen.  Sie  werden  allen  Erben  zur  Last 
gelegt,  imd  wenn  deren  Beiträge  nicht  hinreichen,  so  haben  alle  Ver- 
mächtnissnehmer  {Ugataires  particuUers)  verhältnissmässig  beizusteu^n. 
Hatte  jedoch  der  Erblasser  ausdrücklich  erklärt,  dass  ein  solches  Le- 
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gat  nach  Art.  927    des  Code  civü  mit  Vorzugsrecht  vor    den  anderen 
berichtigt  werde,  so  muss  dieser  Bestimmung  entsprochen  werden. 

n.  Strafrecht.  Gesetz  vom  27.  März  1891  über  die 
Strafminderang   und   Straferhöhung  ^^). 

Dieses  nach  dem  Namen  eines  seiner  Haupturheber  „Borenger- 
Gesetz^  genannte  Gesetz  stellt  sich  als  Ergänzung  einer  Reihe  von 
Massnahmen  dar,  die  bestimmt  sind,  die  Vermehrung  der  Straffölle, 
namentlich  der  Kückfälle  zu  bekämpfen  ^^ ).  Zweck  dieses  Gesetzes 
ist,  eine  härtere  Strafe  zu  erkennen,  wenn  die  Justiz  einen  Gewohn- 
heitsverbrecher vor  sich  hat,  bei  dem  das  sittliche  Geftihl  tief  verletzt 
ist,  dagegen  soll,  wenn  der  Delinquent  seinen  ersten  Fehltritt  gemacht 
hat,  die  Repression  soweit  als  möglich  gemildert  sein,  um  noch  wirk- 
sam zu  bleiben. 

An  erster  Stelle  beschäftigt  sich  das  neue  Gesetz  mit  der  Straf- 
minderung im  Falle  erster  Zuwiderhandlung;  es  wendet  in  dieser 
Richtung  ein  System  an,  wenn  nicht  gleich,  so  doch  wenigstens  ana- 
log dem,  das  in  Belgien  ^^)  oder  in  England  ^*)  befolgt  wird,  nämlich 
das  System  der  bedingten  Verurtheilung  ^^ ),  d.  h.  Vertagung  der  Ent- 
scheidung mit  Wegfall  des  Aufschubs,  wenn  der  Schuldige  in  einer 
bestimmten  Frist  eine  neue  Zuwiderhandlung  begeht. 

Nach  Art.  1  Ziff.  1  können  im  Falle  der  Verurtheilung  zu  Ge- 
fängniss-  oder  Geldstrafe,  wenn  der  Beschuldigte  nicht  bereits  vorher 
wegen  Verbrechens  oder  Vergehens  gegen  das  gemeine  Recht  zu  Ge- 
f^gniss  verurtheilt  worden  war,  die  Appellhöfe  oder  Gerichte  in  dem- 
selben Urtheil  und  mittels  begründeter  Entscheidung  verordnen,  dass 
der  Vollzug  der  Strafe  aufgeschoben  werde. 

Zeigt  sich  der  Verurtheilte  während  fünf  Jahren  der  ihm  erzeigten 
Wohlthat  würdig,  insbesondere  wenn  der  Verurtheilte  während  fünf 
Jahren  vom  Tage  des  Urtheil s  oder  der  Entscheidung  an  sich  keine 
strafrechtliche  Verfolgung  zugezogen  hat,  auf  welche  Verurtheilung 
zu  Gefängnissstrafe  oder  eine  schwerere  Strafe  wegen  Verbrechens  oder 


11)  Journal  officiel  vom  27.  März  1891. 

12)  Gesetz  vom  27.  Mai  1885  über  die  Ausweisung;  Gesetz  vom  14.  Au- 
gust 1885  über  die  bedingte  Freilassung,  das  Patronat  und  die  Rehabilita- 
tion; Gesetz  vom  5.  Juni  1875  über  die  Reform  der  kurzen  Freiheits- 
strafen. 

13)  Gesetz  vom  31.  Mai  1888  über  die  bedingungsweise  Freilassung 
und  die  bedingten  Verurtheilungen  im  Strafsystem. 

14)  Vgl.  50  und  51  Vict.  Kap.  25.  An  ad  to  permit  the  conditional 
releaae  offirst  off  enders  in  certain  ca^ea  (8.  August  1887). 

15)  Vgl.  das  italienische  System  (St.G.B.  v.  1888  Art.  26,  27)  vom  ge- 
richtliehen Verweis,  der  schon  im  römischen  Rechte  bekannt  gewesen  zu 
sein  scheint  {Paul,  Be  off.  3  Dig.  §  1,  1,  XV  und  Cod.  Just,  19),  ebenso 
dem  alten  französischen  Recht  angehörte  {Merlin,  Bip.  suh  verho:  y.Bläme'^) 
und  auch  heute  noch  bald  als  Hauptstrafe,  wie  in  Russland  (St.G.B.  Art.  30, 
40,  65),  Spanien  (St.G.B.  Art.  26  u.  117),  Portugal  (St.G.B.  Art.  58  ff.), 
bald  als  substituirte  Strafe  wie  in  Italien.  —  Vgl.  auch  das  deutsche 
St.G.B.  §  67  Ziff.  4. 
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Vergehens  gegen  das  gemeine  Kecht  gefolgt  war,  ist  die  Yerartheilnng 
erloschen  und  der  Verurtheilte  ipso  jure  rehabilitirt.  Fem»  wird 
der  Eintrag  inä  Strafregister  (casier  judiciaire),  der  nur  mit  Erwäh- 
nung der  Suspension  erfolg-t  war,  gestrichen. 

Wenn  sich  dagegen  das  Individuiun  der  ihm  gewährten  Nachsidit 
unwürdig  zeigt,  d.  h.  wenn  es  sich  eine  zweite  strafrechtliche  Ver- 
folgung wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  gegen  das  gemeine 
Recht  zugezogen  hat,  die  eine  Verurtheilung  zu  Gefängniss  oder  einer 
schwereren  Strafe  zur  Folge  hatte,  so  tritt  die  erste  Verurtheilung, 
unabhängig  von  der  zweiten,  in  volle  und  ganze  Wirkung.  Die  erste 
suspendirte  Strafe  soll  möglichst  ohne  Verschmelzung  mit  der  zweiten 
vollzogen  werden,  und  gegebenen  Falls  sind  die  in  den  Art.  57  und  58 
des  Code  Penal  verhängten  Rückfallstrafen  verwirkt.  Uebrigens  soll 
der  Richter  nach  Art.  3  des  neuen  Gesetzes  nach  der  Verkündnng 
des  Strafaufschubs  den  Verurtheilten  von  allen  Folgen  einer  neuen 
Verurtheilung  in  Kenutniss  setzen. 

Man  wird  jedoch  bemerken,  dass  der  Strafaufschub  nicht  die  Zah- 
lung der  Kosten  des  Verfahrens  imd  des  Schadensersatzes  mnfasst 
Auch  umfjEtöst  er  nicht  die  Neben  strafen  und  die  aus  der  Verurtheilung 
sich  ergebenden  persönlichen  Unfähigkeiten.  Es  genügt,  dass  der  Auf- 
schub des  Strafvollzugs  den  Verurtheilten  vor  den  gefährlichen  Be- 
rührungen und  der  Schande  des  Geftlngnisses  bewahrt,  vor  seiner 
eigenen  Entmuthigung  und  seiner  sittlichen  Auflehnung  gegen  die  6e 
Seilschaft.  Es  wäre  zu  weit  gegangen,  wie  der  Justizminister  be- 
merkte, die  Strafe  und  zugleich  die  Folgen  der  damit  verbundenen 
persönlichen  Unfähigkeiten  au&uschieben,  und  so  z.  B.  ein  Indivi- 
duum,  das  zu  Gefängniss  verurtheilt  war,  fortgesetzt  seine  bürgerlichen 
imd  politischen  Rechte  geniessen  zu  lassen,  d.  h.  Mitglied  eines  Fa- 
milienraths,  Vormund  zu  sein,  als  Geschworener  vor  ein  Schwurgericht 
berufen  zu  werden.  Wähler  oder  wählbar  zu  sein  etc. 

Der  erste  Gegenstand  des  neuen  Gesetzes  bildete  die  Strafinin- 
derung  der  in  Folge  der  ersten  Verurtheilung  ausgesprochenen  Strafe: 
den  zweiten  Gegenstand  bildeten  die  Vorschriften  betreffend  die  Straf- 
erhöhung im  Falle  des  Rückfalls,  Vorschriften,  die  bis  dahin  in  den 
Artikeln  57  und  58  des   Code  Penal  enthalten  waren. 

Nach  dem  früheren  Artikel  57  war  der  Rückfall  bestimmt  durch 
die  Repression  der  neuen  Zuwiderhandlung,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zeit,  in  der  diese  letztere  begangen  worden  war.  Nach  dem  neuen 
Gesetz  sind  die  Folgen  des  Rückfalls  nur  mit  dem  Vergehen,  das  in- 
nerhalb der  der  vorhergehenden  Verurtheilung  folgenden  fünf  Jahre 
begangen  wird.  Man  war  der  Ansicht,  dass,  wenn  ein  Mensch,  der 
sich  vor  Ablauf  der  fünf  Jahre,  die  seinem  ersten  Vergehen  folgten, 
keine  strafrechtliche  Verfolgung  zugezogen  hat,  sich  seit  dieser  Zeit 
der  guten  Führung  eines  neuen  Vergehens  schuldig  macht,  man  die 
zweite  Zuwiderhandlung  nicht  mit  der  ersten  verbinden  sollte.  Man 
schliesst  nicht  aus  dem  zweiten  Delikt,    das   sich  nach  mehr  als  fünf 
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Jahren  nach  dem  ersten  ereignet  hat^  dass  sich  die  Strafbarkeit  des 
Menschen  verschlimmert  habe. 

Die  gleiche  Vorschrift^  welche  für  die  Strafe  gilt,  hat  man  ver- 
nünftigerweise auf  den  Rückfall  angewendet  ^^). 

Endlich  erforderte  der  alte  Art.  58  des  Code  P6nal,  für  denBück- 
£Edl  einerseits;  dass  das  erste  Delikt  eine  höhere  als  einjährige  Ge- 
föngn issstrafe  nach  sich  zog,  andererseits  war  die  Identität  der  Zu- 
widerliandlung  nicht  erforderlich  und  die  Natur  des  zweiten  Delikts 
war  unerheblich.  —  Nach  der  im  neuen  Gesetze  bewirkten  Abänderung 
wird  Rückfall  angenommen;  auch  wenn  die  Delikte  mit  einer  niederen 
Strafe  als  der  von  einem  Jahre  GefHngniss  bedroht  sind. 

Anlangend  die  Identität  der  Zuwiderhandlung^  so  erfordert  das 
neue  Gesetz  dieselbe  blos  in  dem  Falle,  wo  das  erste  Delikt  nur  eine 
Geföugn issstrafe  unter  einem  Jahre  nach  sich  gezogen  hat:  ^Handelt 
es  sich  um  ein  erstes  Delikt^  das  eine  Yerurtheilung  von  mehr  als 
einem  Jahre  Grefänguiss  nach  sich  gezogen  hat;  so  ist  Rückfall 
verwirkt,  welches  auch  die  Natur  der  zweiten  Zuwiderhandlung  sei. 
Wenn  dagegen  die  erste  strafrechtliche  Verfolgung  eine  geringere^  als 
einjährige  Geföngnissstrafe  begründet  hat;  findet  Rückfall  nur  dann 
Anwendung;  wenn  das  Delikt  das  nämliche  ist.^  In  Hinsicht  auf  den 
Rückfall  werden  die  Delikte  des  Diebstahls,  Betrugs  und  Vertrauens- 
missbrauchs  als  ein  und  dasselbe  Delikt  betrachtet.  —  Ebenso  ver- 
hält es  sich  mit  den  Delikten  der  Landstreicherei  und  des  Bettels. 

III.  Seerecht. 
A.  Gesetz  vom  25.  März   1891,    betr.  die  Aufhebung  des 
§  3  des  Art  435  des  Handelsgesetzbuches  und  Abänderung 
des  Art.  436^'). 

Dies  Gesetz  betrifft  die  Fristen,  binnen  deren  die  Klagen  wegen 
Havarie  oder  Zusammenstoss  von  Schiffen  erhoben  werden  sollen. 
Was  die  Havarieklage  anlangt;  so  hat  das  Gesetz  nichts  geändert  und 
nur  die  Reihenfolge  des  Textes  geändert.  —  Was  den  Zusammenstoss 
von  Schiffen  anlangt;  so  hat  es  die  Klagefristen  abgeändert. 

Vor  dem  neuen  Gesetze  waren  für  die  Zulässigkeit  der  Klage 
wegen  Zusammenstosses  von  Schiffen  drei  Bedingungen  erforderlich: 
1)  Dass  vom  Kapitän  ein  Protest  oder  eine  Reklamation  erhoben 
wurde,  2)  dass  dieser  Protest  dem  Gegner  binnen  24  Stunden  von 
dem  Augenblick  an  gerechnet  zugestellt  wurde;  von  dem  an  der  Ka- 
pitän im  Stande  war  zu  klagen,  3)  dass  die  Klage  selbst  binnen  eines 
Monats  angestrengt  wurde. 

Diese  Fristen  sind  der  Ordonnanz  über  das  Seewesen  von  1681 
entlehnt  *® ).     Der  Grund  für  die  kurze  Dauer  war,    dass  man,   da  die 


16)  Vgl.  Bericht  des  Herrn  Barihau  v.  6.  Dezember  1890.   Journ,  off. 
V.  30.  Jan.  1891.  Beilagen  Nr.  1067  S.  4633  ff. 

17)  Journ.  off.  v.  25.  März  1891. 

18)  Buch  I  Titel  12  Art.  53  ff. 


318  Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  etc. 

Unfälle  zur  See  sehr  häufig  sind,  wenn  die  Opfer  nicht  binnen  kur- 
zer Frist  klagen  müssten,  nicht  mehr  wissen  kann,  ob  die  HaTarien 
von  dem  Zusamimenstoss  oder  einem  anderen  Unfall  zur  See  herrall- 
ren  ^•).  So  gut  auch  dieser  Grund  war,  so  waren  diese  Fristen  doch 
von  ausserordentlicher  Strenge,  und  ihr  Ausgangspunkt,  d.  h.  der  Zeit- 
punkt, wo  der  Kapitän  hat  klagen  können,  war  in  Folge  der  ge- 
ringen Bestimmung  Gegenstand  von  zahlreichen  Schwierigkeiten. 

Das  neue  Gesetz  setzt,  wie  das  deutsche  Handelsgesetzbuch'^), 
den  Ausgangspunkt  der  Fristen  vom  Tage  des  Zusammenstosses  der 
Schiffe  fest.  —  Weiter  bestimmt  es  diese  Frist  auf  ein  Jahr:  „Alle 
Entschädigungsklagen  wegen  des  Zusammenstosses  von  Schiffen  sind 
unzulässig,  wenn  sie  nicht  in  einer  Frist  von  einem  Jahre  vom  Tage 
des  Zusammenstosses  an  gerechnet  angestellt  worden  sind.'' 

Man  bemerkt  jedoch,  dass  diese  Bestimmung  immer  noch  der 
Kritik  ausgesetzt  ist  wegen  der  Worte:  „alle  Klagen".  Wie  der  frühere 
Text,  so  tiberlässt  es  auch  dieser  in  Wirklichkeit  ausschliesslich  dem 
Kapitän,  die  Rechte  aller  Betheiligten  geltend  zu  machen.  Wenn  also 
der  Kapitän  sorgsam  ist,  werden  diese  Kechte  gewahrt,  aber  es  iac 
auffallend,  dass  seine  Nachlässigkeit  sie  aufs  Spiel  setzen  kann. 

B.  Gesetz  vom  12.  März  1891,  betr.  die  Unfälle  und  Zu- 
sammenstösse  zur  See. 

Dieses  Gesetz  hat  zum  Zweck,  in  Frankreich  durch  ausreichende 
Strafen  die  Ausführung  der  Vorschriften  zu  versichern,  die  zur  Ver- 
hütung des  Zusammenstosses  von  Schiffen  gegeben  sind.  Es  ist  be- 
kannt, dass  diese  Vorschriften  seit  1.  September  1884  in  einem  neuen 
Reglement  enthalten  sind,  das  zwischen  Frankreich  und  Grossbritan- 
nien vereinbart  und  gegenwärtig  von  anderen  zivilisirten  Staaten  an- 
genommen ist. 

Vor  dem  gegenwärtigen  Gesetze  hatte  die  Nichtausführung  der 
auf  die  Seeunfälle  bezüglichen  Vorschriften  als  Gewähr  nur  eine  rein 
disziplinare  Repression  (Verweis  oder  Suspendirung  des  Oberbefebls 
auf  längere  oder  kürzere  Zeit),  verhängt  vom  Marineminister  nach 
Einholung  des  Gutachtens  eines  Ausschusses,  der  sich  in  Paris  ver- 
sammelt und  den  Namen  führt  ,^commission  des  naufrages^.  Das  häo- 
fige  Vorkommen  der  Unfälle,  diö  mit  der  Entwicklung  der  Dampf- 
schiffahrt, der  Beschleunigung  der  Fahrtgeschwindigkeiten  und  Ver- 
mehrung des  Tonnen gehaltes  der  Schiffe  zusammenhängen,  hatte  schon 
seit  mehreren  Jahren  in  Frankreich  und  im  Ausland  die  offentlidie 
Aufmerksamkeit  auf  die  Rolle  der  Kapitäne  bei  Seeunfällen  gelenkt. 
Schon  im  Jahre  1874  war  ein  Vorschlag  gemacht  worden  und  hatte 
im  Jahre  1882  zu  einem  ersten  Entwurf  geführt.  Das  Beispiel  der 
Vereinigten  Staaten  Hess  diesen  Entwurf   im  Jahre  1890  wieder  auf- 


19)  Vgl.  Valin,  Komm,  zur  Ordonnanz  von  1681, 

20)  H.G,B.  §§  907  u.  908  Ziff.  3. 
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nehmen;     man    schnf    daraus    mit    einiger    Abänderung    das    Gesetz 
von  1891. 

Ohne  ins  Einzelne  dieses  Gesetzes  einzugehen^  will  ich  mich  be- 
schränken, davon  lediglich  im  Allgemeinen  den  Geist  und  Zweck  des- 
selben darzulegen.  —  In  erster  Linie  setzt  es  an  Stelle  der  früheren 
rein  disziplinaren  Repression  eine  strenge  strafrechtliche.  Nach  Art.  1, 
4  und  5  werden  die  Kapitäne,  welche  sich  einer  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Vorschriften  schuldig  machen,  die  zur  Vermeidung  der  See- 
unf^le  gegeben  sind,  zu  einer  Geldstrafe  und  Gef^ngniss  verurtheilt, 
die  je  nach  den  Folgen  der  Schuld  wechseln.  Ueberdies  kann  eine 
disziplinare  Strafe  (Enthebung  vom  Kommando)  eintreten.  Die  Geld- 
strafe kann  bis  zum  Betrage  von  3000  Franks  und  die  Gefangniss- 
strafe bis  zu  zwei  Jahren  erkannt  werden,  wenn  der  Kapitän  eines 
jeden  der  zusammengestossenen  Schiffe  die  Verpflichtung  verletzt,  sich 
von  der  Unfallstätte  zu  entfernen,  ohne  dem  anderen  Fahrzeug  Hülfe 
gebracht  zu  haben.  —  In  zweiter  Linie  überträgt  das  neue  Gesetz, 
anstatt  dem  Marineminister  die  Zuständigkeit  zu  belassen,  über  die 
obigen  Zuwiderhandlungen  zu  erkennen,  dieselbe  ausschliesslich  den 
See-Handelsgerichten,  die  durch  das  Handels-,  See-,  Disziplinar-  und 
Strafgesetz  vom  24.  März  1852  eingesetzt  sind,  und  deren  Zusammen- 
setzung je  nach  dem  Falle  wechselt. 

Haiti. 

Verfassung  der  Republik  HaYti  vom  16.  Dezember  1888  (ab- 
gedruckt im  Nouv,  Recueü  Q^/niral  de  TraitSs  p,  F,  Stoerk,  Tom.  XVI 
p.  943  flF.). 

üeber  Staatsangehörigkeit  ist  in  den  Artikeln  7  —  9  be- 
stimmt: 

Art.  7.     Halftische  Staatsangehörige  sind: 

1.  alle  Individuen,  welchen  bisher  die  Eigenschaft  als  HaYtische  Staats- 
angehörige zuerkannt  wurde; 

2.  das  legitime  oder  natürliche  Kind  eines  Haitischen  Vaters,  gleich- 
viel ob  solches  in  HaYti  oder  im  Auslande  geboren  ist; 

3.  das  aussereheliche  Kind  einer  HaYtischen  Mutter. 

Art.  8.  Jeder  Ausländer  kann  die  HaYtische  Staatsangehörigkeit 
erlangen;  das  Gesetz  regelt  die  Formalitäten  der  Naturalisation. 

Art.  9.  Die  Ausländerin,  welche  einen  Haitischen  Staatsangehörigen 
heirathet,*  erwirbt  hiedurch  in  HaYti  Staatsangehörigkeit. 

Anderseits  geht  die  Staatsangehörigkeit  einer  Haitischen  Frau 
durch  Verheirathung  mit  einem  Ausländer  verloren.  Wenn  dieselbe  vor 
ihrer  Verehelichung  Immobilien  besessen  hat,  muss  sie  solche  spätestens 
ein  Jahr  nach  der  Verheirathung  verkaufen. 

Oesterreich. 

1.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  3.  Febr.  1892,  betr. 
die  Errichtung  von  städtisch-delegirten  Bezirksgerichten 
in  der  Keichshaupt-   und  Besidenzstadt  Wien  und  den   ein- 
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zelnen  städtisch-delegirten  Bezirksgerichten  zugewieseaeD 
Wirkungskreis  (Oest.  R.G.B1.  1892  St.  XVI  Nr.  36  S.  399),  seit 
1.  April  1892  in  Kraft. 

Neben  den  bereits  bestehenden  städt. -delegirt.  Bezirksgerichten 
ist  das '  städtisch -del^irte  Bezirksgericht  Simmering  für  den  XL  Be- 
zirk *  errichtet  (Art.  1). 

An  Stelle  der  bisherigen  Bezirksgerichte  Üuter-Meidling,  Hietzing^ 
Sechshaus,  Fünf  haus  ^  Ottakring,  Uernals  und  Währing  sind  nach- 
stehende städtisch -delegirte  Bezirksgerichte  getreten:  Meidling 
f\ir  den  XII.^  Hietzing  fUr  den  XIII.,  Kudolfsheim  für  den  XIY., 
Ftinfhaus  für  den  XV.,  Ottakring  für  den  XVI.,  Hernais  för 
den  XVn.  und  Währing  für  den  XVIII.  und  XIX.  Bezirk  j Art.  2). 

2.  Gesetz  vom  16.  März  1892,  betr.  die  Entschädigung  far 
ungerechtfertigt  erfolgte  Verurtheilung  (R.6.B1.  1892  Nr.  64). 

Schweiz. 

Von  den  Bestimmungen  des  am  1.  Januar  1892  in  Kraft  ge- 
tretenen Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs 
vom  11.  April  1889  sind  in  internationalrechtlicher  bezw.  interkanto- 
naler Beziehung  wichtig  diejenigen  über  den  Ort  der  Betreibung, 
welche  in  nachfolgenden  Artikeln  enthalten  sind: 

Art.  46.    Der  Schuldner  ist  an  seinem  Wohnsitze  zu  betreiben. 

Die  im  Handelsregister  eingetragenen  juristischen  Personen  und  Ge- 
sellschaften sind  an  ihrem  Sitze,  nicht  eingetragene  juristische  Personen  am 
Hauptsitze  ihrer  Verwaltung  zu  betreiben. 

Art.  47.  Hat  der  Schuldner  einen  gesetzlichen  Vertreter,  so  ist  die 
Betreibung  am  Wohnsitze  des  letzteren  zu  führen  und  es  sind  diesem  die 
Betreibungsurkunden  zuzustellen. 

Ist  der  gesetzliche  Vertreter  noch  nicht  ernannt,  so  erfolgt  die  Be- 
treibung am  Amtssitze  derjenigen  Behörde,  welcher  die  Ernennung  oder  die 
einstweilige  Sorge  für  die  Vermögensverhältnisse  des  Schuldners  obhegt, 
und  es  sind  ihr  die  Betreibungsurkunden  zuzustellen. 

Für  Forderungen  jedoch,  welche  aus  einem  gemäss  Art.  34  und  35  des 
Obligationenrechts  bewilligten  Geschäftsbetriebe  herrühren,  ist  die  Betreiboiic 
gegen  den  Schuldner  selbst  am  Orte  des  Geschäftsbetriebes  zu  führen. 

Art.  48.  Schuldner,  welche  keinen  festen  Wohnsitz  haben,  können  di 
beti'ieben  werden,  wo  sie  sich  aufhalten. 

Art.  49.  Wenn  nach  dem  kantonalen  Rechte  die  Bestandtheile  einer  Ver- 
lassenschaft  eine  besondere  Masse  bilden,  die  zur  Befriedigung  der  £rb- 
Bchaftsgläubiger  dienen  soll,  so  wird  die  Betreibung,  in  der  auf  den  Ver- 
storbenen anwendbaren  Art,  gegen  die  Erbmasse  an  dem  Orte  geführt,  vo 
der  Verstorbene  zur  Zeit  des  Todes  betrieben  werden  konnte. 

Art.  50.  Im  Auslande  wohnende  Schuldner,  welche  in  der  Schweiz  eine 
Geschäftsniederlassung  besitzen,  können  fUr  die  auf  Rechnung  der  letzteren 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  am  Sitze  derselben  betrieben  werden. 

Im  Auslande  wohnende  Schuldner,  welche  in  der  Schweiz  zur  Erfüllpog 
einer  Verbindlichkeit  ein  Spezialdomizil  gewählt  haben ,  können  f&r  diem 
Verbindlichkeit  am  Orte  desselben  betrieben  werden. 

Art.  51.  Haftet  für  die  Forderung  ein  Faustpfand,  so  kann  die  B^ 
treibung  entweder  am  Wohnsitze  des  Schuldners  oder  am  Orte,  wo  «eb 
das  Pfand  oder  der  werthvollere  Theil  desselben  befindet,  angehoben  werdeo. 

Für  grundversicherte  Forderungen  findet  die  Betreibung  nur  da  statt, 


AuBwSrtige  Btaateo:  Schweiz.  Ungarn.  321 

wo  das  Yorpfändete  Grundstttck  liegt.  Wenn  die  Betreibung  sich  auf  mehrere, 
in  verschiedenen  Betreibnngskreisen  gelegene  Grundstücke  bezieht,  ist  die- 
selbe in  demjenigen  Kreise  zn  führen,  in  welchem  der  werthvollste  Theil 
der  Grundstücke  sich  befindet. 

Art.  52.  Ist  für  eine  Forderung  Arrest  gelegt,  so  wird  die  Betreibung 
da  angehoben,  wo  sich  der  Arrestgegenstand  befindet.  Die  Konkurs- 
androhung  und  die  Eonkurseröffnung  können  jedoch  nur  da  erfolgen,  wo 
ordentlich  erweise  die  Betreibung  stattzufinden  hat. 

Art.  53.  Verändert  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz,  nachdem  ihm  die 
Pfändung  angekündigt  oder  nachdem  ihm  die  Konkursandrohung  oder  der 
Zahlungsbefehl  zur  Wechselbetreibung  zugestellt  worden  ist,  so  wird  die 
Betreibung  am  bisherigen  Orte  fortgesetzt. 

Art.  54.  Gegen  einen  flüchtigen  Schuldner  wird  der  Konkurs  an  dessen 
letztem  Wohnsitze  eröffnet. 

Art.  55.  Der  Konkurs  kann  in  der  Schweiz  gegen  den  n&mllchen 
Schuldner  gleichzeitig  nur  an  Einem  Orte  eröffnet  sein.  Er  g^lt  da  als  er- 
öffnet, wo  er  zuerst  erkannt  wird. 

Bezüglich  der  Wirkungen   des  Konkurses  auf  das  Vermögen 
des  Schuldners  bestimmt  Art.  197: 

Sämmtliches  Vermögen,  das  dem  Gern  ein  Schuldner  zur  Zeit  der  Konkurs- 
eröffnung angehört,  bildet,  gleichviel  wo  dasselbe  sich  befindet,  eine  ein- 
zige Masse  (Konkursmasse),  die  zur  gemeinschaftlichen  Befriedigung  der 
Gläubiger  dient.  Ausgenommen  sind  die  in  Artikel  92*^)  bezeichneten  Vcr- 
mögenstheile. 

Vermögen,  das  dem  Gemeinschuldner  vor  Schluss  des  Konkursyerfahrens 
anüLllt,  gehört  gleichfalls  zur  Konkursmasse. 

(Mitgetheilt  von  Herrn  Dr.  Alexi,  Ministerialrath  im  k.  ungarischen  Justiz- 
ministerium in  Budapest.) 

Von    grosser    staatsrechtlicher    Bedeutung    fUr     Ungarn    ist    der 
XXXI.  G^setzesartikel   1891  über  die  Kegelung  der  Konsularge- 
richtsbarkeit.    Die  Verordnungen,  welche  gegenwärtig  den  richter- 
lichen Amtskreis   der   österreichisch -ungarischen   Konsulate    im  Orient 
regeln,  wurden  in  den  50  er  Jahren  erlassen.  Dieselben  stammen  demnach 
aus  der  Zeit  des   absoluten  Einheitsstaates.     Massgebend  für  die  Kon- 
sulate sind  demnach  ausschliesslich  die   österreichischen  Gesetze.    Seit 
im  Jahre  1867   die   ungarische  Verfassung   hergestellt  wurde  und   die 
ungarische  Gesetzgebung    alle    das    Privat-   und    Strafrecht    sowie    die 
Bechtsprechung   betreffenden  Gesetze   unabhängig  schafft,  hat  sich  die 
Anomalie  entwickelt,    dass  auf  die   in  den  Ländern  des  Orients  unter 
der  Konsularjurisdiktion  lebenden  ungarischen  Staatsangehörigen  nicht 
die   Gesetze    der    Heimath    sondern    die    österreichischen    Gesetze    an- 
gewendet   werden.      Um    diesen    Zustand    abzuändern    und    um    den 
ungarischen  Gesetzen    auch    in    der    Konsularjurisdiktion    Geltung    zu 
verschaffen,  wurden  mit  der  österreichischen  Regierung  mehrere  Jahre 
hindurch    sehr    eingehende  Verhandhmgen   gepflogen,    welche    zu   dem 
Hesttltate  führten,  dass  sowohl  in  Oesterreich  als  wie  auch  in  Ungarn 

21)  Art.  92  zählt  die  als  unpfändbar  erklärten  Gegenstände  und  Vermögens- 
teehte  des  Schuldners  auf. 
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im  Wesentlichen  gleichartige  Gesetze  über  die  Organisation  der  Eon- 
sularjurisdiktion  geschaffen  worden. 

Die  Konsularjurisdiktion  erstreckt  sich  auf  die  österreichischeo 
und  ungarischen  Staatsangehörigen  sowie  auf  die  Schutzgenossea. 
Diese  Jurisdiktion  wird  in  erster  Instanz  durch  diejenigen  Konsnlale 
ausgeübt,  welche  bereits  gegenwärtig  damit  betfaut  sind  und  durch 
diejenigen^  welche  von  dem  gemeinsamen  Ministerium  des  Aeussem  nach 
Einvernehmen  mit  den  Ministerien  der  beiden  Regierungen  zur  Aus- 
übung der  Konsularjurisdiktion  ermächtigt  werden. 

Als  zweite  und  letzte  Instanz  wird  ein  gemischtes  Konsnlar- 
appellationsgericht  entscheiden,  dessen  Amtssitz  Konstantinopel  sein 
wird.  Dieses  Obergericht  wird  aus  einem  Präsidenten,  aus  der  ent- 
sprechenden Anzahl  Appellationsräthen  und  aus  dem  nothwendigeit 
Kanzleipersonale  bestehen.  Der  Präsident  wird  abwechselnd  ein  Oestor- 
reicher  und  ein  Ungar  sein,  in  der  Art,  dass  nach  einer  Vakanz  in 
der  Präsidentenstelle  immer  auf  einen  Ungarn  ein  Oesterreicher  folgt 
und  umgekehrt.  Die  Appellationsräthe  müssen  in  gleicher  Anzshl 
Ungarn  und  Oesterreicher  sein. 

Als  Präsident  und  zu  Appellationsrichtern  können  nur  oster- 
reichische  oder  ungarische  Staatsangehörige  ernannt  werden,  weldie 
entweder  während  10  Jahren  als  Konsularrichter  wirkten,  oder  die- 
jenigen, welche  die  in  ihrem  Heimathslande,  nämlich  in  Ungarn  oder 
Oesterreich,  zum  Richteramt  erforderliche  gesetzliche  Qualifikation  aus- 
weisen. 

Die  Ernennungen  erfolgen  durch  Se.  Majestät  den  Kaiser  vod 
Oesterreich  und  König  von  Ungarn  auf  Vorschlag  des  betreffendes 
Ministeriums  im  Einvernehmen  mit  dem  gemeinsamen  Ministerium  des 
Aeussern. 

Die  Geschäftsordnung  der  Konsulargerichte  regelt  das  Ministerina 
des  Aeussem  im  Einvernehmen  mit  den  Ministem  der  beiden  Theilc 
der  Monarchie.  Zu  den  Entscheidungen  der  Gerichte  können  ancb 
fachmännische  Beisitzer  hinzugezogen  werden. 

Die  Disziplinargewalt  über  die  Konsularrichter  erster  Instanz  übt 
das  Obergericht,  diejenige  Über  das  Kanzleipersonal  der  g^meinssiDe 
Minister  des  Aeussern  aus.  Der  Präsident  und  die  Oberrichter  köimeD 
nur  auf  Grund  eines  Disziplinarerkenntnisses  vom  Dienste  enthobes 
werden.  Zur  Gültigkeit  dieses  Erkenntnisses  ist  die  Grenehmigna^ 
Sr.  Majestät  erforderlich.  Die  kompetente  heimathliche  Disziplinar- 
behörde des  vom  Dienste  Enthobenen  entscheidet  über  die  Rechts- 
folgen. 

Die  Konsulargerichte  erster  Instanz  sowie  auch  der  Appellhof 
entscheiden  im  Namen  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  Oesterreich  na^ 
apostolischen  Königs  von  Ungarn. 

Bei  den  Konsulargerichten  wird  die  Rechts-  und  Handlungs&h^- 
keit  und  das  Familienrecht  der  ungarischen  Staatsangehörigen,  womnter 
auch  die  väterliche  Gewalt,    die  Vormundschaft  und  die  Kuratel  wie 
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auch  das  eheliche  Güterrecht  zu  verstehen  sind^  ferner  das  Erbrecht 
nach  ungarischen  Staatsangehörigen  sammt  dem  Nachlassverfahren  und 
die  strafbaren  Handlungen  nach  den  Gesetzen  und  Vorschriften  be- 
urtheilt;  welche  in  dem  Gebiete  Ungarns  gelten,  wo  der  betreffende 
ungarische  Staatsangehörige  heimathsberechtigt  ist. 

Das  ungarische  Ministerium  ist  ermächtigt,  die  betreffenden  Gesetze 
mit  den  nothwendigen  Modifikationen  bei  den  Konsulargerichten  ein- 
zuführen. Bis  dahin  sind  die  gegenwärtig  in  Kraft  bestehenden  Ge- 
setze gültig.  Die  Einfjihrung  neuer  Gesetze  bei  den  Konsulargerichten 
bleibt  ebenfalls  dem  ungarischen  Ministerium  vorbehalten.  Die  Schutz- 
genossen sind  nicht  als  ungarische  Staatsangehörige  zu  betrachten. 
Wenn  sich  dieselben  unter  den  Schutz  stellen  und  den  für  ungarische 
Staatsangehörige  geltenden  Gesetzen  unterwerfen,  so  kommen  die 
ungarischen  Gesetze  in  Anwendung,  welche  ftlr  die  in  Budapest  zu- 
ständigen Staatsangehörigen  massgebend  sind. 

Bei  Kompetenzkonflikten  zwischen  einem  Konsulargericht  und  zwischen 
einem  österreichischen  oder  ungarischen  Gericht  entscheiden  die  Minister 
beider  Staaten  im  Einvernehmen  nnt  dem  Minister  des  Aeussern.  Auf 
diese  Art  wird  auch  bei  der  Delegirung  eines  anderen  Gerichts  ver- 
fahren. 

Die  ungarischen  Gerichte  und  die  Konsulargerichte  haben  sich 
gegenseitig  Rechtshtilfe  zu  leisten  wie  die  Gerichte  eines  Staates. 

Die  Minister  der  beiden  Staaten  können  im  Einvernehmen  mit 
dem  gemeinsamen  Minister  des  Aeussern  die  Konsularjurisdiktion  in 
Ländern  einführen,  wo  dieselbe  noch  nicht  besteht,  ferner  die  be- 
stehende beschränken,  zeitweise  oder  ganz  aufheben,  oder  auch  einer 
dritten  befreundeten  Macht  tibertragen. 

Da  die  Vorarbeiten  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  schwierig  sind 
und  viel  Zeit  beanspruchen,  wird  dasselbe  erst  später  vollzogen  werden 
und  in  Geltung  treten. 
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1.  Der  Nouveau  Becueil  g6niral  de  Traües  etc.  (Continuation  du 
Ortmd  Becueil  de  G.  Fr,  de  Härtens)  von  Felix  Stoerk,  Univ. -Professor 
in  Greif swald,  Mitglied  des  Völkerrechts -Instituts,  enthält  in  seinem 
XVI.  Band  (11.  Serie)  u.  A.  den  Wortlaut  nachbezeichneter  Ausliefe- 
rungs-Verträge, Deklarationen  etc. 

a)  Deklaration  vom  26.  Jimi  1888  zwischen  Belgien  und  Frank- 
reich, betr.  die  Ausdehnung  des  Auslieferungsvertrages  vom  15.  August 
1874  auf  Tunesien  (S.  545); 

b)  Auslieferungsvertrag  vom  31.  Mai  1888  zwischen  Belgien 
und  den  Niederlanden  (S.  546  ff.); 

c)  Deklaration  vom  14.  November  1889  zwischen  Belgien  und 
Frankreich  (S.  558); 
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d)  Auslieferungsvertrag  vom  27.  Ang.  1888  (ratif.  am  15.  Jan.  1889] 
zwischen  dem  Kongostaat  und  Portugal  (8.  594  ff.); 

e)  Vertrag  vom  25.  Juni  1886  zwischen  Gross bri tan nien  mtd 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  betr.  den  Aiisliefenuigi- 
vertrag  vom  9.  August  1842  (^8.  771  ff.): 

f)  Auslieferungsvertrag  vom  7.  September  1886  (ratif.  22.  Jan. 
1889)  zwischen  Grossbritannien  und  Mexiko  (S.  805 ff.); 

g)  Auslieferungsvertrag  vom  27.  Okt.  1888  (ratif  21.  Aug.  1889) 
zwischen  Grossbritannien  und  Columbien  (8.826  ff.): 

h)  Additionaldeklaration  vom  19.  Februar  1889  zwischen  Gtobs- 
britannien  und  Spanien  zum  Auslieferungsvertrag  vom  4.  Juni  1878 
(8.  848  f.): 

i)  Zusatzvertrag  vom  12.  Juli  1889  (ratif.  11.  März  1890)  ran 
Auslieferungsvertrage  zwischen  Grossbritannien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  vom  9.  Aug.  1842  (8.  850 ff.): 

k)  Uebereinkunft  vom  31.  Dezember  1889  zwischen  Gross- 
britannien und  Frankreich,  betr.  die  Ausdehnung  des  Auslieferungs- 
vertrages vom  14.  Aug.  1876  auf 'Tunesien  (8.  885). 

Femer  sind  dortselbst  abgedruckt  und  hier  bemerkenswerth: 

Uebereinkunft  vom  9.  September  1889  zwischen  der  Schweii 
und  Belgien  wegen  gegenseitiger  Zulassung  zum  Armen- 
recht  (8.  657  f.); 

Uebereinkunft  zwischen  Frankreich  und  Rumänien  zum  gegen- 
seitigen Schutze  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  vom  12.  April  1889 
(8.  731  ff.),  und  folgende 

Handels-   etc.  Verträge: 

a)  zwischen  der  Schweiz  und  Belgien  vom  3.  Juli  1889,  nt 
am  14.  Dez.  1889  (8.  551  ff.), 

b)  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Kongostaat  vom  16.  No- 
vember 1889,  ratif.  4.  Januar  1890  (8.  600  ff.), 

c)  zwischen  Spanien  und  Russland  vom        '  ^  ,.     1887,  ntit 
^  ^  2.  Juli  ' 

1./13.  Juni  1888  (8.  610  ff.), 

d)  zwischen  Grossbritannien  und  Paraguay  vom  16.  Ok- 
tober 1884,  ratif.  11.  Mai  1886  (S.  741  ff.), 

e)  zwischen  Grossbritannien  und  Uruguay  vom  13.  Norera- 
ber  1885,  ratif.  22.  Mai  1886  (8.  759  ff.), 

f)  zwischen  Grossbritannien  und  Mexiko  vom  27.  Novem- 
ber 1888,  ratif.  11.  Febr.  1889  (8.  836  ff.), 

g)  zwischen  Grossbritannien  und  Egypten  vom  29.  Ok- 
tober 1889  (8.  871  ff), 

h)  zwischen  Grossbritannien  und  Serbien  vom  2./14.  F^ 
bruar  1890  (8.  886  f.), 

i)  zwischen  Grossbritaunien  und  Griechenland  vom  28. Hfii 
1890  und  die  Berichtigung  des  Anhangs  zu  diesem  Vertrage  tod 
16.  Juni  1890  (8.  890  u.  893). 
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2.  Markenschutz  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz. 

Durch  Note  vom  12.  Februar  1892  der  deutschen  Gesandtschaft 
in  Bern  hat  die  deutsche  Keichsregierung  mitgetheilt^  dass^  trotzdem 
der  neue  deutsch  -  schweizerische  Handelsvertrag  hierüber  keine  Be- 
stimmung mehr  enthält^  die  schweizerischen  Fabrik-  und  Handels- 
marken  auch  inskünftig  im  Deutschen  Reiche  geschützt  sein  werden. 

Uiegegen  hat  auch  der  Schweizerische  Bundesrath  erklärt^  dass 
in  der  Schweiz  zur  Eintragung  gelangenden  deutschen  Marken  der 
schweizerische  Eechtsschutz  gesichert  bleibt  (Schweiz.  Bundesbl.  1892  I 
S.  822). 

3.  Durch  Zusatz  zu  der  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  vom  15./29.  November  1890,  betr.  die  Eheschliessung  der 
beiderseitigen  Angehörigen^)^  vom  11.  März  1892  (Schweiz. 
B.B1.  1892  I  S.  904,  Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XII  S.  680)  ist 
vereinbart : 

1)  dass  die  von  den  italienischen  Zivilstandsbeamten  auszustellende 
Bescheinigung,  es  stehe  dem  Abschluss  der  Ehe  nach  dem  bürgerlichen 
Bechte  Italiens  kein  bekanntes  Hindemiss  entgegen,  nicht  auf  dem 
Yerktindschein  anzubringen  ist,  sondern  eine  besondere  Urkunde  zu 
bilden  hat; 

2)  dass  die  Beglaubigung  der  Unterschriften  der  schweizerischen 
und  italienischen  Zivilstandsbeamten  durch  die  zuständigen  schweize- 
rischen und  italienischen  Behörden  die  Erklärung  in  sich  schliesst,  dass 
die  Zivilstandsbeamten  zur  Ausstellung  der  unter  Ziff.  1  erwähnten  Be- 
scheinigung beftigt  sind. 

Vgl.  hiezu  das  Kreisschreiben  des  eidgen.  Justiz-  und  Polizei- 
departements an  'Sämmtl.  Kantonsregierungen  vom  12.  März  1892 
(Schweiz.  B.Bl.  1892  I  S.  913  f.). 

4.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Italien 
und  Mexiko  vom  16.  April  1890  (Oaxxetta  ufßciale  vom  19.  Sept. 
1891,  D.  H.A.  1891  I  S.  1060). 

Art.  6.  Die  Bürger  der  beiden  Nationen  sollen  in  den  beider- 
seitigen Staatsgebieten  vollständigsten  und  dauernden  Schutz  ftir  ihre 
Person  und  ihr  Eigen thum  geniessen.  Zum  Schutz  und  zur  Yerthei- 
digimg  ihrer  Rechte  sollen  sie  sich  an  die  Gerichte  jeder  Instanz  und 
Gattung  wenden  dürfen. 

Sie  sollen  sich  des  Beistandes  von  Advokaten,  Vertheidigem  oder 
sonstigen  Agenten  bedienen  und  dieselben  ermächtigen  dürfen,  sie  zu 
vertreten  imd  in  ihrem  Namen  zu  handeln ;  Alles  gemäss  den  Gesetzen 
des  Landes.  Endlich  sollen  sie  in  dieser  Hinsicht  die  gleichen  Rechte 
nnd  Privilegien  geniessen,  welche  Inländern  gewährt  sind  oder  künftig 
gewährt  werden  sollten,  sofern  sie  sich  für  den  Genuss  besagter  Frei- 
heiten denselben  Bedingungen  wie  die  letzteren  unterwarfen. 


1)  S.  Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  721  Nr.  6. 
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Art.  7.  Die  Italiener  in  Mexiko  und  die  Mexikaner  in  Italien 
sollen  die  Wohlthat  des  gerichtlichen  Schutzes  nach  Massgabe  der 
Gesetze  desjenigen  Landes  geniessen,  in  welchem  dieser  Schutz  ange- 
rufen wird.  Jedoch  ist  die  Bedürftigkeit  des  Gesuchstellers  —  anter 
den  durch  diese  Gesetze  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  —  durch  die 
zuständigen  Behörden  seines  Heimathlandes  zu  bestätigen:  die  Zeug- 
nisse dieser  letzteren  sind  von  dem  diplomatischen  oder  konsularischen 
Beamten  des  anderen  Landes  zu  beglaubigen  und  seiner  Regierung 
zur  weiteren  Veranlassung  zuzustellen. 

Art.  8.  Die  Italietier  in  Mexiko  und  die  Mexikaner  in  Italien 
sollen  ebenso  wie  die  Landesangehörigen  das  Recht  haben,  in  den 
beiderseitigen  Staatsgebieten  gelegenes  bewegliches  Vermögen  zu  er- 
werben; zu  besitzen  und  durch  Elrbfolge^  Testament,  Schenkung  oder 
in  anderer  VTeise  an  Dritte  zu  übertragen,  ohne  dass  für  die  Erb- 
schaft oder  die  Uebertragung  des  Besitzrechts  andere  oder  höhere 
Steuern  zu  zahlen  wären,  als  in  ähnlichen  Fällen  die  LandesangehS- 
rigen  zu  entrichten  haben. 

Was  den  Erwerb  oder  Besitz  unbeweglichen  Vermögens  anlangt, 
so  sind  die  Italiener  in  Mexiko  und  die  Mexikaner  in  Italien  wie 
Unterthanen  und  Bürger  der  meistbegünstigten  Nation  zu  behandeln. 

Ihre  Erben  und  gesetzlichen  Vertreter  sollen  den  Besitz  des  an 
sie  gefallenen  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens,  entweder 
persönlich  oder  durch  Sachwalter,  in  derselben  Weise  imd  unter  den- 
selben gesetzlichen  Formen  wie  die  Angehörigen  des  Landes,  antreten 
dürfen. 

Die  Bürger  jedes  der  vertragschliessendeu  Theile^  welche  eidi 
vorübergehend  oder  dauernd  in  dem  Staatsgebiete  und  in  den  Be- 
sitzungen des  anderen  aufhalten,  sind  den  Gesetzen  des  Landes,  in 
welchem  sie  ihren  Aufenthalt  haben,  imterworfen,  insbesondere  den- 
jenigen, welche  die  Rechte  und  Pflichten  der  Ausländer  feststellen. 
und  zwar  in  demselben  Masse,  wie  die  Bürger  und  Unterthanen  der 
meistbegünstigten  Nation. 

Art.  24  Abs.  1  gewährt  in  Erwartung  des  Abschlusses  eines  Kon- 
sularvertrages  den  Konsularbeamten  der  beiden  Länder  wechselseitig 
in  Bezug  auf  Rechte,  Privilegien  und  Immunitäten  die  Vortheile  der 
meistbegünstigten  Nation. 

Nach  Abs.  2  werden  die  Archive  und  Akten  der  Konsidarbeaffi' 
ten  als  unverletzlich  angesehen  und  dürfen  aus  keinem  Grunde  von 
den  Landesbehörden  mit  Beschlag  belegt  oder  eingesehen  werden. 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Ausfolge  einer  in  Russland  angefallenen  Erbschaft 
an  eine  in  Württemberg  sich  aufhaltende,  in  Russland  do- 
mizilirtc  minderjährige  Erbin.)    Der  Schachtmeister  Heinrich  B. 
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von  Burgstenmien,  früher  hannover'scheii;  jetzt  preussischen  Gerichts- 
bezirks £lze;  ist  am  24.  März  1885  an  einer  erhaltenen  Verwundung 
zu  Suchum  (Russland)  gestorben.  Derselbe  hinterliess  eine  Tochter 
erster  Ehe,  Luise  B. ,  welche  im  Jahre  1886  zu  ihrem  Oheim^  dem 
LandesgefKngnissau&eher  D.  in  H.  (Württemberg);  gebracht  wurde  und 
sich  seither  dort  aufhält.  Im  Juli  1887  wurde  der  Nachlass  des  Hein- 
rich B.  im  Betrage  von  705  Mark  5  Pf.  durch  Vermittelung  des 
kaiserl.  deutschen  Konsulats  in  Tiflis  und  des  Auswärtigen  Amts  in 
Berlin  an  das  k.  württemb.  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  von  diesem  an  das  k.  württemb.  Justizministerium  mit  dem 
Ersuchen  ausgefolgt,  das  Weitere  zu  veranlassen.  Das  k.  Justizmini- 
sterium übermittelte  durch  Erlass  vom  21.  Juli  1887  diese  Erbschaft 
dem  Amtsgericht  H.  zur  Besorgung  des  Weiteren  mit  dem  Auftrag, 
eine  Empfangsbescheinigung  der  Erbin,  eventuell  ihres  Vertreters  vor- 
zulegen. Das  Amtsgericht  forderte,  da  sich  ergab,  dass  die  Erbin 
Luise  B.  noch  minderjährig  war,  den  Gemeinderath  H.  auf,  für  die- 
selbe einen  Vormund  zu  bestellen.  Der  Gemeinderath  H.  erklärte  sich 
jedoch  fUr  unzuständig,  da  der  verstorbene  Vater  der  Luise  B.  weder 
in  H.  geboren  oder  heimathberechtigt  sei,  noch  sich  jemals  daselbst 
aufgehalten  habe.  Die  von  dem  Oheim  der  Luise  B.  hiegegen  erho- 
bene Beschwerde  wurde  durch  Beschluss  des  Amtsgerichts  H.  vom 
20.  August  1887  als  unbegründet  verworfen.  Mit  Bericht  von  dem- 
selben Tage  stellte  das  Amtsgericht  unter  dem  Anfügen,  dass  der  Nach- 
lass des  Heinrich  B.  in  der  dortigen  Amtskasse  aufbewahrt  sei,  an 
das  k.  Justizministerium  die  Anfrage,  ob  dieser  Nachlass  dem  Auf- 
seher D.,  als  dem  Oheim  und  nächsten  Verwandten  der  Luise  B., 
ohne  Vormund  ausgefolgt  werden  dürfe.  Das  k.  Justizministerium 
trug  Bedenken,  diese  Frage  zu  bejahen  und  suchte  das  bestehende 
Hinderniss  dadurch  zu  beseitigen,  dass  es  am  8.  September  1887 
das  k.  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  um  weitere  Ein- 
leitung dahin  anging,  dass  zu  der  in  Aussicht  genommenen  Aus- 
folge des  Nachlasses  an  den  Oheim  der  Luise  B.  ohne  diesseitige  Be- 
stellung eines  Vormunds  die  Zustimmung  des  nach  den  vorliegenden 
Akten  zum  Vormund  der  Luise  B.  amtlich  bestellten  Kolonisten  Jo- 
seph W.  in  Suchum,  beziehungsweise  der  dortigen  Vormundschafts- 
behörde beigebracht  werde.  Von  Seiten  des  kaiserl.  deutschen  Konsuls 
in  Tiflis  wurde  hierauf  zunächst  die  Frage  angeregt,  ob  nicht  in  dem 
preussischen  Bezirk  Elze,  als  dem  Heimathsbezirk  des  Heinrich  B., 
für  dessen  minderjährige  Tochter  eine  Vormundschaft  errichtet  wer- 
den könnte.  Davon  ausgehend,  dass  nach  den  diesfalls  in  Prenssen 
bestehenden  Vorschriften  die  Entscheidimg  dieser  Frage  wesentlich 
davon  abhänge,  ob  die  Luise  B.  preussische  Staatsangehörige  sei,  und 
dass  es  mindestens  als  sehr  zweifelhaft  erscheine,  ob  nicht  der  Vater 
der  Luise  B.,  und  demzufolge  wohl  auch  diese  selbst,  die  preussische 
Staatsangehörigkeit  durch  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Auslande  ver- 
loren habe,  hielt  das  k.  württembergische  Justizministerium  eine  noch- 

ZeitMhrlft  f.  intern.  Priv»t-  n.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  22 
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malige  PrüArng  der  Frage ;  ob  die  Vormimdschafbsbehörde  in  H.  im- 
zuständig  sei^  für  geboten.  Unter  Hinweisiing  darauf;  dass  naeh  dem 
Inhalt  der  Akten  die  Luise  B.  mit  Zustimmung  der  russischen  Yor- 
mundschaftsbehörde  als  Pflegkind  zu  ihrem  Oheim  nach  H.  gebracht 
worden  zu  sein  scheine  ^  und  dass  die  väterliche  Erbschaft  derselben 
gleichfalls  mit  Zustimmung  der  gedachten  Yormundschaftsbehörde  nad 
H.  gesandt  worden  sei;  forderte  das  k.  Justizministerium  die  Zivil- 
kammer des  Landgerichts  in  H.  zu  einer  Aeusserung  darüber  auf,  ob 
auch  nach  ihrem  Dafürhalten  die  Unzuständigkeitserklärung  des  Ge- 
meinderaths  H.  gerechtfertigt  oder  ob  nicht  vielmehr  vermöge  der  er- 
wähnten Umstände  anzunehmen  sei;  dass  die  Luise  B.  ihren  Wofansiti 
in  H.  habe.  FallS;  wurde  am  Schlüsse  des  Erlasses  bemerkt;  zur  Ent- 
scheidung letzterer  Frage  weitere  thatsächliche  Ermittelungen  im  diplo- 
matischen Wege  erforderlich  wären ;  werde  den  bezüglichen  Anträgen 
der  Zivilkammer  entgegengesehen. 

Mit  Bericht  vom  1.  Februar  1888  äusserte  sich  die  Zivilkammer 
dahin: 

Nach  unserem  Erachten  ist  die  Yormundschaftsbehörde  in  E 
zur  Zeit  nicht  zuständig;  sofern  die  Luise  B.  ihren  Wohnsitz  noefa 
in  Suchum;  dem  letzten  Wohnort  ihres  verstorbenen  Yaters  hat;  wo 
auch  eine  Pflegschaft  für  dieselbe  geführt  wurde.  Wenn  auch  die 
Luise  B.  mit  Zustimmung  der  dortigen  Yormundschaftsbehörde  zu  ihrem 
Oheim  nach  H.  gebracht,  und  wenn  die  väterliche  Erbschaft  derselben 
gleichfalls  mit  Zustimmung  der  genannten  Yormundschaftsbehörde  nach 
H.  gesandt  wurde ;  so  lassen  doch  diese  Umstände  einen  sicheren 
Schluss  dahin  nicht  zU;  dass  der  frühere  Wohnsitz  der  Luise  B.  tob 
dieser  mit  Zustimmung  ihres  Yormunds  und  der  Yormundschaftsbehörde 
aufgegeben  und  nach  H.  verlegt  wurde.  Dagegen  kann  nach  unserem 
Dafürhalten  die  Yormundschaftsbehörde  in  H.  die  Einleitung  einer 
Yormundschaft  nicht  verweigern;  wenu;  was  nach  den  Akten  als  an*- 
führbar  erscheint;  der  bisherige  Yormund  der  Luise  B.  imd  die  Yor- 
mundschaftsbehörde in  Suchum  ihr  Einverständniss  damit  erklären, 
dass  der  bisherige  Wohnsitz  der  Luise  B.  in  Suchum  von  dieser  auf- 
gegeben und  nach  H.  verlegt  wird.  Wir  bitten;  diese  Erklärungen 
auf  diplomatischem  Wege  herbeizuführen. 

Yon  Seiten  des  k.  Justizministeriums  wurde  diesem  Antrag  der 
Zivilkammer  entsprochen;  es  fonden  durch  das  kaiserl.  deutsche  Kon- 
sulat in  Tiflis  weitere  Erhebungen  in  der  gedachten  Richtung  statt 
und  am  31.  Juli  1888  beschloss  der  Gemeinderath  H.,  die  Ueber- 
nähme  der  Pflegschaft  zu  genehmigen  und  den  Oheim  der  Luise  6., 
den  Aufseher  D.  in  H.;  als  Yormund  für  dieselbe  zu  bestellea.  Die- 
sem Yormund  wurde  sodann  der  Nachlass  von  dem  Amtsgericht  an- 
gefolgt  (Zeitschr.  f.  freiwill.  Gerichtsbarkeit  etc.;  Jahrg.  33;  1891, 
S.  362  flF.). 
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2.  (Die  Behandlung  des  Nachlasses  österreichischer 
oder  ungarischer  Staatsangehöriger  in  dem  deutschen 
Reichsland    Elsass-Lothringen.) 

(Mitgetheilt  von  Henn  Ministerialrath  Dr.  Alexi  in  Budapest.) 

Die  österreichisch  -  ungarische  Botschaft;  in  Berlin  hat  der  öster- 
reichischen und  der  ungarischen  Regierung  ein  Memorandum  ein- 
gesendet, betreffend  die  Behandlung  der  in  Elsass-Lothringen  be- 
findlichen Nachlässe  von  solchen  Angehörigen  der  Österreichisch-unga- 
rischen Monarchie,  die  dort  ihren  letzten  Wohnsitz  oder  Aufenthalt 
hatten.  Aus  diesem  Memorandum,  welches  dazn  dient^  den  betreffen- 
den österreichischen  und  ungarischen  Behörden  in  einem  vorliegenden 
Falle  die  entsprechenden  Instruktionen  zu  ertheilen^  heben  wir  die 
folgenden  Bestimmungen  hervor. 

Für  die  Behandlung  der  Nachlässe  in  den  bezeichneten  Fällen 
sind  die  massgebenden  Bestimmungen  ausschliesslich  aus  dem  in  El- 
sass-Lothringen geltenden  Gesetze  zu  entnehmen. 

Es  ist  zwar  zwischen  Frankreich  und  Oesterreich  am  11.  De- 
zember 1866  über  die  gegenseitige  Behandlung  der  Nachlässe  von 
Angehörigen  des  anderen  Staates  eine  Konvention  abgeschlossen  wor- 
den, welche  auch  gegenwärtig  noch  gültig  ist.  Allein  diese  Konven- 
tion hat  auf  dem  Gebiete  Elsass-Lothringens,  welches  durch  den  Frank- 
furter Frieden  von  Frankreich  abgetrennt  wurde,  keine  Geltung  und 
kann  aucli  in  vorliegenden  Fällen  nicht  angerufen  werden. 

I.  Zuständig  für  die  Nachlassbehandlung  ist  nach  den  in  Elsass- 
Lothringen  geltenden  Gesetzen,  wenn  der  Erblasser  dort  seinen  letzten 
Wohnsitz  hatte,  das  elsass-lothringer  Gericht.  Es  gründet  sich  dies 
auf  Art.  110  des  Code  eivü,  wonach  der  Ort  der  Eröffnung  der  Erb- 
schaft; durch  den  Wohnsitz  des  Erblassers  bestimmt  wird.  (Le>  lieu  oü 
la  »uceession  s'otmira,  sera  diterminS  par  U  domicüe.)  Dabei  ist  nicht 
zu  unterscheiden,  ob  der  Nachlass  in  beweglichem  oder  unbeweglichem 
Vermögen  besteht  und  ob  das  Vermögen  im  Inlande  oder  im  Auslande 
sich  befindet. 

C^richtliches  Einschreiten  zum  Zwecke  der  Erhaltung  und  der 
Theilung  eines  Nachlasses  findet  übrigens  in  Elsass-Lothringen,  wie 
in  den  anderen  Gebieten  des  französischen  Bechts  nur  dann  statt, 
wenn  besondere  Veranlassung  dazu  besteht. 

Zur  Erhaltung  des  Nachlasses  werden  die  beweglichen  Gegen- 
stände unter  Gerichtssiegel  gelegt,  wenn  dies  entweder  von  den  Be- 
theilig^ten  beantragt  oder  im  Literesse  nichtanwesender  oder  Schutz- 
bedürftiger  Erben  angeordnet  wird.  Ist  ein  Inventar  zu  errichten,  so 
geschieht  dies  durch  einen  Notar.  Bei  der  Theilung  eines  Nachlasses 
wird  das  Gericht  nur  auf  Antrag  thätig.  Nothwendig  ist  die  Thätig- 
keit  des  Gerichts,  wenn  Minderjährige,  Entmündigte  oder  Abwesende 
betheiligt  sind.  Die  Mitwirkung  beschränkt  sich  übrigens  auf  den 
Erlass   der  erforderlichen  Entscheidungen;    die   beurkundende  Thätig- 
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keit  li^t  einem  vom  Gerichte  beauftragten  Notar  ob.  Ein  gericlit- 
liebes  Aufgebot  der  NachlassglSubiger  findet  nicht  statt.  Hat  ein  in 
Elsass-Lothringen  verstorbener  Ausländer  sich  nur  vorübergehend  dort 
aufgehalten  und  seinen  Wohnsitz  ausserhalb  Elsass-Lothringens  gehabt, 
so  schreiten  die  elsass-lothringischen  Gerichte  nur  insofern  ein,  aU 
es  zur  Sicherung  des  Nachlasses  erforderlich  ist. 

II.  lieber  die  Frage,  nach  welcher  Gesetzgebung  die  Kechte  der 
Betheiligten  zu  beurtheilen  sind,  bestehen  bestimmte  Vorschriften  nicht 
Es  wird  überwiegend  angenommen;  dass  wie  die  Erbschaft  nur  ein- 
heitlich  geregelt  werden  könne ;  so  auch  die  darauf  bezüglichen  erb- 
rechtlichen Fragen  auf  einer  und  derselben  gesetzlichen  Grrundlage 
entschieden  werden  müssen.  Als  diese  Grundlage  wird  im  Allgemei- 
nen '  das  heimathliche  Recht  (lex  originis)  des  Erblassers  angesehen. 
Selbstverständlich  findet  die  Anwendung  des  Heimathsrechts  eine 
Schranke  da,  wo  es  mit  absolut  gebietenden  oder  verbietenden  inlän- 
dischen Rechtsnormen  in  Widerspruch  tritt. 

III.  Nachdem  auf  dem  Gebiete  von  Elsass-Lothringen  bereits 
durch  das  französische  Gesetz  vom  Jahre  1819  bezüglich  der  £rb- 
berechtigung  der  Fremden  alle  Abzugsrechte  (droit  d'aubame  ei  de 
detraction)  abgeschafft  sind,  so  können  solche  auch  jetzt  nicht  in  An- 
wendung kommen.  Besondere  Bestimmungen;  die  die  Wahrung  der 
Interessen  inländischer  Erbschaftsgläubiger  bezwecken,  bestehen  nicht 

Im  Falle  einer  gerichtlichen  oder  notariellen  Thätigkeit  bei  dem 
Nachlasse  eines  Ausländers  sind  ausserdem  die  hieftir  bestimmten  Ge- 
bühren zu  entrichten. 

Was  die  Erbschaftssteuer  betrifft;  so  sind  in Elsass-Lothringea 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1889  mastgebend.  LAut 
demselben  unterliegen  innerhalb  Elsass-Lothringens  befindliche  Lie- 
genschaften und  denselben  gleichgeachtete  Rechte  der  Erbschaftssteuer 
ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  oder  die  Staatsangehörigkeit  des 
Erblassers.  Auf  Liegenschaften  imd  denselben  gleichgeachtete  Rechte 
ausserhalb  Elsass-Lothringens  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht  nicht 
Das  unkörperliche  bewegliche  Vermögen  eines  Erblassers;  welcho*  zur 
Zeit  des  Erbganges  in  Elsass-Lothringen  seinen  Wohnsitz  hatte,  unter- 
liegt der  Erbschaftssteuer.  Das  unkörperliche  bewegliche  Vermögen 
eines  Erblassers;  welcher  zur  Zeit  des  Erbganges  seinen  Wohnsits 
nicht  in  Elsass-Lothringen  hatte;  ist  von  der  Erbschaftssteuer  befreit 
Jedoch  sind  die  zum  Nachlasse  eines  solchen  Erblassers  gehörigen 
elsass-lothringischen  Staatsrenten;  Aktien  und  Schuldverschreibungen, 
sowie  Forderungen;  für  welche  elsass-lothringische  Grundstücke  hypo- 
thekarisch belastet  sind;  steuerpflichtig;  soweit  in  dem  Heimathstaate 
die  zu  einem  elsass-lothringischen  Nachlasse  gehörigen  gleichartigen 
W^erthe  dieses  Landes  besteuert  werden  und  der  Erbe  nicht  eine 
deutsche  Staatsangehörigkeit  besitzt. 

Das  körperliche  bewegliche  Vermögen  eines  Erblassers;  welcher 
zur  Zeit  des  Erbganges   in  Elsass-Lothringen    seinen  Wohnsitz  hatte. 
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unterließ  der  Erbschaftssteuer.  Insoweit  sich  dasselbe  jedoch  zur  Zeit 
des  Erbganges  ausserhalb  Elsass-Lothringens  befand^  ist  auf  Verlangen 
die  nach  den  Gesetzen,  woselbst  es  sich  befand,  etwa  entrichtete  Erb- 
schaftssteuer in  Abzug  zu  bringen. 

Das  körperliche  bewegliche  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher 
zur  Zeit  des  Erbganges  seinen  Wohnsitz  nicht  in  Elsass-Lothringen 
hatte,  ist  steuerfrei,  das  in  Elsass-Lothringen  befindliche  Vermögen 
jedoch  nur,  soweit  in  dem  Heimathstaate  des  Erblassers  gleiche  Grund- 
sätze massgebend  sind. 

8.  (Keine  Prozesskostenkaution  der  Ausländer  in  Un- 
garn, sowie  in  Kroatien  und  Slavonien.)  Die  Blätter  illr 
Bechtspflege  im  Bezirk  des  Kammergerichts  (1892  S.  14)  theilen  mit, 
dass  auf  die  von  einem  Berliner  An  walte  an  den  k.  ungarischen  Herrn 
Justizminister  und  an  die  k.  kroatische  Landesregierung  gerichteten 
Anfragen  von  der  k.  und  k.  österr.-ungar.  Botschaft  mit  Schreiben 
vom  2.  bezw.  25.  November  1891  die  Erwiderung  ergangen,  1)  dass 
nach  den  ungarischen  Gesetzen  Ausländer,  wenn  sie  in  Ungarn  als 
Kläger  aufbreteu,  betreffs  der  Prozesskosten  keine  Sicherheit  zu  leisten 
haben  ^),  2)  dass  auch  in  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien 
(demgemäss  auch  in  der  Stadt  Agram)  die  Ausländer,  wenn  sie  in 
diesen  Königreichen  als  Kläger  gegen  wen  immer  auftreten,  betreffs 
der  Prozesskosten  keinerlei  Kaution  oder  Sicherheit  zu  leisten  haben. 

4.  (Schweizerische  Bundesrechtspflege.)  Das  Schweizerische 
Bundesblatt  enthält  im  44.  Jahrgang  II  Nr.  16  vom  20.  April  1892 
die  Botschaft  des  Bundesraths  vom  5.  April  1892  an  die  Bundes- 
versammlung, betreffend  den  Entwurf  zu  einem  neuen  Bundesgesetze 
über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege,  nebst  dem  von  Bundes- 
richter Dr.  Hafner  ver&ssten  Entwurf  dieses  Gesetzes  in  224  Artikeln. 

5. (Oesterreichisch-ungarischeKonsularämter.)  Das k. und 
k.  Ministerium  des  Aeussern  hat  in  der  Wiener  Zeitung  vom  31.  März 
1892  eine  bis  Mitte  März  1892  richtiggestellte  ^Uebersicht  des  gegen- 
wärtigen Standes  und  der  Amtsbezirkseintheilung  der  k.  u.  k.  Konsular- 
ämter  im  Auslände'^  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht,  von  welcher 
einzelne  Exemplare  um  den  Preis  von  20  Kreuzern  in  der  k.  k.  Hof- 
und  Staatsdruckerei  in  Wien  zu  beziehen  sind.  Gleichzeitig  erschien 
ein  alphabetisches  Namensverzeichniss  der  k.  u.  k.  österreichisch- 
ungarischen Konsularfunktionäre  sowie  der  k.  u.  k.  (f^terreichisch- 
nngarischen  Konsularämter  im  Auslande. 


1)  Vgl.  hiezu  Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  692  Note  1, 
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a)  Bllelieraiisei|i:e]i. 

1,  Ä.  d^Oliveeronaf  Om  Dödsstraffet;  andra  üpplagan;  üpsala,  W. 
SchuUz,  1891;  IV,  X  u.  XX.,  dann  310  SS.    S\ 

Einer  der  eifrigsten  und  gründlichsten  Streiter  ffir  die  Abschaffang 
der  Todesstrafe,  JnstizrathDr.  JT.d'Ottvecrona  in  Stockholm,  lieaa  kürzlich 
unter  obigem  Titel  in  zweiter  Auflage  ein  Werk  erscheinen,  welches  Tor 
bereits  25  Jahren  in  schwedischer  Sprache  (Upsala,  1866),  und  wenig  später 
auch  in  französischer  Sprache  (De  la  peine  de  mart,  Paris  1688)  Ton  ihiB 
veröffentlicht  worden  war.<^  Die  neue  Ausgabe  bezeichnet  sich  selbst  ah 
eine  vollständig  umgearbeitete  und  bedeutend  vermehrte ;  eine  Beieiciiniuig, 
welche  durchaus  gerechtfertigt  erscheint,  wenn  auch  die  Umarbeitung'  der 
Natur  der  Sache  nach  sich  nicht  auf  alle  Theile  des  Werkes  gleichmäasig 
erstreckt  hat.  Die  wenigsten  Veränderungen  hat  der  geschichtliche  Theil 
erfahren  (S.  1—68),  welcher  die  Entwicklung  der  Todesstrafe  und  die  An- 
sichten ttber  dieselbe  zumal  in  der  schwedischen  Gesetzgebung ,  PraziB 
und  Literatur  bis  zur  Erlassung  des  Strafgesetzes  vom  Jahre  1864  herab 
schildert.  Um  so  bedeutendere  Erweiterung  und  Vertiefung  zeigen  daf^egen 
die  Erörterungen  der  für  und  gegen  die  Todesstrafe  sprechenden  Er- 
wägungen (S.  69—245),  sowie  die  Darlegung  des  derzeitigen  Zustandes  der 
Gesetzgebung  in  Schweden  sowohl  als  in  den  übrigen  zivilisirten  Länders 
(S.  246—97).  Mit  einem,  wesentlich  neuen,  Kapitel  über  die  Begnadi^mg 
in  Fällen  einer  erkannten  Todesstrafe  (S.  297—310)  schliesst  das  Buch,  das 
zumal  auch  durch  das  reiche  statistische  Material,  welches  in  ihm  aufgehänfl 
ist,  sich  der  sorgsamsten  Beachtung  dringend  empfiehlt  K.  Maurer. 

2,  J.  AfzeliuSf  Sjölageriy  med.  Föcklaringar  ur  autentiska  Kallor,  samt 
JSänvisningar  och  Sakregister,  Stockholm,  P.  A,  Norsiadt  och  Soners  F&r- 
lag  1891 ;  IV  u.  263  SS.   8«. 

Am  1.  Januar  1.  J.  trat  in  Schweden  ein  neues,  am  12.  Juni  1891  aus- 
gefertigtes Seerecht  in  Wirksamkeit.  In  zweifacher  Richtung  bezeichnet 
dasselbe  einen  entschiedenen  Fortschritt,  einmal  nämlich  insofern,  als  es 
in  materieller  Beziehung  das  bisherige  schwedische  Seerecht  vom  Jahre  1864 
mehrfach  verbessert,  sodann  aber  auch  insofern,  als  dessen  Entwurf  tob 
einem  schwedischen  Komitö  in  Verbindung  mit  einem  dänischen  und  einem 
norwegischen  ausgearbeitet  wurde,  und  somit  zu  hoffen  steht,  daas  dureh 
denselben  ein  weiterer  Schritt  zur  Erzielung  einer  im  Wesentlichen  gemein- 
samen Handelsgesetzgebung  fQr  die  drei  nordischen  Reiche  gethan  werden 
möge,  wie  ein  solcher  fUr  das  Wechselrecht  durch  die  drei  parallel  gehen- 
den Gesetze  vom  7.  Mai  1880  bereits  gethan  wurde.  Ein  Mitglied  jenes 
schwedischen  Eomitös,  der  damalige  Professor  und  nunmehrige  Justisratb 
Dr.  Jnar  Afzelius,  gibt  nun  in  dem  Werke,  dessen  Titel  vorstehend  ange- 
führt ist,  einen  fortlaufenden  Kommentar  zu  dem  neuen  schwedischen  See- 
rechte, in  welchem  zumal  aus  den  Motiven  zum  Entwürfe,  sowie  aus  den 
Gutachten  der  verschiedenen  Behörden,  welche  über  diesen  eingefordert 
worden  waren,  alles  zum  Verständnisse  des  Gesetzes  Erforderliche  bei^ 
bracht  wird.  Ftlr  die  Zuverlässigkeit  des  Mitgetheilten  und  für  dessen  richtige 
Auswahl  bürgt  aber  die  durch  mehrfache  wissenschaftliche  Leistungen  längst 
erprobte  wissenschaftliche  Tüchtigkeit  des  Verfassers  sowie  dessen  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  geübte  praktische  Mitarbeit  an  der  schwediseheii 
Gesetzgebung.  K,  Maurer. 

S.  Winroth,  Familjeräti:   Äktenekaps  Ingaende;    Lundy  Cfiee- 
rupska  ünwersitaU-Bokhandüny  1892;  XVI  u.  309  SS.    8^ 

Im  ersten  Bande  dieser  Zeitschrift,  S.  428—30,  wurde  Prof.  WinrMe 
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Werk  ttber  die  EhehindemiBse  besprochen.  An  dieses  schliesst  sich  nun 
eine  zweite  Schrift  desselben  Verfassers  über  die  Eingehung  der  Ehe  an, 
welche  gleich  jenem  aus  dessen  Vorlesungen  entstanden  ist,  und  dem- 
gemäss  auch  auf  ihrem  Umschlage  den  weiteren  Titel  ^  ür  mina  Föreläs- 
nin^r  11.^  trägt.  Wie  jene  erste,  so  fällt  auch  diese  zweite  Arbeit  nur 
zu  ihrem  geringsten  Theile  unmittelbar  in  das  Bereich  dieser  Zeitschrift 
herein.  Sie  behandelt  nämlich,  nach  einer  kurzen  Einleitung,  in  vier  geson- 
derten Abschnitten  die  allgemeine  Bechtsentwicklung  (S.  13—67), 
die  Rechtsentwicklung  in  Schweden  (S.  68—240),  das  geltende 
schwedische  Recht  (S.  241  —  63)  und  das  ausländische  Recht 
(S.  264—309).  Volle  drei  Viertheile  des  Ganzen  sind  hienach  rechts- 
geschichtlichen  Inhalts^  für  den  Praktiker  dagegen  hat  zunächst  nur  der 
das  geltende  Recht  behandelnde  Theil  desselben  Interesse,  wobei  freilich 
sehr  zu  beachten  kommt,  dass  die  sehr  eigenthümlichen  und  sehr  verwickel- 
ten Bestimmungen  zumal  des  geltenden  schwedischen  Rechts  nur  aus 
dessen  Geschichte  sich  verstehen  lassen. 

Das  schwedische  Recht  unterscheidet  zunächst  vollständig  rechts- 
wirksame  Ehen  von  anderen,  welche  nicht  vollständig  rechtswirksam  sind. 
Die  ersteren  werden  stets  durch  eine  förmliche  Trauung  eingegangen, 
während  dies  bei  den  letzteren  nicht  der  Fallest;  diese  Trauung  ^nn 
aber  entweder  eine  religiöse  oder  eine  bürgerliche  sein,  und  ersteren  Falls 
nach  den  Vorschriften  der  einen  oder  der  anderen  Religionsgesellschaft  voll- 
zogen werden,  wobei  wieder  bald  die  gesetzliche  Norm  eine  unbedingt 
bindende  ist,  bald  den  Nupturienten  ein  gewisses  Recht  der  Wahl  zwischen 
verschiedenen  Trauungsformen  verbleibt.  Die  bürgerliche  Trauung  ist  un- 
bedingt vorgeschrieben  für  die  Eingehung  einer  Ehe  unter  Christen  und 
Juden,  oder  unter  Angehörigen  solcher  christlicher  Bekenntnisse,  welche 
keine  zur  Vornahme  von  Trauungen  berechtigte  Geistlichkeit  im  Lande 
besitzen,  dann  auch  für  den  Fall,  da  beide  Theile  oder  doch  einer  von 
ihnen  zwar  der  (lutherischen)  Staatskirche  angehören,  aber  doch  die  Taufe 
nicht  empfangen  (!)  oder  an  der  Kommunion  in  der  Staatskirche  nicht 
Antheil  genommen  haben.  Umgekehrt  ist  die  kirchliche  Trauung  unbe- 
dingt für  den  Fall  vorgeschrieben,  da  beide  Nupturienten  der  Staatskirche 
oder  einer  anderen  christlichen  Konfession  angehören,  welche  trauungs- 
berechtigte Geistliche  im  Lande  hat,  oder  da  beide  Juden  sind,  und  hat 
in  solchen  Fällen  die  Trauung  nach  den  Vorschriften  ihrer  gemeinsamen 
Konfession  zu  erfolgen.  Gehören  endlich  die  Nupturienten  verschiedenen 
christlichen  Konfessionen  an,  von  welchen  wenigstens  die  eine  zur  Trau- 
ung befugte  Geistliche  besitzt,  so  mag  nach  ihrer  Wahl  die  kirchliche 
Trauung  nach  den  Vorschriften  dieser  letzteren  Konfession  oder  bürger- 
liche Trauung  eintreten,  und  wenn  die  verschiedenen  Konfessionen  beider- 
seits qualifizirte  Geistliche  haben,  so  steht  den  Nnpturienten  auch  noch 
unter  den  beiderlei  kirchlichen  Trauungsformen  die  Wahl  frei.  Werden 
etwa  mehrere  gleichmässig  legale  Trauungsformen  neben  einander  benützt, 
so  hat  die  zuerst  gebrauchte  bereits  die  volle  Bechtswirkung.  In  allen 
besprochenen  Fällen  Imüpfen  sich  aber  an  die  Trauung,  zu  welcher  nur 
etwa  bei  Juden  noch  die  Heimführung  der  Braut  hinzu  zu  kommen  hat, 
die  vollen  Rechtswirkungen  der  Ehe,  d.  h.  die  Frau  tritt  durch  dieselbe  in 
den  Namen  und  Stand  des  Mannes  ein  und  erwirbt  den  Anspruch  auf  die 
Morgengabe  nach  den  bezüglichen  Rechtsvorschriften;  beide  Eheleute  er- 
werben ihren  Antheil  an  der  legalen  oder  konventionellen  Gütergemein- 
schaft und  ihre  Vorrechte  am  ungetheilten  Gute  für  den  Fall  des  Ver- 
sterbens  des  anderen  Theiles  und  überdies  tritt  zu  Gunsten  der  etwa  vor 
Eingehung  der  Ehe  von  den  Eheleuten  mit  einander  erzeugten  Kinder  die 
volle  Legitimation  ein.  —  Andererseits  sollen  nach  dem  Verf.  nicht  weniger 
als  fQnf  Arten  von  ehelichen  Verbindungen  im  schwedischen  Rechte  vor- 
kommen, welche  ohne  Trauung  eingegangen  werden;   indessen  möchte  ich 
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die  an  erster  Stelle  genannte  Verlobung  nicht  zu  den  ^äkUnskapliga 
föreringar^  zahlen.    Wenn  eine  solche  in  gewissen  gesetzlich  vorgesehenea 
Formen  eingegangen  oder  wenn  anf  Grund  einer  formlos  eingegangenen 
das  gesetzliche  Aufgebot  erbeten  wird,  hat  sie  allerdings  bestimmte  reebt- 
liche  Wirkungen.    Sie  hindert  die  Verlobten  an  der  Eingehung  einer  an- 
derweitigen ehelichen  Verbindung.    Sie  kann,    abgesehen  von  gewissen 
rechtlich  Torgesehenen  Nichtigkeitsgrttnden,  nur  aus  bestimmten  GrOnden 
und   nur  unter   obrigkeitlicher   Mitwirkung  rückgängig   gemacht  werden, 
und  wenn  das  Verlöbniss  zwar  durch  gegenseitiges  Einverständniss  aufge- 
hoben werden  kann,  so  wird  doch  auch  in  diesem   Falle  die  Mitwirkung 
der  Obrigkeit  wenigstens  dann  nothwendig,   wenn  bereits  das  Aufgebot 
verlangt  worden  w^ar;  auf  Grund  eines  unbegründeten  einseitigen  Antrages 
dagegen  wird  zwar  auch  die  Lösung  des  Verlöbnisses  verfQgt,   aber  der 
Antragsteller   insolang   ftir   unOihig  zur  Eingehung  irgend  einer  anderen 
Ehe  erklärt,  als  er  nicht  mit  dem  anderen  Theile  sich  verglichen  oder  im 
Gnadenwege  eine  königliche  Bewilligung  zum  Heirathen  erlangt  hat.    Aber 
mit  alledem  sind  der  Verlobung  meines  Erachtens  zwar  Reehtswirknngen, 
aber  nicht  die  Rechtswirkungen  einer   ehelichen  Verbindung  beigelegt; 
anders  steht  es  dagegen  hinsichtlich  der  anderen  vier  Fälle,   welche  denn 
auch  alle  vier  als  unvollkommeneEhen  bezeichnet  werden.  Dahin  gehört 
zunächst  der  Fall,  da  einer  Verlobung  nachträglich  ein  Beilager  unter  den 
Brautleuten  gefolgt  ist^    dieses  lässt  schon  an  und  für  sich  eine  anvoll- 
kommene  Ehe  unter  den  letzteren  entstehen  und  gewährt  jedem  von  beiden 
Theilen  überdies  das  Recht,    die  Erklärung   zum  Ehegatten  des  die  Trau- 
ung verweigernden  anderen  Theiles  durch  Richterspruch  zu  erlangen ,  wo- 
bei  sich   an   das    erstrittene    Urtheil  weitere   Reehtswirkungen    knüpfen. 
Hieher  gehört  aber  auch  der  andere  Fall,  da  die  Beiwohnnng  zwar  ohne  vor- 
gängige  Verlobung,  aber  auf  Grund  eines  vorgängig  vom  Manne  geicebe- 
nen  Eheversprechens  erfolgt*,  jedoch  muss  diesenfalls  entweder  auf  Klage 
des  Weibes  dieses  durch  Richterspmch  für  die  Ehefrau  des  Mannes  erklärt 
worden  sein,   oder  auf  Begehren  beider  Theile  die  feierliche  Einführung 
des  Weibes  in  die  Kirche  als  Braut  oder  Ehefrau  des  Mannes  erfolgt  sein. 
Erfolgt  aber  in  diesem  letzteren  Falle  nach  ergangenem  Urtheil  oder  statt- 
gefundenem Kirchgänge  eine  nochmalige  Beiwohnung  unter  den  Betheiligrten, 
so    verändert   das  Verhältniss  derselben  zu  einander  wiederum  seine  Na- 
tur und  wird  fortan  ebenso  behandelt,   wie  wenn  eine  Beiwohnung  unter 
Verlobten  vorläge.    In  allen  diesen  Fällen  gestalten  sich  aber  die  Wirknn> 
gen   der  geknüpften  Verbindung  sehr  verschieden   und   zwar  sowohl  in 
Bezug  auf  den  Grad  ihrer  Unauflöslichkeit  und  auf  ihre  Wirkung  als  £fae- 
hinderniss  gegenüber  einer  anderweitig  einzugehenden  Ehe,  als  in  Bezug 
auf  die  vermögensrechtlichen   Ansprüche   beider  Theile   gegen  einander 
und  den  Anspruch  der  Frau  am  Namen  und  Stand  sowie  am  Domizil  nnd 
Gerichtsstande  des  Mannes,  endlich  auch  in  Bezug  auf  die  strafrechtlichen 
Folgen  eines  Bruches  der  Verbindung;  nur  bezüglich  der  etwa  erzeugten 
Kinder  gilt  in  allen  Fällen  gleichmässig  die  Regel,   dass  sie  als  ehelich 
geborene  betrachtet  werden,    selbst  wenn  weder  ein  Urtheil  zu  Gunsten 
der  Mutter  ergangen,   noch  deren  Kirchführung  vorgenommen  worden  ist 
Die  gleiche  Behandlung  wird  sogar  denjenigen  Kindern  zu  Theil,    deren 
Eltern    sich  erst  nach  ihrer  Erzeugung  verlobten,  oder  deren  Vater  erst 
nach  dieser  ihrer  Mutter  sein  Eheversprechen  gab,  ohne  dasselbe  vor  seinem 
oder  ihrer  Mutter  Tod  widerrufen  zu  haben;    nur  die  adülterini  und  die 
ex  damnato  coitu  procreati  sind  in  allen  und  jeden  Fällen  von  der  Begün- 
stigung ausgeschlossen.    Aber  auch  das  Weib  enwirbt  gewisse  vermögens- 
rechtliche Ansprüche  sogar  dann,  wenn  die  Verlobung  erst  der  Beiwohnung 
nachfolgt,  wogegen  ein  nachfolgendes  einfaches  Eheversprechen  des  Mannes 
für  sie  nicht  die  gleiche  Wirkung  hat.    Doch  ist  das  Zusammenleben  auch 
denen,  zwischen  welchen  eine  unvollkommene  Ehe  besteht,  bei  Strafe  ver- 
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boten!  BezUg-Hch  der  Einzelheiten  dieser  sehr  verwickelten  Verhältnisse 
mnsB  auf  das  Werk  selbst  verwiesen  werden. 

Auch  die  Zusammenstellnngen,  welche  der  Verf.  über  die  Bestimmungen 
der  fremden  Rechte  gibt,  bieten  dem  Praktiker  hohes  Interesse,  weil 
dieselben  sieb  auch  auf  die  entfernter  liegenden  Gesetzgebungen  erstrecken 
und  fleissi^  Kachweisnngen  von  Quellen  und  Literatur  geben.  Die  Lehre 
von  der  Kollision  von  Rechten  bleibt,  weil  schon  in  dem  früheren  Werke 
bebandelt,  hier  ausser  Betracht;  dagegen  mag  noch  erwähnt  werden,  dass 
ein  diesem  wie  dem  frtkheren  Werke  vorangeschicktes  Verzeichniss  der 
benutzten  Literatur  Manchem  gute  Dienste  leisten,  dagegen  das  Fehlen 
eines  Boosters  hier  wie  dort  unlieb  vermisst  werden  wird. 

Mttnohen.  Dr.  Maurer. 

4^.  IhTm  H.  MafneVf  Mitglied  des  Schweizer.  Bundesgerichts.  Bnndesgesetz 
über  Schuldbetreibung  und  Eonkurs.  Textausgabe  mit  GebUhrentarif 
und  Sachregister.    Zürich,  Orell  FUssli,  1892. 

Bnndesrichter  Dr.  Hafner  in  Lausanne,    von   dem  eine   vortreffliche 
Ausgabe    des  Schweizerischen  Obligationenrechts  mit  Einleitung,  Anmer- 
kungen  und  Sachregister  herrührt,   hat  nun  auch  einer  Textausgabe  des 
Bundesgeaetzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  seinen  angesehenen 
Namen  geliehen,  hiebei  sich  zwar  der  Beifügung  von  Anmerkungen  ent- 
halten, jedoch  durch  eine  die  Grundzüge  des  Gesetzes  wiedergebende  Ein- 
leitung, Einfügung  des  Gebührentarifs  und  praktischer  Formulare,  sowie 
ein  eingehendes  Sachregister  das  von  der  Yerlagshandlung  sehr  handlich 
und  hübsch  ausgestattete  Werkchen  zum  praktischen  Gebrauch  vorzüglich 
geeignet  gestaltet,  so  dass  solches  bei  dem  schwunghaften  Rechtsverkehre 
mit    der  Schweiz   auch   über  das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  hinaus  fUr 
Juristen   und  auch  für  Laien,   die  in  der  Schweiz  in  Schuldensachen  und 
Konkursen  Recht  zu  suchen  haben,  empfohlen  zu  werden  verdient. 

Das  neue  Bundesgesetz  hat  zwar  mit  den  bisherigen  kantonalen  Ge- 
setsen  viele  Grundsätze  gemein,  bildet  aber  doch  für  den  grösseren  Theil 
der  Schweiz,  insbesondere  was  die  Schuldbetreibung  betrifft,  ein  materiell 
neues  Gesetz.  Durch  die  Schuldbetreibung  soll  die  Erfüllung  nicht- 
streitiger  Verpfiichtungen ,  die  eine  Geldzahlung  oder  Sicherheits- 
leistung zum  Gegenstand  haben,  erzwungen  werden.  Auch  die  Bestim- 
mungen über  das  Eonkursreeht  —  die  Wirkungen  des  Konkurses  auf 
das  Vermögen  des  Schuldners  und  die  Rechte  der  Gläubiger  —  schliessen 
sich  im  Wesentlichen  an  die  bisherigen  Kantonalrechte  an. 

Ueber  intemationalrechtliche  bezw.  interkantonale  Bestimmungen  des 
Gesetses  s.  oben  „Gesetzgebung  etc."  B. 

S.  Ketnpin,  Emily»  Die  Rechtsquellen  der  Gliedstaaten  und  Territorien 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  vornehmlicher  Berücksich- 
tigung des  bürgerlichen  Rechts.    Zürich,  Orell  Füssli,  1892.    80  S.   3  Mk. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  jeder  Staat  hinsichtlich 
seiner  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  autonom,  innerhalb  eines  jeden 
Rechtsgebietes  herrscht  zum  Theil  kodifizirtes,  zum  Theil  statutarisches, 
zum  Theil  Gewohnheitsrecht.  Für  den  europäischen  Juristen  ist  daher  bei 
den  vielfachen  Rechtsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Kontinenten  ein 
Httlfsbuch,  welches  ihm  über  die  Rechtsquellen  der  Staaten  der  Union  einen 
Ueberblick  gibt,  unentbehrlich.  Die  Verfasserin,  in  Zürich  zum  Doktor 
beider  Rechte  promovirt  und  nun  Dozent  der  Rechtswissenschaft  an  der 
Universität  der  Stadt  New -York,  Professor  für  gerichtliche  Medizin  am 
New  York  Medieal  CcUege  und  Hoapttal  for  Women^  ist  solchem  Bedürf- 
nisse mit  obiger  Schrift  in  dankenswerther  Weise  entgegengekommen. 
Das  Werkeben  behandelt  zunächst  die  Reohtsquellen  im  Allgemeinen,  und 
zwar   sowohl  das  geschriebene    als  das  ungeschriebene  Recht    Letzteres 
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umfasBt  das  Gewohnheitsrecht,  seinem  Hanptbestandtheüe  nach  das  eng- 
lische gemeine  Becht  (English  common  laio)^  welches  in  England  ans  Ge- 
wohnheiten und  alten  verloren  gegangenen  Gesetzen  besteht.  Sodann  folgen 
die  Rechtsquellen  in  den  einzelnen  Staaten  nach  Gruppen  geordnet:  L  Nörd- 
liche Staaten,  IL  Mittelstaaten,  IIL  Westliche  Staaten,  IV.  Südliche  Staaten, 
V.  der  Distrikt  of  Columbia^  VI.  das  Indianergebiet.  Eine  angefügte  Ta- 
belle gibt  eine  Uebersioht  des  Rechtszustandes  mit  Bezug  auf  das  €re- 
wohnheits-  und  das  kodifizirte  Privat-,  Prozess-  und  Strafrecht,  ein  Anhang 
die  Verzeichnung  der  Sammlungen  der  Entscheidungen  der  Unionsgeriehte. 
Bei  dem  Abschnitte  über  ungeschriebenes  Becht  finden  sich  die  englischen 
Beports  in  alphabetischer  Folge  mit  den  gebräuchKchsten  Abkürzungen 
aufgezählt  verzeichnet. 

Nach  der  bezüglich  der  Bechtsquellen  im  Allgemeinen  vorausgeschick- 
ten Bemerkung  gilt  für  die  Anwendung  des  Rechts  folgende  Rangordnung : 
1)  die  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten,  2)  die  in  Gemässheit  derselben 
erlassenen  Kongressgesetze,  3)  die  Staatskonstitution,  4)  die  Statuten  des 
Staates,  5)  das  common  law. 

Der  ganze  Inhalt  der  Schrift  zeugt  von  gründlichem  Studium  und  voll- 
ständiger Beherrschung  des  Stoffs  und  darf  deshalb  um  so  mehr  als  ver- 
lässig  erachtet  werden,  als  die  Darstellung  zum  Theil  auch  auf  Speziai- 
mittheilungen  von  angesehenen  Praktikern  der  Union  sich  stützt.         jB. 

6.  VockSf  WiUiavn^  Handbuch  der  Rechtspflege  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika.  Gerichtsverfassung,  Prozess  verfahren  und  freiwillige 
Gerichtsbarkeit.  Anhang:  Der  Erwerb  von  Grundeigenthum  durch  Aus- 
länder.   Köln,  J.  P.  Bachem.     167  S.    Mk.  2.50. 

Auch  hier  haben  wir  ein  einem  weit  empfundenen  Bedürfhisse  in  sehr 
praktischer  Weise  entsprechendes  Hülfsbuch  vorliegen,  durch  welches  den- 
jenigen Deutschen,  die  vermögensrechtliche  Interessen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  haben,  bezw.  deren  Bechtsbeiständen  ein  Ueberblick 
über  die  zur  Wahrung  solcher  Interessen  nothwendig  wissenswerthen  Ver- 
hältnisse gegeben  wird.  Ohne  Zweifel '  erscheint  der  Verfasser,  der  als 
Rechtsanwalt  in  Ohicsgo  und  seit  Jahren  Rechtsbeistand  des  deutschen 
Konsulats  daselbst  Veranlassung  hatte,  mit  den  mannigfaltigsten  in  Amerika 
abzuwickelnden  Rechtsangelegenheiten  deutscher  Reichsangehöriger  sieh  zu 
befassen,  zur  Herausgabe  eines  solchen  Handbuchs  wohl  berufen  und  ist 
es  demselben  auch  gelungen,  die  bei  der  bestehenden  Zersplitterung-  der 
Gesetzgebungen  schwierige  und  mühsame  Aufgabe  in  anerkennenswerther 
Weise  gelöst  zu  haben.  Der  Verfasser  beschränkt  sich,  der  gestellten  Auf- 
gabe entsprechend,  auf  eine  kurze  und  gemeinverständliche  Uebemicht 
über  die  in  den  Vereinigten  Staaten  geltenden  Rechtssysteme  und  bezüg- 
lich des  Verfahrens  auf  Fingerzeige  für  die  ersten  Schritte  bei  der  Rechts- 
Verfolgung.  Eine  eingehende  Betrachtung  erhielten  die  Klageverjähmng, 
die  Beschränkung  von  Ausländem  in  dem  Erwerb  von  Grundeigenthum, 
das  eheliche  Güterrecht,  das  Erbrecht  und  das  Nachlassverfahren,  wobei 
die  Gesetzgebung  des  Bundes  sowohl  als  der  49  Staaten  bezw.  Territorien 
berücksichtigt  ist.  Im  ersten  Theile  wird  nach  Vorausschickung  allgemei- 
ner Bestimmungen  über  Kompetenz  der  Bundes-  und  Staatengerichte,  über 
Gerichtspersonen  und  Rechtspflege,  Parteien,  Rechtsanwälte  zunächst  das 
Gerichtswesen  des  Bundes  und  dann  das  der  Staaten  behandelt,  femer  die 
über  Prozesskosten  im  Allgemeinen,  Sicherheitsleistung  der  Ausländer  für 
die  Kosten  und  Über  Armenrecht  geltenden  Bestimmungen.  Der  zweite 
Theil  betrifft  das  Gebiet  der  freiwilhgen  Gerichtsbarkeit  und  deren  Gegen- 
stände :  testamentarische  und  Intestaterbfolge  (letztere  unter  AnfÜhnmg  der 
Sukzessionsordnung  in  den  einzelnen  Staaten),  Nachlassregnlirung  und  das 
eheliche  Güterrecht,  ferner  Vormundschaft,  Konsulargerichtsbarkeit,  Insel- 
venzverfahren    und    Veräusserung    von    Grundeigenthum.     Nicht   minder 
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wichtig  Bind  die  im  Anhange  mitgetheilten  Grundsätze  über  Erwerbung 
von  Gnmdeigenthum  durch  Analänder. 

Ueberall  erkennt  man  in  der  präzisen  und  klaren  Darstellung  den 
Bacherfahrenen  Praktiker,  der  zielbewusst  innerhalb  eines  im  Verhältniss 
zu  dem  Gesammtmaterial  engen  Eahmens  in  der  Yorliegenden  Schrift  einen 
höchst  Bchätzbaren  Beitrag  zur  Kenntniss  der  amerikanischen  Rechtsinsti- 
tutionen  und  der  deutschen  Geschäftswelt  flir  ihre  Rechtsangelegenheiten 
in  den  Vereinigten  Staaten   einen   nützlichen  Rathgeber  geschaffen  hat. 

B. 

7.  Lehfnann^  B.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Fremden  in  Argentinien. 
Buenos  Aires,  Compana  Sud  Amertcana  dt  BilUtes  de  Banco  1689  (Ber- 
lin, Bahr).  148  S.  3  M. 

Der  Verfasser,  seit  längerer  Zeit  kais.  deutscher  Konsul  in  Argentinien, 
hat  in  vorliegendem  Werke  seine  amtlichen  und  privaten  Studien  über  die 
für  die  Fremden  wichtigsten  Bestimmungen  des  argentinischen  Rechts  zu- 
aammengefasst.  Nach  einer  das  I.  Kapitel  bildenden  Einleitung  werden 
im  II.  Kapitel  zunächst  die  argentinische  Verfassung  und  ihre  Bestim- 
mungen über  die  Fremden  dargestellt.  Die  Konstitution  von  1860  enthält 
in  Art.  20  folgende  Bestimmung:  „Die  Fremden  gemessen  im  Gebiete  der 
Nation  dieselben  Zivilrechte  wie  die  Bürger;  sie  können  ihre  Industrie, 
ihren  Handel  oder  ihr  Gewerbe  ausüben,  Grundeigenthum  besitzen,  solches 
kaufen  und  verkaufen,  Flussschiffahrt  betreiben,  ihren  Kultus  frei  ausüben, 
über  ihren  Nachlass  verfügen  und  sich  verheirathen  gemäss  den  Gesetzen. 
Sie  Bind  nicht  gezwungen,  das  Bürgerrecht  zu  erwerben,  noch  ausserordent- 
liche Zwangssteuem  zu  zahlen.  Sie  können  sich  naturalisiren  lassen,  so- 
bald sie  zwei  Jahre  ununterbrochen  in  der  Nation  gewohnt  haben,  doch 
ist  die  Behörde  ermächtigt,  diesen  Termin  abzukürzen,  falls  der  betreffende 
Bittsteller  der  Republik  geleistete  Dienste  angiebt  und  nachweist."  Die 
geltenden  Bestimmungen  über  Naturalisation  werden  ausführlich  angegeben. 
Die  weiteren  Kapitel  III — VIII  behandeln  Eherecht,  materielles  bürger- 
liches Recht,  Behördenorganisation  und  Zivilprozessrecht,  Strafgesetzgebung 
und  Strafprozess ,  internationales  Recht,  praktische  Materien.  Innerhalb 
dieses  Rahmens  sind  u.  A.  erörtert  die  geltenden  Grundsätze  Über  aus- 
wärts geschlossene  Ehen,  die  rechtliche  Bedeutung  des  Domizils,  Anwend- 
barkeit der  fremden  Rechte  in  Argentinien,  das  Erbrecht  in  materieller 
wie  formeller  Hinsicht,  Handels-  und  Konkursrecht,  Kompetenzbestim - 
mungen  für  die  Zivilgerichte,  Zuständigkeit  der  Gerichte  in  Strafsachen, 
in  dem  Kapitel  über  internationales  Recht  insbesondere  die  Staatsverträge 

S unter  Aufzählung  der  einzelnen  von  Argentinien  abgeschlossenen  Verträge), 
lie  Stellung  der  fremden  Diplomaten  und  Konsuln,  das  AuslieferungBrecht 
!mit  Abdruck  des  Auslieferungsgesetzes  vom  25.  Aug.  1885),  Vollstreckung 
remder  Zivilurtheile,  Urheberrecht,  Patentrecht,  Handels-  und  Fabrik- 
markenwesen, Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen  Eigenthums.  Das 
Kjq>itel  „Praktische  Materien*"  befasst  sich  mit  dem  Verfahren  bei  Eintrei- 
bung von  Forderungen,  den  Grundsätzen  über  Kautionsbestellung  für  For- 
derungen auswärtiger  Gläubiger  und  über  Verjährung.  Im  Schlussworte  ist 
auf  die  hervorragende  Betheiligung  und  den  Beitritt  Argentiniens  zu  den 
vom  Kongresse  von  Mondevideo  von  1889  beschlossenen  internationalen  Ver- 
trägen (s.  diese  Zeitschrift  Bd.  I  S.  324  ff.)  hingewiesen. 

Der  hieraus  ersichtliche  reiche  Inhalt  des  Buches  berührt  lauter 
Fragen  von  eminenter  praktischer  Wichtigkeit;  die  durchsichtige  Dar- 
stellung,  bei  welcher  überall  die  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
Eitirt  sind,  lässt  erwarten,  dass  auch  in  Bezug  auf  Verlässigkeit  nichts  zu 
wüUBohen  übrig  bleibt.  B, 
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S*  Van  SwindereUf  O.  Q.  Esquiese  du  droit  pinal  aetuel  dans  les  Pay^ 
Bas  et  ä  VEtranger,  Tome  1^,  P.  Noordhoff,  Groningue  1891  (Pnttkani- 
mer  &  Mtthlbrecht,  Berlin).  362  S.  16  M. 

Der  auch  in  Deatschland  wohlbekannte  Verfasser,  Doktor  der  Rechte 
und  Richter  am  Arrondissementgericht  in  Groningen,  hat  sieb  mit  dem 
oben  bezeichneten  Werke,  dessen  1.  Band  vorliegt,  ein  sehr  hohes  Ziel  ge- 
setzt. Die  Arbeit  umfasst  das  ganze  Gebiet  des  Strafrechts  nicht  nar  wie  dieses 
in  den  Niederlanden  gilt,  sondern  auch  des  in  den  einzelnen  ausländischen 
Staaten  geltenden.  Hiebei  ist  auf  geschichtliche  Ent Wickelung  und  die 
ältere  wie  neuere  Literatur  eingehend  Rücksicht  genommen.  Der  Yor- 
liegende  1.  Band  behandelt  die  allgemeinen  Prinzipien  des  Strafreehts  und 
zwar  nach  einer  über  Begriff,  Wissenschaft  und  Geschichte  des  Strafreehts 
und  dessen  Beziehungen  zu  anderen  Wissenschaften  sich  verbreitenden 
Einleitung  in  Kürze  die  Grundsätze  Über  zeitliche  und  räumliche  Grenzen 
der  Strafgesetze,  Kapitel  II  handelt  und  zwar  in  Abschnitt  1  von  dem  Be- 
griffe, der  Eintheilung  der  Verbrechen,  der  Verfolgung  auf  Antrag,  in 
Abschnitt  2  von  den  objektiven  und  subjektiven  Elementen  des  Verbrechena, 
in  Abschnitt  3  vom  vollendeten  und  versuchten  Verbrechen,  in  Abschnitt  4 
von  der  Theilnahme.  Kapitel  III  behandelt  die  Strafen,  System  derselben, 
Haupt-  und  Nebenstrafen  etc.,  Kap.  IV  die  Anwendung  der  Strafen  durch 
den  Richter,  die  Strafausschliessungs-  und  -milderungsgründe.  Innerhalb 
dieser  einzelnen  Kapitel  werden  der  Stoff  zuerst  geschichtlich  behandelt, 
dann  das  geltende  Recht  in  den  Niederlanden  und  im  Vergleiche  mit  sol- 
chem die  auswärtigen  Rechte  dargestellt  und  hieran  reiht  sich  sodann  eine 
Beleuchtung  des  positiven  Rechts  und  der  verschiedenen  wissenschaftlichen 
Theorien.  Bei  jeder  einzelnen  Materie  ist  mithin  die  hierauf  bezügliche 
Gesetzgebung,  deren  historische  Entwickelung  und  die  hierauf  Bezug  ha- 
benden Ergebnisse  der  wissenschaftlichen  Forschung  nebst  den  eigenen 
Konklusionen  des  Verfassers  in  Übersichtlicher  für  Wissenschaft  und  Praxis 
gleich  werthvoller  Weise  zusammengestellt.  Ueberall,  insbesondere 
auch  aus  den  reichhaltigen  Zitaten  ist  ersichtlich,  dass  der  Verfasser  mit 
der  gesammten  Strafrechtsgesetzgebung  und  Literatur,  älteren  wie  neueren, 
und  namentlich  auch  der  deutschen  sich  wohl  vertraut  gemacht  hat.  Aus- 
geschlossen von  der  Darstellung  sind  das  Disziplinarstrafrecht,  das  Mili- 
tärstrafrecht, das  fiskalische  Strafrecht  und  das  Strafprozessrecht.        B. 

9.  Die  Stt^afgesetzgebung  der  Gegenwart  in  rechtsvergieichender 
DarateUung  (La  Ligialation  Penale  ComparSe). 

Die  internationale  kriminalistische  Vereinigung  hat  auf 
ihrer  letzten  Hauptversammlung  zu  Kristiania,  am  27.  August  1891,  den  An* 
trägen  des  im  Vorjahre  zu  Bern  gewählten  Ausschusses  entsprechend,  die  Her- 
stellung eines  im  grossen  Stile  gehaltenen  Werkes  unter  obigem  Titel  endgültig 
beschlossen.  Die  wissenschaftliche  Leitung  des  Werkes  liegt  in  den  Händen 
eines  besonderen  Redaktionsausschusses,  welcher  aus  den  Professoren  des 
Strafrechts  Gauekler  (Caen),  van  Hamel  (Amsterdam),  Lammaseh  (Wien), 
Prins  (Brüssel),  Stooss  (Bern)  und  von  Liszt  (Halle),  unter  der  Leitung  des 
Letztgenannten,  besteht.  Der  Verlag  sowie  die  Geschäftsleitung  ist  der 
Verlagsbuchhandlung  Otto  Liebmann  in  Berlin  W.,  Lützowstrasse  27,  über- 
tragen worden.  Das  Werk  ist  auf  5  Bände  von  durchschnittlich  je 
50  Druckbogen  im  Format  und  Ausstattung  der  hergestellten  Druckprobe, 
welche  allen  Interessenten  auf  Verlangen  von  der  Verlagsbuchhandlung 
unentgeltlich  zugesandt  wird,  berechnet  und  soll  gleichzeitig  in  deutscher 
und  in  französischer  Sprache  ausgegeben  werden.  (Die  Bearbeitung  in 
das  Englische  sowie  in  andere  Sprachen  bleibt  vorbehalten.)  Die  Ver- 
theilung  des  Stoffes  ist  die  folgende:  I.  Band:  Die  Strafgesetzgebung  der 
einzelnen  Länder.  IL  und  III.Band:  Der  allgemeine  Theil  des  Strafrechts. 
IV.  und  V,  Band;    Die  einzelnen   strafbaren  Handlungen.    Der  Ladenpreis 
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des  Bandes  wird   etwa   30  Mark  betragen,   Bodass  das  ganze  Werk  etwa 
150  Mark  für  jede  Ausgabe  kosten  wird.    Bestellungen  können  schon  jetzt 
an  die  Verlagsbuchhandlung  gerichtet  werden.    Da    mit   der  Bearbeitung 
des  Werkes  bereits  begonnen  worden  ist,  wird  die  Ausgabe  des  1.  Bandes, 
fttr  welchen    die  Mitwirkung    der    heryorragendsten  Kriminalisten   des  In- 
und  Auslandes  gesichert  ist,  bereits  Ende  1892  erfolgen.    Ueber  den  Inhalt 
dieses  ersten  Bandes  sei  Folgendes  kurz  erwähnt.    Der  erste  Band  soll  die 
Grundlage    der  weiteren  Darstellung  bilden.    Er  soll  Jedem,    der  sich  mit 
rechtsvergleichenden  Studien  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  beschäftigt, 
alle  nöthigen  Anweisungen  an  die  Hand  geben,  ihn  insbesondere  ttber  den 
Stand  der  Gesetzgebung   und   der  Literatur  unterrichten,    so  dass    er  bei 
Bearbeitung  der  speziellen  Lehre,  die  er  unter  der  Hand  hat,  einen  Ueber- 
blick    über   das  gesammte  gesetzgeberische  Material   gewinnen  kann    und 
auch  die  etwaigen  Vorarbeiten  zu  finden  weiss,  die  in  der  ihn  beschäftigen- 
den EiBzelfrage   auf   rechtsvergleichendem   Boden    gemacht    sein    sollten. 
Dabei  sollen  besonders    die  folgenden  Gesichtspunkte   im  Auge    behalten 
werden.     Es    handelt    sich   in   erster  Linie   darum,    die  Grundlagen   fest- 
zustellen, auf  welchen  das  in  jedem  Lande  bezw.  dessen  Kolonien  geltende 
Strafrecht  beruht.    Die  geschichtliche  Entwickelung  wird  also  insoweit  ins 
Auge  gefasst  werden,    als    dies  zum  Verstandnisse   des  geltenden  Bechts 
nothwendig  ist.    Das  augenblicklich  in  Kraft  stehende  strafrechtliche  Haupt- 
gesetz soll  nach  Systematik  und  Richtung  durch  wenige  scharfe  Züge  ge- 
kennzeichnet werden.    Neben  dem  Strafgesetzbuche  sind  auch  die  übrigen 
Gesetze,  welche  straf  gesetzliche  Bestimmungen  enthalten  —  so  z.  B.  Militär- 
Btrafgesetzbuch,  Pressgesetz,  Konkursordnnng,  Wuchergesetz,  Sprengstoff- 
gesetz, Zoll-  und  Steuerstrafgesetze,  Fabrik-  und  Gewerbegesetzgebung  — 
anzuftthren.    Auf  bibliographisch  genaue  Angaben   der   Ausgaben  dieser 
Gesetze  wird  besondere  Sorgfalt  verwendet  werden.    Die  besten  zusammen- 
fassenden Darstellungen,   sowie  die  wichtigsten  Monographien  sollen    nach 
Titel  und  Erscheinungsort   aufgezählt  werden.    Endlich  soll  auf  die  wich- 
tigsten Sammlungen   von   strafrechtlichen  Entscheidungen   verwiesen   wer- 
den, um  so  dem  Forscher  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  auch  die  Bichtung 
der  Rechtsprechung   zu  prüfen.    Der  Inhalt  des   ersten  Bandes    vertheilt 
sich  auf  die  einzelnen  Länder  wie  folgt:  I.  Ländergruppe:   1)  Grossbritan- 
nien und  Irland;    2)  die   britischen  Kolonien,   Govemments   und  General- 
Govemments;  sowie  Schutzgebiete  und  Schutzstaaten :  a)  Europa:  Gibraltar 
—   Maltagruppe,     b)   Afrika:    1.   Kapland   mit   Dependenzen    (Transvaal, 
Oranje-Freistaat,  Natal,  Walfischbai).    2.  Britisch  Ost- Afrika  und  Sansibar. 
3.  Britisch   Oberguinea    (Lagos,   Goldküste,    Sierra  Leone,    Senegambien, 
Nigerland).      4.    Britische   Inseln    ausser   Mauritius   (St.    Helena,   Tristan 
d'Acunha,    Aseension,    St.  Paul,    St.  Amsterdam,    Sokötra).     5.  Mauritius 
mit  Dependenzen  (Rodriguez,  Seychellen,  Amiranten,    Chagos,  Agalegas-, 
Nazareth-Inseln).      c)   Asien:    1.   Britisch    Vorderindien  mit    Lakkadiven, 
Andamanen,    Kikobaren,    Ceylon.     2.   Britisch    Hinterindien.    3.  Britisch 
Mittelasien  (Kaschmir,  Klein-Tibet,  Nipäl,  Mahratten,  Maisor,  Haiderab&d, 
Travancore).  4.  Nord-Bomeo,  Labuan,  Hongkong.  5.  Aden,  Perim,  Gypern. 
d)  Australien:   1.  Queensland.  2.  New  South  Wales.   3.  Victoria.   4.  South 
Australia.    5.  Kronkolonie  West- Australien.    6.  Neu-Seeland.  7.  Tasmanien, 
Neu-Guinea,   Fidschi,     e)   Amerika:     1.   Dominion    of  Canada.    2.    New- 
Foundland   (Labrador).    3.   Bermuda.    4.   Jamaica  mit  Turk   and  Caicos 
Islands.    5.  Bahamas,  Trinidad.    6.  Windward-Islands.    7.  Leeward-Islands. 
B.   Britisch   Honduras,    Guyana,   Falkland.      3)  United  States   of  N.  A 
n.  LSndergruppe :   Untergruppe  a.  1)  Frankreich  mit  Kolonien.  2)  Monaco. 

3)  Belgien.  4)  Luxemburg.  5)  Romanische  Schweiz.  6)  Rumänien.  7)  An- 
dorra. 8)  Portugal  mit  Kolonien.  9)  Ttlrkei  mit  Dependenzen.  10)  Kongo- 
staat   11)  Japan.    Untergruppe  b.    1)  Italien.    2)  Tessin.    3)  San  Marino. 

4)  Spanien  mit  Kolonien.    5)  Argentina.    6)  Kolumbien.    7)  Peru.  8)  Chile. 
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9)  Venezuela.  10)  Brasilien.  11)  Ecuador,  Bolivia,  Parai^ay,  Umgnay. 
12)  Mejico.  13)  Mittelamerikanische  Republiken  (Honduras,  Nicaragua, 
Guatemala,  Costa-Rica,  Salvador).  lU.  LSndergmppe:  1)  Deatsches  Reich 
mit  Schutzgebieten.  2)  Oesterreich  und  •  Liechtenstein.  8)  Ungarn  und 
Kroatien.  4)  Deutsche  Schweiz.  5)  Serbien.  6)  Griechenland.  7)  Däne- 
mark mit  Kolonien.  8)  Norwegen.  9)  Schweden.  10)  Niederlande  mit 
Kolonien.  IV.  Ländergruppe :  1)  Russland  mit  Kolonien  und  Schutzgebieten 
(Kaukasien,  Kirgisengnbemium ,  Turkestan,  Emirate  Buchara  und  Khiwa). 
2)  Montenegro.  3)  China.  4)  Korea.  5)  Siam.  6)  Persien.  7)  Emirit 
Kabün,  Chanät  Kelät.  8)  Marokko.  9)  Habesch.  10)  Negerrepnblik 
Liberia.  11)  Haiti-Republiken.  12)  Hawaii.  Aus  diesen  Andeutungen  ist 
zu  ersehen,  dass  das  Unternehmen  ein  hochgestecktes  Ziel  verfolgt.  Da 
ein  so  umfassendes  Werk  nur  mit  den  grössten  Mühen  und  Opfern  zum 
glücklichen  Ende  geführt  werden  kann,  bedarf  es  neben  der  hingehendsten 
Arbeit  der  Schriftleitung,  der  Mitarbeiter,  sowie  der  Geschäftsleitung  be- 
sonders auch  der  kräftigsten  Unterstützung  des  bttcherkaufenden  Publikums, 
vor  Allem  der  Regierungen,  Behörden,  Konsulate,  Staatsanwaltschaften, 
Strafgerichte,  Akademien,  Universitäten,  Bibliotheken  und  gelehrten  Gesell- 
schaften; weshalb  wir  nicht  anstehen,  auf  das  Erscheinen  dieses  hooh- 
bedeutsamen  Werkes  besonders  aufmerksam  zu  machen.  Handelt  es  sich 
doch  dabei  nicht  um  das  Interesse  fär  ein  alltägliches,  dem  Augenblick 
dienendes  Unternehmen,  sondern  um  ein  Werk,  das  auf  Jahrzehnte  hinaus 
seine  Bedeutung  bewahren  und  der  gesammten  zivilisirten  Menschheit  zum 
Vortheil  gereichen  wirdi 

b)  Zeitsclirifteii. 

Zeitschrift  für  deutsehen  Zivüproxess,  Bd.XVn,  1./2.  Heft:  HeUmann, 
zur  Lehre  von  der  sog.  nothwendigen  Streitgenossenschaft;  WeUmannf 
der  Gerichtsstand  der  Wandelungsklage  (<uitio  redhibiioria) ;  BiMf  die 
Zwangsversteigerung  gemäss  §§  716  ff.  Z.P.O.;  Pfieer^  Form  und  Inhalt 
des  Thatbestandes ;  Neubauer ^  zivilprozessualische  Erörterungen;  Bergen- 
hahriy  zur  rechtlichen  Natur  des  Kostenerstattungsanspruchs  und  des 
Kostenfestsetzungsverfahrens. 

Sächsisc/ies  Archiv  für  bürgerUches  Hecht  und  Ptazess.    1.  Bd. 

12.  Heft:  Grützmann,  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  eines  deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuches.  U.  Bd.  1.  Heft:  Frey,  Praktische  Fragen  ans 
dem  Eherechte.  2.  Heft:  Petersen,  zum  Streit  über  Klagegrund  und 
Klageänderung.  3.  Heft:  Petersen,  zum  Streit  über  Klagegrund  und 
Klageänderung. 

Mecklenburgische  Zeitschrift  für  Mechtspflege  und  Rechtswissen- 
schaft. X.  Band,  3.  und  4.  Heft:  von  Buchka,  das  statutarische  eheliche 
Güter-  und  Erbrecht  in  Mecklenburg  (Forts.) 

Juristische  Blätter ,  1892:  v,  Held,  Rechtspflege  und  Verwaltung  (7); 
Exner,  zur  Reform  der  juristischen  Studien  (8) :  Ehrlich,  die  soziale  Frage 
im  Privatrecht  (9—12);  Pann,  neue  Vorschlage  zur  Reform  der  jurid. 
Studien  (9);  Roth,  die  rechtliche  Stellung  der  Versicherungsagenten  (10); 
Wierer,  Ehebruch  als  Scheidungsgrund  (13);  WehU,  die  Einftihrung  des 
Grundbuchwesens  in  Frankreich  (14) ;  Meüi,  die  neuen  Aufgaben  der 
modernen  Jurisprudenz  (Vortrag  in  der  Wiener  Jurist.  Gresellschaft, 
15,  16,  17,  18,  19). 

AUgemeine  österr.  OerichtszeUung,  1892:  Zur  Anwendung  der  Straf- 
prozessordnung (7,  9);  Schwach,  über  die  Behandlung  der  Inkompetenz- 
einwendung im  summarischen  Verfahren  (8) ;  f  Josef  Bitter  von  Lass- 
fUgg;  0.  Fr,.  Verzicht  auf  elterliche  Personenrechte  (10);  Sehwach,  zur 
Lemre  vom  Afterpfandrecht,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  Bestim- 
mung  des  §  51  a.  Gbch.G.  II  (11)',    zur  Anwendung  der   Strafprozeaa- 
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ordnuD^  (72);    Mitterbacher,  das  gemeingefährliche  Delikt  (14);   Zucker, 
Aber  die  Umwandlang  uneinbringlicher  Geldstrafen  (15). 

ZeUsehrifi  für  Notariat  und  frehviUige  Oerichtsbarkeit  in  Oester- 
9'eichf  1892:  v,  Schrutka-Bechtenstamm,  praktische  Fragen  des  zivil- 
gerichtlichen Verfahrens  XXXVI— VII  (6) ;  die  Neugestaltung  des  preussi- 
sehen  Notariats  unter  Friedrich  dem  (Crossen  (8  u.  10):  Fuka,  Aufsätze 
zur  Reform  der  Osterr.  Verlassenschaftsabhandlung  (10— 15);  Haberda, 
kleine  Nachrichten  über  Handschriften  der  ars  notaria  im  Mittelalter  (16). 

ZtUsehrift  des  Bemischen  Juristen^Vereins,  XXVIII.  Bd.,  1.  Heft: 
Boelli,  die  Rechte  des  Versicherers,  bei  Tödtung  und  Körperverletzung, 
gegen  dea  Thäter  oder  verantwortlichen  Dritten. 

ZettschHft  für  schweizei-isches  Hecht,  33.  Bd.,  N.  F.  11.  Bd.,  Heft  2: 
Heualer^  Rechtsquellen  des  Kantons  Tessin.  —  Literaturanzeiger;  — 
t  Alays  von  OrelU.  —  Beigeheftet  Revue  der  Gerichtspraxis  etc.  X.  Bd. 
Heft  2. 

ZeUsehrift  für  Schweizer  Straf rechU  V.Jahrgang,  1.  u.  2.  Heft:  Zür- 
cher^ die  neuen  Horizonte  im  Straf  recht  (Vortrag);  Gautier,  un  prcjet 
de  loi  sur  la  peine  conditionelle  ä  Genhve;  Siockar-Heer,  Beiträge  zur 
juristischen  Beurtheilung  der  Hypnose  und  deren  Wirkungen;  Gautier, 
une  trcisihme  icole  de  droit  pinal  en  Italie'^  Meyer  von  Schauenaee^  die 
Todesstrafe  in  Lnzern;  Merz,  Aargauische  Strafreohtsquellen ;  Zikreher, 
t  Prof.  Dr.  Alois  v.  Orelli. 

Jimmal  du  droit  international  priv€.  19.  Ännie,  1892,  Nr.  I,  11: 
Pill  et,  de  la  dSchiance  de  la  puissance  patemelle  considSrie  au  point 
de  vue  international ;  Poinsard,  des  transporte  internationaux par  chetnins 
de  fer;  Fueinato,  de  dilits  comtnis  ä  letranger,  notamment  d' apres  le 
nouveau  Code  pinal  italien;  Le  Sueur  et  Dreyfus,  de  la  nationaliti 
de  Vindividu  n6  en  France  d*une  itranghre  qui  elle-meme  y  est  nte\ 
Chavegrin,  notes  et  renseignements  sur  la  propriHi  littiraire  et  arti- 
stiqw  en  Allemagne,  en  Suisse,  en  Angleterre  et  en  Eussie;  Dejamme, 
de  la  condition  juridique  des  pretres  itrangers  en  Franee;  nouvelles  rlgUs 
d^Yark  et  d^Anvers  sur  le  rhglement  des  avaries  communes. 

AnntUes  de  droit  eommercitU  fran^ais,  ^tranger  et  intemiMonal, 

1891,  Nr.  6:  Thaller,  droit  frangais ;  —  interprHation ;  —  delamanihre 
praHque  et  commerciale  de  comprendre  Us  recours  de  change;  Fried- 
l  and  er,  Allemagne;  —  Chronique  de  Ugislation  et  de  jurisprudence  en 
matibre  de  droit  commercial  et  industriel;  la  Session  de^  Vlnstüwt  de  droit 
international  äHambourg;  Oumi,  le  prqjet  du  code  de  commerce  (Japon), 

Arehivio  QiuridicOf  diretto  da  Filippo  Serafini  unitamente  agli  aUri 
professori  di  giurisprudenza  della  universitä  Pisana;  Pisa  presso  la 
direxione  delV  Arehivio  GiiMridieo,  Volume  XLVII  (1891).  Fascicolo  1, 
U^  3:  Patetta,  il  Breviario  alariciano  in  Italia;  Grego^  della  scorte 
di  un  fondo  inrelazione  al  diritto  civtle ;  Mash-Dari,  il  valore  funeione 
deir  utilitä;  Longo,  caraUere  giuridico  delV  amministrazione  finan- 
ziaria  romana;  Coriello^  de*  giudicati  diStato;  Yseux,  apropos  ä^un 
eas  spicial  de  nulliti  de  mariage;  Castori,  rivista  di  giurisprudenza 
penale;  Fase,  4,  5:  Manduca,  studi  sul  diritto  eivile italiano ;  Longo, 
la  sociologia  e  gli  stt^dii  giuridici  a  proposito  di  una  reeente  pubblico' 
zione;  Crivellari,  responsabilitä  dei  controllori  e  degli  aggiunti  con- 
trollori  di  tesoreria;  Gregi,  delle  scorte  di  un  fundo  in  relazüme  al 
diritto  eivile;  Ferrini,  appunti  sulla  teoria  del  furto  in  diritto  romano 
ne*  suoiräpporti  colla  teoria  del  possesso;  Pistoni,  la  curatela  testamen- 
taria,  studio  critico-esegetico  suir  art,  247  del  codice  eivile;  Castori, 
rivista  di  giurisprudenza  penale,  Fase,  6:  Manca  Leoni,  Vorigine 
storica  delP  obbligo  di  dotare  in  diritto  romano;    Lordi,   della  distanza 
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che  volendo  fabbricare  ei  deve  serbare  dalle  fineste  e  dai  halcone  o  aUri 
simili  sporti  del  vicino;  Castelhologne^iy  comideraeioni  in  tema 
d*a88icurazione  dei  conduttori  di  opere  gli  effetti  della  respansibilitä  eimle; 
Giannini,  del  diritto  epistolare.  Vol. XL VIII (1892) .  Fase.  1 — 3 :  Leeci, 
i  re<Ui  di  stampa  nel  diritto  comune;  Pampaloni,  sulla  eondieione  giu- 
ridica  dello  spazio  aereo  e  del  sottosuolo  nel  diritto  romano  e  odiemo; 
Puviani,  il  prodotto  ricostituente  nelV  industria  dei  fabbrieatii  Br%* 
nettif  la  legge  21  §  5  dig.  de  fidejuseoribus  et  tnatuUUoribuSf  XLVIt  i; 
Castorij  Eivista  di  giurisprudensa  penale. 

Rivista  InternaoBiQndle  di  scienze  giuridiche,  diretta  da  Enrico 
Serafiniy  Professor e  ordinario  di  diritto  nella  B.  üniversitä  di  Macerata, 
Macerata,  presso  la  Direzione  della  Rivista  InternazionaU  di  sdense 
giuridiche^  1892, 

Die  vorbezeichnete,  von  Enrico  Serafini,  Profeasor  des  Rechts  an  der 
k.  Universität  in  Macerata,  neubegrfindete  und  unter  Mitwirkung  an- 
gesehener Bechtsgelehrter  seit  Januar  d.  J.  herausgegebene  Zeitschrift 
verfolgt  den  Zweck,  ein  vollständiges  Bild  der  rechtswissenschaftlichea 
Produktion  des  In-  und  Auslandes  zu  gewähren  ähnlich  unseren  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  schon  bewährten  „Kritische  Vierteljahrsschrift  für  Gesetz- 
gebung und  Rechtswissenschaft**  und  „Zentralblatt  mr  Rechtswissenschaft". 
Abweichend  jedoch  von  unserer  Gepflogenheit  sollen  die  in  der  ersten  Ab- 
theilung obiger  italienischen  Rundschau  von  den  erschienenen  Werken  za 
gebenden  Auszüge,  welche  in  Kürze  ein  getreues  Bild  der  Ideen,  Konkla- 
sionen  und  der  Entwickelung  des  Schriftwerks,  frei  von  jedwelcher  Be- 
urtheilung,  Tadel  oder  Lob,  zu  enthalten  bestimmt  sind,  womöglich  durch 
die  Autoren  selbst  gefertigt  werden  und  wird  im  Programm  zur  Mittheilusg 
solcher  Auszüge  aufgefordert;  eventuell  werden  solche  von  der  Redaktion, 
bezw.  von  Mitarbeitern  besorgt.  Ausserdem  sollen  weitere  Abtheilungeo 
enthalten:  in  gedrängter  Kürze  die  auszugsweise  Bekanntgabe  von  in 
theoretischen  oder  praktischen  Zeitschriften  enthaltenen  Abhandlungen  und 
Publikationen  von  Kongressen  juristischer  Natur  etc.,  ferner  ein  biblio- 
graphisches Bulletin,  das  eine  kurze  Aufzählung  der  in  anderen  juristischen 
Zeitschriften  enthaltenen  Publikationen,  welche  ihrer  Natur  nach  keine 
Auszüge  oder  auch  nur  kürzere  auszugsweise  Notizen  gestatten,  bieten 
soll,  und  schliesslich  Anzeigen  über  künftige  Publikationen,  aafgefiindene 
Dokumente,  Konkurrenzen  um  wissenschaftliche  Preise,  kurz  Notizen, 
welche  für  den  Fortschritt  der  Wissenschaft,  der  Gesetzgebung  und  der 
Literatur  von  Interesse  sind.  Die  Rivista  InternazionaU  erscheint  monat- 
lich in  Heften  von  beiläufig  80  Seiten  und  kostet  per  Jahr  20  Lire  ui 
Italien,  im  Auslande  24  Lire. 

Die  vorliegenden  ersten  drei  Hefte  lassen  eine  rege  Betheiligung^  auch 
deutscher  Autoren  in  obigem  Sinne  ersehen  und  eine  tüchtige  und  viel- 
versprechende Leitung  der  Zeitschrift  erkennen.  B, 

Tidskrifi  fof'  ReimHdenskctb ,  4.  Aarg,  (1891),  Ig«  Hefte:  Bertsberg, 
Den  moderne  Retshistorie,  I;  Her  slow ,  Ärbetsgc^arens  ansvarighet  fcr 
olycksfall  i  arbetet;  Ragerup,  De  betingede  Straffe  domme.  5,  Aarg, 
(1892)  1.  og  2.  Hefte:  Hertjsberg,  Den  moderne  Retshistorie  (Slutmng) ; 
Rydin,  Om  föreningsrdtt  och  f&i'samlingsfrihet  med  särskild  hänsyn  tiü 
svenka  lagsttftningen ;  Oetz,  Om  Bevisfarelsens  Begrcensning  i  Straffe- 
sager;  Lassen,  Om  Skadeserstatning  for  ubestemmelige  Eomwetab  og 
for  paafßrte  legemlige  Onder  eller  sjcelelige  Lidelser;  Rambro,  Om  Lt- 
gatares  Retsstilling  efter  norskRet;  Thoresen,  Den  Strtume^ske ISroees. 


Die  preussische  Erbschaftssteuer  in  international- recht- 
licher Hinsicht'). 

Von  Landrichter  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

Bekanntlich  ist  das  preussische  Gesetz,  betreffend  die  Erbschafts- 
steuer vom  30.  Mai  1873  (G.S.  S.  329)  durch  das  Gesetz  vom 
19.  Mai  1891,  betreffend  Abänderung  des  Erbschaftssteuergesetzes,  in 
verschiedener  ELinsicht  modifizirt  imd  dessen  Geltungsgebiet  mit  Ge- 
setzeskraft vom  1.  Juli  1891  ab  auf  die  ganze  preussische  Monarchie 
mit  Ausnahme  der  Insel  Helgoland  ausgedehnt  worden.  Auf  Grund 
des  Artikels  4  des  letzteren  Gesetzes  wurde  unterm  24.  Mai  1891 
vom  Finanzminister  die  Bekanntmachung,  betreffend  die  abgeänderte 
Fassung  des  Erbschaftssteuergesetzes  (G.S.  S.  78  ff.)  erlassen.  Na- 
mentlich die  in  intemationalrechtlicher  Hinsicht  in  Betracht  kom- 
menden Vorschriften  der  preussischen  Erbschaftssteuer  sind  hiedurch 
theilweise  anderweitig  geregelt  worden. 

Die  Bestimmungen  der  über  diese  Materie  handelnden  §§  9  und  10 
des  Erbschaftssteuergesetzes  vom  30.  Mai  1873,  welche  in  der  bishe- 
rigen Fassung  lauteten : 

„Im  Auslande  befindliches  Vermögen. 

§  9.  Grundstücke  und  Gerechtigkeiten,  welche  ausserhalb  Landes  liegen, 
gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen  Masse.  Anderes  im  Auslande  befind- 
liches Vermögen  eines  Erblassers,  welcher  bei  seinem  Ableben  Inländer 
war,  unterliegt  der  Versteuerung,  falls  davon  im  Auslände  keine  oder  eine 
geringere  Erbschaftssteuer,  als  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes,  zu  entrich- 
ten ist.  Im  letzteren  Falle  findet  die  Anrechnung  der  im  Aaslande  erweis- 
lieh gezahlten  Erbschaftssteuer  auf  die  diesseitige  Steuer  statt. 

Im  Inlande  befindliches  Vermögen. 

§  10.  Von  dem  Anfall  inländischer  Grundstücke,  Grandgerechtigkeiten 
oder  deren  Nutzungen  ist  die  Erbschaftssteuer  zu  erheben  ohne  Unter- 
schied, ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Ausländer  war  und  ob  derselbe 
seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte  oder  nicht. 

Anderes  im  Inlande  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher 
bei  seinem  Ableben  Ausländer  war,  unterliegt  der  Versteuerung  nicht, 
wenn  in  dem  Staate,  wohin  dasselbe  verabfolgt  werden  soll,  die  gleiche 
Rücksicht  hinsichtlich  des  Nachlasses  diesseitiger  Angehöriger  beobachtet 
wird», 

hatten  in  der  Anwendung  zu  vielen  Schwierigkeiten  geführt. 

In  diesen  Paragraphen  wurde  zwischen  der  Versteuerung  des 
Immobiliarvermögens  und  des  Mobiliarvermögens  unterschieden.  £r- 
steres  ist;  wenn  im  Inlande  belegen^  unter  allen  Umständen  zur  Steuer 
heranzuziehen;    mag  der  Erblasser  oder  der  Erbe  Inländer  oder  Aus- 


1)  Vgl.  Materialien  des  Hauses  der  Abgeordneten   der  17.  Legislatur- 
periode 3.  Session  1890/91  Nr.  6. 
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länder  sein^  wobei  es  auch  auf  den  Wohnsitz  des  Erblassers  oder  des 
Erben  nicht  ankommt.  Andererseits  ist  dasselbe  unter  keinen  Um- 
ständen zu  versteuern;  wenn  es  im  Auslande  belegen  ist.  Diese  Vor- 
schriften, welche  der  Bedeutung  des  Grundbesitzes  entsprechen  und 
welche  sich  ebenfalls  in  anderen  Erbschaftssteuergesetzen  befinden,  hat 
die  Novelle  vom  19.  Mai  1891  beibehalten.  Für  die  Versteuerung 
des  nicht  in  Grundstücken  oder  Gerechtigkeiten  bestehenden  (des  so- 
genannten beweglichen)  Vermögens  (körperlichen  oder  unkörperlichen) 
sollte  nach  dem  dem  Gesetze  vom  30.  Mai  1873  zu  Grunde  gelegenen 
Regieruugsentwurf  der  Wohnsitz  des  Erblassers  bestimmend  sein  und 
demgemäss  das  sogenannte  bewegliche  Vermögen  eines  in  Preussen 
wohnhaft  gewesenen  Erblassers ,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  die 
Vermögensstücke  sich  befänden,  der  diesseitigen  Eirbschaftssteuer  unter- 
liegen, andererseits  aber  das  Vermögen  eines  ausserhalb  Preussens 
wohnhaft  gewesenen  Erblassers  von  derselben  befreit  bleiben.  Dabei 
sollte  aber  die  doppelte  Ausnahme  eintreten,  1)  dass  ftir  das  ausser- 
halb Landes  befindliche  Vermögen  eines  in  Preussen  wohnhaft  ge- 
wesenen Erblassers,  falls  für  dasselbe  an  den  auswärtigen  Staat  Erb- 
schaftssteuer bezahlt  werden  musste,  eine  diesseitige  Steuer  nur  inso- 
weit zu  erheben  war,  als  dieselbe  den  Betrag  der  ausländischen  Steuer 
etwa  überstieg,  imd  2)  dass  umgekehrt  das  im  Inlande  belegene  Ver- 
mögen eines  ausserhalb  Preussens  wohnhaft  gewesenen  Erblassers  der 
diesseitigen  Erbschaftssteuer  zu  unterwerfen  war,  wenn  der  Staat, 
,^ wohin  dasselbe  verabfolgt  werden  sollte'*,  in  dem  umgekehrten  Falle 
Erbschaftssteuer  erhob. 

Der  damalige  Landtag  setzte  an  die  Stelle  des  Wohnsitzes  die  Staats- 
angehörigkeit, stimmte  aber  im  Uebrigen  den  Vorschlägen  des  damaligen 
Regiernngsentwurfs  zu.  Nach  dieser  vom  damaligen  Landtage  vor- 
genommenen Aenderung  musste  der  Nachiass  eines  in  Preussen  wohn- 
haft gewesenen  Erblassers  (abgesehen  von  dem  Ausnahmefall  unter  2) 
von  der  diesseitigen  Erbschaftssteuer  freigelassen  werden,  sobald  die 
Erben  nachwiesen,  dass  derselbe  Angehöriger  eines  anderen  —  deutschen 
oder  nichtdeutschen  —  Staates  gewesen  ist.  Dagegen  war  Preussen 
aus  Gründen  thatsächlicher  Art  fast  nie  in  der  Lage,  den  Nachiass 
eines  ausserhalb  Preussens  wohnhaft  gewesenen  preussischen  Staats- 
angehörigen der  preussischen  Erbschaftssteuer  unterwerfen  zu  können ; 
in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  erhielten  die  preussischen  Behörden 
nicht  einmal  Kenntniss  von  dem  Todesfall.  Schon  aus  diesem  Grunde 
konnte  der  bisherige  Zustand  als  ein  den  Bedürfhissen  des  Lebens 
entsprechender  nicht  bezeichnet  werden.  Ueberdies  hatten  sich  an  den 
im  Gesetz  gebrauchten  Ausdruck:  ,^der  Staat,  wohin  das  Vermögen 
verabfolgt  werden  soll ^,  Zweifel  geknüpft;  nach  reichsgerichtlichen  Ent- 
scheidungen ist  hierunter  derjenige  Staat  zu  verstehen,  welchem  der 
Erbe  angehört;  es  führt  indessen  zu  einem  angemessenen  Ergebniss, 
wenn  man  auf  die  Gesetzgebung  desjenigen  Staates  Rücksicht  nimmt, 
welchem  der  Erblasser  durch  Wohnsitz  oder  Staatsangehörigkeit  ange- 
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hört  hat^  wie  dies  auch  in  einem  der  neuesten  deutschen  Erbschafts- 
steuergesetze^  nämlich  demjenigen  für  Elsass-Lothringen  (§  1,  zweiter 
Absatz),  ausdrücklich  bestimmt  ist. 

Es  empfiehlt  sich,  wenigstens  soweit  es  sich  um  den  Nachlass 
deutscher  Reichsangehörigen  und  um  das  Verhältniss  der  Bundesstaaten  ' 
unter  einander  handelt;  die  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  nicht  davon 
abhängig  zu  machen,  in  welchem  der  Bundesstaaten  der  Erblasser  die 
Staatsangehörigkeit  besessen,  sondern  davon,  in  welchem  derselben  er 
zur  Zeit  seines  Ablebens  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat.  Da  nach  Artikel  3 
der  Keichs Verfassung  der  Angehörige  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem 
anderen  Bundesstaat  als  Inländer  zu  behandeln  und  demgemäss  zum 
festen  Wohnsitz,  zum  Gewerbebetrieb,  zur  Erwerbung  von  Grundstücken 
und  zum  Genuss  aller  bürgerlichen  Rechte  unter  denselben  Voraus- 
setzungen wie  der  Einheimische  zuzulassen  ist,  so  hat  für  einen 
deutschen  Reichsangehörigen  die  Frage,  in  welchem  der  einzelnen 
Bundesstaaten  er  die  Staatsangehörigkeit  besitzt,  keine  so  ausschlag- 
gebende Bedeutung,  dass  es  gerechtfertigt  wäre,  hienach  die  Erbschafts- 
steuerpflichtigkeit  seines  Nachlasses  zu  bestimmen.  Durch  das  Gesetz 
wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870  (Bundes- 
gesetzblatt S.  119)  ist  denn  auch  bereits  bestimmt,  dass  ein  Deutscher, 
abgesehen  von  bestimmten  Ausnahmen,  zu  den  direkten  Steuern  nur 
in  demjenigen  Bundesstaate  herangezogen  werden  soll,  in  welchem  er 
seinen  Wohnsitz  hat ;  es  kann  aber  nur  für  naturgemäss  und  wünscheus- 
werth  erachtet  werden,  dass  die  Befugniss  zur  Besteuerung  der  Erb- 
schaften sich  dem  Recht  auf  Erhebung  der  direkten  Staatssteuern 
anschliesse  und  beide  Besteuerungen  durch  die  Behörden  des  nämlichen 
Bundesstaates  geschehen,  da  die  Kenntniss,  welche  von  dem  Vermögen 
des  Erblassers  durch  dessen  Besteuerung  gewonnen  worden  ist,  der 
richtigen  Ermittelung  des  Nachlasses  und  die  letztere,  sofern  die 
Erben  im  Lande  wohnen,  der  Beurtheilung  ihres  steuerpflichtigen  Ver- 
mögens zu  statten  kommt.  Der  im  §  28  der  Zivilprozessordnung  be- 
stimmte Gerichtsstand  der  Erbschaft  und  die  im  §  202  der  Konkurs- 
ordnung für  das  Konkursverfahren  über  einen  Nachlass  festgestellte 
Zuständigkeit  fuhren  ebenfalls  regelmässig  auf  den  letzten  Wohnsitz 
des  Erblassers  zurück  (Zivilprozessordnung  §§  13  ff.);  ebenso  ist  von 
dem  Reichsgericht  wiederholt  entschieden  worden,  dass  für  die  Beer- 
bung einer  Person  in  der  Regel,  und  soweit  nicht  durch  Staatsverträge 
Ausnahmen  gemacht  sind,  nicht  das  Recht  des  Staates,  in  welchem  der 
Erblasser  die  Staatsangehörigkeit  besass,  sondern  das  Recht  desjenigen 
Staates  massgebend  sei,  in  welchem  er  seinen  letzten  Wohnsitz  hatte 
(Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  8  S.  145, 
Bd.  14  S.  183,  Bd.  20  S.  351,  Bd.  24  S.  326,   Bd.  25  S.  144). 

Von  den  deutschen  Erbschaftssteuergesetzen  machen  einige  das 
Recht  zur  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  von  der  Staatsangehörigkeit, 
andere  —  wie  z.  B.  dasjenige  für  Elsass-Lothringen  §§  6  imd  7  — 
von   dem  Wohnsitze    des  Erblassers    abhängig.     Es    steht    zu   hoffen, 

2;]* 
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dass;  nachdem  Preussen  in  dieser  Hinsicht  für  den  Wohnsitz  sich  ent- 
schieden hat^  die  Übrigen  deutschen  Staaten  im  Laufe  der  2ieit  hierin 
nachfolgen  werden.  Wenn  und  solang  dies  nicht  geschieht,  ermög- 
licht eine  vom  Gesetzgeber  vorgesehene  Bestimmung  es  der  Finanz- 
Verwaltung  einerseits  einer  Doppelbesteuerung  und  andererseits  äner 
Benachtheiligung  der  diesseitigen  Staatskasse  vorzubeugen. 

Den  nichtdeutschen  Staaten  gegenüber  ist  die  Sachlage  insofern 
eine  etwas  andere,  als  in  verschiedenen  StaatsvertrSgen,  welche  vom 
Reichstag  genehmigt  sind  und  daher  Gesetzeskraft  haben,  — 

Artikel  10  des  Vertraees  mit  Russland  vom  — '- 1874 

^  31.  Oktober 

—  Reichsgesetzblatt  1876  Seite  136  —: 

^Die  Erbfolge  in  die  lubeweglichen  Güter  richtet  sich  nach  den  Ge- 
setzen des  Landes,  in  welchem  die  Immobilien  belegen  sind,  und  die  Ge- 
richte dieses  Landes  haben  ausschliesslich  über  jeden  Anspruch  oder  Ein- 
wand, der  den  unbeweglichen  Nachläse  betrifft,  zu  befinden. 

Ansprüche,  welche  sich  auf  die  Theilung  des  beweglichen  Nachluses, 
sowie  auf  das  Recht  der  Erbfolge  in  das  bewegliche  Vermögen  beziehen, 
welches  in  einem  der  beiden  Länder  von  Angehörigen  des  anderen  LandM 
hinterlassen  worden  ist,  werden  von  den  Gerichten  oder  sonst  zuständigen 
Behörden  des  Staates,  dem  der  Verstorbene  angehörte,  und  nach  den  Ge- 
setzen dieses  Staates  entschieden,  es  mttsste  denn  ein  Unterthan  des  Lin- 
des, in  welchem  der  Nachläse  eröffnet  ist,  auf  die  gedachte  Hinterlasaen- 
schaft  Ansprüche  zu  erheben  haben. 

In  diesem  Falle  soll,  wenn  der  Anspruch  vor  Ablauf  der  im  Artikel  5 
festgesetzten  Frist  geltend  gemacht  worden  ist,  die  Prüfung  dieses  An- 
spruchs den  Gerichten  oder  sonst  zuständigen  Behörden  des  Landes  an- 
heimfallen, in  welchem  der  Nachlass  eröffnet  worden  ist,  und  diese  haben 
nach  den  Gesetzen  dieses  Landes  über  die  Rechtmässigkeit  der  Ansprüche 
des  Reklamanten  und  eintretenden  Falls  Über  diejenige  Rate  zn  entschei- 
den, welche  ihm  zugetheilt  werden  soll. 

Sobald  derselbe  wegen  dieser  Rate  befriedigt  ist,  wird  der  Ueberrest 
des  Nachlasses  an  die  Konsnlarbehörde  ausgehändigt,  welche  damit  hin- 
sichtlich der  übrigen  Erben  nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  8  zu  ver- 
fahren hat^ 

Artikel  23  desjenigen  mit  Griechenland  vom  26.  November  1881 

—  Reichsgesetzblatt  1882  S.  101  — : 

„Das  Erbrecht  sowie  die  Theilung  des  Nachlasses  des  Verstorbenen 
richten  sich  nach  den  Gesetzen  seines  Landes. 

Alle  Ansprüche,  welche  sich  auf  Erbrecht  und  Nachlasstheilung  be- 
ziehen, sollen  durch  die  Gerichtshöfe  oder  zuständigen  Behörden  des- 
selben Landes  entschieden  werden  und  in  Gemässheit  der  Gesetze  diesei 
Landes.** 

Artikel  35  desjenigen  mit  Brasilien  vom  10.  Januar  1882  —  Reichs- 

gesetzblatt  1882  S.  69  — : 

„Der  Nachlass  jedes  Angehörigen  eines  der  Hohen  vertragschliessenden 
Theile,  welcher  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  stirbt,  soll,  was  das 
Recht  der  Erbfolge  und  der  Erbtheilung  betrifft,  nach  den  Gesetzen  des 
Landes  geordnet  werden,  dem  der  Verstorbene  angehörte,  gleichrie/ 
welcher  Art  die  nachgelassenen  Güter  sind,  jedoch  bezüglich  des  unbeweg- 
lichen Vermögens  unter  Beobachtung  der  besonderen  Bestimmungen  der 
Ortsgesetze. 
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Wenn  indessen  ein  Angehöriger  desjenigen  vertragschliessenden  Theiles, 
in  dessen  Gebiete  der  Nacblass  eröffnet  ist,  neben  Erben,  welche  diesem 
Theile  nicht  angehören,  Ansprüche  auf  die  Erbschaft  hat,  so  kann  der 
erstere  verlangen,  dass  sein  Erbantheil  nach  den  in  dem  bezeichneten  Ge- 
biete geltenden  Gesetzen  bestimmt  wird." 

Artikel  19  desjenigen  mit  Serbien  vom  6.  Januar  1883  —  Seichs- 
gesetzblatt 1883  S.  62  — : 

„Das  Erbrecht  sowie  die  Theilung  des  Nachlasses  des  Verstorbenen 
richten  sich  nach  den  Gesetzen  seines  Landes. 

Alle  Ansprüche,  welche  sich  auf  Erbrecht  und  Nachlasstheilung  be- 
ziehen, sollen  durch  die  Gerichtshöfe  oder  zuständigen  Behörden  desselben 
Landes  entschieden  werden  und  in  Gemässheit  der  Gesetze  dieses  Landes.** 

Artikel  25  desjenigen  mit  der  Südafrikanischen  Republik  vom 
22.  Januar  1885  —  Reichsgesetzblatt  1886  S.  209  —: 

„Das  Erbrecht,  sowie  die  Theilung  des  Nachlasses  des  Verstorbenen 
richten  sich  nach  den  Gesetzen  seines  Landes. 

Alle  Ansprüche,  welche  sich  auf  das  Erbrecht  und  Nachlasstheilung 
beziehen,  sollen  durch  die  Gerichte  oder  sonst  zuständigen  Behörden 
desselben  Landes  entschieden  werden."  — 

der  Grundsatz  —  in  einigen  der  Verträge  allerdings  nur  unter  gewis- 
sen Beschränkungen  —  sich  ausgesprochen  findet,  dass  die  Beerbung 
der  in  dem  einen  der  vertragschliessenden  Staaten  wohnhaft  gewesenen 
Angehörigen  des  anderen  Staates  nicht  nach  dem  Rechte  des  Wohn- 
sitzes,  sondern  nach  demjenigen  der  Staatsangehörigkeit  zu  er- 
folgen habe  (vgl.  Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  19.  Juni 
1890,  Bd.  26  S.  117,  BeiL  z.  Reichsanzeiger  vom  9.  Oktober  1890 
S.  456).  Auch  mögen  internationale  Rücksichten  es  erwünscht  er- 
scheinen lassen,  dass  denjenigen  Staaten  gegenüber,  welche  ihrerseits 
die  Erbschaften  nach  dem  Grundsatze  der  Staatsangehörigkeit  besteuern 
und  also  den  Nachlass  dort  wohnhaft  gewesener  preussischer  Staats- 
angehöriger von  der  Erbschaftssteuer  freilassen,  diesseits  nach  gleichen 
Grundsätzen  verfahren  ^  mithin  von  der  Erhebung  einer  Abgabe  von 
dem  Nachlass  in  Preussen  wohnhaft  gewesener  Angehöriger  jener 
Staaten  abgesehen,  andererseits  aber  der  Nachlass  der  in  jenen  Staaten 
wohnhaft  gewesenen  preussi sehen  Staatsangehörigen,  welche  sonst  von 
jeder  Erbschaftssteuer  freibleiben  würden,  der  diesseitigen  Erbschafts- 
steuer unterworfen  werde.  Es  erschien  indessen  angemessen^  die  Er- 
hebung der  Erbschaftssteuer  nach  dem  Wohnsitze  als  Regel  an  die 
Spitze  zu  stellen,  und  die  Anordnung  der  Ausnahmen,  welche  nach 
Lage  fremder  Gesetzgebungen  im  Interesse  der  Gegenseitigkeit  ange- 
zeigt sein  möchten,  der  Finanzverwaltung  zu  überlassen.  Es  finden 
sich  in  allem  seit  dem  Jahre  1873  erlassenen  deutschen  Erbschafts- 
steuergesetzen gewisse  Vorschriften  für  den  Fall,  dass  fremde  Gesetz- 
gebungen über  die  Zuständigkeit  der  Erhebung  der  Erbschaftssteuer 
abweichende  Bestimmungen  enthalten  soUten.  Bei  der  Mannigfaltigkeit 
der  in  Betracht  kommenden  fremden  Gesetzgebungen  wäre  es  indes 
kaum  möglich,  die  Gesetzes  Vorschrift  so  zu  fassen,  dass  sie  für  alle 
vorkommenden  Fälle  eine  geeignete  Handhabe  bietet;  es  musste  daher 
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unbedenklich  der  Finanzverwaltung  unter  gewissen  Voraussetzungen 
die  Ermächtigung  ertheilt  werden,  dieserhalb  anderweitige  Besthn- 
mungen  zu  treffen.  Nach  einer  aus  §  1  Ziffer  4  der  Novelle  sich 
als  nothwend ig  ergebenden  Neuerung  ist  dem  letzten  Wohnsitz  des  Erb- 
lassers in  Preussen  der  Fall  gleichgestellt,  wenn  die  vorläufige  Ans- 
folgung  des  Nachlasses  von  einem  preussischen  Gerichte  verfugt  ist 
Zur  Beseitigung  von  Zweifeln  und  nach  dem  Vorgange  der  Erbschafts- 
steuergesetze für  Bayern  —  vom  18.  August  1879  Art.  Ib  —  Würt- 
temberg —  vom  24.  März  1881  Art.  Ib  —  uud  Elsass-Lothringen 
—  vom  12.  Juni  1889  §  1  —  ist  iu  das  Gesetz  nämlich  die  Bestim- 
mung aufgenommen  worden,  dass  die  Erbschaftssteuer  auch  bei  tot- 
läufiger  Ausfolgung  des  Vermögens  Verschollener  an  die  muthmass- 
lichen  Erbberechtigten  —  vgl.  Rheinisches  Zivilgesetzbuch  Art.  120 ff.— 
zu  entrichten  sei.  Wenn  die  Erbschaftssteuer  bei  der  vorläufigen 
Ausfolgung  des  Vermögens  bezahlt  ist,  gilt  der  Erbfall  hiemit  ak 
erledigt,  sodass  bei  der  späteren  Todeserklärung  eine  nochmalige  Er- 
hebung der  Erbschaftssteuer  nicht  stattfindet. 

Es  lauten  dementsprechend  die  in  dieser  Hinsicht  durch  die  No- 
velle vom  19.  Mai  1891  getroffenen  Anordnungen  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  des  Fiuanzministers  vom  24.  Mai  1891  —  GeseU- 
sanmilung  Nr.   11  S.   78  ff.  —  wie  folgt: 

^Unbewegliches  Vermögen. 

§  9.  Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten,  welche  ausserhalb  Landes 
liegen,  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen  Masse.  Von  dem  Anfall  idISd- 
discher  Grundstücke  oder  Grundgerechtigkeiten  oder  deren  Nutzungen  ist 
die  Erbschaftssteuer  zu  erheben,  ohne  Unterschied,  ob  der  Erblasser  In- 
länder oder  Ausländer  war  und  ob  derselbe  seinen  Wohnsitz  im  Inlande 
hatte  oder  nicht. 

Bewegliches  Vermögen. 

§10.  Anderes  als  das  im  §  9  bezeichnete  Vermögen  ist  der  Erbschafts- 
steuer unterworfen ,  wenn  der  Erblasser  bei  seinem  Ableben  seinen  Wohn- 
sitz in  Preussen  hatte  oder  die  vorläufige  Ausfolgung  des  Nachlasses  (§1 
Ziffer  4)  von  einem  preussischen  Gerichte  verfügt  ist,  das  ausserhalb  Preussens 
belegene  Vermögen  indessen  nur  dann,  wenn  davon  in  dem  auswärtigen 
Staate  keine  oder  eine  geringere  Abgabe  als  nach  den  Vorschriften  dieaes 
Gesetzes  zu  entrichten  ist.  Im  letzteren  Falle  wird  die  in  dem  »m- 
wärtigen  Staate  erweislich  gezahlte  Abgabe  auf  diesseitige  Steuer  an- 
gerechnet. 

§  11.  In  Bezug  auf  den  Nachlass  von  Personen,  welche  in  solchen 
Staaten  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben  oder  Angehörige  solcher  Staaten  ge- 
wesen sind,  in  welchen  die  Erbschaftssteuer  nach  anderen  als  den  in  §  10 
angegebenen  Grundsätzen  erhoben  wird,  kann  der  Finanzminister  zuoi 
Zweck  der  Ausgleichung  und  thunlichster  Vermeidung  von  Doppelb^ 
Steuerungen  Abweichungen  von  der  Vorschrift  des  §  10  in  der  Art  an- 
ordnen, 

1)  dass  die  Erhebung  der  preussischen  Erbschaftssteuer  für  das  nicht 
in  Grundstücken  oder  Gerechtigkeiten  bestehende  Vermögen ,  unabhängig 
von  dem  Wohnsitze  des  Erblassers,  zu  erfolgen  hat,  sofern  derselbe  prens- 
sischer  Staatsangehöriger  war*, 

2)  dass  die  Erhebung  der  preussischen  Erbschaftssteuer  für  das  nicht 
in  Grundstücken    oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Vermögen,  unab- 
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häjOLgig  von  dem  Wohnsitz  und  der  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers  zu 
erfolgen  hat,  falls  das  Vermögen  in  Preussen  sich  befindet.'' 

Die   auf  Grund  des  §  1 1   erlassenen  beziehungsweise  aufrecht  er- 
haltenen Beskripte  sind  folgende: 

1)  Reskript   des  Finanzministers  vom  29.  Juni  1891  HI  9001: 

«Auf  Grund  des  §  11  des  Gesetzes,  betreffend  die  Erbschaftssteuer  in 
der  durch  meine  Bekanntmachung  vom  24.  Mai  ds.  Js.  (Ges.-S.  S.  78) 
veröffentlichten,  am  1.  Juli  ds.  Js.  in  Kraft  tretenden  Fassung  be- 
stimme ich,  dass  im  Verhältniss  zu  Oesterreich,  Anhalt,  Hessen-Darm- 
stadt und  Braunschweig  die  Erhebung  der  preussischen  Erbschaftssteuer 
nir  das  nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende 
Vermögen  auch  femer,  entsprechend  den  bisherigen  Grundsätzen  (vgl.  den 
Erlass  des  kaiserlich  österreichischen  Justizministeriums  vom  17.  September 
1875,  abgedruckt  im  Zentralblatt  der  Abgabenverwaltung  in  den  preus- 
sischen Staaten  flir  1875  S.  195,  sowie  die  von  hier  aus  erlassenen  Ver- 
fügungen vom  7.  April  1883  III  4225,  30.  Juni  1883  HI  8643  und  17.  April 
1884  III  4499),  unabhängig  von  dem  Wohnsitze  des  Erblassers,  nur  dann 
zu  geschehen  hat,  wenn  der  Erblasser  preussischer  Staatsangehöriger  war.*^ 

2)  Reskript  des  Finanzministers  vom  7.  April  1833   III  4225: 

„Die  in  der  diesseitigen  Verfügung  vom  18.  März  1878  —  IE  2988  — 
erwähnte  Vereinbarung  zwischen  der  diesseitigen  und  der  herzoglich  an- 
haltischen Regierung  wegen  der  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  von  dem 
Nachlasse  der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  ist  im  Einverständniss  mit 
der  genannten  Regierung  dahin  abgeändert  worden, 

dass  das,  den  Bestimmungen  des  §  9  Satz  1  und  des  §  10  Abs.  1 
(in  der  jetzigen  Fassung  des  §  9  Satz  2)  des  preussischen  Erbschaf ts- 
stenergesetzes  und  den  damit  übereinstimmenden  Vorschriften  des  §  7 
Satz  1  und  des  §  8  Absatz  1  des  anhaltischen  Erbschaftsstenergesetzes 
nicht  unterliegende  Vermögen  von  Erblassern,  welche  bei  ihrem  Ableben 
anhaltische  Staatsangehörige  waren,  seitens  des  preussischen  Staates  und 
umgekehrt  das  bezügliche  Vermögen  von  Erblassern,  welche  bei  ihrem 
Ableben  preussische  Staatsangehörige  waren,  seitens  des  anhaltischen 
Staates  überhaupt  nicht  zur  Erbschaftssteuer  herangezogen  werde." 

3)  Reskript  des  Finanzministers  vom  30.  Juni  1883  III  8643: 

„Zwischen  der  preussischen  und  der  grossherzoglich  hessischen  Regie- 
rung ist  in  Bezug  auf  die  Versteuerung  der  beiderseitigen  Staatsangehörigen 
eine  Verständigung  dahin  getroffen  worden,  dass  der  Nachlass  preussischer 
Unterthanen  lediglich  von  Preussen  und  der  Nachlass  hessischer  Unter- 
thanen  lediglich  von  Hessen  zur  Versteuerung  zu  ziehen  ist,  jedoch  mit 
der  Massgabe,  dass  flir  Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten  die  Erb- 
schaftssteuer von  demjenigen  Staate  zu  erheben  ist,  in  welchem  dieselben 
sich  befinden.** 

4)  Reskript  des  Finanzministers  vom  17.  April  1884  HI  4499: 

„Zwischen  der  diesseitigen  und  der  herzoglich  braunschweigischen 
Regierung  ist  in  Bezug  auf  die  Versteuerung  des  Nachlasses  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  eine  Verständigung  dahin  getroffen  worden, 
dass  das  den  Bestimmungen  des  §  9  Satz  1  und  des  §  10  Absatz  1  (in  der 
jetzigen  Fassung  des  §  9  Satz  2)  des  preussischen  Erbschaftsstenergesetzes 
vom  30.  Mai  1878  und  den  damit  übereinstimmenden  Vorschriften  des  §  6 
Satz  1  und  des  §  7  Absatz  1  des  braunschweigischen  Erbschaftsstener- 
gesetzes vom  18.  April  1876  nicht  unterliegende  Vermögen  von  Erblassern, 
welche  bei  ihrem  Ableben  braunschweigische  Unterthanen  waren,  seitens 
des  preussischen  Staates  und  umgekehrt  das  bezügliche  Vermögen  von  Erb- 
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lassem,  welche  bei  ihrem  Ableben  preussische  Staatsangehörige  waren,  sei- 
tens des  braunschweigischen  Staates  nicht  zur  Erbschaftssteuer  herange- 
zogen werde.  Ist  der  Erblasser  Staatsangehöriger  beider  Staaten  gewesen, 
so  ist  zur  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  von  seinem,  nicht  in  Grund- 
stücken oder  Grundgerechtigkeiten  bestehenden  Nachlass  derjenige  der 
beiden  Staaten  berechtigt,  in  welchem  der  Erblasser  zuletzt  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  gehabt  hat. 

Die  beiderseitigen  Steuerbehörden  haben  von  den  in  ihren  Bezirken 
erfolgten,  von  dem  anderen  Staate  zu  besteuernden  Erbfällen  der  zustan- 
digen Behörde  des  letzteren  Mittheilung  zu  machen.  Die  Mittheilungen 
Aber  die  in  Preussen  eintretenden  Todesfälle  solcher  Personen,  deren  Mach- 
lass  ganz  oder  theilweise  der  braunschweigischen  Erbschaftssteuer  unter- 
liegt, sind  an  die  herzogliche  Zoll-  und  Steuerdirektion  in  Braunschweig 
zu  richten.  Dagegen  wird  die  Mittheilung  in  Fällen  umgekehrter  Art  sei- 
tens braunschweigischer  Behörden  dem  Provinzial-Steuer-Direktor  der  be- 
trefifenden  preussischen  Provinz  und  für  die  Hohenzollernschen  Lande  der 
Regierung  zu  Sigmaringen  gemacht  werden,  worauf  es  diesen  überlassen 
bleibt,  dem  Erbschaftssteueramt  die  erforderliche  Nachricht  zugeben  zu 
lassen. 

Die  in  dem  einen  Staat  bestehenden  öffentlichen  Armen- etc.  Anstalten, 
vom  Staate  anerkannten  milden  Stiftungen  und  öffentlichen  Schulen  (Nr.  2  g 
und  h  der  „Befreiungen"  in  den  beiderseitigen  Erbschaftssteuertarifen) 
sind  auch  in  dem  anderen  Staate  von  der  Erbschaftssteuer  befreit. 

Die  im  Vorstehenden  angegebenen  Grundsätze  kommen  auch  in  den 
bereits  eingetretenen,  noch  unerledigten  Erbfällen  zur  Anwendung.** 

Zur  Yollständigkeit  ist  noch  zu  erwähnen  das 

Reskript  des  Finanzministers  vom  11.  Juni  1883  III  5708: 

„Nach  der  Mittheilung  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten wird  in  Italien,  dem  dortigen  Stempelsteuergesetz  vom  13.  Septem- 
ber 1874  zufolge,  die  Erbschaftssteuer  von  Mobilien  und  Immobilien,  welche 
sich  in  Italien  befinden,  ohne  Rücksicht  auf  die  Nationalität  des  Erblassers 
erhoben,  wogegen  alle  ausserhalb  Italiens  befindlichen  Nachlassgegenstände 
ohne  Unterschied  zwischen  Mobilien  und  Immobilien,  mag  der  Erblasser 
ein  Italiener  oder  Fremder  sein,  von  der  italienischen  Erbschaftssteuer  be 
freit  sind. 

Von  dem  genannten  Herrn  Minister  ist  ferner  mitgetheilt  worden,  dass 
in  sämmtlichen  Provinzen  Russlands,  einschliesslich  des  Generalgouverne- 
ments Warschau  und  der  Ostseeprovinzen  ein  im  Jahre  1882  von  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  von  Russland  genehmigtes  Reichsrathsgutachten  über 
die  Erhebung  einer  Abgabe  für  Erbschaften  und  Schenkungen  in  Kraft 
getreten  ist,  dessen  §20  in  deutscher  Uebersetzung  folgendormassen  lautet: 

„„In  Russland  befindliche,  Ausländem  gehörige  Vermögensobjekte  und 
Kapitalien,  welche  auf  dem  Wege  der  Erbschaft  an  russische  Unterthanen 
oder  Ausländer  gelangen,  unterliegen  der  Besteuerung  gemäss  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes.  Die  Hinterlassenschaft  eines  Ausländers,  welcher 
einem  Staate  angehört,  in  dem  von  der  Hinterlassenschaft  eines  russischen 
Staatsangehörigen  keine  Steuer  erhoben  wird,  ist  jedoch  von  der  Steuer 
befreit.«" 

Für  das  Grossftirstenthum  Finnland  gelten  die  Bestimmungen  des  Reicbs- 
rathsgutachtens  nicht,  und  es  bestehen  dort  auch  keine  anderen  Gesetze, 
welche  eine  Steuer  auf  Erbschaften  legen." 
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Auslieferungsrecht  und  Auslieferungsverfahren  in 

Ungarn. 

Von  Ministerialrath  Dr.  Alexi  im  k.  ungariBchen  Justizministerium  in 

Budapest. 

Da  Ungarn  seit  der  im  Jahre  1867   erfolgten  Wiederherstellnng 
seiner    Verfassung    als    souveräner    Staat    bezüglich    aller    die    inter- 
nationale Bechtshülfe  sowohl  in  Zivilsachen    wie   auch    in   StrafAnge- 
legenheiten     selbständig    zu    entscheiden     berufen     ist^     so    hat    sich 
das  Auslieferungsverfahren    auf  einer    den    ungarischen  Gesetzen  ent- 
sprechenden Basis y    ganz  unabhängig  von  den  in  den  österreichischen 
Theilen  der  Monarchie  geltenden  Gesetzen  entwickelt.     Es   muss   zu- 
erst  vorausgeschickt    werden,    dass  Ungarn  ein  sogenanntes  Ausliefe- 
rungsgesetz,    wie    solche    in    Grossbritannien,     Belgien    und    Holland 
in  Greltung    sind,    bis   jetzt    noch    nicht   besitzt.      Die   bei    der  Aus- 
lieferung   massgebenden   gesetzlichen  Bestimmungen,    —  insofern  die- 
selben nicht  in  den   mit  den    meisten    europäischen  Staaten  bestehen- 
den Auslieferungsverträgen  enthalten  sind,  —  finden  sich  theils  in  dem 
ersten    Theile    des    Stra%esetzbuchs   über  Verbrechen    und    Vergehen 
vom    Jahre    1878    (Gesetzartikel   V    des    Jahres    1878),    theils    sind 
dieselben    in    Ministerial  Verordnungen   an   die  Gerichte    und    in    meh- 
reren  an    die    k.    Staatsanwaltschaften    erlassenen   Instruktionen    ent- 
halten.     Vor    der    Schilderung    des    imgarischen    Auslieferungsverfah- 
rens wird  es  deshalb  am  zweckmässigsten  sein,  die  im  Strafgesetzbuche 
enthaltenen    und    hieher  gehörigen  Bestimmungen    mitzutheilen.     Der 
§  5  des  ungarischen  Strafgesetzbuchs  enthält  die  Bestimmung,    ,.dass 
die    auf   ungarischem   Gebiet  von    ungarischen  Staatsangehörigen  oder 
von  Ausländem    begangenen  Verbrechen    und   Vergehen    nach    diesem 
Gresetze    zu   bestrafen    sind^    (Territorialprinzip).     Es    kann    demnach 
Niemand  ausgeliefert  werden,  welcher  ein  Verbrechen   oder  Vergehen 
beging,  das  unter  diese  Bestimmung  fällt. 

Der  Schlusssatz  dieses  §  lautet:  ,. Bezüglich  der  Exterritorialität 
sind  die  Regeln  des  Völkerrechts  anzuwenden.^ 

Die  allgemein  anerkannten  Grundsätze  des  Völkerrechts  sichern 
den  Exterritorialen  die  persönliche  Immunität.  Es  kann  also  eine 
Person  nicht  ausgeliefert  werden,  welche  diesen  völkerrechtlichen 
Schutz  geniesst. 

Das  ungarische  Strafrecht  findet  jedoch  nicht  nur  Anwendung 
auf  diejenigen  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  innerhalb  ungarischen 
Gebietes  begangen  wurden,  sondern  in  den  §§  7,  8  wird  angeordnet, 
dass  der  ungarische  Staatsangehörige  nach  diesem  Gesetze  zu  strafen 
ist,  wenn  er  im  Auslande  eine  strafbare  Handlung  beging,  welche  im 
Sinne  des  ungarischen  Strafgesetzbuchs  ein  Verbrechen  oder  ein  Vergehen 
bildet  (Personalprinzip).  Doch  auch  die  Ausländer  fidlen  wegen  fol- 
gender im  Auslande  begangener  Verbrechen  und  Vergehen  unter  das 
ungarische  Strafgesetz,  nämlich:  wegen  Hochverrath,  wegen  Treubruch 
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(Landesverrath),  wegen  Aufruhr  und  wegen  Münzverbrechen  und  Mfinz- 
vergehen^  wenn  der  Gegenstand  derselben  Metallgeld  oder  Papiergeld 
ist,  welches  bei  den  Staatskassen  in  Ungarn  als  Zahlungsmittel  ange- 
nommen wird;  oder  wenn  der  Gegenstand  der  Fälschung  ein  dem 
Gelde  gleich  zu  betrachtendes  öffentliches  ungarisches  oder  kroatisch- 
slavonisches  Ejreditpapier  ist.  Aus  diesen  Bestimmungen  folgt  dem- 
nach, dass  ein  Ausländer,  selbst  wenn  er  in  seiner  Heimath  eines  der 
erwähnten  Verbrechen  gegen  den  ungarischen  Staat  begangen  hat  und 
sich  dann  nach  Ungarn  begab  ^  nicht  ausgeliefert  werden  kann^  son- 
dern nach  ungarischem  Gesetz  zu  bestrafen  ist. 

Für  alle  übrigen  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  ein  Auslän- 
der im  Auslande  beginge  kann  innerhalb  der  Bestimmungen  des  in 
Anwendung  kommenden  Auslieferungsvertrages  die  Auslieferung  zu- 
gestanden werden. 

Falls  jedoch  auf  Grund  des  bestehenden  Auslieferungsvertrages 
oder  auf  Grund  der  geltenden  Praxis  die  Auslieferung  nicht  stattfindet^ 
kann  der  Justizminister  gegen  einen  solchen  Ausländer  wegen  des  im 
Auslande  begangenen  Verbrechens  oder  Vergehens  die  Einleitung  des 
Strafverfahrens  bei  den  ungarischen  Gerichten  anordnen.  Wenn  nach 
dem  Verüben  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  eine  Aenderung  in 
der  Staatsangehörigkeit  eintritt  ^  so  stellt  §  10  des  ungarischen  Straf- 
gesetzes folgende  Regeln  auf.  Verliert  ein  Ungar  nach  Verübung 
eines  Verbrechens  oder  Vergehens  die  ungarische  Staatsangehörigkeit 
imd  tritt  er  in  den  Unterthanenverband  eines  anderen  Staates^  so  sind 
bei  seiner  Bestrafung  die  auf  die  ungarischen  Staatsangehörigen  gel- 
tenden Bestimmungen  anzuwenden.  Wenn  hingegen  ein  Ausländer 
nach  Verübung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  im  Auslande  die 
ungarische  Staatsangehörigkeit  erwirbt,  ist  er  nach  den  für  die  Aus- 
länder geltenden  Bestimmungen  zu  behandeln,  mit  der  Ausnahme, 
dass  der  naturalisirte  Ausländer  an  eine  fremde  Behörde  wegen  der 
vor  seiner  Naturalisirung  begangenen  strafbaren  Handlung  nicht  aus- 
geliefert werden  kann. 

Der  §  17  des  ungarischen  Strafgesetzbuchs  verbietet  ganz  kate- 
gorisch die  Auslieferung  eines  ungarischen  Staatsangehörigen  an  eine 
ausländische  Behörde. 

Ein  Gestenreicher  hingegen  kann  aus  Ungarn  nur  an  eine  öster- 
reichische Behörde  ausgeliefert  werden,  wenn  auch  die  Oesterreicher 
in  jeder  anderen  Beziehung  als  Ausländer  zu  betrachten  sind.  Seit 
im  Sinne  der  im  Berliner  Vertrage  enthaltenen  völkerrechtlichen  Voll- 
macht Bosnien  und  die  Herzegovina  okkupirt  wurden,  hat  sich  in  der 
Praxis  der  Grundsatz  entwickelt,  dass  diejenigen,  welche  in  diesen 
zwei  Gebieten  heimathberechtigt  sind,  ebenfalls  keiner  fremden  Behörde, 
sondern  nur  den  Behörden  des  eigenen  Landes  und  auch  den  öster- 
reichischen Behörden  ausgeliefert  werden  können. 

§  18  des  ungarischen  Strafgesetzbuchs  enthält  die  in  den  mei- 
sten europäischen  Strafgesetzbüchern  ebenfalls  vorkommende  Bestimmung^ 


Auslieferungsrecht  und  AnsliefenuigSYerfahren  in  Ungarn.        353 

welche    aus    der  Territorialhoheit   abgeleitet    wird,    dass   Strafurtheile 
einer  ausländischen  Behörde  nicht  vollzogen  werden  dürfen. 

Die  mit  ausländischen  IStaaten  bestehenden  Auslieferungsver- 
träge sind  für  Oesterreich  und  Ungarn  gleichlautend,  werden  auch 
immer  durch  dieselbe  Batifikationsurkunde  des  Kaisers  von  Oesterreich 
und  apostolischen  Königs  von  Ungarn  bekräftigt.  Ungarn  ist  jedoch 
in  diesen  Verträgen  eine  selbständige  vertragschliessende  Partei,  so 
dass  derjenige  ausländische  Staat,  welcher  gegenwärtig  mit  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  einen  internationalen  Vertrag,  über 
welch  immer  für  einen  Gegenstand  abschliesst,  sich  stets  zwei  gleich- 
berechtigten vertragschliessenden  Parteien  gegenüber  befindet.  In 
jedem  Vertrag,  welchen  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  seit 
dem  Jahre  1867  abschliesst,  gibt  es  denmach  immer  drei  Parteien, 
nämlich  den  betreffenden  ausländischen  Staat,  Oesterreich  und  Ungarn. 
Aus  dieser  gleichberechtigten  und  selbständigen  Stellung  Ungarns  bei 
internationalen  Verträgen  folgt  auch,  dass  die  Vollziehung,  Publizirung 
und  alle  bei  dem  Inslebentreten  derartiger  Verträge  nothwendigen 
Massregeln  von  der  imgarischen  Regierung  selbständig  verfügt  werden. 
Da  noch  aus  der  alten  ständischen  Verfassung  mehrere  Gesetze  und 
Beschlüsse  vorhanden  sind,  welche  sich  auf  die  Sicherung  und  den 
Schutz  des  Asylrechts  beziehen,  so  hat  sich  unter  der  neuen  Ver- 
fassung der  Grundsatz  ausgebildet,  dass  alle  Verträge,  welche  die  Re- 
gelung der  Ausliefenmg  und  die  internationale  Rechtshülfe  in  Straf- 
sachen zum  Gegenstande  haben,  in  Ungarn  nur  dann  in  Greltung 
treten  können,  wenn  dieselben,  durch  die  parlamentarische  Vertretung 
genehmigt,  in  die  Reihe  der  Gesetze  aufgenommen,  oder  nachdem  jedes 
Gesetz  mit  lateinischen  Lettern  numerirt  ein  Gesetzartikel  ist  (unga- 
risch törv6ny  cx,ikk)f   ,,inartikulirt''  worden  sind. 

Ungarn  hat  gegenwärtig  mit  folgenden  Staaten  Auslieferungsver- 
träge: Ausser  Europa  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
mit  Brasilien. 

In  Europa:  mit  Grossbritannien,  Schweden  und  Norwegen,  Russ- 
land, Frankreich,  Belgien,  Holland,  Luxemburg,  Italien,  Montenegro, 
Monaco  und  Serbien.  Mit  der  Schweiz  sind  Verhandlungen  wegen 
Abschluss  eines  neuen  den  modernen  Prinzipien  besser  entsprechenden 
Auslieferungsvertrages  im  Zuge. 

Ausserdem  steht  Ungarn  mit  drei  Staaten  bezüglich  der  Ausliefe- 
rung in  einem  Reziprozitätsverhältniss. 

Die  weiteste  Reziprozität  besteht  mit  Oesterreich,  weil  dieselbe 
bei  den  engen  staatsrechtlichen  Verbindungen  mit  dem  von  demselben 
Herrscher  regierten  anderen  Staatsgebiete  nothwendig  ist.  Aus  Ungarn 
wird  den  österreichischen  Behörden  jeder  Oesterreicher,  jeder  in  Bos- 
nien oder  in  der  Herzego vina  Heimathberechtigte  und  jeder  Fremde  aus- 
geliefert, welcher  in  Oesterreich  wegen  einer  strafbaren  Handlung  ver- 
folgt wird,  welche  nicht  unter  die  Kompetenz  der  ungarischen  Ge- 
richte fällt  und    welche    laut  dem   nngarischen  Strafgesetze    ein  Ver- 
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brechen  oder  Vergehen  bildet.  Selbst  bezüglich  politischer  Delikte 
oder  sogenannter  quasi  politischer  Delikte  findet  keine  Ausnahme 
statt.  Es  werden  an  Oesterreich  die  politischer  Verbrechen  oder 
Vergehen  Beschuldigten  ebenso  ausgeliefert  als  diejenigen,  welche 
sich  wegen  gemeiner  Verbrechen  und  Vergehen  vor  einem  öster- 
reichischen Grericht  zu  verantworten  haben.  Bei  dem  grossen  In- 
teresse, welches  ein  Theil  der  Monarchie  daran  hat,  dass  in  dem 
anderen  die  staatliche  Ordnung  und  das  Gresetz  herrsche ,  können 
eben  strafbare  Handlungen,  welche  gegen  die  staatliche  Ord- 
nung des  einen  Theils  der  Monarchie  gerichtet  sind,  von  der  Aus- 
lieferung nicht  ausgeschlossen  werden.  Eine  Schwierigkeit  besteht 
nur  in  der  Verschiedenheit  der  Gesetze.  Es  gibt  mehrere  strafbare 
Handlungen,  welche  in  Oesterreich  nur  Üebertretungen ,  in  Ungarn 
hingegen  Vergehen  sind,  und  umgekehrt  gibt  es  in  Ungarn  Vergehen, 
welche  in  Oesterreich  nur  Üebertretungen  sind. 

Da  nun  der  ungarische  Gesetzartikel  XL  vom  Jahre  1879  im 
§  14  das  Verbot  enthält,  dass  wegen  Üebertretungen  keine  Auslie- 
ferung bewilligt  werden  kann,  so  muss  in  den  angeführten  Fällen, 
wenn  nicht  sowohl  das  ungarische  als  auch  das  österreichische  Straf- 
gesetzbuch die  betreffende  strafbare  Handlung  als  Verbrechen  oder 
Vergehen  qualifizirt,  die  Auslieferung  aus  Ungarn  den  österreichischen 
Behörden  verweigert  werden. 

Bei  dem  ungemein  regen  Verkehr,  welcher  zwischen  der  Bevöl- 
kerung beider  l^eile  der  Monarchie  herrscht,  wird  sowohl  bei  d^ 
Regierungen  als  auch  bei  den  Gerichten  in  Oesterreich  als  auch 
in  Ungarn  lebhaft  das  Bedürfiiiss  gefühlt,  die  Ausliefenmg  so- 
wie die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  durch  ein  Uebereinkommen  zu 
regeln.  Es  darf  jedoch  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  so 
wie  das  staatsrechtliche  VerhSltniss  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
ein  Unikum  ohne  seines  Gleichen  ist,  auch  bei  der  Regelung  der  in- 
ternationalen Rechtshülfe  in  Stra&achen  zwischen  beiden  Theilen  der 
Monarchie  solche  Verhältnisse  zu  berücksichtigen  und  solche  Grand- 
sätze festzustellen  sind,  welche  in  gleichartigen  Verträgen  nicht  vor- 
kommen und  deshalb  einfach  nicht  übernommen  werden  können.  Ein 
grosses  Hinderuiss  gegen  das  baldige  Zustandekommen  eines  derartigen 
Uebereinkommens  liegt  auch  darin,  dass  man  gegenwärtig  in  Oester- 
reich daran  geht,  ein  neues  Strafgesetz  zu  schaffen  und  dass  Ungarn 
noch  keine  einheitliche,  den  neuen  Anforderungen  entsprechende  Straf- 
prozessordnung besitzt,  welche  erst  vorbereitet  wird. 

Der  zweite  auswärtige  Staat,  mit  dem  Ungarn  bezüglich  Aus- 
lieferung der  gemeinen  Verbrecher  in  einem  Reziprozitätsverhältniss 
steht,  ist  das  Königreich  Rumänien.  Der  Berliner  Vertrag,  durch 
welchen  Rumänien  in  die  Reihe  der  souveränen  europäischen  Staaten 
aufgenommen  wurde,  enthält  im  Artikel  XLIX  die  Bestimmung,  dass 
die  aus  der  Zeit  der  ottomanischen  Herrschaft  bestehenden  Kapitula- 
tionen und  Jurisdiktionsrechte  der  Konsulate   solang  in  Greltung  he- 


Atislfieferungsrecht  und  AnBlieferuDgsYerfahren  lA  tlngani.        355 

stehen;  bis  dieselben  durch  besondere  Verträge  mit  den  betreffenden 
Mächten  abgeändert  oder  aufgehoben  werden.  Se.  Majestät  der  Kaiser 
von  Oesterreich  und  apostolischer  König  von  Ungarn  hat  in  den  mit 
Serbien  abgeschlossenen  Eechtshülfe-  und  Konsul arverträgen  auf  die 
dort  bestandene  Konsulaijurisdiktion  Verzicht  geleistet. 

Ein  gleichartiger  Vertrag  ist  bis  jetzt  mit  Eumänien  noch  nicht 
zu  Stande  gekommen  und  besteht  die  Konsularjurisdiktion  dort  noch 
de  jure,  wenn  dieselbe  de  facto  auch  nicht  mehr  in  Anwendung 
kommt. 

Da  aus  dem  südöstlichen  Theile  Ungarns  (dem  früheren  Sieben- 
bürgen) ein  sehr  reger  Verkehr  nach  Kumänien  in  fortwährender  Ent- 
wickelung  begriffen  ist  und  da  sich  an  60000  ungarische  Staatsange- 
hörige  dauernd  oder  vorübergehend  dort  aufhalten  ^  so  gebot  es  ein 
dringendes  Interesse  der  Strairechtspflege;  bis  zum  Abschluss  eines 
Auslieferungsvertrages  die  gegenseitige  Auslieferung  bei  gemeinen  Ver- 
brechen ^  wie  dieselben  in  den  meisten  Verträgen  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  aufgezählt  sind,  durch  Reziprozitätserklänmgen 
zu  sichern. 

Der  dritte  Staat,  mit  dem  zwischen  Ungarn  bezüglich  der  gegen- 
seitigen Auslieferung  gemeiner  Verbrecher  ein  Reziprozitätsverliältniss 
besteht;  ist  das  Deutsche  Keich  mit  Inbegriff  sämmtlicher  zum  Reiche 
gehörigen  deutschen  Staaten  und  der  Beichslande. 

Bezüglich  aller  übrigen  Staaten  ist  die  Kechtsbasis,  betreffend  die 
Auslieferung  von  gemeinen  Verbrechern,  in  Oesterreich  und  Ungarn  die 
gleiche,  nur  bezüglich  des  Deutschen  Kelches  findet  ein  Unterschied  statt. 

Wenn  heute  eine  deutsche  Gerichtsbehörde  an  eine  österreichische 
Behörde  das  Ansuchen  um  Auslieferung  wegen  eines  gemeinen  Ver- 
brechens oder  Vergehens  stellt,  so  beruft  sich  dieselbe  auf  den  Be- 
schluss   der  deutschen  Bundesversammlung  vom  26.  Januar  1854. 

Dieser  Bundesbeschluss  kann  jedoch  Ungarn  gegenüber  nicht  an- 
gerufen werden.  Das  Königreich  Ungarn  war  nie  ein  Theil  oder 
Mitglied  des  durch  den  Prager  Frieden  im  Jahre  1866  aufgelösten 
deutschen  Bundes,  deshalb  waren  für  Ungarn  Bundesbeschlüsse  nie 
massgebend  und  rechtsverbindlich  und  kann  aus  ^inem  Bundes- 
beschlusse,  welcher  für  die  dem  Bund  angehörig  gewesenen  österreichi- 
schen Königreiche  und  Länder  in  Geltung  bestanden  hat  oder  noch 
gilt,  Ungarn  gegenüber  kein  Recht  und  auch  keine  Verpflichtung  ab- 
geleitet werden. 

Die  ungarische  Regierung  hat  in  den  siebziger  Jahren  gelegent- 
lich eines  Falls  im  diplomatischen  Wege  dem  Auswärtigen  Amt  des 
Deutschen  Reiches  eine  Erklärung  abgeben  lassen,  laut  welcher  die 
Gültigkeit  des  erwähnten  Bundesbeschlusses  bezüglich  Ungarn  nicht 
anerkannt  wird,  jedoch  gleichzeitig  das  Versprechen  abgegeben,  dass 
auf  Grund  der  Reziprozität  für  alle  diejenigen  gemeinen  Verbrechen 
und  Vergehen  sämmtlichen  Gerichtsbehörden  des  Deutschen  Reiches  die 
Auslieferung  zugesichert  wird,  welche  in  irgend  einem  in  Ungarn  gel- 
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tenden^  mit  einem  dritten  Staate  abgeschlossenen  Auslieferungsverträge 
aufgezählt  erscheinen.  Gleichzeitig  hat  die  ungarische  Regierung  anch 
erklärt;  dass  sie  gegenüber  Deutschland  gelegentlich  der  Rechtshilfe 
im  Strafverfahren  diejenigen  Grundsätze  und  Normen  beachten  und 
befolgen  lassen  wird,  welche  in  den  Auslieferungsverträgen  mit  den 
diesbezüglich  massgebenden  Staaten  (wie  z.  B.  Belgien)  zum  Aus- 
drucke gelangen. 

Seit  dieser  Erklärung  wickeln  sich  zwischen  dem  Deutschen  Beidi 
und  Ungarn  alle  Auslieferungsangelegenheiten  und  alle  Sachen  der 
Rechtshülfe  in  Strafsachen  gut  und  rasch  ab,  so  dass  der  Mangel 
eines  detaillirten  Auslieferungsvertrages  nicht  fühlbar  wird. 

Das  Aus lieferungs verfahren  zerfUllt   in  folgende  Abschnitte. 

1)  Die  Ausforschung  des  Verfolgten.  Dieselbe  ist  Aufgabe 
der  Polizei.  Wird  das  Ansuchen  von  einer  ausländischen  Polizei  oder 
Gerichtsbehörde  direkt  an  eine  ungarische  Polizeibehörde  gestellt ,  so 
hat  dieselbe  sogleich  das  Entsprechende  zu  veranlassen  und,  falls  die 
Nachforschungen  von  Erfolg  begleitet  sind,  den  Verhafteten  einem 
kurzen  Verhör  zu  unterziehen  und  mit  den  in  seinem  Besitz  befind- 
lichen Sachen  dem  nächsten  k.  Staatsanwalt  zur  Verfügung  zu  stelle. 
Ebenso  verfährt  die  Polizei ,  wenn  sie,  ohne  Verständigung  von  einer 
ausländischen  Behörde,  im  eigenen  Wirkungskreise  eine  Person  an- 
hält und  wenn  gegründeter  Verdacht  obwaltet,  dass  die  angehaltene 
Person  nach  einem  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  nach  Ungarn 
geflohen  ist.  Wird  das  Ansuchen  um  Nachforschung  und  Auslieferung 
von  dem  diplomatischen  Vertreter  einer  fremden  Macht  bei  dem  k.  n. 
k.  Ministerium  des  Aeussern  in  Wien  gestellt,  so  leitet  dasselbe  das 
Ansuchen  sammt  den  betreffenden  Schriften  an  das  k.  imgar.  Justiz- 
ministerium, welches  nach  Ueberprüfung  des  Ansuchens  zuerst  ent- 
scheidet, ob  die  im  bestehenden  Auslieferungsvertrag  vorgeschriebenen 
Erfordernisse  vorhanden  sind  oder  nicht.  Im  bejahenden  Falle  wird 
das  Ansuchen  sogleich  dem  Ministerium  des  Innern  zu  dem  Zwecke 
mitgetheilt,  damit  die  Kurrentirung  im  Polizeiblatte  mit  der  Anordnung 
erfolge,  die  betreffende  Person  ist  im  Falle  der  Verhaftung  dem  näch- 
sten k.  Staatsanwälte  zur  Einleitung  des  Auslieferungsverfahrens  zu 
übergeben. 

2)  Die  Antragstellung  des  k.  Staatsanwalts.  Ohne 
staatsanwaltlichen  Antrag  kann  kein  Auslieferungsverfahren  eingeleitet 
werden.  Vor  Allem  hat  der  Staatsanwalt  zu  beantragen,  dass  bis 
zur  endgültigen  Entscheidung  in  der  Auslieferung  die  Haft  über  die 
eingelieferte  Person  verhängt  werde.  Eine  Kaution  oder  Gutstehnng 
ist  im  Auslieferungsverfahren  nicht  zulässig.  Gleichzeitig  hat  der  Staats- 
anwalt zu  beantragen,  dass  der  Untersuchungsrichter  eine  summa- 
rische Untersuchung  führe,  um  festzustellen,  ob  die  verhaftete  Person 
mit  der  von  den  betreffenden  ausländischen  Behörden  verfolgten  iden- 
tisch ist,  ferner  ob  derselbe  nicht  ungarischer  Staatsangehöriger  ist 
ob  gegen  denselben  nicht  bei  irgend  einem    ungarischen  Gfericht  eine 
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Strafuntersnehnng  im  Zuge  ist  und  ob  gegen  denselben  kein  durch 
ein  angarisches  Grericht  erflossenes  Strafiirtheil  vorliegt^  welches  bis 
jetzt  noch  nicht  vollzogen  wurde. 

3)  Die  summarische  Untersuchung  ist  als  dringend  sogleich 
zu  veranlassen  und  beginnt  mit  dem  eingehenden  Verhör  des  Verhaf- 
teten bezüglich  seiner  Herkunft,  der  Familienverhältnisse  wegen  Fest- 
stellung der  Identität.  Demselben  wird  das  von  der  ausländischen 
Behörde  gestellte  Begehren  eröffnet  und  der  ELaffcbefehl  oder  der  etwa 
vorliegende  Gerichts beschluss  mitgetheilt.  Es  ist  ein  wesentliches  Er- 
fordernisse dass  eine  derartige  Verfügung  der  ausländischen  Behörde^ 
wie  der  Haftbefehl ,  worin  die  Entziehung  der  persönlichen  Freiheit 
und  die  zwangsweise  Vorführung  angeordnet  wird,  vorliege.  Kann 
der  Verhaftete  genügende  Beweise  seiner  Schuldlosigkeit  vorbringen, 
wie  z.  B.  ein  Alibi  derart^  dass  er  zur  Zeit  der  im  Auslande  ver- 
übten strafbaren  Handlung  bereits  auf  ungarischem  Gebiete  sich  be- 
fand, so  sind  die  Akten  sogleich  an  den  Staatsanwalt  zu  leiten  ^  da- 
mit er  bei  dem  Gerichte  den  Antrag  wegen  Verweigerung  der  Aus- 
lieferung stelle. 

Ebenso  hat  die  Einstellung  zu  erfolgen  ^  wenn  die  betreffende 
Person  als  ungarischer  Staatsangehöriger  zu  betrachten  ist.  Im 
Sinne  des  50.  G.A.  vom  Jahre  1879  über  den  Erwerb  und  den  Ver- 
lust der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  ist  es  nämlich  zulässig,  so  wie 
bei  der  deutschen  Staatsangehörigkeit,  dass  ein  Individuum  Unterthan 
mehrerer  Staaten  sein  kann^  da  der  Eintritt  in  den  Verband  eines  an- 
deren Staates  nicht  den  Verlust  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit 
zur  Folge  hat.  Für  den  Untersuchungsrichter  sind  nur  die  Bestim- 
mungen über  die  ungarische  Staatsangehörigkeit  massgebend,  deshalb 
ist  der  Kachweis  darüber,  dass  der,  dessen  Auslieferung  begehrt  wird, 
Unterthan  eines  fremden  Staates  ist,  von  keinem  Belange.  Die  Unter- 
suchung erstreckt  sich  nur  darauf,  ist  der  Betreffende  ungarischer 
Staatsangehöriger  oder  nicht.  Bei  Auslieferungen  an  Staaten  ausser- 
halb Oesterreich  kommt  dann  noch  mit  Rücksicht  auf  den  früher  an- 
geführten §  17  des  ungarischen  Stra%esetzbuchs  in  Betracht^  ob  die 
Person  nicht  österreichischer  Unterthan  oder  Einwohner  von  Bosnien 
und  Herzego vina  ist.  Bezüglich  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit 
sind,  wenn  nothwendig,  die  Belege  von  den  kompetenten  politischen 
Behörden  einzuholen.  Wird  die  ungarische  Staatsangehörigkeit  fest- 
gestellt, so  hat  der  Staatsanwalt  bei  Antrag  der  Verweigerung  der 
Auslieferung  auch  weitere  Anträge  zu  stellen  wegen  Einleitung  des 
Straf^er&hrens,  wenn  die  strafbare  Handlung,  auf  welche  sich  das 
Ansuchen  um  Auslieferung  gründet,  unter  das  ungarische  Strafgesetz 
flQlt.  Aus  den  ihm  unmittelbar  zur  Verfügung  stehenden  Daten,  wie 
Polizeiblättern,  Kurrentirungen,  veröffentlichten  Haftbefehlen  u.  s.  w. 
hat  der  Untersuchungsrichter  festzustellen,  ob  gegen  den  von  aus- 
ländischen Behörden  Verfolgten^  keine  Strafsache  anhängig  oder  ein 
bereits  in  Rechtskraft  erwachsenes  Urtheil  zu  vollziehen  ist«     Hat  sich 
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der  Betreffende  in  einem  anderen  GrerichtsBprengel  l&nger  aa%ehalten, 
oder  sind  bei  demselben  Sachen  vorgeftinden  worden ;  welche  einen 
Verdacht  erregen^  so  hat  der  Untersuchungsrichter  durch  die  kompe- 
tente Behörde  Erhebungen  zu  veranlassen.  Nach  Beendigung  dieser 
Voruntersuchung  sind  sämmtliche  Akten  dem  Staatsanwälte  mitzuthei- 
len,  welcher  bei  dem  Gerichtshofe  erster  Instanz  den  Antrag  über  Be- 
willigung oder  Verweigerung  der  Auslieferung  zu  stellen  hat 

4)  Der  Beschluss  des  Gerichtshofs  erfolgt  ohne  mündliche 
Verhandlung;  demnach  hat  ein  Vertheidiger  bei  diesem  Ver&hren 
keine  Kolle  und  kann  höchstens  eine  schriftliche  Eingabe  bei  dem 
Gerichtshof  einreichen.  Ebenso  wenig  ist  die  Vorführung  des  in  Haft 
Befindlichen  erforderlich.  Der  Gerichtshof  entscheidet  darüber^  ob 
gegen  die  angesuchte  Auslieferung  ein  gesetzliches  Hinderuiss  ob- 
waltet oder  nicht.  Ist  die  strafbare  Handlung  nicht  in  dem  unga- 
rischen Stra%esetzbuch  inbegriffen^  ist  dieselbe  bereits  verjährt,  somit 
auf  ungarischem  Gebiet  straflos,  so  hat  der  Gerichtshof,  sowie  anch 
in  dem  Falle  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit,  die  Aiisliefemng 
absolut  zu  verweigern. 

Steht  der  Ausländer  imter  einem  Strafverfahren  oder  ist  g^en 
denselben  ein  Urtheil  zu  vollziehen,  so  lautet  die  Entscheidung  des 
Gerichtshofs  dahin,  dass  der  Auslieferung  nach  dem  hiesigen  been- 
digten Verfahren,  eventuell  nach  VerbÜssung  der  hierorts  zu  bemessen- 
den Strafe,  kein  gesetzliches  Hinderniss  im  Wege  steht.  AntrSge  des 
Staatsanwalts  in  Ausliefenmgssachen  müssen  als  dringend  ausser  Tonr 
erledigt  werden  und  ist  gegen  Gerichtsbeschlüsse  in  derartigen  Sachoi 
kein  Rechtsmittel  an  ein  höheres  Gericht  zulässig. 

5)  Die  Genehmigung  des  Justizministeriums.  Der  Ge- 
richtshof ist  verpflichtet,  die  Akten  mit  dem  Beschluss  sogleich  den 
Justizministerium  vorzulegen,  welches  nach  Ueberprüfung  der  Sache 
entweder  den  G^richtsbeschluss  genehmigt  oder  nicht  genehmigt.  Im  letz- 
teren Falle  kann  die  Ablehnung  entweder  nur  provisorisch  erfolgen  und  die 
Ergänzung  der  Untersuchung  in  einer  näher  zu  bezeichnenden  Richtung 
angeordnet  oder  das  Gegentheil  des  Gerichtsbeschlusses  verf^ 
werden.  Wird  die  Auslieferung  bewilligt,  so  geht  gleichzeitig  ein 
Schreiben  an  das  k.  u.  k.  Ministerium  des  Aeussern  wegen  VerstSn- 
digung  der  die  Auslieferung  ansuchenden  Regierung.  Hat  die  Aus- 
lieferung mit  Berühung  des  österreichischen  Territoriums  zu  erfolgen, 
so  muss  auch  bei  dem  österreichischen  k.  k.  Ministerium  des  Innen 
die  Bewilligung  wegen  der  Durchführung  und  der  Art  der  üebergabe 
an  der  österreichischen  oder  ungarischen  Grenze  behufs  Veranlassung 
des  Weitertransports  erwirkt  werden.  Der  k.  Staatsanwalt,  welcher 
den  Auslieferungsantrag  stellte,  erhält  nach  Genehmigung  des  Gerichts- 
beschlusses vom  Justizministerium  den  Auftrag  zum  Vollzug  und  die 
Bezeichnung  der  Transportroute.  Das  Geleitpersonal  wird  in  dex 
Regel  aus  der  Mannschaft  des  Personals  entnommen,  welches  den 
Wachdienst  bei  dem   unter  der  Aufsicht   des  Staatsanwalts   stehenden 
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Gerichtsgeföngnisse  versieht.  Im  Bedarf  kann  die  Grensdarmerie  mit 
dem  Transporte  betraut  werden.  Das  Geleitpersonal  wird  mit  einer 
offenen  Ordre  versehen  ^  womit  sich  dasselbe  überall  ausweisen  und 
im  Nothfalle  bei  den  Behörden  Hülfe  und  Unterkunft  in  Anspruch 
nehmen  kann. 

Bei  Ansuchen  um  Bewilligung  der  Durchführung  von  Ver- 
brechern^ welche  von  einem  anderen  Staate  einem  fremden  Staate  aus- 
geliefert werden^  entscheidet  das  k.  ungarische  Justizministerium  ohne 
Mitwirkung  eines  Gerichts  und  werden  immer  die  Staatsanwälte  an- 
gewiesen ^    in  welcher  Richtung  die  Durchführung    zu  veranlassen  ist. 

Ebenso  entscheidet  das  k.  ungarische  Justizministerium  selbständig 
in  Fällen  der  zeitweiligen  Auslieferung,  wenn  nämlich  ein  in 
Ungarn  Verhafteter  oder  ein  Verurtheilter  wegen  Konfrontirung  der 
Gerichtsbehörde  eines  fremden  Staates  auf  eine  kurze  Zeit  übergeben 
werden  soll. 


Ueber  die  Gesetzgebung  in  Griechenland. 

Von  Advokat  Milan  P«  Jovanovic  in  Vukovar,  memhre  carrespondant 

de  la  Societe  de  Ugislation  comparie  de  Paris, 

Als  das  neue  Königreich  Griechenland  ins  Leben  gerufen 
wurde,  sind  ihm  durch  die  Protokolle  der  Londoner  Konferenz  von 
den  drei  Schutzmächten:  England,  Frankreich  und  Russland, 
die  Grenzen  festgesetzt  worden.  Sei  es  nun,  dass  die  hervorragenden 
Staatsmänner,  die  diese  Mächte  vertraten,  nicht  wollten  oder  dass  sie 
es  nicht  vermochten,  für  den  neuen  Staat  seine  naturgemässen  Grenzen 
zu  erwirken  —  Thatsache  ist  es,  dass  die  Einwohner  vieler  Provinzen, 
die  an  dem  langen  Unabhängigkeitskampfe  der  Griechen  den  regsten 
Antheil  genommen,  dadurch  vor  die  Alternative  gestellt  wurden,  ent- 
weder wieder  unter  die  türkische  Herrschaft  zurückzukehren  oder  ihr 
Land  zu  verlassen.  —  Diesem  gewiss  tragischen  Geschicke  hat  auch 
der  damalige  Senat,  der  dem  Präsidenten  Kapodistrias  als  be- 
rathende  Körperschaft  zur  Seite  stand,  den  beredtesten  Ausdruck  ver- 
liehen, ohne  jedoch  das  Uebel  abwenden  zu  können.  Die  total  ver- 
fehlte Grenzbestimmung  wurde  für  den  neuen  Staat  die  Quelle  aller 
seiner  späteren  Bedrängnisse.  Diejenigen,  die  die  Auswanderung  vor- 
gezogen hatten,  sind  als  Fremde  in  ein  fremdes  Land  gekommen;  die 
Anderen,  die  an  die  Scholle  gebunden  waren  oder  in  welchen  viel- 
leicht die  Liebe  zum  heimathlichen  Boden  mächtiger  war  als  der 
Wunsch  der  Unabhängigkeit,  begaben  sich  wieder  unter  die  alte  Herr- 
schaft. Die  unabhängig  gewordenen  Griechen  betrachteten  ihrerseits 
das  Werk  nicht  für  vollendet  und  sahen  es  für  ihre  heilige  Pflicht 
an,  nicht  eher  zu  ruhen,  bis  nicht  der  ganze  hellenische  Stamm  ge- 
einigt sei.  Es  blieb  auf  beiden  Seiten  eine  lebhafte  Unzufriedenheit, 
aber  zugleich  die  Hoffiiung  zurück,  alle  hellenischen  Stämme  in  Einem 
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freien  Staatswesen  vereinigt  zu  sehen;  schon  der  Titel  des  Königs, 
der  sich  „König  der  Hellenen^  nennt^  —  deutet  dies  gewisser- 
massen  an.  —  Die  Vereinigung  der  Ionischen  Inseln  mit  dem  Kö- 
nigreiche Griechenland^  die  Abtretung  von  Thessalien  und  des  Ar- 
rondissements  von  Arta  in  Epirus,  die  der  Berliner  Vortrag 
sanktionirt  hat^  —  das  sind  in  den  Augen  der  Hellenen  nur  Alh 
Schlagszahlungen.  Die  grosse  nationale  Idee^  die  im  Volke  lebt, 
wird  nicht  eher  in  den  Hintergrund  treten,  als  bis  sie  verwirklicht 
sein  wird. 

Wir  haben  diesen  historischen  Rückblick  deswegen  für  zweck- 
mässig gehalten;  um  das  politische  Unbehagen  zu  erklären,  in  welchem 
sich  das  junge  Hellas  seit  seiner  Gründung  befindet,  und  welches 
jede  grössere  gesetzgeberische  Arbeit  lähmt.  Diesem  Unbehagen 
bt  zumeist  auch  zuzuschreiben,  dass  nebst  anderen  wichtigen  Justiz- 
vorlagen der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  d^  schon 
lange  fertiggestellt  ist,  von  der  Deputirtenkammer  noch  nicht  votirt 
wurde. 

Als  der  bayerische  Prinz  Otto  den  griechischen  Thron  bestieg, 
fand  er  ein  von  einer  beispiellos  schlechten  Regierung  ausgesogenes, 
von  einem  grausamen  Kriege  erschöpftes,  verarmtes  Land  vor.  Die 
Felder  unbebaut,  die  Städte  und  Dörfer  verwüstet  und  in  Ruinen,  die 
Einwohner  selbst,  durch  den  so  lange  währenden  Druck  abgestumpft 
durch  die  langen,  blutigen  ELämpfe  verwildert,  in  Parteien  getheilt 

Es  war  eine  gewaltige  Au%abe,  die  widerstrebenden  Kräfte  zu 
organisiren,  dem  Lande  eine  geregelte  R^erung  zu  geben,  die  Wohn- 
stätte  wieder  aufisubauen.  Schulen  zu  gründen,  Justiz  zu  pflegen, 
Person  und  Eigenthum  zu  schützen  und,  mit  einem  Worte,  alle  jene 
Einrichtungen  durchzuführen,  deren  regelmässiges  Funktioniren  den 
modernen  Rechtsstaat  karakterisirt. 

Da  der  König  selbst  damals  minderjährig  war,  wurde  die  Aus- 
Übung  der  königlichen  Gewalt  einer  Regentschaft  übertragen,  der  Qra( 
Ärmomsperg,  v.  Abel,  Maurer,  Freiherr  v.  Hßidegg  und  andere  treffliche 
Männer,  deren  Namen  noch  heute  vom  besten  Klange  sind,  ange- 
hörten. Diesen  bewährten  Staatsmännern  fiel  die  überaus  schwierige 
Aufgabe  der  Ordnung  des  neuen  Staatswesens  zu  und  sie  erfüllten 
dieselbe  mit  wahrem  Feuereifer,  aber  auch  mit  staunenswerther  Gründ- 
lichkeit imd  Geschicklichkeit. 

Wir  wollen  statt  jeder  Anpreisung  jene  Daten  sprechen  lassen, 
die  das  Gebiet  der  Justizgesetzgebung  betreffen.  Am  21./L 
(2./II.)  1834  wurde  das  Gesetz  über  die  Organisation  der  Gerichte 
und  Notariate,  am  10.  (2  2.)  März  18  34  die  Strafyrozessordnung, 
am  2.  (14.)  April  desselben  Jahres  die  Zivilprozessordnung,  am 
2.  (14.)  Mai  1835  das  Handelsgesetz,  am  24.  Juli  (5.  Aiigost) 
18  35  der  Eoriminalkodex,  der  am  18.  (30.)  Dezember  1835  kund- 
gemacht wurde,  erlassen.  Das  letztbezeichnete  Gesetz  wurde,  wal 
die  erste  Textirung  eine  mangelhafte  war,   einer  eigenen  Kommission 
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zur  Bevision   ttbergeben     und  der  von  dieser  festgestellte  griecbische 
Text  als  der  Urtext  erklärt. 

Während  die  Regenten  den  übrigen  Gebieten  der  Hechtspflege 
ihre  Anfmerksamkeit  und  ihre  Arbeit  gewidmet  haben,  ftihlten  sie  sich 
nicht  berufen ;  einen  Zivilkodex  abzufassen;  yielmehr  erschien  am 
23.  Februar  183  5  ein  k.  Dekret,  durch  das  bestimmt  wird,  dass  die 
Gültigkeit  der  Zivilgesetze  der  byzantinischen  Kaiser,  wie  sie  in  den 
sechs  Büchern  ÄrmenopuWs  enthalten  sind,  so  lange  zu  dauern 
habe,  bis  das  neue  bürgerliche  Oesetzbuch,  dessen  Kompilation  bereits 
angeordnet  wurde,  kundgemacht  sein  wird;  leider  ist  dieser  Zivilkodex 
bis  jetzt  noch  nicht  zu  Stande  gekommen.  Mit  demselben  De- 
krete ward  weiters  verfügt,  dass  das  Gewohnheitsrecht,  wo  es  durch 
lange  ununterbrochene  Anwendung  oder  durch  richterliche  Urtheile 
eingeführt  wxurde  und  besteht,  auch  fortan  den  Vorzug  haben  solle. 
Was  das  gedachte  Werk  betrifft,  so  ist  dies  das  sogenannte  Prompttui- 
rium  juris  des  berühmten  griechischen  Rechtsgelehrten  Const,  Ärmeno- 
pulo  (1320—1380). 

Wir  würden  gegen  die  Wahrheit  Verstössen,  wenn  wir  unerwähnt 
liessen,  dass  mehrere  Partien  des  Zivilrechts  zu  verschiedenen  Zeiten 
durch  Spezialgesetze  geregelt  wurden.  So  ist  schon  unter  dem 
Kapodistrias  das  Gesetz  vom  11.  (23.)  Februar  1830  über  die  Te- 
stamente, ihre  Erfordernisse  etc.,  promidgirt  worden.  Seine  Bestim- 
mungen wurden  dem  auf  den  Ionischen  Inseln  geltenden  Rechte 
entlehnt.  Das  Gesetz  vom  15.  Oktober  1836  bestimmt  das  Alter 
der  Grossjährigkeit;  jenes  vom  1.  Dezember  1836  normirt  dasPfand- 
und  Hypothekenrecht;  jenes  vom  21.  Juni  1837  definirt  den  Begriff 
der  Sachen  und  theilt  sie  in  bewegliche,  unbewegliche  u.  s.  w.  Das 
wichtigste  dieser  Gesetze  ist  jedoch  jenes  vom  29.  Oktober  1856 
über  den  Beginn  der  Wirksamkeit  der  Gresetze,  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  des  Indigenats,  über  Personen,  Vormundschaften 
und  Kuratelen  u.  dergl.  Durch  diese  partiellen  Gesetzarbeiten  wird 
allmählig  das  Terrain  zur  Einführung  des  neuen  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs vorbereitet,  das  sodann  ohne  grosse  einschneidende  Umwäl- 
zungen des  allgemeinen  Rechtsbewusstseins  und  der  bestehenden  Ge- 
pflogenheiten zur  Anwendung  gelangen  kann. 

Wir  halten  es  auch  für  zweckentsprechend,  hier  einen  Blick  auf 
das  Gerichtswesen  in  Griechenland  zu  werfen.  Wie  wir  oben  be- 
reits zu  erwähnen  Gelegenheit  hatten,  wurde  die  Organisation  der 
Gerichte  schon  am  21. /I.  1834  ins  Leben  gerufen.  Zur  Rechtspflege 
dienen  ausser  dem  Areopag  —  mit  welchem  klassischen  Namen  der 
Oberste  Gerichts-  und  Kassationshof  bezeichnet  wurde  —  5  Ap- 
pellation sgerichte,  und  zwar:  zu  Athen,  Nauplia,  Patras, 
Corfu  und  Larissa,  22  Gerichtshöfe  erster  Instanz  und  228 
Friedensgerichte  verschiedener  Klassen.  Die  Appellation  geht 
von  den  Frieden^erichten  an  die  Gerichtshöfe  erster  Instanz.  Die 
Erkenntnisse  dieser   letzteren   können    vor    den  Appellationsgerichten 
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angefochten  werden.  Die  Thfttigkeit  des  Friedensrichters  ist  eine 
mannigfaltige^  ihm  stehen  die  Verfügung  über  Besitzstörnngsstrei- 
tigkeiten^  die  Vorkehrnng  für  die  Sicherstellnng  und  Ver- 
wahrung des  Vermögens  der  Verlassenschaften  undPflege- 
befohleneu;  die  Anlegung  der  Siegel,  Verzeichnung  Ton 
Vermögensmassen  etc.  zu;  er  beruft  den  Familienrath  zur  Wahl 
der  Vormünder ;  Kuratoren  etc.,  bei  dessen  Versammlungen  er  den 
Vorsitz  führt. 

Die  Strafgerichtspflege  steht  für  Verbrechen  und  manche 
Vergehen  den  Assisen  zu,  die  alljährlich  zwei-  bis  dreimal  za- 
sammentreten. 

Wie  wichtig  für  eine  gedeihliche  Rechtspflege  die  Begienrngen 
Griechenlands  die  Institution  der  Notare  hielten,  erhellt  schon 
daraus,  dass  der  erste  Regent,  der  Präsident  KapodistriaSf  sofort  nadi 
Errichtung  des  neuen  Staates  und  ehe  noch  dieser  politisch  konsolidirt 
war,  das  Notariat  einführte.  Dies  geschah  durch  Dekret  vom 
11.  (23.)  Februar  1830.  Seine  Verfügungen  haben  jedoch  nach 
etwa  Tierjähriger  Geltung  dem  neuen  jetzt  noch  gültigen  Gesetze 
weichen  müssen.  —  In  dem  Dekrete  Kapodistrias  wird  den  Notaren 
ein  griechischer  Name  beigelegt,  den  man  etwa  mit  „Berather" 
oder  „Rathgeber^'  wiedergeben  könnte.  Der  in  dem  neuen  Gesetie 
dafür  adoptirte  Ausdruck  aber  heisst  wörtlich  Übersetzt  „Vertrags- 
oder  Kontrakt  sbeur  kund  er  ^^,  ein  neues  Wort  für  die  Institntioo, 
da  man  in  der  alten  Sprache  keinen  passenderen  Ausdruck  vorge- 
funden hat. 

Die  in  Griechenland  geltenden  Bestimmungen  über  das  Notariat 
bilden  einen  eigenen  Abschnitt  der  Gerichtsorganisation  vom 
21. /I.  1834,  sowie  jene,  die  die  Institution  der  Rechtsanwälte 
und  der  Gerichtsvollzieher  —  huissiers  —  angehen.  Die  rechts- 
gelehrten Verfasser  jener  Gerichtsorganisation  wollten  dadurch,  dass 
sie  die  Bestimmungen  über  die  Notare  dort  einfügten,  äusserlich  schon 
die  Zusammengehörigkeit  des  Notariats  mit  der  gesammten  EinrichtuBg 
der  Rechtspflege  dokumentiren.  Wir  können  noch  auf  einen  ällase^ 
liehen  Umstand  hinweisen,  durch  welchen  der  Gesetzgeber  diesen  Zu- 
sammenhang manifestiren  wollte,  nämlich,  dass  die  Notare  zur  Auf- 
nahme ihrer  Akte  sich  derselben  Kategorie  gestempelten  Papieres  — 
mit  grünem  Stempel  —  zu  bedienen  haben,  wie  die  übrigen  Ge- 
richtspersonen, während  der  Gebrauch  derselben  anderen  Beamten  ge- 
setzlich verboten  ist. 

Der  siebente  Abschnitt  der  G^richtsorganisation  „Von  den  No- 
taren" überschrieben,  enthält  in  38  Artikeln  (166  —  213)  die 
wesentlichsten  Bestimmungen  über  das  Notariat,  ohne,  wie  natürlidu 
die  Materie  zu  erschöpfen.  Will  man  ein  vollständiges  Bild  der  no- 
tariellen Thätigkeit  gewinnen,  so  muss  man  die  Zivilprozessordnung} 
das  Handelsgesetz  u.  s.  w.  in  das  Bereich  der  Betrachtungen  ziehen^ 
denn   in    diesen   Gesetzen,    namentlich    in   jenem    über   das    Zivilver- 


Ueber  die  Gesetzgebung  in  Griechenland.  363 

&hren;  sind  die  Funktionen  angeführt ^  die  den  Notaren  zugewiesen 
wurden. 

Vor  Allem  sehen  wir,  wie  der  Gresetzgeber  den  griechischen 
Notar  definirt.  Notare  sind  jene  öffentlichen  Beamten ;  die  bestellt 
werden;  um  1)  aller  Art  Verträge  und  andere  Akte  über  Willens- 
erklfirungen  abzufassen  ^  denen  die  Aussteller  die  Auktoritftt  einer 
öffentlichen  Urkunde  verleihen  wollen  oder  kraft  gesetzlicher  Bestim- 
mung verleihen  müssen;  femer  um  davon  Ausfertigungen  zu  ertheilen 
und  um  auf  Privaturkunden  das  Datum  zu  beurkunden;  2)  um  jene 
anderen  Bechtshandlungen  vorzrmehmen,  die  von  den  Gesetzen  den 
Notaren  vorbehalten  werden. 

Wir  werden  uns  begnügen^  einige  von  den  verschiedenen  Einzel- 
verwendungen der  Notare  hier  kurz  zu  erwähnen. 

Vollmachten^  die  zur  Vertretung  einer  Partei  vor  Gericht  berech- 
tigen, müssen  entweder  mündlich  durch  eine  Erklärung  im  Proto- 
koUo;  oder  schriftlich  durch  einen  Notariatsakt  ertheilt  werden. 

Jedes  authentische  Inventar  muss  von  dem  Notare  abgefasst  werden. 

Wird  bei  einer  freiwilligen  Veräusserung  eine  öffentliche  Verstei- 
gerung verabredet;  so  ist,  bei  sonstiger  Nichtigkeit  des  VerfiBihrenS; 
ein  Notar  als  Versteigerungskommissär  zu  ernennen. 

Wird  die  Veräussertmg  durch  das  Grericht  angeordnet ,  so  ist  in 
dem  betreffenden  Erkenntnisse  ein  Notar  zur  Vornahme  der  Lizitation 
zu  bestimmen;  wenn  bei  einer  gerichtlichen  Theilung  der  Verkauf  von 
unkheilbaren  Gegenständen  nothwendig  wird;  so  ist  diese  durch  den 
Notar  zu  bewerkstelligen. 

Handelt  es  sich  um  eine  Abnahme  der  Siegel  und  fehlt  dabei 
ein  Betheiligter ;  so  ist  für  die  ausgebliebene  Partei  vom  Friedens- 
richter ein  Notar  beizuziehen. 

Ein  sicheres  Datum  gegen  Dritte  erhält  eine  Privaturkunde  nur 
durch  das  „vidi'^  des  Notars.  Zur  Gültigkeit  dieses  vidi  ist  erforder- 
lich; dass  dasselbe  auf  die  Privaturkunde  selbst  gesetzt;  datirt;  vom 
Notar  und  zwei  Zeugen  unterschrieben  und  mit  des  Ersteren  Amts- 
siegel versehen  sei. 

Oeffentliche  Testamente  sind  vor  einem  Notar  zu  errichten; 
wird  dem  Notar  ein  geschlossenes  Testament  zur  Aufbewahrung  Über- 
gebeu;  so  muss  er  den  Erblasser ;  und  zwar  wiederholt;  befragen;  ob 
er  den  letzten  Willen  eigenhändig  geschrieben  und  unterfertigt  hat; 
wobei  er  den  Testator  daran  erinnert;  dass  das  Testament  sonst  un- 
gültig wäre. 

Das  Gesetz  über  die  Anlegung  und  Führung  der  Grundbücher 
legt  dem  Notar  die  Verpflichtung  auf;  bei  Elauf-  und  Verkaufverträgen 
über  unbewegliche  Güter  die  Parteien  an  die  Vorschriften  des  soeben 
bezeichneten  Gesetzes  zu  erinnern  und  von  der  geschehenen  Erinne- 
rung in  der  Urkunde  selbst  Erwähnung  zu  thun. 

Die  Notare  werden  über  Vorschlag  des  Justizministeriums;  in 
dessen  Bessort  das  Notariat  gehört;  wie  die  übrigen  Gerichtsbeamten; 
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dnrch  königliches  Dekret    ernannt    (Art.   169).     Die    Emennimg  ist 
durch  das  ßegierungsverordnungsblatt  kundzumachen. 

Zum  Notar  kann  nur  jener  hellenische  Staatsbürger  ernannt 
werden ;  der  das  25.  Lebensjahr  vollendet ,  die  vorgeschriebene  Nota^ 
riatsprüfung  mit  gutem  £rfolg  abgelegt  und  sich  bei  einem  Notar 
durch  wenigstens  ein  Jahr  in  der  Praxis  eingeübt  hat  (Art  170); 
jetzt  aber  wird  vom  Bewerber  um  eine  Notarstelle  noch  der  Nachweis 
gefordert^  dass  er  in  der  MilitfirroUe  eingetragen  sei. 

Die  Prüfungen  sind  theils  mündlich,  theils  schriftlich ,  und  Ver- 
den vor  einer  ständigen  Prüfungskommission,  die  aus  dem  Präsidenten, 
dem  Staatsprokurator  und  drei  Richtern  des  Landesgerichts  besteht, 
in  dessen  Amtssprengel  die  Notarstelle  zur  Besetzung  kommt,  abge- 
legt. Die  Kandidaten  werden  über  die  allgemeinen  Rechtsprinzipien, 
über  die  besonderen  Pflichten  und  die  Jurisdiktion  der  Notare,  die 
Vorschriften  über  die  Errichtung  der  Testamente  upd  über  die  Stempel- 
und  Oebührengesetze  geprüft.  Auf  Grund  des  Resultats  der  Prüfung 
stellt  das  Justizministerium  den  Kandidaten  Zeugnisse  mit  der  Klassi- 
fikation „vorzüglich"  oder  „gut"  aus.  Von  der  Ablegung  der 
eigentlichen  Notariatsprüfung  sind  die  geprüften  Advokaten  und  die 
Friedensrichter  enthoben  (Gesetz  vom  6. /VL  1874). 

Der  Notar  muss  den  Diensteid  ablegen,  eine  Kaution  leisten  und 
deren  Erlag  bei  Gericht  nachweisen;  ferner  dem  Gerichtshofe  erster 
Listanz  und  dem  Friedensgerichte,  in  deren  Sprengel  er  seinen  Sitz 
hat,  je  ein  Exemplar  seiner  Unterschrift  nebst  dem  Abdrucke  seines 
Amtssiegels  vorlegen. 

Der  Eid  wird  in  öffentlicher  Sitzung  des  zuständigen  Grerichts- 
hofes  erster  Instanz  abgelegt  (Art.  217).  Dem  Inhalte  nach  ist  es  der 
allen  Staatsbeamten  vorgeschriebene  Diensteid.  Der  Amtsantritt  vor 
der  Eidesabiegung  wird  als  eine  Uebertretung  strafrechtlich  geahndet 

Die  Kaution  ist  bei  Gericht  zu  erlegen;  der  Betrag  derselben 
wird  von  dem  Landesgerichte,  über  Antrag  des  Staatsprokurators,  je 
nach  den  Umständen  festgesetzt,  darf  jedoch  weder  unter  200  noeb 
über  500  Drachmen  betragen. 

Die  Kaution,  die  in  baarem  G^lde,  in  Werthpapieren,  dnrch  Hy- 
pothezirung  von  Immobilien,  aber  auch  durch  Bürgschaft  geleistet 
werden  kann,  dient  zur  Sicherstellung  etwaiger  SchadenwsStze  nnd 
Geldbussen.  Wird  durch  die  Leistung  einer  Entschädigung  oder  Zah- 
lung einer  Busse  die  Kaution  geschmälert  oder  erschöpft,  so  ist  die- 
selbe auf  den  ursprünglichen  Betrag  zu  ergänzen,  beziehungsweise 
eine  neue  Elution  zu  leisten.  —  So  lange  die  Beintegrirung  nicht 
geschehen  ist,  bleibt  der  Notar  vom  Amte  suspendirt  und  nach  frucht- 
losem Ablaufe  von  sechs  Monaten  wird  die  Stelle  selbst  fiir  er- 
ledigt erklärt  und  zur  anderweitigen  Besetzung  derselben  geschritten 
(Art.  175). 

Das  Amtssiegel  enthält  die  Angabe  des  Vor-  und  Zunamens  des 
Notars,  seine  Bezeichnung  als  solcher  und  seinen  Amtssitz  (Art  199). 
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Büt  der  Androhung  von  Disziplinarstrafen  war  der  Gresetzgeber 
sehr  freigebig;  denn  diese  verfolgen   den  Notar  auf  Schritt  und  Tritt. 

Der  Notar  darf  neben  seinem  Amte  keinen  anderen  Dienst  ver- 
sehen; der  üebertreter  dieses  Verbots  verliert  die  sSmmtlichen  von 
ihm  bekleideten  Stellen.  Das  Lehramt  ist  jedoch  dem  Notar  ge- 
stattet. Ebenso  wenig  darf  der  Notar  Handel  oder  irgend  ein  Gewerbe 
betreiben. 

Der  Notar  muss  seinen  Aufenthalt  innerhalb  des  Sprengeis  seines 
Amtssitzes  nehmen  und  darf  denselben  bei  sonstiger  Disziplinarstrafe 
ohne  Urlaub  nicht  verlassen. 

Die  Verletzung  des  Amtsgeheimnisses  wird  an  dem  Notar  mit 
Disziplinarstrafe  geahndet ^  insofern'  die  sie  begleitenden  Umstände 
nicht  eine  strafgerichtliche  Verfolgung  fordern. 

Der  Notar  muss  den  Akt  persönlich  aufiiehmen^  widrigenfalls  er 
von  seinem  Amte  auf  einige  Zeit  suspendirt  wird.  Nach  umständen 
kann  er  als  UrkundenfÜscher  strafrechtlich  verfolgt  werden  (Art.  1  7  8). 

Die  Notare  dürfen  keinen  Akt  aufnehmen^  bei  welchem  sie  selbst 
oder  mit  ihnen  verwandte  oder  verschwägerte  Personen  und 
zwar  in  der  geraden  Linie  ins  unendliche  ^  in  den  Seitenlinien  bis 
einschliesslich  zum  dritten  Grade  als  Paziszenten  erscheinen.  Ebenso 
verboten  ist  die  Aufnahme  solcher  Akte^  durch  die  dem  Notar  selbst 
oder  dessen  Gattin  und  unmündigen  Kindern  ein  Vortheil  zugewendet 
werden  soll  (Art.  177). 

Nach  dem  wiederholt  zitirten  Gesetze  über  Testamente  darf  der 
diese  beurkundende  Notar  weder  ein  Legat  annehmen^  noch  zum 
Vollstrecker  des  letzten  Willens  oder  zum  Vormunde  der  Waisen  ein- 
gesetzt werden. 

Jedem  Notar  ist  ein  genau  festgesetztes  territoriales  Gebiet  ein- 
geräumt; innerhalb  dessen  er  seine  Amtsthätigkeit  auszuüben  berech- 
tigt ist;  dieses  Gebiet  fällt  in  Griechenland  mit  dem  dem  Friedens* 
richter  zugewiesenen  Amtssprengel  zusammen.  Innerhalb  dieses  geo- 
graphisch umschriebenen  Amtssprengeis  darf  der  Notar  jede  Amts- 
handlung vornehmen;  wenn  auch  mehrere  Notare  in  demselben  ihren 
Amtssitz  haben.  Ausserhalb  dieses  Grebietes  ist  der  Notar  nur  eine 
Privatperson  und  ist  jede  von  ihm  unternommene  Amtshandlung  recht- 
lich wirkungslos.  In  diesem  Falle  wird  der  Notar  mit  einer  Geld- 
busse von  10  bis  100  Drachmen  oder  mit  Suspendirung  von  14  Ta- 
gen bis  zu  6  Monaten  bestraft. 

Die  Disziplinarstrafen  gliedern    sich    in    drei  Klassen;    1)  RügC; 
2)  Geldstrafe;    3)  Suspendirung  bis    zur  Dauer  von  6  Monaten. 

Die  Annullirung  eines  Akts  geschieht  jedoch  nicht  im  Wege  des 
Disziplinarver&hrens ;  sondern  es  wird  darüber  im  gewöhnlichen  In- 
stanzenzuge durch  richterliches  Erkenntniss  entschieden. 

Um  jedoch  den  Notar  vor  Willkür  zu  schützen;  fordert  das  Ge- 
setz; dass  die  Thatsachen  von  dem  Staatsprokurator;  der  bei  dem 
Landesgerichte  fnngirt;    in    seinem  Berichte  konstatirt    und    von    dem 
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Staatsanwälte  des  Appellationsgerichts  bestätigt   werden    (Gresetz   vom 
31.  Dezember  1877). 

Als  Aufsichts-  und  Zentralorgan  ist  der  Staatsprokurator  bestellt; 
er  ist  berechtigt;  zu  jeder  Zeit  von  den  Akten  und  Bepertorien  der 
Notare  Einsicht  zu  nehmen;  eine  Ausnahme  bilden  die  Testamente 
jener  Testatoren,  die  noch  am  Leben  sind.  —  Der  Staatsanwalt  ist 
verpflichtet,  alle  drei  Monate  die  Notariatskanzleien  seines  Sprengeis 
zu  revidiren,  etwaige  Pflichtverletzungen  in  seinem  Berichte  festzu- 
stellen und  die  Disziplinaruntersuchung  gegen  den  schuldigen  Notar 
einzuleiten,  unbeschadet  der  Strafgericht! ichen  Verfolgung,  falls  eine 
Beseitigung  von  Akten,  eine  Fälschung  oder  eine  andere  strafbare 
Handlung  zu  Tag  kommen  sollte. 

In  Griechenland  gibt  es  gegenwärtig  228  Friedensrichter,  davon 
besitzen  etwa  1 5  zugleich  die  Befugniss,  das  Amt  eines  Notars  zu 
versehen.  In  grösseren  Städten  und  Ortschaften  sind  mehr  Notare, 
und  zwar:  in  Athen  gegen  30,  in  Corfu  21,  in  Zante  15,  in 
Syra  9,  in  Patras  7. 

Ein  GebtÜbrentarif  besteht  nicht;  die  Honorirung  der  Notare  för 
ihre  streng  amtlichen  Funktionen  erfolgt  in  der  Weise,  dass  der  Staat 
ihnen  einen  Theil  der  von  dem  beurkundeten  Kechtsgeschäfte  entfal- 
lenden Grebühren  überlässt. 

Zur  Gültigkeit  eines  Notariatsakts  ist  unerlässlich,  dass  derselbe 
entweder  von  zwei  Notaren,  oder  von  einem  Notar  unter  Zuziehung 
von  zwei  Zeugen  aufgenommen  werde. 

Bei  Errichtung  von  Testamenten  und  anderen  Erklärungen  des 
letzten  Willens  ist  jedoch  die  Anwesenheit  von  mehr  Zeugen  noth- 
wendig,  imd  zwar  müssen  bei  öffentlichen  Testamenten  deren  drei, 
eventuell,  wenn  der  Erblasser  nicht  schreiben  kann,  vier  zugegen 
sein.  Ist  der  Erblasser  taub  und  kann  nicht  unterschreiben,  so  mnss 
der  Akt  von  einer  doppelten  Anzahl  von  Zeugen  unterfertigt  werden; 
dieselbe  Zahl  ist  auch  erforderlich,  wenn  der  Testator  blind  ist. 

Die  Zeugen  müssen  griechische  Unterthanen,  grossj ährig,  dem 
Notar  persönlich  bekannt  und  gesetzlich  nicht  ausgeschlossen  sein: 
sie  dürfen  weder  mit  den  Parteien  noch  mit  dem  Notar  in  einem  der 
gesetzlich  näher  bestimmten  Grade  blutsverwandt  oder  verschwägert 
sein;  sie  müssen  fithig  sein,  ihren  Namen  zu  unterschreiben. 

Wird  dem  Notar  ein  verschlossenes  Testament  zur  Aufbewahrung 
übergeben,  so  hat  dies  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  zu  geschehen, 
die  sowohl  auf  dem  über  den  Vorgang  aufisunehmenden  Akte,  als  auch 
auf  der  das  Testament  enthaltenden  Enveloppe  ihre  Namensfertignng 
zu  setzen  haben. 

Bei  den  Testamenten  von  Christen  dürfen  nur  Christen  als  Zeugen 
fungiren. 

Von  den  Zeugen  des  Hauptakts  sind  unterschieden  die  Iden- 
titätszeugen, die  dann  zugezogen  werden,  wenn  dem  Notar,  die  Par- 
teien selbst  oder  ihr  Stand  und  Wohnort  nicht  bekannt  sind.  —  Der 
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Name;  Stand  und  Wohnort  der  Identitätszeugen  sind  in  dem  nota- 
riellen Akte  genau  anzuführen. 

Jeder  Notariatsakt  muss  bei  sonstiger  Nichtigkeit  enthalten: 
1)  den  Vor-  und  Zunamen  des  Notars  sowie  dessen  Amtssitz;  2)  den 
Vor-  und  Zunamen^  den  Stand  und  Wohnort  der  Parteien  und  der  Zeugen ; 
3)  die  genaue  Angabe  des  Tages,  Monats  und  Jahres^  femer  des  Orts 
und  der  Lokalität,*  wo  der  Akt  aufgenommen  wurde.  Bei  Errichtung 
von  öffentlichen  Testamenten  muss  der  Notar  den  Namen,  Stand  und 
Wohnort  jener  Person  in  dem  Akte  anführen,  die  ihn  zum  Testator 
gerufen  hat. 

Vor  Allem  muss  sich  der  Notar  von  dem  Willen  der  Parteien 
gehörig  informiren  und  sich  darüber  Gewissheit  verschaffen,  ob  ihnen 
die  rechtlichen  Folgen  und  der  volle  Umfang  der  von  ihnen  einge- 
räumten Rechte  und  übernommenen  Verpflichtungen  bekannt  sind; 
erforderlichenfalls  muss  er  sie  darüber  belehren  und  sodann  die  Ur- 
kunde   mit  aller  Genauigkeit    und  unparteiisch    abfassen    (Art.   173). 

Erscheinen  die  Parteien  nicht  persönlich,  sondern  lassen  sie  sich 
durch  Bevollmächtigte  vertreten,  so  ^ind  die  diesbezüglichen  Voll- 
machten der  zu  errichtenden  Urkunde  beizuheften  (Art.  183). 

Jeder  notarielle  Akt,  namentlich  jener  über  letztwillige  Ver- 
fügungen ist  auf  einem  oder  mehr  Bogen  gestempelten  Papiers  zu 
schreiben. 

Der  fertige  Akt  ist  vom  Notar  mit  lauter  und  vernehmlicher 
Stinune  den  Parteien  vorzulesen  und  am  Schlüsse  der  Urkunde  von 
der  geschehenen  Vorlesung  Erwähnimg  zu  machen   (Art.  184). 

Ein  Akt,  der  die  Unterschrift  der  Parteien  nicht  trägt,  hat  keine 
rechtlichen  Wirkungen,  er  ist  eben  keine  Urkunde.  Trägt  aber  ein 
aus  was  immer  für  einem  Grunde  nichtiger  Akt  die  Unterschriften 
aller  Parteien,  so  ist  er  wohl  als  eine  vollgültige  Privaturkunde  an- 
zusehen, als  öffentliche  Urkunde  jedoch  wirkungslos  (Art.  191). 

Jeder  notarielle  Akt,  der  den  gesetzlichen  Vorschriften  entspre- 
chend errichtet  wurde,  macht  Über  all'  dasjenige,  was  er  enthält,  voll- 
ständigen Beweis  und  ist  innerhalb  des  ganzen  Staatsgebietes  voll- 
streckbar, sobald  die  Urkunde  mit  der  exekutorischen  Klausel  ver- 
sehen würde.  Der  Vollzug  wird  jedoch  sistirt  und  die  Urkunde  ver- 
liert ihre  volle  Beweiskraft;,  sobald  sie  den  Vorschriften  der  Zivil- 
und  Strafprozessordnung  entsprechend  wegen  Fälschung  angefochten 
wird  (Art.  191). 

Das  Becht  und  die  Pflicht,  Ausfertigungen  von  Urschriften, 
oder  von  dem  Notar  zur  Aufbewahrung  übernommenen  Urkunden  zu 
ertheilen,  steht  jedem  Notar  zu,  der  die  bezüglichen  Urschriften  oder 
sonstigen  Urkunden  besitzt.  Das  Gesetz  unterscheidet  zweierlei  Ausferti- 
gungen, nämlich  einfache  und  vollstreckbare.  Die  letzteren  werden, 
ebenso  wie  die  richterlichen  Urtheile,  in  der  durch  die  Zivilprozess- 
ordnxmg  bestimmten  Form  ausgestellt.  Diese  exekutorische  Form  be- 
steht darin^  dass  die  Urkunde  im  Namen  des  Königs  ausgestellt  und 
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zum  Schlüsse  mit  dem  Befehle  an  alle  richterlichen  Beamten  and 
Diener ,  sowie  an  die  Funktionäre  der  ö£Pentlichen  Macht  ^  verseheii 
wird,  sie  alsbald  in  Vollzug  zu  setzen  (Art.  857  Z.P.O.). 

Von  solchen  Ausfertigungen  darf  der  Notar  jedem  Betheiligten 
nur  ein  Exemplar  ertheilen  ( Art.  196).  Nur  über  Auftrag  des  Pri- 
sidenten  des  zuständigen  Grerichtshofes  erster  Instanz  darf  eine  zweite 
Ausfertigung  mit  der  Vollzugsklausel  an  dieselbe  Person  verabfolgt  irer- 
den;  in  diesem  Falle  hat  der  Notar  jedoch  den  gerichtlichen  Auftrag 
der  Urschrift  beizuheften  (Art.  197).  Aber  auch  einfache  —  nicht 
exekutorische  —  Ausfertigungen  darf  der  Notar  nur  an  die  Paitoen 
selbst;  oder  an  deren  Erben ,  oder  an  die  BetheiUgten  hinausgeben 
(Art.   193)^  und  er  hat  genaue  Vormerkung  darüber  zu  fuhren. 

Jede  von  dem  Notare  ertheilte  Ausfertigung  muss  bei  sonstiger 
VerftUlung  des  Notars  zu  einer  Disziplinarstrafe  1)  mit  dem  Amts- 
siegel  des  Notars  versehen  sein;  2)  von  dem  Präsidenten  des  znstln- 
digen  Gerichtshofes  erster  Instanz  beglaubigt  werden  (Art.  199). 

Auch  die  griechischen  Konsularftmktionäre  im  Auslande  haben 
alle  Rechte  imd  Pflichten  eines  Notars ;  da  in  den  jüngst  geschlosse 
neu  Konsularkonventionen  diese  Beftignisse    genau  bestimmt   wurden. 

Von  Testamenten  darf  weder  die  Abschrift  ertheilt,  noch  der 
Inhalt  mitgetheilt  werden^  solang  der  Testator  lebt^  als  an  ihn  aUein. 
Nach  dem  Ableben  des  Testators  muss  der  Notar,  sobald  er  von  dessen 
Tode  Kenntniss  erhalten  hat,  die  Existenz  des  Testaments  dem  Pri- 
sidenten  des  Gerichtshofes  erster  Instanz  anzeigen,  der  die  Kund- 
machung desselben  in  Gemässheit  der  Vorschriften  der  Zivilproiess- 
ordnung  vornimmt. 

Nach  dem  Tode  des  Notars  wird  dessen  Archiv  von  dem  zu- 
ständigen Friedensrichter  versiegelt,  bis  der  Gerichtshof  erster  Instani 
die  Abgabe  des  Archivs  an  einen  anderen  Notar  desselben  Gericbt»- 
sprengels  anordnet.  Ist  kein  zweiter  Notar  in  demselben  Gerichts- 
sprengel, so  wird  das  Archiv  dem  Friedensrichter  Übergeben;  aber 
sowohl  in  diesem  als  in  den  übrigen  Fällen  des  Erlöschens  des  Amts 
ist  das  Siegel  des  Notars  zu  vernichten. 


Keclitsprecliung« 
Deutschland. 

A.   Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts,  —  Zivilprozess. 

Reichs-  und  Staatsangehörigkeit 

§  18  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  über  die  Erwerbung  und  des 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  l.JunilSTÖ 
hat  auch  für  die  einzelnen  Familienglieder;  auf  welche  sich  £e 
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Entlassongstirkimde  erstreckt,  G^ltnng.  In  Bayern  behalten  daher 
Kinder,  welche  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Aushändigung  der 
Entlassnngsurkunde  das  Bundesgebiet  verlassen  haben,  mit  der  baye- 
rischen Staatsangehörigkeit  ihre  bisherige  Heimath  bei.  Entsch.  d. 
bayer.  Verwaltungsgerichtshofs  vom  16.  Febr.  1889  (Slg.  Bd.  11  S.  88, 
Bl.  f.  adm.  Praxis  Bd.  41  S.  13B). 

Abweichung  von  Wille  und  Erklärung  wegen  Irrthv/ms. 

In  einem  Urtheile  vom  20.  Febr.  1892  wurde  vom  Eeichsgerichte 
ausgesprochen,  die  Frage,  inwieweit  bei  einer  Abweichung  von  Wille 
und  Erklärung  wegen  Irrthums  die  Erklärung^  als  Element  eines  Ver- 
trages, rechtsbeständig  sei,  beurtheile  sich  nach  dem  Gesetze  des  Ortes, 
an  welchem  die  Erklärung  abgegeben  worden  (Sachs.  Archiv.  Bd.  2 
8.  155). 

Eheungültigkeitsklage, 

Für  die  ELlage  auf  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  (wegen 
Irrthums)  sind  die  Gesetze  des  ersten  ehelichen  Domizils  der  Ehegatten 
massgebend,  da  sie  über  die  Bedingungen  einer  gültigen  Ehe  entschei- 
den, nach  ihnen  sich  bestimmt,  ob  ein  Ehehindemiss  vorhanden  ist. 
Entsch.  d.  Reichsgerichts  vom  9.  Dezember  1890  (Bolxa,  Praxis  des 
Reichsgerichts  in  Zivilsachen,  Bd.   11  S.  5). 

Oertliches  Recht  bei  zweiseitigen  Verträgen. 

Der  Elläger  in  Köln  hatte  mit  der  Beklagten  in  Westphalen  einen 
Kohlenlieferungsvertrag  geschlossen.  Das  Oberlandesgericht  hat  die 
Klage  auf  Schadensersatz  wegen  Nichtlieferung  zugesprochen,  obschon 
die  Beklagte  den  Einwand  des  nicht  erfüllten  Vertrages  erhoben  hatte, 
weil  der  klagende  Käufer  nach  dem  zu  Köln  geltenden  französischen 
Recht  (code  c.  1139)  nicht  in  Verzug  gekommen  sei.  Das  Reichs- 
gericht hob  das  Urtheil  aui^  indem  es  annahm,  da  es  bei  dem  von  der 
Beklagten  aus  AUg.  Preuss.  L.R.  I  Tit.  5  §  271  vorgeschützten  Rechts- 
behelfe nicht  um  den  Einfluss  des  Verzuges  auf  die  Verpflichtungen 
des  Klägers,  sondern  darum  sich  handele,  ob  die  Beklagte,  als  Kläger 
die  Erfüllung  forderte,  zu  leisten  verpflichtet  gewesen  und  demzufolge 
nun  zur  Entschädigung  verpflichtet  sei,  mithin  wesentlich  um  die  Ob- 
ligation der  Beklagten  aus  den  von  ihr,  als  Verkäuferin,  mit  dem  Klä- 
ger geschlossenen  Lieferungsverträgen,  könne  für  die  Beurtheilung 
auch  nur  das  örtliche  Recht  dieser  Obligation  in  Betracht  kommen, 
also  das  Preuss.  Allg.  Landrecht.  Entsch.  d.  Reichsger.  vom  18.  Fe- 
bruar 1891  {Bolxa,  Praxis  des  Reichsgerichts,  Bd.  11   S.  9). 

Statutenkollision  bei  Versicherungsverträgen. 

Hierüber  sprechen  sich  die  Gründe  eines  Urtheils  des  Reichs- 
gerichts vom  13.  Februar  1891  {Seufferfs  Archiv  N.  F.  Bd.  17  S.  3), 
wie  folgt,  aus: 

Da  die  Gültigkeit  des  Versicherungsvertrages  im  Ganzen  vermöge 
eines  konsenshindemden  Irrthums  des  Versicherten  in  Frage  steht,  so 
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können  die  Schuldverhältnisse  der  Kontrahenten  nicht  getrennt  be- 
handelt^ die  gegenseitigen  Verpflichtungen  nicht  verschiedenen  Gesetzen 
unterworfen,  für  die  Zahlung  der  Versicherungssumme  etwa  das  am 
Domizil  der  Klägerin  (Kassel)  geltende  gemeine  Becht,  und  für  die 
Zahlung  der  Prämien  das  am  Wohnort  des  Beklagten  geltende  preussi- 
sche  Hecht  zur  Anwendung  gebracht  werden;  vielmehr  unterliegt  die 
Beurtheilung  des  Streitpunkts  einem  einheitlichen  Gesetze.  Als 
solches  erscheint  aber  hier  das  preuss.  Recht.  Am  Wohnort  des  Be- 
klagten wurde  unbestritten  der  Abschluss  des  Versicherungsvertrages 
durch  den  Agenten  W.  vermittelt;  von  dort  ging  die  Offerte  zumVer- 
tragsschluss  —  der  Versicherungsantrag  —  an  die  Klägerin  ab,  dorthin 
ist  dem  Beklagten  durch  die  Subdirektion  zu  Magdeburg  die  Polize  zu- 
gestellt worden;  von  jenem  Orte  gingen  auch  die  Rechtsakte  aus,  auf 
welche  kumulativ  und  eventuell  der  Klaganspruch  gestützt  wird:  dort 
befanden  sich  endlich  die  versicherten  Gegenstände.  In  einem  solchen 
Fall  entscheiden  Hir  den  Rechtsbestand  des  Versicherungsvertrages  — 
in  Ermangelung  einer  entgeg'en stehenden  am  Prozessort  geltenden  be- 
sonderen gesetzlichen  Vorschrift  —  die  Gesetze  des  Wohnorts  desVw- 
sicherten,  der  zugleich  für  diesen  der  Erfüllungsort  der  Obligation  ist 

Lebensverst<*herungsv€rtrag, 

Der  Versicherungsvertrag  ist  von  der  amerikanischen  Gesellsdiafi 
durch  den  zum  Abschluss  von  Versicherungsverträgen  in  Preussen  be- 
stimmten und  konzessionirten  Generalagenten  in  Berlin  mit  dem  Ver- 
sicherten, welcher  in  der  Provinz  Ostpreussen  seinen  Wohnsitz  hatte, 
abgeschlossen.  Die  Worte  des  Vertrages  sind  daher  nach  dem  Sinne, 
der  ihnen  in  Preussen  zukommt,  auszulegen.  Sollten  sie  unter  Be- 
rücksichtigung des  englisch  abgefassten  Urtextes  beziehungsweise  der 
amerikanischen  Usancen  ein  anderes  Verständniss  gewinnen^  so  könnte 
das  nur  dann,  aber  auch  dann  nur  möglicher  Weise  in  Betracht  kom- 
meu;  wenn  feststände,  dass  der  Versicherte  davon  bei  Abschluss  der 
Versicherung  Kenntniss  gehabt  habe.  Entsch.-  d.  Reichsgerichts  vom 
4.  Juni  1890  {Bolxa,  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivilsacbeo; 
Bd.  10  S.  9). 

Zession  von  Forderti7igen.   Rechtsverhältniss  xtoischen  Zedent  und 
Schuldner,  anderseits  xtoischen  Zedent  und'  Zessionar^). 

A.  in  X.  hatte  mehrere  Hjpothekforderimgen  gegen  die  in  Bo- 
thenburg  a/T.  wohnenden  Eheleute  B.  mittels  einer  in  Uffenheim  er- 
richteten notariellen  Urkunde  an  0.  in  Uffenheim  unter  Haftung  för 
die  Richtigkeit  und  Einbringlichkeit  abgetreten.  Diese  Ford^nngen 
kamen  im  Konkurse  der  Eheleute  B.  nicht  vollständig  zum  Zuge, 
für  den  nicht  gedeckten  Betrag  leistete  A.  dem  C.  Ersatz.  Nachdem 
inzwischen  die  Eheleute  B.  wieder  zu  besseren  Kräften  gekommen, 
machten  die  Rechtsnachfolger  des  A.  gegen  dieselben  wegen  der  von 


1)  Vgl.  oben  S.  161  und  162. 
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letzterem  an  C.  geleisteten  Zahlung  Regressanspruch  geltend.  In  Ro- 
thenburg a/T.  gilt  gemeines  Recht;  in  Uffenheim  Preussisches  Land- 
recht. Ueber  die  in  diesem  Falle  aufgeworfene  Frage  der  Anwendung 
welchen  örtlichen  Rechts  äussern  sich  die  Entscheidungsgründe  eines 
Urtheils  des  Obersten  Landesgerichts  f.  Bayern  vom  19.  Okt. 
1891,  R,Nr.  48/91  (Blätter  f.  Rechtsanwendung  Bd.  57  S.  90),  wie 
folgt: 

„Das  Berufongsgericht  legte  der  Beurtheilung  des  zwischen  A. 
nnd  den  Beklagten  B.  bestandenen  Schuldverhältnisses  das  gemeine 
Recht,  in  dessen  Gebiete  die  verpfändeten  Grundstücke  lagen  und  der 
Wohnort  der  Schuldner  war,  zu  Grunde,  während  es  für  das  durch 
die  Uebertragung  der  Forderungen  begründete  Rechtsverhältniss  in 
Ansehung  der  Beziehungen  zwischen  A.  und  C.  das  am  Zessionsorte 
und  gleichzeitigem  Wohnsitze  des  Zessionars  geltende  Preussische  Land- 
recht als  massgebend  erklärte. 

Diese  Bestimmung  des  uizuwendenden  Rechts  ist  als  zutreffend 
zu  billigen,  da  bei  Ermittelung  des  Orts,  welchem  ein  durch  Vertrag 
entstandenes  Rechtsverhältniss  angehört,  in  erster  Linie  der  Wille  der 
Kontrahenten  entscheidet  und  der  Berufungsrichter  als  vermuthlichen 
Parteiwillen  festgestellt  hat,  die  Darlehensgeschäfte  dem  in  Rothen- 
burg a/T.  geltenden  Rechte,  den  Zessionsakt  aber  dem  in  Uffenheim 
geltenden  Rechte  zu  unterwerfen.  Zu  den  Fragen,  welche  ausschliess- 
lich das  Rechtsverhältniss  zwischen  Zedent  und  Zessionar  betreffen, 
gehört  offenbar  die,  wie  die  Haftung  des  Ersteren  für  die  Einbring- 
lichkeit  der  abgetretenen  Forderungen  sich  gestaltet,  insonderheit  wel- 
chen rechtlichen  Elarakter  das  in  Ansehung  der  Güte  der  Forderungen 
geleistete  Versprechen  hat,  unter  welchen  Voraussetzungen  dasselbe  in 
Wirksamkeit  tritt  und  wann  es  zur  Erlöschung  gelangt.  Obwohl  das 
Oberlandesgericht  für  den  Zessionsvertrag  das  Preussische  Landrecht 
massgebend  erklärte,  so  glaubte  es  dennoch,  für  die  berührten  Fragen 
das  gemeine  Recht  anwenden  zu  müssen,  indem  es  weiter  erwog:  nach 
dem  Grundsatze,  dass  durch  den  Gläubigerwechsel  eine  Aenderung  in 
der  Rechtslage  des  Schuldners  nicht  herbeigeführt  werden  dürfe,  seien 
die  B.'schen  Eheleute  nicht  verbunden,  die  Prüfung,  ob  ihnen  die  an- 
gesonnene Rechtspflicht  obliege,  nach  einem  anderen  als  dem  gemeinen 
Rechte  geschehen  zu  lassen.  Die  Ausführung  ist  insoweit  richtig,  als 
es  sich  um  die  Rechtsstellung  der  Beklagten  zu  ihrem  alten  Gläubiger, 
dem  A.,  handelt.  Wenn  in  dem  oberlandesgerichtlichen  Urtheile  je- 
doch fortgefahren  wird,  deshalb  müsse  auch  der  zwischen  A.  und  C. 
zu  Stande  gekommene  Zessionsvertrag  nach  gemeinem  Rechte  beur- 
theilt  werden,  so  sind  Rechtsverhältnisse  gleichgestellt,  welche  juri- 
stisch nicht  vermengt  werden  dürfen.  Denn  die  Frage,  ob  der  Zedent 
bei  eintretender  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  den  Zessionar 
schadlos  zu  halten  hat,  ist  wesentlich  verschieden  von  der  Frage,  ob 
der  Schuldner  dem  Zedenten  wegen  der  dem  Zessionar  geleisteten  Ge- 
währschaft regresspflichtig  ist.    Nach  der  von  dem  Oberlandesgerichte 
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selbst  über  die  Yorliegende  Oesetzeskollision  getroffenen  und  oben  ge- 
billigten Entscheidung  ist  in  dem  gegebenen  Falle  die  erste  Fnge 
dem  Preussischen  Landrechte,  die  zweite  dem  gemeinen  Rechte  nzn- 
weisen.  Bei  solcher  Ausscheidung  wird  jede  Beeinträchtigung  der 
Schuldner  vermieden,  deren  Beziehungen  nach  wie  vor  der  Forde- 
rungsabtretung dem  gemeinen  Hechte  unterstellt  sind,  so  dass  ihn 
Rechtslage  keine  Aenderung  erleidet. 

Dagegen  steht  den  Beklagten  kein  rechtlicher  Grrund  f^  das  Ver- 
langen zur  Seite;  dass  die  aus  dem  Zessionsvertrage  zwischen  A.  und 
C.  entspringenden  Beziehungen  dem  für  die  zedirten  Forderungen  gel- 
tenden Rechte  folgen,  weil  diese  Beziehungen  für  die  Beklagten  als 
eine  fremde  Angelegenheit  erscheinen^  welche  von  ihrem  Einflösse  un- 
abhängig sind.^ 

Form  einer  Schenkung,      WiderrtifUchkeit  einer  Schenkung, 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  VI.  Zivilsenat  vom  14.  Dezember  1891. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Ernst  Auerbach  in  Frankfurt  a^'X. 

Kläger  F.  wohnt  seit  1878  ständig  in  Heidelberg.  Er  verlangte 
in  einer  bei  dem  k.  Landgericht  zu  Frankfurt  a/M.  angestellten  Klage 
gegen  seine  in  Frankfurt  a/M.  wohnenden  Schwestern  Herausgabe 
einer  in  deren  Besitz  befindlichen,  auf  seinen  Namen  ansgest^ten 
Lebensversicherungspolize. 

Die  Beklagten  wandten  ein,  ELläger  habe  ihnen  die  Polize  im 
Jahre  1884  zu  Frankfurt  a/M.  geschenkt. 

Kläger  bestritt  dies,  erhob  neben  anderen  Einreden  gegen  die 
erfolgte  Schenkung  eventuell  den  Einwand  der  mangelnden  Form  nnd 
erkl&rte  zugleich,  dass  er  sie  auch  mit  Rücksicht  darauf  dass  ihm  in- 
zwischen ein  Sohn  geboren  worden ,  revozire.  Neben  dem  gemeinen 
Rechte  stützte  der  Elläger  diese  Rechtsausflihrung  darauf,  dass  bsdi- 
sches  Landrecht  für  die  Entscheidung  der  betreffenden  Fragen  zur 
Anwendung  komme. 

Das  Oberlandesgericht  zu  Frankfurt  a/M.  ist  dieser  Ansicht  nickt 
beigetreten  und  hat  hierüber  folgendes  ausgeführt: 

„Was  zunächst  die  Behauptung  des  Klägers  anlangt,  dass  die 
Schenkung  wegen  Formmangels  ungültig  sei,  so  entscheidet  sich  die 
Frage,  ob  eine  gültige  Schenkung  im  Jahre  1884  oder  1887  n 
Stande  gekommen  ist,  nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Bechts, 
in  dessen  Gebiete  der  Gregenstand  der  angeblichen  Schenkung,  die  Po- 
lize, übergeben  worden  ist,  die  Erklärungen  des  Klägers,  in  welchen 
die  Beklagten  die  Aeusserung  des  Schenkungswillens  finden,  abgegeben 
sind  und  die  Annahme  der  Schenkung  durch  das  Nehmen  und  Be- 
halten der  Polize  erfolgt  sein  würde.  ^ 

„Die  weitere  Frage,  ob  die  Schenkung  widerrufen  oder  wegen 
Pflichttheilsverletztung  angefochten  werden  könne,  entscheidet  sicli 
ebenfalls  nach  gemeinem  Recht,  nicht  nach  badischem  Landrecht 
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Dem  Recht;  die  Schenkung  zu  widerrufen  oder  anzufechten^  ent- 
spricht die  Verpflichtung  zur  Rückgewährung   des  Greschenkes  an  den 
Schenker;    diese  hier  streitige  Verpflichtung  ist  in  Ermangelung  eines 
ersichtlichen    Willens    der   Parteien ,    dieselbe    der  Beurtheilung    nach 
einem  bestimmten  Rechte  unterwerfen  zu  wollen^  nach  dem  Rechte  des 
Orts  zu  beurtheileU;  welcher  die  für  die  Obligation  erheblichste  räum- 
liche Beziehung  abgibt,  das  ist  der  Ort  der  Erfüllung; 
vgl.  Reichsgerichts-Entscheidungen  Bd.  20  S.  335,  Bd.  18  S.  39,  Bd.  9 
S.  225;    Bd.  6    S.  131;    Bd.  4    S.  246;    Reichsoberhandelsgerichts- 
Entscheidungen  Bd.  15  S.  212;  S.  134;  Bd.  9  S.  8;  9;  Bd.  12  S.  286. 

Der  abweichenden  Ansicht  v.  Bar% 
vgl.  Theorie   und  Praxis    des    internationalen  Privatrechts   2.  Aufl. 
Bd.  2  S.  113, 
wonach  das  Recht  zum  Widerruf  einer  Schenkung  nach  dem  Personal- 
statut des  Schenkers  sich  richten  soll;  konnte  nicht  beigetreten  werden. 

Der  dafUr  geltend  gemachte  Grund;  dass  es  so  anzusehen  sei; 
als  hätte  der  Schenker  unter  der  ausdrücklichen  Bedingimg  des  Wider- 
mfis  geschenkt;  der  Beschenkte  unter  diesen  angenommen;  rechtfertigt 
es  nicht;    eine  Ausnahme   von  der  allgemeinen  Regel  zu  begründen.^' 

Das  Reichsgericht  hat  durch  Urtheil  vom  14.  Dezember  1891^) 
unter  Aufhebung  des  Erkenntnisses  erster  Instanz  dem  Klageantrage 
gemäss  verurtheilt  und  bezüglich  der  hier  interessirenden  Fragen  diese 
Entscheidung;  wie  folgt;  begründet: 

;,Der  erste  Revisionsangriff  ist;  soweit  er  die  Form  der  Schen- 
kung betrifft;  verfehlt.  Der  Vorderrichter  hat  das  in  Frankfurt  a/M. 
geltende  gemeine  Recht  deshalb  angewendet;  weil  die  Schenkung  in 
Frankfurt  a/M.  vorgenommen  worden  sein  soll.  Nach  dem  allgemei- 
nen die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  beherrschenden  Prinzipe  ist  das 
Rechtsgeschäft  formgültig  zu  Stande  gekonmieu;  wenn  entweder  die 
Form  des  Gesetzes  des  OrtS;  an  welchem  das  Rechtsgeschäft  vorge- 
nommen worden  (hier:  Frankfurt  a/M.)  oder  diejenige  des  Gesetzes 
des  OrtSy  welchem  das  durch  das  Rechtsgeschäft  begründete  Rechts- 
verhältniss  angehört;  erfüllt  ist  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in 
Zivilsachen  Bd.  1  S.  46;  Bd.  18  S.  46)." 

„Denn  der  ersterwähnte   Revisionsangriff;    soweit    er 

die  Beurtheilung  der  Frage  der  Widerruflichkeit  der  Schenkung  wegen 
des  dem  Schenker  nachgeborenen  Kindes  nach  gemeinem  Rechte  an- 
statt nach  dem  badischen  Landrechte  rügt,  ist  begründet  und  führt 
zur  Aufhebung  des  Berufungsurtheils. 

Der  Vorderrichter  führt  in  dieser  Richtung  aus:  dem  Rechte;  die 
Schenkung  zu  widerrufen;  entspreche  die  Verpflichtung  zur  Rückgewähr 
des  Geschenkten  an  den  Schenker.  Diese  hier  streitige  Verpflichtung 
sei  in  Ermangelung  eines  ersichtlichen  Willens  der  Parteien;  dieselbe 
der  Beurtheilung  nach  einem  bestimmten  Rechte  unterwerfen  zu  wollen, 


2)  Bereits  abgedruckt  in  der  Jur.  Wochenschrift. 
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nach  dem  Bechte  des  Orts  zu  beurtheileii;  welcher  die  für  die  Obli- 
gation erheblichste  räumliche  Beziehung  abgebe ;  das  sei  der  Ort  der 
Erfüllung;  hier  Frankfurt  a/M.  In  der  Folge  verneint  der  Yorder- 
richter  das  Bestehen  dieses  Widerrufsrechts  nach  gemeinem  Rechte. 
In  einseitiger  Weise  greift  der  Vorderrichter  aus  dem  fraglichen 
Bechtsverhältnisse  die  aus  dem  erfolgten  Widerrufe  entspringende  ob- 
ligatorische Verpflichtung  des  Beschenkten  zur  RUckgewährnng  an  den 
Schenker  heraus  und  wendet  hierauf  einen  Grundsatz  an,  welcher  fo 
die  Bestimmung  des  örtlichen  Rechts  der  Obligationen  überhaupt  nuss- 
gebend  sein  soll,  ohne  die  Grundsätze  des  badischen  Landrechts  über 
den  fraglichen  Widerspruchsgrund  genügend  zu  prüfen. 

Nach  dem  badischen  Landrechte  S.  960  gelten  alle  Schenkungen 
unter  Lebenden ,  wess  Namens  und  Werthes  sie  seien,  durch  die  spä- 
tere Erscheinung  eines  ehelichen  Kindes  des  Gebers  kraft  Gesetzes 
widerrufen.  Dieser  Widerruf  tritt  selbst  dann  ein,  wenn  das  nach- 
kommende Kind  zur  Zeit  der  Schenkung  schon  empfangen  war  (S.  961). 

Die  Schenkung  gilt  auch  ftir  widerrufen,  obgleich  der  Geschenk- 
nehmer nach  der  Geburt  des  Kindes  von  dem  Geschenkgeber  in  dem 
Besitz  der  geschenkten  Güter  belassen  worden  sein  sollte  (S.  962).  Je^ 
Abrede  oder  Vertragsstelle,  wodurch  der  G«schenkgeber  auf  den  Ti- 
derruf  der  Schenkung  wegen  künftiger  Kinder  verzichtet,  ist  un- 
gültig und  durchaus  unwirksam  (S.  965). 

In  der  Lehre  vom  internationalen  Privatrechte  wird  aDerdings, 
wie  der  Berufungsrichter  (indem  er  gleichzeitig  dieser  Auffassung  at- 
gegentritt)  anführt,  die  Ansicht  aufgestellt,  dass  das  Recht  zum  Wi- 
derruf einer  Schenkung  überhaupt  nach  dem  Personalstatut  des  Schen- 
kers sich  richten  müsse.  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  dieser 
Auffassung  im  Allgemeinen  ohne  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  de? 
Widerrufsgründe  in  den  einzelnen  Rechten  beizupflichten  wSre.  Fir 
das  badische  Landrecht  ist  derselben  jedenfalls  beizutreten.  Zw 
werden  die  angeführten  SStze  des  badischen  Landrechts  auf  den  Ge- 
danken einer  tadta  conditio,  unter  welcher  der  Schenkgeber  schenke. 
der  Beschenkte  annehme,  zurückgeführt  (Zaehariä,  französisches  Zivil- 
recht Bd.  4  §  709  A  13). 

Allein  mit  dieser  Erklärung  ist  die  Beurtheilung  der  fragliches 
Sätze  ersichtlich  nicht  erschöpft.  Wesentlich  ist  vielmehr  bei  den- 
selben auch  die  Rücksicht  auf  den  Schutz  der  (nachgeborenen)  Kinder, 
auf  deren  Familien-  und  eventuellen  Erbrechte  massgebend  gewesen 
und  enthalten  die  Sätze  eine  Beschränkung  des  Schenkers  in  der 
Disposition  über  diese  Rechte  der  Kinder.  Sofern  der  Schenker  die 
aus  dem  kraft  Gesetzes  eintretenden  Widerspruch  entspringende  Klig< 
gegen  den  Schenknehmer  auf  Rückgewähr  des  Geschenkten  gdteod 
macht,  beruft  er  sich  also  einerseits  auf  die  durch  das  Geseti  ita* 
tuirte  Beschränkung  seiner  Dispositions-  und  HandlungsflÜiigkeit  xaii 
macht  andererseits  jene  Familien-  und  Erbrechte  der  nachgelxffeneiB 
Kinder  geltend.     Diese  beiden  ausschlaggebenden  Beziehungen  des  in 
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dem  Widerrufe  nach  badischem  Landrechte  hervortretenden  Verhält- 
nisses unterstehen  nach  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  dem  Personalstatute  des  Schenkers  ^  d.  h.  dem 
Gesetze  seines  Wohnsitzes.  Im  vorliegenden  Falle  war  demnach^  weil 
der  Schenker  (Kläger)  zur  Zeit  der  Schenkung  schon  in  Heidelberg 
seinen  Wohnsitz  gehabt  hat  und  noch  daselbst  hat^  auf  seinen  Wider- 
ruf der  Schenkung  wegen  des  ihm  nachgeborenen  ehelichen  Kindes 
das  badische  Landrecht  anzuwenden.  Dass  nach  diesem  der  von  dem 
Kläger  erklärte  Widerruf  begründet  und  die  Beklagten  zur  Heraus- 
gabe der  fraglichen  Lebens versicherungspolize  an  den  Kläger  ver- 
pflichtet sind;  folgt  aus  den   angeführten  gesetzlichen  Bestimmungen.^ 

Statutenkollision  bei  Kommissionsgeschäften, 

Die  Parteien;  von  denen  Kläger  in  München^  Beklagter  in  Augs- 
burg wohnt;  standen  miteinander  in  der  Weise  in  Geschäftsverbindung; 
dass  der  Kläger  im  Auftrage  und  auf  Eechnung  des  Beklagten  eine 
Mehrzahl  von  Börsengeschäften  durch  Ankauf  und  Verkauf  von  ver- 
schiedenen Aktien-  etc.  Papieren  ausführte.  Kläger  verlangte  vom 
Beklagten  den  hieraus  zu  Lasten  des  Letzteren  sich  ergebenden  Saldo; 
Beklagter  hatte  den  Einwand  der  Ungültigkeit  sog.  Differenzgeschäfte 
geltend  gemacht. 

lieber  die  Frage;  nach  welchem  Gresetze  der  bezeichnete  Streitfall 
zu  entscheiden  sei;  ob  nach  dem  am  Wohnorte  des  Beklagten  gelten- 
den gemeinen  Kechte  oder  nach  dem  am  Wohnorte  des  lüägers  gel- 
tenden Bayerischen  Landrechte;  hat  das  Oberste  Landesgericht 
für  Bayern  in  seiner  Entscheidung  vom  15.  Mai  1891  (Sammlung  etc. 
Bd.  13  S.  410)  sich  wie  folgt  ausgesprochen: 

;,  Von  der  Vorinstanz  ist  festgestellt;  dass  die  fraglichen  Geschäfte 
von  dem  in  München  wohnenden  Kläger  als  Kommissionär  des  in 
Augsburg  wohnhaften  Beklagten  ausgeführt  wurden;  dass  die  be- 
züglichen Aufträge  zwar  theils  an  der  Münchener;  theils  an  der  Ber- 
liner Börse  zur  Ausführung  zu  bringen  waren,  die  sämmtlichen  kom- 
mittirten  Geschäfte  jedoch  nach  dem  Lihalte  der  vom  Kläger  ausge- 
stellten Schlussnoten  von  letzterem  als  Selbstkontrahenten  in  München 
iu  Vollzug  gesetzt  wurden. 

Nachdem  nun  der  Elläger  ebendaselbst  seine  Handelsniederlassung 
hat;  hier  auch  die  Aufträge  des  Beklagten  entgegennahm  und  die  ein- 
zelnen Greschäfte  abwickelte;  so  war  München  offenbar  der  Ort;  wo 
das  in  Frage  stehende  Rechts verhlütniss  zur  Entstehung;  sowie  zur 
Erfüllung  gelangte;  so  dass  in  Gemässheit  der  bayerischen  Gerichts- 
ordnung von  1753  Kap.  XIV  §  7  Nr.  8  und  der  Verordnung  vom 
11.  Juni  1816;  die  in  Zivilsachen  gegen  Militärpersonen  anzuwenden- 
den Gesetze  betr.  (Reg.Bl.  S.  387);  im  Zusammenhalte  mit  Art.  81 
des  Ausführungsgesetzes  zur  Beichs-Zivilprozessordnung  und  Konkurs- 
ordnung die  gegenwärtige  Sache  nach  Bayerischem  Landrecht  zu  ent- 
scheiden ist.^ 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafirecht  etc.,  Band  II.  25 
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Lieferung  eines  aitsländischen  Werthpapiers ,  dessen  Lieferbarkeä 
an  deutschen ,  aber  nicht  an  ausländischen  Börsen  in  Folge  tm 
ÄusserkurssetzungS'  und  Wiederinkurssetzungsvermerken  ausge- 
schlossen ist,  Genehmigung  durch  Unterlassung  rechtzeitiger  An- 
zeige des  Mangels,  Handelsgesetzbuch  Art  347,  349. 

Urtheil  des  BeichsgerichtS;  I.  Zivilsenat^  vom  26.  November  1890. 

(Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Meneen  in  Hechingen.) 

Im  September  1882  lieferte  die  Beklagte  der  Klägerin  anf  Gnmd 
eines  ihr  von  letzterer  ertheilten  Auftrags  znm  Kaufe  zwei  5prozentige, 
mit  den  Nummern  2874  und  2875  bezeichnete  Bonds  der  Chieago- 
Milwaukee-St.  Paul-Eisenbahn,  indem  sie  ihr  dieselben  von  F.  nacli  S. 
übersandte.  Ell2£gerin  nahm  sie  ohne  weiteres  an  und  behielt  sie  bis 
zum  November  1889.  Als  sie  alsdann  dieselben  auf  der  Frankfurter 
Börse  wieder  verkaufen  wollte,  wurden  sie  als  nicht  lieferbar  auf  Gnmd 
des  §  25  der  Frankfurter  Börsenusancen  vom  15.  Februar  1879,  null 
welchem  ausländische  Effekten  mit  Ausserkurssetzungen  nicht  lieferbar 
sind,  zurückgewiesen.  Sie  trugen  nämlich,  und  zwar  schon  zur  Zeit 
der  Lieferung  an  Klägerin,  auf  der  Rückseite  die  Vermerke: 

Date  of  registry  In  whose  name  registered     \     Transfer  Agent. 

Mar.  SaUie  J.  Drad  \  James  M.  M.  Hmk^. 

Bearer  \james  M.  J£  jSmiqf. 

Klägerin  erhob  hierauf  Klage  mit  dem  Antrage,  die  Beklagte  zu 
verurtheilen,  ihr  gegen  Bückgabe  der  zwei  Bonds  mit  laufenden  Zios- 
koupons  zwei  andere  und  zwar  lieferbare  Bonds  der  nämlichen  Gattung 
über  je  1000  Dollars  mit  laufenden  Zinskoupons  zu  liefern.  Sie  grün- 
dete diesen  Anspruch  darauf,  dass  wegen  der  Nichtlieferbarkeit  der 
beiden  Bonds  nach  den  Usancen  der  in  Betracht  kommenden  Haupt- 
börse wie  auch  sonstiger  Börsen  an  deutschen  BJAupthandelsplätzea 
diese  nicht  etwa  nur  mit  Mängeln  behaftet,  sondern  ein  ganz  anderer 
Gegenstand,  als  worauf  sich  der  Kaufauftrag  bezogen,  seien,  und  be- 
hauptete, dass  ihre  —  der  ELlägerin  —  Vertreter  bei  Abnahme  der 
Bonds  nicht  gewusst  hätten,  dass  die  Vermerke  auf  der  Bückseite  der 
Bonds  deren  Lieferbarkeit  nach  den  Usancen  ausschlössen.  Die  erste 
Kammer  für  Handelssachen  des  k.  pr.  Landgerichts  zu  F.  trat  dff 
Auffassung  der  Klägerin  bei  xmd  machte  durch  Urtheil  vom  5.  Fe- 
bruar 1890  die  Verurtheilung  der  Beklagten  nach  dem  EJiageantnge 
von  der  Leistung  eines  Ueberzeugungseides  der  jetzigen  Vertr^er  der 
Klägerin  dahin,  dass  deren  Vertreter  zur  Zeit  des  Erwerbs  der  beiden 
Bonds  bei  diesem  Erwerb  keine  Kenntniss  von  dem  Ausschlüsse  der 
Lieferbarkeit  wegen  jener  Vermerke  nach  Frankfurter  Börsenusance 
gehabt  hätten,  abhängig.  Auf  die  Berufung  der  Beklagten  änderte  der 
II.  Zivilsenat  des  k.  pr.  Oberlandesgerichts  zu  F.  am  31.  Mai  1890 
das  Urtheil  erster  Instanz  ab  und  erkannte  auf  Abweisimg  der  Klage« 
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Gegen  dieses  Urtheil  hat  Klägerin  die  Bevision  mit  dem  Antrage  ein- 
gelegt, unter  Aufhebung  desselben  nach  ihrem  Antrage  in  der  Be- 
m^mgsinstanz  auf  Zurückweisung  der  Berufung  zu  erkennen.  Be- 
klagte beantragte  die  Verwerfung  der  Revision.  Die  Revision  wurde 
zurückgewiesen  mit  folgenden  Entscheidungsg runden: 

Das  Berufungsgericht  ist  der  Ansicht  des  Gerichts  erster  Instanz^ 
dass  die  beiden  Bonds  wegen  der  ihnen  in  Folge  der  aufgesetzten  Ver- 
merke nach  den  Usancen  der  Frankfurter  Börse  anhaftenden  Nicht- 
lieferbarkeit  als  Sachen  ganz  anderer  Gattung  wie  die  in  dem  Kauf- 
geschäfte gemeinten  zu  erachten  seien^  nicht  beigetreten.  Es  Wojct  im 
Wesentlichen  aus,  die  Bestimmungen  über  Lieferbarkeit  von  Fffekten, 
wie  sie  an  den  deutschen  Börsen  theils  in  schriftlich  fixirten  Usance- 
bestimmungen,  theils  in  der  Praxis  der  Börsenbehörden  in  Kraft  stün- 
den^ bezweckten;  feste  Normen  darüber  zu  geben ,  welche  Stücke  der 
Käufer^  wenn  sie  ihm  zur  Erflillung  angeboten  würden,  zurückweisen 
dürfe.  Die  Gründe  der  Nichtlieferbarkeit  hätten  dabei  juristisch  einen 
ganz  verschiedenen  Karakter.  Sie  lägen  theils  in  Anständen  der 
Realisirbarkeit  der  Forderung  gegenüber  dem  Schuldner,  theils  auf  dem 
Grebiete  der  gesetzlich  verbotenen  Weiterverkäuflichkeit  oder  der  that- 
sächlichen  Schwierigkeit  derselben  an  ausländischen  oder  an  deutschen 
Börsen^  theils  auch  in  der  Unhandlichkeit  oder  der  Grösse  der  Appoints 
oder  in  Beschädigxmgen  oder  auch  blossen  Verunreinigungen  des  Pa- 
piers. In  vielen  Fällen  hänge  es  von  der  konkreten  Entscheidung  der 
Börsenbehörde  ab;  ob  der  Anstand  so  erheblich  sei,  dass  das  Papier 
zurückgewiesen  werden  dürfe.  Schon  hieraus  folge,  dass  es  viel  zu 
weit  gehen  würde,  jede  Lieferung  eines  nach  den  bestehenden  Bestim- 
mungen nicht  lieferbaren  oder  von  der  Börsenbehörde  zuständiger  Weise 
als  nicht  lieferbar  erklärten  Papiers  als  die  Lieferung  eines  cUvud  zu 
betrachten.  Vielmehr  werde  man  im  Einzelnen  nach  Massgabe  des 
Grundes  der  Nichtlieferbarkeit  prüfen  müssen,  ob  ein  almd  anzunehmen 
sei.  In  dem  Falle  gesetzlich  in  Deutschland  extra  commercmm  erklär- 
ter Loose  (Entscheidungen  des  Reichs -Oberhandelsgerichts  Band  20, 
Seite  418;  422)  oder  wenn,  wie  bei  österreichischen  Staatsbahnaktien 
mit  abgeschnittener  Sotiehe  ein  Anstand  in  Frage  stehe,  der  die  spätere 
Prüfung  bezüglich  der  Echtheit  des  Effekts  erschweren  könne  (Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Band  4  Seite  195), 
möge  mit  Recht  angenommen  sein,  dass  ein  gar  nicht  den  vertrags- 
mässigen  Gegenstand  repräsentirendes  Papier  geliefert  sei.  Ganz  anders 
lägen  die  Umstände  im  vorli^enden  Falle.  Die  Chicago -Milwaukee- 
8t.  Paul-Eisenbahnbonds  hätten,  wie  Beklagte  ohne  Widerspruch  der 
Klägerin  behauptet  habe,  insofern  den  ELarakter  eines  internationalen 
Börsenpapiers,  als  sie  einen  Markt  in  Amerika  und  an  allen  grösseren 
europäischen  Börsenpllttzen  hätten.  Der  Hauptplatz  ftlr  dieselbe  in 
Deutschland  sei  allerdings  Frankfurt  a/M.  Die  von  der  Beklagten 
der  Klägerin  gelieferten  Bonds  trügen  nun  in  englischer  Sprache 
Ausserkurs-     und    Wiederinkurssetzimgsvermerke    desselben     trcmsfer 
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agent,  und  die  Beklagte  habe  ohne  Widerspruch  behauptet^  dass  solche 
Bonds  an  den  Börsen  von  London,  Amsterdam  und  New-York  anstands- 
los lieferbar  seien.  Wenn  nun  auch  nicht  nur  in  Frankfurt  auf  Gnmd 
des  §25  der  Usancen,  sondern  auch  in  Berlin  nach  zweifelloser  Praxis, 
abgesehen  von  den  österreichischen,  sämmtliche  ausländische  Effekten  mit 
Ausserkurssetzungsvermerken  nicht*  lieferbar  seien,  so  stehe  doch  hier 
ein  die  Umlaufsföhigkeit  von  nicht  auf  Deutschland  beschränkteD 
Effekten  nur  in  Deutschland  beeinträchtigender  Umstand,  also  eine 
blosse  Beschränkung  der  Umlaufsfähigkeit  in  Frage.  Ein  nni  mit 
einem  solchen  Maugel  behaftetes,  für  ein  Bankgeschäft  an  ausländischea 
Börsen  leicht  verwerthbares  Effekt  könne  nicht  als  ein  almd  im  Sinne 
des  Vertrages  angesehen  werden.  Vielmehr  erscheine  der  Mangel  als 
ein  blosser  Qualitätsmangel,  dessen  Küge  nach  nunmehr  sieben  Jahren 
durch  die  Art.  847,  349  des  Handelsgesetzbuchs  ausgeschlossen  sei. 

Diesen  Ausführungen  musste  beigetreten  werden.  Dass  die 
beiden  Bonds  durch  die  Nichtlieferbarkeit  nach  den  Usancen  der 
Hauptbörsen  in  Deutschland  nicht,  wie  die  Revisionsbegründung  gel- 
tend macht,  die  Eigenschaft  der  Waare  verloren  haben,  ergibt  sieh 
schon  aus  ihrer  Umlaafsfähigkeit  an  ausserdeutschen  Börsen,  die  för 
ein  ausländisches  und  an  ausländischen  Börsen  gebändeltes  Papier  in 
Betracht  kommt.  Von  einem  Verluste  der  Eigenschaft  als  Inhabe^ 
papier  kann  aber  nicht  die  Bede  sein.  Dem  Ausserkurssetzungsver- 
merk  folgt  auf  beiden  Bonds  ein  Wiederinkurssetzungsvermerk,  welcher 
dieselbe  Person,  wie  bei  dem  ersteren  Vermerk,  als  trafisfer  agerä  be- 
zeichnet, ohne  dass  sich  irgendwie  eine  sonstige  beglaubigende  Unter- 
schrift bei  dem  ersteren  Vermerk  ffinde,  deren  Fehlen  bei  dem  letzte- 
ren ein  Bedenken  erregen  möchte.  Klägerin  hat  nicht  behauptet^ 
dass  ihr  die  Vermerke  einen  Anstand  ftir  die  Erhebung  der  Zbsai 
oder  des  Kapitals  bei  dem  Emittenten  zu  bereiten  vermöchten  oder  sie 
der  Vindikation  seitens  eines  Dritten  aussetzten.  Sie  stützt  sich  ledig- 
lich auf  die  Nichtlieferbarkeit  nach  den  Usancen.  Wenn  diese  den 
Ausserkurssetzungsvermerk  ohne  Rücksicht  auf  einen  späteren  Vermerk 
der  Wiederinkurssetzung  als  einen  Anstand,  der  ein  ausländisches  Pa- 
pier, abgesehen  von  österreichischen,  nicht  lieferbar  macht,  erachten, 
so  hat  dies  seinen  Grund  darin,  dass  dem  Käufer  nicht  zugemuthet 
werden  soll,  zu  prüfen,  ob  imEGinblick  auf  die  vermerkte  Ausserkms- 
setzung  den  Voraussetzungen,  welche  das  Ausland  ftir  eine  wirksame 
Wiederinkurssetzung  aufstellt,  entsprochen  ist.  Auch  wenn  ganz  im- 
zweifelhaft  nach  den  in  Betracht  kommenden  Vorschriften  die  Yff- 
merkung  eines  bestimmten  Namens  des  Inhabers  ohne  jede  Wirkung 
oder  die  erneute  Stellung  auf  den  Inhaber  wirksam  ist,  bleibt  daha 
das  Papier  nicht  lieferbar.  Diese  Nichtlieferbarkeit  an  sich,  und  zwar 
bei  einem  internationalen  Papier,  beschränkt  sich  lediglich  auf  die  bedeu- 
tenden deutschen  Börsenplätze,  ist  aber  nur  ein  die  Eigenschaft  des 
Papiers  betreffender  Mangel  und  hebt  dasselbe  nicht  aus  der  Gattung^ 
auf  welche  sich  das  Greschäft  richtete,  heraus. 
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Oertliches  Recht  des  Wohnsitzes  in  Erbschaftsfragen, 
ürtheil  des  Reichsgerichts  vom  21.  Dezember  1891  IV,  253/91. 

Mitgetheilt  vom  Herrn  Kammergerichtsrath  Neubauer  in  Berlin. 

Am  23.  September  1888  verstarb  zu  Zürich  der  prenssische 
Staatsangehörige  Kaufmann  B. ;  er  war  unverheirathet  und  hatte  nicht 
letztwillig  ver^gt.  In  Liebenwerda,  bei  dem  Grerichte  des  Heimaths- 
und angeblichen  Wohnorts  des  B.  haben  die  Brüder  des  Vaters  des 
Erblassers  eine  Erbbescheinigung  erwirkt,  inhalts  deren  diese  als 
alleinige  Erben  sich  ausgewiesen  haben.  Die  mit  dem  Erblasser  in 
entfernterem  Grade  verwandte  Frau  P.,  nämlich  die  Tochter  einer  ver- 
storbenen Schwester  der  Mutter  des  Erblassers,  nimmt  ein  Miterbrecht 
in  Anspruch.  Nach  AX.R.  II,  3  §§  48 — 50  wäre  sie  ausgeschlossen; 
sie  verlangt  aber  deshalb  einen  Antheil,  weil  sie  behauptet,  der  Erb- 
lasser habe  in  Zürich  den  letzten  Wohnsitz  gehabt.  Nach  dem  Zü- 
richer am  I.Januar  1888  in  Kraft:  getretenen  Gesetzbuche  §§  882,  883, 
welches  gleichlautend  mit  den  §§  1928,  1929  des  älteren  Gesetzbuches 
bestimmt,  föllt  in  Ermangelung  von  Kindern,  Eltern,  Geschwi- 
stern und  Geschwisterkindern^)  der  Nachlass  zur  einer  Hälfte 
auf  dio  Grossei tem  väterlicherseits  und  deren  eheliche  Nachkommen, 
zur  anderen  Hälfte  auf  die  Grosseltern  mütterlicherseits  und  deren 
eheliche  Nachkommen.  Im  §  888  ist  auch  das  Eintrittsrecht  inner- 
halb der  grosselterlichen  Parentel  anerkannt.  Die  Frau  P.  wäre  also 
selbst  dann  erbberechtigt,  wenn  Geschwister  der  Mutter  des  Erblassers 
diesen  überlebt  haben  sollten. 

Sie  stellte  den  Antrag,  dass  der  Nachlass  des  Kaufmanns  B. 
nach  dem  in  Zürich  geltenden  Erbrechte  zu  reguliren  sei.  Beide 
Vorderrichter  haben  nach  diesem  Antrage  die  beklagten  Brüder  des  B. 
verurtheilt.  Der  Antrag  ist  seiner  Fassung  nach  insofern  zu  be- 
mängeln, als  er  eine  blosse  Rechtsfrage  zur  Entscheidung  bringt.  Dies 
erscheint  nicht  zulässig.  Im  Zivilprozess  kann  nur  ein  Anspruch 
verfolgt  oder  die  Feststellung  eines  Rechtsverhältnisses  verlangt 
werden  (§§  230,  231  Z.P.O.);  Rechtsfragen  aber,  in  deren  Beant- 
wortung das  Vorhandensein  eines  Anspruchs  oder  eines  Rechtsver- 
hältnisses nicht  zum  unmittelbaren  Ausdruck  kommt,  dürfen  zum  Ge- 
genstände der  richterlichen  Entscheidung  nicht  gemacht  werden.  In- 
dessen gestattet  die  Sachlage,  über  den  Mangel  in  der  Fassung  des 
Antrages  hinwegzusehen.  Denn  in  Wirklichkeit  verfolgt  die  E^ägerin 
ihre  Erbberechtigung  an  dem  Nachlasse  des  B.  Diese  Erbberechti- 
gnng  ist  ihr  mittelbar  dadurch  zugesprochen,  dass  dem  Antrage,  wie 
er  gestellt  war,  stattgegeben  ist.  Darüber  besteht  kein  Zweifel,  dass 
bei  Anwendung  des  in  Zürich  geltenden  Rechts  die  Klägerin  als  Mit- 
erbin des  Kaufmanns  B.  anzusehen  ist.  Die  Klage  ist  die  schon  in 
den  §§  3,  6  der  Preuss.  Allg.  Ger.Ordn.  I  46  zugelassene  Präjudizial- 
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klage  und  ihrer  Natur  nach  eine  Feststellungsklage.  Ob  die  Zviu- 
sung  dieser  Klage  nach  dem  §  231  Z.P.O.  den  Nachweis  eines  recht- 
liehen  Interesses  der  Klägerin  an  der  alsbaldigen  Feststellung  des 
Rechtsverhältnisses  erfordert,  oder  ob  das  Klagerecht  der  §§  3,  6  A.G.O. 
I,  46  von  dem  §  231  Z.P.O.  unberührt  geblieben  ist  (vgl.  v.  Wü- 
mowski  u.  Le/vy^  6.  Aufl.  Anm.  1  Abs.  4  zu  §  231),  kann  dahingestellt 
bleiben,  denn  das  rechtliche  Interesse  der  Ellägerin  an  der  alsbaldigen 
Feststellung  ihrer  Erbberechtigung  —  unter  Vorbehalt  der  küuftigen 
Feststellung  des  ihr  zustehenden  Bruchtheils,  welche  erst  erfolg 
kann,  wenn  alle  nach  Züricher  Recht  Erbberechtigten  ermittelt  sind,  — 
ist  von  dem  Berufungsrichter  zutreffend  daraus  hergeleitet  worden,  dass 
die  Beklagten  durch  die  ihnen  ertheilte  Erbbescheinigung  in  den  Stand 
gesetzt  worden  sind^  zum  Nachtheil  der  Ellägerin  über  den  Nachlaß 
zu  verfügen. 

In  der  Sache  selbst  geht  der  Berufungsrichter  von  dem  richtigen 
Satze  aus,  dass  nach  preuss.  Rechte  (§23  Einl.  z.  A.  L.R.,  vgl 
Entsch.  des  Ob.-Trib.  Bd.  10  S.  46;  Siriethorst,  Archiv  Bd.  60  S.  67  ff.) 
die  Intestaterbfolge  sich  lediglich  —  ohne  Unterschied,  wo  der  Nach- 
lass  sich  befindet^  und  ohne  dass  daher  im  vorliegenden  Falle  in  Be- 
tracht kommt,  dass  zum  Nachlasse  ein  in  Liebenwerda  belegenes 
Grundstück  gehört  —  nach  den  Gesetzen  des  letzten  WohnsitzeB 
des  Erblassers  richtet.  Es  wird  sodann  festgestellt,  dass  der  Kauf- 
mann B.  seinen  letzten  Wohnsitz  in  Zürich  gehabt  habe.  Wenn 
nach  den  im  Züricher  Rechte  geltenden  Grundsätzen  über  die  ort- 
liche Kollision  der  Gesetze  hinsichtlich  der  Erbfolge  in  den  Nachlass 
des  ELaufmanns  B.  als  eines  in  Zürich  wohnenden  Ausländers  (Preussen) 
—  abweichend  von  den  Grundsätzen  des  preuss.  Rechts  —  nicht  das 
örtliche  Recht  des  Wohnsitzes,  sondern  das  Recht  der  Heimath  zur 
Anwendung  käme,  so  könnte  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  der 
preussische  Richter  nicht  jene,  in  Zürich  als  dem  letzten  Wohnsitze 
des  Erblassers  geltenden  Grundsätze  seiner  Entscheidung  zu  Grande 
zu  legen  hätte.  Die  Frage  erübrigt  sich  jedoch  dadurch,  dass  nach 
§  4  des  Züricher  Gesetzbuches  für  die  Beerbung  des  Ausländers  zwar  ab 
Regel  das  Recht  des  Heimathorts  gilt,  dass  jedoch,  wie  als  Ausnahme 
hinzugefügt  wird,  die  Beerbung  von  im  Kanton  wohnenden  AusUn- 
dem  nur  insofern  nach  dem  Rechte  der  Heimath  beurtheilt  wird,  als 
das  Recht  des  Staates,  dem  sie  angehören,  solches  vorschreibt.  Das 
preussische  Recht  folgt  mm  aber,  wie  bemerkt,  nicht  dem  Heimaths-, 
sondern  dem  Territorialprinzip,  und  dieses  letztere  müsste  daher  anch 
dann  zur  Anwendung  kommen,  wenn  der  §  4  des  Züricher  G^esetEbuches 
für  massgebend  zu  erachten  wäre. 

Der  Feststellung,  dass  der  Kaufinann  B.  seinen  Wohnsitz  in 
Zürich  gehabt  habe,  hat  der  Berufungsrichter  den  nicht  nur  im  prenssi- 
Bchen,  sondern  auch  im  gemeinen  Rechte  anerkannten  Begriff  des 
Wohnsitzes  als  desjenigen  Orts,  welcher  den  bleibenden  örtlichöi 
Mittelpunkt    der  Lebensverhältnisse    und    der    Geschäfte    der    Person 
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bildet,  zu  Grunde  gelegt.  Es  darf  angenommen  werden,  dass  das 
Züricher  Becbt^  welches  für  die  Frage  ^  ob  der  Erblasser  in  Zürich 
gewohnt  hat,  entscheidend  ist  (vgl.  Urtheil  des  R.G.  bei  Gruchot 
28  8.  889),  von  diesem  Begri£Pe  nicht  abweicht,  da  das  Züricher  Ge- 
setzbuch, das  in  seinen  einleitenden  Bestimmungen  mehrfach  vom  Wohn- 
ort spricht,  eine  BegriflCsbestimmung  desselben  nicht  enthält,  den  Be- 
griff also  für  bekannt  annimmt^).  Begründet  wird  danach  der  Wohn- 
sitz durch  den  thatsächlichen  Aufenthalt  imd  den  in  den  Umständen 
sich  aussprechenden  Willen  des  ständigen  Verbleibens  am  Orte  (Do- 
mizilwillen).  Dagegen  ist  weder  ein  ununterbrochener  Aufenthalt, 
noch  die  Absicht,  den  Wohnsitz  niemals  zu  verändern,  erforderlich 
(vgl.  Mot.  zum  §  34  des  deutschen  Entw.  Bd.  1  S.  69).  Unter  diesen 
Gesichtspunkten  hat  der  Berufungsrichter  den  erhobenen  Beweis  ge- 
würdigt. Die  Revision  rügt  zunächst,  es  sei  nicht  beachtet  worden, 
dass  der  ELaufinann  B.  zu  der  Zeit,  als  er  seinen  Wohnsitz  in  Zürich 
nahm,  noch  minderjährig  gewesen  sei.  Da  nämlich  eine  zu  jener  Zeit 
bei  ihm  vorhandene  Absicht,  sich  in  Zürich  niederzulassen,  nicht  in 
Betracht  kommen  könnte,  so  hätte  nach  der  Meinung  der  Revision 
der  Domizilwille  für  die  Zeit  nach  erlangter  Grossjährigkeit  festge- 
stellt werden  müssen;  dies  sei  nicht  geschehen.  Der  Angriff  ist  ver- 
fehlt. Nach  dem  Atteste  des  Stadtraths  zu  Zürich  vom  14.  Oktober 
1889  hat  der  im  Jahre  1847  geborene  Kaufmann  B.  sich  seit  dem 
14.  Juli  1870  daselbst  niedergelassen;  zu  dieser  Zeit  war  er  nicht 
mehr  minderjährig  (preuss.  Gesetz  vom  9.  Dezember  1869).  Abge- 
sehen davon  kann  es  nach  den  Ausführungen  des  Berufungsrichters 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  das  Grericht  die  bis  zum  Tode  des 
Kaufmanns  B.  fortdauernde  Absicht  desselben  annimmt,  in  Zürich 
nicht  blos  einen  vorübergehenden  Aufenthalt  zu  haben,  sondern  ständig 
daselbst  zu  bleiben.  Es  genügt  in  dieser  Beziehung,  auf  die  Erwägung 
des  Berufungsrichters  zu  verweisen,  dass  der  Kaufmann  B.  in  Zürich 
die  Stellung  eines  tanti^eberechtigten  Prokuristen  in  einem  dortigen 
Handelsgeschäfte  erlangt  hatte,  welche  er  „ohne  Noth^  nicht  aufge- 
geben haben  würde,  und  dass  er  diese  bis  zu  seinem  Tode  innegehabt 
bat.  Dass  er  im  Falle  einer  Kündigung  dieselbe  au&ugeben  genöthigt 
gewesen  sein  würde,  wie  die  Bevision  hervorhebt,  ist  ein  Umstand, 
-welcher  dieser  Erwägung  des  Berufongsrichters  nichts  von  ihrer  Be- 
deutong  nimmt.  Die  Kündigung  würde  vielleicht  einen  Wechsel  des 
Wohnsitzes  des  Kaufmanns  B.  herbeigeföhrt  haben;  die  Möglichkeit 
indessen,  dass  ein  solcher  Wechsel  auf  diese  oder  eine  andere  Art 
stattfinden  konnte,  steht  der  Annahme  nicht  entgegen,  dass  der  Kauf- 
mann B.  seine  Stellung  nicht  als  eine  vorübergehende  betrachtet  hat. 
Weiter  rügt  die  Revision,  dass  der  Berufangsrichter  auf  die  vom 
Notar  K.  bekundete  Thatsache  Gewicht  lege,  dass  der  Kaufmann  B. 
in  den  Bürgeretat  zu  Zürich  eingetragen  worden  sei,  ohne  aufzuklären, 
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welche  Bedeutung  diese  Eintragung  in  den  Bürgeretat  gehabt  habe. 
Der  Berufungsrichter  bat  indessen  dieses  Moment  nur  neben  anderen 
verwerthet  und  war  dazu  auch  ihre  vollständige  Ermittelung^  zu  wel- 
chen Zwecken  die  Aufstellung  des  Btirgeretats  erfolge ,  in  der  Lage^ 
da  ohne  prozessualen  Verstoss  angenonmien  werden  konnte,  dass  in 
den  sog.  Bürgeretat  nicht  vorübergehend  in  Zürich  Anwesende ,  son- 
dern nur  Bewohner  der  Stadt  angenommen  werden. 

Endlich  gebt  auch  die  Rüge  fehl,  dass  die  vom  Zeugen  Carl  6. 
bekundete  Aeusserung  des  Erblassers,  er  bleibe  Liebenwerdaer  Bürger^ 
nicht  speziell  gewürdigt  und  dass  die  Aufnahme  des  noch  angetretenen 
Beweises  über  ähnliche  Aeusserungen  des  Erblassers  (,.er  werde  seinen 
Wohnsitz  in  Lieben  werda  behalten  und  dort  Bürger  bleiben,  erhänge 
an  seiner  Heimath  ^)  abgelehnt  worden  ist.  Diese  Aeusserungen  smd 
vom  Standpunkte  des  Berufnngsrichters  belanglos.  Erstens  stehen  sie 
bei  der  Möglichkeit  eines  doppelten  Wohnsitzes  der  Annahme  emes 
Wohnsitzes  des  Kaufmanns  B.  in  Zürich  nicht  entgegen,  und  bei  dop- 
peltem Wohnsitze  würde,  wie  der  Berufungsrichter  bereits  hervorge- 
hoben hat,  das  Recht  desjenigen  Wohnsitzes,  an  welchem  der  Erb- 
lasser zur  Zeit  seines  Todes  thatsächlich  gewohnt  hat  —  hier  daher 
das  in  Zürich  geltende  Recht  —  zur  Anwendung  kommen  müssen 
(vgl.  Entsch.  des  Ob.-Trib.  Bd.  82  S.  162).  Zweitens  beweisen  die 
fraglichen  Aeusserungen  gegenüber  den  Thatsachen,  ans  welchen  der 
Berufungsrichter  entnimmt,  dass  der  Kaufmann  B.  in  Zürich  sogar 
seinen  ausschliesslichen  Wohnsitz  gehabt  hat,  nichts  dafür,  dass 
sich  dies  anders  verhalten  und  dass  der  Kaufmann  B.  seinen  früheren 
Wohnsitz  in  Liebenwerda  beibehalten  habe.  Der  Kaufinann  B.  ist, 
wie  der  Berufrmgsrichter  auf  Grund  der  Auskunft  der  städtischen  Be- 
hörde zu  Liebenwerda  feststellt,  daselbst  weder  Bürger  gewesen  noch 
hat  er  dort  andere  als  von  seinem  Grundbesitze  zu  entrichtende  Stenera 
gezahlt.  Etwaige  Aeusserungen,  dass  er  Liebenwerda  als  seinen  Wohn- 
sitz betrachte  oder  als  solchen  beibehalte,  würden  sich  nur  dahin  anf- 
fassen  lassen,  dass  sie  entweder  einen  ungenauen  Ausdruck  seiner  Ab- 
sicht enthielten,  in  späteren  Jahren  nach  seiner  dortigen  Heimath  zn- 
rückzukehren,  oder  dass  er  sich  in  der  irrigen  Rechtsmeinung  be&nd, 
vermöge  seines  Grundbesitzes  in  Liebenwerda  oder  auch  als  preussi- 
scher  Staatsangehöriger,  und  weil  er  sich  einen  Heimathschein  hatte 
ertheilen  lassen,  einen  gesetzlichen  Wohnsitz  in  Jjiebenwerda  behaltea 
zu  haben.  Was  den  Heimathschein  anbelangt,  so  mag  hier  noch  be- 
merkt werden,  dass  derselbe  nach  §  21  des  Gesetzes  vom  1.  Jvm 
1870  nur  den  Zweck  haben  konnte,  dem  Kaufmann  B.  die  preussische 
Staatsangehörigkeit  zu  erhalten  und  dass  der  Besitz  des  Heimath- 
scheines nicht  nur  kein  Hinderniss,  sondern^  wie  Art.  2  des  Niederlas- 
sungsvertrages mit  der  Schweiz  vom  27.  April  1876  (R.G.B1.  8.  3) 
ergibt,  sogar  eine  Voraussetzimg  für  den  Erwerb  des  Wohnsitzes  io 
Zürich  war. 

Die  Feststellung  des  Berufungsrichters,    betreffend  den  WohnsitJ 
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des  Erblassers,  ist  danach  ohne  Kechtsyerletzimg  erfolgt.  Im  Uebri- 
gen  ist  sie  thatsächlicher  Natur  und  unterliegt  insoweit  nicht  der 
Nachprüfung  des  Revbionsrichters.  Die  Revision  war  deshalb  zurück- 
zuweisen. 

Oertliches  Recht  in  Bexiig  auf  den  Inhalt  eines  Testaments, 
Wohnsitz    einer  geisteskranken    im   Irrenhause    untergebrachten 

Person, 

Hierüber  sprechen  sich  die  Gründe  eines  Urtheils  des  Obersten 
Landesgerichts  in  Bayern  vom  4.  April  1892  (R.Nr.  12/92),  wie 
folgt,  aus: 

Der  Inhalt  des  Testaments,  insbesondere  die  gesetzliche  Gültigkeit 
desselben  ist  nach  dem  am  letzten  Wohnsitze  des  Testators  geltenden 
Gesetze  zu  beurtheilen.  Dasselbe  muss  auch  von  dem  Pflichttheil, 
den  Substitutionen,  Legaten  und  Fideikommissen  behauptet  werden. 
Die  Auslegung  des  Testaments  steht  unter  ähnlichen  Regeln,  wie  die 
Auslegung  der  VertrSge^  und  diese  Regeln  weisen  auf  den  letzten 
Wohnsitz  des  Erblassers  zurück.  Die  Intestaterbfolge  richtet  sich  nach 
dem  Gesetze,  welches  am  letzten  Wohnsitze  des  Testators  zur  Zeit 
des  Erbanfdls  besteht.  Vgl.  Savigny,  System  etc.  Bd.  8  §  B77.  Es 
handelt  sich  hier  imi  eine  letztwillige  Verfilgung  des  J.  Ch.  W.,  in 
welcher  er  seine  geisteskranke  Tochter  M.  W.  zur  üniversalerbin 
seines  Vermögens,  jedoch  mit  der  ausdrücklichen  Beschränkung  ein- 
setzte, dass  für  den  Fall,  wenn  solche  fortwährend  geisteskrank  ver- 
bleiben und  in  diesem  Zustand  versterben  sollte,  er  zum  Erben 
seines  Nachlasses  die  Verwandten  seiner  Tochter  substituire.  Im  an- 
gefochtenen Urtheile  ist  festgestellt,  dass  der  Testator  bis  zu  sei- 
nem Tode  seinen  Wohnsitz  in  Nürnberg  hatte,  an  diesem  Orte 
seit  7.  September  1842  die  Kuratel  Über  die  Person  der  geistes- 
kranken Tochter  und  das  Vermögen  derselben  bestand,  dass  diese  Toch- 
ter am  20.  Januar  1888  in  der  Irrenanstalt  Erlangen,  wohin  sie 
wegen  Geisteskrankheit  gebracht  wurde,  verstarb.  Reinem  Zweifel 
kann  es  unterliegen,  dass  die  Beurtheilung  des  Testaments  hinsicht- 
lich der  Erbeinsetzung,  Substitution  und  der  Auslegung  dieses  letzten 
Willens  den  Gesetzen  unterstellt  ist,  welche  am  letzten  Wohnsitze  des 
Testators  gelten.  Und  dieser  unbestrittene  Wohnsitz  des  in  Nürnberg 
innerhalb  der  Ringmauern  verstorbenen  Erblassers  weist  auf  die  an 
diesem  Orte  geltenden  Gesetze  d.  i.  das  Nürnberger  Recht  und  sub- 
sidiär das  gemeine  Recht  zurück. 

Auf  die  Frage,  wo  die  Tochter  das  Domizil  habe,  hat  es  in 
diesem  Falle  nicht  anzukommen.  Diese  Frage  tritt  aber  hervor  zur 
Lösung^  wenn  angenommen  wird,  dass  die  Substitution  sich  nur  auf 
das  von  dem  Vater  hinterlassene  Vermögen  sich  beschränke,  im  Uebri- 
gen  aber  die  Intestaterbfolge  einzutreten  habe.  Auch  in  diesem  Falle 
ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  auch  alsdann  die  Nürnberger  Reformation 
und  das  ^meine  Recht  massgebend  sind,    da    die  M.  W.   nach    den 


384  Reohtsprechung:  Deutschland. 

festgestellten  Thatsachen  nicht  aufgehört  hat,  den  Wohnsitz  in  N%lnh 
berg  zu  haben  und  einen  anderen  nicht  erworben  hat  noch  ^Ingea 
konnte.  Nach  Kap.  I  §  3  d.  6.0.  v.  1753,  welche  BestimmuDg  nach 
Art.  81  des  Ausfuhrungsgesetzes  zur  Reichs- Zivilprozessordnnng  etc. 
als  noch  in  Kraft  bleibend  erklärt  ist^  sind,  wo  der  Vater  seinen  be- 
ständigen Wohnsitz  hat,  auch  seine  rechtmässigen  Kinder  domizilirt 
Diesen  Gerichtsstand  nennt  die  6.0.  forum  origmis.  Der  abgeleitete 
Gerichtsstand  dauert  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  fort,  bis  die 
Kinder  denselben  in  rechtsgültiger  Weise  aufgeben.  Sowie  ztir  Er- 
langung des  Domizils,  so  auch  zur  Au%ebung  desselben  haben  awei 
Dinge  in  Betracht  zu  kommen,  nämlich  die  achudis  hahUaiio  und  der 
anvnma  perpetuo  habitandi;  Anm.  z.  Cod.  jur,  h(w.  jud.  Kap.  I  §  3 
lit  c  und  Cod.  7,  Cod.  10,  39.  Nun  fehlt  es  bei  einer  wiUenloeen 
Person  von  vornherein  an  der  Absicht,  einen  Ort  als  den  regelmSssl- 
gen  Mittelpunkt  ihres  häuslichen  und  bürgerlichen  Daseins  und  Vs- 
kehrs  zu  wählen ;  es  gebricht  ihr  an  der  freien  Selbstbestimmung  und 
der  erforderlichen  Willensrichtung.  Dazu  kommt  noch,  dass  bei  den 
in  einer  Irrenanstalt  verbrachten  6eisteskranken  von  einer  thatricli- 
lichen  Begründung  des  häuslichen  Herdes,  von  einer  dauerhaften  Fest- 
stetzung  des  Hauswesens  (perpehu)  habitare)  gleich  den  Sträflingen  un 
Straforte  keine  Rede  sein  kann  (Erk.  d.  O.6.H.  vom  12.  AngioBt 
1870,  Bl.  f.  RA.  Bd.  35  S.  264). 

Wenn  nun  der  Berufnngsrichter  angenommen  hat,  dass  Nümbeif 
als  Wohnsitz  der  M.  W.  zu  erachten  sei,  dieser  die  Zuständi^eit 
des  k.  Amtsgerichts  Nürnberg  zur  Verlassenschaftsbehandlung  und  des 
k.  Landgerichts  Nürnberg  als  Prozessgerichts  I.  Instanz  in  gegenwlr- 
tiger  Sache  bestimme  und  aus  dem  Wohnsitze  auch  für  die  Frage  der 
Erbberechtigung  das  Nürnberger  Recht  Geltung  habe,  so  hat  er  in 
dieser  Entscheidung  weder  zivilprozessuale  noch  zivilrechtliche  Bestim- 
mungen und  namentlich  nicht  die  in  Kap.  I  §  3  d.  bayer.  6.0.  ent- 
haltene Bestimmung  verletzt. 

Zulässigkeit  der  Bevormundung  von  Ausländem  im  Königreiek 

Sachsen;    insbesondere  Anordnufig  einer  vorläufigen    Vormimd- 

Schaft  während  Schwebens  eifies  Entmündigungsverfahrens. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landgericht«rath  Dr.  Grenser  in  Dresden. 

Die  verehelichte  W.  beantragte  bei  dem  k.  sächsischen  Amtsgerichte 
zu  D.  die  Entmündigung  ihres  Ehemannes  W.  wegen  Verschwendung, 
indem  sie  sich  zur  Begründung  der  Zuständigkeit  darauf  bezog,  da» 
W.,  der  Sohn  eines  verstorbenen  preussischen  höheren  Hofbeamten. 
bis  1884  in  D.  gewohnt,  seitdem  aber  einen  neuen  Wohnsitz  nidii 
begründet  habe,  sondern  von  Ort  zu  Ort  umherziehe,  und  dass  ««^ 
sein  dermaliger  Aufenthaltsort  unbekannt  sei.  Im  Anschluss  hiertt 
bat  die  Antragstellerin  femer  um  Einleitung  einer  vorläufigen  Vormund- 
schaft über  W.,  unerwartet  der  Entscheidung  über  den  Entmündigongs- 
antrag.     Dementsprechend  wurde  vom  Amtsgericht    die  vorläufige  Be- 
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vormundung  W.'s  verfügt  und  der  Kläger  als  Vormiind  in  Pflicht  ge- 
nommen. Noch  ehe  die  wegen  der  Verschwendung  eingeleiteten  Er- 
örterungen zum  AbschlusB  kamen,  machte  W.  von  seinem  Aufenthalts- 
orte in  der  Schweiz  aus  geltend,  dass  er  aus  dem  preussischen  Unter- 
thaneuTerband  entlassen  sei;  infolge  dessen  wurde  im  Hinblicke  darauf, 
dass  W.  Ausländer  geworden  sei  und  im  Deutschen  Reiche  weder 
einen  Wohnsitz  habe,  noch  sich  aufhalte,  der  Entmündigungsantrag 
abgelehnt,  gleichzeitig  aber  die  vorläufige  Vormundschaft  unter  Hin- 
weis darauf,  dass  dieselbe  lediglich  auf  Grund  der  vermeintlichen  Zu- 
ständigkeit des  Amtsgerichts  angeordnet  worden  sei,  wieder  au%ehoben. 

Bis  zu  diesem  Zeitpimkte  hatte  thatsächlich  der  Kläger  die  Gre- 
flchäfte  eines  Vormundes  wahrgenommen.  Derselbe  bat  bei  dem  ge- 
nannten Amtsgerichte  um  Zubilligung  von  250  Mark  als  Honorar  für 
die  als  Vormund  gehabten  Mühewaltungen.  Das  Gericht  fasste  bei- 
flQlige  EntSchliessung,  welche  auf  Beschwerde  W.'s  zwar  wieder  auf- 
gehoben, aber  auf  weitere  Beschwerde  des  Klägers  in  letzter  In- 
stanz vorbehaltlich  der  Entscheidung  im  Prozesswege  wieder  hergestellt 
wnrde. 

Die  demgemäss  vom  Kläger  —  nach  §  81  der  Z.P.O.  —  bei 
dem  Amtsgerichte  zu  D.  gegen  W.  auf  Bezalilung  des  Honorars  er- 
hobene Klage  wurde  abgewiesen.  In  den  Gründen  der  zweiten  und 
letzten  Instanz  (Landgericht  Dresden,  Urtheil  vom  2.  Oktober 
1891)  wird  vorausgeschickt,  dass  W.,  obwohl  er  bisher  die  Staats- 
angehörigkeit in  einem  ausserdeutschen  Staate  nicht  erworben  habe, 
dennoch  infolge  seiner  Entlassung  aus  dem  preussischen  Ünterthanen- 
verbande  und  der  sofortigen  Begründung  eines  Wohnsitzes  in  der 
Schweiz  die  Reichsangehörigkeit  verloren  (Reichsgesetz  vom  1.  Juni 
1870  §1,  §18,  Reichsverfassung  §  2,  Verfassung  des  deutschen  Bun- 
des von  1870  §  80)  und  somit  bereits  zur  Zeit  der  Stellung  des  Ent- 
mündigungsantrages  zu  den  sächsischen,  wie  überhaupt  allen  deutschen 
Gerichten  im  Verhältnisse  eines  im  Auslande  aufhältlichen  und  woh- 
nenden Ausländers  gestanden  habe.  Im  Anschluss  hieran  wird  aus- 
geführt: 

In  Ansehung  der  Ausländer  ist  in  §§  1878  ff.,  1998  des  B.G.B. 
vorgeschrieben,  dass  denselben  nur  in  bestimmten  Einzelfällen^), 
i^elche  eine  Verallgemeinerung  nicht  vertragen  (B.G.B.  §  24)  ein  Vor- 
mund, gleichviel,  ob  wegen  Minderjährigkeit,  oder  Geisteskrankheit, 
oder  Verschwendung,  bestellt  werden  soll.  Es  lag  also  den  bis  zum 
Inkrafttreten  der  Zivilprozessordnung   geltenden   landesrechtlichen  Be- 


5)  §  1878:  Wenn  ein  im  Auslande  bevormundeter  Minderjähriger  in 
Sachsen  unbewegliches  Vermögen  besitzt.  —  §  1879 :  Weno  ein  im  Auslande 
bevormundeter  oder  ein  in  der  väterlichen  Gewalt  eines  Ausländers  stehender 
Minderjähriger  zu  einem  Rechtsgeschäfte  oder  Rechtsstreite  im  Inlande 
eines  Vormundes  bedarf.  —  g  1998 :  Entsprechende  Anwendung  der  Bestim- 
mungen für  Minderjährige  auf  andere  Fälle,  namentlich  diejenigen  der 
Verschwendung, 
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Btimmungen  offenersichtlicli  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  der  Stsat 
zu  der  besonderen  Fürsorge,  welche  die  Anlegung  einer  Yormundscluift 
enthält,  im  Allgemeinen  nur  seinen  Unterthanen  gegenüber  berechtig 
und  verpflichtet  ist  ")  {Siebenhaar,  Kommentar  Bd.  1  zu  §  16  doB 
B.G.B.;  Wendt,  Verordnung,  das  Verfahren  in  nichtstreitigen  Becks- 
sachen betr.  S.  36  fP.). 

Hieran  ist  bezüglich  der  Bevormundimg  von  Ausländem  dureh 
die  neuere  Gesetzgebung  —  abgesehen  von  den  hier  nicht  in  Frage 
kommenden  Folgen  der  Gleichstellung  aller  Angehörigen  des  Deutschen 
Reichs  durch  die  Bundes-  bezw.  Beichsver^Eissnng  —  nur  insofern 
etwas  geändert,  als  durch  die  Z.P.O.  (§§  593  ff.,  621,  13,  18)  den 
deutschen  Gerichten  die  Zuständigkeit  zur  Entmündigung  von  Aos- 
ländern  wegen  Geisteskrankheit  oder  Verschwendung  prinzipiell  bei- 
gelegt ist,  sobald  nur  der  zu  Entmündigende  im  betreffenden  Gerichts- 
bezirke seinen  Wohnsitz  hat,  oder,  ohne  überhaupt  einen  solchen  zu 
besitzen,  sich  wenigstens  daselbst  aufhält.  Diese  Bestimmungen  haben 
für  die  nach  dem  btb'gerlichen  Landesrechte  durch  die  VormundschaftB- 
behörde  zu  verfügende  Vormundschaft  die  Folge  gehabt,  dass  dermaleai 
die  Einleitung  einer  solchen  über  alle  wegen  Geisteskrankheit  oder 
Verschwendung  entmündigte  Ausländer  zulässig  erscheint,  nachdem 
durch  das  Landesgesetz  vom  20.  Februar  1882  unter  II  §  1  ohne 
Bücksichtnahme  auf  die  Staatsangehörigkeit  ganz  aUgemem 
vorgeschrieben  ist,  dass  alle  aus  einem  der  angegebenen  Gründe  ent- 
mündigten Personen  unter  Vormundschaft  gestellt  werden  müssen. 
Vgl.  auch  B.G.B.  §§  81a,  81b.  Dagegen  können  Nichtdeutsche, 
welche  einen  Wohnsitz  im  Auslande  haben  oder  doch  sich  daselbst, 
ohne  einen  Wohnsitz  in  Deutschland  zu  besitzen,  aufhalten,  vermSge 
der  Ausschliesslichkeit,  mit  welcher  sich  die  Zuständigkeit  zur  Ent- 
mündigung bestimmt  (Z.P.O.  §§  594,  621),  vor  deutschen  Gerichten 
nicht  entmündigt  imd  folgerecht  im  Königreiche  Sachsen  nur  in  den  ' 
Einzelfallen  der  §§  1878  ff.  B.G.B.  unter  Vormundschaft  gestellt  werden. 
Hienach  erscheint  es  zwar  für  die  Vormundschaftsbehörde  bindend, 
wenn  im  einzelnen  Falle  das  Entmündigungsgericht  seine  Zuständig* 
keit,  wennschon  thatsächlich  unrichtig,  bejaht  und  auf  dieser  Grund- 
lage eine  Entmündigung  ausgesprochen  haben  sollte.  Allein  im 
Uebrigen  gibt  weder  der  Wortlaut  noch  die  Begründung  des  Lande*- 
gesetzes  vom  20.  Februar  1882  einen  Anhalt  daför  an  die  Hand, 
dass  im  Allgemeinen  die  Zulässigkeit  der  Vormundschaftseinleitnng 
über  obige  Grenzen  hinaus  habe  erweitert  werden  sollen,  insofern  in 
§  2  unter  1,  bezw.  §  3,  die  Anordnimg  einer  vorläufigen  Vormund- 
schaft vor  der  Entscheidung  über  einen  gestellten  EntmtLndigongs- 
antrag  für  zulässig  erklärt  ist.  Insbesondere  darf  in  Fällen,  in  wel- 
chen nach  obiger  Darlegung  die  Einleitung  einer  endgültigen  Vor- 
mundschaft über  Ausländer  unzulässig  erscheint,    die  Frage   nach  der 


6)  Vgl.  auch  Scheuffler  in  dieser  Zeitschrift  Bd.l  S,  181, 
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Zülässigkeit  einer  vorlSufigen  Bevonnundung  nicht  blos  deshalb  be- 
jaht werden^  weil  unzxdässigerweise  ein  Entmündigungsantrag  bei 
einem  mizuständigen  Gerichte  gestellt^  über  denselben  aber  noch  nicht 
entschieden  ist. 

In  Fällen  dieser  Art  muss  vielmehr  jene  Frage  verneint  werden^ 
weil  nicht  angenommen  werden  kann^  der  Gesetzgeber  habe  unter 
Bruch  mit  dem  Grundsatze,  dass  Ausländer  wenigstens  durch  inlän- 
ländischen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  der  Gerichtsbarkeit  sich  unter- 
worfen haben  müssen,  um  imter  Vormundschafl  gestellt  zu  werden, 
es  ganz  ins  Belieben  des  Entmündigungsgerichts  stellen  wollen,  ledig- 
lich durch  Hinausschieben  der  Entscheidung  über  einen  Entmündi- 
gungsantrag die  Möglichkeit  einer  Vormundschaft  über  Ausländer  zu 
begründen,  welche,  obschon  sie  äusserlich  als  vorläufige  bezeichnet 
wird,  dennoch  während  ihrer  Dauer  alle  Wirkungen  der  endgültigen  im 
Gefolge  hat  und  namentlich  gegenüber  den  davon  betroffenen  Personen 
nicht  nur  eine  Fürsorge  fiir  das  Vermögen  (wie  im  Falle  der  Abwesen- 
heitsvormundschaffc) ,  sondern  vermöge  Beschränkung  der  Handlungs- 
fähigkeit (B.G.B.  §  81)  eine  einschneidende  Beeinträchtigung  der  per- 
sönlichen Rechte  enthält.  Daher  sind  die  sächsischen  Amtsgerichte  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Vormundschaftsbehörden  —  abgesehen  höchstens 
von  dem  hier  nicht  vorliegenden  Falle  der  Verlegung  des  Wohnsitzes 
oder  Aufenthaltsorts  während  Schwebens  des  Entmündigungsverfahrens 
—  nicht  in  der  Lage,  eine  vorläufige  Vormundschaft  gültig  zu  ver- 
fügen, wenn  nicht  deren  Zuständigkeit  zur  sachlichen  Entscheidung 
über  den  betreffenden  Entmündigungsantrag  begründet  ist,  und  es  er- 
scheint nach  §  2  Nr.  1  und  §  3  des  angezogenen  Gesetzes  der  Um- 
stand, dass  ein  Entmündigungsverfahren  schwebt,  zwar  als  nothwendige 
Voraussetzung  der  Einleitung  einer  vorläufigen  Vormundschaft,  genügt 
aber'  i^r  sich  allein  nicht  zu  deren  Rechtfertigung. 

Hienach  muss  die  mittels  Beschlusses  vom  29.  April  1890  seitens 
des  Amtsgerichts  zu  D.  über  den  Beklagten  verhängte  Vormundschaft 
nicht  sowohl  wegen  örtlicher  Unzuständigkeit  dieser  Behörde^  sondern 
weil  68  an  einer  wesentlichen  materiellen  Voraussetzung  der  Bevor- 
mundung des  Beklagten  als  Ausländers  überhaupt  gebrach,  als  nichtig 
angesehen  werden  und  entbehrt  demzufolge  auch  der  die  Honorar- 
zubilligung enthaltende  Beschluss  vom  7.  Oktober  1890,  dessen  Gül- 
tigkeit die  Einleitung  einer  zulässigen  Bevormundung  voraussetzen 
würde,  jeder  Rechtswirksamkeit. 

Einrede  der  Bechtshängigkeit  im  Ausla7ide.     Ist  Gegenseitigkeit 
der  Vollstreckung  von  Urtheilen  mit  Ungarn  verbürgt? 

In  Sachen  B.  M.  Schlesinger  in  Budapest  gegen  S.  Willner  und 
Genossen  in  Hamburg  hat  die  Kammer  V  für  Handelssachen  des 
Landgerichts  Hamburg  die  Elage  abgewiesen  durch  Urtheil  vom 
16.  Juni  1891  aus  folgenden  Gründen  (Hans.  Ger.-Zeitg.  Beibl.  1891 
Nr.  161): 
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„Nachdem  Kläger  zugegeben  hat;  dass  die  hier  eingeklagten 
Wechselforderungen  gegen  die  Mitbeklagten  sub  1  bis  3  bereits  m 
Budapest  eingeklagt  worden  seien,  war  die  Klage  ohne  Weiteres  auf 
Grund  der  Einrede  der  Litispendenz  (^K.Z.P.0.  §  235)  abzuweisen. 
Zu  Unrecht  hat  ELläger  dieser  Einrede  opponirt^  dieselbe  sei,  da  es 
sich  im  vorliegenden  Falle  um  die  Anhängigkeit  der  Klage  vor  einem 
ausländischen  Gerichte  handle,  unbegründet.  Die  exceptio  Uiis  pefi- 
dentis  beruht  auf  dem  Gedanken  des  Grundsatzes  ne  bis  in  eadem  n 
sit  actio;  sie  ist  in  demselben  Umfange  zulässig,  in  welchem  die  ex- 
ceptio rei  jtuiicatas  statthaft  wäre,  wenn  tiber  den  Anspruch  bereits 
rechtskräftig  entschieden  wäre.  Weder  der  Wortlaut  des  Greseties, 
Z.P.O.  §  235  Nr.  1,  noch  innere  Gründe  sprechen  dafür,  die  Zn- 
lässigkeit  der  Einrede  auf  den  Fall  zu  beschränken,  wo  es  sich  um 
die  Rechtshängigkeit  vor  einem  deutschen  Gerichte  handelt.  Ganz 
unzweifelhaft  ist  dies  in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  die  Klage  vor 
einem  ausländischen  Gerichte  anhängig  gemacht  worden  ist,  Aesatn 
Urtheil  nach  Massgabe  des  §661  der  Z.P.O.  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Gesetzmässigkeit  in  Deutschland  vollstreckbar  erklärt  werden  nrass. 
Andemfedls  würde  die  unbillige  Konsequenz  eintreten,  dass  der  tot 
dem  deutschen  Gerichte  mit  der  Einrede  der  ausländischen  Rechts- 
hängigkeit abgewiesene  Beklagte  Gefahr  laufen  würde,  aus  zwei  den- 
selben Anspruch  betreffenden  Urtheilen  sich  die  Zwangsvollstrecktmg 
gefallen  lassen  zu  müssen.  Dies  ist  auch  die  Ansicht  der  Kommen- 
tatoren der  Zivilprozessordnung  (vgl.  Wilmowski  S  Levy  Bd.  1  S.  B50 
und  dort  Zitirte). 

Nach  richtiger  Ansicht  muss  aber  dasselbe  Prinzip  mas^bend 
sein  auch  in  allen  Fällen,  wo  der  Klaganspruch  vor  einem  ausländi- 
schen Gericht  geltend  gemacht  ist,  dessen  Urtheilen  das  deutsche  Ge- 
richt nicht  schon  in  Gemässheit  des  §  661  der  Z.P.O.  die  Vollstreckhar- 
keitsklausel  ertheilen  muss,  da  auch  diese  Urtheile  der  ausländischen 
G-erichte  nach  erfolgter  Nachprüfong  der  Gesetzmässigkeit  der  Ent- 
scheidung (nämlich  nach  ausländischem  Recht)  durch  das  deutsehe 
Grericht  als  vollstreckbar  erklärt  werden  können  (vgl.  Wilmowski  i 
Levy  Bd.  1  S.  853).  Diese  Möglichkeit  wird  aber  der  deutsche  Richter 
bei  den  Urtheilen  der  Gerichte  zivilisirter  Staaten  regelmSssif 
voraussetzen  dürfen. 

Es  ist  daher  für  die  vorliegende  Sache  irrelevant,  dass  in  Bezug 
auf  Ungarn  die  in  §  661  Nr.  3  d.  Z.P.O.  erwähnte  Gegenseitigkeit 
nicht  verbürgt  ist. 

Das  Hanseatische  Oberlandesgericht,  Feriensenat,  hob 
dieses  Urtheil  aber  am  5.  August  1891  auf  und  wies  die  Sache  «b 
die  Yorinstanz  zurück  aus  folgenden  Gründen  (Aktenzeichen :  Bf.  IH 
230/91): 

„Die  Klage   gegen   die  Mitbeklagten   S.  Willner    und  D.  BnmB 

anlangend  steht  das  Zugeständniss  des  Klägers  fest,  dass ^ 

Forderungen  aus  den  hier   eingeklagten  Wechseln    in  Budapest  geges 
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dieselben  geltend  gemacht  sind.  Aus  dieser  Thatsache  kann  jedoch  ab- 
weichend von  den  Ausführungen  des  angefochtenen  Urtheils  die  Be- 
rechtigung der  prozesshindernden  Einrede  derRechtshängig- 
keit  (R.Z.P.O.  §  247  Nr.  3)  nicht  entnommen  werden.  Dass  zur 
Begründung  dieser  Einrede  nicht  die  Geltendmachung  desselben  An- 
spruchs bei  einem  Gerichte  des  Inlandes  erfordert  wird;  vielmehr 
auch  der  Geltendmachung  eines  Anspruchs  vor  einem  inländischen  Gre- 
riohte  die  Anhängigkeit  desselben  Ausspruchs  vor  einem  ausländischen 
Gerichte  entgegengesetzt  werden  kann^  ist  nach  Theorie  und  Praxis 
unbestritten^  nach  richtiger  Auffassung  jedoch  die  Zulässigkeit  einer 
Ableitung  dieser  Einrede  aus  der  Anhängigkeit  desselben  Anspruchs 
bei  einem  auswärtigen  Gerichte  davon  abhängig,  ob  die  in  dem 
auswärtigen  Verfahren  ergehende  Entscheidung  gegenüber  einer  Grel- 
tendmachung  desselben  Anspruchs  bei  einem  Gerichte  des  Inlandes 
die  exceptio  rei  jtidicatae  zu  begründen  geeignet  ist  und  im  Inlande 
vollstreckt  werden  würde  (s.  v,  Bar,  Internationales  Privatrecht,  2.  Aufl.; 
Bd.  2  S.  546 — 550;  Wach,  BLandbuch  des  deutschen  Zivilprozess- 
rechts Bd.  1  §  19  S.  246  fiP.;  Qaupp,  Kommentar  z.  Z.P.O.,  2.  Aufl.; 
Bd.  1  8.  465  Anm.  19;  Wümowski  S  Levyj  Kommentar  z.  Z.P.O. 
Bd.  1  8.  351;  Seuffert,  Kommentar  z.  Z.P.O.,  5.  Aufl.,  zu  §  235; 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  8  8.  385; 
389). 

Die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  im  Inlande  ist  nun  aber 
—  abgesehen  von  den  sonstigen  in  §  661  der  Z.P.O.  bestimmten 
Voraussetzungen  —  davon  abhängig;  dass  die  Gegenseitigkeit 
der  Vollstreckung  der  Urtheile  in  den  in  Betracht  konunenden  Staaten 
verbürgt;  und  zwar  thatsächlich  verbürgt  ist;  was  anzunehmen 
ist;  wenn  die  Urtheile  der  Gerichte  des  einen  Staates  in  der  Regel 
von  den  Gerichten  des  anderen  Staates  ohne  Prüfung  ihrer  Gesetz- 
mässigkeit vollstreckt  werden. 

Das  ungarische  Gesetz  vom  1.  Juni  1881;  betreffend  das  Exe- 
kutionsverfahren;  erklärt  die  Anordnung  der  Exekution ;  wenn  kein 
Btaatsvertrag  besteht,  nur  im  Falle  der  vom  Exekutionssucher  zu  er- 
weisenden Reziprozität  und  auch  dann  nur  unter  den  Vorbedingungen 
für  zulässig,  dass  zur  Grundlage  der  Exekution  -ein  rechtskräftiges 
gerichtliches  Erkenntniss  oder  ein  gerichtlicher  Vergleich  dient,  dass 
die  vorladenden  Prozessschriften  dem  im  Versäumnissverfahren  im 
auswärtigen  Staate  verurtheilten  ungarischen  Unterthanen  im  Staate 
des  Prozessgerichts  zu  eigenen  Händen  oder  zufolge  einer  Requisition 
von  einem  ungarischen  Gerichte  vorschriftsmässig  zugestellt  waren, 
dass  das  erkennende  Gericht  nach  den  Vorschriften  der  ungarischen 
Gresetze  zuständig  war  und  dass  die  im  Wege  der  Exekution  zu  er- 
zwingende Leistung  eine  nach  dem  ungarischen  Gesetze  erlaubte  ist. 
Muss  es  schon  nach  dem  Wortlaute  dieses  Gesetzes  (abgedruckt  bei 
Franckey  die  Entscheidungen  ausländischer  Gerichte  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  in  ihrer  Wirksamkeit  nach  deutschem  Reichsrecht; 
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in  Busches  Zeitschrift  ftLr  Zivilprozess  Bd.  8  S.  59)  zweifelhaft  er- 
scheinen^ ob  dieses  Gesetz  eine  Vollstreckung  der  Urtheile  deutscher 
Gerichte  in  Ungarn  ohne  Nachprüfung  der  Rechtmässigkeit  der  Ent- 
scheidung gewährleistet,  so  unterl iegt  die  thatsächliche  Verbürpng 
der  Vollstreckung  deutscher  Urtheile  in  Ungarn  nach  dem  Urtheile 
des  Reichsgerichts  vom  7.  April  1888  i.  8.  Jankowicz  c.  Heffter 
(Seufferts  Archiv  Bd.  44  Nr.  67;  Juristische  Wochenschrift  1888 
S.  459)  noch  erheblicheren  Zweifeln,  zumal  nach  der  amtlichen  Be- 
kanntmachung in  Württemberg  vom  22.  November  1882  (vgl.  Reg.- 
Blatt  1882  S.  459)  wegen  mangelnder  Verbürgung  der  Gegenseitig- 
keit die  Urtheile  ungarischer  Gerichte  in  W^ürttemberg  nicht  vollstreekt 
wÄden. 

Bei  dem  vorliegenden  Bestreiten^  dass  thatsächlich  die  Gegenseitig- 
keit der  Vollstreckung  von  Urtheilen  in  Ungarn  und  in  Deutschluid 
verbürgt  ist,  liegt  den  Beklagten  der  Nachweis  der  Reziprozität  ob 
(vgl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  Bd.  6  Nr.  114  S.  373. 
Bd.  8  Nr.  115  8.  390;  Wach,  Handbuch  Bd.  1  8.  238:  f.  Är^ 
Internationales  Privarecht  Bd.  2  8.  570  —  573),  welchen  dieselben 
nicht  angetreten  haben.  Es  muss  hienach  die  Einrede  der  Rechti- 
hängigkeit  des  Anspruchs  der  erhobenen  Klage  auch  bezüglich  der 
Mitbeklagten  Willner  und  D.  Brunn  verworfen  werden." 

B.  Rechtshülfe. 

Ablehnung  der  Rechtshülfe. 

Das  Ersuchen-  um  Zeugenvernehmung  kann  abgelehnt  werden, 
wenn  der  Beweisbeschluss^  auf  Grund  dessen  das  Ersuchen  gestellt 
wird,  den  Erfordernissen  der  §§  324  Ziff.  1  und  342  Z.P.O.  nicht 
entspricht  (der  Beweisbeschluss  ging  lediglich  dahin:  Beweis  zu  er- 
heben über  die  im  Protokoll  festgestellten  Einwendungen,  sowie  fiher 
die  Klagsbehauptungen). 

Unter  den  Begriff  einer  Ablehnung  der  Rechtshülfe  fallen  nicii 
der  durch  die  Regrerungsmotive  8.  193  {Hahn,  Material.  Bd.  1  S.  170) 
imterstützten  Usualinterpretation  der  §§  159,  160  des  deutschen  G^ 
richtsverfassungsgesetzes  auch  solche  Verfügungen  des  ersuchten  Ge- 
richts, durch  welche,  ohne  dass  das  Ersuchen  schlechthin  abgelehnt 
wird,  die  Erledigung  von  Voraussetzungen  abhängig  gemacht  wird, 
welche  nach  der  Ansicht  des  ersuchenden  Gerichts  der  Begrfindnng 
entbehren.  Beschl.  des  Oberlandesgerichts  zu  Braunschweig  tod 
20.  Oktober  1890  {SeufferVs  Archiv  Bd.  47  8.  223). 
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Dänemark. 

Dänische  Bechtspreehang  ^). 

Die  Mündigkeit  einer  Person  bestimmt  sich  nach  der  Gesetz- 
gebung ihres  Domizils^  nicht  ihrer  Nationalität.  So  entschieden^  dass 
die  Frage  nach  der  Mündigkeit  eines  in  Dänemark  wohnhaften  schwe- 
dischen Mädchens  nach  dänischem  Recht  zn  beurtheilen  sei.  Urtheil 
des  Kriminal-  und  Polizeigerichts  vom  24.  Januar  1891. 

Obgleich  ausländische  Strafurtheile  keine  Gültigkeit  in  Dänemark 
haben,  ist  doch  angenommen^  dass  diese,  soweit  sie  zivilrechtliche 
Punkte  enthalten,  z.  B.  Ersatz  der  Prozesskosten,  für  das  Bereich 
dieser  Punkte  für  die  Parteien  in  derselben  Weise  verbindlich  sind, 
wie  ausländische  Zivilurtheile.  Urtheil  des  Obergerichts  vom  8.  Juni 
1891. 

Ein  hypothekarisches  P£Euidrecht  an  einem  Norwegen  angehö- 
rigen  Schiffe,  welches  nach  den  dort  geltenden  Regeln  errichtet  wor- 
den war,  wurde  für  hierzulande  gültig  erachtet,  weil  die  dänische  Gesetz- 
gebung ein  hypothekarisches  Pfandrecht  an  Schiffen  anerkennt.  Urtheil 
des  Obergerichts  vom  21.  Oktober  1889. 

An  Gegenständen,  welche  zu  einer  Yerlassenschaft  gehören,  die 
im  Auslande  von  der  dazu  kompetenten  Behörde  in  Behandlung  ge- 
nommen ist,  kann  Arrest  angelegt  werden,  indem  solches  als  durch 
ein  Plakat  vom  80.  November  1821  begründet  gilt.  Urtheil  des  See- 
und  Handelsgerichts  vom  1.  Mai   1890. 

Einem  im  Auslande  über  einen  hier  im  Lande  wohnhaften  Dä- 
nen gesprochenen  Urtheile  wurde  darum  keine  Bedeutung  beigelegt, 
weil  dieser  nach  dänischem  Recht  nicht  verpflichtet  erschien,  vor  je- 
nem Gerichtshofe  sich  zu  stellen,  und  darum  ausgeblieben  war.  Ur- 
theil des  Obergerichts  vom  28.  Juli  1890. 


Frankreich. 

Konkurrenz    von   französischen    Testamentserben    mit    schtvetze- 

ri^clien  Pflichttheilserben,      Oerichtsstands-  etc,   Vertrag  zwischen 

der  Schweiz  und  Frankreich  vom  15.  Juni  1869. 

In  Niort  (Frankreich)  starb  am  8.  April  1885  Peter  Casa- 
nova von  Obersaxen  (Graubünden).  Er  hinterliess  ein  eigenhändiges 
Testament,  worin  er  zwei  Minderjährige  französischer  Nationalität  als 


1)  Obige  Mittheilungen  über  dänische  Rechtsprechung,  Gesetz- 
gebung etc.  verdankt  die  Redaktion  der  besonderen  Gewogenheit  Seiner 
Exzellenz  des  Herrn  Dr.  NelUmann,  k.  dänischen  Staatsministers  der  Justiz. 
Die  Uebersetzung  wurde  gütigst  von  Herrn  Geheimrath,  Universitätspro- 
fessor Dr.  von  Maurer  in  München  besorgt. 
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Universalerben  (legcUaires  imiversels)  einsetzte.  Die  nächsten  Verwandtei 
des  Erblassers  und  nach  graubtindnerischem  Kecht  seine  pflichttheils- 
berechtigten  Intestaterben  waren  seine  Geschwister  N.  N.  von  und  in  | 
Obersaxen.  Der  Nachlass  bestand  aus  einem  Hause  in  Niort,  einigeii 
Immobilien  in  Obersaxen  und  einem  Mobiliarvermögen,  das  sich,  so- 
weit es  in  Betracht  föllt,  in  Niort  befand.  Zwischen  den  Testaments- 
erben und  den  Intestaterben  kam  diurch  die  Vermittelung  der  scbwei- 
zerischeu  Gesandtschaft  in  Paris  am  1.  Juli  1886  ein  Yergleicli  auf 
folgender  Grundlage  zu  Stande:  Man  nahm  an,  das  Haus  in  Niort 
werde  vom  französichen  Kechte  beherrscht ,  das  den  Verwandten  der 
Seitenlinie  keinen  Pflichttheil  einräumt,  und  sprach  es  ohne  Weiteres 
den  Testamentserben  zu.  Die  in  der  Schweiz  liegenden  Immobilien 
und  das  Mobiliarvermögen  dagegen  sollten  nach  Graubttndener  Reeht 
vererbt  werden,  wonach  den  Geschwistern  ein  Pflichttheilsrecht  anf 
^/g  des  ererbten  und  auf  die  Hälfte  des  erworbenen  Vermögens  de* 
Erblassers  zusteht;  danach  wurden  den  Geschwistern  die  ImmobilieD 
in  Obersaxen,  die  Erbgut  waren,  zu  ^j^  zugesprochen,  die  minder- 
jährigen Testamentserben  sollten  die  Hälfte  des  Mobiliarnachlasses,  der 
aus  erworbenem  Vermögen  bestand,  und  überdies  ein  Fünftel  des  Im- 
mobiliarvermögens erhalten,  der  Rest  des  Mobiliarvermögens  sollte  an 
die  Notherben  fallen.  Dieser  Vergleich  wurde  bezüglich  der  minder- 
jährigen Testamentserben  von  dem  erstinstanzlichen  Gerichte  zu  Niort 
nicht  bestätigt,  weil  in  solchem  den  schweizerischen  Erben  in  iiirer 
Eigenschaft  als  Geschwister  des  Erblassers  auf  die  in  der  Schweiz  ge- 
legenen Vermögensstucke  Vorrechte  eingeräumt  seien,  die  das  franzö- 
sische Recht  nicht  kenne,  ohne  den  testamentarischen  Miterben  fnn- 
zösischex  Nationaliltät  auf  dem  in  Frankreich  befindlichen  Vermögen 
den  Betrag  vorzubehalten,  der  ihnen  als  Ersatz  dafür,  dass  sie  in  der 
Schweiz  zur  Erbfolge  nicht  unbeschränkt  zugelassen  werden,  nach  dem 
französischen  Gesetz  vom  14.  Juli  1819  gebühre. 

Der  Appellhof  von  Poitiers  entschied  nun  unterm  4.  Juli  1887 
dahin,  der  in  Frankreich  liegende  Mobil iarnachlass  werde  ausschliess- 
lich vom  französischen  Rechte  beherrscht  und  sei  daher  den  minder- 
jährigen Testamentserben  unter  Ausschluss  der  graubündnerischen  Noth- 
erben zuzusprechen. 

Das  Urtheil  des  Kassationshofes  vom  11.  Februar  1890  lautete 
aber  auf  Kassation  der  Voreut scheide,  und  zwar  wesentlich  auf  Grund 
folgender  rechtlicher  Erwägiuigen: 

Der  französisch -schweizerische  Staats  vertrag  vom  15.  Juni  1869 
erklärt  beim  Tode  eines  Schweizers  in  Frankreich,  mag  nun  ein 
Testament  vorliegen  oder  nicht,  die  schweizerischen  Grerichte  kom- 
petent zur  Beurtheilung  der  Streitigkeiten  über  die  Bereinigung  des 
Nachlasses  und  über  die  Abrechnung  zwischen  den  Intestaterben  rm 
den  Vermächtnissnehmern  und  bestimmt  zugleich,  dass  für  die  Thei- 
lung,  die  Versteigerung  und  den  Verkauf  der  Liegenschaften  das  Becht 
des  Landes,  wo  sie  liegen,  massgebend  sein  soll;  damit  ist  anerkannt. 
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das8  der  Mobiliarnachlass  durch  das  Recht  der  Heimath  und  das  Per- 
sonalstatut des  Erblassers  beherrscht  wird; 

daraus  folgt ^  dass  der  Erblasser  für  die  Fähigkeit ,  über  seinen 
Mobiliarnachlass  zu  verfügen^  seinem  Personalstatut  und  dem  Recht 
des  Ortes ;  wo  der  Nachlass  eröfiuet  wird^  d.  h.  dem  Rechte  seiner 
Heimath  unterworfen  bleibt; 

nach  demselben  Grundsatz  können  die  schweizerischen  Pflicht- 
theilserben  auf  dem  in  Frankreich  liegenden  Mobiliarnachlass  den 
Vorschlag  oder  Pflichttheil  beanspruchen ,  der  ihnen  nach  schweize- 
rischem Rechte  zukommt^  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Erblasser 
im  Widerspruch  mit  den  Bestimmungen  des  schweizerischen  Rechts 
Universallegatare  eingesetzt  haben  sollte^  die  nach  französischem  Rechte 
auf  den  ganzen  Nachlass  und  um  so  mehr  auf  das  am  Todestage  in 
Frankreich  liegende  Mobiliarvermögen  Anspruch  hätten.^  (Schweizer 
Bundesblatt  1892  IT  S.  494  ff.) 


Italien. 

Italienische  Bechtsprechnng. 

Auslieferung.     Kassationsbeschiverde  gegefi   Urtheile  der  Anklage- 
kammer  de?'  Appellationsgerichte    in   Aiisliefemngssa^hen   ausge- 
schlossen, 

Mitgetheilt  von  Herrn  F,  P.  Contuejsi,  Professor  des  internationalen  Rechts 

an  der  k.  Universität  in  Neapel. 

Urtheil  des  Kassationshofs  zu  Rom  vom  2.  Febnuir  1891. 

Ein  gewisser  Raja  Spiridione,  griechischer  Unterthan,  hatte 
seinen  Aufenthaltsort  in  Brindisi.  Die  griechische  Regierung  stellte 
an  die  italienische  Regierung  das  Ansuchen  um  dessen  Auslieferung. 
Die  Rathskammer  des  peinlichen  Tribunals  zu  Lecce  erliess  am  10.  No- 
vember 1890  eine  Verordnung,  womit  sie  erklärte,  dass  gegen  Raja 
mangels  genügender  Verdachtsgründe  das  peinliche  Verfahren  nicht 
stattfinden  solle.  Der  Staatsanwalt  opponirte,  worauf  die  Anklage- 
Sektion  des  Appellationshofs  zu  Trani  mit  Urtheil  vom  13.  September 

1890  die  Auslieferung  Raja's  fllr  zulässig  erklärte  und  die  Ueber- 
liefemng  desselben  an  die  kompetente  gerichtliche  griechische  Obrig- 
keit beschloss. 

Raja  rekurrirte  an  den  Kassationshof  zu  Rom.  Er  machte  die 
Verletzung  der  Artikel  263,  266  des  peinlichen  Prozessverfahrens 
geltend  und  behauptete,  dass  nach  der  Bekräftigung  der  obigen  Ver- 
ordnung die  Anklagesektion  seine  Auslieferung  nicht  anordnen  konnte. 

Der  Kassationshof  zu  Rom  verwarf  mit  Urtheil   vom  2.  Februar 

1891  den  Rekurs  aus  folgenden  Orilnden: 

Abgesehen  davon,  dass  das  bestrittene  Urtheil  thatsächlich  an- 
nimmt, dass  ans  dem  von  der  kompetenten  griechischen  Obrigkeit  ge- 
gen Raja    Spiridione   ausgestellten    Haftbefehl    hinlängliche   Elemente 

2G-' 
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seiner  Schuld  sich  ergaben ,  kann  der  gegenwärtige  Rekurs  nickt 
von  dem  obersten  Gerichtshof  beurtheilt  werden,  weil  nach  der  Ver- 
fügung der  Artikel  460  und  640  des  peinlichen  Prozessverfahraig 
gegen  die  Urtheile  der  Anklagesektion  der  Rekurs  nur  eingelegt 
werden  kann  entweder  vor  der  Entscheidung,  wenn  dieselben  Ur> 
theile  die  Angeklagten  an  das  Schwurgericht  in  Folge  eines  der  im 
benannten  Art.  460  angefahrten  Fälle  Überweisen  oder  nach  erfolgtem 
richterlichen  Ausspruche,  wenn  der  Angeklagte  auf  Grrnnd  eines  der 
im  Art.  640  des  peinlichen  Prozessverfahrens  angeführten  Fälle  tot- 
urtheilt  worden  ist,  keine  der  obigen  Voraussetzungen  aber  zu  Gun- 
sten der  Rekursbeschwerde  Rajas  spricht.  Gegen  die  von  der  An- 
klagesektion ausgesprochene  Ausliefenmgsentscheidung  konnte  der 
Rekurs  in  Kassation  nicht  angenommen  werden. 

Auslieferung.  —    Gh^enxen   erwischen  gerichtlichei'  und  staaiUeher 

Gewalt  in  internationalen  Streitigkeiten. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Aw,  G.  Fioretti  in  Neapel. 

Das  italienische  oberste  Kriegs-  und  Marinestrafgericht  (Trum' 
nale  stipremo  dt  guerra  e  marina)  sprach  am  18.  Mai  1891  ein  in- 
teressantes Urtheil  Über  die  Grenzen  zwischen  gerichtlicher  und  statt- 
licher Gewalt  in  internationalen  Streitigkeiten. 

Ein  gewisser  Righi  hatte  eine  bedeutende  Summe  als  Rechnungs- 
offizier  aus  der  militärischen  Kasse  in  Verona  entwendet  und  war  d«- 
mit  nach  Bosnien  flüchtig  gegangen,  wo  er  von  der  dortigen  Obrig^ 
keit  verhaftet  und  dann  an  die  italienische  Regierung  ausgelieüot 
wurde.  Das  militärische  Gericht  von  Verona  hat  den  Righi  zur  ge- 
setzmässigen  Strafe  verurtheilt.  G^gen  dieses  Urtheil  erhob  Riglii 
folgende  Beschwerden  an  das  Oberste  Gericht,  dahin  gehend,  diss 
das  veronesische  Militärgericht  in  der  Sache  unzuständig  sei,  weil  di^ 
Auslieferung  eine  gesetzwidrig^  gewesen.  Die  Beschwerde  führte  aos^ 
nach  Artikel  25  des  Berliner  Vertrages  vom  18.  Juli  1878  seien  BosnieB 
und  Herzegovina  nicht  als  integrirende  Theile  des  österreichischen  Ge- 
bietes anzusehen.  Andererseits  gestatte  Art.  1  des  AoBlieferangsrer- 
trages  zwischen  Italien  und  Oesterreich-Ungam  vom  27.  Februar  1869 
nur  die  Auslieferung  der  auf  dem  Österreichischen  Gebiete  veriiafteteo 
Verbrecher.  Da  aber  Bosnien  und  Herzegovina  noch  als  Theile  des 
ottomanischen  Gebietes  anzusehen,  sei  mit  der  gestatteten  Ansliefenmg 
die  Souveränetät  der  Türkei  verletzt  worden. 

Die  Frage  bot  wirklich  ein  grosses  Interesse.  Meiner  Ansiebt 
nach  war  sie  mit  der  Begründung  zu  lösen,  dass  Righi  nicht  befugt  w. 
sich  auf  die  Rechte  dritter  Personen  zu  berufen,  besonders  wenn  m 
concreto  diese  dritte  Person  eine  ausländische  Regierung  war,  welche 
selbst  gegen  die  stattgefundene  Verhaftung  und  Auslieferung  nidits 
eingewandt  hatte.  Falls  die  ottomanische  Regierung  selbst  irgend 
einen  Einspruch  erhoben  hätte,  würde  die  Frage  wirklich  zu  keiner  so 
einfachen  Lösung  geeignet  gewesen  sein. 
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Art.  9  des  italienischen  Strafgesetzbuches  bestimmt;  dass  die  Aus- 
lieferung eines  Ausländers  nicht  stattfindf^n  kann  ohne  vorhergehende 
gerichtliche  Genehmigung.  Natürlicherweise  kann  die  Regierung  die 
gerichtlich  genehmigte  Auslieferung  diplomatisch  verweigern;  sie  kann 
aber  das  Entgegengesetzte  nicht  thun,  nämlich  sie  darf  keine  von  der 
gerichtlichen  Behörde  verweigerte  Auslieferung  diplomatisch  gestatten. 
In  solchem  Falle  muss  die  Regierung  den  eventuell  vorläufig  verhaf- 
teten Ausländer  unumgänglich  freilassen.  Also  die  Zuständigkeit  der 
Gerichte,  in  Auslieferungssachen  die  internationalen  Verträge  zu  inter- 
pretiren,  ist  in  Italien  gesetzlich  anerkannt,  und  wenn  die  italieni- 
schen Richter  der  italienischen  Regierung  selbst  das  Recht  zur  Aus- 
lieferung verweigern  können,  ist  unmöglich  anzunehmen,  dass  sie  die 
Gesetzmässigkeit  der  von  fremden  Regierungen  gestatteten  Ausliefe- 
rungen nicht  sollen  beurtheilen  können.  Die  Richtigkeit  einer  sol- 
chen Schlussfolgerung  a  maiori  ist  so  einleuchtend,  dass  sie  keiner 
weiteren  Erörterung  bedarf. 

Es  ist  also  eine  bedauerliche  Entsagung  der  richterlichen  Gewalt 
gewesen,  als  das  Oberste  italienische  Kriegsgericht  im  angeführten  Ur- 
theil  sich  so  ausgesprochen  hat: 

„Die  Grerichte  haben  keine  Befngniss,  die  Fragen  zu  beurtheilen, 
welche  sich  auf  die  Grenzen  der  Souveränetät  der  Staaten  und  auf  die 
Verhältnisse  der  Staaten  untereinander  über  die  Ausübung  der  Sou- 
veränetätsrechte  in  bestimmten  Provinzen  sich  beziehen.  Solche  Fra- 
gen gehören  ausschliesslicherweise  der  politischen  Gewalt,  welche  sie 
nach  den  Normen  des  öffentlichen  Völkerrechts  löst." 

,.Der  Beschwerdeflihrer  beruft  sich  auf  keine  Satzung  des  militä- 
rischen Strafgesetzbuches,  welche  dem  militärischen  Strafgericht  irgend 
eine  Befugniss  einräume,  um  zu  entscheiden,  ob  das  Gebiet,  wohin  Righi 
sich  geflüchtet  hatte,  Bestandtheil  des  ausliefernden  Staates  ist  oder 
nicht** 

Das  Urtheil  geht  so  weiter  mit  der  noch  auffallenderen  Bemer- 
kung, dass,  falls  die  vom  Beschwerdefiihrer  vertretene  Ansicht  ange- 
nommen werden  sollte,  man  die  Freiheit  der  Staaten  im  internationalen 
Rechtsverkehr  verhindern  und  dem  betreffenden  Staate  eine  bestimmte 
Interpretation  der  internationalen  Verträge  aufbürden  würde. 

Alle  diese  Argumentationen  scheitern  an  der  klaren  Bestimmung 
des  oben  angeführten  Art.  9  des  italienischen  Strafgesetzbuchs,  wel- 
cher dieser  Freiheit  der  staatlichen  Gewalt  in  Auslieferungssachen  eine 
weit  bedenklichere  Schranke  setzt,  indem  die  gerichtliche  Gewalt  dem 
Staate  die  Auslieferung  eines  Fremden  an  die  ausländische  Regierung 
verbieten  kann.  Wenn  eine  störende  Einmischung  der  gerichtlichen 
Gewalt  in  solchen  Sachen  politisch  zu  befi\rchten  wäre,  so  würde  die 
Gefahr  viel  grösser  sein  in  dem  Falle,  wo  der  Staat  die  Auslieferung 
nicht  gestatten  kann,  weil  das  einheimische  Gericht  es  ihm  verboten 
hat,  als  im  Falle,  wo  das  Gericht  die  von  einem  ausländischen  Staate 
gestattete  Auslieferung  als  gesetz-  imd  vertragswidrig  erklärt  und  folg- 
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lieh  die  Regierung  zur  Freilassung  des  Angeschuldigten  zwingt  In 
solchem  letzten  Falle  werden  die  Rechte  der  ausländischen  Regierung 
auf  keine  Weise  beeinträchtigt.  Es  ist  ganz  dasselbe,  als  ob  der 
Beschuldigte  wegen  mangelhaften  Beweises  freigesprochen  wurde. 

Es  scheint  aber,  dass  in  Italien  die  vom  Obersten  Militärgeneht 
angenommene  Ansicht  eine  massgebende  sei.  Auch  der  Appellationshof 
von  Mailand  im  Urtheile  vom  23.  Januar  1891  hatte  dieselbe  Frage 
zu  lösen  in  der  Sache  Fratelli  Croce.  Die  Regierung  von  Urugniy 
hatte  diese  Gebrüder  Croce  der  italienischen  Regierung  ausgeliefert 
wegen  Unterschlagung  auf  Grund  des  Art.  2  Nr.  10  des  Ausliefe- 
rungsvertrages zwischen  Italien  und  Uruguay  vom  7.  Mai  1866.  Da 
aber  der  Vertrag  von  Auslieferung  der  Beschuldigten  wegen  Ent- 
wendungen überhaupt  spricht  und  die  gegen  die  Gebrüder  Crooe 
erhobene  Anklage  eine  Unterschlagung  betraf,  so  erwiderten  die  Ge- 
brüder Croce,  die  Auslieferung  wäre  eine  gesetzwidrige.  Der  Appella- 
tionshof von  Mailand  aber  entschied,  die  Gerichte  seien  nicht  zustSn- 
dig,  die  von  ausländischen  Regiemngeu  bewilligten  Auslieferungen  zu 
beurtheilen. 


Oesterreich. 

Bechtsprechung  der  österreichischen  Gerichtshöfe. 

Zfiir  Frcige  der  Ufigültigkeit  der  sogenannten  sieb&fibürgischen  Ehen 
für  das  Oebiet  der  im  Beichsrathe  vertretenen  Königreiche  unA 

Länder, 

Pleuar-Entscheidung  des  k.  k.  obersten  G.H.  vom  24.  November  1891 
Z.   12451   (Beil.  Nr.  715  zum  J.M.V.Bl.   1892). 

Moriz  A.,  aus  Leoben  in  Steiermark  gebürtig,  hat  sich  am  8.  F^ 
bruar  1875    zu    Graz    mit  Gisela  B.  vermählt.     Beide    Theile  warn 
katholischer  Religion.  Mit  Beschluss  des  k.  k.  Landesgerichts  in  Gnz 
vom  23.  Dezember  1887  wurde  die  einverständliche  gerichtliche  Sebo- 
dung  dieser  Ehe  von  Tisch  und  Bett  bewilligt.    Moriz  A.,  dem  1889 
die    Entlassung     aus    dem    österreichischen    Staatsverbande    bewill^ 
wurde,    hat    die    ungarische  Staatsbürgerschaft  erworben    und  ist  zu 
unitarischen  Religion  übei^etreten.  lieber  sein  einseitiges  Einschreitai 
hat  das  Zentral  -  und  Kolozs  -  Dobokaer    unitarische    geistliche  Unter- 
gericht  mit  dem  vom  unitarischen  Kirchenrathe    als    geistlichem  Obe^ 
gerichte  bestätigten  Ui*theile  vom  28.  Januar  1890  die  Ehe  des  Moriz 
A.  mit  Gisela  B.   in  Bezug  auf  den  ersteren    au%elö8t  und    ihm  die 
Eingehung    einer    neuen  Ehe  gestattet.     A.  wurde  am  9.  März  1890 
nach  unitarischem  Ritus  in  Klausenburg  mit  der   italienischen  Staats- 
angehörigen Rosa  C,  evangelischer  Konfession,    vermählt.    Gisela  E 
ist  noch  am  Leben,   und  Moriz  A.  hat  sowohl  vor  als  nach  der  sweiten 
Ehe  mit  Rosa  C.  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  Graz  innegehabt 


Oesterreich.  397 

Auf  Orund  dieser  bewiesenen  Tbatsachen  haben  nun  in  der  von 
Amts  wegen  gepflogenen  Untersuchung  das  Landesgericht  und  das  Ober- 
landesgericht in  Graz  die  von  A.  mit  Rosa  C.  am  9.  März  1890  ge- 
schlossene Ehe  im  Geltungsgebiete  des  österreichischen  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  als  ungültig  erklärt ,  und  zwar  aus  nach- 
stehenden im  Wesentlichen  übereinstimmenden  Gründen : 

Der  gegenständlichen  Eheschliessung  steht  das  Hinderniss  der 
zweifachen  Ehe  (§§  62  und  111  a.  b.  G.B.)  entgegen ^  da  die  erste 
£he  des  Moriz  A.  mit  Hinblick  auf  die  Bestimmung  des  §  1 1 1  a.  b. 
G.B.  in  einer  nach  österreichischem  Kechte  gültigen  und  wirksamen 
Weise  bisher  nicht  gelöst  worden  ist  und  nicht  gelöst  werden  konnte. 
Die  bewilligte  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  konnte  eine  Lösung  des 
Ehebandes  nicht  begründen  ^  und  mit  dem  Urtheile  der  unitarischen 
geistlichen  Gerichte  wurde  zwar  die  fragliche  Ehe  in  Bezug  auf  Moriz 
A.  aufgelöst,  jedoch  blieb  das  durch  dieselbe  zwischen  Moriz  A.  und 
Gisela  B.  begründete  Eheband  in  Ansehung  der  letzteren  unberührt, 
und  kann  dasselbe  folgerichtig  nach  dem  Begriffe  und  Zwecke  der  Ehe 
auch  für  Moriz  A.  nicht  ohne  rechtliche  Wirkung  sein.  Dasselbe  muss 
vielmehr  in  privat-  und  öffentlich-rechtlicher  Beziehung  noch  als  zu 
Recht  bestehend  angesehen  werden.  Die  §§  116  und  119  a.  b.  G.B. 
setzen  voraus,  dass  beide  Ehetheile  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe 
nicht  katholischen  Bekenntnisses  waren  ^  was  hier  nicht  zutrifft,  und 
gehen  offenbar  von  dem  Grundsatze  aus,  dass  durch  einseitige  Hand- 
lungen eines  Ehetheils  an  den  Rechten  des  anderen  nichts  geändert 
werden  kann  und  soll.  Uebrigens  wäre  auch  nach  §  1  des  ungari- 
schen Gresetzartikels  XLVill  vom  Jahre  1868  die  Entscheidung  hin- 
sichtlicli  der  Trennung  mit  Rechtswirkung  für  Gisela  B.  den  unitarischen 
geistlichen  Gerichten  nicht  zugestanden.  Abgesehen  von  dem  Allen 
ist  aber  die  Zuständigkeit  der  erwähnten  Gerichte  zur  Entscheidung 
über  die  Trennung  schon  deshalb  nicht  für  begründet  zu  halten,  weil 
weder  Moriz  A.  noch  Gisela  B.  je  in  Ungarn  ihren  ordentlichen  Wohn- 
sitz gehabt  haben  und  Moriz  A.  seinen  Wohnsitz  in  Graz  nie  geändert 
hat  (§§  13  und  14  J.N.).  Ist  demnach  das  Eheband  zwischen  Moriz 
A.  und  Gisela  B.  nicht  gelöst  und  als  noch  zu  Recht  bestehend  anzu- 
sehen, so  kann  auch  die  von  dem  ersteren  am  9.  März  1890  mit 
Rosa  C.  geschlossene  Ehe  wegen  des  entgegenstehenden  Hindernisses 
des  Ehebandes  nicht  als  zu  Recht  bestehend  und  gültig  anerkannt 
werden.  Die  von  Ausländem  im  Auslande,  eingegangenen  Rechts- 
geschäfte sind  zwar  nach  §§  34  und  37  a.  b.  G.B.  hinsichtlich  der 
persönlichen  Fähigkeit  der  Kontrahenten  sowohl  als  hinsichtlich  des 
Inhalts  und  der  Form  nach  den  ausländischen  Gesetzen  zu  beurtheilen, 
und  trifft  dieses  hier  insofern  zu,  als  beide  Ehewerber  zur  Zeit  der 
Eingehung  der  Ehe  nicht  österreichische  Staatsbürger  waren  und  die 
Ehe  in  Ungarn,  somit  im  Auslande,  geschlossen  worden  ist.  Demim- 
geachtet  kann  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  im  österreichischen  Staats- 
gebiete nicht  anerkannt  und  musste  auf  Ungültigkeit  derselben  erkannt 
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werden.  Denn^  nachdem  die  beiden  Ehetheile  ihren  Wohnsitz  in  Graz 
haben,  musste  auch  ihre  Ehe  in  Ansehung  der  Wirksamkeit,  welche 
derselben  im  hiesigen  Staatsgebiete  zukommen  soll,  mit  Kücksicht  auf 
die  hierlands  geltenden  Gesetze  beurtheilt  werden.  Hiebei  ergibt  sich 
aber  unzweifelhaft  eine  unlösbare  Kollision  mit  dem  zwischen  Moriz 
A.  und  Gisela  B.  noch  bestehenden  ehelichen  Verhältnisse,  sowie  mit 
dem  in  Oesterreich  sowohl  als  auch  in  Ungarn  geltenden  Prinzipe  der 
Monogamie,  speziell  aber  mit  den  Bestimmungen  der  §§  62  und 
111  a.  b.  G.B.  Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  anch  der 
Gisela  B.,  welche  ihre  Staatsbürgerschaft  und  ihr  Religionsbekenntniss 
nicht  geändert  hat,  aus  der  mit  Moriz  A.  geschlossenen  Ehe  noch 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  zustehen,  oder  erwachsen  können,  deren 
Anerkennung  ihr  von  Seite  der  Gerichte  im  hierländischen  Stsats- 
gebiete  nicht  versagt  werden  dUrfie.  Gleiches  würde  aber  hinsichtlich 
der  Ehe  zwischen  Moriz  A.  und  Rosa  C.  gelten,  wenn  dieselbe  hierorte 
als  gültig  anerkannt  würde.  Die  Anerkennung  beider  Ehen  ist  aber 
unvereinbar  mit  dem  in  Oesterreich  bestehenden  Eherechte  und  war  da- 
her  die  ohne  Auflösung  der  ersten  Ehe  von  Moriz  A.  eingegangene 
zweite  Ehe  wegen  des  Hindernisses  des  bestehenden  Ehebandes  als 
ungültig  zu  erklären.  Was  die  wechselseitige  Anerkennung  und  VoU- 
streckbarkeit  der  Urtheile  der  österreichischen  und  ungarischen  Ge- 
richte betrifiPit,  so  ist  dieselbe  in  den  betreffenden  Bestimmungen  und 
insbesondere  im  Justizministerialerlasse  vom  30.  August  1863,  Z.  9627, 
wohl  hinsichtlich  der  Exekutionsfähigkeit  der  beiderseitigen  Erkennt- 
nisse auf  das  in  der  anderen  Reichshälffce  befindliche  Vermögen  aner- 
kannt und  geregelt.  Hiedurch  erscheint  aber  die  Frage  der  Anerka- 
uung  der  Rechtsgültigkeit  und  Vollstreckbarkeit  von  Erkenntnissen, 
welche  Standesrechte  betreffen,  insofern  sie  in  der  anderen  Reichs- 
hälfte von  rechtlichen  Folgen  sein  sollen,  nicht  berührt,  und  es 
kann  insbesondere  daraus  nicht  gefolgert  werden,  dass  diese  Anerken- 
nung auch  dann  einzutreten  habe,  wenn  dieselbe  mit  dem  Eherechte 
des  betreffenden  Staatsgebietes  im  direkten  Widerspruche  stehen  ond 
dadurch  in  die  unveräusserlichen,  persönlichen  Rechte  Dritter  einge- 
griffen würde.  Die  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  22.  Ok- 
tober 1879,  Z.  9482,  auf  welche  sich  die  Parteien  wiederholt  beziehes, 
kann  flir  die  gerichtliche  Entscheidung  im  vorliegenden  Falle  ebenw 
wenig  massgebend  sein,  als  die  in  anderen  Fällen  erflossenen  richter- 
lichen Erkenntnisse.  Es  ist  aber  auch  nicht  richtig,  dass  der  erwähnte 
Ministerialerlass  nur  auf  solche  Fälle  bezogen  werden  könne,  in  wel- 
chen ein  Ehetheil  zur  Zeit  der  zweiten  Verehelichung  Österreichischer 
Staatsbürger  ist;  denn  der  Erlass  spricht  ganz  allgemein  von  Ehe- 
schliessungen österreichischer  Staatsbürger  und  anderer  Staatsangehöri- 
ger, welche  bereits  verehelicht  waren  und  deren  Ehe  nach  österreichi- 
schem Rechte  nicht  als  getrennt  anzusehen  ist,  und  schliesst  insbesondere 
Fälle,  in  welchen,  wie  vorliegend,  ein  Theil  früher  Österreichisch« 
Staatsbürger  war  imd  die  Aufiiahme  in  den  fremden  Staatsverband  erst 
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vor  der  neuerlichen  Verehelichung  erwirkt  hat;  nicht  ans.  Die  mit 
dem  Hofdekrete  vom  23.  Oktober  1801,  J.G.8.  Nr.  B42,  publizirten 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  sujets  mixtes  können  vorliegend  schon 
aus  dem  Grunde  keine  Anwendung  finden,  weil  es  sich  hier  nicht  um 
Streitigkeiten  zwischen  sujets  mixtes  handelt. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  in  Bestätigung  der  angefochte- 
nen untergerichtlichen  Urtheile  die  Ungültigkeit  der  zweiten  Eihe  des 
A.  mit  der  C.  im  Gebiete  der  im  österreichischen  Beichsrathe  vertrete- 
nen Königreiche  und  Länder,  für  welche  das  a.  b.  G.B.  vom  1.  Juni 
1811   in  Wirksamkeit  steht,  ausgesprochen. 

Gründe:  Die  hierländischen  Gerichte  haben  im  vorliegenden  Falle 
die  Aufgabe,  zu  untersuchen  und  zu  erkennen,    ob  die  von  Moriz  A. 
mit  Bosa  C.  am  9.  März  1890  zu  Klausenburg  nach  unitarischem  Kitus 
geschlossene  eheliche  Verbindung  auch  in  den  Königreichen  und  LSn- 
dem,    welche  im  österreichischen  Reichsrathe   vertreten   sind     und  für 
-urelche   das    a.  b.  G.B.  in  Kraft-  steht,  Geltung    beanspruchen    könne, 
da  die  Genannten  in  dem  Gebiete  dieser  Länder  (Graz)  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  haben   und  das   mit  dieser  ehelichen  Verbindung  an- 
gestrebte   Bechtsverhältniss     ebendaselbst     seine    rechtliche    Wirkung 
äussern  soll.     Diese  zur  Aufgabe  gestellte  Untersuchung  fclllt  keines- 
vregs  mit   der  Erörterung   zusammen,    ob    diese    eheliche  Verbindung 
nach  den  in  Ungarn  bestehenden  Gesetzen  gültig  zustande  gekommen 
sei,  weil  nicht  jedes  im  Auslande  und  von  Ausländem   rechts  wirksam 
g;eschlossene  Rechtsgeschäft    schon    an    imd   für  sich  nothwendig  auch 
hierlands  Anerkennimg  und  Schutz  finden,  beides  vielmehr  dann  ver- 
sagt werden  muss,    wenn   der  Bestand    eines   solchen    Rechtsgeschäfts 
einem    hierlands    aus    ethischen  Gründen   erlassenen  zwingenden  Ver- 
botsgesetze widerstreitet;    deshalb  ist  im  vorliegenden  Falle   nicht  die 
Frage  nach   der  Anwendbarkeit    des  §  34  a.  b.  G.B.  zum  Ausgangs- 
punkte der  Untersuchung  zu   nehmen.     Denn    dieser  Paragraph    trifft 
nur  Bestimmimgen    rücksichtlich    der  persönlichen  (Handlungs-)Fähig- 
keit  von  fremden  Staatsangehörigen  zum  Absclilusse  von  Rechtsgeschäf- 
ten und  legt  den  ausländischen  Gesetzen  insofern  Geltung  bei,  als  es 
sieh  um  jene  Erfordernisse  handelt,  welche  bei  den  vertragschliessen- 
den  Theilen  vermöge  ihrer  persönlichen  Eigenschaften  vorhanden  sein 
müssen,    damit    dieselben  als  rechtlich  vermögend  erscheinen,    durch 
ihre  Willenserklärung  ein  Rechtsgeschäft  mit   der  Wirkung  zu  imter- 
nehmen,    dass    daraus    die   beabsichtigten    Rechtsfolgen    hervorgehen. 
Diese  persönliche  HandlungsflÜiigkeit  und  als  Ausfluss  derselben  auch 
die  rechtliche  Willensföhigkeit    zum  Abschlüsse    von   Rechtsgeschäften 
überhaupt  und  einer  Ehe   insbesondere  ist  bei  Moriz  A.  und  Rosa  C. 
ebenso  wenig  in  Frage  gestellt,    als  die  Gesetzlichkeit  der  Form,    in 
welcher  der  Abschluss  der  Ehe  zwischen  beiden  stattfand,  angezweifelt 
wird.     Vielmehr  handelt  es  sich  bei  Beurtheilung  der  Rechtswirksam- 
keit dieser  Ehe  im  hierländischen  Gebiete  nur  darum,    ob  der  Aner- 
kennung   ihrer   Gültigkeit    in    der  Thatsache,    dass  Moritz  A.  bereits 
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gültig  verheirathet  imd  dessen  rechtmässige  Ehegattin  Gisela  B.  zur 
Zeit  des  Abschlusses  der  fraglichen  zweiten  Ehe  noch  am  Lehen  war 
und  es  auch  gegenwärtig  noch  ist^  nicht  ein  Uinderniss  entgegenstehe^ 
welches  nach  österreichischem  Rechte  diese  Anerkennung  ausschliesst. 
Dieses  Hinderniss  berührt  nicht  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  des 
Moriz  A.,  wie  solche  im  §  34  a.  b.  G.B.  zur  Regelung  gelangt,  Bon- 
dern  betrifft  ein  von  der  persönlichen  Handlungsfähigkeit  der  Ehe- 
schliessungs Werber  ganz  unabhängiges  Erfordernisse  dessen  Vorhanden- 
sein im  §  62  a.  b.  G.B.  aus  ethischen  Rücksichten  ( Marginalnote  zu 
§§  60  und  61  ff.  a.  b.  G.B.)  zu  einer  unerlässlichen  Voraussetzimg 
der  Gültigkeit  einer  Ehe  gemacht  ist^  indem  derselbe  die  den  Karak- 
ter  eines  zwingenden  Verbotsgesetzes  tragende  Norm  enthält:  ^Dass 
Ein  Mann  nur  mit  Einem  Weibe  und  Ein  Weib  nur  mit  Einem  Manne 
zu  gleicher  Zeit  vermählt  sein  darf^  dass  daher  derjenige^  der  schon 
verehelicht  war  und  sich  wieder  verehelichen  will,  die  erfolgte  Tren- 
nung, d.  i.  die  gänzliche  Auflösung,  des  Ehebandes  rechtmässig  be- 
weisen muss.^  Da  nach  den  Ergebnissen  der  gepflogenen  Untersuchung 
vorliegt,  dass  Moriz  A.,  welcher  früher  österreichischer  Staatsbürger 
war  und  der  katholischen  Kirche  angehörte,  sich  im  Jahre  1875  nach 
dem  Ritus  eben  dieser  Kirche  mit  der  gleichfalls  katholischen  Gisela 
B.  verheirathet  hat  und  dass  letztere  auch  gegenwärtig  noch  lebt, 
käme  die  von  demselben  im  Jahre  1890  neuerlich  geschlossene  Ehe 
mit  Rosa  C.  mit  dem  gedachten  Verbotsgesetze  nur  dann  nicht  in 
Widerstreit,  wenn  nachgewiesen  wäre,  dass  das  zwischen  ihm  und 
Gisela  B.  zustande  gekommene  eheliche  Verhältniss  durch  Trennung 
gänzlich  aufgelöst  worden  sei.  Dieser  Nachweis  ist  jedoch  nicht  ge- 
liefert worden.  Dass  eine  Auflösimg  des  ehelichen  Bandes  durch  die 
im  Jahre  1887  ein  verständlich  erfolgte  Scheidung  der  Ehegatten  von 
Tisch  und  Bett  zufolge  des  bezüglichen  Gerichtsbeschlusses  nicht  statt- 
gefunden hat,  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung.  Aber  auch  durch 
die  Erkenntnisse  der  unitarischen  Ehegerichte  vom  28.  Januar  be- 
ziehungsweise 12.  Februar  1890  ist  nicht  eine  gänzliche  Auflösung 
der  Ehe  zwischen  den  genannten  Ehegatten  bewirkt  worden.  Inhalts 
dieser  Urkunden  haben  die  genannten  Ehegerichte  diese  Ehe  ausdrück- 
lich nur  in  Bezug  auf  den  Ehemann  Moriz  A.  aufgelöst  und  demselben 
die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  gestattet,  dagegen  das  eheliche  Band 
bezüglich  der  Ehefrau  Gisela  B.  unberührt  gelassen,  und  wären  diese 
Ehegerichte  zu  einem  gleichen  Ausspruche  gegenüber  der  letzteren  aadi 
nach  ungarischem  Rechte  gar  nicht  zuständig  gewesen.  Wenn  also 
auch  nach  ungarischem  Rechte  die  Auflösung  des  Ehebandes  bezüglich 
des  Moriz  A.  stattgefunden  hat,  so  war  dies  nicht  auch  in  Ansehung 
seiner  Ehefrau  Gisela  B.  der  Fall.  Dieselbe  muss  vielmehr  noch 
immer  als  die  rechtmässige  Gattin  des  Moriz  A.  angesehen  werden, 
welche  nicht  blos  dessen  Namen  trägt  und  dessen  Standesrechte  ge- 
niesst,  sondern  auch  aller  anderen  bürgerlichen  Rechte  theUhaflig  ist, 
welche    der  Ehegattin  eines  Mannes  zukommen    und    von    denen  sie 
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nicht  durch  besondere  Bestimmung  des  Gesetzes  (§  796  a.  b.  G.B.) 
wegen  der  in  Mittel  liegenden  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  ausge- 
schlossen ist.  Ihre  Rechtslage  ist  durchaus  nicht  (wie  die  Beschwerde- 
führer meinen)  analog  derjenigen  einer  Frau,  auf  welche  die  Bestim- 
mungen der  §§  116  und  119  a.b. G.B.  Anwendung  haben.  Bezüglich 
solcher  Frauen  wird  auch  nach  österreichischem  Hechte  die  Trennung^ 
also  die  gänzliche  Auflösung  des  ehelichen  Bandes  ausgesprochen^  und 
wenn  sich  auch  eine  solche  Frau  nicht  mehr  verehelichen  dari^  so  ist 
sie  doch  keinesfalls  mehr  die  Ehegattin  des  Mannes,  von  dem  sie  ge- 
trennt wurde.  Es  ist  daher  nicht  richtig,  dass  es  auch  nach  österreichischem 
Bechte  Fälle  gibt,  in  welchen  eine  Ehetrennung  derart  geschehen 
kann,  dass  dieselbe  nur  für  einen  Ehetheil  und  nicht  auch  für  den 
anderen  wirkt.  Mögen  daher  Moriz  A.  und  Bosa  C.  zur  Zeit  der  Ab< 
Schliessung  ihrer  Ehe  Angehörige  fremder  Staaten  gewesen  und  diese 
Ehe  auch  im  Auslande  eingegangen  sein,  und  mag  nach  dem  Gesetze 
des  Staates,  in  welchem  diese  Eheschliessung  stattfand,  der  oben  er- 
örterte Umstand,  dass  nach  österreichischem  Gesetze  eine  rechtmässige 
Gattin  des  ersteren  noch  am  Leben  war,  kein  Hindemiss  der  Ehe- 
schliessung gebildet  haben,  somit  diese  Ehe  dort  als  vollkommen  gültig 
anerkannt  sein,  so  muss  diese  Anerkennung  doch  hierlands  verweigert 
werden.  Neben  jener  rechtmässigen  Ehegattin  kann  hierlands  nicht 
auch  noch  eine  andere  Frau  als  solche  anerkannt,  sondern  es  muss 
dem  zwischen  Moriz  A.  und  Rosa  C.  in  Klausenburg  begründeten  ehe- 
lichen Verhältnisse  hierlands  die  Anerkennung  ebenso  versagt  werden, 
als  dies  geschehen  müsste,  wenn  Angehörige  auswärtiger  Staaten,  in 
denen  die  Vielweiberei  oder  die  Sklaverei  gesetzlich  statthaft  ist,  diese 
Verhältnisse  bei  ihrem  Aufenthalte  in  den  hierseitigen  Ländern  zur 
rechtlichen  Geltung  bringen  wollten.  Dass  durch  die  Verweigerung 
dieser  Anerkennung  die  bestehenden  Vorschriften  über  die  gegenseitige 
Rechtshülfe  bei  Vollstreckung  von  österreichischen  und  beziehungsweise 
ungarischen  Urtheilen  nicht  berührt  werden,  ist  schon  in  den  Gründen 
des  oberlandesgerichtlichen  Urtheils  sachgemäss  ausgeführt  worden. 

Nach  §  4  a,  b,  G.B.  bleibt  der  katholische  österreichische  Staats^ 

bürger  an  das  Verbot,  bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehegatten  zu  einer 

neuen  Ehe  zu  schreiten,    auch  dann  gebunden,   wenn  er  die  Ehe 

ausser  seinem.  Staatsgebiete  geschlossen  hat. 

Plenarentscheidung  des     k.  k.  obersten  GH.  vom  1.  Dezember    1891 
Z.  13739  (Beil.  Nr.  717  z.  J.M.V.Bl.  1892). 

Der  österreichische  Staatsangehörige  A.,  römisch-katholischer  Re- 
ligion, hat  am  22.  November  1870  in  Leipzig  die  Dorothea  B.  aus 
Leipzig,  evangelisch-lutherisdier  Konfession,  geehelicht. 

Das  königlich  sächsische  Appellationsgericht  in  Leipzig  hat  mit 
dem  Erkenntnisse  vom  17.  September  1879  die  Scheidung  der  vor- 
erwähnten ersten  Ehe  des  A.  mit  der  6.  rechtskräftig  ausgesprochen« 
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Am  5.  September  1881  ist  A.  vor  dem  Standeflamte  in  Stötteritz 
in  Sachsen  mit  der  Sophie  C.  aus  Königsee  ^  evangelisch -lutherischer 
Konfession;  eine  zweite  Ehe  eingegangen.  Die  dem  A.  am  22.  Novem* 
ber  1870  angetraute  Grattin  B.  ist  noch  am  Leben. 

In  der  von  Amtswegen  eingeleiteten  Kechtssache  wegen  Ungültig- 
keit der  zweiten  Ehe  haben  nun  das  k.  k.  Kreisgericht  in  Brüx  and 
das  k.  k.  Oberlandesgericfat  in  Prag  auf  Grund  der  vorstehenden  be- 
wiesenen Thatsachen  die  vom  A.  mit  Sophie  C.  abgeschlossene  Ehe 
in  dem  Grebiete  der  im  österreichischen  Beichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  f\ir  ungültig  erklärt  aus  nachstehenden  im  Wesent- 
lichen übereinstimmenden  Gründen: 

Nach  §  4  a.  b.  G.B.  bleiben  die  österreichischen  Staatsbürger 
auch  in  Handlungen  und  Geschäften,  die  sie  ausser  dem  Staatsg^ete 
vornehmen ,  an  die  Gesetze  gebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche 
Fähigkeit  sie  zu  unternehmen  dadurch  eingeschränkt  wird  und  als 
diese  Handlungen  und  Geschäfte  zugleich  in  diesen  Ländern  rechtliche 
Folgen  hervorbringen  sollen.  Nach  §  111  a.  b.  G.B.  kann  das  Band 
einer  gültigen  Ehe,  wenn  auch  nur  ein  Theil  schon  zur  Zeit  der  ge- 
schlossenen Ehe  der  katholischen  Beligion  zugethan  war,  nur  dnrch 
den  Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  werden.  Diesem  gemäss  mnsste 
die  zweite  Ehe  des  A.  mit  Sophie  C.  nach  §§  62  und  94  a.b.  G.B. 
vom  Standpunkte  des  österreichischen  Hechts  als  ungültig  erklärt 
werden,  da  A.  bei  Lebzeiten  seiner  ersten  Gattin  B.  mit  Rücksicht  auf 
§§  4,  111  und  62  a.  b.  G.B.,  die  rechtliche  Fähigkeit  nicht  hatte, 
eine  zweite  Ehe  einzugehen.  Die  Ansicht,  dass  die  erste  Ehe  des  A 
mit  B.  als  gänzlich  getrennt  infolge  der  erfolgten  Scheidung  anzusehen, 
und  B.  zur  Schliessung  der  zweiten  Ehe  berechtigt  gewesen  sei,  ist 
durch  §  4  a.  b.  G.B.,  welcher  den  katholischen  Oesterreicher  auch  im 
Auslande  bindet,  mit  Beziehung  auf  §  111  a.  b.  G.B.  widerlegt. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  in  Uebereinstimmung  mit  den 
untergerichtlichen  Urtheilen  die  fragliche  Ehe  als  ungültig  erkannt 

Gründe:  Nach  §  111  a.  b.  G.B.  kann  das  Band  einer  gültigen 
Ehe  zwischen  katholischen  Personen  nur  durch  den  Tod  des  einen 
Ehegatten  getrennt  werden.  Ebenso  unauflöslich  ist  das  Band  der 
Ehe,  wenn  auch  nur  ein  Theil  schon  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe 
der  katholischen  Religion  zugethan  war.  Es  fehlt  an  jedem  berech- 
tigten Grunde,  diese  dem  katholischen  Religionsbegriffe  der  Ehe  ent- 
nommene allgemeine  Bestimmung,  wie  der  Vertheidiger  des  Ehebandes 
versucht,  mit  dem  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1868,  R.G.BI. 
Nr.  4  ex  1869,  aufgehobenen  §  77  a.b. G.B.  in  Verbindung  zu  bringen 
und  an  die  Voraussetzung  zu  knüpfen,  dass  die  feierliche  Erklärung 
der  Einwilligung  zur  Ehe  vor  dem  katholischen  Seelsorger  erkllrt 
worden   sein  mUsse. 

Nach  §  4  a.  b.  G.B.  bleibt  der  katholische  österreichische  Staats- 
bürger an  das  Verbot,  bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehegatten  zu  einer 
neuen  Ehe  zu  schreiten^  auch  dann  gebunden,  wenn  er  die  Eihe  ausser 
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seinem  Staatsgebiete  geschlossen  hat,  weil  durch  das  Eheband  zugleich 
im  Inlande  in  Beziehung  auf  das  Heimaths-^  Familien-  und  Erbrecht 
wirksame  Folgen  hervorgebracht  werden.  Aus  Artikel  14  des  Staats- 
grnndgesetzes  vom  21.  Dezember  1867,  RG.Bl.  Nr.  143,  lässt  sich 
die  Aufhebung  der  auf  den  verschiedenen  Religionsbekenntnissen  be- 
ruhenden^ von  einander  abweichenden  Bestimmungen  des  österreichi- 
schen Eherechts^  insbesondere  der  Grundsätze  der  §§  62  und  111  a. 
b.  6B.  offenbar  nicht  ableiten.  Diese  haben  mit  der  Gewährleistung 
der  vollen  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  des  von  dem  Keligions- 
bekenntnisse  unabhängigen  Genusses  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  nichts  gemein.  Durch  das  Religionsbekenntniss  darf  den  staats- 
bürgerlichen Pflichten  kein  Abbruch  geschehen.  Diese  wurden  daher 
durch  das  Staatsgrundgesetz  ausdrücklich  unberührt  gelassen.  Hiezu 
gehört  aber  gewiss  auch  die  Beobachtung  des  den  Inländer  auch  im 
Auslände  bindenden  Heimathsgesetzes,  insbesondere  der  §§  62  und  111 
a.  b.  G.B. 

Auch  A.  war  und  blieb  als  katholischer  österreichischer  Staats- 
bürger bei  der  Schliessung  seiner  ersten  Ehe  an  die  Einschränkung 
gebunden,  dass  diese  Ehe  nur  durch  den  Tod  getrennt  werden  kann. 
Für  ihn  und  für  seine  Heimath  wurde  das  Band  dieser  Ehe  durch  das 
Scheidungsurtheil  des  Appellationsgerichts  in  Leipzig  vom  17.  Septem- 
ber 1879  nicht  aufgelöst.  Ihm  war  daher  verboten,  am  15.  September 
1881  zu  Lebzeiten  seiner  Ehegattin  eine  neue  in  Oesterreich  gültige 
Ehe  einzugehen.  Dieser  zweiten  Ehe  steht  das  Hinderniss  des  noch 
bestehenden  Ehebandes  nach  §  62  a.  b.  G.B.  im  Wege. 

Ueber  eine  Klage  vnder  einen  abwesenden  Geklagten,  dessen  Wohn- 
ort im  Ausla7ide  bekannt  ist  (§  391  a.  0, 0,  und  Hofdehret  vom 
11.  Mai  1833  Kr.  2612  J.G.S.),  ist  die  Einrede frist  vom  Tage  der 
Zustellung  an  den  für  den  Oeklagtefi  bestellten  Kuratm*  xu  be- 
rechnen. 

Kassationsentscheidung   des   k.  k.  obersten  G.H.  vom  22.  Sept.   1891 

(Jur.  Bl.  1892  S.  88). 

Die  Klage  des  Alois  L.  wider  den  in  Zittau  in  Sachsen  wohn- 
haften Gustav  Seh.  de  praes.  28.  Februar  1891  Z.  23911  wurde  mit 
dem  Bescheide  des  k.  k.  Landesgerichts  in  Wien  vom  17.  März  1891 
Z.  23911  ,,der  Gegenseite  lun  die  binnen  90  Tagen  od  intimato  zu 
erstattende  Einrede  verbeschieden^,  zugleich  wurde  für  den  Geklagten 
Dr.  X.  zum  Zwecke  der  Unterbrechung  der  Verjährung  und  gemäss 
Hofdekret  vom  11.  Mai  1833  Nr.  2612  J.G.S.  als  Kurator  bestellt, 
„welcher  den  Geklagten  insolaug  zu  vertreten  hat,  als  er  nicht  selbst 
einen  Sachwalter  wählt  und  dem  Gerichte  namhaft  macht ^. 

Die  zweimal  versuchte  Zustellung  der  Klage  zu  eigenen  Händen 
des  Geklagten  war  erfolglos,  weil  derselbe  als  sächsischer  Staatsange- 
höriger   die  Annahme   der  Klage   verweigerte   und   das  k.    sächsische 
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Amtsgericht  in  Zittau  zufolge  Anordnung  des  sächsischen  Justizmini- 
Bteriums  ^)  unter  Hinweis  auf  die  ablehnende  Erklärung  des  Geklagten 
sich  ausser  Stand  erklärte^  die  Klage  zwangsweise  zuzustellen.  Sohin 
hat  der  Kläger  um  die  £diktalzitation  des  Geklagten  nach  der  für 
Personen,  deren  Aufenthaltsort  unbekannt  ist  (§  390  a.  G.O.)  ertheil- 
ten  Vorschrift  angesucht,  diesem  Begehren  wurde  jedoch  nicht  statt- 
gegeben, weil  inzwischen  Dr.  Y.,  Advokat  in  Reichenberg,  die  Voll- 
macht des  Geklagten  vom  6.  Juni  1891  vorlegte.  Es  wurde  demzu- 
folge mit  Bescheid  vom  12.  Juni  1891  die  bei  dem  k.  k.  Laudes- 
gerichte Wien  erliegende  Klage  dem  Dr.  Y.  als  Bevollmächtigten 
des  Geklagten  zugestellt  und  unter  Einem  Dr.  X.,  au  welchen  die 
Klage  am  18.  März  1891  zugestellt  worden  war,  seiner  Stelle  als 
Kurator  enthoben. 

Nachdem  die  Klage  dem  Dr.  Y.  als  Bevollmächtigten  des  €re- 
klagten  am  23.  Juni  1891  zugestellt  wurde,  überreichte  derselbe  am 
14.  Juli  1891  Z.  62128  die  Einwendung  der  Unzuständigkeit,  worüber 
mit  dem  Bescheide  vom  17.  Juli  1891  die  Tagfahrt  gemäss  §  40 
a.  G.O.  zur  Verhandlung  auf  den  20.  August  1891  angeordnet  wurde. 

Der  dagegen  ergrififene  Rekurs,  in  welchem  unter  Hinweis  auf 
die  am  18.  März  1891  an  den  Kurator  erfolgte  Zustellung  der  Klage 
und  unter  Berufung  auf  die  sub  Nr.  50  des  Judikatenbuches  erflossene 
Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  vom  4.  November  1862 
Z.  7046^)  die  Verspätung  der  Inkompetenzein wendung  gerügt  wurde, 
wurde  vom  k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien  mit  Erlass  vom  19.  August 
1891  Z.  11111  verworfen,  weil  dem  Geklagten  am  Tage  der  Ueber- 
reichung  der  Inkompetenzein  wendung,  das  ist  am  14.  Juli  1891  mit 
Rücksicht  auf  die  am  23.  Juni  1891  erfolgte  Zustellung  der  Klage 
an  Dr.  Y.  die  Frist  zur  Erstattung  der  Einrede  noch  offen  stand, 
dalier  die  Anordnung  einer  Tagfahrt  zur  Vernehmung  des  Gegners 
über  die  erhobene  exceptio  fori  der  Vorschrift  des  §  40  a.  G.O.  ent- 
spricht. Dagegen  üben-eichte  der  Kläger  mit  Bezug  auf  die  an  den  Ku- 
rator Dr.  X.  am  18.  März  1891  erfolgte  Zustellimg  der  Klage  ein  Ge- 
such um  Anordnung  einer  Tagfahrt  um  Akteninrotulirung  wegen  nicht 
erstatteter  Einrede,  welches  mit  dem  Bescheide  vom  26.  Juni  1891 
Z.  54096   „als    verfrüht"  zurückgewiesen  wurde. 

Dem  dagegen  ergriffenen  Rekurse  hat  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Wien  mit  Erlass  vom  28.  Juli  1891  Z.  9975  keine 
Folge  gegeben,  „weil  nach  dem  Hofdekrete  vom  20.  Juni  1782  Nr.  55 
J.G.S.  die  Frist  zur  Einrede  von  dem  Tage  an,    au  dem  die  Zustel- 


1)  S.  Bd.  I  dieser  Zeitschr.  S.  258  Nr.  2. 

2)  Sowohl  die  gesetzliche  als  die  richterliche  Frist,  binnen  welcher  ein 
abwesender  Geklagter,  dessen  Aufenthalt  unbekannt  ist  und  dem  ein  Ku- 
rator bestellt  wurde,  die  Einrede  auf  eine  gegen  ihn  angebrachte  Klage 
zu  üben*eichen  hat,  lauft  von  dem  Tage,  an  welchem  die  Klage  dem  er- 
nannten Kurator  zugestellt  wurde  (Nr.  50  des  Judikatenbuches). 
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lung  der  Klage  au  den  Geklagten  erfolgt  ist;  zu  rechnen  ist^  als  dieser 
Ellagszustellungstag  aber  nur  jener  Tag  (28.  Juni  1891)  angesehen 
werden  kann^  an  dem  die  Klage  dem  zur  Empfangnahme  derselben 
berechtigten  Machthaber  des  Geklagten,  und  nicht  jener,  an  dem  sie 
dem  fl\r  den  Geklagten  lediglich  zum  Zwecke  der  Unterbrechung  der 
Verjährung  und  wegen  des  Aufenthalts  des  Geklagten  im  Auslande 
bestellten  Kurator  zugestellt  wurde,  und  überdies  der  Kläger  gegen 
die  Erledigung  des  k.  k.  Landesgerichts  in  Wien  vom  12.  Juni  1891 
Z.  51417,  womit  über  das  Gesuch  des  Klägers  um  Einleitung  der 
Ediktalzitation  wider  den  Geklagten  die  Zustellung  der  Klage  Z.  23911 
an  den  mittlerweile  aufgestellten  Machthaber  des  Geklagten  verfiigt 
wurde,  ein  Rechtsmittel  zu  ergreifen  unterlassen  hat'^ 

Ueber  den  dagegen  ergriffenen  ausserordentlichen  Revi- 
sionsrekurs  hat  der  k.  k.  obersteGerichtshof  mit  Dekret  vom 
22.September  1891  Z.11391  die  beiden  unterrichterlichen  Ent- 
scheidungen gemäss  Hofdekretes  vom  15.  Februar  1833  Nr.  2593 
J.6.S.  aufgehoben  und  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Wien  aufge- 
tragen, das  Inrotulirungsgesuch  de  prass.  18.  Juni  1891  Z.  54096 
anzunehmen  und  hierüber  in  gesetzlicher  W^eise  Amt  in  handeln;  in 
der  Erwägung,  ,^das8  zwar  allerdings  die  Frist  zur  Einrede  von  jenem 
Tage  an  zu  berechnen  ist,  an  dem  die  Zustellung  der  Klage  an  den 
Geklagten  erfolgt  war,  dass  aber  im  vorliegenden  Falle  für  den  im 
Auslande  domizilirenden  Geklagten  nach  §  391  a.  G.O.  zu  dessen 
Vertretung  I)r.  X.  als  Kurator  bestellt  worden  ist,  welcher  nach 
Weisung  des  Hofdekretes  vom  11.  Mai  1833  Nr.  2612  J.G.S.  den 
abwesenden  Geklagten  so  lange  zu  vertreten  hatte,  als  er  nicht 
selbst  einen  Sachwalter  wählt  und  dem  Gerichte  namhaft  macht;  in  der 
Erwägung,  dass  nachdem  dem  Gesagten  zufolge  der  Kurator  Dr.  X. 
den  Geklagten  Gustav  Seh.  als  dessen  Vertreter  repräsen- 
tirt  hat,  die  am  1*8.  März  1.  J.  au  den  Kurator  erfolgte  Zu- 
stellung der  Klage  dieselbe  Wirkung  haben  muss,  als  wenn 
sie  zu  eigenen  Händen  des  Geklagten  erfolgt  wäre;  in  Er- 
wägung, dass  der  Kläger  keincu  gegründeten  Anlass  haben  konnte, 
gegen  den  erstrichterlichen  Bescheid  dd.  12.  Juni  1891  Z.  51417, 
womit  über  sein  Gesuch  um  Einleitung  der  Ediktalzitation  wider  den 
Geklagten  die  Zustellung  der  Klage  an  den  mittlerweile  aufgetretenen 
Machthaber  des  Geklagten  verfügt  wurde,  ein  Rechtsmittel  zu  ergrei- 
fen, da  mittlerweile  der  Geklagte  den  von  ihm  gewählten  Sachwalter 
dem  Gerichte  angezeigt  hat  und  dieser  jedenfalls  berechtigt  war,  zu 
verlangen,  dass  ihm  das  fUr  den  Geklagten  bei  Gericht  rückbehaltene 
Klagspare  zugestellt  werde;  in  Erwägung,  dass  mit  Rücksicht  auf  die 
am  18.  März  1.  J.  erfolgte  Klagszustellung  das  am  18.  Juni  l.  J. 
sub  Nr.  54096  eingebrachte  Gesuch  des  Klägers  um  Inrotulirung 
der  Akten  wegen  Nichterstattung  der  Einrede  keineswegs  als  ver- 
früht angesehen  werden  kann'^ 
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Vertretungshefugniss  der  Oeneralrepräsentanx  einer  ausländischen 
Versicheningsgesellsckaft  in  Oesterreich,  Für  die  Beiirtkeilung 
der  Rechtsgültigkeit  der  Aiiiialmie  eines  Versi^Jierungsrertrages 
nnd  der  Benachrichtigung  von  der  Annahrfie  i^t  der  Wohnsih 
der  Oeneralrepräseyitam,   nicht  der   Versicherungsgesellschaft  im 

Auslande  massgebend. 

Hierüber  sprechen  sich  die  Gründe  eines  Urtheils  des  k.  k.  Ober- 
landesgerichts  in  Prag  vom  22.  Dezember  1891  (Jurist Bl.  1892 
S.  239),  wie  fo^  aus: 

„Da  die  Versicherungsgesellschaft  X.  eine  ausländische  Gesell- 
schaft ist^  so  konmien  die  Bestimmungen  der  kaiserl.  Verordnung  vom 
29.  November  1865  Nr.  127  R.Ö.Bl.  und  des  Gesetzes  vom  29.  Mite 
1873  Z.  42  R.G.BI.  zur  A^nwendung,  und  hat  sich  die  Klägerin  selbst 
auf  die  ersterwähnte  kaiserl.  Verordnung  allerdings  imter  einer  nicbt 
richtigen  Interpretation  der  Art.  IV  und  VI  derselben  berufen.  Der 
Art.  IV  dieser  kaiserl.  Verordnung  bestimmt  aber,  dass  eine  jede  solche 
Gesellschaft  für  ihren  ganzen  Geschäftsbetrieb  innerhalb  des  öster- 
reichischen Kaiserstaates  eine  Generalrepräsentanz  zu  bestellen  bat 
deren  Mitglieder  an  dem  Orte  der  hierländischen  Hauptniederlassung 
ihren  bleibenden  Wohnsitz  haben,  dass  sie  dieser  der  Staatsverwaltung 
in  Oesterreich  zur  Genehmigung  anzuzeigenden  und  durch  öfiFentlidie 
Blätter  kundzumachenden  Kepräsentanz  eine  unbeschränkte  VoUniadit 
ertheilen  muss,  die  Gesellschaft  gegenüber  dritten  Personen  gerichtlich 
und  aussergerichtlich  in  allen  Angelegenheiten  zu  vertreten,  weldie 
in  dem  Betriebe  der  Geschäfte  in  Oesterreich  ihren  Grund  haben. 
Art.  VI  bestimmt  weiter,  dass  die  Mitglieder  der  Eepräsentanz  gegen- 
über sämmtlichen  hierländigen  Gläubigern  der  Gesellschaft  fiir  jeden 
Schaden  persönlich  haften,  welcher  aus  der  Unrichtigkeit  der  einge- 
reichten Spezialbilanz  entstanden  ist  und  durch  Anwendung  der  pflicht- 
mässigen  Sorgfalt  hätte  vermieden  werden  können.  Hieraus  folgt  aber, 
dass  in  Oesterreich  nur  diese  Repräsentanz  als  rechtsfähiges  Subjekt 
anzusehen  und  nur  diese,  nicht  aber  die  ausländische  Gesellschaft 
selbst,  als  Kontrahent  gegenüber  dem  Versicherungswerber  zn  be- 
trachten sei,  wodurch  das  zwischen  der  Gesellschaft  und  der  Repräsentanx 
bestehende  Rechts-  und  Vollmachtsverhältniss  der  Versicherungswerber 

nicht  berührt  wird." Der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  in  Wien 

hat  mit  Entscheidung  vom  23.  März  1892  Z.  2782  die  Ausführungen 
des  Berufungsrichters  gebilligt  und  noch  besonders  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Bestimmungen  der  kaiserl.  Verordnung  vom  29.  November  1865 
Nr.  127  R.G.B1.  und  des  Gesetzes  vom  29.  März  1873  Nr.42R.G.BL 
nicht  blos  VerBigungen  handelspolitischer  Natur  enthalten,  sondem 
auch  das  Rechtsverhältniss  einer  in  Oesterreich  zugelassenen  auslSn- 
dischen  Aktien-(Ver8icherungs)gesellschaft  zu  dritten  Personen  aus  dem 
Geschäftsbetriebe  in  Oesterreich  in  der  Weise  regeln,  dass  in  Ange- 
legenheiten,   welche   ihren  Grund    in   dem    Betriebe   des  Geschäfts  in 
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Oesterreich  haben,  nur  das  Verhältniss  zwischen  der  mit  unbeschränkter 
Vollmacht  bekleideten  Repräsentanz  der  Gesellschaft  in  Oesterreich  und 
der  dritten  Person  in  Betracht  kommen  kann  (Art.  IV  der  zitirten 
kaiserl.  Verordnung).  Daraus  folge ,  dass  für  die  Beurtheilung  der 
Rechtzeitigkeit  der  Annahme  des  Versicherungsantrages  des  Geklagten 
und  der  Benachrichtigung  desselben  von  dieser  Annahme  der  Wohn- 
sitz der  klagenden  Generalrepräsentanz  der  Versicherungsgesellschaft  X., 
nicht  aber  jeuer  der  letzteren  selbst  massgebend  erscheint. 

Vollstreckung   aMsländischer    Urtheile.     Prüfung  der  Kompetenz 

des   avsländischefi    Richters,     Erfordemiss    des   Nachweises    der 

xiffermässig  bestimmten  Höhe  der  im  ausUmdisehen   Urtheile 

grundsätzlich  ausgesprochenen  Zahlungspflicht. 

Von  den  EigenthUmem  der  Papiermühle  in  M.  wegen  Nichtzu- 
haltung  eines  über  die  Lieferung  von  Holzstoffen  abgeschlossenen  Ver- 
trages bei  der  Prätur  in  M.  auf  Zahlung  einer  Entschädigung  von 
500  L.  belangt,  begehrte  die  geklagte  Firma  S.  et  Comp,  in  Venedig 
von  der  Firma  J.  T.  et  Sohn  in  Dellach,  durch  deren  Verschulden 
nach  dem  Dafürhalten  der  Geklagten  die  vertragsmässige  Lieferung 
unterblieben  war^  die  Vertretungsleistung  in  diesem  Rechtsstreite  und 
stellte  sohin  das  Begehren,  die  Firma  J.  T.  et  Sohn  zu  verurtheilen, 
ihr  alles  zu  ersetzen,  was  sie  an  die  Kläger  zu  zahlen  schuldig  er- 
kannt werden  wird. 

Mit  dem  von  dem  Ziyilgerichtshofe  zu  M.  am  24.  Febr.  1888 
bestätigten  Urtheile  der  Prätur  in  M.  vom  18.  Okt.  1887  wurde 
nach  dem  Klagebegehren  erkannt,  und  bezüglich  der  Vertretungs- 
leisterin  ausgesprochen:  dieselbe  sei  gehalten,  die  Firma  S.  et  Comp, 
für  die  Folgen  dieses  Urtheils  schadlos  zu  halten  und  werde  demge- 
mäss  zum  Ersätze  aller  jener  Beträge,  welche  diese  Firma  nach  dem 
ergangenen  Urtheile  bezahlen  muss,  verurtheilt. 

Das  hierauf  von  der  Firma  S.  et  Comp,  bei  dem  Landesgerichte 
in  Klagen  fürt  wider  die  Firma  J.  T.  et  Sohn  überreichte  Gesuch 
um  Vollstreckbarkeitserklärung  dieses  Urtheils  im  Inlande  wurde  in- 
dess  von  diesem  Gerichte  nach  durchgeführtem  Delibationsverfahren 
mit  nachstehender  Begründung  abgewiesen: 

Nach  der  J.M.V.  vom  29.  September  1879  R.G.B1.  Nr.  120  hat 
der  Richter,  nebst  anderem,  zu  untersuchen,  ob  das  ausländische  Ur- 
theil  von  einem  kompetenten  Richter  gefällt  worden  sei. 

Dieses  Erfordemiss  der  Kompetenz  kann  nun  in  dreifacher  Weise 
an%efasst  werden,  einmal  dahin,  dass  die  Kompetenz  nach  italie- 
nischem Rechte,  dann  dahin,  dass  dieselbe  nach  österreichischem  Rechte, 
endlich  dahin,  dass  dieselbe  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über 
die  Gerichtsbarkeit  zu  prüfen  sei. 

Die  Ansicht,  dass  die  Kompetenz  nach  italienischem  Rechte  zu 
prüfen  sei,  ist  entschieden  falsch,  da  hiedurch  diesem  Rechte  ein 
ausserordentlich  drückender,    mit   dem  Grundsatze    der  Gegenseitigkeit 
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völlig  unvereinbarer  EinfluBs  anf  Bechtsverhältnisse  des  Inlandes  dn- 
geräumt  wäre. 

Welcher  der  beiden  anderen  Ansichten  man  sich  aber  auch  zu- 
neigen mag  —  in  keinem  Falle  war  der  Prätor  von  M.  kompetent^ 
ein  Erkenntniss  wider  die  Firma  J.  T.  et  Sohn  zu  fWen,  da  diese 
Firma  ihren  Sitz  zu  Dellach  in  Kärnten  hatte,  die  Verbindlichkeit, 
um  welche  es  sich  handelte^  nicht  in  M.  zu  erfüllen  war,  und  da  we- 
der das  österreichische  Becht  noch  die  allgemeinen  völkerrechtlichen 
Grundsätze  über  die  Gerichtsbarkeit  eine  Kompetenzbestimmung  gleich 
derjenigen  kennen^  welche  die  Prätur  M.  der  Firma  J.  T.  et  Sohn 
zur   Anwendung  brachte. 

Die  Gesuchsteller  wollen  allerdings  die  Kompetenz  der  Prätur  m 
M.  aus  nachstehenden  Umständen  ableiten   und  zwar 

a)  darauS;  dass  die  Firma  J.  T.  et  Sohn  als  zweitbeklagte  dem 
Gerichtsstande  der  erstgeklagten  ^  der  Firmaiiliale  S.  et  Comp,  zn 
folgen  hatte;  für  welche  der  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts  in  M. 
begründet  gewesen  sei.  Ja  schon  daraus  allein,  dass  sich  die  Firma 
J.  T.  et  Sohn  an  dem^  bei  der  Prätur  zu  M.  zwischen  den  Eigen- 
thtimern  der  Papiermühle  zu  M.  und  der  Filiale  S.  et  Comp,  an- 
hängigen Rechtsstreite  betheiligte ,  soll  die  Kompetenz  der  Prätar  M. 
auch  der  Firma  J.  T.  et  Sohn  gegenüber  begründet  worden  sein: 

b)  darauS;  dass  die  Firma  J.  T.  et  Sohn,  wie  die  Vollmacht  Nr.  4 
ad  m  darthue,  ihr  Domizil  bei  ihrem  Anwalte  in  M.  gewählt  und  so 
den  Gerichtsstand  von  M.  prorogirt  habe; 

c)  darauS;  dass  die  Firma  J.  T.  et  Sohn  wider  die  Kompetem 
der  Prätur  in  M.  nur  die  Einwendung  der  Streitanhängigkeit  geltend 
gemacht  habe,  mit  dieser  Einwendung  aber  rechtskräftig  abgewiesen 
worden  seL 

Es  ist  aber  unzweifelhaft^  dass  keiner  dieser  Umstände  die  Kom- 
petenz der  Prätur  von  M.  für  die  Entscheidung  der  fraglichen  Strdt- 
sache  zu  begründen  vermochte. 

ad  a.  Die  Eigenthümer  der  Papiermühle  zu  M.  haben  lediglich 
die  Firmafiliale  S.  et  Comp,  auf  Zahlung  einer  Entschädigung  be- 
langt und  erst  über  Aufforderung  dieser  Firma  hat  sich  die  Firma 
J.  T.  et  Sohn  dem  Streite  als  Vertretungsleisterin  angeschlossen.  Es 
kann  daher  von  einer  „Zweitbeklagten^';  die  dem  Gerichtsstande  der 
„  Erstbeklagten  ^  zu  folgen  hätte^  überhaupt  keine  Bede  sein.  Ebeuso 
wenig  kann  aber  davon  die  Eede  sein^  dass  sich  die  Firma  J.  T.  etSobo 
dadurch^  dass  sie  die  Vertretung  leistete ^  in  Ansehung  ihres  Bechts- 
verhältnisses  zur  Firma  S.  et  Comp,  der  Kompetenz  der  Prätnr  K. 
unterworfen  habe.  Derartiges  kennen  das  österreichische  Becht  und 
die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätze  Über  die  Gerichtsbarkeil 
so  wenig  als  die  Verurtheilung  eines  Vertretungsleisters  im  Bechts- 
streite  wider  den  Vertretenen. 

ad  b.  Dass  der  in  der  Vollmacht  Nr.  4  ad  m  enthaltene  Paasns 
,,der  Gefertigte    erklärt sein  Domizil   bei   seinem  genannten 
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Advokaten  ......  zu  wKhlen^  niclit   geeignet    war^    die  Kompetenz 

der  Prätnr  M.  zn  begründen^  bedarf  wohl  kanm  eines  Beweises,  zumal 
die  Vollmacht  zugestandenermassen  nach  Anhängigmachung  des  Rechts- 
streites ausgestellt  worden  ist.  Zumindest  kann  durch  die  derartige 
Wahl  eines  Domizils  weder  nach  Österreichischem  noch  nach  interna- 
tionalem Kechte  der  Gerichtsstand  nach  dem  fingirten  Domizile  be- 
gründet werden. 

ad  c.  Ob  wider  das  ausländische  Urtheil  überhaupt  und  mit 
welchem  Erfolge  die  Einwendung  der  Inkompetenz  erhoben  wurde^  ist 
völlig  gleichgültige  da  nach  der  J.Min.Yerordn.  vom  29.  September 
1879  R.G.B1.  Nr.  120  der  österr.  Richter  die  Kompetenz  des  auslän- 
dischen Richters  zu  prüfen  hat  imd  eine  derlei  Prüfung  nicht  deshalb 
ausfallen  darf,  weil  unterlassen  wurde;  bei  dem  ausländischen  Ge- 
richte die  Einwendung  der  Inkompetenz  zu  erheben  oder  weil  dieser 
die  Einwendung  der  Inkompetenz  verworfen  hat. 

Aber  auch  abgesehen  davon^  dass  die  Prätur  von  M.  nicht  kom- 
petent war;  das  fragliche  Urtheil  wider  die  Firma  J.  T.  et  Sohn  zu 
fäUeu;  konnte  dem  Begehren  um  Vollstreckbarkeitserklärung  auch  des- 
halb nicht  stattgegeben  werden,  weil  diese  wider  J.  T.  und  F.  T.  be- 
gehrt und  ausdrücklich  zugegeben  wird,  dass  eine  Firma  J.  T.  et  Sohn 
nicht  mehr  bestehe,  das  zu  vollstreckende  Urtheil  aber  wider  die  Firma 
J.  T.  et  Sohn  lautet. 

Dieser  Bescheid  wurde  über  Rekurs  der  Gesuchstellerin  vom 
Oberlandesgerichte  in  Graz  aus  folgenden  Gründen  bestätigt: 

Aus  der  über  das  Gesuch  der  Beschwerdeführerin  de  pr.  17.  Mai 
1891  Z.  4987  abgeföhrten  Verhandlung  ergibt  sich,  dass  die  Gegner 
der  Beschwerdeführer  in  jenem  Rechtsstreite,  in  welchem  das  Urtheil 
des  Vizeprätors  der  Stadt  und  des  Bezirkes  von  M.  dd.  18.  Oktober 
1887  erflossen  ist,  ordnungsmässig  vertreten  waren  und  dass  sie  die 
Grerichtsbarkeit  des  genannten  auswärtigen  Richters  nur  insofern  be- 
anstandeten, als  sie  die  Einwendung  erhoben,  dass  dieselbe  Rechts- 
sache bei  einem  anderen  Richter,  nämlich  bei  dem  Bezirksgerichte  in 
Oreifenburg  anhängig  sei  (§  40  a.  G.O.). 

Die  Gegner  der  Beschwerdeführer  sind  daher  nicht  berechtigt, 
die  Zuständigkeit  des  genannten  auswärtigen  Richters  heute  aus  einem 
anderen  als  dem  oben  erwähnten  Grunde  anzufechten,  zumal  dieselben 
nicht  zu  behaupten  vermögen,  dass  der  auswärtige  Richter  die  Grenzen 
seiner  Gerichtsbarkeit  ihnen  gegenüber  nicht  eingehalten  habe. 

Was  aber  die  Einwendung  der  anhängigen  Streitsache  betrifft, 
hat  zwar  der  auswärtige  Richter  unterlassen,  in  eine  Erörterung  der- 
selben einzugehen.  Dessenungeachtet  können  sich  die  Gegner  der  Be- 
schwerdeführer aus  diesem  Grunde  über  Unrecht  nicht  beklagen,  weil 
die  Prüfung  der  Urtheile  des  Bezirksgerichts  in  Greifenburg  vom  9.  Juli 
1889  Z.  2642  Nr.  6  ad  IH  und  vom  18.  August  1889  Z.  4829  Nr.  6 
ad  in,  sowie  die  Vergleichung  derselben  mit  dem  heute  in  Frage 
stehenden  Urtheile  des  auswärtigen  Richters  keineswegs  die  Annahme 
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rechtfertig^^  dass  es  sich  in  den  durch  die  erwähnten  ürtheile  des 
Bezirksgerichts  in  Greifenburg  entschiedenen  Hechtsstreiten  um  den- 
selben Anspruch  der  Beschwerdeführer  gehandelt  hat^  welcher  von 
ihnen  vor  dem  auswärtigen  Bichter  gegen  die  Firma  J.  T.  et  Sohn 
geltend  gemacht  worden  ist. 

Die  von  den  Beschwerdeflihrem  angesuchte  Vollstreckung  des  er- 
wähnten Urtheils  der  Prätur  von  M.  in  Oesterreich  kann  aber  des- 
halb nicht  bewilligt  werden,  weil  von  Seite  des  auswärtigen  Richten 
der  Firma  J.  T.  et  Sohn  gegenüber  nicht  festgestellt  erscheint,  dass 
die  Firmafiliale  S.  et  Comp,  in  Venedig  an  die  Papiermühle  von 
M.  jenen  Schadenersatzbetrag  sammt  Nebengebühren^  zu  dessen  Leistimg 
diese  Firma  mit  dem  mehrerwähnten  Ürtheile  der  Prätur  in  M.  Ter- 
urtheilt  wurde,  in  der  That  und  rechtsgültig  bezahlt  habe,  und  weil 
es  nicht  angeht,  dass  diese  Frage  im  Delibationsverfahren  entschieden 
werde. 

Mit  dem  in  Bede  stehenden  Ürtheile  des  auswärtigen  Richters 
wurde  lediglich  ausgesprochen,  dass  die  Firma  J.  T.  et  Sohn  schnldig 
ist,  die  Filiale  von  S.  et  Comp,  für  die  Folgen  des  erwähnten  Ur- 
theils schadlos  zu  halten,  und  dass  sie  demzufolge  alle  jene  Betrüge, 
welche  die  Filiale  von  S.  in  Folge  dieses  Urtheils  zahlen  muss,  die 
ser  zu  ersetzen  habe. 

Die  Zahlungspflicht  der  Firma  J.  T.  et  Sohn  hat  also  nur  dum 
und  nur  in  dem  Masse  einzutreten,  als  die  Firmaflliale  S.  et  Comp. 
die  von  dem  auswärtigen  Richter  vorausgesetzten  Zahlungen  an  (üe 
Papiermühle  in  M.  in  der  That  und  rechtsgültig  geleistet  hat. 

Da  nun  die  Gegner  der  Beschwerdeführerin  bestreiten,  dass  dieses 
der  Fall  gewesen  sei,  und  da  die  Beschwerdeführer  nicht  in  der  Lage 
sind,  ein  rechtskräftiges  Erkenntniss  des  auswärtigen  Richters,  dnrcb 
welches  diese  bestrittene  Frage  festgestellt  worden  wäre,  vorzuweisen, 
die  Exekution  nach  hierländischen  Gesetzen  aber  nur  dann  bewilligt 
werden  kann,  wenn  alle  Voraussetzungen,  von  welchen  die  Zahlungs- 
pflicht des  Schuldners  abhängig  erscheint,  durch  den  Ausspruch  des 
Richters  liquid  gestellt  sind,  so  konnte  dem  Begehren  der  Beschwerde- 
führer in  der  Sache  selbst  und  bezüglich  der  Verpflichtung,  den  Geg- 
nern die  durch  die  vorliegende  Verhandlung  verursachten  Kosten  zn 
ersetzen,  keine  Folge  gegeben  werden. 

Dem  dagegen  ergriffenen  ausserordentlichen  Revisionsrekurse  fand 
der  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  15.  Dezember  1891 
Z.  15043  bei  dem  Abgange  der  Voraussetzungen  des  Hofdekretes  von 
15.  Februar  1833  Nr.  2593  J.G.S.  keine  Folge  zu  geben,  weil  sich 
in  der  von  beiden  Untergerichten  ausgesprochenen  Abweisung  des  ron 
der  Beschwerdeführerin  gestellten  Begehrens  eine  offenbare  Ungerech- 
tigkeit nicht  erkennen  lässt,  diese  Abweisung  sich  vielmehr  schon 
durch  die  Erwägung  rechtfertigt,  dass  das  Urtheil  des  italieniscfaeD 
Richters,  um  dessen  Vollstreckbarerklärung  angesucht  wird,  sich 
schon    nach    seinem   Inhalte    als    ein    Präjudizialerkenntniss   darstelle 
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durch  welches  lediglich  ausgesproch^i  wird^  dass  die  Firma  J.  T.  et  Sohn 
gehalten  sei^  die  Filiale  S.  et  Comp,  fttr  die  Folgen  des  unter 
einem  wider  dieselbe  über  die  Klage  der  Inhaber  der  Papiermühle  in 
M.  geschöpften  Urtheils  schadlos  zu  halten  und  demgemäss  die  Ver- 
pflichtung habC;  alle  jene  Betrüge  zu  ersetzen^  welche  die  Filiale  S. 
in  Folge  dieses  Urtheils  zahlen  muss;  dass  somit  in  jenem  Erkennt- 
nisse nur  die  grundsätzliche  Verpflichtung  der  Firma  J.  T.  et  Sohn  zur 
Schadloshaltuug  der  Beschwerdeführerin  und  zugleich  die  Begrenzung 
des  ümfanges  dieser  Verpflichtung  festgestellt  ^  dass  aber  nicht  auch 
ein  Spruch  darüber  geföllt  wird^  welche  ziffermässig  bestimmte  Geld- 
leistung die  Firma  J.  T.  et  Sohn  zur  ErAillimg  der  ihr  grundsätzlich 
auferlegten  Schadloshaltungsverbindlichkeit  zu  bewerkstelligen  habe, 
dass  demnach  jenem  Erkenntnisse  das  wesentlichste  Erfordemiss  sei- 
ner Vollstreckbarkeit  durch  richterliche  Zwangsgewalt  mangelt. 

Uebereinkunft  xivischen  Sachsen    und   Oesterrewh  wegen  gegen- 
seitiger Behandlung  von  Konkursfällen. 

Dass  die  mittels  Übereinstimmender  Ministerialerklärungen  vom 
6.  Januar  1884  zwischen  dem  Königreich  Sachsen  und  Oester- 
reich  abgeschlossene  Uebereinkunft  wegen  der  gegenseitigen 
Behandlung  von  Konkursfällen  fortdauernde  Geltung  habe  (s. 
Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  56^  215,  520  und  703),  hat  auch  der 
Oesterreichische  Oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom 
26.  Mai  1891  (Beilage  zum  Justizministerial- Verordnungsblatte  Nr.  663 
vom  Jahre  1891)  ausgesprochen^). 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.  Deutschland. 

Bayern. 

1.  Gemeinsch.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  des 
k.  Hauses  und  des  AeusserU;  der  Justiz^  des  Innern^  der  Finanzen  vom 
18.  Febr.  1892;  betr.  das  von  den  Justizbehörden  behufs  Er- 
-Wirkung  von  Auslieferungen  aus  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  zu  beobachtende  Verfahren  (Just.M.Bl.  S.  45  ff.);  ent- 
bftlt  die  nunmehr  an  Stelle  der  Vorschriften  in  Ziff.  47  der  Bekannt- 


3)  Das  österreichische  Justizministerium  hat  im  Haupttheile  des  Ver- 
ordnungsblattes von  1891  S.  143  die  dortigen  Gerichte  auf  die  erwähnte 
Entscheidung  und  auf  die  damit  in  Einklang  stehende  Rechtsprechung  in 
Sachsen  aufmerksam  gemacht;  in  gleicher  Weise  hat  solches  auch  das 
sächsische  Justizministerium  mit  Bekanntmachung  vom  8.  Januar 
1892  den  Gerichten  zur  Kenntniss  gebracht. 
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machung  v.  9.  JuH  1890  (Ju8t.M.Bl.  S.  210,  b.  auch  Bd.  I  S.  102  der 
Zeitschr.)  getretenen  Bestimmungen. 

2.  Gemeinsch.  Bekanntmachimg  der  k.  Staatsm.  d.  k.  Hauses  und  des 
Aeussem,  der  Justiz^  des  Innern^  der  Finanzen  vom  18.  Februar  1892, 
die  vorläufige  Festnahme  flüchtiger  Verbrecher  in  Italien 
betr.  (Just.M.Bl.  S.  54  f.)  Der  Inhalt  ist  konform  mit  der  in  dieser 
Zeitschrift  Bd.  I  S.  714  bereits  mitgetheilten  preuss.  Ju8t.M.Verf.  t. 
25.  Sept.  1891. 

8.  Gesetz  vom  17. März  1892,  die  Auslegung   und  Abände- 

.    .         ^        .  ,       ^  16.  AprU    1868 

rung  einiger  Bestimmungen  des  Gesetes  vom  g^^.  ^  . Jo„n 

Jo.rebruarloiJ 

über    Heimath,    Verehelichung    und   Aufenthalt    betreffend 
(Ges.  u.  V.Bl.  S.  51  ff.). 

Die  wichtigste  Bestimmimg  dieses  Gesetzes,  Art.  7 ,  befust  sieh 
mit  der  Auslegung  und  Abänderung  des  in  den  letzten  Jahren  in 
Folge  der  von  bayerischen  Staatsangehörigen  in  einem  anderen  deut- 
schen Bundesstaate  mit  Umgehung  des  distriktspolizeilichen  Zeugnisses 
geschlossenen  Ehen  (Fall  Gradl  u.  a.)    viel  besprochenen  Art  33  des 

„  16.    April     1868  i.  -i-i      -r^i        i.i.i         t 

Gres.  vom  — ^ — --^^ -röhn  bezüglich  der  Kechtsgültigkeit   der    ohne 

2o.  rebruar    lo7J 

Einholung   eines   distriktspolizeilichen  Zeugnisses   geschlossenen  Ehen. 

Oft    T      ^  16.  April    1868  ,  .,,,*«, 

Art.  33    des  Ges.  vom  r^j — =r^  — ^tt;^  hat  mit  der  durch  Art.  7  des 

23.  Febr.    1872 

Gfes.  vom  17.  März  1892  bestimmten  Aendenmg  nun  zu  lauten: 

„Die  Verehelichung  darf  nur  erfolgen  auf  Grund  eines  von  der  sn- 
ständigen  Behörde  ausgestellten  Zeugnisses,  dass  gegen  die  beabsichtigte 
EheschliesBung  kein  im  gegenwärtigen  Gesetze  begründetes  Hindemiss 
bestehe. 

Auf  die  Rechtsgültigkeit  der  geschlossenen  Ehe  ist  der  Mangel  dieses 
Zeugnisses  ohne  Einfluss*  die  Ehe  hat  aber  so  lange,  als  die  Ausstellaog 
des  Zeugnisses  nicht  nacnträglich  erwirkt  wurde,  &  die  Ehefrau  und  die 
aus  der  Ehe  entsprossenen  oder  durch  dieselbe  legitimirten  Kinder  in  Be- 
zug auf  die  Heimath  nicht  die  Wirkungen  einer  gültigen  Ehe.  Die  Ebefraa 
behält  ihre  bisherige  Heimath  und  die  Kinder  folgen  der  Heimath  der 
Mutter.  Erlangt  die  Ehefrau  erst  durch  die  Verheirathung  die  bayerische 
Staatsangehörigkeit,  so  besitzt  sie  mit  ihren  aus  dieser  Ehe  entsprosseneo 
oder  durch  dieselbe  legitimirten  Kindern  die  vorläufige  Heimath  in  der 
Heimathgemeinde  des  Mannes.  Auf  Unterstützungen,  welche  denselben 
während  der  Dauer  der  vorläufigen  Heimath  nach  Massgabe  des  Gesetitf 
über  die  Armenpflege  gewährt  werden,  findet  Art.  18  Anwendung. 

Vorstehende  Bestimmungen  sind  unbeschadet  erworbener  Rechte  Dritter 
auch  auf  diejenigen  Ehen  anzuwenden,  welche  nach  den  bisherigen  Fassun- 
gen des  Art.  83  Abs.  II  oder  nach  den  entsprechenden  älteren  Vorschriften 
als  ungültig  zu  behandeln  waren. 

Zuständig  zur  Ausstellung  des  Zeugnisses  ist  die  Distriktsverwaltnnga- 
behörde  jener  Gemeinde,  in  welcher  der  Mann  seine  Heimath  hat.*" 

Gemäss  Art.  9    des    obigen    Gesetzes    vom    17.  März   1892  fast 

.       or.  .      ^  16-    April    1868 

Art.  89  des  Gesetzes  vom  -tt^— ^, — .rsnn    uunmehr  zu  lauten: 

ao.  J^ebr.   lo72 
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„AnBländer,  welche  auf  bayerischem  Gebiete  ohne  nach  Bayern  förm- 
lich eingewandert  zn  sein,  eine  Ehe  schliessen  wollen,  haben  der  Distrikts- 
verwaltnngsbehörde  des  Ortes,  an  welchem  der  das  Aufgebot  anordnende 
zuständige  Standesbeamte  seinen  Sitz  hat,  den  Nachweis  vorzulegen,  dass 
nach  den  im  Heimathlande  des  Mannes  geltenden  Gesetzen  diese  £he- 
schliessung  zulässig  ist  und  dieselben  Wirkungen  hat,  wie  wenn  sie  im 
Heimathlande  selbst  erfolgt  wäre. 

Ist  dieser  Nachweis  geliefert,  so  hat  die  Distriktsverwaltnngsbehörde 
ein  Zeugniss  auszustellen,  dass  der  Eheschliessung  kein  Hinderniss  im  Wege 
stehe." 

Wftrttembers. 

Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  28.  April  1892^ 
betr.  die  Verehelichung  yon  Angehörigen  der  rechtsrheini- 
schen Land  estheile  des  Königreichs  Bayern  (Amtsbl.  des 
Justiz-M.  1892  S.  32): 

„Nach  §  37  Ziff.  6  der  Verfügung  der  Ministerien  der  Justiz  und  des 
Innern  vom  17.  April  1891,  betr.  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  vom 
6.  Febr.  1875  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Ehe- 
schliessung (Reg.-Bl.  S.  59  ff.)«  haben  männliche  Aogehörige  der  rechtsrhei- 
nischen Landestheile  des  Königreichs  Bayern,  wenn  sie  in  Württemberg  eine 
Ehe  schliessen  wollen,  dem  württembergischen  Standesbeamten  ein  von  der 
Distriktsverwaltungsbehörde  ihrer  Heimathgemeinde  ausgestelltes  Zeugniss 
darüber  vorzulegen,  dass  gegen  die  beabsichtigte  Eheschliessung  kein  ge- 
setzliches Hinderniss  bestehe.  Da  nach  einer  dem  Justizministerium  zuge- 
gangenen Mittheilung  vielfach  die  Meinung  entstanden  ist,  das  erwähnte 
Erforderniss  der  Eheschliessung  sei  durch  das  bayerische  Gesetz  vom 
17.  März  1892,  betr.  die  Auslegung  und  Abänderung  einiger  Bestimmungen 

des  Gesetzes  vom    ^6-  Apnl  1868  ^^      Heimath,  Verehelichung  und  Auf- 

23.  Febr.  1872  ^ 

enthalt  ^),  beseitigt  worden,  so  sieht  man  sich  veranlasst,  den  Standes- 
ämtern und  Aufsichtsbehörden  bekannt  zu  geben ,  dass  die  Vorschrift  des 
§  37  Ziff.  6  der  angeführten  Ministerialverfagung  vom  17.  April  1891  auch 
fernerhin  in  Kraft  bleibt.«' 

II.  Auswärtige  Staaten. 

Argentinien. 

Gresetz  vom  5.  August  1878  über  Lagerscheine  (Ley  So- 
bre  Certifieados  de  Depösito),  abgedruckt  in  deutscher  Uebersetzung  bei 
Qoldschmidt,  Zeitschr.  f.  H.B.  Bd.  40  S.  152  ff. 

Belgien. 

1.  Erlass  des  belgischen  Finanzministeriums  zur  Ausführung 
der  mit  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  am  6.  Dez.  1891 
abgeschlossenen  Handelsverträge  (s.  oben  S.  213  u.  217)  vom 
31.  Januar  1892  (Monitmr  beige  v.  31.  Jan.  1892,  D.H.A.  1892  I 
S.  393). 

2.  Gesetz  vom  31.  Januar  1892,  Anwendung  der  Meistbe- 
günstigung gegenüber  solchen  Staaten,  welche  mitBelgien 


1)  S.  oben  „Bayern* 
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zur  Zeit  in  keinem  YertragsverhältniBS  Btehen  {Moniteur  hdgt 
V.  31.  Jan.  1892:  D.H.A.  1892  I  8.  264). 

Dftnemark. 

Gesetz    über    die    Eingebung   von    Eben    vor    den  dl- 
niscben  Konsuln  im  Auslände,  vom  19.  Februar  1892. 

§  1.  Das  Ministerium  des  Aeussem  kann  an  den  Orten  im  Auslände, 
wo  dies  nöthig  erscheint,  die  däniscben  Konsuln  ermSchtigen,  daas  Tor 
ihnen  bürgerliche  Eben  eingegangen  werden  können,  wenn  die  beiden 
künftigen  Ehegatten  oder  doch  der  eine  von  ihnen  ein  Däne  ist. 

Der  Konsul  kann  die  Ausführung  der  Handlung  einem  ihm  unter- 
gebenen Vizekonsul  übertragen,  nachdem  er  sich  selbst  davon  überzeug 
hat,  dass  die  Bedingungen  für  deren  Vornahme  vorhanden  sind. 

§  2.  Diejenigen,  welche  auf  die  in  §  1  erwähnte  Weise  eine  Ehe  ein- 
zugehen beabsichtigen,  sollen  ein  schriftliches  Begehren  darum  beim  Kon- 
sul einreichen,  worauf  dieser  über  die  beabsichtigte  Ehe  eine  Bekannt- 
machung erlässt.  Deren  Einrichtung  ist  dem  Konsul  mit  Hinsicht  anf 
Schick  und  Brauch  des  Orts  zu  bestimmen  überlassen. 

Keine  Eheschliessung  kann  erfolgen  vor  Ablauf  von  14  Tagen,  nach- 
dem die  Bekanntmachung  stattgefunden  hat,  wenn  nicht  der  Konsul  Tor- 
her  volle  Gewissheit  darüber  erlangt  hat,  dass  die  in  §  5,  y^I.  §  7  behan- 
delten Bedingungen  erfüllt  sind  und  übereinstimmend  mit  §  6  Abs.  2 
Bürgen  bestellt  sind.  Wo  diese  Bedingungen  vorliegen,  kann  die  Bekannt- 
machung auch  ganz  unterlassen  werden,  wenn  im  Uebrigen  die  Umstände 
dafür  sprechen. 

§  3.  An  dem  fUr  die  Eingehung  der  Ehe  bestimmten  Tage,  der  soweit 
möglich  nach  dem  Wunsch  des  Brautpaares  gewählt  werden  soll,  findet 
sich  dieses  an  dem  mit  dem  Konsul  (Vizekonsul)  verabredeten  Orte  ein. 
Der  Konsul  (Vizekonsul)  erklärt  zuerst  beiden  Theilen  die  Bedeutung  der 
Ehe,  empfängt  sodann  deren  Erklärung,  dass  sie  einander  als  Mann  und 
Frau  haben  wollen,  und  verkündet  schliesslich,  dass  die  Ehe  unter  ihnen 
mit  voller  Gültigkeit  nach  dänischem  Recht  eingegangen  ist,  alles  in 
Uebereinstimmung  mit  einem  vom  Ministerium  des  Aeussem  zu  solchem  Be- 
hufe  vorgeschriebenen  Formulare.  Bei  der  Vornahme  der  Handlung  sollen 
mindestens  zwei  Zeugen  zugegen  sein. 

§  4.  Ueber  die  Eingehung  der  Ehe  hat  der  Konsul  (Vizekonsul)  d» 
Nöthige  in  eine  dazu  eingerichtete  Abtheilung  seines  Amtsprotokolls  ein- 
zutragen und  unter  Bezugnahme  auf  diesen  Eintrag  den  Parteien  ein 
Zengniss  über  die  Eingehung  ihrer  Ehe  mitzutheilen ,  welches  nach  einoB 
vom  Ministerium  des  Aeussem  bestimmten  Formulare  abgefasst  ist 

Es  liegt  dabei  dem  Konsul  ob,  so  oft  eine  Ehe  vor  ihm  selbst  oder 
vor  einem  von  ihm  dazu  ermächtigten  Vizekonsul  eingegangen  worden  ist, 
darüber  unverzüglich  an  das  Ministerium  des  Aeussem  einen  Bericht  za 
erstatten,  unter  Beilage  eines  fidimirten  Auszuges  aus  dem  Eintrage  ttber 
die  Ehe  im  Amtsprotokolle  und  einer  fidimirten  Abschrift  des  Ehezeng- 
nisses. 

*  §  5.    Ehe  der  Konsul   dazu  schreitet,  die  Eheschliessung  ins  Werk  sn 
setzen  oder  einen  Vizekonsul  dazu  ermächtigt,  soll  er  prüfen: 

a)  ob  die  Parteien  den  Gebrauch  ihrer  Vernunft  und  das  Alter  erreicht 
haben,  welches  nach  der  Gesetzgebung  des  Landes,  welchem  sie  an- 
gehören, erfordert  wird,  um  eine  Ehe  eingehen  zu  können, 

b)  ob  keine  der  Parteien  durch  eine  vorangehende  Ehe  gebunden  ist 

c)  ob  die  Eingehung  der  Ehe  unter  den  Parteien  nicht  auf  Grund  von 
Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  nach  der  dänischen  Geseti- 
gebung  verboten  ist,  und  auch  nicht  nach  der  Gesetzgebung  des  Lu- 
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des,   in  welchem  die  Ehe  eingegangen  werden  will,  sofern  eine  der 
Parteien  dieser  Gesetzgebung  unterworfen  ist, 

d)  ob,  wenn  die  Brant  vorher  in  einer  Ehe  gelebt  hat,  ein  Jahr  seit 
deren  Beendigung  verflossen  ist,  sofern  nicht  darüber  Gewissheit  be- 
steht, dass  sie  nicht  von  ihrem  früheren  Manne  schwanger  ist, 

e)  ob  die  Parteien  die  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  zur 
Eingehung  der  Ehe  haben,  wo  dies  nach  dem  Eechte  des  Landes 
nöthig  ist,  welchem  sie  angehören. 

§  6.  Das  Alter  der  Parteien  und  die  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder 
Vormünder  zur  Eingehung  der  Ehe  soll  der  Regel  nach  durch  ein  schrift- 
liches Zeugniss  der  kompetenten  Seite  nachgewiesen  werden.  Doch  soll 
der  Konsul,  wenn  solcher  schriftlicher  Beweis  nicht  ohne  grosse  Be- 
schwerde oder  Zeitverlust  beigeschafft  werden  kann,  berechtigt  s^in,  davon 
abzusehen,  wenn  er  sich  auf  andere  Weise  befriedigende  Gewissheit  über 
die  Thatsachen  verschaffen  kann,  welche  aufgeklärt  werden  sollen. 

Dafür,  dass  keine  der  in  §  5  lit.  b,  c.  u.  d  genannten  Hindemisse  einer 
Ehe  vorhanden  sind,  sollen  die  Parteien  dem  Konsul  zwei  Bürgen  stellen. 
Als  Bürgen  können  nur  Personen  angenommen  werden,  welche  dem  Kon- 
sul als  ehrenhaft  und  verlässig  bekannt  sind,  oder  welche  ihm  in  dieser 
Hinsicht  verlässige  Zeugnisse  vorlegen.  Können  die  Parteien  solche  Bür- 
gen nicht  stellen,  so  soll  der  Konsul  eine  oder  beide  Parteien  zur  Ab- 
legung eines  Eides  darüber  zulassen  dürfen,  dass  keines  der  genannten 
Hindernisse  vorhanden  sei. 

§  7.  Das  Ministerium  des  Aeussern  kann  innerhalb  mehrerer,  im  Hin- 
blick auf  die  dänische  Gesetzgebung  bestimmter  Grenzen  dem  Konsul  das 
Recht  übertragen,  von  der  in  §  5  lit.  a  besprochenen  Altersbedingung  in 
Bezug  auf  die  dänische  Partei,  und  von  den  in  §  5  lit.  c  besprochenen  in 
der  dänischen  Gesetzgebung  enthaltenen  Verboten  auf  Grund  der  Ver- 
wandtschaft und  Schwägerschaft  zu  dispensircn. 

§.  8.  Wenn,  ehe  der  Konsul  die  Eheschliessung  vorgenommen  hat 
oder  diese  kraft  einer  Ermächtigung  von  einem  Vizekonsul  vollzogen 
wurde,  Einwendungen  gegen  die  Eingehung  der  Ehe  erhoben  werden,  und 
der  Konsul,  nachdem  er  den  zukünftigen  Eheleuten  Gelegenheit  geboten 
hat,  sich  über  diese  Einwendungen  auszusprechen,  darüber  Zweifel  hegt, 
ob  die  in  §  5  vgl.  §  7  angegebenen  Bedingungen  für  diese  Eingehung  vor- 
handen sind,  hat  er  die  Vornahme  der  Eheschliessung  zu  verweigern  oder 
nOthigenfalls  die  einem  Vizekonsul  ertheilte  Ermächtigung,  sie  vorzuneh- 
men, zu  widerrufen. 

Die  Parteien  können  verlangen,  dass  der  Konsul  ihnen  seinen  Be- 
Bchlnss  sammt  den  Gründen  desselben  schriftlich  mittheilt. 

Der  Beschluss  kann  an  das  Ministerium  des  Aeussern  gebracht  wer- 
den behufs  einer  Entscheidung. 

§  9.  Eine  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  einge- 
gangene bürgerliche  Ehe  hat  überall,  wo  die  dänische  Gesetzgebung  gilt, 
dieselbe  Gültigkeit,  wie  wenn  sie  hier  im  Laude  eingegangen  worden 
wäre. 

Doch  soll  der  Konsul,  ehe  die  Ehe  eingegangen  wird,  den  Parteien 
bekannt  geben,  dass  der  daniscJie  Staat  keine  Zusage  darüber  ertheilcn 
kann,  dass  sie  anderwärts  für  gültig  werde  angesehen  werden,  und  sollte 
dem  Konsul  bekannt  sein,  dass  die  Ehe  an  dem  Ort,  an  welchem  sie  ein- 
gegangen wird,  oder  wo  sie  nach  ihrer  Eingehung  fortgesetzt  werden 
will,  nicht  für  gültig  angesehen  werden  würde,  soll  er  die  Parteien  hierauf 
aufmerksam  machen. 

§  10.  Das  Ministerium  des  Aeussern  schreibt  den  Konsuln  mehrere 
Verhaltnngsmassregeln  vor  für  die  Ausführung  ihrer  Pflichten  nach  diesem 
Gesetze, 
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Grossbrltannlen. 

Ausfühmngsbestimmniigen  vom  13.  Nov.  1891  zum  Waaien- 
zeichengesetz  für  Britisch-Ostindien;  D.H.A.  1892  I  8.  6f. 

Oesterreich. 

1.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  nnd  des  Handels  vom 
31.  Januar  1892;  betr.  die  Durchführung  einiger  Bestimmungen  der 
mit  l.Febr.  1892  in  ELraft  gesetzten  Handelsverträge  mit  Dentseh- 
land;  Italien  und  Belgien  vom  6.  Dez.  1891  und  mit  der  Sdiweii 
vom  10.  Dez.  1891  (s.  oben  S.  209,  214  u.  217);  Oesterr.  ß.G.BL 
1892  Nr.  19  S.  289. 

2.  Yerordn.  des  Justizministeriums  vom  26.  April  1892,  Z.  3814, 
betr.  die  Begleitpapiere  für  an  k.  bayerische  Behörden  zn 
übergebende  Häftlinge  (J.M.V.B1.  1892  S.  76).  Dem  Geldt- 
organ  sind  von  dem  Gerichtshofe,  von  welchem  die  Auslieferung  aiu- 
geht,  und  bei  zeitlicher  Ueberstellung  aus  einer  Strafanstalt  von  dem 
betr.  Oberstaatsanwalt  der  im  Art.  9  der  Verordnung  v.  5.  April  1854, 
R.G.B1.  Nr.  76,  vorgesehene  Transport  vorweis  und  auch  der  Haft- 
befehl oder  das  Ersuchschreiben  der  deutschen  Gerichts-  oder  Ver- 
waltungsbehörde mit  der  Weisung  mitzugeben,  die  Begleitpapiere  mit 
dem  Häftlinge  der  k.  bayer.  Uebemahmsbehörde  zu  libei^eben. 

Wenn  es  sich  um  die  Stellung  eines  Häftlings  an  die  bajerisdie 
Grenze  zum  Zwecke  der  Durchlieferung  an  einen  dritten,  nicht  znm 
Deutschen  Reiche  gehörigen  Staat  handelt,  ist  der  Vollzug  der  Aoe- 
lieferung  oder  zeitlichen  Ueberstellung  erst  dann  einzuleiten,  nachd^ 
der  Grerichtshof,  bezw.  die  Oberstaatsanwaltschafb  die  Verständignnf 
vom  Justizministerium  erhalten  hat,  dass  der  Durchzug  durch  du 
Deutsche  Reich,  bezw.  Bayern,  gesichert  ist. 

3.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  1  I.Mai  1892, Z. 8879, 
betr.  die  Einleitung  strafgerichtlicher  Vernehmungen  von 
Personen,  die  einer  auswärtigen  Gesandtschaft  am  öster- 
reichisch-ungarischen Hofe  angehören  (J.M.V.B1. 1892  S. 77). 
Da  die  am  österreichisch-ungarischen  Hofe  beglaubigten  auswiCrtigen 
Gesandten  imd  das  eigentliche  Gesandtschaftspersonal  derselben  nidit 
unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Landesbehörden  stehen,  und  da  in  straf- 
rechtlicher Beziehung  auch  die  Haus-  und  Dienstleute  dieser  G^ 
sandten,  welche  zugleich  ünterthanen  des  Staates  sind,  dem  der  G^ 
sandte  angehört,  nicht  den  österreichischen  Gerichten  unterstehen  (§  61 
St.P.O.),  so  sind  dieselben  auch  im  Lande  weder  dem  strafgericht- 
lichen Zeugenzwange  noch  der  strafgerichtlichen  Ladung  unterworfen, 
ihr  Erscheinen  vor  Gericht  kann  in  der  Regel  nur  infolge  der  ihnen 
hiezu  ertheilten  Ermächtigung  ihrer  Regierung,  bezw.  ihrer  Vorge- 
setzten stattfinden.  Die  k.  k.  Gerichte  haben  daher  vorkommenden 
Falls  die  Einladung  zur  strafgericlitlichen  Einvernehmung  solcher  Per- 
sonen dem  Justizministerium  vorzulegen  und  in  dem  Vorlageberidite 
die  Gründe  anzugeben,  aus  welchen  die  Vornahme  der  gerichtlichen 
Einvernehmung  für  geboten  erachtet  wird. 
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Tonga  -  Infseln. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Wirkl.  Geh.  Legationsrath  Br.  Kayser,  Dirigent  der 
Kolonialabtheilung  des  Auswärtigen  Amtes  in  Berlin. 

Auf  den  Tonga-Inseln^  welche  unter  der  konstitutionell  beschränk- 
ten Herrschaft  eines  eingeborenen  Königs  stehen,  ist  im  vergangenen 
Jahre  eine  Gesetzeskodifikation  —  T?ie  Law  of  Tonga  —  in  E^aft 
getreten^  durch  welche  sämmtliche  früheren  Gesetze  und  Verordnungen 
au%ehoben  worden  sind.  Dies  Gesetzgebungswerk  lehnt  sich  im 
Grossen  und  Ganzen  an  die  Grundsätze  an,  welche  in  den  Kultur- 
staaten zur  Geltung  gelangt  sind.  Auffällig  ist,  dass  das  bürgerliche 
Becht  nur  gelegentlich  und  in  wenigen  Artikeln  behandelt  wird;  wäh- 
rend das  Stra&echt  und  die  Verwaltungs-  und  Polizeivorschriften  einen 
breiten  Eaum  einnehmen. 

Das  Gesetzbuch  nennt  im  Anfang  als  Organe  der  Staatsgewalt 
den  König  und  den  Ministerrath,  den  Geheimen  Eath  und  die  gesetz- 
gebende Versammlung,  endlich  die  Gerichte,  und  geht  dann  zu  den 
Funktionen  derselben  über. 

Für  die  Begierungshandlungen  des  Königs  sind  allein  die  Mini- 
ster verantwortlich,  welche  er  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Geheimen 
Bath  ernennt  aber  selbständig  zu  entlassen  befugt  ist.  Der  König 
hat  das  Recht,  den  Ejriegszustand  zu  proklamiren,  Verträge  mit  ande- 
ren Staaten  zu  schliessen,  Eangerhöhungen  vorzunehmen,  Gesandte  bei 
firemden  Kegierungen  zu  beglaubigen  und  zu  empfangen,  das  Begna- 
digungsrecht und  das  Münzrecht.  Er  kann  nur  mit  Zustimmung  des 
Kabinets  verklagt  werden. 

Der  Geheime  Kath  besteht  aus  dem  Könige,  gewissen  hohen  Be- 
amten und  weiteren  vom  Könige  ernannten  Mitgliedern.  Er  hat  die 
Befiigniss,  G^setzesverordnungen  zu  erlassen^  welche  jedoch  der  nach- 
träglichen Beschlussfassung  der  gesetzgebenden  Versammlung  unterliegen, 
und  führt  bei  einer  Erledigung  des  Thrones  die  Begierung  bis  zum 
Regierungsantritt  des  neuen  Königs  weiter. 

Die  gesetzgebende  Versammlung  besteht  aus  den  Ministem,  den 
Grouvemeuren^  ernannten  Mitgliedern  und  den  letzteren  an  Zahl  gleich- 
kommenden gewählten  Vertretern.  Die  Altersgrenze  i\ir  das  Wahlrecht 
ist  das  21.  Lebensjahr.  Von  Beamten  sind  nur  die  Mitglieder  des 
Geheimen  Raths  imd  die  Bürgermeister  wählbar.  Das  aktive  Wahl- 
recht hängt  von  der  Besteuerung  ab.  Die  Sessionsdauer  ist  eine 
fünfjährige.  Die  Vorlagen  werden  in  drei  Lesungen  durchberathen 
und  durch  Majoritätsbeschluss  und  nachfolgende  Unterschrift  des  Kö- 
nigs verbindlich. 

Die  Exekutive  hat  der  König  mit  dem  Ministerrath.  Sie  schliesst 
die  Befogniss  ein,  Ausfühnmgsverordnungen  zu  den  Gesetzen  zu  er- 
lassen. 

Der  Rechtspflege  dienen  Folizeigerichte  als  Gerichte  erster  Instanz 
in  geringeren  Sachen  und  Obergerichte  als  Berufungsgerichte  und  erst* 
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instanzliche  Gerichte  in  den  bedeutenderen  Sachen.  Die  Richter, 
welche  der  König  in  üebereinstimmung  mit  dem  Geheimen  Ratb  er- 
nennt^ sind  absetzbar.  Neben  dem  Oberrichter  urtheilt  sowohl  b 
Zivil-  als  in  Strafsachen  eine  Jury,  welche  ihr  Urtheil  einstimmig  ab- 
geben mussy  andernfalls  wird  eine  neue  jury  gebildet;  nur  in  der 
Berufungsinstanz  urtheilt  der  Richter  allein.  In  Strafsachen  ist  noch 
ein  Gnadengesuch  an  den  König  zulässig,  in  Zivibachen  Bemfnng  an 
denselben,  welcher  im  geeigneten  Falle  eine  Verweisung  vor  ein  ande- 
res Gericht  vornehmen  kann. 

Was  den  Beweis  anlangt,  so  sind  bei  gewissen  Verbrechen  zwei 
Zeugen  erforderlich.  Kronzeugen  bleiben  straflos,  ihr  Zeugniss  allein 
genügt  jedoch  nicht,  ebenso  wenig  ein  lediglich  indirekter  Beweis. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  durch  Pflindung,  welcher  feste 
Häuser,  die  nothwendige  Kleidung  und  die  wachsende  Ernte  entzogen 
sind,  und  durch  Gehaltsabzüge. 

Das  Strafrecht  kennt  die  Todesstrafe,  Freiheitsstrafe  mit  und 
ohne  Zwangsarbeit,  Geldstrafe  und  bei  Knaben  und  in  gewissen  Fälen 
—  z.  B.  für  Diebstahl  im  Rückfall  —  die  Prügelstrafe.  Allgemeine 
Bestimmungen  sind,  dass  die  Beihülfe  gleich  der  Thäterschaft  bestraft 
wird,  bei  einer  Verschwörung  jeder  strafbar  ist  imd  die  Ünterlassimg 
der  Anzeige  sowie  Begünstigung  der  halben  Strafe  des  Verbrechens 
unterliegen.  Die  einzelnen  Verbrechen  werden  ähnlich  wie  im  deut- 
schen Strafgesetzbuch  nach  dem  Gegenstande  des  verbrecherischen  An- 
griffs in  mehreren  Abschnitten  behandelt.  Eigenthümlich  ist  dem 
Gesetzbuch,  dass  auch  der  Selbstmordversuch  für  strafbar  erklärt  und 
die  Strafe  für  Unzuchtsverbrechen  ungewöhnlich  hoch  normirt  wird. 

Von  den  wenigen  zivilrechtlichen  Bestimmimgen  öind  hervorzu- 
heben, dass  Schulden  der  Eingeborenen  nur  noch  bis  zu  gewissen  sich 
folgenden  Terminen  in  bestimmter  abnehmender  Höhe  klagbar  sind 
und  dass  fernerhin  Kontrakte  zu  ihrer  Grültigkeit  der  Mitunterzeich- 
nung des  Polizeimagistrats  bedürfen.  Alles  Land  gehört  der  Krone. 
Jeder  erwachsene  Mann  erhält  von  derselben  ein  Landloos  zugetheilt 
kann  aber  niemals  mehr  erhalten,  WXt  ihm  im  Erbgange  noch  ein 
solches  zu,  so  hat  er  die  Wahl,  welches  er  behalten  will.  Ein  Verkauf 
ist  unzulässig.  Von  dem  Ertrage  bezieht  die  Krone  den  Zehnten. 
Bei  Nichtzahlung  der  Abgaben  wird  das  Land  verwirkt,  kann  jedoch 
bei  nachträglicher  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  wieder  verliehen 
werden.  Fremde  können  nur  mit  besonderer  Erlaubniss  des  Land- 
ministers  Land  erhalten.  Besonderen  Bestimmungen  unterliegt  die 
Aneignung  von  Kokosnüssen. 

Die  Ehemündigkeit  und  die  Steuerpflichtigkeit  tritt  mit  dem 
16.  Lebensjahre  ein;  bis  zum  18.  Jahre  haben  die  Eltern  ein  Ein- 
spruchsrecht gegen  die  Heirath.  Die  Scheidung  der  Ehe  ist  ans  be- 
stimmten Gründen  zulässig. 

Für  die  Erziehung  unehelicher  Kinder  hat  der  Vater  einen  Bei- 
trag zu  zahlen. 
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Geburten  und  Todesfälle  müssen  angemeldet  werden. 

Sehr  zahlreich  sind  die  Polizeivor Schriften.  Quarantänebestim- 
mimgen  verringern  die  Gefahr  der  Einschleppung  Ton  Seuchen.  Für 
die  Ausführung  von  Bauten  sind  Bauvorschriften  erlassen^  in  denen 
sich  auch  das  Verbot  findet^  dass  Europäer  bei  Eingeborenen  wohnen. 
Die  Gesundheitsverhältnisse  haben  die  Bestimmungen  über  die  Benutzung 
und  Reinhaltung  von  Brunnen^  Keinigung  der  Gehöfte,  Strassen  und 
Plätze^  Beseitigung  von  Thierkadavern^  über  die  Beerdigung  Verstor- 
bener und  Pflege  der  Begräbnissplätze  im  Auge.  Für  die  Verkehrs- 
sicherheit sorgen  die  Vorschriften  über  Fahren  und  Beiten.  Ausser- 
dem ist  das  Erscheinen  zu  den  Volksversammlungen  (F(mos^)y  die 
Feier  von  nationalen  Festtagen^  das  Verfahren  der  Volkszählung  und 
die  Armenpflege  geregelt. 

Der  ganze  Handels-  und  Gewerbeverkehr  unterliegt  der  Lizenz 
der  Regierung.  Die  Lizenzen  sind  nicht  übertragbar.  Es  werden  be- 
sonders behandelt  die  Höker-^  Auktions-,  Billard-^  Bäcker-,  Fleischer- 
und Waffenlizenzen^  sowie  Lizenzen  für  die  Destillation  und  den  Ver- 
kauf berauschender  Getränke.  Der  Verkauf  der  letzteren  an  die  Ein- 
geborenen ist  bei  Strafe  verboten,  doch  sind  Ausnahmen  zugelassen. 

Eine  ausführliche  Zollordnung  regelt  das  Verfahren  bei  der  Zoll- 
abfertigung und  bestimmt  die  Zollsätze.  Einzelne  Gegenstände  sind 
besonders  namhaft  gemacht  und  mit  einem  verschiedenen  Einfuhrzoll 
belegt^  die  meisten  mit  10^/^  des  Werthes,  für  die  nicht  aufgeführten 
ist  der  Zollsatz  5^/^.  Die  Einfuhr  gewisser  Gegenstände  ist  ganz 
verboten,  diejenige  von  Waffen  und  Munition  kann  verboten  werden. 
Bei  Einführung  von  Chinesen  ist  eine  Kopfsteuer  von  50  Dollars  zu 
zahlen.  Tonganer  dürfen  nur  mit  besonderer  Erlaubniss  ausgeführt 
werden. 

Hafenpolizeibestimmungen  regeln  den  Schiffsverkehr  in  den  Häfen. 

Auch  das  Postwesen  ist  geregelt. 

Ein  Schulgesetz  setzt  die  Schulpflichtigkeit  für  das  5.  bis  16.  Jahr 
fest  und  enthält  harte  Strafen  für  schuldhafte  Versäumniss. 

Den  Schluss  machen  die  Vorschriften  über  das  Polizei-  und  Ge- 
fängnisswesen imd  über  eine  militärisch  organisirte  Wache.  Sogar 
der  Ausrottung  einer  Pflanze  (Talaiala  Hina)  ist  ein  Abschnitt  ge- 
widmet. 

Ein  Anhang  bringt  die  Verfassung,  welche  die  Sklaverei  ftir  un- 
gesetzlich erklärt  und  die  Freiheit  der  Person  gewährleistet,  sowie 
Verträge  mit  fremden  Staaten. 

Mag  dies  Gesetzgebungswerk,  von  welchem  in  Obigem  einige 
Grundzüge  wiedergegeben  sind,  auch  noch  mangelhaft  sein,  so  bildet 
es  doch  zweifellos  einen  bedeutsamen  Abschnitt  in  dem  Bestreben,  die 
Bewohner  jener  SUdseeinseln  einer  höheren  Kulturstufe  zuzuführen. 
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Internationale  Verträge. 


1.  Das  Deutsche  Beichsgesetzblatt  enthält  in  Nr.  28  (1892)S.473f. 
das  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Beich  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  über  den  gegenseitigen 
Schutz  der  Urheberrechte  Tom  15.  Januar  1892.  Die  Answechs^ 
lung  der  Batifikationsurkunden  hat  am  15.  April  1892  in  Washington 
stattgefunden. 

Nach  Art.  1  sollen  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  im  Deutschen  Beich  den  Schutz  des  Urheberrechts  besQglidi 
der  Werke  der  Literatur  und  Kunst;  sowie  den  Schutz  der  Photogra- 
phien gegen  unbefugte  Nachbildung  auf  derselben  Grundlage  geniessen, 
wie  solcher  den  Beichsangehörigen  gesetzlich  zusteht. 

Dagegen  übernimmt  nach  Art.  2  die  Begierung  der  Vereinigten 
Staaten  die  Verpflichtung^  dass  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten 
in  Gemftssheit  der  Sektion  13  der  Kongressakte  vom  3.  März  1891 
die  hierin  vorgesehene  Proklamation  behufs  Ausdehnung  der  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  auf  deutsche  Beichsangehörige  erlassen  wiid^ 
sobald  der  Staatssekretär  amtlich  davon  in  Kenntniss  gesetzt  worden 
ist,  dass  deutscherseits  das  Abkommen  die  erforderliche  gesetzgeberisehe 
Genehmigung  erhalten  hat. 

Das  Abkommen  ist  nach  drei  Wochen  vom  Tage  des  Austansches 
der  Batiflkationsurkunden  in  Ejraft  getreten  ^  findet  nur  auf  die  zur 
Zeit  seines  Inkrafttretens  noch  nicht  veröffentlichten  Werke  Anwendung 
und  bleibt  in  Wirksamkeit  bis  zum  Ablaufe  von  drei  Monaten  nach 
erfolgter  Kündigung  seitens  eines  der  vertragschliessenden  Theile.  — 

Während  früher  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  fremde 
Urheber  für  ihre  literarischen  und  künstlerischen  Erzengnisse  keinen 
Schutz  genossen,  hat  sich  in  diesem  Zustande  seit  dem  1.  Juli  1891 
insofern  eine  Aenderung  vollzogen^  als  durch  das  zu  jenem  Zeitpunkt 
in  Kraft  getretene^  am  3.  März  1891  erlassene  neue  nordamerikanische 
Urheberrechtsgesetz^  die  sog.  Copyright  Act,  die  Möglichkeit  gegeben 
worden  ist;  einen  derartigen  Schutz  in  Nordamerika  auch  Auslftnden 
unter  gewissen  Voraussetzungen  zu  gewähren. 

Nach  Sektion  13  des  genannten  Gesetzes  soll  dasselbe  anf  die 
Angehörigen  fremder  Staaten  dann  Anwendung  finden^  wenn  entweder 
der  betreffende  fremde  Staat;  um  dessen  Angehörige  es  sich  handelt, 
an  einem  internationalen  Vertrage  betheiligt  ist;  welcher  die  Gegen- 
seitigkeit des  Urheberschutzrechts  gewährleistet  und  dem  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  nach  den  darin  enthaltenen  Bestim- 
mungen nach  Belieben  als  vertragschliessender  TheÜ  beitreten  können« 
oder  wenn  der  betreffende  fremde  Staat  den  Bürgern  der  Vereinigten 
Staaten  den  Schutz  des  Urheberrechts  auf  im  Wesentlichen  dersdbe^ 
Grundlage  gewährt  wie  den  eigenen  Angehörigen.  Das  Vorhanden- 
sein einer  dieser  beiden  Voraussetzungen  muss  durch  Proklamation  des 
Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten   festgestellt  werden.    Auf  Grund 
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der  zweiten  Alternative  dieser  Voraussetzungen  ist  der  vorliegende  Ver- 
trag zu  Stande  gekommen. 

Durch  den  Ausdruck:  ^Schutz  des  Urheberrechts  bezüglich  der 
Werke  der  Literatur  und  Kunst;  sowie  Schutz  der  Photographien 
gegen  unbefugte  Nachahmung^;  welcher  in  ähnlicher  Weise,  wenigstens 
soweit  es  sich  um  Werke  der  Literatur  und  Kunst  handelt;  in  den 
Literarverträgen  Deutschlands  mit  Frankreich  (R.G.B1.  1883  S.  269), 
Belgien  (R.G.BI.  1884  S.  173)  und  Italien  (R.G.Bl.  1884  S.  193) 
Anwendung  gefunden  hat;  werden  alle  Gegenstände  getroffen;  in  Be- 
zug auf  welche  Reichsangehörige  durch  die  Reichsgesetze  vom  11.  Juni 
1870  (Bunde8-Ges.Bl.  S.  339);  vom  9.  Januar  1876  (R.G.B1.  S.  4) 
und  vom  10.  Januar  1876  (R.G.B1.  S.  8)  geschützt  sind  und  bezüg> 
lieh  deren  sie  künftig  in  den  Vereinigten  Staaten  Schutz  geniessen 
werden  ^). 

Laut  Veröffentlichung  des  Reichsanzeigers  vom  19.  Mai  1892  Nr.  118 
hat  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die  im 
Vertrage  vorgesehene  Proklamation;  dass  die  letztere  der  obengenann- 
ten in  Sektion  13  der  Copyright  Akte  vom  13.  März  1891  enthaltenen 
Bedingungen  bezüglich  der  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  nunmehr 
erfüllt  sei;  unterm  15.  April  1892  erlassen. 

2.  Weltpostverein.  Das  deutsche  Reichsgesetzblatt (1892 Nr. 26 
S.  503  ff.)  enthält  nachbezeichnete  im  Weltpostverein  abgeschlossene 
Verträge: 

a)  Weltpostvertrag  vom  4.  Juli  1891  (S.  503  ff.)  mit  Schluss- 
protokoll vom  gleichen  Tage  (S.  531);  abgeschlossen  zwischen  Deutsch- 
land und  den  deutschen  Schutzgebieten;  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika;  der  Argentinischen  Republik,  Oesterreich-Ungani;  Belgien; 
Bolivien;  Brasilien;  Bulgarien;  Chili;  der  Republik  Columbien,  dem 
unabhängigen  Kongostaat;  der  Republik  Costa-Rica;  Dänemark  und 
den  dänischen  Kolonien;  der  Republik  San  DomingO;  Egypten,  Ecua- 
dor; Spanien  und  den  spanischen  Kolonien;  Frankreich  und  den 
französischen  Kolonien;  Grossbritannien  und  verschiedenen  britischen 
Kolonien  von  Australasieu;  Canada,  Britisch-Indieu;  Griechenland; 
Guatemala;  der  Republik  HaYti;  dem  Königreich  Hawaii;  der  Republik 
Honduras;  Italien;  JapaU;  der  Republik  Liberia;  Luxemburg;  MexikO; 
Montenegro;  Nicaragua^  Norwegen;  Paraguaj;  Niederland  und  den  nie- 
derländischen Kolonien;  PerU;  Persien ;  Portugal  und  den  portugie- 
sischen Kolonien;  Rumänien;  Russland;  Salvador;  Serbien;  dem  Kö- 
nigreich Siam;  der  Südafrikanischen  Republik,  Schweden;  der  Schweiz; 
der  Regentschaft  Tunis ;  der  Türkei;  Uruguay  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Venezuela. 

Die  Bestimmungen  dieses  Vertrages  erstrecken  sich  auf  Brief e^ 
einfache     Postkarten     und     Postkarten     mit     Rückantwort, 


1)  Vgl.  die  dem  Reichstage  vorgelegte  Denkschrift  (Anlagen,  Akten- 
stück Nr.  725). 


422  Internationale  Verträge. 

Drucksachen  jeder  Art^  Geschäftspapiere  und  Waarenpro- 
ben^  welche  aus  einem  der  Yereinsländer  herrühren  und  nach  einem 
anderen  gerichtet  sind.  Auch  finden  diese  Bestimmungen  in  gleiche 
Weise  Anwendung  auf  den  Postaustausch  der  vorbezeichneten  Gegen- 
stände zwischen  Vereinsländern  und  fremden,  dem  Verein  nicht  ange- 
hörigen  Ländern ,  sofern  bei  diesem  Austausche  das  Gebiet  Yon  min- 
destens zweien  der  vertragschliessenden  Theile  berührt  wird. 

b)  Uebereinkommen  vom  4.  Juli  1891 ,  betreffend  den  Aus- 
tausch von  Briefen  und  Kästchen  mit  Werthangabe (S.535ff.l 
abgeschlossen  zwischen  Deutschland^  der  Argentinischen  Republik,  Oester- 
reich-Üngarn,  Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  der  Republik  Costa-Rica, 
Dänemark  und  den  dänischen  Kolonien,  Egjpten,  Spauien,  Frank- 
reich und  den  französischen  Kolonien,  Italien,  der  Republik  Liberia, 
Luxemburg,  Norwegen,  Niederland,  Portugal  und  den  portugiesischen 
Kolonien,  Rumänien,  Russland,  Salvador,  Serbien,  Schweden,  der 
Schweiz,  der  Regentschaft  Tunis  und  der  Türkei. 

c)  Uebereinkommen,  betreffend  den  Postanweisungsdienst 
vom  4.  Juli  1891  (S.  549  ff.),  abgeschlossen  zwischen  Deutschland, 
der  Argentinischen  Republik,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Brasilien, 
Bulgarien,  Chili,  der  Republik  Costa-Rica,  Dänemark  und  den  dS- 
nischen  Kolonien,  Italien,  Japan,  der  Republik  Liberia,  Luxemburg, 
Norwegen,  Niederland  und  den  niederländischen  Kolonien,  Portngi] 
und  den  portugiesischen  Kolonien,  Rumänien,  Salvador,  dem  König- 
reiche Siam,  Schweden,  der  Schweiz,  der  Regentschaft  Tunis,  der 
Türkei  und  Uruguay. 

d)  Uebereinkunft,  betreffend  den  Austausch  von  Postpacke- 
ten,  vom  4.  Juli  1891  (S.  560  ff.),  abgeschlossen  zwischen  Deutsch- 
land, der  Argentinischen  Republik,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Bra- 
silien ,  Bulgarien ,  Chili ,  der  Republik  Columbien ,  der  Republik 
Costa-Rica,  Dänemark  und  den  dänischen  Kolonien,  Egjpten,  Spa- 
nien, Frankreich  und  den  französischen  Kolonien,  Griechenland,  Ita- 
lien, der  Republik  Liberia,  Luxemburg,  Montenegro,  Norwegen,  P»- 
raguay,  Niederland  und  den  niederländischen  Kolonien,  Portugal  and 
den  portugiesischen  Kolonien,  Rumänien,  Salvador,  Serbien,  dem  K^ 
nigreiche  Siam,  Schweden,  der  Schweiz,  der  Regentschaft  Tunis,  der 
Türkei,  Uruguay  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela. 

e)  Uebereinkommen,  betreffend  den  Postauftragsdienst  tob 
4.  Juli  1891  (S.  576  ff.),  abgeschlossen  zwischen  Deutschland,  Oester- 
reich-Ungarn, Belgien,  Brasilien,  der  Republik  Costa-Rica,  Egypten. 
Frankreich,  Italien,  der  Republik  Liberia,  Luxemburg,  Norwegen,  Nie 
derland  und  den  niederländischen  Kolonien,  Portugal  und  den  por- 
tugiesischen Kolonien,  Rumänien,  Salvador,  der  Schweiz,  der  Regent- 
schaft Tunis  und  der  Türkei. 

f)  Uebereinkommen,  betreffend  den  Postbezug  von  Zeitungen 
und  Zeitschriften,  vom  4.  Juli  1891  (S.  588  ff.),  abgeschlossen 
zwischen   Deutschland,    Oesterreich-Ungarn,    Belgien ;   Brasilien,    Bol- 
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garien^  der  Kepnblik  Colmnbien^  Dänemark  ^  Egypten,  der  Kepnblik 
Liberia;  Luxemburg,  Norwegen,  Persien,  Portugal  und  den  portugie- 
sischen Kolonien,  Kumänien,  Schweden,  der  Schweiz,  der  Ttirkei  und 
Uruguay. 

Sämmtliche  vorstehende  Verträge  sind  ratifizirt  worden,  die  üeber- 
gabe  der  Ratifikationsurkunden  hat  in  Wien  stattgefunden.  Am  I.Juli 
1892  treten  sämmtliche  Verträge  in  Kraft. 

8.  Deklaration,  betreffend  die  Handelsbeziehungen  zwischen  dem 
Deutschen  Eeich  und  Spanien  vom  29.  Januar  1892  (Centralblatt 
f.  d.  Deutsche  Reich  S.  81;  D.H.A.  1892  I  S.  249  f.). 

4.  Der  am  31.  Januar  1891  seitens  der  portugiesischen  Regierung 
gekündigte  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Portugal  ist  nach  Ablauf  der  Kündigungs- 
frist mit  1.  Februar  1892  ausser  Kraft  getreten  (Deutscher 
Reichsanzeiger  v.   1.  Febr.  1892). 

5.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts vertrag  zwischen  Me- 
xiko und  der  Dominikanischen  Republik  vom  29.  März  1890 
(D.H.A.  I  S.  401  ff.).  Nach  Art.  6  des  Vertrages  richtet  sich  die 
Erbfolge  bezüglich  des  unbeweglichen  Vermögens  nach  den  Ge- 
setzen des  Landes,  in  welchem  die  unbeweglichen  Güter  sich  befinden; 
die  Entscheidung  aller  Ansprüche  oder  Streitigkeiten  bezüglich  der 
gedachten  Erbschaften  steht  ausschliesslich  den  Gerichten  des  betref- 
fenden Landes  zu.  Die  Reklamationen  bezüglich  der  Mobiliar- 
hinterlassenschaften, welche  in  einem  der  beiden  Länder  von 
Bürgern  des  anderen  Landes  hinterlassen  werden,  mögen  diese  zur 
Zeit  ihres  Todes  daselbst  ansässig  gewesen  sein  oder  sich  nur  vor- 
übergehend aufgehalten  haben,  sollen  von  den  Gerichten  oder  zustän- 
digen Behörden  des  Landes,  in  welchem  sich  die  Gegenstände  befinden, 
jedoch  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  Verstorbene  an- 
gehörte, entschieden  werden. 

6.  Uebereinkommen  zwischen  Dänemark  und  Italien  über  die 
Aufhebung  des  Abschosses  und  Abfahrtsgeldes  vom  7.  No- 
vember 1891  (Dan.  G.Blatt  1892  Nr.  80);  stimmt  im  Wesentlichen 
mit  dem  deutsch-dänischen  Vertrage  vom  5.  Febr.  1891  (s.  Bd.  I  d. 
Zeitschrift.  S.  539)  überein. 

7.  Neuere  Staats  vertrage  Ungarns  (mitgetheilt  von  Herrn 
Dr.  Aleocif  Ministerialrath  im  k.  ungar.  Justizministerium  in  Budapest). 

Die  ungarische  Gesetzgebung  hat  im  Jahre  1891  mehrere 
Staatsverträge  inartikulirt,  welche  die  Regelung  internationaler  Rechts- 
verhältnisse zum  Gegenstande  haben: 

a.  Durch  Gesetzartikel  Nr.  III  wurde  der  mit  dem  Königreiche 
Italien  in  Wien  am  8.  Juli  1890  abgeschlossene  Vertrag  mit  Gre- 
setzeskraft  versehen,  welcher  den  gegenseitigen  Schutz  des 
Autorrechts  an  Werken  der  Literatur    oder  Kunst    zusichert. 

Es  ist  behufs  Orientirung  nothwendig  zu  bemerken,  dass  Ungarn 
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der  sogenannten  Bemer  Konvention  ^  betreffend  den  internationalen 
Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen  Eigenthums^  nicht  bei- 
getreten ist^  sondern  dass  an  dem  Standpunkte  festgehalten  wird,  mit 
einzelnen  Staaten  den  Erfordernissen  entsprechend  Verträge  abzuschÜessen. 
Da  derartige  Verträge  gemeinsam  mit  Oesterreich  abgeschlossen  weiden, 
so  erstreckt  sich  die  Gültigkeit  dieses  Vertrages  über  das  gesammte 
Gebiet  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Der  mit  Italien  ab- 
geschlossene Vertrag  ist  ein  sogenannter  formeller  Reziprozitätsvertrag, 
indem  derselbe  den  leitenden  Grundsatz  enthält^  dass  die  Autoren  und 
ihre  Nachfolger,  worunter  auch  die  Verleger  inbegriffen  sind,  in  den 
Grebieten  der  anderen  Partei  dieselben  Rechte  und  den  gleichartigen 
Schutz  geniessen  werden,  welche  die  Gesetze  dort  einräumen.  Die 
Autoren  von  literarischen  oder  künstlerischen  Werken  der  einen  vertrag- 
schliessenden  Partei  werden  demnach  den  im  Inlande  befindlichen  Au- 
toren gleichgestellt. 

Diese  Vortheile  geniessen  die  Autoren  im  Gebiete  der  andoen 
Partei  jedoch  nur  dann,  wenn  sie  im  Ursprungslande  (pays  d'origin^ 
des  Schutzes  theilhaftig  werden  und  nur  für  die  Dauer  der  Zeit,  auf 
welche  sich  der  Schutz  im  Lande  des  Ursprungs  erstreckt.  Da  die 
Uebersetzung  ein  Theil  des  Autorrechts  bei  literarischen  Werken  ist 
so  wird  dieselbe  ebenfalls  nach  den  früher  angeführten  Grundsätzen 
gegenseitig  geschützt.  Im  Art.  2  des  im  Ganzen  nur  aus  9  Artik^n 
bestehenden  Vertrages  wird  nach  dem  in  der  Bemer  Konvention  fest- 
gestellten Verzeichniss  aufgezählt,  was  unter  literarischen  oder  künst- 
lerischen Werken  zu  verstehen  sei. 

Art.  3  bezeichnet  als  Ursprungsland  des  Werkes  fpays  c^origine^ 
das  Land,  wo  das  Werk  zuerst  publizirt  wurde.  Ist  dasselbe  gleich- 
zeitig auf  mehreren  Gebieten  erschienen,  so  hat  als  Ursprungsland 
dasjenige  zu  gelten,  dessen  Gesetzgebung  den  kürzesten  Schatz  ver- 
leiht. Nicht  publizirte  Werke  haben  als  Ursprungsland  dasjenige^ 
dessen  Staatsaugehöriger  der  Verfasser  ist. 

Damit  die  Angehörigen  der  vertragschliessenden  Parteien  in  den 
anderen  Gebieten  den  durch  diesen  Vertrag  eingeräumten  Schutz  ge- 
niessen können,  müssen  dieselben  die  dort  durch  die  Gresetze  tot- 
geschriebenen  Formalitäten  erfüllen. 

Als  Autor  ist  anzusehen  derjenige,  dessen  Name  in  d^  ge- 
bräuchlichen Weise  auf  dem  Werke  verzeichnet  ist.  Ist  das  Wark 
anonym  oder  pseudonym  erschienen,  so  kann  der  auf  dem  Werke  an- 
geführte Verleger  den  Schutz  in  Anspruch  nehmen.  In  solchen  f^ällea 
ist  der  Verleger  so  lange  als  Rechtsnachfolger  des  anouTmen  oder 
Pseudonymen  Autors  zu  betrachten,  bis  das  G^entheil  erwiesen  wird. 

Durch  diesen  Vertrag  bleibt  das  Recht  der  vertragschliessenden 
Parteien  unberührt,  die  Verbreitung,  Aufführung,  Ausstellung  oder  des 
Verkauf  eines  Werks  im  Sinne  der  bestehenden  Gesetze  zu  verbietoi. 
Ebenso  können  dieselben  die  EinAihr  solcher  Werke  verhindern,  welche 
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mit  Rücksicht   auf  die  mit   dritten   Staaten    bestehenden  Verträge   als 
Nachdruck  oder  Plagiat  zu  betrachten  sind. 

Der  Vertrag   wurde  auf  die  Dauer   von    10  Jahren   geschlossen. 

b.  Der  Gesetzartikel  IV  enthält  die  zu  Wien  am  10.  Dezember  1890 
zwischen  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  und  zwischen 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  abgeschlossene  Konven- 
tion behufs  Feststellung  gegenseitiger  Massregeln  zur  Ver- 
hinderung der  Kinderpest  oder  anderer  ansteckenden  Thier- 
krankheiten  (peste  bovine  ou  piripneumonie  corUagieuse),  Da  die  Ausfuhr 
von  Schlachtvieh  besonders  in  den  Sommermonaten  von  Oesterreich- 
Ungam  nach  der  Schweiz  bedeutend  ist^  so  hat  diese  Konvention  in 
der  Sicherung  des  ungestörten  Handels  ihre  Bedeutung.  Diejenige 
Partei;  auf  deren  Gebiet  eine  der  benannten  Thierkrankheiten  aus- 
gebrochen ist;  verpflichtet  sich;  sogleich  per  Telegraf  die  Begierung 
der  anderen  vertragschliessenden  Partei  davon  zu  verständigen.  Aus 
den  angrenzenden  Gebieten  verständigen  sich  die  betreffenden  Behörden 
direkt.  Der  Viehhandel  wird  unter  thierärztliche  Aufsicht  gestellt;  und 
jede  Partei  verpflichtet  sich,  gegen  die  Verschleppung  der  Elrankheit 
die  entsprechenden  Massregeln  zu  ergreifen.  In  solchen  Fällen  können 
nur  Thiere  aus  seuchenfreien  Gebieten  eingeführt  werden;  welche  so- 
dann an  der  Grenze  einer  thierärztlichen  Untersuchung  unterzogen 
werden.  Wird  in  das  andere  Gebiet  die  Seuche  eingeschleppt;  so  kann 
die  betreffende  Begierung  die  Einfuhr  dieser  Gattung  Thiere  ganz  ver- 
bieten. Die  Ursprungsscheine  müssen  bei  der  Ausfuhr  bestätigen;  dass 
auf  dem  Gebiete  aus  welchem  die  eingeführten  Thiere  stammen;  inner- 
halb der  letzten  40  Tage  kein  Seuchenfall  vorkam.  Dieser  Schein  gilt 
6  Tage.  Dauert  der  Transport  länger,  so  muss  eine  neue  thierärztliche 
Untersuchung  erfolgen;  die  jedoch  ebenfalls  nur  6  Tage  Gültigkeit  hat. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verpflichten  sich;  dass  alle  Trans- 
portmittel (Waggons  und  Schiffe);  auf  welchen  Hausdiiere  oder  frische 
Häute  verladen  wareu;  vor  jedem  neuen  Gebrauch  gereinigt  und  des- 
infizirt  werden.  Femer  sind  in  der  Konvention  ausführliche  Be- 
stimmungen enthalten  über  die  Zulassung  von  Heerden  zur  Weide  auf 
dem  anderen  Gebiet. 

Diese  Konvention  ist  eine  Revisio;i  eines  ähnlichen  im  Jahre  1883 
abgeschlossenen  Uebereinkommens. 

c.  Wegen  der  Seltenheit  derartiger  Uebereinkommen  ist  gewiss 
interessant  die  in  Gesetzartikel  VII  enthaltene  mit  dem  Deutschen 
Reich  abgeschlossene  Konvention ;  laut  welcher  die  zu  Vorarlberg 
gehörige  Gemeinde  Mittelberg  unbeschadet  der  landesherrlichen 
Hoheitsrechte  Sr.  k.  u.  k.  apostolischen  Majestät  dem  Zollsystem 
des  Deutschen  KeicheS;  wie  dasselbe  gegenwärtig  besteht  oder  sich 
in  Zukunft  gestalten  möchte;  angeschlossen  wird.  Da  der  Text  dieser 
Konvention  auch  im  Gesetzblatte  des  Deutschen  Reiches  enthalten  ist^; 


2)  Vgl.  Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  538. 
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so  kann  die  Anführung  der  einzelnen  Bestimmungen  unterbleiben.  Da 
Oesterreich  und  Ungarn  ein  gemeinsames  Zollgebiet  bilden,  mnsste 
diese  Konvention  auch  in  die  ungarische  Gesetzsammlung  aufgenommen 
werden. 

d.  Zum  Schlüsse  sei  noch  die  im  XL.  Gesetzartikel  enthaltene  nnd 
mit  dem  Königreiche  Rumänien  abgeschlossene  sehr  ausführlicbe 
Konvention  erwähnt,  durch  welche  der  Anschluss  von  mehreren  neuen, 
innerhalb  6  Jahren  zu  bauenden  Eisenbahnen  gesichert  wird.  Diese 
Konvention  hat  insofern  auch  fiir  Mitteleuropa  Bedeutung,  als  da- 
durch dem  Handel  und  Verkehr  nach  dem  Orient  neue  rasche  Kom- 
munikationen eröffnet  werden. 

8.  Die  Generalakte  der  BrUs seier  Antisklavereikonferenz 
vom  2.  Juli  1890  —  abgeschlossen  von  Oesterreich-Üngam,  Deutschland, 
Belgien,  Dänemark,  Kongostaat,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Frankreich,  Grossbritannien,  Italien,  den  Niederlanden,  Persien,  Portugal, 
Kussland,  Schweden  und  Norwegen,  Tttrkei,  Zanzibar  —  nebst  AnLang 
und  Erklärung  vom  gleichen  Tage  (deutsch.  R.G.B1.  1892  S.  605  ff.: 
österr.  Reichsgesetzblatt  1892  Stück  XXIII  unter  Nr.  63  8.  437  ff.) 
ist  mit  2.  April  1892  in  Kraft  getreten. 

Das  erste  Kapitel  (Art.  I — XTV)  betriflft  die  Massregeln,  welche 
an  den  Sitzen  des  Sklavenhandels  zu  ergreifen  sind. 

Nach  Art.  V  verpflichten  sich  die  vertragschliessenden  IfMchte, 
insofern  dafür  noch  nicht  durch  dem  Geiste  dieses  Artikels  entsprechende 
Gesetze  vorgesehen  ist,  längstens  binnen  einem  Jahr  nach  Unter- 
zeichnung der  Generalakte  ein  Gresetz,  welches  einerseits  die  Be- 
stimmungen ihrer  Strafgesetzgebungen,  welche  die  schweren  Angriffe 
auf  die  Personen  betreffen,  auf  die  Veranstalter  und  Theilnehmer  der 
Menschenjagden,  auf  die  Urheber  der  Verstümmelung  der  Erwachsenen 
und  der  männlichen  Kinder  und  auf  alle  Individuen,  welche  sich  an 
der  gewaltsamen  Einfangung  der  Sklaven  betheiligen  —  und  ander- 
seits die  Bestimmungen,  welche  die  Angriffe  auf  die  individuelle  Frd- 
heit  betreffen,  auf  die  Sklavenführer,  Frachter  und  Händler  anwendbar 
macht,  zu  erlassen  oder  ihren  betreffenden  gesetzgebenden  Körpern 
vorzulegen. 

Die  Miturheber  und  Theilnehmer  der  hier  oben  spezifizirten  Ejite- 
gorien  von  Sklavenföngern  und  Händlern  werden  von  Strafen  ge- 
troffen werden,  welche  den  von  den  Urhebern  zu  erduldenden  propor- 
tionirt  sind. 

Die  Schuldigen,  die  sich  der  Gerichtsbarkeit  der  Behörden  des 
Landes,  in  welchem  die  Verbrechen  oder  Vergehen  begangen  wurden, 
entzogen  hätten,  werden  entweder  auf  Grund  der  Mittheilung  der  ünter- 
suchungsakten  von  Seite  der  Behörden,  welche  die  Gesetzesverletzong 
festgestellt  haben,  oder  auf  Grrund  jedes  anderen  Schuldheweises  durch 
Obsorge  derjenigen  Macht,  auf  deren  Gebiete  sie  aufgefunden  werden, 
verhaftet  und  ohne  weitere  Formalität  zur  Verfügung  der  zu  ihrer  Ab- 
urtheilung  kompetenten  Gerichte  gehalten  werden. 
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Die  Mächte  werden  sich  in  möglichst  kurzer  Zeit  die  zur  Aus- 
fiihmng  der  Bestimmungen  bestehenden  oder  neu  publizirteu  Gesetze 
oder  Verordnungen  mittheilen. 

Das  zweite  Kapitel  (Art.  XV — XEX)  handelt  von  den  Karawanen- 
strassen  und  Sklaventransporten  zu  Lande. 

Nach  Art.  XIX  finden  die  im  Art.  V  vorgesehenen  Strafbestim- 
mungen auf  alle  Verbrechen  und  Vergehen  Anwendung,  welche  im 
Laufe  der  Unternehmungen ,  die  den  Sklaventransport  und  Sklaven- 
handel zu  Lande  zum  Gegenstande  haben,  begangen  werden,  gleich- 
viel in  welchem  Augenblicke  die  Begehung  derartiger  Handlungen 
konstatirt  wird. 

Alle  jene  Individuen,  welche  wegen  einer  der  in  der  Generalakte 
vorgesehenen  Handlungen  eine  Bestrafung  erlitten  haben,  werden  der 
Verpflichtimg  unterzogen,  eine  Sicherstellimg  zu  leisten,  bevor  es 
ihnen  gestattet  wird,  in  den  Ländern  des  Sklavenhandels  sich  mit 
Handelsuntemehmungen  zu  befassen. 

Das  dritte  Kapitel  enthält  die  Bestimmungen  über  Unterdrückung 
des  Sklavenhandels  zur  See,  in  §  I  (Art.  XX — XXIX)  allgemeine  Be- 
stimmungen, in  §  n  das  Reglement,  betr.  die  Führung  der  Flagge 
und  die  Ueberwachung  der  Kreuzer,  und  zwar  1)  Regeln  für  die  Be- 
willigung der  Flagge  an  einheimische  Schiffe,  die  Musterrolle  und  das 
Manifest  der  schwarzen  Passagiere  (Art.  XXX — XLI),  2)  Anhaltung 
verdächtiger  Schiffe  (Art.  XLII — XLIX),  3)  Untersuchungsverfahren 
imd  Aburtheilung  der  aufgebrachten  Schiffe  (Art.  L — LXI).  Das  vierte 
Kapitel'^  (Art.  LXII — LXXrH)  betrifft  die  Bestimmungsländer,  deren 
Einrichtungen  die  häusliche  Sklaverei  zulassen,  das  fünfte  (Art.  LXXIV 
bis  LXXXIX)  die  Vorkehrungen,  um  die  Ausführung  der  Generalakte 
zu  sichern. 

Nach  Art. LXXIV  wird  in  Zanzibar  ein  internationales  Bureau 
errichtet,  in  welchem  sich  jede  Signatarmacht  durch  einen  Delegirten 
vertreten  lassen  kann  und  welches  die  Aufgabe  hat,  alle  Dokumente 
und  Nachrichten,  welche  geeignet  sind,  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels  beizutragen,  zu  zentralisiren. 

Das  sechste  Kapitel  (Art.  XC — XCV)  bezieht  sich  auf  den  Han- 
del mit  Spirituosen  beschränkende  Massregeln,  das  siebente  (Art. 
XCVI — G)  enthält  Schlussbestimmungen.  Nach  Art.  XCVI  macht  die 
Generalakte  alle  entgegengesetzten  Bestimmungen  der  fiüher  zwischen 
den  Signatarmächten  abgeschlossenen  Konventionen  ungültig. 
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1.  (Rechtshülfe  in  Disziplinarsachen.)  Die  Frage,  ob  die 
Vorschriften  des  deutschen  Gerichts  Verfassungsgesetzes  über  Gewährung 
der  Rechtshülfe  und  die  Bestimmungen  der  deutschen  Strafprozessord- 
nung über  den  Zeugnisszwang  auf  das  Verfahren   in  Disziplinarunter- 
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guchongeii  Anwendung  finden  ^\  hat  Oberstaatsanwalt  Daleke  in  Stettin 
zmn  Gegenstand  einer  eingehenden  Erörterung  nnter  Berücksichtigimg 
der  bisherigen  Rechtsprechnng  der  deutschen  Grerichtshöfe  gemacht 
(Archiv  ft&r  Staatsrecht  Bd.  39  8.  248  ff.)  mit  folgendem  Resultate: 
1)  Die  ordentlichen  Gerichte  haben  den  Verwaltungsbehörden  in  Dis- 
ziplinarsachen Kechtshülfe  zu  leisten,  sei  es  auf  Grund  des  §  38  d& 
preuss.  Verordnung  vom  2.  Januar  1849,  oder  sei  es  unter  analoger 
Anwendung  der  Vorschriften  des  G.Y.G.  in  den  §§  157—160.  2)  Auf 
das  Verfahren  y  insbesondere  auf  die  Behandlung  der  Beschwerde  bei 
verweigerter  Rechtshülfe  kommen  die  §§  157  ff.  G.V.G.  unbedingt  zur 
Anwendung  und  nicht  die  Vorschriften  der  Stra^rozessordnung.  3)£s 
ist  streitig,  ob  die  Beschwerde  im  Falle  des  §  160  G.V.G.  auch  bei 
dem  Reichsgericht  zulässig  ist.  Das  Reichsgericht  selbst  hat  dies  ver- 
neint'). 4)  Der  Zeugnisszwang  ist  auch  im  Disziplinarverfahroi  zu- 
lässig und  zwar  finden  die  Bestimmungen  des  §  69  der  St.P.O.,  nicht 
die  Vorschriften  der  Krim.Ordn.  Anwendung. 

2.  (Bevormundung  von  Schweizerbürgern  in  Frank- 
reich.) Hierüber  liess  sich  das  eidgenössische  Justiz-  und  Polizei- 
departement in  folgender  Weise  vernehmen:  Aus  Art.  10  des  Vertrages 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  über  den  Gerichtsstand  und  die 
Vollziehung  von  Urtheilen  in  Zivilsachen  vom  15.  Juni  1869  ergebe 
sich^  dass  der  französische  Richter  nicht  kompetent  sei,  eine  Vormund- 
schaft zu  verhängen^  wohl  aber  provisorische  Scbutzmassregeln  anzu- 
ordnen, unter  die  auch  die  Bestellung  eines  Sequesters  zu  zählen  sei 
Sollte  der  französische  Richter  eine  Verfügung  treffen  wollen,  zu  der 
er  nicht  befugt  wäre,  so  wäre  er  durch  die  Partei  oder  deren  Vertreter 
auf  Art.  11  des  Vertrages  anfrnerksam  zu  machen,  wonach  das  Ge- 
richt, bei  dem  eine  nicht  in  seine  Kompetenz  fallende  Klage  an- 
hängig gemacht  wird,  die  Parteien  von  Amtswegen  an  den  zuständigen 
Richter  weisen  soll;  nöthigenfalls  könnte  sich  die  Partei  an  die 
schweizerische  Gesandtschaft  in  Paris  wenden,  damit  diese  den  Justiz- 
minister  ersuche,  durch  Vermittelung  der  Staatsanwaltschaft  auf  die 
Beobachtung  des  Vertrages  hinzuwirken  (Schweiz.  Bundesbl.  1892 
n  S.  499). 

3.  (Scheidung  der  Ehen  von  im  Auslande  wohnenden 
schweizerischen  Eheleuten.)  Ueber  die  Tragweite  des  Art.  43 
des  eidgenössischen  Zivilstandsgesetzes  hat  sich  der  schweizeriscbe 
Bundesrath  in  seinem  Berichte  an  die  Bundesversammlung  (Schweiz. 
Bundesbl.  1892  IT  S.  518),  wie  folgt,  ausgesprochen: 

Schweizerische  Eheleute  sind,  selbst  wenn  sie  im  Auslände  woh- 
nen, bezüglich  der  Klagen  auf  Ehescheidung  und  auf  Ungültigkeit  der 
Ehe    stets  dem  genannten  Art.  43    unterworfen,    d.  h.  sie  haben  füx 


1)  Vgl.  hiezu  Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  62  u.  371. 

2)  Vgl.  BeschluBB  des  Reichsgerichts  vom  29.  Juli  1891  (Entsch.  Bd.  22 
S.  111). 
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diese  Klagen  ilireii  Oerichtsstand  entweder  am  Wohnorte  des  Ehe- 
mannes in  der  Schweiz,  oder  —  beim  Abgang  eines  solchen  —  am 
Heimathsorte  oder  am  letzten  schweizerischen  Wohnorte  desselben. 
Uebeidies  ist  weder  im  Art.  48  noch  in  einem  anderen  Artikel  des 
eidgenössischen  Zivilstandsgesetzes  die  Rede  Ton  der  Anerkennung 
eines  ausländischen  Gerichtsstandes  für  Ehestreitigkeiten  von  Schwei- 
zern. Das  schweizerische  Forum  muss  deshalb  als  ein  exklusives  an- 
gesehen werden.  Hätte  nämlich  der  schweizerische  Gesetzgeber,  ent- 
gegen dem  sonst  dem  Auslande  gegenüber  festgehalteneu  Grundsatze 
des  Heimathsprinzips  in  Statusfragen,  die  Zuständigkeit  der  ausländi- 
schen Gerichte  in  Ehescheidungssachen  von  Schweizern  anerkennen 
wollen,  so  würde  er  dies  im  Gesetze  selbst  ausdrücklich  gesagt  haben, 
entsprechend  z.  B.  der  Bestimmung  bezüglich  der  Eheschliessung 
von  Schweizern  im  Auslande.  Da  er  dies  unterlassen  hat,  so  sind 
solche  Urtheile  ausländischer  Grerichte  als  nichtig  zu  betrachten  und 
können  auf  schweizerischem  Gebiete  keine  Vollziehung  finden  (zu 
vgl.  Bundesbl.  1888,  11,  774  Ziff.  27  u.  28;  Blumer-Morel,  3.  Aufl. 
I  8.  477  f.)»). 

4.  (Die  Auslieferung  eines  Schweizerbürgers)  findet  in 
der  Schweiz  ohne  ausdrückliche  Vertragsverpflichtung  auch  nicht  mit 
dessen  Zustimmung  statt.  Eine  Pflicht,  Schweizerbürger  aus- 
zuliefern, besteht  für  die  Eidgenossenschaft  einzig  nach  dem  Ver- 
trag mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (Art.  XHE  f.  des 
Vertr.  v.  25.  November  1850)  *).  Der  Auslieferungsvertrag  mit 
Grossbritannien  vom  26.  November  1880  verpflichtet  nur  die  eng- 
lischen Behörden  zur  Auslieferung  britischer  Uuterthanen,  schliesst 
dagegen  die  Auslieferung  von  Schweizerbürgem  durch  die  Eidgenossen- 
schaft aus.  Im  Vertrag  mit  Italien  (Art.  V)  erscheint  die  Aus- 
lieferung eigener  Staatsangehöriger  in  das  Belieben  der  Vertragsstaaten 
gestellt,  praktisch  wird  jedoch  im  Verkehre  zwischen  dem  Bundesrath 
und  der  italienischen  Regierung,  sobald  es  sich  um  Angehörige  des 
Zufluchtsstaates  handelt,  niemals  die  Auslieferung,  sondern  stets  die 
Uebemahme  der  strafirechtlichen  Verfolgung  am  Gerichtsstande  der 
Heimath  beantragt.  In  allen  übrigen  Auslieferungsverträgen  der 
Schweiz  ist  die  Auslieferung  der  eigenen  Staatsangehörigen  gegenseitig 
ausdrücklich  ausgeschlossen  (Schweiz.  Bundesbl.   1892  11  S.  569). 

5.  (Eheschliessung  im  Staate  Wisconsin.)  Nach  einem 
Entscheide  des  obersten  Gerichts  (supreme  court)  im  Staate  Wisconsin 
kann  dort  eine  gesetzliche  Ehe  nur  durch  den  bestimmten  Vertrag 
der  Parteien  zu  einer  bestimmten  Zeit  entstehen,  wenn  auch  dazu 
kein  offizieller,  öffentlicher  Akt  nothwendig  ist,  und  nicht  durch  blosse 
cohabitatio  oder  solches  Zusammenleben  der  Parteien,  wie  es  das  Ehe- 


3)  Vgl.  hiezu  auch  Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  93  u.  712. 

4)  Vgl.  hiezu  den  Fall  Piquet  in  Bd.  I  dieser  Zeitscbr.  S.  400  ff. 
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leben    gewöhnlich    mit    sich    bringt     (Bericht    des    Schweiz.   Bmid»- 
raths  etc.,  Schweiz.  Bnndesbl.   1892  11  S.  517). 

6.  (Zur  Abhandlnngspflege  über  den  in  Italien  gelegenes 
unbeweglichen  Nachlass  eines  in  Oesterreich  verstorbeDen 
italienischen  Staatsangehörigen)  entnehmen  wir  der  Zeitschrift 
für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich  |^1892 
S.  58  ff.)  folgenden   interessanten  Bericht : 

Am  21.  August  1884  starb  zu  Anetzberg,  Bezirk  PrSgarten  in 
Oberösterreich,  Marie  J.,  Gattin  des  italienischen  Staatsangehörigen 
Peter  J.,  mit  Hinterlassimg  von  fünf  minderjährigen  Kindern.  Marie  J. 
und  deren  Gatte  Peter  J.,  welche  in  den  notariellen  Ehepakten ,  dd. 
Eferding  12.  November  1872,  Geschäftszahl  476,  ihr  Gesammtm- 
mögen  einer  allgemeinen  schon  unter  Lebenden  gültigen  Güteigemon- 
schaft  unterzogen  hatten,  besassen  gemeinschaftlich  die  im  Bezirke 
Prägarten  gelegenen  Bealitäten  Nr.  12  zu  Amberg  und  Nr.  24  sn 
Anetzberg  sammt  Grundstücken  und  Fahrnissen ;  ausserdem  war  der 
erblasserische  Wittwer  Peter  J.  Eigenthümer  eines  Drittelantheils  von 
Hause  Nr.   71  zu  Forgario,  Provinz  Udine  in  Italien. 

Infolge  der  in  den  obzitirten  Ehepakten  stipulirten  allgemeinen 
Gütergemeinschaft  war  daher  ein  Sechstel  dieses  Hauses  in  das  Nach- 
lassaktivum  der  verstorbenen  Marie  J.  einzubeziehen  und  wegen  Eintritts 
von  minderjährigen  Erben  die  Inventirung  und  Schätzung  dieses  Hans- 
antheils  zu  veranlassen. 

Die  Inventarisirung  des  gesammten  in  Oesterreich  befindlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Nachlasses  der  verstorbenen  Marie  J.  wurde 
durch  das  k.  k.  Bezirksgericht  Prägarten  am  2.  Dezember  1884  vor- 
genommen und  sonach  mit  Bescheid  desselben  Gerichts  vom  16.  De- 
zember 1884  Z.  4318  die  Abhandlungsakten  nach  Marie  J.  dem 
k.  k.  Notar  in  Prägarten  als  Gerichtskommissär  zur  weiteren  Abhand- 
lungspflege zugewiesen. 

In  dem  von  dem  genannten  Gerichtskommissär  am  26.  April  1885 
aufgenommenen  Protokolle  hat  sich  der  vom  k.  k.  Bezirksgerichte 
Prägarten  für  die  minderjährigen  erblasserischen  ELinder  bestellte  Ku- 
rator ad  aeiu/m  nomine  derselben  bedingt  zum  Nachlasse  der  veretor- 
benen  Marie  J.  erbserklärt.  Gleichzeitig  hat  derselbe  einverständlich 
mit  dem  erblasserischen  Wittwer  Peter  J.  in  diesem  Protokolle  das 
Ansuchen  gestellt,  dass  die  Yerlassenschaftsabhandlung  nach  Marie  J. 
nicht  nur  bezüglich  des  in  Oesterreich  befindlichen  beweglichen  und  on- 
beweglichen  Nachlasses,  sondern  auch  bezüglich  des  in  Italien  befind- 
lichen unbeweglichen  Nachlasses  nur  nach  österreichischem  Gesetze  ge- 
pflogen und  behufs  Veranlassung  der  Inventirung  und  Schätzung  des 
in  Italien  befindlichen  unbeweglichen  Nachlasses  durch  die  königliche 
Prätur  in  Spilimbergo  dem  k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien  Bericht 
erstattet  werden  möge. 

Auf  Grund    dieses  Ansuchens    wurden    sonach   die    Abhandlong»- 
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akten  nach  Marie  J.    durch  das   k.  k.   Bezirksgericht  Prägarten   dem 
k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien  vorgelegt. 

Mit  Note  vom  20.  Mai  1885  Z.  7962  hat  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Wien  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Prägarten  die  Abhandlungs- 
akten nach  Marie  J.  mit  der  Weisung  zurückgestellt,  vorerst  im  geeig- 
neten Wege  festzustellen  7  ob  die  verstorbene  Marie  J.  italienische 
Staatsangehörige  war  und  sohin,  wenn  dieses  festgestellt  ist^  das  Wei- 
tere im  Sinne  der  Konsularkonvention  vom  15.  Mai  1874  Nr.  96  des 
R.G.BL  für  1875  zu  veranlassen.  Nachdem  der  erblasserische  Wittwer 
Peter  J.  durch  Beibringung  seines  Heimathsscheines  dargethan  hatte^ 
dass  er  italienischer  Staatsangehöriger  ist  und  hierdurch  zugleich  der 
Nachweis  erbracht  war^  dass  seine  verstorbene  Gattin  Marie  J.^  obwohl 
von  Geburt  eine  Oesterreicherin  und  daselbst  domizilirend,  durch  die 
Yerehelichung  mit  ihm  aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  ge- 
schieden und  italienische  Staatsangehörige  geworden  ist,  wurden  sohin 
die  Abhandlungsakten  nach  Marie  J.  behufs  Veranlassung  der  Inven- 
tarisinmg  des  in  Italien  befindlichen  unbeweglichen  Nachlasses  —  ein 
beweglicher  war  daselbst  nicht  vorhanden  —  durch  die  königliche 
Prätur  in  Spilimbergo  neuerlich  dem  k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien 
vorgelegt,  lieber  diesen  neuerlichen  Bericht  hat  das  k.  k.  Ober- 
landesgericht in  Wien  mit  Note  vom  25.  Mai  1886  Z.  7722  Folgen- 
des eröffiiet: 

^Der  Antrag  des  k.  k.  Bezirksgerichts^  dass  die  Prätur  zu  Spilim- 
bergo ersucht  werde,  die  Inventur  über  das  zu  Forgario  befindliche 
unbewegliche  Vermögen  nach  Marie  J.  aufzunehmen  und  anherzusen- 
den, erscheint  nicht  statthaft,  weil  ein  in  Italien  befindliches  unbe- 
wegliches Gut  nach  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  der  Abhand- 
lung durch  ein  österreichisches  Gericht  unterzogen  werden  kann. 

Das  k.  k.  Bezirksgericht  hat  vielmehr  entsprechend  dem  hier- 
gerichtlichen Auftrage  vom  20.  Mai  1885  Z.  7962  das  Weitere  im 
Sinne  der  Konsularkonvention  vom  15.  Mai  1874  Nr.  69  des  B.G.Bl. 
für  1875  zu  veranlassen,  auf  Grund  des  Art.  13  dieser  Konvention 
eine  Note  an  die  königlich  italienische  Botschaft  in  Wien  zu  richten, 
in  derselben  den  Todesfall  der  Marie  J.,  die  hierländischen  Erben  der- 
selben sowie  das  Begehren  der  letzteren,  dass  der  Nachlass  nach  öster- 
reichischen Gesetzen  abgehandelt  werden  möge  —  femer  den  Stand 
des  hierländigen  Nachlasses  unter  detaillirter  Angabe  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Nachlasses  bekannt  zu  geben  und  zu  ersuchen, 
dass  die  kompetente  italienische  Gerichtsbehörde  binnen  einer  vom  Be- 
zirksgerichte zu  bestimmenden  Frist  ihre  Aeusserung  abgeben  wolle, 
ob  dieselbe  dem  Begehren  der  hierländigen  Erben,  dass  die  Abhand- 
Inng  auch  bezüglich  des  in  Oesterreich  befindlichen  beweglichen  Nach- 
lasses nach  österreichischem  Gesetze  stattfinde,  zustimme,  oder  auf 
die  Verhandlung  vor  dem  königlich  italienischen  Gerichte  dringe.  In 
dieser  Note  ist  auch  die  königlich  italienische  Botschaft  in  Wien  von 
dem    zu  Forgario   befindlichen    unbeweglichen  Vermögen    behufs  Ver- 
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ständigung    der    itaUenischen    Gerichtsbehörde   hiervon    in  Eeimtiiiss 
zn  setzen. 

Diese  an  die  königlich  italienisclie  Botschaft  zu  richtende  Note 
ist  sub  sigülo  volanii  dem  k.  k.  Oberlandesgerichte  zur  Weiterbeforde- 
rung im  diplomatischem  Wege  vorzulegen."* 

Infolge  dieser  Weisung  wurden  sohin  die  Abhandlungsakten  nach 
Marie  J.  sammt  der  in  dem  obigen  Sinne  verfassteu,  an  die  königl. 
italienische  Botschaft  zu  Wien  sub  sigiUo  voUmti  zu  richtenden 
Note  abermals  dem  k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien  vorgelegt  Gleich- 
zeitig ist  auch  die  Einschaltung  des  Erbenkonventionsedikts  in  der 
Linzer  Amtszeitung  und  in  einem  italienischen  Amtsblatte  im  Sinne 
der  §§  24  und  UO  des  kaiserl.  Patents  vom  9.  August  1854  Nr.  208 
des  R.6.B1.  veranlasst  worden. 

Die  königlich  italienische  Botschaft  in  Wien  hat  nun  auf  die 
obige  Note  dem  k.  k.  Justizministerium  durch  das  k.  k.  Ministerinm 
des  Aeussern  Folgendes  eröfihet: 

^Das  königlich  italienische  Amt  erklärt,  dass  es  von  einer  Prü- 
fung des  Ehekontrakts  der  Eheleute  J.  absehen  zu  müssen  glaubt,  weü 
es  sonst  denselben  nach  Art.  1433  des  Code  civü  für  ungültig  er- 
kennen und  der  verstorbenen  Marie  J.  alle  Rechte  auf  irgend  einen 
Theil  des  in  Italien  gelegenen  Hauses  absprechen  müsste. 

In  Italien  sei  die  in  den  hiesigen  Gesetzen  begründete  Nachlas 
abhandlung  unbekannt;  der  italienische  Grerichtsbeamte  habe  dieslalb 
keine  Ingerenz,  und  jene  Fälle  ausgenommen,  in  welchen  seine  Inter- 
vention wegen  Wahrung  der  Hechte  von  Minderjährigen  angem&ii 
wird,  entscheide  immer  im  kontradiktorischen  Verfahren  über  Streitig- 
keiten bezüglich  der  Erbberechtigung,  der  Gültigkeit  der  Testamente 
oder  einzelner  Bestimmungen  derselben,  oder  auch  über  das  Ausmse 
des  Erbrechts. 

Es  sei  sonach  klar,  dass  ein  italienisches  Gericht  dem  eines  an- 
deren Staates  keine  Befugnisse  einräumen  könne,  die  es  selbst  nicht 
besitze,  mithin  auch  nicht  die  seiner  eigenen  Machtsphäre  entzogene 
Abhandlung  des  in  Italien  gelegenen  Immobiliamachlasses.  Nach  Ab- 
sicht des  italienischen  auswärtigen  Amts  könne  das  k.  k.  Bexii^ 
gericht  Prägarten  nach  der  am  geeignetsten  erscheinenden  Art  To^ 
gehen  und  sein  Beschluss  könne  von  den  Interessenten  anerkannt  wer 
den,  wenn  er  ihnen  annehmbar  erscheine  und  zu  keiner  Kontestation 
Anlass  gebe. 

Dagegen  könne  dessen  Beschluss  für  das  italienische  Gerieht  in 
dem  Falle  nicht  bindend  sein,  als  es  innerhalb  der  Grenzen  sebff 
Kompetenz  dazu  angerufen  werden  würde,  einen  zwischen  den  Erbeo 
und  sonstigen  Berechtigten  über  die  Gültigkeit  des  Ehekontrakts  nnd 
somit  auch  für  die  hierlands  vorgenommene  Erbtheilung  entstandenen 
Rechtsstreit  zu  entscheiden. 

Bezüglich  des  in  Oesterreich  befindlichen  Mobiliamachlasses  habe 
die     italienische    Regierung     gegen    dessen    Abhandlung     durch  dia 
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k.  k.  Bezirksgericht  Prägarten  nichts  einzuwenden  ^  sobald  die  In- 
teressenten darum  angesucht  haben  und  keine  gegentheilige  Verfügung 
besteht^ 

Auf  Grund  dieser  Erklärungen  des  italienischen  auswärtigen 
Amts  hat  nun  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  im  Einvernehmen 
mit  dem  k.  k.  Justizministerium  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Prägarten 
mit  Note  vom  1.  Juni  1887  Z.  7995  mitgetheilt^  dass  es  nunmehr 
keinem  Anstände  unterliege^  dass  der  gesammte  bewegliche  Nachlass^ 
ebenso  wie  der  hierländige  Immobiliamachlass  nach  Marie  J.  von 
dem  k.  k.  Bezirksgerichte  in  Prägarten  abgehandelt  imd  hiebei  auf 
das  in  Italien  gelegene  Immobile  nach  den  in  der  Note  des  k.  k.  Ministe- 
riums gegebenen  Andeutungen  Rücksicht  genommen  werde. 

Demgemäss  wurde  die  Verlassenschaffesabhandlung  nach  Marie  J. 
beim  k.  k.  Bezirksgerichte  Prägarten  sowohl  Über  den  gesammten  hier- 
lands  befindlichen  beweglichen  und  unbeweglichen  Nachlass^  als  auch 
über  den  in  Italien  befindlichen  unbeweglichen  Nachlass  durchgeführt. 
Der  Drittelantheil  des  Hauses  Nr.  71  zu  Forgario  ist  von  den  Erben 
einverständlich  auf  tausend  Franken,  gleich  fünfhundert  Gulden  öster- 
reichischer Währung  (BOO  fl.  ö.  W.)  bewerthet  und  die  Hälfte  hievon 
per  250  fl.  in  das  Nachlassaktivum  eingestellt  worden. 

Selbstverständlich  hat  die  k.  k.  Gebührenbemessungsbehörde  von 
diesem  Realitätenantheile  gemäss  §  1  des  G.G.  eine  Yermögensüber- 
tragungsgebühr  nicht  in  Yorschreibung  gebracht. 


Literaturberichte. 

a)  Bfieheranseiicen. 

1.  KoMeVf  J.f  Professor  an  der  Universität  in  Berlin.  Altindisckes 
Prozessrecht,  mit  einem  Anhang :  Altindischer  Eigenthumserwerb.  Stutt- 
gart, Ferdinand  Enke,  1891.  56  S.  3  Mark.  — 

Dr.  Köhler^  dem  wir  bereits  zahlreiche  Publikationen  über  altes  und 
neues  indisches  Recht  verdanken,  gibt  in  der  vorwürfigen  Schrift  eine 
sehr  werthvolle  und  höchst  interessante  Darstellung  des  Prozessverfahrens 
der  altindischen  Rechtsbücber.  Dasselbe  zeigt  sich  hienach  als  ein  unab- 
hängig von  unserem  Occident  entstandenes  Verfahren,  in  welchem  bereits 
wichtige  prozessualische  Fragen  faktisch  zur  Lösung  kommen,  z.  B.  Fragen 
über  die  Einlassungspflicht,  Zeugnisspflicht  und  Beweislast.  Es  ist  ein 
Verfahren  mit  Beweisinterlokut,  mit  feiner  Durchführung  des  Indizien- 
beweises, welches  sich  aus  einer  formalen  Beweistheorie  zur  individuellen 
Beweiswttrdigung  herausgerungen  hat.  Das  Verfahren  ist  Öfifentlich  und 
mündlich,  Heimlichkeit  ist  Nichtigkeitsgrund.  Zivil-  und  Strafprozesse  folgen 
im  Allgemeinen  den  gleichen  Regeln,  im  Strafprozess  gilt  das  Akkusations- 
prinzip. Die  Rechtsbücher  enthalten  bereits  Bestimmungen  über  Prozess- 
fähigkeit,  Stellvertretung  vor  Gericht,  Unterbrechung  des  Prozesses,  über 
Ladungs-  und  Einlassungswesen.  Ein  Vergleich  ist  nur  vor  der  Beweis- 
erhebung gestattet.  Wenn  die  Sache  zum  ürtheil  reif  ist,  dürfen  sich  die 
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Parteien  bei  Strafe  des  duplum  nicht  mehr  vergleichen.  BeweiBmittd  sind 
Zeugen  und  Urkunden,  auch  Augenschein,  auBserdem  Eid  und  OrdalieiL 
Als  Ordale  gelten:  das  Feuerordal  (Tragen  einer  feurigen  Kugel  Beleckea 
einer  glühenden  Pflugschaar  mit  der  Zunge),  das  Wasserordal  (ÜnterUnebea 
zum  Zweck  der  Heraushol  ung  eines  in  das  Wasser  abgeschossenen  Pfeile«), 
das  Ordal  der  Wage,  das  Giftordal,  das  Ordal  des  geweihten  Wassers 
(Trinken  von  Wasser,  in  welches  ein  Götterbild  getaucht  worden),  du  Reis- 
ordal  (Kauen  von  Reis),  das  Hetssölordal  (Herausholung  einer  MfiDze  aas 
kochender  Butter),  das  Loosordal.  Das  Urtheil  soll  nicht  nur  die  Entscheidung, 
sondern  auch  den  Thatbestand  enthalten  und  wird  verkündet.  Als  Reebt»- 
mittel  sind  zulässig  in  gewissen  Fällen  die  Restitution  und  der  Nichtigkeiti- 
antrag,  ausserdem  kann,  wer  den  Prozess  verliert,  eine  nochmalige  Ent- 
scheidung verlangen,  sofern  er  sich  im  Unterliegensfall  zum  Doppelten 
verpflichtet. 

Der  Anhang  über  Eigen thumserwerb  lässt  insbesondere  ersehen,  6a» 
das  indische  Recht  auch  die  Ersitzung  kennt,  auch  eine  Art  nnvordeok- 
licher  Ersitzung  (Besitz  von  100  Jahren  oder  von  drei  Generationen). 

B. 

2.  a)  Heck,  Dr.,  Grundriss  des  internationalen  Privatrechts  mit  Li- 
teraturangaben (als  Manuskript  gedruckt),  Berlin,  Gebr.  Unger,  1891, 
23  S. 

b)  Meiltf  F.,  Dr.,  Geschichte  und  System  des  internationalen  Privat- 
rechts im  Grundriss,  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1892,  209  S. 

Beide  Schriften  sind  ein  erfreuliches  Zeugniss  dafür,  dass  dem  inter- 
nationalen Rechte  auch  als  besonderem  akademischen  Lehrgegenstande  in- 
nehmende Pflege  zutheil  wird.  Beide  werden  indessen  nicht  nur  eine 
zweckmässige  Basis  für  akademische  Vorlesungen  sein,  sondern  insbeson- 
dere auch  der  Praxis  schätzbarste  Dienste  leisten,  da  hiedurch  die  Orien- 
tirung  auf  dem  vielverzweigten  Gebiete  des  internationalen  Privatrechts, 
das  ja  im  praktischen  Leben  in  der  Neuzeit  erhöhte  Bedeutung  gewonnen 
hat,  wesentlich  erleichtert  ist. 

Die  Schrift  von  l>r  Heck,  Gerichtsassessor  und  Privatdozent  an  der 
Universität  in  Berlin,  dem  unsere  Zeitschrift  den  werthvollen  Beitrag  über 
den  „Eongress  von  Montevideo''  (Bd.  I  S.  324  ff.)  verdankt,  behandelt  ii 
allgemeinen  Theile  Begriff  und  Aufgabe  des  internationalen  Privatrecbto, 
dessen  geschichtliche  Entwickelung,  die  Kodifikation  desselben,  Qaelies 
und  Literatur;  der  spezielle  Theil  beschäftigt  sich  zunächst  mit  den  B^ 
Ziehungen  des  Menschen  zur  Rechtsgemeinschaft  (Wohnsitz,  Staatsangeb^ 
rigkeit)  und  den  anderen  örtlichen  Beziehungen,  insbesondere  der  Regel 
r,locu8  regit  actum*^  und  legt  im  Uebrigen  folgende  Eintheilnng  zu  Grande: 
Bürgerliches  Recht:  Personenrecht  (Rechtsstellung  der  Ausländer, 
Rechtsstellung  auswärtiger  juristischer  Personen,  Einzel  fragen),  Sachenrecht 
(allgemeines  Recht  der  Immobilien,  Recht  der  Mobilien),  Obligationenrecbt 
(Allgemeines,  Geschäftsobligationen,  Gesetzesobligationen,  Verjähnuig!. 
Familienrecht  (Ehcrecht,  eheliches  (Güterrecht,  Eltern-  und  Kindesrechte, 
Alimentenklage),  Vormundschaftsrecht  und  Erbrecht;  Sonderrechte: 
Handelsrecht,  Recht  der  Werthpapiere ,  Wechselrecht,  Seerecht,  ürbcber- 
und  Markenrecht ;  Prozessrecht:  Zivilprozess  (internationale  Prozesshfilfe, 
internationale  Prozesswirkung,  Rechtskraft  und  Vollstreckung  auswärtig« 
Urtheile),  Konkursrecht. 

Dr.  Meili,  ordentlicher  Professor  des  internationalen  Privatrechts,  d« 
vergleichenden  Rechts  und  des  modernen  Verkehrsrechts  an  der  ÜniverritÄt 
Zürich ,  der  eifrige  und  unermüdliche  Förderer  der  Doktrin  des  inter- 
nationalen Rechts  (s.  auch  den  Aufsatz  in  Bd.  I  S.  1  ff.  dieser  Zeitschrift^i 
gibt  zunächst  eine  Einleitung  zu  allen  Theilen  des  Grundrisses,  der  selbst 
in  3  Bücher  zerfallt.  1.  Buch:  das  internationale  Zivilrecht:  Lit«n- 
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tur,  geschichtliche  Entwickelung  des  internationalen  Zivilrechts,  doktrinelle 
Erörterungen  (allgemeine  Grundsätze,  Personenrecht,  Familienrecht,  Sachen- 
recht, Obligationenrecht,  Erbrecht);  2.  Buch:  das  internationale  Han- 
delsrecht: Einleitung,  das  internationale  Handelsrecht  im  engeren  Sinne, 
das  internationale  Wechselrecht,  das  internationale  Eisenbahnrecht  auf 
Grund  der  neuen  Konvention,  das  internationale  Urheber-  und  Industrie- 
recht nach  den  grossen  internationalen  Konventionen,  das  internationale 
Seerecht;  3.  Buch:  das  internationale  Zivilprozess recht  mit 
Einschluss  des  Konkursrechts:  Einleitung,  allgem.  Grundsätze,  die 
Einleitung  und  die  Kompetenz,  Beweisführung,  Urtheil  und  seine  Voll- 
ziehung und  schliesslich  das  Konkursrecht.  Insbesondere  die  geschichtliche 
Entwickelung  des  internationalen  Zivilrechts  zeugt  vom  gründlichsten  Studium 
der  verschiedenen  Theorien  vom  Alterthum  bis  in  die  Neuzeit,  von  deren 
Vertretern  die  wichtigsten  Originalstellen  der  betreffenden  Werke  bezw. 
Stellen  aus  Gesetzen  und  Staatsverträgen  zweckmässig  wörtlich  ange- 
führt sind.  Dankenswerther  Weise  ist  dem  Grrundrisse  im  Anhange  bei- 
gegeben der  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  über 
den  Gerichtsstand  und  die  Vollziehung  von  Urtheilen  vom  15.  Juni  1869 
im  deutschen  und  französischen  Texte  und  der  Entwurf  des  deutschen  Zivil- 
gesetzbuches über  das  internationale  Privatrecht,  welch'  letzterer  unseres 
Wissens  bisher  nicht  offiziell  publizirt  ist.  B, 

3,  Fevers,  A.,  Dr.  Professor  in  Freiburg,  Das  sogenannte  internatio- 
nale Strafrecht  in  der  Schweiz.  Erster  Theil.  (Separatabdruck  aus  der 
Zeitschrift  für  Schweizer  Strafrecht,  IV.  Jahrg.  4.  u.  5.  Heft).  Bern,  Karl 
Stämpfli  &  Cie.  1891,  63  S. 

Vorliegende  Schrift  enthält  einen  sehr  schätzbaren  Beitrag  zu  den  Vor- 
arbeiten zur  Vereinheitlichung  des  Schweizerischen  Strafrechts,  zu  welchen 
der  verdienstvolle  und  unermüdliche  Herausgeber  der  Zeitschrift  für  Schwei- 
zer Strafrecht,  Professor  Karl  StoosSy  mit  der  bereits  in  Bd.  I  dieser  Zeit- 
schrift S.  280  besprochenen  vergleichenden  Zusammenstellung  der  schweize- 
rischen Strafgesetzbücher  die  erste  und  nothwendigste  Grundlage  geschaffen 
und  neuerdings  auch  eine  vergleichende  Darstellung  des  Schweizerischen 
Strafrechts  geliefert  hat. 

Dr.  Fevers  erörtert  die  Fragen :  Welche  räumlich-sachlichen  Grenzen 
der  schweizerische  Gesetzgeber  der  inländischen  Straf gewalt  ziehen  soll, 
m.  a.  W.,  welche  ausserhalb  der  Schweiz  begangenen  Delikte  der  inländi- 
schen Stratjustiz  unterliegen  und  unter  welchen  Voraussetzungen  diese 
Delikte  vom  Inlande  verfolgt  und  bestraft  werden  sollen,  sodann:  wie  die 
Anwendbarkeit  des  inländischen  Strafgesetzes  sachlich  (räumlich)  umgrenzt 
werden  soll  und  ob  und  inwieweit  den  ausländischen  Strafgesetzen  bei  der 
im  Inlande  erfolgenden  Aburtheilung  der  auswärts  verübten  Delikte  ein 
Einfluss  zu  gestatten  sei.  Hiebei  werden  zunächst  das  gegenwärtig  in  der 
Schweiz  bezw.  den  einzelnen  Kantonen  geltende  Recht  dargestellt  und  so- 
dann die  Ergebnisse  dieser  vergleichenden  Darstellung  unter  Betonung  der 
wesentlichen  Uebereinstimmungen  und  Abweichungen  hervorgehoben.  Aus 
der  sehr  gründlichen  und  eingehenden  Darstellung  und  Erörterung  ergibt 
sich,  dass  bezüglich  der  ersteren  Frage  überall  im  kantonalen  Strafrechte 
das  Territorialprinzip  in  dem  Sinne  den  Ausgangspunkt  bildet,  dass  jeden- 
falls alle  im  Inlande  begangenen  Delikte  einen  Strafausspruoh  des  In- 
landes begründen,  dass  aber  nirgendwo  dem  Territorialprinzipe  der  Sinn  bei- 
gelegt ist,  nur  die  im  Inlande  begangenen  Delikte  würden  vom  Inlande 
gestraft,  dass  vielmehr  überall  ausser  den  auf  dem  Staatsgebiete  begange- 
nen auch  gewisse  auswärts  verübte  Handlungen  der  inländischen  Bestrafung 
unterliegen.  Nirgendwo  gilt  heute  in  der  Schweiz  das  Universalprinzip, 
nirgendwo  das  reine  Realprinzip  und  nur  in  einem  Kantone  das  reine  Per- 
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sonalitätsprinzip,  nämlioh  in  Neuenbürg.  Die  zweite  Frage,  welches  Geseti 
bei  der  im  Inlande  erfolgenden  Bestrafung  auswärts  begangener  Delikte 
anzuwenden  sei,  wird  von  allen  Kantonsgesetzbüchern  grundsätzlich  dafaiB 
beantwortet,  dass  mit  einigen  Ausnahmen  die  Strafgesetze  des  Inlandes 
auch  auf  solche  Handlungen  Anwendung  finden. 

Schliesslich  berücksichtigt  Verfasser  auch  die  Gesetzgebung  des  Bun- 
des, insbesondere  das  das  Verhältniss  der  einzelneu  Kantone  untereinander 
betreffende  Bundesauslieferungsgesetz  von  1852  und  das  Bundesstrafgesetz 
vom  4.  Februar  1853. 

Hieran  soll  sich  als  Fortsetzung  anschliessen  die  Kritik,  welche  ihrer- 
seits als  Vergleich ungsmaterial  die  neueren  Leistungen  auswärtiger  Gesetz- 
gebungen zu  verwerthen  strebt,  und  wird  die  Formulirung  positiver  Y<a- 
schläge.den  Abschluss  bilden.  In  einem  Anhange  sollen  noch  die  einschlä- 
gigen Texte  auswärtiger  Gesetzgebungen  und  älterer  Kantonalgesetzb&cfaer 
zusammengestellt  werden.  B. 

4.  Lammasch,  Heinrich  Dr»,  Militärischer  Staatsverrath  und  Spio- 
nage im  österreichischen  Strafgesetzentwurfe.  Wien  189;?,  G.  David  &  K. 
Keiss.  22  S. 

Im  vorliegenden  Schriftchen  unterstellt  Dr.  Lammaseh,  Professor  dei 
Strafrechts  und  Völkerrechts  an  der  Wiener  k.  k.  Universität,  dessen  geist- 
volle Arbeiten  an  der  Neugestaltung  des  österreichischen  Straireehts  eines 
hervorragenden  Antheil  nehmen,  die  Bestimmungen  des  Entwurfa  in  Be- 
zug auf  die  zum  Schutze  der  Operation  der  Heeresmacht  im  Kriege 
sowohl  als  auch  der  im  Frieden  zu  treffenden  Vorkehrungen  gegen  Yerratfa 
und  Ausspähung  einer  eingehenden  Prüfung  und  Vergleiohung  mit  den 
entsprechenden  Bestimmungen  in  den  Gesetzen  anderer  Grossmachte  mit 
dem  Resultate,  dass  die  desfallsigen  Normen  des  Entwurfs  einer  nochmali- 
gen gründlichen  Revision  bedilrftig  und  dass  Abänderungen  und  Er- 
gänzungen nothwendig  seien.  Insbesondere  solle  z.  B.  nach  der  AuafUhmng 
des  Verfassers  als  Staatsverrath  (§  94  d.  Entw.)  schon  der  Eintritt  ii 
die  Kriegsdienste  des  Feindes  und  nicht  erst  die  Theil nähme  as 
dessen  kriegerischen  Operationen  mit  Strafe  zu  bedrohen  sein.  Auch  beallg- 
lich  des  sog.  diplomatischen  Staatsverrathes  (§  95  Nr.  1  des  Entwurfs)  uad 
der  im  vollen  Frieden  geschehenen  Ausspähungen  (§  97  d.  Entw.)  werdes 
Ergänzungen  für  nothwendig  gehalten.  B. 


6.  Alexander*,  J.f  Konkursgesetze  aller  Länder  der  Erde.  Mit  ver- 
gleichender Uebersicht  herausgegeben.  Berlin,  Puttkammer  und  MnU- 
brecht,  1892.  IV,  530  S.  9  Mark. 

Der  Heransgeber  bringt  zunächst  einen  kurzen  geschichtlichen  Umrise 
der  Entwickelung  des  Konkursrechts,  sodann  eine  gedrängte  Darstellsag 
der  leitenden  Gesichtspunkte  bei  der  Konkursbehandlung  der  Gegenwart 
Zur  Hauptaufgabe  hat  sich  das  Buch  die  Darstellung  des  Konkursrechts  xi 
allen  Ländern  der  Erde  gemacht,  welche  theils  durch  Wiedergabe  des 
Textes  der  Konkursgesetze,  der  ausländischen  in  Uebersetzung,  theils  dnr^ 
Berichte  über  den  Inhalt  der  in  einzelnen  Ländern  geltenden  BestimmongeBr 
und  schliesslich  durch  eine  vergleichende  systematische  Darstellnng  si 
lösen  versucht  wird.  Die  Nützlichkeit  eines  solchen  Werkes  für  den  Reehts- 
und  Handelsverkehr  ist  wohl  augenscheinlich  und  daher  das  Bestreben  des 
Verfassers  sehr  lobenswerth.  Hiebei  muss  jedoch  vorausgesetzt  werdea, 
dass  das  Buch  in  den  Einzeldarstellungen  den  Anforderungen  auf  Richtig- 
keit und  Verlässigkeit  vollkommen  gerecht  wird,  auf  welche  wegen  der 
Masse  fremder  und  zum  Theil  schwer  zugänglicher  Rechte  das  Buch  nicht 
von  jedem,  der  solches  in  Gebrauch  nehmen  will,  geprüft  werden  kaan. 
Nur  mit  diesem  Vorbehalte  kann   das  Werk  als  ein  die  Bedürfnisse   der 
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Reclitswelt  befriedigen  des  bezeichnet  werden.  Der  YerfasBer  hat  sich  be- 
sflglich  der  Bearbeitung  der  fretuden  Rechte  der  Mithülfe  einer  ansehn- 
lichen Zahl  aoBländischer  Juristen,  deren  Name  auf  dem  Titelblatt  und  bei 
den  Einzeldarstellungen  angegeben  wird,  bedient.  Immerhin  ergeben  sich 
aber,  soweit  es  diesorts  übersehen  werden  kann,  Bedenken,  ob  die  Dar- 
stellung durchweg  Anspruch  auf  Genauigkeit  und  Richtigkeit  hat.  In  dieser 
Hinsicht  ist  z.  B.  zu  erwähnen,  dass  selbst  bezüglich  des  deutschen  Kon- 
kursrechts  in  dem  Abdruck  des  deutschen  Konkursgesetzes  die  Art.  195  bis 
197,  welche  durch  §  153  des  deutschen  Genossenschaf tsgesetzes  vom  1.  Mai 
1889  aufgehoben  sind,  beibehalten,  dagegen  die  Bestimmungen  des  letzte- 
ren Gesetzes  über  Konkurs  (§§  91—111)  ausser  Berücksichtigung  gelassen 
sind.  Auch  das  Einführungsgesetz  zur  Konkursordnung,  das  wichtige  ma- 
terielle Bestimmungen  enthält,  durfte  nicht  fehlen,  wogegen  das  mit  Aus- 
nahme des  §  13  nicht  hieher  gehörige  Gesetz  über  Anfechtung  von  Rechts- 
handlungen eines  Schuldners  ausserhalb  des  Konkurses  wegzulassen  war. 
Professor  Br,  Koenig  hat  an  anderer  Stelle  darauf  hingewiesen,  dass 
namentlich  auch  die  Uebersetzungen  einzelner  Konkursgesetze  mangel- 
haft seien,  insbesondere  der  englischen  Bankruptcy  Act,  dass  auch 
f&r  Portugal  und  Rumänien  Bestimmungen  längst  aufgehobener  Ge- 
setze als  geltendes  Recht  aufgenommen  seien.  Auch  von  einem  angesehen- 
sten Rechtsgelehrten  in  Schweden  werden  wir  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  die  Uebersetzung  des  schwedischen  Konkursgesetzes  vielfach  juristische 
und  sprachliche  Fehler  enthalte.  Wenn  wir  auch  die  Schwierigkeit  der 
Aufgabe  in  der  Beschaffung,  Sichtung  und  Ergänzung  des  Materials  uns 
nicht  verhehlen  und  billigerweise  zugeben  müssen,  dass  in  einem  so  gross 
angelegten,  mit  ausländischen  Gesetzgebungen  sich  befassenden  Werke 
einzelne  Irrthümer  und  Unvollkommenheiten  schwer  zu  vermeiden  sind, 
so  dürfen  wir  doch  obige  Bedenken  im  Interesse  der  Leser  des  Buches  und 
wohl  des  Herausgebers  selbst  nicht  unterdrücken.  B. 

6.  MUhUn*eeht,  Otto,  Uebersicht  der  gesammten  Staats-  und  rechts- 
wissenschaftlichen Literatur  des  Jahres  1891.  Berlin  1892,  Puttkammer 
&  Mtthlbrecht.    XXXH,  254  S.    6  Mark. 

Die  für  Theoretiker  und  Praktiker  gleich  werthvolle  Uebersicht  der 
auf  jden  Gebieten  der  Staats-  und  Rechtswissenschaften  im  deutschen  und 
ausländischen  Buchhandel  neu  erschienenen  Literatur  von  Otto  Mühlbrecht 
hat  mit  vorliegendem  Bande  ihren  24  Jahrgang  vollendet.  Solche  erstreckt 
sich  auf  Erzeugnisse  der  deutschen,  französischen,  englischen ,  skandinavi- 
schen, niederländischen,  italienischen  und  spanischen  Literatur  und  weist 
im  Ganzen  für  das  Jahr  1891  3765  neue  Erscheinungen  auf,  wovon  1900 
auf  Deutschland,  Oesterreich  und  die  Schweiz  treffen,  652  auf  Frankreich 
und  Belgien,  497  auf  England  und  Nordamerika,  310  auf  Italien,  176  auf 
die  Niederlande ,  153  auf  Dänemark ,  Schweden  und  Norwegen ,  153  auf 
Spanien.  Auch  für  das  Jahr  1891  sind  mehrfache  Uebersetzungen  von 
Werken  hervorragender  deutscher  Autoren  in  ausländische  Sprachen  ver- 
zeichnet, so  namentlich  ins  Französische :  Bluntschli,  Staatsrecht,  von  ^. 
de  Riedfnatten,  v.  JSoltzendorff,  Völkerrecht,  von  Zographo8\  ins  Ita- 
lienische: Glück,  Pandekten,  von  den  Professoren  Filippo  Serafini  und 
Pietro  Cagliolo;  Windscheid,  Pandekten,  von  CFadda  und  P.E,Bensa\ 
Savigny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts  (Bd.  III  und  Y),  von  F. 
Sciälqja, 

Die  Uebersicht  erscheint  im  Laufe  jeden  Jahres  in  Doppelnummern  für 
je  zwei  Monate  und  ist  je  die  Literatur  der  einzelnen  Sprachen  alphabe- 
tisch geordnet.  Dem  Jahresbande  ist  ein  alphabetisches  Gesammtregister 
beigegeben.  JB« 
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b)  Zeitschriften. 

Archiv  für  bürgerUciies  Recht.  Bd.  VI  Heft  2  (SchlnsB):  Kcidtr,  Becbt 
und  Pflicht;  Hühhe^  Bau-  und  WasBerrecht.  Wünsche  zum  Entwürfe  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches;  Birkenbihlj  Inhalt  und  Umfang  der  OefTent- 
lichkeit  des  Handels-,  Genossenschafts-,  Zeichen-  und  Mustenegisten; 
Affoltert  der  Irrthum  beim  Kaufe;  Fischer,  der  Rechtsschutz  des  Na- 
mens; Köhler^  die  Briefmarke  im  Recht;  Simonsohn,  zum  Checkgeseti- 
Entwurf. 

Zeitschrift  für  deutschen  ZivUprozess.  Bd.  XVII,  Heft  3:  Seufferi,  va 
Revision  der  Zivilprozessordnung  bei  Einführung  des  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs; Stegemann  f  die  Parteien  im  Prozess. 

Zeitschrift  für  die  gesamfnte    StrafrerfUsivissefischaft,    Bd.  XII, 

2.  Heft:  v.  Liszty  kriminalpolitische  Aufgaben;  Knapp y  das  alte  Nfin- 
berger  Rriminalverfahren  bis  zur  Einführung  der  Earolina;  JFVanA:,  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts,  v.  1.  April  1889  bis  zum  30.  Juni  1890; 
Felischj  la  loi  sur  Vattinuatton  et  Vaggravatüm  des  petnes ;  GauUer^  svei 
neuere  Bücher  über  die  Pariser  Gefängnisse. 

Mittheilungen  der  inte^nuUiondlen  kriminaUsUsehen.  Vereimgungi 

3.  Jahrgang,  2.  Heft:  Dritte  Jahresversammlung  der  Vereinigan^  n 
Christiania  am  25.-27.  Aug.  1891 ;  ans  den  Landesgruppen  (ungariBcbe, 
deutsche);  zur  Frage  der  bedingten  Verurtheilung;  Bedeutung  und  Auf- 
gabe einer  „Strafgesetzgebung  der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender 
Darstellung"  (Bosenfeld) ;  Hol tzendorff -Stiftung. 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  ReclU  und   Trazess*  II.  Bsnd. 

4.  Heft:  Freiberg,  zu  §  440  des  B.G.B.'s;  Grützmann,  die  zweite  Le^uog 
des  Entwurfs  eines  deutschen  B.G.B.'s. 

Jahrbücher  det*  Württetnberger  BeciUspflege.  Bd.  IV.  Heft  3: 
Bete,  Ist  für  die  gleichzeitige  Entscheidung  (einschliesslich  des  Verfah- 
rens) Über  Anträge  auf  Entmündigung  oder  Wiederaufhebung  derselbea 
wegen  Verschwendung  und  Geisteskrankheit  nur  der  einmalige  Ansatz 
der  Gerichtsgebühr  §  34  Ziff.  1  des  G.K.G.  begründet  oder  ist  der  Werth 
der  Anträge  zum  Zweck  des  Gebührenansatzes  zusammenzurechnen? 
V,  Wächter '  Spittler ,  die  Pfandklage  des  württembergischen  Unterpftnd- 
rechts  und  ihr  Verhältniss  zu  §  710  der  Z.P.O.;  Pßzer^  Zwangsvoll- 
streckung in  Ansprüche  aus  Lebensversicherung;  Feyerabend^  zur  Frage 
der  Bevormundung  minderjähriger  Württemberger,  welche  im  Aiulaiid 
ihren  Wohnsitz  haben. 

Jm'istische  Blätter,  1892:  Ofnerj  zum  österreichischen  Entwurf  eines  Ge- 
setzes über  das  Ratengeschäft  (20,  21) ;  Högel,  die  Umgestaltong  unserea 
Zivilverfahrens  (22) ;  Petersen,  über  mündliches  und  schriftliches  Verfahrea 
im  Zivilprozess  (23—26). 

Allgemeine  österr.  Gerichiszeitung,  1892:  Zucker,  über  die  Umwand- 
lung uneinbringlicher^  ^Geldstrafen,  H  (16);  zur  Anwendung  der  Strafproie«- 
ordnung  (17)^  Kavcic,  wann  fehlt  es  an  genügenden  Gründen,  no 
den  Beschuldigten  der  ihm  zur  Last  gelegten  That  für  verdächtig  n 
halten  (18)?  Zucker,  das  Delikt  der  „Untreue*"  nach  den  Bestimmaogen 
des  neuen  Strafgesetzentwurfs  (19,  20);  Schwach  y  über  die  Zulässigkeit 
und  Wirkung  der  Zwangsvollstreckung  in  Gegenforderungen  des  Beklag- 
ten an  den  Kläger  (21)  ]  Amschl,  Arbeitsunfähige  im  Zwangsarbeitshanse 
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(21) ;  von  Gemeth,  Nekrolog :  Dr.  Eudolf  Nowaks  verantw.  Redakteur  der 
allgem.  Österr.  Gerichtszeitung,  gestorben  den  22.  Mai  1892  (22). 

ZeitschHft  für  Notariat  und  freitvUUge  Gerichtsbarkeit  in  Oester- 
reich,  1892:  Heberda^  kleine  Nachrichten  über  Handschriften  der  ars 
notaria  im  Mittelalter  (Forts,  u.  Schi.  17,  18);  Ofner,  die  Novelle  v. 
25.  Juli  1871  Nr.  76  R.G.BL  in  der  Praxis  (19,  20);  Ofner,  Gefahr-  oder 
Schuldprinzip  bei  Beschlagnahme  in  Patentsachen  (21)*,  B.,  die  „Mate- 
rialien zur  Reform  des  gerichtlichen  Verfahrens  in  nichtstreitigen  An- 
gelegenheiten" (aus  Galizien,  21—28). 

Juristische  Vierteljahrsschrift,  im  Auftrage  des  deutschen  Juristen- 
Vereins  in  Prag  herausgegeben  von  Dr.  Dominik  Ollmann  ^  Dr.  Otto 
Frankl,  Dr.  August  Finger,  Professoren  an  der  deutschen  Universität  in 
Prag,  XXrV.  Bd.  N.  F.  VIII.  Bd.,  Heft  1 ;  Kdhane,  Zivilprozessuale  Kon- 
traktsreprobationen ;  Verhandlungen  des  deutschen  Juristen  Vereins. 

ZeitschHft  des  Bemischen  Juristen- Vereins,  XXVni.  Bd.,  2.  Heft: 
Rechtsprechung  des  bern.  Appell.-  und  Eassationshofes  1891,  Mai — Okto- 
ber ;  AffoUer,  zur  Frage  der  Kodifikation  des  Zivilrechts ;  Entscheidungen 
des  Bundesraths  zum  Betreibungs-  und  Eonkursgesetz. 

Journal  du  droit  intemaMon<U  privS,  19.  Ann^e,  1892,  Nr,  III,  IV: 
Moreau,  de  la  capaciti  des  Etats  itrangers  pour  recevoir  par  testament 
en  France;  Burry,  questions  de  droit  relatives  ä  V Exposition  interna- 
tionale universelle  de  Chicago  (1893);  Beauchet,  confiit  des  lois  fran- 
gaise  et  etranghre  en  mattere  de  preuve  testimoniale  (2^  art.);  Craies^ 
Vespionnage  dams  la  Ugislation  anglaise;  Moore,  les  Etats- Unis  fermea 
aux  Chinois. 

Hevue  de  droit  intemoMonal  et  de  Ugislation  comparSe,  Tome  XXIV, 
1892,  Nr.  1:  A,  Weiss,  du  confiit  des  lois  et  de  la  Ugislation  inter- 
nationale en  matihre  de  failittesi  Bolin,  du  principe  de  la  non-extradi- 
tion,  pour  dilits  politiques;  Nys,  les  thSories  politiques  en  Angleterre 
pendant  le  moyen  äge;  Pascaud,  le  suffrage  politique  chez  les  princi- 
paux  peuples  civilises.  Tome  XXIV  (1892)  Nr,  2:  Bolin- Jaeque- 
mynSf  le  mouvement  vers  une  Constitution  /ideale  de  Vempire  hritan- 
nique\  Merignhac,les  capitulations  et  Vincident  franco-bulgare  de  1891 ; 
Westlake,  le  confiit  anglo-portugais  (avec  carte)',  Bolin-Jaeque- 
myns,  note  sur  les  ratifications  de  VActe  geniral  de  la  Conference  de 
Bruxelles;  Berney,  la  nouvelle  loi  suisse  sur  Vextradition  des  malfai- 
teurs  aux  pays  etrangers,  Tome  XXIV,  Nr.  3:  Firaud-Giraud,  des 
recours  en  Cassation  pour  violation  d^une  loi  itranghre;  Olivi,  le  Con- 
grhs  juridique  de  Florence  et  la  question  du  divorce;  Nys,  les  thiories 
politiques  en  Angleterre  au  XVI ^  et  au  XVII*  siecle;  Contuzzi,  des 
aitributions  des  consuls  en  matihre  notariale  au  point  de  vue  de  la  Ugis- 
lation italienne. 

Annales  de  droit  comtnercial  fran^ais,  Stranges*  et  intematio^ 
nal,  1892,  Nr,  1:  Thaller,  (droit  Frangais,  Interpretation)  de  la  ma- 
nihre  pratique  et  commerciäle  de  comprendre  les  recours  de  change\ 
Kohl  er,  apergu  historique  du  developpement  de  la  faillite;  Fried' 
l  an  der  (Allemagne)  chronique  de  doctrine  en  matilre  de  droit  commer- 
dal  et  industriel;  (Nouvelles  et  informations ,  droit  international)  arra- 
gements  de  Madrid  sur  la  protection  de  la  proprOti  industrielle, 

n  Foro  Fenale.  Voh  I.,  Fase,  XVII,  Falcone,  il  nuovo  Codice  pen. 
italiano   (lettere  undici  e  dodici);  Fiocca,  nei  procedimenti  penali  rela- 
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tivi  a  bancaroUa  fraudolenta  puö  la  Camera  di  Consiglio^  n^  easi  ordinari 
e  meno  gravi,  rinviare  Vitnputato  innami  al  Tribunale  senza  il  tramiit 
della  Sezione  tPaccusa?  Tuozzi,  Enrico  Ferri  ela  Socioclogia  criminah; 
Lopez,  di  un  nuovo  meiodo  di  difendere  il  Codice  Penale,  Fase.  XV Ul: 
Fiocca,  sulla  forea  irresisiibile ;  Longhi,.  pravocazione  e  preme- 
ditazione\  Fase,  XIX:  Falcone,  il  nuovo  codice  pens  ital,  (Utt,  trediee- 
sima);  Lopez,  intorno  alla  undicesima  kttera  di  GitMeppe  Fdlcone  — 
ris  posta  al  quesito  di  un  abbonato. 


t  Dr.  Gustay  Koenig. 

Am  23.  Mai  d.  Js.  verschied  nach  längerer  Krankheit  Pro- 
fessor Dr.  Gustav  Koenig  in  Bern.  Wissenschaft  und  Praxis 
des  Rechts  haben  einen  schweren  Verlust  erlitten.  Einer  berufe- 
neren Feder  soll  es  vorbehalten  bleiben,  in  diesen  Blättern  über 
den  Lebensgang  des  Verblichenen  und  dessen  hohe  Verdienste  um 
die  Jurisprudenz  zu  berichten.  Schmerzerftillt  drängt  es  uns  selbst, 
den  Gefühlen  aufrichtiger  Trauer  über  das  allzufrühe  Hinscheiden 
des  nicht  nur  in  seinem  Vater  lande ,  sondern  wei^  über  dessen 
Grenzen  in  allen  Landen  angesehenen  Rechtsgelehrt^  und  zugleich 
den  Gesinnungen  unauslöschlicher  Dankbarkeit  Ausdr*....  zu  geben. 
Dr.  Koenig  war  unserer  Zeitschrift  von  Anfang  an  ein  warmer 
Freund  und  eifriger  Mitarbeiter.  Seine  vortrefflichen  Literatur- 
berichte über  internationalrechtliche  Werke,  insbesondere  des  Aus- 
lands, zu  denen  er  vermöge  seiner  hervorragenden  Kenntniss  der 
fremdländischen  Gesetzgebungen  und  der  vollsten  Beherrschung  der 
englischen,  französischen  und  italienischen  Sprache  vornehmlich 
berufen  gewesen,  waren  immer  eine  besondere  Zierde  unserer  Zeit- 
schrift. In  seinem  bekannten  Schaffensdrange  sprach  der  nun 
Verblichene,  schon  schwer  erkrankt,  noch  immer  den  Wunsch  aus, 
seine  Arbeiten  bald  wieder  annehmen  zu  können.  Sein  rastloser, 
energischer  Geist  wurde  jedoch  nicht  mehr  Herr  über  den  siechen 
Körper,  den  er  oft  zum  Gehorsam  gezwungen  hatte.  Sein  Andenken 
wird,  wie  überall  in  der  Juristen  weit,  auch  bei  uns  dauernd  in 
hohen  Ehren  gehalten  werden! 
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Die  internationalen  Wirkungen  des  Konkurses,  betrachtet 
vom  Standpunkte   des  italienisclien  Reclits  und  der 

Reclitsprecliung. 

Von  F.P.  Contazsi,  Advokat  u.  Professor  an  der  k.  Universität  zu  Neapel. 

Das  Handelsgesetzbuch  des  Königreichs  Italien  hat  im  III.  Buch, 
Art.  683 — 867,  das  Konkursinstitut  geregelt.  Dasselbe  hat  aber 
keine  speziellen  Normen  bezüglich  der  internationalen  Wirkungen  des 
Konkurses  selbst  festgestellt;  es  hat  gar  nichts  Über  die  Rechtsfolgen 
bestimmt,  welche  fremde  Urtheile  auf  dem  italienischen  Gebiete  in 
Konkurssachen  entwickeln  können.   Es  bemühen  sich  daher  diejenigen, 


Berichtigung. 

Auf  Seite  Ze^ile  19  v.  o.,  Zeile  7  v.  u.  und  Seite  370  Zeile  13  v.  u. 

''  lies  „Bolze"  statt  Bolza. 


Wirkung  in  der  Vertheilung  des  Konkursvermögens  haben;  diese  Yer- 
theUung  sollte   man    immer    nur   mit   dem  Kriteriiun  der  Verhältnisse 
mSssigkeit  und  ohne  Rücksicht   auf  die  Nationalität   der   betheiligten 
Personen  vornehmen;    2)  ein  Gericht  sollte  als  kompetent  anerkannt 
Trerden,  um  das  Falliment  zu  erklären,   nämlich    dasjenige,    in  dessen 
Hezirk    der    Schuldner    seinen  Wohnsitz   hat,    ohne  Rücksicht  darauf, 
dass  derselbe  Anstalten  oder  Güter  im  Grebiete  anderer  Staaten  besitzt. 
Auf  diese  Art   ersehen  wir,  wie  aus    der  Natur   des  Falliments 
selbst  sich  seine  Eigenschaft  im  internationalen  Verkehr  ableitet,  die- 
jenige also  der  Einheitlichkeit  des  Konkurses.  Und  mit  dem  Karakter 
der  Einheit  vereinigt  sich  auch  derjenige  der  Allgemeinheit;   das 
trüge  dann  bei,  dass    der   den    Konkurs    eröffnende    Entscheid,    wenn 
solcher  vom  kompetenten  Gericht  ausgegangen,  an  und  für  sich  selbst 
seine  Wirksamkeit  entwickeln,  als  res  judicaia  auch  im  Auslande  gelten 
sollte,  mit  exekutorischer  Kraft,  ausgenommen,  wenn  zur  Vollziehung 
von  Akten  geschritten  werden   müsste,    in    welchem    Falle    dann    das 
exeqiuüur  des  Gerichts   des    Orts  der  Vollziehung  nöthig  sein  würde. 

ZeiUehrift  f.  intern.  Privat-  a.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  ^ 
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Znr  Erklärung  dieser  zwei  aus  der  Natur  des  Konkurses  sich  ab- 
leitenden Folgen  beziehen  wir  «ms  nicht  auf  die  bekannte  Unter- 
scheidung zwischen  dem  Personal-  und  dem  Realstatut,  denn  es  ist  wohl 
nicht  nöthig,  zu  behaupten,  dass  der  Konkurs  nicht  zmoa  Zwecke  hat, 
die  Fähigkeit  und  persönliche  Lage  des  Falliten  zu  bestimmen,  nodi 
kann  man  sagen^  dass  der  Konkurs  dahin  geht,  das  Yermögensrecht»- 
verhältniss  des  Falliten  festzusetzen. 

Diese  in  der  Wissenschaffc-  so  streng  genommenen  Grundsätze  sind 
noch  nicht  in  das  positive  Becht  Übergegangen,  noch  könnten  vir 
angeben,  dass  solche  auf  die  Auslegung  der  herrschenden  l^blatiTen 
Verordnungen  sich  stützen  könnten.  Und  viele  Eeformen  mfisste  maa 
noch  in  den  Gesetzen  mehrerer  Länder  einfuhren,  bevor  man  eine 
Kodifikation  der  Normen  wagen  könnte,  welche  das  Bechtsinstitat  des 
Konkurses  in  den  internationalen  Verhältnissen  regeln  sollte.  Nur 
durch  derlei  Kodifikation  kann  man,  im  Namen  der  Wissenschaft 
die  Bestätigung  der  vorgenannten  Grundsätze  erwarten. 

Solang  man  nicht  zur  Kodifikation  schreitet,  kann  nicht  gefordert 
werden,  dass  die  Gerichte  heutzutage  die  Grundsätze  der  Einheit 
und  der  Allgemeinheit  des  Konkurses  ohne  weiteres  anerkennen. 
Diese  Beform  könnte  mittels  Abschliessung  spezieller  internationaler 
Verträge  unter  den  einzelnen  Staaten  beschleunigt  werden^  bis  man  anr 
erwünschten  Kodifikation  gelangt.  Und  sobald  zwei  Staaten  einen  speziellen 
Vertrag  abgeschlossen  hätten,  würde  dann  der  Fall  eintreten,  dass  die 
Gerichte  beider  Staaten  die  Grundsätze  der  Einheit  und  der  Allge- 
meinheit des  Konkurses  anerkennen  könnten.  Den  An&ng  dan 
nahm  Frankreich  und  die  Schweiz  mit  dem  Vertrag  vom  15.  Juni  1869 
(Art.  6,  7,  8,  9).  Dieser  Vertrag  hat  in  den  Verhältnissen  zwischen 
Frankreich  und  der  Schweiz  das  Sjstem  der  Einheit  des  Konknnes 
eingeflihrt.  Ueber  die  Anwendung  der  besagten  Bestimmungen  des 
französich-schweizerischen  Vertrages  berathe  man :  Vincent  ei  PSnaudj 
Diäianaire  T*»  FadUite  no.  5293  et  prw.  Ueber  die  richtige  Auslegang 
der  Terminologie  dieser  Verfügungen  siehe  man:  Brocher,  CkmwL  trcdU 
frcmco-suisse  p.  66;  Oerbaut,  Gompet.  des  trib.  fran^ads,  no.  847; 
Lehr,  Le  traitS  frcmco-suisse,  p.  16;  Surville  etArthuys^  Courseim' 
dr.  int.  pr.  p.  560;  Despagnet,  Preds  dr.  int.  pr.  2®  edit.  p.  640; 
Weiss,  TraiiS  dr.  int.  pr.  2®  6dit.  p.  869.  Die  schweizerischd  und 
französische  Bechtsprechung  haben  den  wahren  Sinn  des  Vertrages  too 
1869  bezüglich  der  Konkurseinheit  bestätigt.  (Entsch.  d.  Bundesgeridits 
V.  22.  Juli  1889,Bevue  etc.  1889,  V<>Faillite  no.  6;  Cass.,  17.  JuiBet  1882 
Dalloz)  83.  1.  65.  Genive,  25.  Mai  1877  et  Paris,  20.  Juin  1874; 
Bundesrathsentschliessung  vom  21.  Januar  1875 ;  Gen^ve,  5.  Fevrier  1891. 
Revue  etc.  1889  p.  255,  note  de  Vincent. 

Im  Verkehr  zwischen  zwei  Staaten,  welche  noch  durch  keine 
Konvention  unter  sich  die  Einheit  des  Konkurses  anerkannt  haben, 
sind  die  von  den  Gerichten  eines  der  beiden  Staaten  im  Konknrse 
ergangenen  Entscheidungen  auf  dem  Gebiete  des  anderen  Staates  nsch 
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den  für  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  festgesetzten  Normen 
vollziehbar.  So  ist  es  in  Italien.  Die  fremden  Konkursentscheidungen 
sind  in  Italien  nach  denselben  Bedingungen  vollstreckbar  wie  andere 
ausländische  Urtheile.  Die  italienische  Rechtsprechung  hat  in  mehreren 
Streitigkeiten  in  diesem  Sinne  gleichmftssig  erkannt.  ELassationshof  zu 
Turin  13./29.  April  1871  (Monitore  dei  Tribunali,  an.  XII.  p.  434; 
Annali  della  Giurisprudenza  italiana.  Vol.  I.  par.  I.  sez  1.  p.  215); 
Appellationshof  zu  Turin,  5.  März  und  27.  Juli  1866  und  6.  Dezember 
1871  (Giomale  la  Oiurisprudenza,  an.  III.  p.  170  e  361;  e  an.  IX. 
p.  87;  la  leggej  an.  XII.  p.  I,  pag.  223);  Appellationshof  zu  Grenua^ 
18.  Juni  1877  (Giurisprudenza  commerciale  ital.,  1877,  p.  11.,  pag. 
244;  Eco  di  Giurisprudenza^  pag.  713)  und  16.  September  1878 
(Giurisprudenza  commerciale  italiana,  1878  p.II,  pag.  82);  Appellationshof 
zn  Neapel,  4.  Mai  1868  (Annali  Giurisprudenza  ital.  vol.  II  p.  2, 
pag.' 167);  Appellationsgerichtshof  zu  Florenz,  11.  September  1889 
(Annali  etc.  vol.  XXIII.  p.  III.  pag.  482).  Wir  dürfen  aber  nicht 
versäumen  zu  erinnern,  dass  die  italienische  Rechtsprechung  unter 
ihren  Aussprüchen  auch  einige  enthält,  welche  die  Theorie  der  Einheit  des 
Konkurses  aus  der  in  Kraft  stehenden  Gesetzgebung  ableiten;  so  z.B. 
das  Urtheil  des  Appellationshofes  zu  Mailand  vom  15.  Dezember  1876 
(Monitore  dei  Tribunali,  Vol.  XI,  p.  105). 

Die  Bestimmungen  der  Art.  941  ff.  des  Gesetzes  über  das  Zivil- 
prozessverfahren geben  eine  allgemeine  Norm  an,  welche  für  alle 
Zivil-  und  Handelsgesetze  gilt,  ohne  dabei  zu  unterscheiden,  ob  die 
Streitfrage  vor  einer  fremden  gerichtlichen  Behörde  sich  entwickelte. 
Darin  ist  vom  Gesetzgeber  kein  Unterschied  gemacht  worden.  Das 
Bedürfriiss  des  Delibationsverfahrens,  bevor  man  zur  Vollstreckung 
eines  ausländischen  Urtheils  schreitet,  entspricht  einem  Grundsatz  des 
internationalen  Rechts,  welcher  den  Wirkungskreis  der  Gerichtsbehörden 
der  die  grosse  Völkerfamilie  ausmachenden  Staaten  bestimmt.  Dieses 
also  ist  der  Grund,  weshalb  das  Delibationsverfahren  durch  allgemeine 
und  absolute  Kriterien  seitens  des  Gesetzgebers  geregelt  ist,  ohne 
Unterschied  des  Staates,  wo  das  fremde  Urtheil,  dessen  Vollstreckung 
nachgesucht  wird,  ausgesprochen  worden  imd  ohne  dass  dabei  das 
Materielle  der  Streitfrage  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  Von  dieser  Regel 
kann  man  nur  dann  abweichen,  wenn  die  vom  Königreiche  Italien 
mit  andern  Staaten  abgeschlossenen  Verträge  diese  Materie  haben 
regeln  wollen;  und  aus  diesem  Grunde  sagt  der  Art.  950,  dass  die 
Beetimmungen  der  Art.  941 — 949  denjenigen  der  internationalen 
Konventionen  untergeordnet  seien.  Diese  Regeln  gelten  auch  für  die 
Konknrsentscheidungen ;  denn  diese  haben  einen  direkten  Einfluss  auf 
das  Vermögen  des  Falliten,  indem  dasselbe  durch  die  Wirksamkeit 
dieser  Urtheile  zu  Gunsten  der  Gläubiger  gesichert  wird.  Unrichtig 
ist  es  also  zu  behaupten,  dass  man  mit  dem  Konkursurtheile  nur  die 
Eigenschaft  des  Falliten  zu  erkennen  gebe,  und  dass  solches, 
unter  diesem  Gesichtspunkte  betrachtet,  nur  ein  Dokument  sei,  welches 
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die  einfache  Zahlungseinstellung  und  die  Bechtsverhältnisse  des  Falliten 
zu  beweisen  habe,  dass  es  daher  nicht  nöthig  sei,  dasselbe  yoUstreckbar 
zu  erklären.  Wollte  man  diese  Theorie  zulassen,  so  würden  grosse 
Widerwärtigkeiten  in  der  Praxis  entstehen.  Es  wird  sich  ergeben^ 
dass,  wenn  ein  fremdes  Gericht  Jemanden  verurtheilt  hat,  100  Lire 
zu  bezahlen,  ein  solches  Urtheil  in  Italien  seine  Vollstreckung  nicht 
erlangen  könnte,  bevor  der  italienische  Richter  nicht  konstatut  hat, 
das  dasselbe  vom  kompetenten  Richter  ausgesprochen  wurde,  dass  dem 
Beklagten  volle  Freiheit  zur  Vertheidigung  gelassen  worden  und  dass 
die  Grundsätze  des  italienischen  öffentlichen  Rechts  beachtet  wuideo, 
dass  aber,  wenn  jenes  Gericht  Jemanden  failit  erklärt  hat,  dieser  in 
den  italienischen  Gesetzen  nicht  jene  werthvolle  Garantie,  welche  das 
Delibationsverfahren  bezüglich  Vollstreckung  eines  fremden  Urtheils  ge- 
währt, fände.  Durch  die  Konkurserklärung  jenes  fremden  Gerichts  müsste 
derselbe  unwiderruflich  als  failit  in  Italien  angenommen  werden,  ohne 
dass  der  italienische  Richter  vorher  untersucht  hätte,  ob  die  gericht- 
lichen Garantien  von  dem  fremden  Gerichte  beobachtet  wurden.  Wir 
können  daher  unsere  Schlussfolgerung  dahin  zusammenfassen:  Die 
Jurisdiktion  der  Grerichte  wie  die  souveräne  Autorität,  in  deren 
Namen  sie  Recht  sprechen,  kann  sich  nicht  über  den  Umfang  des 
Staatsgebietes  hinaus  erstrecken.  Aus  diesem  Grunde  können  daher  alle 
Zivil-  und  Handelsurtheile  und  auch  diejenigen,  welche  den  Konkurs 
erklären  und  von  ausländischen  Gerichten  ausgesprochen  wurden,  keine 
Wirksamkeit  in  Italien  haben,  solang  nicht  der  italienische  Richter 
dieselben  in  der  von  dem  Gesetze  und  von  den  internationalen  Kon- 
ventionen bestimmten  Art  als  vollstreckbar  erklärt  hat.  Man  vergleiche 
hiezu  die  Urtheile  des  Elassationshofes  zu  Turin  vom  13.  Aprü  1867 
und  29.  April  1871  (Annali  di  Giurisprudenza  italiana.B.  I.  S.  215 
und  B.  I.  S.  13);  das  Urtheil  des  Appellhofes  zu  Mailand  (La  Legge 
1877  Bd.  L  S.  394);  das  Urtheil  des  Appellhofes  zu  Genua  vom 
23.  Oktober  1891  (Annali  etc.,  XXVI.  2.  S.  15);  das  ürtheü  des  Appefl- 
hofes  zu  G«nuavom  25.  März  1892  (TemiGenovesi,  Jahrgang  IV  S. 248). 

Wir  wollen  die  beiden  letzterwähnten  Urtheile  des  Appellhofes  n 
Genua  über  die  Rechtswirksamkeit  der  ausländischen  Konkursurtheik 
in  Italien  des  Näheren  hier  anführen. 

A.  Urtheil  vom  23.  Oktober  1891.  —  Die  in  Buenos- Ajres  wohn- 
hafte Ditta  Rivaro  7  Boliani  Hermanes  wurde  von  dem  dortigei 
Handelsgericht  faUit  erklärt.  Mit  darauffolgendem  Urtheil  vom  17.  Min 
1891  erklärte  das  Zivilgericht  zu  Genua  den  Konkurs  über  das  V^- 
mögen  der  Ditta  Rivaro  7  Boliani  Hermanes  und  Comp.,  mit  Sitz  b 
Genua,  und  der  solidarisch  verpflichteten  Gesellschafter.  Am  24.  April  1B91 
schloss  die  fallite  Ditta  vor  dem  dazu  bestellten  Richter  des  Tribnnsh 
zu  Buenos-Ayres  einen  Vergleich  mit  ihren  Gläubigem  ab,  worin  sie 
sich  verpflichtete,  denselben  30  Prozent  ihrer  Forderung  auszubezahlai* 
Jenes  Tribunal  bestätigte  den  besagten  Vergleich  tmter  der  Klaosei, 
„in  soweit   das  Recht  Platz   greift^'   mit  Urtheil  vom    13.  Mai  1891. 
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Mit  Akt  vom  13.  November  1891  lud  die  Ditta  zu  Buenos- Ayres 
vor  den  Appellliof  zu  Genua  den  Peter  Duglio  in  der  Eigenschaft  als 
Verwalter  des  Konkurses  der  in  Genua  residirenden  Ditta  mit  dem 
Antrage,  dass  in  Italien  dem  besagten  Urtheil  vom  13.  Mai  1891  des 
Tribimals  von  Buenos-Ajres  Vollstreckungskraft  bewilligt  werde.  In 
der  erwähnten  Eigenschaft  erhob  Duglio  Einspruch  gegen  den  Antrag 
auf  Vollstreckbarkeitserklärung;  auch  widersetzte  sich  solchem  Felix 
Bisleri,  welcher  als  Gläubiger  der  Konkursmasse  der  in  Gonua 
residirenden  Ditta  zugelassen  war. 

Der  Appellhof  wies  den  Antrag  zurück,  indem  er  mit  seiner  Ent- 
scheidung folgende  Grundsätze  feststellte: 

1 .  Die  in  einem  fremden  Staate  ausgesprochene  Konkurserklärung 
kann,  mit  Vorbehalt  internationaler  Konventionen,  keine  rechtmässige 
Wirksamkeit  im  Königreiche  haben;  aus  diesem  Grunde  können  im 
Königreiche  weder  der  im  Auslande  abgeschlossene  Vergleich,  noch 
das  fremde  Urtheil,  welches  denselben  bestätigte,  eine  rechtliche 
Wirkung  äussern. 

2.  Die  Verfügung  des  Art.  685  des  ital^nischen  Handelsgesetz- 
buches kann  nur  Wirksamkeit  für  im  Königreiche  befindliche  Gresell- 
schaften  haben. 

Es  ist  erheblich,  dass  der  Appellhof  sich  auf  den  Art.  685  des 
in  Italien  in  Kraft  stehenden  Handelsgesetzbuches  stützte;  diese 
Gesetzesstelle  lautet:  j^Die  Konkurserklärung  wird  von  dem  Handels- 
tribunal  ausgesprochen,  in  dessen  Gebiet  der  Schuldner  seine  Haupt- 
niederlassung hat.  Das  Tribunal  ist  mit  dem  ganzen  Konkursverfiahrei) 
beauftragt  und  erkennt  über  alle  Handlungen,  die  daraus  entspringen, 
wenn  sie  nicht  ihrer  Natur  nach  der  Ziviljurisdiktion  angehören.^ 

Das  Gesetz  also  legt  mit  den  obigen  Bestimmungen  die  Juris- 
diktion des  Konkursverfahrens  dem  Tribunal  des  Ortes  bei,  wo  der 
Fallite  seine  Hauptniederlassung  hat;  und  diese  Bestimmungen  können 
nur  Wirksamkeit  für  die  in  den  Grenzen  des  italienischen  Gebietes 
befindlichen  Gesellschaften  haben.  Also  wenn  der  Konkurs  über  eine 
da  bestehende  Gesellschaft  erklärt  worden  ist,  können  auch  in  dem 
Falle,  dass  dieselbe  eine  Filiale  von  einer  fremden  auch  unter  Konkurs 
erklärten  Gesellschaft  wäre,  diese  beiden  Prozessverfahren  sich  nicht 
in  einander  vermengen;  beide  Konkurse  haben  daher  ein  getrenntes 
Verfahren,  und  der  in  Italien  erklärte  Konkurs  kann  nur  in  der  vom 
italienischen  Gesetzbuch  anerkannten  Art  und  mit  den  Vorkehrungen 
des  italienischen  Kichters  ausgeführt  werden. 

In  dem  in  Rede  stehenden  Prozess  musste  man  auch  die  Be- 
stimmung des  Art.  1385  des  Handelsgesetzbuches  der  argentinischen 
Republik  berücksichtigen;  derselbe  verfügt,  dass  der  im  Auslande  er- 
klärte Konkurs  nicht  gegen  die  argentinischen  Gläubiger  angerufen 
werden  kann,  und  dass  der  in  der  argentinischen  Republik  eröffnete  den 
ausländischen  Gläubigern  über  die  dortigen  Güter,  welche  dem  Falliten 
angehören,  nur  dann  nützen  kann,  wenn    die   Gläubiger  der  Republik 
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befriedigt  sind  und  noch  ein  Ueberrest  vorhanden  ist.  Der  AppeUhof 
zu  Genua  machte  ganz  richtig  folgende  Bemerkungen:  ^^Indem  solche 
Ausschliessung  der  italienischen  Gläubiger  vom  Konkurs  über  die 
Guter  in  Argentinien  ganz  ofiPen  den  Grundsatz  der  Einheit  imd  All- 
gemeinheit des  Konkursinstitutes  nicht  anerkennt,  ist  dieselbe  für  sieb 
selbst  nicht  nur  im  Widerspruche  mit  dem  Grundsatze  der  Gegen- 
seitigkeit, sondern  auch  mit  den  alltäglichen  Begeln  der  Moral  mA 
des  Rechts;  sie  darf  daher  nicht  vom  Appellhofe  gutgeheissen  werden 
dadurch,  dass  erst  die  vollstreckende  Kraft  dem  den  Vergleich  «De- 
sprechenden Urtheile  die  Bestätigung  gegeben  hätte,  welches  Urtheil  vom 
Handelstribunal  zu  Buenos- Ayres  mit  der  Klausel  erlassen  wurde  ^in 
wiefern  das  Recht  Platz  greift^',  womit  jener  gehässige  Unterschied 
imd  jene  Ausschliessung  des  ausländischen  Gläubigers  der  falUten 
Ditta  bekräftigt  wurde." 

B.  Auch  das  jüngste  Urtheil  des  Appellationshofes  zu  Genua  vom 
25.  März  1892  ist  von  besonderer  Wichtigkeit.  Es  handelte  sich  um 
einen  Appell  gegen  das  Urtheil  des  Ziviltribunals  zu  Grenua  vom 
18./25.  Mai  1891. 

Der  Appellhof  sprach  folgende  Maximen  aus: 

1.  Ein  von  einem  fremden  Gerichtshofe  erlassenes  Konkursurtheü 
muss,  um  Yollstreckimgskraft  im  Königreiche  zu  erlangen^  vorher  dem 
Delibationsverfahren   unterworfen  werden. 

2.  Der  Mangel  dieser  im  öffentlichen  Interesse  bestehenden  For- 
malität kann  auch  von  demjenigen  geltend  gemacht  werden,  dessen 
Forderung  vom  Konkursverwalter  widersprochen  wurde. 

Der  Appellhof  stützte  seine  Entscheidung  auf  folgende  Begründung: 
Es  handele  sich  in  der  That  um  eine  Bestimmung  des  öffentücheD, 
internationalen  Rechts,  welche,  indem  sie  keinen  Unterschied  nnter 
den  mehrfachen  Materien,  worauf  sich  die  verschiedenen  Urtheile  be- 
ziehen, kenne,  auch  Anwendung  finden  müsse  bezüglich  des  Konkurses^ 
welcher  die  Verhältnisse  aller  Gläubiger  in  Bezug  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögens  des  Falliten  begreift  und  durch  weldie 
die  Rechte  sowohl  der  ersteren  als  des  letzteren  geschützt  seien. 

Auch  das  Ziviltribunal  hatte  mit  Urtheil  vom  18./25.  Mai  1891 
sich  im  gleichen  Sinne  ausgesprochen  und  die  Nothwendigkeit  eines 
Delibationsverfahrens  zur  Vollstreckung  des  fremden  Konkursiutlidh 
angenommen. 

Diese  Entscheidung  ist  mit  den  Grundsätzen  des  Rechts,  die 
wir  oben  entwickelt  haben,  übereinstimmend. 
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In  wieweit  ist  im  Falle  der  Verfolgung  eines  Deutschen 
wegen  eines  im  Auslande  beganaenen  Verbrechens  oder 
Vergehens  (§  4  Z.  3  des  Strafgesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich)  für  die  Frage  der  Verjähruna  das 
Gesetz  des  Auslandes    massgebend?  (§  5  Z.  Z  des 

R.St.G.D.). 

Von  Reichsgerichtsrath  Dr.  liippmami  in  Leipzig. 

Der  Angeklagte^  ein  Musiker  aus  Braunsckweig,  hatte  mit  drei 
Genossen  in  der  Villa  des  Herzogs  von  Cumberland  in  Omunden  ein 
Konzert  gegeben^  von  dem  Haushofmeister  des  Herzogs  für  sich  und 
die  Mitwirkenden  500  Mark  erhalten^  seinen  Grenossen  aber,  ungeachtet 
der  Vereinbarung  gleichheitlicher  Theilung  des  SpielverdiensteS;  nur 
den  Empfang  von  400  Mark  zugestanden  und  jedem  derselben  nur 
je  100  Mark  verrechnet.  Auf  Grund  der  Feststellung^  dass  er  sich 
75  Mark  durch  Ableugnen  rechtswidrig  zugeeignet^  wegen  Unterschla- 
gung durch  Urtheil  des  Herzoglichen  Landgerichts  Braunschweig  vom 
12.  Oktober  1891  zu  einer  Ge&ngnissstrafe  verurtheilt;  hat  derselbe 
gegen  dieses  Urtheil  die  Revision  eingelegt. 

Ausser  der  Bestreitung,  dass  die  ihm  zur  Last  gelegte  That  wegen 
Mangels  des  ,<  An  Vertrauens^'  im  Sinne  des  §  183  des  österreichischen 
Strafgesetzbuchs  eine  in  Oesterreich  strafbare  Handlung  bilde,  wurde 
die  Revision  insbesondere  auf  die  Beschwerde  zu  begründen  versucht, 
dass  nach  österreichischem  Rechte  Verjährung  eingetreten  sei. 

Nach  diesem  Rechte  sei  nicht  die  Strafandrohung,  sondern  die 
konkrete  Straf bemessung  für  die  Verjährungsfrist  massgebend;  die  sich 
hienach  bemessende  kürzere  Frist  sei  schon  vor  Beginn  der  Straf- 
verfolgung in  Deutschland  abgelaufen.  Eine  Unterbrechung  der  Ver- 
jährung habe  in  Oesterreich  nicht  stattgefunden;  demgemäss  sei  auch 
die  in  dem  Urtheile  angenommene  einjährige  Frist  bis  zur  Urtheils- 
flülung  beendet  gewesen.  Der  HL  Strafsenat  des  Reichsgerichts  hat 
die  Revision  mit  Urtheil  vom  8.  Februar  1892  verworfei^  und  die 
auf  die  Frage  der  Verjährung  gestützten  Beschwerden  im  Wesentlichen 
aus  folgenden  Gründen  zurückgewiesen. 

Gemäss  §§  461,  460  und  532  des  österreichischen  Strafgesetz- 
buchs habe  das  Urtheil  mit  Recht  eine  einjährige  Verjährungsfrist 
angenonmien.  Würde,  wie  die  Revision  behaupte,  die  konkrete  Straf- 
bemessnng  massgebend  sein,  so  würde  dies  zur  Folge  haben,  dass, 
wenn  in  Oesterreich,  wie  im  vorliegenden  Falle,  eine  Strafbemessung 
nicht  eintrete,  jeder  Massstab  für  die  Verjährung  fehlen  würde.  Nach 
§  531  des  österreichischen  Strafgesetzbuchs  solle  aber  eine  verjährte 
Strafthat  nicht  mehr  verfolgt  werden,  denn  es  heisse  dort:  „es  erlösche 
die  Untersuchung^.  Dies  wäre  undurchführbar,  wenn  die  Verjährungs- 
frist erst  durch  eine  konkrete  Strafbemessung,   also   durch  ein  hypo- 
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thetisches  Strafurtheil  bestimmt  würde^  obgleich  ein  solches  gar  nicht 
ergehen  solle.  Vor  Allem  stehe  aber  die  Ansicht  im  Widarspnich 
mit  dem  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes.  Die  Yermuthung;  welche  die 
Bevision  ans  der  von  dem  angefochtenen  Urtheile  verhängten  Strafe 
bezüglich  derjenigen  Strafe^  welche  in  Oesterreich  verhängt  worden 
wäre,  schöpfen  wolle^  sei  ohnehin  unstatthaft.  Kontrovers  sei  die 
Frage^  ob  die  Verjährungsfrist  im  Auslande  fortlaufe,  auch  wenn  im 
Inlande  die  Strafv^erfolgung  begonnen  oder  ob  die  Frage  der  Ver- 
jährung nach  jenem  Momente  zu  beurtheilen  sei,  in  welchem  die 
Strafverfolgung  beginne.  Gemäss  der  ersterwähnten  Auslegung  de8§5Z.2 
des  8tra%esetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  würde  unter  Umständen 
eine  Strafverfolgung  eingeleitet  werden  müssen^  obgleich  es  nodi 
unsicher  sei,  ob  die  That  überhaupt  verfolgbar  sei,  würde  das  Bestehen 
oder  Nichtbestehen  der  inländischen  Strafklage  von  dem  guten  oder 
schlechten  Willen  ausländischer  Behörden,  von  einer  möglicher  Weise 
ganz  ungerechtfertigten  Rechtsansicht  derselben  abhängig  sein,  und 
wäre  endlich  auch  der  Ohikane  des  Thäters  der  weitgehendste  Einflos« 
darauf  eingeräumt,  ob  die  That  verfolgbar  bleibe  oder  nicht,  da  die 
inländische  Verfolgungsbehörde,  wenn  eine  Verfolgung  am  Orte  der 
That  unterbleibe,  wie  meist  dann,  wenn  ein  Ausländer  der  V^folgung 
sich  alsbald  entziehe,  an  eine  uuerstreckbare  Frist  fUr  den  Abschlnss 
ihrer  Verfolgimgshandlungen  gebunden  wäre. 

Abgesehen  von  diesen  unzulässigen  Konsequenzen  einer  im  Sinne 
der  ersten  Alternative  erfolgenden  Interpretation  des  §  5  Z.  2  des 
Strafgesetzbuchs  heisse  es  im  Eingange  dieses  Artikels:  ,,Im  Falle 
des  §  4  Nr.  3  bleibe  die  Verfolgung  ausgeschlossen.  Es  solle  also 
unter  den  Voraussetzungen  des  §  5  Z.  1  u.  2  jede  Verfolgung  unter- 
bleiben, obgleich  sie  nach  §  4  Z.  3  gestattet  wäre.  Dies  führe  noth- 
wendig  dahin,  dass  die  Verfolgungsbehörde  vor  Einleitung  eines  Ver- 
fahrens zu  erwägen  habe,  ob  eine  Strafklage  im  Inland  begründet 
sei.  Müsse  diese  Frage  bejaht  werden,  so  müsse  die  Verfolgung  ihren 
ungehemmten  Lauf  nehmen  und  könne  nicht  davon  abhängig  gemacht 
werden,  ob  später  gewisse  Verhältnisse  einträten,  die  von  der  Yet- 
folgungsbehörde  nicht  abhingen.  Die  Strafyrozessordnung  und  das 
Strafgesetzbuch  kennten  keine  bedingt  zulässige  Strafverfolgong, 
sondern  dieselbe  sei  statthaft  oder  sie  sei  es  nicht. 

In  concreto  sei  die  Verjähnmgsfrist  in  Oesterreich  bis  zum 
19.  Juli  1891  gelaufen.  Die  erste  richterliche  Vernehmung  des  An- 
geklagten habe  am  13.  Dezember  1890  stattgefunden.  Die  Anklage- 
schrift sei  am  21.  März  1891  bei  Gericht  eingelaufen.  Die  Anklage 
sei  somit  erhoben  und  damit  die  Strafverfolgung  gerichtshängig  ge- 
worden zu  einer  Zeit,  in  welcher  die  That  in  Oesterreich  nicht  verjlhrt 
gewesen. 

Die  hiemach  begründete  Zulässigkeit  der  Strafverfolgung  habe 
nachträglich  nicht  wieder  beseitigt  werden  können  (Entscheidnngen 
des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  22  S.  341).  — 
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lande  begangenen  Deliktes. 

Im  Anschlnsse  an  die  Entscheidimgsgründe  des  reichsgerichtlichen 
Urtheils  mögen  einige  Bemerkungen  über  die  in  demselben  entschiedenen 
Fragen  gestattet  sein. 

Die  in  der  Revision  vertretene  Ansicht^  dass  für  die  Bemessung 
der  Verjährungsfrist  nach  dem  österreichischen  Strafgesetzbuch  nicht 
die  Strafandrohung  sondern  die  konkrete  Straf bemessung  bestimmend 
sei.  findet  eine  Unterstützung  in  dem  von  Jankaj  Das  österreichische 
Strafrecht;  2.  Aufl.,  S.  201,  für  Vergehen  und  üebertretungen  auf- 
gestellten Grundsatze,  für  die  Berechnung  der  Verjährungsfrist  sei 
derjenige  Strafsate  massgebend,  der  in  dem  konkret  vorliegenden  Falle 
anzuwenden  gewesen  wäre. 

§  582  des  österreichischen  Strafgesetzbuchs  setzt  für  die  Ver- 
jährungszeit bei  Vergehen  und  Üebertretungen  nach  der  Höhe  der 
angedrohten  Strafe,  ^Arrest  des  ersten  Grades  ohne  Verschärfnng  oder 
Greldstrafe  bis  50  Gulden,  Arrest  des  ersten  Grades  mit  Verschärfnng 
oder  Geldstrafe  bis  200  Gulden,  höhere  Strafandrohung  sowie  Verlust 
von  Rechten  und  Befrignissen",  drei  Abstuftingen,  —  „drei  Monate, 
sechs  Monate,  ein  volles  Jahr^^  fest. 

Anerkannt  ist  H9kc)i  Herbst,  Handbuch  des  allgemeinen  österreichischen 
Strafrechts,  Bd.  2,  7.  Aufl.  S.  277,  dass  bei  Bestimmung  der  Ver- 
jährungsfrist für  Vergehen  und  Üebertretungen  immer  die  höchste  von 
dem  Gesetze  auf  die  betreffende  strafbare  Handlung  angedrohte  Strafe, 
nicht  aber  diejenige,  auf  welche  erkannt  werden  könnte,  noch  weniger 
die  erkannte  entscheide. 

Als  zweifelhaft  betrachtet  Herbst  a.  a.  O.  S.  278  nur  die  Frage, 
welche  Verjährungsfrist  als  die  gesetzliche  gilt,  wenn  das  Gesetz  selbst 
die  Anwendung  des  höheren  Strafsatzes  an  bestimmte  Voraussetzungen 
knüpfe. 

Für  diese  Fälle  ist  nach  neueren  Entscheidungen  des  obersten 
Gerichtshofs  und  Kassationshofs  anerkannt,  dass  der  höhere  Strafsatz 
anf  die  Zeit  der  Verjährung  keinen  bestimmenden  Einfluss  ausüben 
könne,  wenn  die  Voraussetzungen  desselben  im  konkreten  Falle  nicht 
vorhanden  seien  {Herbst  a.  a.    O.  S.  279  Note). 

Die  auch  von  Herbst  in  der  Note  S.  279  angeführten  Ent- 
scheidungen des  Kassationshofs,  Pl.E.  Nr.  90,  396  u.  E.  Nr.  179, 
anf  welche  Jcmka  a.  a.  0.  S.  201  u.  Note  1  den  obenerwähnten 
Grrundsatz  stützt,  betreffen  aber  nur  solche  Keate,  deren  Thatbestands- 
Zeichnung  thatsächliche  Modifikationen  enthält,  an  deren  Vorhandensein 
sich  eine  höhere  Strafandrohung  knüpft,  somit  Reate  mit  zweifacher, 
für  den  Fall  bestimmter  Erschwerungsgründe  erhöhter  Str af Sanktion  ^). 


1)  P1.E.  Nr.  90  V.  23.  Nov.  1875  (Plenarbeschlüsse  und  Entscheidungen 
des  k.  k.  Kassationshofs  Bd.  1  S.  437  zu  §  496:  öffentliche  Beschimpfungen 
oder  Misshandlungen  betr.  —  einfacher  Arrest  von  drei  Tagen  bis  einen 
Monat;  Begebung  an  einem  Orte,  der  besondere  Anständigkeit  erfordert, 
oder  Bekundung  absichtlicher  Geringschätzung  gegen  ganze  Klassen  oder 
Stände  der  bürgerlichen  Gesellschaft,   gegen  Religionsgesellschaften  oder 
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Nur  ftir  diese  Fälle  Hesse  sich  auf  Grund  der  Bechtsprechaiig  des 
höchsten  österreichischen  Gerichtshofs  die  Folgerung  ziehen^  dass  foi 
die  Berechnung  der  Verjährungsfrist  die  Entscheidung  massgebend  sd, 
ob  der  einfache  oder  der  erschwerte  Thatbestand  als  gegeben  erachtet 
werde. 

Die  Verallgemeinerung  Janka's  lässt  sich  somit  auch  nicht  ans 
der  Rechtsprechung  des  obersten  G^chtshofs  und  des  Kassationshofs 
rechtfertigen. 

Die  in  dem  gegebenen  Falle  in  Betracht  kommenden  §§  460  imd 
461  des  österreichischen  Strafgesetzbuchs  enthalten  nun  keine  Ab- 
stufung der  Strafsanktion  nach  bestimmten  ErschwerungsgrQnden^; 
für  die  angeregte  Streitfrage  wäre  somit  hier  überhaupt  kein  Baum 
gegeben  gewesen. 

Die  reichsgerichtliche  Entscheidung  trifft  auch  diejenigen  Fälle, 
fiir  welche  nach  bestimmten  ErschwerungsgrUnden  abgestufte  Straf- 
androhungen bestehen. 

Die  Gewinnung  eines  Massstabes  für  die  Verjährung  wäre  dieeeD 
nach  Thatumständen  abgegrenzten  Abstufungen  gegenüber  wohl  nidit 
unmöglich.  Wie  aber  auch  Herbst  a.  a.  0.  S.  277,  278  anerkennt 
spricht  der  Wortlaut  des  §  531^  sowie  die  Konsequenz  gegen  die 
Ansicht  des  höchsten  österreichischen  Gerichtshofs^). 

Von  eingreifenderer  Bedeutung  ist  die  Frage^  ob  das  Gesetz  des 
Auslandes  nur  für  den  Beginn  der  Verfolgung  oder  für  die  ganze 
Dauer  der  Verfolgung  massgebend  sei,  die  Fortsetzung  der  Verfolgung 
somit  unstatthaft;  werde,  sobald  die  nicht  unterbrochene  Veijährunf 
im  Auslande  vollendet  sei. 


Nationalitäten  —  strenger  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  (strenger 
Arrest  =  Arrest  II.  Grades,  §  245  d.  ö.  St.G.B.). 

P1.E.  Nr.  396  v.  29.  Dez.  1881.  Pl.E.  Bd.  4  S.  252,  zu  §  312  und  313: 
Beamtenbeleidigung  —  wörtliche,  —  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  einea 
Monate,  thätliche  ein  Monat  bis  sechs  Monate,  —  hat  die  Beleidigung  Folgeo 
nach  sich  gezogen  oder  die  Ausübung  des  Amtes  oder  Dienstes  verhindert  - 
strenger  Arrest  von  drei  bis  sechs  Monaten. 

E.  Nr.  179  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  487,  zu  §  316 :  Eröffnung  öffentlicher 
Amtssiegel  —  aus  Muthwillen  oder  Neugierde,  Arrest  von  einem  bis  drei 
Monaten,  —  zum  Zeichen  der  Geringschätzung  öffentlicher  Anordnongo 
oder  in  der  Absicht,  das  vermeintliche  eigene  Recht  oder  eine  gebSssige 
Absicht  durchzusetzen  —  strenger  Arrest  von  einem  bis  zu  sechs  Monaten 

2)  Da  dem  Angeklagten  an  den  abgeleugneten  100  Mk.  ein  Ansprsck 
zu  ^/4  zustand,  so  käme  für  die  Straf  bemessung  nach  österr.  Beoht  nur  ein  Be- 
trag von  75  Mk.  in  Betracht  und  wären  daher  die  §§  460  und  461  d.  StCB. 
anzuwenden  gewesen. 

3)  §  532  d.  österr.  St.G.B.  Die  Zeit  der  Verjährung  ist,  .  .  .  bö 
Vergehen  und  Uebertretungen,  worauf  im  Gesetze  als  höchste  Strafe  Aimt 
des  ersten  Grades  ohne  Verschärfung  oder  eine  Geldstrafe  bis  zu  50  Gnldeo 
festgesetzt  ist,  drei  Monate ;  wo  Arrest  des  ersten  Grades  mit  Verschirfong 
oder  Geldstrafe  bis  200  Gulden  bestimmt  ist,  sechs  Monate.  Bei  den  simnit- 
lichen  schwerer  verpönten  Vergehen  und  Uebertretungen,  wie  auch,  wo 
Verlust  von  Rechten  und  Befugnissen  als  Strafe  gesetzt  ist,  ein  voüesJshr. 
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lande  begangenen  Deliktes. 

Die  Ansicbten  waren  bisher  getheilt.  Bubo,  Kommentar  über 
das  Stra%esetzbach  für  das  Deutsche  Keich^  8.283,  Ol8hau8en,Kommeutax 
zum  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Eeich,  3.  Aufl.  zu  §  5  S.  73; 
und  Binding,  Handbuch  des  Stra&echts  Bd.  1  S.  455  N.  15^  sprechen 
sich  im  letzteren  Sinne^  Haelscfmer,  das  gemeine  deutsche  Strafreckt, 
Bd.  1  S.  168,  und  Oppmhoffy  das  Stra^esetzbuch  für  das  Deutsche 
Beich,  12.  Aufl.  zu  §  5  N.  2  S.  39  N.  14,  im  entgegengesetzten 
Sinne  aus. 

Bubo  und  Olshmtsm  berufen  sich  auf  den  Wortlaut  des  Gesetzes, 
gemäss  welchem  die  Verfolgung  überhaupt,  nicht  der  Beginn  der 
Verfolgung  ausgeschlossen  werde. 

Binding  ist  der  Ansicht,  weil  die  Tilgungsgründe  des  §  5  Z.  2 
das  inländische  Strafrecht  vernichten,  müssten  sie  alle  auch  nach  im 
Inlande  begonnener  Strafverfolgung  und  zwar  bis  zum  Eintritt  der 
Rechtskraft  des  inländischen  Urtheils  berücksichtigt  werden. 

Aus  dem  Gebrauche  des  Wortes  „Verfolgimg"  lässt  sich  die 
Intention  des  Gesetzes  wohl  nicht  mit  Sicherheit  ermitteln,  da  unter 
Verfolgung  sehr  wohl  die  Inangriffnahme  derselben  verstanden 
werden   kann. 

Glaubt  man  das  Strafrecht  des  Staates  gegen  den  Inländer,  der 
sich  im  Auslande  einer  nach  den  Gesetzen  des  In-  und  Auslandes 
strafbaren  Handlungen  schuldig  gemacht  hat,  lediglich  auf  ein  Stell- 
vertretungsverhältniss  im  Territorialprinzip  zwischen  den  berechtigten 
Staaten  begründen  zu  können,  so  ergibt  sich  allerdings  als  noth- 
iivendige  Folge,  dass  die  in  einem  Staate  eingetretenen  Gründe  der 
Tilgung  der  Strafbarkeit  sofort  auch  im  anderen  als  eingetreten  gelten 
müssen^).  Geht  man  aber  mit  der  herrschenden  Meinung  davon  aus, 
dass  der  Staat  kraft  eigenen  Hechts  einschreite,  so  kann  sein  Recht 
und  die  Fortdauer  desselben  nicht  von  Rechtsvorgängen  bedingt  sein, 
welche  in  dem  Staate  der  Verübung  der  That  gemäss  dem  Rechte 
dieses  Staates  in  Wirksamkeit  treten.  Solche  Reditsvorgänge  können 
flir  den  Staat  des  Inlandes  Bestimmungsgründe  zum  Verzicht  auf  das 
ihm  zustehende  Recht  der  Verfolgung  bieten,  sie  vernichten  aber  nicht 
das  kraft  seines  eigenen  Berufes  begründete  Recht  der  Verfolgung. 

Vom  Standpunkte  des  Verzichts  aus  gelangt  man  aber  nur  zu  der 
Folgerung,  dass  sich  bis  zum  Eintritt  einer  dieser  Vorgänge  die  Ent- 
scheidung über  die  Inangriffiiahme  der  Verfolgung  vorbehalten  werde, 
nicht  aber,  dass,  wenn  die  Entscheidung  getrofiPen,  sie  im  Falle  des 
nachträglichen  Eintritts  eines  dieser  Vorgänge  wieder  zurückgenommen 
werden  wolle.  Die  gleiche  Folgerung  ergibt  sich,  ob  man  das 
eigene  Recht  des  inländischen  Staates  auf  seine  Souveränität  oder 
darauf  begründet,  dass  —  unter  der  Voraussetzung  der  Unzulässigkeit 
einer  Auslieferung  —  der  Forderung  der  Gerechtigkeit  und  der  Rechts- 


4)  Kaestlin,  System  des  deutschen  Strafrechts  S.  29,  33,  37  u.  N.  7  das. 
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Ordnung  auch  des  Inlandes  nur   durch   eigene  Strafverfolgung  genügt 
werden  könne  *). 


Zur  Regelung  der  Statutenkollision  in  der  SchweiL 

Von  Stadtrath  F.  Schlatter  in  Zürich. 

In  dieser  Zeitschrift  (11.  198  ff.)  wurde  der  Text  des  schweizerischeD 
Bundesgesetzes,  betreffend  die  zivilrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891, 
welches  inzwischen  am  1.  Juli  1892  in  Ejraft  getreten,  mitgetheilt 
Wir  versuchen,  eine  kurze  Erörterung  desselben  hier  folgen  zu  lassen. 

I.  Einleitung.  Der  Name  des  Gesetzes  entspricht  nicht  gsuz 
seinem  Inhalt  und  Zweck.  Es  sind  nicht  die  zivilrechtlichen 
Verhältnisse,  sondern  es  sind  vielmehr  die  Landesrechte  (Ge- 
setze, Lokalstatuten  und  Gewohnheitsrechte),  unter  deren  Herrschaft 
die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  stehen,  welche  in  Frage  sind 
und  über  deren  Anwendbarkeit  das  Bundesgesetz  Norm  schaffen  will. 
Es  ist  nicht  ein  Gesetz  über  schweizerisches  Zivilrecht,  sondern  &ber 
Statutenkollision  auf  Schweizerboden  und  (wegen  der  vier  Artikel  28 
bis  31)  für  die  Schweizer  im  Ausland,  ein  Gesetz  über  die  ortlichen 
Grenzen  der  Geltung  des  Zivilrechts. 

VTir  haben  in  der  Schweiz  25  gesetzgebende  Staaten,  22  Kan- 
tone, von  denen  3  sich  wieder  in  Halbkantone  theilen  (Basel  in 
Kanton  Baselstadt  und  Baselland,  ünterwalden  in  Obwalden  und 
Nidwaiden,  Appenzell  in  Innerrhoden  und  Ausserrhoden).  Auf  einem 
ganz  kleinen  geographischen  Gebiete  von  nur  41,000  qkm  (eigentlich 
nur  29,800,  da  11,600  Wasser,  Gletscher  und  Felsen  sind)  haben 
gegen  3  Millionen  Menschen  unter  einer  25  fllltigen  Gesetzgebung  zu  leben 
und  ihre  täglichen  Geschäfte  abzuwickeln.  Dieser  Geschäftsverkehr  ist 
lebhaft.  Nur  42  ^/^  der  Bevölkerung  bezieht  seinen  Lebensimterhalt 
in  festsesshafter  Weise  aus  Ackerbau  und  Viehzucht.  Die  üebrigen 
leben  von  Industrie,  Handel  und  Verkehr.  Ein  Netz  von  3000  Kilo- 
metern Eisenbahn  durchzieht  das  Land,  auf  je  1000  Einwohner  ein 
Kilometer;  ein  Verhältniss,  das  in  Europa  wohl  nur  von  Schweden 
und  Grossbritannien  übertroffen  wird.  Bei  dem  lebhaften  Verkehr  ron 
Kanton  zu  ILanton  ist  es  etwas  Gewöhnliches,  dass  Jemand  in  einem 
halben  Tage  mit  der  Eisenbahn  mehr  als  ein  Dutzend  verschiedener 
solcher  Duodez-Rechtsgebiete  durchfliegt.  Dabei  grosse  Vielgestaltigkeit 
in  der  Gesetzgebung  selbst,  entsprechend  der  Verschiedenheit  der 
rechtsbildenden  Faktoren  in  der  Schweiz.  Welche  Gegensätze  zwischen 
dem  Tessiner  und  dem  Züricher,  dem  Waadtländer  und  dem  Schaffhanflff» 
dem  Sennen  der  ürschweiz  und  dem  Grossindustriellen  aus  Basel  oA& 


5)  Wheaton,  Elements  of  international  law,  11 F  ed.  S.  178.  Häkchnff^ 
Das  gemeine  deutsche  Strafrecht  S.  166  f. 
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St  OaHen^  dem  Uhrmacher  aus  den  Nenenburger  Bergen  und  dem 
thnrgaoischen  Landwirth!  Seit  Jahren  ward  die  Vielgestaltigkeit 
unserer  Gresetze  und  die  Unvereinbarkeit  mit  dem  wachsenden  Verkehr 
und  der  Beweglichkeit  des  Domizils  als  Last^  ja  als  Ursache  grosser 
Bechtsunsicherheit  empfunden.  Der  Hinweis  auf  ein  künftiges  einheit- 
liches Zivilgesetzbuch  für  die  Schweiz  bot  wenig  Trost.  Weiss  man 
doch,  wie  schwer  die  schweizerischen  Gresetze  (Obligationenrecht, 
Schuldbetreibungsgesetz  etc.)  zu  Stande  kommen !  Weniger  beim  Sachen- 
recht, für  welches  der  Grundsatz  der  belegenen  Sache  überall  in  der 
Schweiz  Geltung  hat,  wohl  aber  beim  Familien-  und  Erbrecht  machte 
sich  das  Verlangen  geltend,  durch  ein  Gesetz  zu  erfahren,  das  Beclit 
welchen  Kantons  für  die  Einwohner  Anwendung  finde;  auch  das  Per- 
sonenrecht war  einzubeziehen.  Ein  im  Jahre  1862  von  Bundesrath 
Dubs  vorgelegter  Entwurf  eines ',, Gesetzes,  betreffend  Ordnung  und 
Ausscheidung  der  Kompetenzen  der  Kantone  in  den  internationalen 
Niederlassungs Verhältnissen^'  (B.B.  1862  III.  509)  fand  die  Aner- 
kennung des  schweizerischen  Parlamentes  nicht.  Nachdem  diese  Vor- 
lage vielfache  Kückweisungen,  Ueberarbeitungen  und  Neuinangriff- 
nahmen erfieJiren  und  bald  beim  Bundesrath,  bald  bei  den  Kommissionen 
des  Ständeraths  und  Nationalraths  zur  Prüfung  gelegen  hatte^  ward 
dieselbe  endlich  nach  vollen  30  Jahren  parlamentarischer  Behandlung 
zu  dem  hier  besprochenen  Gesetz.    (B.B.  1891  IV  202)  ^). 

Es  sind  nun  aber  keineswegs  die  zivilrechtlichen  Verhältnisse 
überhaupt,  bezüglich  derer  das  massgebende  Recht  aufgesucht  und 
bestimmt  wird.  Es  ist  nur  eine  Gruppe  daraus  im  Gesetz  behandelt, 
die  Personen-,  Familien-  und  erbrechtlichen  Verhältnisse.  Und  auch 
von  diesen  sind  es  nicht  alle,  sondern  es  ist  nur  einTheil.  Es  scheint 
zweckmässig  die  Ausscheidimg  zu  machen. 

Ausgeschlossen  vom  Gesetz  (das  nur  von  kantonalem  Zivilrecht 
spricht)  ist  vor  Allem  das  Zivilrecht,  über  welches  bereits  für  die 
ganze  Schweiz  einheitliche  Bestimmungen  existiren,  denn  für  diese 
kann  von  einer  Kollision  und  von  Zweifeln,  ob  das  Becht  des  Wohn- 
sitzkantons oder  das  Recht  des  Qeimathkantons  des  davon  Betroffenen 
massgebend  sei;  keine  Rede  sein.  Wir  führen  als  denmach  nicht  vom 
Oesetz  berührt  hier  auf: 

1.  Die  Vorschriften  über  Eheschliessung,  Eheeinsprachen,  Ehe- 
scheidung, Ehenichtigkeit,  Legitimation  vorehelicher  Kinder  per  s,  m. 
gemäss  Bundesgesetz,  betr.  Feststellung  und  Beurkundung  des  Zivil- 
stands und  die  Ehe  vom  24. Dezember  1874  (Eidg.  Amtl.S. I.  506  ff.). 
!Nicht  in  diesem  Ehegesetze  enthalten  ist  das  Verlöbniss.  Das  Ver- 
löbniss  ist  offenbar  etwas  anderes  als  das  der  Eheschliessung  voraus- 
gehende Eheversprechen  der  Brautleute  (Art.  29  und  30  des  B.G. 
von  1874).     Auch    in    unserem  Bundesgesetze  kommt  das  Verlöbniss 


1)  Vgl.  über  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  die  Abhandlung 
von  V.  Salis  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  11  S.  342  ff. 
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nicht  vor.  Darum  ist  die  Frage^  nach  welchen  Landesrechten  in  der 
Schweiz  ein  Verlöbniss  nnd  seine  rechtlichen  Wirkungen  zu  heurtheüen 
seien^  nach  wie  vor  nach  den  kantonalen  Hechten  zu  beantworten. 

2.  Von-  den  Bestimmungen  über  Handlungsffthigkeifc  das- 
jenige; was  durch  Bundesgesetz  betreffend  die  HandlungsfShigk»! 
vom  22.  Juni  1881  geordnet  ist.  Nicht  geordnet  sind  dort  aber 
(Art.  2  Abs.  2,  Art.  3  Abs.  2,  Art.  7)  vier  Klassen  von  Rechtsverhältnissen: 
1)  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  während  der  Duner 
der  Ehe  (abgesehen  vou  derjenigen  der  Handelsfirau^  für  welch'  letztere  die 
Bestimmung  des  Art.  85  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationen- 
recht vom  14.  Juni  1881  flir  die  ganze  Schweiz  gilt,  Art.  7  dö 
Gesetzes  vom  22.  Juni  1881).  2)  Die  Befugnisse  der  Minderjährigen 
gegenüber  den  Inhabern  der  elterlichen  oder  Vormundschaft ichen  Ge- 
walt (Art.  3  Abs.  2).  3)  Die  Testirföhigkeit  der  MinderjShrigeo 
(Art.  3  Abs.  2)  und  Volljährigen.  4)  Die  Jahrgebung  (VoUjahrig- 
keitserklärung).  Nur  über  diesen  Theil  der  Handlungsfähigkeit  (Zi£ 
1 — 4)  bestimmt  das  Gesetz,  nur  für  ihn  waren  Normen  nothwendig. 
Man  kann  Ziff.  1 — 2  zum  Familienrecht  und  Ziff.  3  zum  Erbredit 
man  kann  aber  auch  1 — 4  zum  Personenrecht  zählen. 

3.  Wiederum  nicht  Gegenstand  der  Regelung  durch  das  besprochene 
Gesetz  ist  das  Obligationenrecht^  soweit  es  einheitlich -schweizerisches 
Recht  geworden  ist  durch  das  Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  von 
1 4.  Juni  1881.  Nicht  dort  aufgenommen^  vielmehr  dort  ausdrücklich  der 
kantonalen  Gesetzgebung  vorbehalten,  gleichwohl  aber  auch  nicht  in  dem 
besprochenen  Bundesgesetze  erwähnt  und  darum  hinsichtlich  der  Frage^ 
welches  Recht  zur  Anwendung  komme,  nach  wie  vor  den  kantonalen 
Rechten  unterworfen  sind  eine  ganze  Reihe  obligationenrechtlicher 
Verhältnisse.  Wir  erwähnen:  die  Schenkung  und  der  scheukangs- 
weise  gewährte  Nachlass  (O.  10  und  141),  Abtretung  gmndversicherter 
Forderungen  (O.  198),  Kaufv^erträge  über  Liegenschaften  (0.  231), 
Schuldverpflichtimgen,  die  ihren  Entstehungsgrund  in  kantonaleiB. 
öffentlichem  Recht  haben  (O.  76),  Vorschriften  über  die  Entstehung 
und  die  Rechtsverhältnisse  der  öffentlichen  Korporationen  und  de 
Stiftungen  (0.  719),  Gewährleistung  von  Viehhauptmängeln  (0.  890); 
der  Versicherungsvertrag  (0.  896)  u.  A. 

4.  Aus  dem  gleichen  Grunde  wie  das  Obligationenrecht  ist  nicht 
Gegenstand  des  fraglichen  Bundesgesetzes,  was  an  interkantonaler  Be- 
ziehung besteht  im  B e tr eib ungs-  und  Konkursrecht  seit  In- 
krafttreten des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  nnd  Konknrs 
vom  11.  April  1889. 

5.  Es  fällt  nicht  unter  das  Gesetz  das  gesammte  Sachenrecht, 
nicht  weil  darüber  schweizerische  allgemeinverbindliche  Vorschriftea 
bestünden,  sondern  weil  dieses  Rechtsgebiet,  obwohl  kantonal  geordnet 
und  in  grosser  Verschiedenheit  gestaltet,  keinen  Anlass  zur  Rechtsnn- 
Sicherheit  darbietet:  Das  Recht  desjenigen  Ejmtons  findet  Anwendung 
in  dessen  Gebiet  die  Sachen  liegen. 
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So  erübrigt  als  Gegenstand  des  Gesetzes  folgendes  Ge- 
biet: 1.  Das  gesammte  Erbrecht.  2.  Vom  Familienrecht:  Die  Status- 
verhältnisse (eheliche  und  uneheliche  Geburt,  Wirkungen  der  freiwilligen 
Anerkennung  und  der  behördlichen  Zusprechung  Unehelicher,  Adoption), 
das  eheliche  Güterrecht,  die  Handlungsfähigkeit  der  Frau  während  der 
Dauer  der  Ehe  (mit  Ausschluss  der  Handelsfrau),  die  elterliche  Ge- 
walt, die  Befugnisse  der  Minderjährigen  gegenüber  dem  Inhaber  der 
elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt,  die  Unterstützungspflicht 
zwischen  Verwandten,  das  Yormundschaftswesen.  3.  Vom  Personen- 
recht: Die  Jahrgebuug  (Volljährigkeitserklärung).  Und  da  überall  in 
der  Schweiz  neben  diesen  Fragen  je  weilen  auch  der  Gerichtsstand 
bestimmt  war,  sei  es  als  der  des  Heimathkantons,  sei  es  als  der  des 
Wohnsitzkantons,  so  war  auch  diese  Frage  des  öffentlichen  Kechts 
im  Bundesgesetz  mit  zu  beantworten.  — 

Es  mag  befremden,  dass  das  Gesetz  von  den  zivilrechtlichen  Ver- 
hältnissen der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  spricht. 
In  den  ursprünglichen  Entwürfen  war  auch  die  Frage  der  Doppel- 
besteuerung behandelt  und  hierbei  zwischen  Niedergelassenen  und 
Aufenthaltern  unterschieden  worden.  Die  Materie  wurde  im  Verlauf 
fallen  gelassen,  der  Name  blieb  stehen.  Die  Unterscheidung  hat  für 
das  Zivilrecht  keinerlei  Bedeutung,  es  ist  eine  solche  des  öffentlichen 
Hechts  (Stimmrecht,  Steuerpflicht).  Gremeint  sind  die  Einwohner  des 
Kantons,  welche  ihm  nicht  bürgerrechtlich  angehören  (wo  Domizil  und 
Bürgerrecht  zusammenfallen,  ist  eine  Kollision  nicht  möglich);  sei  es, 
dass  das  Domizil  erst  seit  einigen  Monaten  besteht,  oder,  was  dem 
gleichgestellt  ist,  seit  längerer  Zeit  aber  in  leicht  lösbaren  Lebensver- 
lilQtnissen ,  wie  als  Dienstbote,  Fabrikarbeiter,  Handwerker  etc. 
(Aufenthalter);  sei  es  von  vorn  herein  in  fester  Lebensstellung  von 
einem  gewissen  Monat  an  seit  erfolgtem  Anzüge  in  die  Gemeinde 
(Niederlassung).  Es  sind  immer  nur  die  Schweizer,  die  in  einem 
anderen  als  ihrem  Heimathskanton  wohnen,  für  welche  zu  sorgen  ist, 
und  da  dieses  Wohnen  in  zwei  Formen  stattfindet,  als  Niederlassung 
und  als  Aufenthalt,  während  der  blosse  Aufenthalter  als  Mann  mit 
festem  Wohnsitz  hier  in  gleicher  Weise  in  Betracht  kommt  wie  der 
Niedergelassene,  so  schien  es  nicht  richtig,  die  Bezeichnung  zu  streichen 
und  auch  nicht  zweckmässig,  sie  durch  einen  gemeinsamen  Ausdruck 
(z.  B.  „im  Kanton  wohnende  Nichi;bürger"  oder  dergleichen)  zu  ersetzen. 

Das  Gesetz  trifft  also  1)  die  Schweizer  in  der  Schweiz,  sofern 
sie  in  einem  anderen  als  in  ihrem  Heimathskanton  wohnen  (Art.  1 — 27), 
2)  die  Schweizer  im  Auslande  (Art.  28 — 31),  3)  die  Ausländer  in  der 
Schweiz  (Art  32—34). 

IT.  Die  Schweizer  in  der  Schweiz.  Ein  durchschlagender 
leitender  Grundgedanke  für  die  Frage,  nach  welchen  Gesichtspunkten 
das  massgebende  Recht  für  die  vorerwähnten  zivilrechtlichen  Materien 
gesucht  und  bestimmt  worden  sei,  lässt  sich  in  dem  Gesetz  nicht  finden. 
Die  Verhandlungen   der  gesetzgebenden    Räthe    zeigen   das   Bemühen^ 
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die  Verhältnisse  nach  einem  Prinzip  zu  gestalten  und  zwar  wurde  von 
der  einen  Seite  das  Wohnsitzprin^ip ,  von  der  andern  das  Heimaths- 
prinzip  befürwortet.  Aber  diese  Versuche  ftlhrten  zu  keiner  befrie- 
digenden Lösung  (Vgl.  B.B.  1887  III.  113;  1888.  HI  608;  1889. 
m  809;    1891.  HI  551.  572.) 

Das  Heimathsprinzip^  die  Unterstellung  der  Bechtsverhaltnisee 
unter  das  Becht  des  Kantons,  dem  die  Betreffenden  vermöge  ihres 
Bürgerrechts  angehören;  war  f\ir  die  meisten  Kantone  altherkommlidi 
und  damit  historisch  das  Gegebene,  hatte  auch  in  einigen  neueren 
Staatsverträgen  (Frankreich  1869)  Anerkennung  gefunden.  Allein  es 
leben  zu  viele  Nichtkantonsblirger  (Bürger  anderer  Kantone,  Ausländer'! 
in  den  einzelnen  Kantonen  (Neuenburg  und  Baselstadt  z.  B.  je  70  ^/|, 
Gen{  62%  Zug  39  o/^,  St  Gallen  29%  Zürich  26  ö/^),  alsdassnum 
riskiren  konnte,  den  Satz  aufzustellen,  Jeder  solle  nach  seinem  Hei- 
mathsrecht  beurtheilt  werden.  Ganz  rund  und  nett  sich  für  das 
Wohnsitzrecht  entscheiden,  konnte  man  aber  auch  nicht,  wdl 
für  gewisse  Verhältnisse  doch  innere  Gründe  für  die  Anwendung  des 
kantonalen  Heimathsrechts  sprachen.  So  kam  man  zur  Verwendimg 
beider  Prinzipien,  je  nachdem  sie  besser  passten.  Auch  machtea 
sich  die  Vertreter  im  Parlament  und  die  beiden  Räthe  selbst  gegen- 
seitig Konzessionen.  Es  entstand  das  Gesetz  unter  Kompromissen. 
Das  Fazit  der  Betrachtung  ist  dieses:  Regelmässig  gilt  das  Wohnsiti- 
recht  imd  auch  die  Behörden  des  Wohnsitzes  sind  zuständig.  Da?oB 
bestehen  einige  Ausnahmen  zu  Gunsten  des  Rechts  und  der  Behörden 
des  Heimathsstaates.     Wir  geben  dies  in  folgender  Tabelle: 

I.  Erbrocht.    Das  ganxe  Gebiet      ....    WohnBitzreeht  cventl.  Heimathareeht 
II.  Familienrecht.    Davon:  \ 

1.  Die  Statnsverhältnlsse,  nämlich  I 

^eliche  und  unelwliche  Oeburt      •    •    •    ;  >  Heimathsrecht  dei  Ehemannea,  dwV«««. 

^i'S^fK^f   *«'^*^««"  Anerkennung  und  /     .^^j^  ^^  Adoptlrendea . 

behördlichen  Zusprechung  Unehelicher  I 

Adoption / 

2.  Eherecht.    Davon: 

Eheliches  Güterrecht.  \ 

Handlungsfähigkeit  cter  Frau  während    der    \  Wohnsitxrecht. 
Dauer  d.  Ehe  (mit  Ausschluss  d.Handel8frau)     f 

S.  Elternrecht.    Davon: 

Elterliche  Ghswalt Wohnsitzrecht. 

^^tTiÜ*®    Minderjähriger    gegenüber    den     .  ^^     ^      ^  ^    elterliche  and  Ton»^ 

Gewift"  ''^**''"*'**^'*'*-  vormundschafUicher    |     «ehiftliche  Gewalt  gilt. 
Unterstützungspflicht  zwischen  Verwandten     .    Ileimathsrecht. 

4.  Vormundschaft.    Das  ganze  Gebiet    .     .    .     .    •    Wohnsitzrecht  (so.  der  Vonnnndsefaiftibc- 

horde)  als  Begel ,  Heimathsreeht  ab  A» 
nähme  (Art.  18—15). 
tu.  Personenrecht.    Davon: 

Die  Jahrgebung  Recht,  das  für  die  elterliche  und  remca'- 

schaftlicho  Gewalt  gilt. 
Die  Testirfahigkoit .'    Wohnsitzrecht  (sc.  z.   Zeit  d.  ErricbtaBf'- 

IV.  Zuständigkeit. 

^Behörden  des  Wohnsitzes  als  Regel. 

'Ausnahmsweise  die  Behörden  des  Heimaths- 

kantons 
1.  für  Statnsklagen, 
8.  für  Vormundschaften  über  Landesabwesende. 

Einige  Erläuterungen  zu   dieser  Tabelle   dürften   am  Platse  seis. 
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1.  Die  kantonalen  Gesetze  über  das  Erbrecht  enthalten  sehr 
auseinandergehende  Bestimmungen.  Die  Intestaterbfolge  weist  in  den 
Pflichttheilsrecbten;  in  den  Verwandtschaftsgraden^  in  den  Vorzugsrechten 
des  Geschlechts  und  der  Geburt  eine  wahre  Musterkarte  abweichender 
Grundsätze  auf.  Im  vertragsmässigen  Erbrecht  unter  Ehegatten  sind 
Verschiedenheiten  in  der  Form  der  Erbeinsetzung^  der  Zuwendung 
von  Liberalitäten  auf  den  Todesfall^  der  Aufhebung  des  gesetzlichen 
Erbrechts;  einzelne  Kantonalrechte  kennen  den  Erbverzicht  auf  die 
Pflichttheilberechtigung  unter  Notherben  (sogen.  Erbauskauf).  Die 
disponible  Quote  im  testamentarischen  Erbrecht  ist  in  der  mannich- 
fachsten  Weise  bestimmt ;  das  gesetzliche  Erbrecht  des  überlebenden  Ehe- 
gatten kann  sich  steigern  bis  zum  Notherbenrecht  an  dem  gesammten  Nach- 
lass  des  Vorverstorbenen,  während  wieder  andere  Gesetzgebungen  gar 
kein  Erbrecht  unter  Ehegatten  anerkennen;  die  Wirkungen  der  Wieder- 
verheirathung  sind  ebenso  mannichfach  geregelt. 

Angesichts  einer  solchen  Mosaik  musste  es  das  erste  Bestreben  des 
Gesetzgebers  sein^  jedes  Ineinandergreifen  erbrechtlicher  Titel,  welche 
an  verschiedenen  Orten  unter  der  Herrschaft  abweichender  Kantonal- 
gesetze entstehen,  die  aber  sämmtlich  ihre  Wirksamkeit  im  näm- 
lichen Zeitpunkte,  dem  der  Eröffnung  der  Erbfolge,  zu  entfalten  be- 
stimmt sind,  soviel  als  möglich  zu  verhüten.  Also:  Durchführung  des 
Gedankens  der  Universalsukzession  in  die  Verlassenschaft,  sodann 
Behandlung  der  gesetzlichen,  testamentarischen  und  vertraglichen  Erbfolge 
nach  ein  und  demselben  Gesetz,  sei  das  nun  dasjenige  des  Wohnsitzes, 
sei  es  das  der  Heimath.  Der  Ständerath  vertrat  das  Heimaths-,  der  Na- 
tionalrath  das  Wohnsitzprinzip.  Man  vereinigte  sich  schliesslich  auf  fol- 
gender Grundlage :  a)  Die  Erbfolge  (gesetzliche,  testamentarische,  vertrag- 
liche) einschliesslich  Pflichttheilsrecht  und  Notherbenrecht  steht  unter  dem 
Recht  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers.  Er  kann  aber,  wenn  er  will, 
Bein  Heimathsrecht  massgebend  machen.  Dann  muss  er  dies  letztwillig 
(Testament,  Erbvertrag)  verordnen;  immerhin  beortheilt  sich  bei  einem 
Krbvertrag  der  sonstige  Inhalt  desselben  nach  dem  Becht  des  Wohn- 
sitzes des  Erblassers  zur  Zeit  der  Errichtung  desselben,  b)  Die  Form 
letztwilliger  Verfügungen  (Testamente,  Erbverträge)  ist  gültig,  wenn 
sie  einem  der  gedenkbaren  Bechte  Genüge  leistet:  Errichtungsort, 
Wohnsitz  des  Erblassers  zur  Zeit  der  Errichtung  des  letzten  Willens, 
letzter  Wohnsitz  des  Erblassers,  Heimathskanton  des  Erblassers,  c)  Er- 
öffnung der  Erbschaft  (immer  nur  für  die  Gesammtheit  des  Ver- 
mögens) geschieht  am  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers,  mag  nun  das 
dortige  Becht  zur  Anwendung  kommen  oder  das  heimathliche  letzt- 
i^llig  angerufen  bezw.  nach  seineu  Bestimmungen  letztwillig  verfügt 
worden  sein. 

2.  Die  Zuweisung  der  Beurtheilung  der  Statusverhältnisse 
einer  Person  an  das  Heimathsrecht  hat  ihren  Grund  in  dem  engen 
Zusammenhang,  der  zwischen  dem  Status  einer  Person  und  ihrem 
Bürgerrecht  besteht.     Wir  haben  es  hier  mit  Einrichtungen  öffentlich- 

Zeitsehrlft  f.  intern.  Privat-  u.  Strafireoht  etc.,  Band  II.  3]^ 
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rechtlicher  Natur  zu  thun^  die  in  ihren  rechtlichen  Wirkungen  die 
Gemeinde-  und  Kantonsangehörigkeit  berühren.  Deshalb  wird  z.  B. 
auch  die  Vaterschaftsklage ;  soweit  sie  nicht  auf  Anerkennung  des 
StatuS;  sondern  nur  auf  Alimente  gerichtet  ist,  Tom  Bundesgesetz  nicht 
betroffen^  imd  ist  nach  dem  Becht  des  Kantons  zu  beurtheilen,  in  dem 
der  Beklagte  wohnt. 

3.  Beim  ehelichen  Güterrecht  wird  zwischen  der  inneren  nnd  der 
äusseren  Seite  unterschieden.  Nach  Innen,  d.  h.  im  VerhältoiBs  der 
Ehegatten  untereinander,  ist  massgebend  das  Recht  des  Kantons^  m 
dem  die  Ehe  ihren  ersten  Sitz  hatte.  Dies  Güterrecht  bleibt,  aoch 
wenn  die  Ehe  nachher  ihren  Sitz  ändert,  die  Eheleute  in  einen  anderai 
Kanton  oder  ins  Ausland  ziehen.  Das  Güterrecht  ist  unwandelbar. 
Aber  die  Eheleute  sind  berechtigt,  in  solchem  Falle  (Wohnsitzwechsel)  ilir 
RechtSTorhältniss  unter  sich  dem  Recht  des  neuen  Wohnsitzes  zu  unter- 
stellen. Dazu  gehört  a)  vertragliche  Uebereinkunft  und  b)  Zustimmung 
der  Behörde  des  Wohnsitzes,  deren  Kognition  den  Zweck  hat,  dainbv 
zu  wachen,  dass  kein  Zwang,  keine  Täuschung  der  Frau  unterlSnfi. 
Wird  in  der  Weise  geändert,  so  ist  die  Wirkung  die,  wie  wenn  von 
Anfang  an  nur  dies  Güterrecht  für  die  Beiden  gegolten  hätte.  Also  Rück- 
wirkung des  Rechtsakts  auf  den  Zeitpunkt  der  Ehescliliessung,  um  dk 
Einheit  des  Güterrechts  wieder  herzustellen.  Alle  Wirkungen  des  bis- 
herigen Güterrechts  auf  das  gegenseitige  YerhältniBS  sind  dann  ausge- 
löscht. So  nach  Innen.  Nach  Aussen,  d.  h.  gegenüber  dritten  Pe^ 
sonen  (Konkursgläubigem,  Pfandgläubigern),  gilt  beim  Wohnsitzwecbd 
der  Ehegatten  immer  das  neue  Wohnsitzrecht;  das  Güterredit  ist 
wandelbar.  Vorbehalten  bleiben  die  an  einem  ehelichen  Wohnsitz 
„durch  besonderes  Rechtsgeschäft^  erworbenen  Rechte  Dritter.  Wer 
z.  B.  am  früheren  Wohnort,  wo  es  gesetzlich  zulässig  war,  während 
dies  am  späteren  Sitz  der  Ehe  rechtlich  nicht  möglich  gewesen  wire» 
Bürgschaften  der  Frau,  Pfandrechte  an  ihrem  Eigenthmn  oder  eine 
Mitschuldnerschaft  neben  dem  Ehemanne  erlangt  hat,  behält  diese 
Rechte  auch  am  neuen  Wohnsitz.  Dies  die  Lösung  der  Frage 
der  Wandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  durch  den  schweiie- 
rischen  Gesetzgeber.  Er  hat  dem  öffentlichen  Kredit,  den  Interessen 
des  geschäfttreibenden  Publikums  ausgiebig  Rechnimg  tragen  zu  mfissen 
geglaubt^),  fast  etwas  auf  Kosten  der  Sicherheit  der  Interessen  der 
Ehefrau.  Doch  hat  diese  ja  den  Schutz  der  quasivormundschaftlicheo 
Mitwirkimg  der  Behörde  bei  Abgabe  ihrer  Erklärung  über  die  Aende- 
nmg  des  früheren  Güterrechts,  und  ohne  ihre  Erklärung  bleibt  d» 
letztere  wie  es  ist.  Im  Weiteren  liegt  der  Entscheid,  wie  ihn  hier  der 
Gesetzgeber   getroffen   hat,    einigermassen  im  Zuge  der  Zeit.     Es  i^ 


2)  Pessimistische  Ansichten  über  die  Nachtheile,  welche  durch  Domisil- 
wechsel  für  die  Gläubiger  entstehen,  die  dem  Ehemann  in  Bern  kredhirsi 
und  im  Waadtland  liquidiren  müssen,  bei  K,  O,  Koenig,  das  Gesetx  fiber 
die  zivilrechtlichen  Verh.  d.  N.  u.  A.    S.  60.     Basel,  Detloff,  1889. 
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kein  anderer  Eechtsgedanke  als  der,  welcher  das  ganze  moderne  Ver- 
kehrsrecht beherrscht.  Wir  finden  ihn  schon  im  schweizerischen 
Obligatiouenrecht  (Uebergang  des  Eigenthums  an  Mobilien,  O.  205 
und  206,  Bestellung  des  Faustpfands  durch  Nichtberechtigte  gegenüber 
dem  gutgläubigen  Empfllnger,  O.  213),  nicht  minder  im  Bundes- 
gesetz Über  die  Handlungsfllhigkeit  (Art  10:  die  persönliche  Hand- 
lungsfähigkeit der  Ausländer  richtet  sich  nach  dem  Kecht  des  Staates, 
dem  sie  angehören.  Wenn  jedoch  ein  nach  dem  Becht  seines  Landes 
nicht  handlungsfähiger  Ausländer  in  der  Schweiz  Verbindlichkeiten 
eingeht,  so  wird  er  verpflichtet,  sofern  er  nach  schweizerischem 
Rechte  handlungsfähig  wäre). 

Kann  auf  diese  Weise  auch  ein  am  früheren  Wohnsitz  durch 
Vertrag  begründetes  eheliches  Güterrecht  abgeändert  werden?  Da  die 
Eheleute  nach  Art.  20  ihr  Güterrecht  ^dem  Becht  des  neuen  Wohn- 
sitzes unterstellen  können",  so  kommt  es  auf  den  Inhalt  dieses  Bechts 
an.  Es  gibt  Kantone,  welche  güterrechtliche  Verträge  gar  nicht 
kennen,  z.  6.  Glarus.  Da  würde  die  abgegebene  Erklärung  der  Ehe- 
gatten wohl  die  Wirkung  der  Aufhebung  des  Vertrages  haben,  aber 
nur  das  gesetzliche  Güterrecht  des  Kantons  Glarus  könnte  an  die 
Stelle  treten. 

4.  Ein  wichtiges  und  sehr  umfangreiches  Bechtsgebiet  vereinigt 
sich  unter  dem  Titel  der  Handlungsfähigkeit  der  Frau  während 
der  Ehe.  Es  gehört  hieher:  Die  VerfÜgungsbefugniss  Über  vorbe- 
haltenes Gut  und  die  Verpflichtungsfähigkeit  in  Bezug  auf  solches, 
Verwaltungs-  und  Veräusserungsbefugniss  am  Paraphernalgut  im 
Dotalsystem,  Annahme  von  Erbschaften  und  Schenkungen,  Veräus- 
serung  und  Verpfändung  von  Liegenschaften,  selbständige  Verpflich- 
tungen gegenüber  Dritten,  Verpflichtung  des  Ehemanns  durch  Bechts- 
geschäft  der  Frau,  Interzessionen  zu  Gunsten  des  Ehemanns  oder 
zu  Gunsten  von  Drittpersonen,  Nachgangserklärungen  in  Hypothekar- 
geschäften des  Ehemanns,  Bechtsgeschäfte  mit  dem  Ehemann  bei  ob- 
waltender Interessenkollision  überhaupt,  wie  namentlich  Ehe-  und 
Erbverträge,  Verhandlung  vor  Gfericht,  Geltendmachung  der  gesetz- 
lichen Sicherungsmittel  ftir  das  Frauengut,  Verwaltung  des  heraus- 
erhaltenen Frauenguts  infolge  Aufhebung  des  bisherigen  Güterrechts 
durch  Konkurs,  gerichtliche  Gütertrennung  oder  Trennung  von  Tisch 
und  Bett,  Handlungsfähigkeit  bei  eingetretener  Bevormundung  des 
Mannes  u.  s.  w.  —  Die  kantonalen  Gesetze  ordnen  diese  Verhält- 
nisse in  sehr  verschiedener  Weise.  Es  gibt  Kantone,  welche  der  Frau 
in  Bezug  auf  das  vorbehaltene  Gut  vollständige  Verfügungsfreiheit 
gewähren  und  im  Konkurs  des  Ehemanns  die  Frau  ganz  eigenen 
Bechts  sein  lassen,  mit  Bevormundung  des  Ehemanns.  Andere  be- 
stellen der  Frau  einen  Vormund,  wenn  der  Mann  in  Konkurs  fällt  oder 
selbst  unter  Vormundschaft  geräth.  Meist  wird  der  Frau  ein  Beistand 
bestellt,  verbunden  mit  einer  Autorisation  der  Vormundschaftsbehörde 
oder  des  Gerichts    bei   Rechtsgeschäften   mit    dem  Ehemann   und    bei 
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Interessenkollisiou  überhaupt.  Liegen  weder  KoUisionsfölle  vor^  noch 
eine  Minderung  des  eheherrlichen  Schutz  Verhältnisses  infolge  Konkurses 
oder  Bevogtigung,  so  wird  in  der  Kegel  die  Zustimmung  des  Eh^ 
manns  zu  den  Rechtsgeschäften  der  Frau  verlangt.  —  Für  alle  diese 
Verhältnisse  soll  nun  das  Wohnsitzrecht  massgebend  sein.  Das  ist 
eine  Konsequenz  der  vom  schweizerischen  Gresetzgeber  angenommeDeii 
Wandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts. 

5.  Das  Elternrecht  erfordert  die  Ausnahme  nicht,  znnuJ  bei 
Berathung  des  Gesetzes  das  Vormundschaffcswesen  dem  Wohnsitzrecht 
unterstellt  wurde  und  die  natürliche  Vormundschaft  des  Vaters  leicbt 
durch  Tod  in  die  obrigkeitliche  übergeht.  Anders  bei  der  ünter- 
stützungsp flicht  zwischen  Eltern  und  Kindern  imd  demzufolge  auch 
bei  derjenigen  zwischen  weiteren  Verwandten.  Das  HeimaÜisrecIit 
des  Unterstützungspflichtigeu,  der  um  die  Unterstützung  angesprochen 
wird,  soU  hier  massgebend  sein,  weil  in  den  meisten  Schweizerkan- 
tonen hinter  dem  unterstützungspflichtigen  Verwandten  die  Heimaths- 
gemeinde  subsidiär  einzutreten  hat  (Bluntschli,  Staats-  imd  Rechts^ 
geschichte  d.  St.  und  L.  Zürich  II.  S.  221  Ziff.  3).  üeber  die 
Unterstützungspflicht  in  den  K^ntouen  s.  Huber,  System  und  Greschicbte 
des  Schweiz.  Privatrechts,  I.   182  Ziff.  2. 

Mit  den  Befugnissen  der  Minderjährigen  gegenüber  den 
Inhabern  der  elterlichen  und  vormundschaftlichen  Gewalt  sind  gemeint 
das  Kecht  der  Berufs-  und  Konfessionswahl,  das  Mündigkeitsaher,  du 
Mitspracherecht  bei  wichtigeren  Dispositionen  über  das  Vermögen  und 
die  Person,  Mass  und  Um&ng  der  freien  Verfligung  über  Vermögen 
u.  s.  w.  Das  soll  unter  demjenigen  Recht  stehen,  welches  für  die 
elterliche  und,  wenn  es  sich  um  einen  Bevormundeten  handelt,  für  die 
vormundschaftliche  Gewalt  gilt.  Für  diese  gilt,  wie  wir  weiter  miten 
sehen  werden,  das  Wohnsitzrecht;  es  kann  aber  auch  das  Heimatbs- 
recht  sein,  wenn  die  Vormundschaft  an  die  Heimathbehörden  abgetreten 
wird  und  im  Heimathskanton  ihren  Sitz  erhält. 

6.  Das  Becht  des  Kantons,  in  welchem  der  Bevormundete  oder 
zu  Bevormundende  seinen  Wohnsitz  hat,  soll  gelten  als  Vormnnd- 
schaftsrecht  (Art.  10).  Und  als  sein  Wohnsitz  wird  angenommen 
derjenige  der  Vormundschaftsbehörde  (Art.  4);  letzteres,  um  für  aDe 
Fälle  des  wochselvollen  Lebens  einen  festen  Bechtszustand  zu  schaffen. 
Doch  wird  dem  Heimathskanton  ein  Einfluss  gestattet.  £r  hat  das  fiecbt 
a)  unau%efordert  Anzeige  von  der  Vormundschaftsbehörde  des  Wohn- 
sitzes zu  erhalten  über  Verhängung  und  Wiederaufhebung  der  Var- 
mimdschaft  und  über  Domizilwechsel  des  Vögtlings,  b)  Auskunft  zu  rer 
langen  über  persönliche  und  Ökonomische  Verhältnisse,  c)  dass  seine 
Weisungen  über  die  religiöse  Erziehung  des  Vögtlings  eingeholt  mid 
befolgt  werden,  nach  Massgabe  einer  bezüglichen  Bestinmmng  der 
Bundesverfassung  (Art.  49  Abs.  3),  d)  Recht,  Antrag  auf  Bevor- 
mundung eines  ausserhalb  des  Heimathskantons  wohnenden  Büi^rs  lo 
stellen,  immerhin  nur  auf  Grund  des  massgebenden  Kechts^  d.  i.  seines 
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Wohnsitzes;  e)  Recht^  die  Abtretung  der  Vormundschaft  zu  verlangen, 
a)  wenn  die  Behörden  des  Wohnsitzes  das  unter  c.  erwähnte  Recht 
beeinträchtigen,  ß)  die  Interessen  des  Vögtlings  oder  der  Heimaths- 
gemeinde  gefilhrdet  werden,  mit  oder  ohne  Schuld  der  Behörde  des 
Wohnsitzes,  wobei  (wie  übrigens  auch  bei  lit.  d)  letztinstanzlich 
das  Bundesgericht  entscheidet.  Beiläufig  ist  eine  Folge  der  Abtretung 
dann  auch  der  Wechsel  des  Wohnsitzes  des  Vögtlings  und  damit  des 
Wohnsitzrechts;  das  Heimathsrecht  wird  dann  Wohnsitzrecht. 

Leitender  Gedanke  dieser  Ausscheidung:  Die  Wohnsitzbehörden  kön- 
nen wegen  der  Nähe  in  der  Regel  besser  für  die  Person  und  das  Vermögen 
eines  Bevormundeten  sorgen  als  die  entfernten  Heimathsbeh Orden ;  sie 
kennen  sich  auch  in  ihren  Gesetzen  besser  aus  als  in  fremden.  Da- 
gegen soll  die  Heimath sgemeinde,  weil  subsidiär  unters ttitzungspflichtig  im 
Verarmungsfalle,  wissen,  was  vorgeht,  und  im  NothfiEdl  die  Vormundschaft 
selbst  fuhren.  Nie  aber  sollen  zwei  Vormundschaften  existiren.  Sodann 
spielt  die  Furcht  vor  Proselitenmacherei  hier  mit  hinein.  Die  Schweiz 
ist  ein  ausgeprägt  konfessionelles  Land,  und  das  Gefühl  ist  in  ihrer 
Bevölkerung  überall  noch  lebendig,  mehrere  Reformatoren  hervorge- 
bracht zu  haben. 

7.  Bei  der  Jahrgebung  (Volljährigkeitserklärung)  handelt  es 
sich  um  das  erforderliche  Alter,  die  näheren  Formen  und  Voraus- 
setzimgen.  Alle  Kantone  haben  das  Institut  jetzt,  und  die  Verhält- 
nisse weichen  nicht  sehr  von  einander  ab.  Massgebendes  Recht  und 
zuständiges  Gericht  soll  nun  sein  dasjenige,  welches  für  die  elterliche 
und  vormundschaftliche  Gewalt  massgebend  ist.  Geht  die  Jahrgebung 
ans  von  dem  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt,  so  richtet  sie  sich  nach 
dem  Wohnsitzrecht.  Ebenso  regelmässig,  wenn  sie  vom  Vormund  an- 
begehrt wird.  Wenn  die  Vormundschaft  aber  von  der  Heimathsbe- 
hörde  ausgeübt  wird,  was  infolge  Abtretung  möglich  ist  (Ziff.  6),  so 
greift  das  heimathliche  Recht  und  die  heimathliche  Gerichtsbarkeit  Platz. 

B.  Die  Testirfähigkeit  tritt  in  den  Kantonen  ein  mit  dem 
16.,  17.,  18.  und  20.  Altersjahre.  Manche  Kantone  verlangen  noch 
andere  Requisiten,  z.  B.  behördliche  oder  vormundschaftliche  Mit- 
wirkung; Zürich  verlangt  Zustimmimg  der  Vormund schaftsbehörde  beim 
erklärten  Verschwender,  Tessin  erklärt  den  Taubstummgeborenen  für 
testirunfähig  u.  s.  w.  (hierüber  Näheres  bei  Huber  a.  a.  0.  11.  159). 
Massgebend  soll  sein  das  Wohnsitzrecht,  und  zwar  dasjenige  zur  Zeit 
der  Errichtung  des  Testaments  oder  Erbvertrags. 

ni.  Alles  Gesagte  bezieht  sich  auf  Schweizer  in  der  Schweiz, 
auf  die,  welche  nicht  im  Heimathskanton,  sondern  in  einem  anderen, 
im  sogenannten  Niederlassungs-  bezw.  Aufenthaltskanton  wohnen. 
Für  die  Schweizer  im  Auslande  gelten  in  Hinsicht  auf  die  Fest- 
stellung des  für  ihre  personen-,  familien-  und  erbrechtlichen  Vor- 
hältnisse massgebenden  Rechts  folgende  Grundsätze. 

Ini  Allgemeinen.  1)  In  erster  Linie  sind  allfällige  Staats- 
verträge massgebend.     2)  Wenn  kein  Staatsvertrag  da  ist  oder  einer 
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da  ist;  aber  keine  massgebenden  Bestimmungen  enthält,  gelten  die 
auswärtigen  Landesgesetze,  sofern  sie  sich  für  die  Schweizer  in 
diesen  BechtsverhlÜtnissen  als  verbindlich  erklären.  3)  Wenn  keine 
solche  Bestimmungen  in  den  Landesgesetzen  sind,  gilt  Recht  und  Ge- 
richtsstand  des  Heimathskantons.  4)  Ziff.  2  zessirt  zu  Gunsten 
von  Ziff.  3,  wenn  der  betreffende  Schweizer  Liegenschaften  in  der 
Schweiz  hat  und  die  Anwendung  des  ausländischen  Rechts  sich  auf 
diese  erstrecken  würde,  z.  B.  bei  der  Erbfolge  in  Liegenschaften,  bei 
der  Frage  der  vormimdschafÜichen  Verwaltung  und  Verfügung,  nicht 
dagegen')  für  die  mit  dem  ehelichen  Güterrecht  zusammenhängenden 
Fragen. 

Für  das  eheliche  Güterrecht  ist  zu  bemerken:  1)  Wenn 
schweizerische  Ehegatten  aus  der  Schweiz  ins  Ausland  übersiedeln^  so 
ist  es  das  am  früheren  Wohnsitz  geltende,  das  sie  mitbringen;  also  das 
am  ersten  Wohnsitz  oder  das  an  einem  späteren  Wohnsitz  durch  Ab- 
gabe einer  Erklärung  begründete.  Für  diese  Schweizer  im  Auslande 
gilt  also,  wenn  nicht  Staatsverträge  oder  verbindliche  auswärtige  Ge- 
setze hindernd  im  Wege  stehen,  kantonales  Recht,  jedoch  nicht  ohne 
Weiteres  das  heimathliche  Güterrecht.  Vorstehende  Ziff.  3  setzt  eben 
im  Ausland  geschlossene  Ehen  voraus.  —  2)  Wenn  schweizerische 
Ehegatten  umgekehrt  vom  Auslande  her  in  die  Schweiz  übersiedeln, 
so  ist  es  das  im  Auslande  entstandene  Güterrecht,  das  sie  mitbringen 
(Ziff.  1,  2  oder  3),  d.  h.  das  auswärtige  oder  heimathliche.  In  der 
Schweiz  angelangt  sind  sie  nicht  schlechteren  Rechtens  wie  andere 
schweizerische  Ehegatten.  Sie  können  daher  selbstverständlich  auch 
von  Art.  20  Gebrauch  machen  und  durch  Abgabe  einer  Erklärung 
das  mitgebrachte  Güterrecht  gegen  dasjenige  des  neuen  Wohnsitzes  ver- 
tauschen. Ebenso  kommt  für  sie  die  für  alle  Eheleute  in  der  Schweiz 
geltende  Bestimmung  zur  Anwendung,  dass  nach  Aussen  (gegenüber 
den  Gläubigern)  das  Güterrecht  des  jeweiligen  Wohnsitzes  gilt.  — 
3)  Wenn  sie  endlich  im  Auslande  die  Ehe  schliessen  und  im  Aus- 
lande bleiben,  so  ist  für  ihr  Güterrecht,  wenn  nicht  Staatsverträge 
oder  verbindliche  anderwärtige  Gesetze  hindernd  im  Wege  steh^ 
kantonales  heimathliches  Recht  (das  Recht  des  Kantons,  dem  die  Elhe- 
leute  als  Bürger  angehören)  massgebend;  das  folgt  aus  Ziffer  3  oben 
und  daraus,  dass  es  hier  weder  einen  ersten  noch  einen  späteren  ehe- 
lichen Wohnsitz  in  der  Schweiz  und  deshalb  auch  kein  kantonales 
Wohnsitzrecht  geben  kann. 

Für  das  Vormund  Schafts  wesen  sind  zwei  Eventualitäten  noch 
speziell  bemerkenswerth:  1)  Bei  der  üebersiedelung  eines  bevor- 
mundeten Schweizers  ins  Ausland  kann  im  Fall  von  Ziff.  3  nicht 
ohne  Weiteres  Recht  und  Gerichtstand  des  Heimathskantons  Platz 
greifen,  wie  man  nach  Obigem  meinen  sollte,  sondern  die  bestehende 
Vormundschaft   wird  von   der    bisherigen  Vormundschaftsbehörde   fbrt- 


3)  Vgl.  V.  Salis  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  11  S.  364. 
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gesetzt  9  solange  der  Grund  der  Bevormundung  fortbesteht^  und  dies 
gescliielit  nach  dem  Wohnsitzrecht  und  nur  im  Fall  der  Abtretung  nach 
dem  Heimathsrecht  Im  Fernem  muss  auch  bei  der  Vormundschaft 
über  im  Auslande  weilende  Yögtlinge  das  Becht  der  Heimathsbehörde, 
Abtretung  der  Vormundschaft  nach  Art.  15  von  der  neuen  Wohnsitz- 
behörde verlangen  zu  können  ^  anerkannt  werden.  Ja^  der  Fall  wird 
gerade  hier  leicht  praktisch  werden,  weil  die  Vormundschaftsbehörde 
des  alten  Wohnsitzes  jetzt  weniger  gut  in  der  Lage  ist,  ftir  den  Vogt- 
ling  und  seine  ökonomischen  Interessen  sorgen  zu  können^  als  da  dieser 
noch  unter  ihren  Augen  wohnte ;  zumal  die  Unterstützungspflicht  nicht 
bei  ihr,  sondern  bei  der  Heimathsbehörde  ist.  —  2)  Bei  landesab- 
wesenden oder  auswandernden  Schweizern,  die  bevormundet  werden 
sollen,  ist  ebenfalls  nach  Ziff.  3  der  allgemeinen  Bemerkimg  zu  ver- 
fahren, wenn  schon  es  ungewiss  ist,  ob  sie  sich  zur  Zeit  unter  einer 
Landeshoheit  befinden  und  unter  welcher.  Es  haben  also  auch  bei 
diesen  Personen  die  Behörden  des  Heimathskantons  zu  handeln  und  die 
Vormundschaft  zu  bestellen. 

IV.  Drei  Schlussartikel  behandeln  die  Ausländer  in  der 
Schweiz.  Deren  gibt  es  bekanntlich  verhältnissmässig  viele,  nament- 
lich in  gewissen  Kantonen,  wie  Genf  (38  ^/q  der  Gesammteinwohner- 
schaft),  Baselstadt  (M^Iq\  Neuenburg  {20^1^),  Tessin  {lb^lo\  Zürich 
(10®/q),  St.  Gallen  (,8®/^^).  In  erster  Linie  müssen  selbstredend  vor- 
handene Staatsvertrfige  massgebend  sein.  So  z.  B.  derjenige  mit 
Frankreich  vom  Jahre  1869,  welcher  die  Franzosen  in  der  Schweiz 
in  Vormundschaft  und  Erbrecht  unter  französisches  Becht  und  fran- 
zösischen Richter  stellt,  vorbehaltlich  Liegenschaften,  für  die  die  Gesetze 
der  belegenen  Sache  Anwendung  finden  sollen;  derjenige  mit  Italien 
vom  Jahre  1868,  der  die  Italiener  in  der  Schweiz  im  Erbrecht  unter 
italienisches  Kecht  stellt,  ohne  Liegenschaften  auszunehmen;  der  Ver- 
trag mit  Nordamerika  vom  Jahre  1850  und  mit  Baden  vom  Jahre 
1856,  welche  bei  Erbstreitigkeiten  für  das  Becht  und  den  Richter  auf 
dasjenige  Land  abstellen,  in  dem  das  Eigenthum  liegt  u.  s.  w.  —  In 
zweiter  Linie,  d.  h.  wenn  keine  massgebenden  Bestimmungen  aus 
Staatsverträgen  sich  darbieten,  sollen  die  Vorschriften  des  Bundesge- 
setzes auf  die  Ausländer  in  der  Schweiz  ,, entsprechende  Anwendung" 
finden :  Der  Status  des  Preussen,  des  Oesterreichers  u.  s.  w.  wird  nach 
preussischem,  österreichischem  Becht  beurtheilt  und  bleibt  dem  dortigen 
Richter  vorbehalten,  ebenso  ist  dem  Preussen,  Oesterreicher  etc.  in  der 
Schweiz  das  Becht  gewahrt,  seine  Erbfolge  testamentarisch  nach  hei- 
mathlichem  Becht  und  den  dortigen  Pflichttheilsbestimmungen  gemäss 
zu  ordnen.  Ebenso  steht  seine  in  einem  Schweizerkanton  geschlossene 
Ehe,  wie  die  des  Schweizers,  unter  dem  Güterrecht  d,es  ersten  Wohn- 
sitzes und  kann  dieses  Güterrecht  beim  Verlegen  des  Wohnsitzes  in 
einen  andern  Kanton  durch  Abgabe  der  gesetzlichen  Erklärung  ge- 
ändert werden,  während  Dritten  gegenüber,  wie  bei  der  schweizerischen 
Ehe,    das  Güterrecht  des  jeweiligen  Wohnsitzkantons   massgebend  ist. 
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Die  Vormundschaft  der  minderjährigen  Kinder  des  Fremden  wird  von 
der  schweizerischen  Behörde  des  Wohnsitzkantons  nach  dem  Becht 
des  letzteren  angeordnet,  kann  aber  auf  Verlangen  des  Heimathslandes 
an  dieses  abgetreten  werden.  Allerdings  ohne  das  Prozedere,  das  für 
den  Verkehr  zwischen  Kantonen  im  Bundesgesetz  (Art.  16)  festgesetzt 
und  mit  gerichtlichem  Schutz  versehen  ist,  dafür  aber  nur  unter  der 
Bedingung^  dass  der  auswärtige  Staat  ein  solcher  ist;  der  „Gregenrecht 
hält"  (Art.  33). 


t  Prof.  Dr  K.  G.  König. 

Karl  Gustav  König  war  geboren  1828  als  Sohn  des  Pfarrers 
Rudolf  König  in  Radelfingen,  Kanton  Bern,  und  gehörte  einer  seit 
alter  Zeit  in  Bern  verbürgerten  Familie  an.  Schon  als  Schüler  des 
Berner  Gymnasiums  zeichnete  er  sich  durch  seinen  Eifer  für  die  alten 
Sprachen  aus,  las  zu  seinem  Vergnügen  die  EJassiker  und  lernte 
ganze  Stücke  aus  römischen  und  griechischen  Schriftstellern  auswendig, 
die  er  dann  in  der  Dorfkirche  seines  Vaters  deklamirte,  wenn  er  die 
Ferien  im  elterlichen  Pfarrhaus  zubrachte. 

Auf  den  Universitäten  Bern,  Heidelberg  und  München  lag  er  den 
juristischen  Studien  ob  und  wurde  an  letzterem  Orte  namentlich  mit 
Bltmischli  näher  bekannt,  der  ihn  zu  literarischen  Arbeiten  heranzog. 
In  Bern  bestand  er  1854  das  Staatsexamen  als  Fürsprecher  und  er- 
hielt bald  darauf  die   Stelle  eines   Kammerschreibers   am   Obergericht. 

Der  Staatsdienst  konnte  ihm  aber  auf  die  Länge  nicht  behagen, 
und  bald  wandte  er  sich  der  Anwaltspraxis  zu,  die  er  bis  zum  Jahre 
1871  mit  grossem  Erfolg  betrieb.  Gleichzeitig  war  er  aber  literarisch  thätig, 
wie  die  zahlreichen  kürzeren  und  längeren  Abhandlungen  in  der  r^^^^' 
Schrift  für  vaterländisches  Recht ^  beweisen;  in  die  erste  Zeit  dieses 
Schaffens  fällt  auch  ein  bemerkenswerther  Nekrolog  des  im  Jahre  1854 
verstorbenen  Staatsrechtslehrers  K.  L,  v.  HaMer  in  der  von  BhmtscJiU 
u.  a.  herausgegebenen  ^Kritischen  Ueberschau^^,  Jahrg.  1855.  Anlässlich 
seiner  Praxis  kam  König  in  die  Lage,  sich  speziell  mit  dem  Rechte 
Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  zu  befassen,  knüpfte  dort 
literarische  Beziehimgen  an  und  wurde  bald  als  einer  der  in  jenen 
Gresetzgebungen  am  meisten  bewanderten  Juristen  bekannt.  Die  in 
Bern  akkreditirten  fremden  Gesandten  wählten  ihn  zum  Rechtskon- 
sulenten; er  wurde  mehrmals  veranlasst,  nach  England  zu  reisen,  und 
einmal  sogar  vom  russischen  Reichskanzler  nach  Petersburg  berufen. 
Nach  dem  Tode  Leit&nbergers  ward  ihm  dessen  Lehrstuhl  des  vater- 
ländischen Rechts  an  unserer  Hochschule  zutheil,  und  nun  konnte  er 
ungestört  seinen  wissenschaftlichen  Neigungen  leben.  Während  der 
60er  Jahre  war  er  eine  Zeit  lang  auch  Mitglied  des  Grossen  Rathes 
und  vertrat  den  Kanton  Bern  als  Ständerath  in  der  Bundesversamm- 
lung.    Allein  sein  Karakter  war  für  die  Winkelzüge  der  Politik  nicht 
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geschaffen;  unbeugsam  und  sogar  schroff  verfolgte  er  das  Yon  ihm 
als  richtig  erkannte  Ziel;  Popularität  im  gewöhnlichen  Sinne  des 
Wortes  zu  suchen  und  zu  schätzen^  lag  ihm  fern.  So  hat  er  denn 
auch  in  der  Frage  der  schweizerischen  Kechtseinheit  stets  den  Stand- 
punkt vertreten^  dass  in  erster  Linie  eine  eiaheitliche  Gerichtsorgani- 
sation und  ein  eidgenössischer  Prozess  geschaffen  werden  müssen^  be- 
vor an  die  Zentralisation  auf  den  anderen  Gebieten  der  Justizpflege 
zu  denken  sei;  sehr  mit  Unrecht  ist  er  daher  als  Gegner  der  Rechts- 
einheit dargestellt  worden. 

Auf  dem  Gebiete  schweizerischer  Rechtswissenschaft  und  der  hei- 
mischen legislativen  Reformbestrebungen  ward  er  namentlich  thätig 
als  Mitglied  des  schweizerischen  Juristenvereins,  dessen  Reorganisation 
er  veranlasste  und  als  dessen  Präsident  er  mit  Auszeichnung  gewirkt 
hat.  Seine  wissenschaftliche  Thätigkeit  wurde  aber  auch  in  weiten 
ELreisen  des  Auslandes  anerkannt,  was  ihm  die  Berufung  zum  Mitgliede 
des  Institut  de  droit  international  eintrug;  in  dieser  gelehrten  Körper- 
schaft genoss  er  hohes  Ansehen  und  verfocht  seine  Thesen  mit  Erfolg 
in  deren  Versammlungen. 

Als  Delegirter  der  schweizer  Universitäten  wohnte  er  dem  Jubiläum 
der  Universität  Upsala  bei,  wo  ihm  der  juristische  Doktorhut  zutheil 
wurde,  welchem  der  philosophische  vorhergegangen  war,  den  ihm  die 
Berner  Fakultät  als  Anerkennung  seiner  philologischen  Gelehrsamkeit 
und  seiner  Verdienste  um  die  Berner  Geschichte  darbrachte. 

Königs  literarische  Thätigkeit  schloss  sich  anfangs  enger  an  die 
akademische  an,  und  wir  verdanken  derselben  seinen  ausgiebigen 
Kommentar  zum  Berner  Zivilgesetzbuch  und  zahlreiche  Abhandlungen 
in  der  von  1871  bis  1881  von  ihm  herausgegebenen  ,. Zeitschrift  des 
bemischen  Juristen  Vereins  ^^,  wo  er  mit  aller  Kraft;  und  mit  Erfolg  für 
eine  wissenschaftliche  Rechtsprechung  kämpfte.  Dann  lieferte  er  für 
das  grosse  Sammelwerk  Endemanns  über  Handelsrecht  eine  Darstellung 
des  Versicherungsrechts,  wo  er  seine  Kenntniss  der  ausländischen 
Literatur  und  Gesetzgebung  in  reichem  Masse  verwerthen  konnte. 
In  den  letzten  Jahren  war  er  der  berufene  und  hochgeschätzte  Rezen- 
sent der  in  Frankreich,  England  und  Amerika  über  die  verschiedensten 
Rechtsmaterien  erscheinenden  Werke,  und  seine  Besprechungen  er- 
schienen in  einer  grösseren  Zahl  der  angesehensten  deutschen  Zeit- 
schriften. 

Bei  dieser  wahrhaft  riesenmässigen  Thätigkeit  wurde  der  Ver- 
storbene keineswegs  gleichgültig  für  die  zunächst  liegenden  Dinge. 
Für  die  lokalen  und  vaterländischen  Angelegenheiten,  namentlich  für 
die  Förderung  wissenschaftlicher  Bestrebungen  in  seiner  Heimathstadt 
bethätigte  er  warmes  Interesse  und  war  ein  stets  mit  Interesse  gehörter 
Redner  in  öffentlichen  Versammlimgen.  Wo  immer  es  sich  um  Be- 
kämpfung verrosteter  und  veralteter  Anschauungen  und  um  Anbahnimg 
wahren  Fortschritts  handelte,  war  König  auf  dem  Platze;   der  Libe- 
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ralismus  der  Phrase  dagegen  und  jede  auf  Rechtsbruch  ausgehende 
Bestrebung  fand  in  ihm  einen  furchtlosen  und  erbitterten  Feind;  sein 
enormes  Wissen  und  seine  scharfgespitzte  Rede-  und  Schreibweise 
machten  ihn  zu  einem  gefthrlichen  Gegner. 

Mit  König  schied  wohl  der  gelehrteste  Mann,  den  Bern  seit  dem 
grossen  Haller  besessen;  denn  seine  Kenntnisse  erstreckten  sich  weit 
über  das  Gebiet  der  Jurisprudenz  hinaus;  in  alter  und  moderner 
Sprachwissenschaft,  Geschichte  und  schöner  Literatur  war  er  vollständig 
zu  Hause,  und  stets  stand  ihm  das  Erlernte  und  Grelesene  mit  be- 
wundemswerther  Baschheit  zu  Gebote.  Mit  Staunen  hörte  man  ihn 
z.  B.  von  den  Einzelheiten  des  deutsch-französischen  Elrieges  berichten, 
den  er  in  dem  Generalstabswerk  genau  verfolgt  hatte.  So  war  er 
denn  vor  Allen  würdig,  bei  der  Säkularfeier  von  HaUers  Tode,  1877, 
ihm  die  Gedächtnissrede  im  Münster  zu  halten.  Von  seinem  seit  firühen 
Jahren  bethätigten  Sammelfleisse  zeugt  die  prächtige  Bibliothek,  die 
die  Räume  seines  Hauses  fiillt  und  die  mit  grösster  Liberalität  dem 
Lehrer,    dem   Studirenden   wie    dem    praktischen  Juristen  offen   stand. 

König  war  ein  glücklicher  Familienvater.  Eine  treue  und  kluge 
Gattin  stand  ihm  seit  34  Jahren  zur  Seite;  von  sieben  Kindern,  fünf 
Söhnen  und  zwei  Töchtern,  die  ihm  erblühten,  trauern  sechs  am  Grabe 
des  liebevollen  Vaters. 

Eine  kraftvolle,  reichbegabte  Natur,  eine  ausserordentliche  Arbeits- 
kraft, ein  wahrer  Patriot  und  treuer  Freund  ist  aus  unserer  Mitte  ge- 
schieden. Eine  schleichende  Krankheit  warf  ihn  im  letzten  Winter 
aufs  Krankenlager,  nachdem  er  mit  äusserster  Anstrengung  seiner 
Kräfte  seine  Vorlesungen  so  lange  als  möglich  fortgesetzt  hatte;  noch 
vor  kurzem  beschäftigte  er  sich  mit  Plänen  zu  neuen  literarischen 
Arbeiten;  da  trat  eine  schlinune  Wendung  ein,  und  er  bestellte  sein 
Haus. 

Er  verschied  am  23.  Mai  Mittags  und  wurde  am  25.  auf  dem 
Schlosshaldenfriedhof  bei  Bern  unter  vollem  akademischen  Prunk  zur 
letzten  Ruhe  gebettet. 

Professor  Mvier  in  Brüssel  sagt  von  diesem  Todesfall,  er  bedeute 
einen  schweren  Schlag  für  die  Schweiz,  für  die  Rechtswissenschaft 
und  besonders  für  das  völkerrechtliche  Institut;  denn  König  sei  einer 
der  besten  Bürger,  einer  der  bedeutendsten  Juristen  und  speziell  eines 
der  ausgezeichnetsten  Mitglieder  des  Instituts  gewesen.  Wir  können 
nicht  anders  als  dies  Urtheil  bestätigen. 

2kerUder,  Prof. 
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Reditsprecliung. 
Deutschland. 

Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Anwendung  fremden  Rechts. 

Aus  einem  ürtheil  des  Hans»  Oberlandesgerichits,  Zivilsenat  III,  vom 
6.  Februar  1892  i.  8.  Julie  Petersen  in  Kopenhagen  gegen  J.  H. 
Schumacher  in  Lübeck  (Bf.  HI  41/91):  i) 

„Ob  das  dem  Kechtsstreit  zum  Grunde  liegende  Kommissions- 
verhältniss  der  Parteien  nach  dem  in  Lübeck  geltenden  Rechte  be- 
urtheilt  werden  muss,  weil  hier  der  Kommissions  vertrag  [der  Parteien] 
abgeschlossen  war,  erscheint  recht  zweifelhaft,  da  Klägerin  in  Kopen- 
hagen wohnhaft  ist  und  hier  die  Einkäufe  für  den  Beklagten  zu  be- 
sorgen hatte.  Muss  hierin  aber  der  Schwerpunkt  der  der  Klägerin 
obliegenden  Vertragserfüllung  gefunden  werden,  so  würde  darauf  das 
dänische  Kecht  anzuwenden  sein.  In  wieweit  dasselbe  von  dem 
deutschen  Rechte  bezüglich  der  hier  in  Frage  stehenden  Vertragsver- 
hältnisse abweicht,  ist  dem  Berufungsgerichte  nicht  bekannt.  Es  wäre 
daher  zunächst  Sache  der  Klägerin  gewesen,  hiefür  die  erforderlichen 
Beweise  anzutreten.  Allerdings  hätte  trotz  dieses  Mangels  das  Gericht 
gemäss  §  265  Z.P.O.  auch  von  Amtswegen  darüber  Erhebungen  an- 
stellen können.  Da  jedoch  Klägerin  selbst  nicht  eine  Abweichung 
des  dänischen  vom  deutschen  Rechte  hinsichtlich  der  Verhältnisse  zwi- 
schen Kommittenten  und  Kommissionär  behauptet  hat  und  angenommen 
werden  darf,  dass  diese  Rechtsmaterie  im  Wesentlichen  nach  den 
gleichen  Grundsätzen  in  allen  europäischen  Kulturstaaten  geregelt  ist, 
so  konnte  von  einer  besonderen  Ermittelung  hierüber  um  so  mehr  ab- 
gesehen werden,  als  schliesslich  doch  hauptsächlich  die  Grundsätze 
über  die  Beweispflicht  für  die  Entscheidung  massgebend  und  diese 
jedenfalls  nach  dem  im  Gebiete  des  Prozessgerichts  geltenden  Rechte 
zu  beurtheilen  sind.^' 

Oemeinrechtlickes  Prinzip  für  Anwendung  des  fremden  Rechts. 
Oertliches  Recht  bei  Vindikation  eines  Inhaierpapieres. 

Urtheil    des    Oberlandesgerichts    in    Rostock    vom    24.    März    1890 
(Mecklenburg.  Zeitschr.  f.  Rechtspflege  und  Rechtswissenschaft  Bd.  11 

S.  34  ff.). 

Der  Fiskus  des  Oberkirchenraths  hatte  im  Jahre  1872  eine  Ob- 
ligation der  grossh.  Mecklenb.  Eisenbahnschuld  durch  Kauf  und  Tra- 


1)  Die  der  Hans.  Gerichtszeitung  entnommenen  Entscheidungen  sind  von 
Herrn  Amtsrichter  Dr.  MitteUtein  in  Hamburg  mitgetheilt. 
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dition  von  dem  Direktor  der  Schweriner  Bank  erworben.  Diese  Obliga- 
tion wurde  dem  Kläger  durch  einen  Unterbeamten  desselben  aus  dem 
Depositenkasten  gestohlen  ^  ist  ohne  seine  Zustimmung  in  andere 
HändO;  zuletzt  in  den  Besitz  des  Beklagten  gelangt^  welcher  das  Papier 
von  einer  Berliner  Bank,  die  am  Prozesse  als  Nebenintervenientm  sicli 
betheiligte,  gekauft  hat.  Kläger  verlangte  Herausgabe  der  Obligation 
vom  Beklagten.  Dieser  und  die  Nebenintervenientin  hatten  Abweisung 
der  Klage  erbeten  und  sich  namentlich  darauf  berufen,  dass  der  Be- 
klagte als  gutgläubiger  Erwerber  auf  Grund  des  Preussischen  All- 
gemeinen Landrechts  bis  zu  dem  Ersätze  des  von  ihm  för  das  Papier 
Grezahlten  zu  dessen  Rück  behaltung  befugt  erscheine.  Das  Landgeridit 
hat  den  Beklagten  unter  Anwendung  des  in  Mecklenburg  geltaiden 
gemeinen  Rechts  zur  Herausgabe  verurtheilt,  das  Oberlandesgericbt 
wies  die  hiegegen  eingelegte  Berufung  zurück. 

Aus  den  Gründen  des  Berufungsurtheils : 

Zutreffend  ist  die  Annahme  des  ersten  Richters,  dass  der  vom 
Beklagten  auf  Grund  des  Preussischen  Landrechts  geltend  gemachte, 
nach  dem  in  Mecklenburg  herrschenden  gemeinen  Recht  nicht  statt- 
hafte Zurückbehaltungsanspruch  um  deswillen  die  unbedingte  Ver- 
urtheilung  des  Beklagten  zur  Herausgabe  nicht  abwenden  kann,  weil 
für  die  Frage,  das  Recht  welches  Orts  massgebend  sei,  das  gemeine 
Recht  als  das  Recht  des  Prozessgerichts  entscheidet,  nach  richtiger 
Auffassung  der  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  über  die  Kollision 
der  Statuten  aber  der  vorliegende  Rechtsstreit  nach  den  Normen  des 
einheimischen  Rechts  beurtheilt  werden  muss. 

Denn  nach  dem  im  Gegensatz  zu  den  persönlichen  Hechten  des 
Mittelalters  im  heutigen  gemeinen  Rechte  geltenden  Prinzipe  der  Terri- 
torialität ist,  wie  das  bei  Bxwhka  \md  Budde  lU  S.  164  (vgl.  V 
S.  266)  abgedruckte  Präjudiz  des  vormaligen  Oberappellationsgerichts 
zu  Rostock  mit  berechtigter  Schärfe  betont,  jeder  Richter  zunächst 
ausschliesslich  an  das  in  seinem  Gerichtsbezirke  geltende  Recht  ge- 
bunden imd  darf  der  Richter  fremdes  Recht  nur  dann  anwenden,  wenn 
dazu  durch  das  einheimische  Recht  eine  besondere  Veranlassung  dar- 
geboten ist,  mag  diese  nun  in  einer  ausdrücklichen  Verweisung  sni 
fremdes  Recht  oder  darin  bestehen,  dass  das  einheimische  Recht  seinem 
Sinne  und  Geiste  nach  auf  den  gegebenen  Fall  nicht  angewendet  sein 
will.  Ein  ausdrücklicher  Hinweis  auf  das  auswärtige  Recht  findet 
sich  für  die  gegenwärtige  Frage  im  gemeinen  Recht  nicht  und  die 
soeben  an  zweiter  Stelle  hervorgehobene  Erwägung  allgemeiner  Nator 
trifft  hier  nicht  zu.  In  dieser  Beziehung  kommt  in  Betracht,  dass 
das  in  Streit  befindliche  Papier  in  Mecklenburg  ausgestellt,  dass  der 
Schuldner  Mecklenburger  und  der  Erfüllungsort  in  Mecklenburg  ge- 
legen ist.  Das  vindizirte  Papier  befindet  sich  im  Lande.  Die  beiden 
Hauptparteien,  der  Vindikant  und  der  Besitzer,  haben  ihren  Wohnsitz 
in  Mecklenburg.  Ersterer  hat  das  Papier  in  Mecklenburg  von  einem 
schon    damals    in    Mecklenburg    domizilirten    Verkäufer    eigenthümlich 
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erworben;  der  mecklenburgisclie  Kläger  ist  noch  jetzt  Eigenthümer  der 
Obligation  und  hat  dieselbe  mit  der  Eigenthumsklage  bei  einem 
mecklenburgischen  Gericht  zurückgefordert.  Beim  Zusammentreffen 
aller  dieser  Umstände,  welche  mit  grosser  Bestimmtheit  auf  die  An- 
wendung des  einheimischen  Rechts  als  die  dem  Sinne  und  Geiste  des- 
selben entsprechende  drängen,  fehlt  es  an  jedem  Grunde,  der  That- 
sache  allein,  dass  Beklagter  das  Papier  im  Herrschaftsgebiete  des 
Prenssischen  Landrechts  erworben  habe,  die  Tragweite  beizulegen,  dass 
das  Preussische  Landrecht  die  Norm  biete.  Vielmehr  muss  mit  dem 
vorigen  Richter  sowie  den  von  ihm  angezogenen  Schriftstellern  und 
Präjudizien  (^Savignyj  System  VIII  §  367  sub  6:  Wächter,  im  Archiv 
für  zivilistische  Praxis  Bd.  25  S.  387,  388;  Windscheid,  Pand.  I  §  35 
sub  2;  BoehJau,  Mecklenburg.  Landrecht  I  S.  464  ff.;  Endemann, 
Handelsrecht  II  §  199  S.  219;  Entscheidungen  des  Reichs- Oberhandels- 
gerichts Bd.  14  Nr.  76),  die,  wenn  auch  aus  theilweise  verschiedener 
Begründung,  im  vorliegenden  Falle  zu  dem  gleichen  Ergebnisse  ge- 
langen, unbedenklich  das  einheimische  Recht  als  das  massgebende 
angesehen  werden.  Auch  erscheint  die  bereits  im  angefochtenen 
Urtheile  erwähnte  abweichende  Ansicht  von  Bar's  (Theorie  und  Praxis 
des  intern.  Privatrechts  I  §  236,  633,  besonders  auch  Nr.  25)  und 
Siohhe's  (Deutsches  Privatrecht  I  §  32  a.  E.),  welche  die  im  Prenssi- 
schen Rechte  statuirten  Beschränkungen  der  Eigenthumsklage  als 
materielle,  dem  Besitzer  der  vindizirten  Sache  gegebene  Rechte  auf- 
fiassen  und  aus  dieser  Erwägung  das  Recht  des  prenssischen  Erwerbs- 
ortes entscheidend  sein  lassen,  nicht  überzeugend,  da  man  ebensowohl 
die  Ansicht  vertreten  kann,  dass  Kläger  durch  die  in  Mecklenburg 
vorgenommene  Anschaffung  des  Papieres  dasselbe  mit  der  hier  zu  Lande 
geltenden  ft'eien  gemeinrechtlichen  Verfolgbarkeit  erlangte  und  in 
dieser  Rechtslage  Schutz  beanspruchen  kann.  Endlich  mag  zur  Wider- 
legung der  Ausführungen  der  Nebenintervenientin  darauf  hingewiesen 
werden,  dass,  wenn  man  auch  zu  Gunsten  des  Beklagten  davon  aus- 
geht, Berlin  sei  für  den  zwischen  der  Intervenientin  und  dem  Beklag- 
ten abgeschlossenen  Kaufvertrag  Erfüllungsort  gewesen,  doch  der 
muthmassliche  Wille  der  damaligen  Kontrahenten  auf  die  Rechte  eines 
Dritten,  hier  des  Klägers,  keinen  Einfluss  zu  üben  vermag. 

Prinzip  der  Rückverweisuiig  —  Testirfähigkeit. 

„Bei  Anwendung  des  für  die  Kollision  der  örtlichen  Statute 
geltenden  Grundsatzes,  dass  die  Testirfähigkeit  nach  dem  am  Wohn- 
sitze des  Erblassers  herrschenden  Rechte  zu  beurtheilen  ist  (Entsch. 
d.  R.G.  Bd.  19  S.  316),  würde  das  sächsische  B.G.B.  für  massgebend 
anzusehen  sein.  Da  indessen  das  letztere  im  §  7  bestimmt:  rtn^^^ 
Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  einer  Person  ist  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  zu  beurtheilen,  dessen  ünterthan  dieselbe  ist^'^S  ^^^  die 
Erblasserin,  als  sie  nach  P.  zog,  unstreitig  preussische  Unterthanin 
war,  femer  jeder  Anhalt  dai^r  fehlt,  dass  sie  die  preussische  Staats- 
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angehörigkeit  verloren  und  die  si&clisiscfae  Staatsangehörigkeit  erworben 
habe,  so  ist  die  Frage,  ob  die  Erblasserin  zur  Zeit  der  Testameats- 
errichtung  wegen  Geisteskrankheit  nicht  testirfUhig  gewesen  sei,  luich 
preussiscliem  Rechte  zu  beurtheilen.^  Urth.  d.  R.G.  v.  4.  Februar  1892 
(Jur.  Wochenschrift  1892  8.  170  Nr.  49). 

Anwendung  des   VergeUungsrechts, 

Zur  Anwendung  des  VergeUungsrechts  sind  die  deutschen  Ge- 
richte im  Allgemeinen  nicht  berechtigt.  Wo  nicht  besondere  Gesetzes- 
Yorschriften  auf  die  Voraussetzung  der  Gregenseitigkeit  hinweisen  (vgl. 
z.  B.  Markenschutzgesetz  v.  30.  Nov.  1874  §  20;  Z.P.O.  §§  102, 
106,  661  Nr.  5;  Konk.O.  §§  4,  207,  208),  kann  die  Entscheidung 
über  den  Anspruch  eines  Ausländers  nicht  davon  abhftngig  gemacht 
werden,  wie  im  entsprechenden  Falle  das  ausländische  Gericht  den 
Anspruch  eines  Deutschen  beurtheilen  würde;  vielmehr  ist  lediglieh  zn 
prüfen,  ob  der  erhobene  Anspruch  dem  klagenden  Ausländer  nach 
dem  für  die  Beurtheilung  massgebenden  Rechte  zusteht  und  ob,  wenn 
es  sich  hiebei  um  ausländisches  Recht  handelt,  der  Verfolgung  des 
Anspruchs  im  Inlande  die  Bestimmungen  des  deutschen  Rechts  nicht 
entgegenstehen  (vgl.  auch  v,  Bor,  Intern.  Privatrecht  Bd.  1  8.  286, 
Entsch.  d.  Reichsgerichts  in  Zivüs.  Bd.  12  S.  810,  Bd.  18  S.  28  ff., 
und  das  Urtheil  des  VI.  Ziv.Sen.  in  S.  Faber  c.  Faber  v.  14.  No- 
vember 1889,  theilw.  abgedruckt  in  der  Jurist.  Wochenschrift  1889 
S.  516).  ürth.  d.  Reichsgerichts  vom  11.  April  1892  (Jur.  Wochen- 
schrift 1892  S.  270). 

Wohnsitz  im   Sinne   des  Reichsgesetxss    wegefi   Beseitigung   der 

Doppelbesteuerung, 

Das  Reichsgesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  giebt 
im  zweiten  Absätze  des  §  1  ausdrücklich  an,  was  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  unter  ,, Wohnsitz^  verstanden  sein  soll:  nämlich  nur  das 
Verhältniss,  dass  Jemand  an  dem  betreffenden  Orte  eine  Wohnung 
unter  Umständen  inne  hat,  welche  auf  die  Absicht  der  dauernden  Bei- 
behaltung einer  solchen  schliessen  lassen.  Dieser  Begriff  fällt,  wie 
keiner  weiteren  Darlegung  bedarf,  keineswegs  mit  dem  gemeinrecht- 
lichen Domizilbegriff  zusammen;  wie  auch  den  Motiven  zum  §  1  eine 
solche  Auffassung  fremd  ist.  Die  erste,  unerlässliche  Voraussetzung 
für  das  Besteuerungsrecht  eines  bestimmten  Staates  ist  nun  also  nach 
§  1  des  Doppelbesteuerungsgesetzes  die,  dass  der  betreffende  Deutsche 
in  diesem  Staate  eine  Wohnung  thatsächlich  inne  habe.  Urth.  d.  R.O. 
V.  10.  März  1892  (Jur.  Wochenschr.  1892  S.  207  Nr.  15). 

IHspositionsfähigkeit  des  kontrahirenden    Ehemanns  im    Oegefi- 

satx  XU  dessen  Handlu/ngsfähigkeit, 

Wenn  es  sich  nicht  um  eine  Beschränkung  der  Handlungsfähig;- 
keit,  sondern  um  eine  solche  der  Dispositionsbefugniss  des  kon- 
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trahirenden  Ehemanns  in  Bezug  auf  Rechtsgeschäfte;  welche  den  An- 
und  Verkauf  von  Immobilien  zum  Gregenstande  haben^  handelt^  so 
kommt;  weil  diese  letztere  Beschränkung  als  ein  Ausfiuss  und  eine 
hesoodere  Gestaltung  der  am  Wohnorte  des  Ehemanns  zur  Zeit  der 
Eingehung  der  Ehe  gesetzlich  bestehenden  partikulären  ehelichen 
Gütergemeinschaft  sich  dargestellt^  das  Gesetz  dieses  Wohnorts  zur  An- 
wendung und  erstreckt  sich  die  Unverbindlichkeit  derartiger  von  dem 
Manne  allein  geschlossener  Verträge  auch  auf  Immobilien;  welche 
ausserhalb  jenes  Rechtsgebiets  liegen.  Vgl.  Reichsger.  Entsch.  Bd.  6 
S.  392;  Smffert,  Archiv  Bd.  1  Nr.  152;  7  Nr.  138.  Urth.  d.  R.G.  v. 
26.  Januar  1892  (Jur.  Wochenschr.   1892  S.   167  Nr.  35). 

Vertragsfähigkeit 

Der  Beklagte  bestritt  die  Anwendung  des  Würzburger  Land- 
rechtS;  in  dessen  Geltungsgebiet  die  Betheiligten  ihren  Wohnsitz  hatten; 
auf  den  in  Bamberg  notariell  verbrieften  üebergabs-  und  Nahrungs- 
vertrag vom  3.  Mai  1882;  weil  Auszugs  vertrage  nur  einen  obligatori- 
schen Anspruch  gegen  den  Gutsübemehmer  begründeten;  für  ihre  Form 
daher  das  Recht  des  EingehungsortS;  hier  des  Bamberger  LandrechtS; 
die  Norm  abgebe.  Das  bayer.  Oberste  Landesgericht  hat  mit  Urtheil 
vom  6.  Oktober  1891  (Sammlung  d.  Entsch.  Bd.  13  S.  510)  das 
Würzburger  Landrecht   als   massgebend   erachtet.     Aus   den   Gründen: 

;,Nach  der  Regel  locus  regit  actum  würde  das  an  dem  Ent- 
stehnngsorte  des  Vertrages  vom  3.  Mai  1882  geltende  Bamberger 
Landrecht  anzuwenden  sein,  wenn  die  angeordnete  gerichtliche  Be- 
stätigung weiter  nichts  als  ein  Formerfordemiss  wäre.  Allein  durch 
die  Landmandate  vom  13.  Juli  1709  und  20.  August  1751;  nach 
welchen  die  Konfirmation  erst  ;,;,nach  gründlich  geschehener  Unter- 
suchung"" verfügt  werden  konnte^  war  dem  Richter  auferlegt;  die 
Nahrungsverträge  vom  Gresichtspunkte  der  Zweckmässigkeit  und  Nütz- 
lichkeit für  die  Parteien  zu  prüfen  und  je  nach  dem  Ergebnisse  dieser^ 
den  Karakter  einer  Bevormundung  an  sich  tragenden  Untersuchung 
die  Bestätigung  zu  ertheilen  oder  zu  versagen.  Die  Vorschrift  be- 
wirkte demnach  eine  Beschränkung  der  VertragsflShigkeit.  Insoweit 
es  sich  aber  um  die  Fähigkeit;  ein  bestimmtes  Vertragsverhältniss  ein- 
zugehen handelt;  sind  die  Gesetze  des  Wohnsitzes  der  Person  mass- 
gebend ißmfferty  Komm.  z.  bayer.  G.O.  2.  Aufl.  Bd.  1  S.  321)." 

Eheliches  Gilterrecht. 

In  Sachen  F.  W.  Jungklaus  und  Genossen  gegen  C.  Drewes  hat 
das  Hanseatische  Oberlandesgericht;  Zivilsenat  I;  am  18.  Dezember  1891 
unter  Aufhebung  des  klagabweisenden  Urtheils  des  Landgerichts  Ham- 
burg den  Beklagten  zur  Entlassung  gewisser  Gegenstände  aus  dem 
PfSandnexus  verurtheilt  (Hans.  Ger.Ztg.  Beibl.  1892  Nr.  28). 

Gründe:  ;,Der  Beklagte  ist  der  Meinung;  dass  er  die  Sachen 
mit  Recht  gepftindet  hat;  weiL  als  die  PfUndung  stattfand;  der  ELläger 
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ad  1  sein  Domizil  in  Wester  wisch,  an  einem  Orte  hatte,  wo  ham- 
burgisches  Recht  gilt  und  weil  das  hambnrgische  Recht  den  GlUiibi- 
gern  des  Ehemanns  die  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  der 
Ehefrau  ebenso  wie  in  das  des  Ehemanns  gestattet. 

Richtig  ist  nun  zwar,  dass  die  Vorschriften  des  Hamburgischen 
Rechts,  wonach  das  Vermögen  von  Eheleuten  den  Gläubigern  des 
Ehemanns  haftet,  ohne  Unterschied,  ob  dasselbe  von  dem  Ehenuume 
oder  der  Ehe^au  herrührt,  zwingender  Natur ^)  derart  ist,  dass 
dieselbe  auch  den  Inhabern  von  ausserhalb  Hamburgs  enstandenen 
und  dem  hamburgischen  Recht  nicht  unterworfenen  Forderungen  su 
Gute  kommt^),  sobald  die  Eheleute  ihr  Domizil^)  im  Gebiete  des 
hamburgischen  Rechts  genommen  haben. 

Allein  das  hamburgische  Recht  bestimmt,  dass  Vermögen,  welches 
die  Ehefrau  aus  einem  Konkurse  des   Ehemanns  erhalten  hat,  für  die 
Schulden  des  Ehemanns  nicht    haftet  (Art.   7   des  Gresetzes,   betreffeod 
Ausfährung  der  Konkursordnung  vom  25.  Juli  1879).     Es  liegt  kein 
Grund   vor,   diese  gesetzliche  Bestimmung  nur   auf  solches   Vermögen 
anzuwenden,  welches  die  Ehefrau  aus  einem   in   Hamburg   ^öffneten 
Konkurse  des  Ehemanns    erhalten    hat.     Der   Ausdruck    des    Gesetses 
ist  allgemein    und   unterscheidet   zwischen   hamburgischen  und  ausser- 
hamburgischen  Konkursen  nicht.  Er  stellt  femer  das  Vermögen,  welches 
die    Ehefrau   aus   einem  Konkurse   des  Ehemanns    erhalten    hat,   den 
Erbschaften,    Vermächtnissen    und    dem    sonstigen    Vermögen^    welches 
die  Ehefrau  nach  ihres  Mannes  Bankerott  erworben   hat    und   welches 
schon  nach  Art.  28  der  neuen  Fallitenordnung  [von  1752]  dem  Zugriff 
der  Gläubiger  des  Ehemanns  entzogen  war,  vorausgesetzt,  dass  es  nicht  mit 
ausdrücklichem  Konsens  der  Ehefrau  mit  Schulden  beschwert  worden,  — 
völlig  gleich.     Bezüglich  der  Erbschaften  war  dieser  Grundsatz  schon 
in   Art.    10   der   Statuten    [von  1603]    II,    5    ausgesprochen   und  dort 
durch  Rücksichten  der  Billigkeit  gerechtfertigt  worden.      Es   ist  nicht 
einzusehen,    dass    diese    Billigkeitsrücksicht    weniger    zutreffend   s^ 
sollte,    wenn   der  Konkurs   des  Ehemanns    ausserhalb    Hamburgs,  ah 
wenn  er  in  Hamburg  eröffnet  war. 

Anders  mag  die  Sache  liegen  und  eine  Unterscheidung  zwischen 
hamburgischen  und  nicht  hamburgischen  Konkursen  sich  rechtfertigen 
lassen,  wenn  entweder  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen 
Rechts  dem   auswärtigen  Konkurse   jede    Rechts  Wirkung   abgesprodien 

2)  Vgl.  die  Entscheidungen  des  Hans.  O.L.G.  und  des  Reichsgerichts 
Bd.  I  dieser  Zeitschrift  S.  600—601  (Anm.  des  Einsenders). 

3)  Ebenso  derselbe  I.  Zivilsenat  im  Beschluss  vom  2.  Januar  1891  i.S. 
Fischer  gegen  Frankfurter  &  Liebermann  (Bs.  C.  I,  65/90).  Dagegen  ist 
der  Zivilsenat  111  des  Hans.  O.L.G.  (s.  ob.  Bd.  I  S.  601)  umgekehrt  der  An- 
sicht, dass  dies  nicht  fttr  ausserhalb  Hamburgs  entstandene  Schulden 
des  Ehemanns  gilt!  (Anm.  des  Einsenders.) 

4)  In  der  in  Note  3  angeführten  Entscheidung  des  I.  Zivilsenates  hattes 
die  Eheleute  in  Hamburg  nur  einen  vorübergehenden  Aufenthalt 
(Anm.  des  Einsenders). 
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werden  muBs,  oder  doch  die  Existenz  desselben  in  Hamburg  unbekannt 
geblieben  ist.  Eine  Prüfung  dieser  Frage  kann  hier  unterbleiben,  weil 
es  sich  um  einen  in  Deutschland  eröfiFheten,  nach  §  103  der  deutschen 
Konkursordnung  im  deutschen  Reichsanzeiger  bekannt  gemachten  Kon- 
kurs und  überdies  um  eine  Forderung  handelt,  welche  zu  dem  Kon- 
kurse angemeldet  war. 

....  Der  Artikel  7  des  genannten  Gesetzes  vom  25.  Juli  1879 
beschr&nkt  die  Nichthaflfcung  des  Vermögens  der  Ehefrau  für  Schulden 
des  Ehemanns  nicht  auf  das  Vermögen)  welches  die  Eheft'au  nach 
den  Vorschriften  des  hamburgischen  Rechts  aus  einem  Konkurse 
ihres  Ehemanns  erhalten  hat Die  Vorschrift,  dass  das  Ver- 
mögen, welches  die  Ehefrau  aus  einem  Konkurse  des  Ehemanns  er- 
halten hat,  den  Gläubigern  des  letzteren  nicht  hafte,  steht  mit  den 
Vorschriften,  unter  welchen  Bedingungen  ihr  die  Aussonderung  von 
dem  Vermögen  aus  dem  Konkurse  des  Ehemanns  gestattet  sei,  nicht 
in  einem  derart  untrennbaren  Zusammenhang,  dass  erstere  nicht  ohne 
das  Zutreffen  der  letzteren  angewendet  werden  könnten.^ 

Form  bremischer  Eheverträge, 

Nach  der  bremischen  Ehepakten  Verordnung  von  1833  müssen 
£Hievertr%ge  vor  der  Eheschliessimg  schriffclich  errichtet  und  durch 
eine  öffentliche  Urkunde  beglaubigt  werden.  Erfolgt  die  Beglaubigung 
im  bremischen  Staat,  so  muss  sie  geschehen  durch  einen  Notar  und 
zwei  Zeugen  oder  durch  zwei  Notare.  Im  vorliegenden  Falle  hatte 
die  Beglaubigtmg  in  Altena  durch  einen  Notar  stattgehabt,  was  dem 
dortigen  Recht  entspricht.  Diese  Beglaubigung  wurde  für  genügend 
erachtet,  „da  hinsichtlich  der  Form  der  Rechtsgeschäfte  auch  die  Form 
des  Ortes,  wo  das  Rechtsgeschäft  vorgenommen  wird,  genügend  ist" 
(Hans.  O.L.G.,  Zivilsenat  III,  22.  Dezember  1891,  Hans.  Ger.Ztg. 
Beiblatt  1892  Nr.  29). 

Ehescheidung. 

1.  Das  Reichsgericht  sagt  in  einem  Urtheil  vom  26.  Oktober  1891 
(Hans.  Ger.Ztg.  Beibl.  1892  Nr.  37):  „Mit  Recht  hat  das  Berufungs- 
gericht [Hans.  O.L.G.],  da  die  Ehescheidungsklage  bei  dem  nach 
§  568  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  18  der  Z.P.O.  als  Gericht  des 
Aufenthaltsorts  des  Beklagten  zuständigen  Hamburger  Landgericht  an- 
hängig gemacht  war,  das  in  Hamburg,  nicht  das  in  Magdeburg,  dem 
letzten  Wohnorte  des  Beklagten,  geltende  Ehescheidungsrecht  zur  An- 
wendung gebracht.  Denn  wie  das  Reichsgericht  schon  wiederholt  aus- 
gesprochen hat  (s.  Entscheidungen  in  Zivilsachen  Bd.  9  S.  192  f., 
Bd.  15  S.  189  und  Bd.  16  S.  138  f.),  ist  nach  gemeinem  [in  Ham- 
burg subsidiären]  Recht,  wie  übrigens  auch  nach  [in  Magdeburg 
geltenden]  Preussischem  Landrecht  (vgl.  die  Sache  IV.  130/88  bei  Bolxe, 
Praxis  des   Reichsgerichts,  Bd.  9   Nr.  13  u.  14)  für   Ehescheidungen 

Zeitaehrift  f.  intern.  Privat-  a.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  32 


474  Rechtsprechasg:  Deutschland. 

nur  das  eigene  Recht  des  Gerichts,  welches  durch  seinen  Aussprach 
die  Auflösung  des  ehelichen  YerhÜtnisses  mit  bewirken  soll,  mass- 
gebend" (Vgl.  ob.  Bd.  I.  S.  361  Nr.  1). 

2.  Für  die  Bcheidung  einer  Ehe  ist  das  Recht  desjenigen  Orts 
massgebend^  woselbst  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Klageerbebung  seinen 
Wohnsitz  hatte,  ohne  Rücksicht  darauf,  wo  die  Verfehlungen,  anf 
welche  die  Klage  sich  stützt,  begangen  wurden  und  ohne  Rücksicht 
darauf,  nach  welchem  Rechte  die  ehelichen  Güterverhältnisse  zu  be- 
urtheilen  sind.  Diesen  in  Theorie  und  Praxis  feststehenden  Grundsatz') 
hat  das  bayer.  Oberste  Landesgericht  auch  in  Anwendung  gebracht  in 
einem  Urtheile  vom  29.  September  1891  (Samml.  d.  Entsch.  Bd.  13 
S.  501).  Revisionskläger  wollte  statt  des  hienach  massgebenden  ge- 
meinen protestantischen  Eherechts  das  Ansbacher  Proyinzialrecht,  besw. 
das  Preussische  Landrecht  angewendet  wissen,  da  die  Eheleute  yer- 
tragsmässig  ihre  vermögensrechtlichen  Beziehungen  für  die  Dauer  der 
Ehe  und  den  Fall  des  Ablebens  des  einen  von  ihnen  nach  diesen 
Rechten  geordnet  hätten,  zwischen  der  Frage  der  Auseinandersetzimg 
ihrer  Vermögensverhältnisse  aber  ein  unverkennbarer  Zusammenhang 
bestünde.  Dem  gegenüber  besagen  die  Gründe  des  bezeichneten  Ur- 
theils: 

,,Wenn  es  auch  richtig  ist,  dass  für  die  Auseinandersetzung  des 
Vermögens  geschiedener  Eheleute  nach  Preussischem  Landrecht  die 
Frage  von  wesentlichem  Einfiuss  ist,  ob  einer  der  Ehegatten  für  den 
schuldigen  Theil  zu  erachten  sei  und  welcher,  so  rechtfertigt  dieses 
doch  nicht  die  vom  RevisionsklSger  daraus  gezogene  Folgerung. 

Die  aus  dem  Wesen  der  Ehe  selbst,  aus  deren  sittlicher  Natur 
für  jeden  Ehetheil  sich  ergebenden  Rechte  und  Pflichten,  die  damit 
im  nächsten  Zusammenhang  stehenden  Bestimmungen,  welche  Ver- 
fehlungen des  einen  Theils  als  mit  demselben  unvereinbar  zu  erachten 
seien  und  demzufolge  dem  anderen  das  Recht  geben,  Lösung  des  ihn 
an  jenen  knüpfenden  Bandes  zu  verlangen,  sind  es  allein,  welche  der 
mit  dem  Scheidungsprozesse  betraute  Richter  zu  beachten  und  hei 
seinem  Urtheile  zur  Anwendung  zu  bringen  hat.  Für  ihn  kann  nur 
das  Recht  massgebend  sein,  welches  durch  die  Konfession  der  Streits- 
theile  und  den  Wohnsitz  des  Ehemanns  bei  Einleitung  des  Scheidungs- 
prozesses gegeben  ist.  Ein  Abgehen  hievon  mit  Rücksicht  auf  die 
Bestimmungen,  welche  zufallig  die  Ehegatten  bezüglich  ihres  Güter- 
standes getroffen  haben,  kann  von  ihm  nicht  gefordert  werden;  die 
Ordnung  dieser  Verhältnisse,  wie  sie  in  Folge  der  Scheidung  noUi- 
wendig  werden  kann,  bildet  für  ihn  in  Bezug  auf  die  Frage  der 
Scheidung  selbst,  etwas  völlig  Irrelevantes,  sie  ist  dieser  gegenäher 
das  Untergeordnete,  welches,  wie  es  zeitlich  der  Scheidung  nachfolgt, 


5)  Vgl.  Bd.  I  dieser  Zeitschr.  S.  361  und  die  Zitate  bei  Bokmy  nm- 
liehe  Herrschaft  der  Rechtsnormen  S.  34  ff.,  femer  Sammlung  d.  Entsdi- 
des  bayer.  Obersten  Landesgerichts  Bd.  6  S.386,  11  S.  206  u.  732,  13S.24. 
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so  auch  nie  für  das  dieser  zu  Grunde  liegende  materielle  Recht  be- 
stimmend sein  kann.  Der  eben  besprochene  Gesichtspunkt  ivllrde  sohin 
das  Hereinziehen  des  Ansbacher  und  Preussischen  Rechts  nicht  zu 
rechtfertigen  vermögen,  vielmehr  gilt  speziell  auch  für  die  Frage  des 
Verschuldens  oder  Nichtverschuldens  das  fUr  die  Scheidung  überhaupt 
geltende  Recht  als  bestimmend^  *). 

OeriUches  Recht  fii/r  die  aus  einem  Beamtenverhältnisse  ent- 
springenden Ansprüche,    bexw.    für   die   Zulässigkeit  oder    Un- 

xulässigkeit  des  Rechtsweges. 

Urth.  d.  Reichsgerichts   vom    2.    November    1891    i.   S.  B.   gegen   k. 
preuss.  Eisenbahnfiskus  (Entsch.  Bd.  28  S.  155). 

Die  Revision  des  Elfigers  gegen  das  oben  S.  291  mitgetheilte 
Urtheil  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  vom  20.  Juni  1891  wurde 
zurückgewiesen.  Hinsichtlich  der  Frage,  welches  örtliche  Recht  anzu- 
wenden, sprechen  sich  die  Gründe  des  reichsgerichtlichen  Urtheils  vom 
2.  November  1891,  wie  folgt,  aus: 

^^Nachzuprüfen  war  hier  hauptsächlich  die  Frage,  ob  nach  den  die 
örtliche  Geltung  der  Rechtsnormen  regelnden  gemeinrechtlichen  Grund- 
sätzen das  Oberlandesgericht  hier  überhaupt  mit  Recht  preussisches 
Recht  zur  Anwendung  gebracht  habe.  Dieselbe  musste  bejaht  werden. 
Es  handelte  sich  hier  um  Ansprüche  des  Klägers  aus  seinem  vormali- 
gen Staatsbeamtenverhältnisse;  denn  obgleich  die  Voraussetzungen  und 
der  Inhalt  seiner  Pensionsberechtigung  unter  Beachtung  des  Pensions- 
reglements der  früheren  Berlin-Hamburger  Eisenbahngesellschaft  zu  be- 
stimmen waren,  so  beruhte  doch  auch  dies  auf  den  dem  Kläger  bei 
seiner  Anstellung  als  Beamten  gemachten  Zusicherungen,  keineswegs 
auf  einem  privatrechtlichen  Vertragsverhältnisse,  wie  ein  solches  aller- 
dings früher  zwischen  ihm  und  der  Berlin-Hamburger  Eisenbahngesell- 
schaft obgewaltet  hatte.  Da  nun  das  fragliche  Staatsbeamtenverhält- 
niss  ein  preussisches  war,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  es  jedenfalls  in  materieller  Beziehung  durchaus  nach  preussi- 
schem  Rechte  beurtheilt  werden  musste.  Hiefiir  ist  es  auch  unerheblich, 
dass  der  Kläger  dienstlich  einer  Behörde  unterstellt  war,  welche  mit 
Zustimmung  des  hamburgischen  Staates  ihren  Sitz  in  Hamburg  hatte, 
und  dass  der  Dienst,  zu  welchem  der  Kläger  angestellt  wurde,  zu- 
nächst in  Mecklenburg  zu  leisten  war. 

Ein  Zweifel  könnte  etwa  nur  in  der  Beziehung  bestehen,  ob  die 
Frage  wegen  der  Bedeutung,  die  der  Entscheidung  des  Eisenbahnbetriebs- 
amts den  klägerischen  Ansprüchen  gegenüber  zukomme,  zur  materiellen 
Beurtheilung  der  Streitsache  gehöre.  Das  Berufimgsgericht  bezeichnet 
an  einer  Stelle  seiner  Entscheidungsgründe  als  Gegenstand  dieser  Frage 
die  „Zulässigkeit  des  Rechtsweges",  indem  es  sich  auf  v,  Bar,  Inter- 


^1 
8.  367. 


6)  Vgl.  auch  Samml.  d.  £ntscb.  d.  bayer.  Obersten  Gerichtshofs  Bd.  6 

32* 


476  Rechtsprechung:  Deutschland. 

nationales    Privatrecht    (2.  Aufl.)    Bd,    2   S.  397  f.,     für  die  Ansicht 
beruft;  dass  die  Entscheidung  derselben  nach    dem    materiell   f&r  die 
Sache  massgebenden  Kechte  zu  erfolgen  habe.  Wenn  diese  Formulinmg 
der  Frage   zuträfe,  so    würde   die  Entscheidung    für   richtig  nicht  er- 
achtet  werden    können.     Nach    genauem    Sprachgebrauche    kann  man 
von  einer  Unzulässigkeit  des  Rechtsweges  nur  da   reden,  wo  die  Ent- 
scheidung  über    einen   Parteienstreit   als    eine    noch    ausstehende,  zu- 
künftige nicht  den  Gerichten,  sondern  einer  anderen  Behörde  zukommt 
Das  ist  allemal   eine  Frage   der  Behördenorganisation,  also  öffentlich- 
rechtlicher Natur,  und  daher  zweifellos  nur  nach  dem  Rechte  des  G«- 
richtsorts    zu   beurtheilen.     Davon    sind    aber  allerdings    solche  Falle 
durchaus    zu    unterscheiden,    wo    die    Existenz,    bezw.    der  Inhalt 
eines  Anspruchs  sich  materiell-^ rechtlich  unter  anderem   nach  einem 
schon  vorliegenden    und    somit    also    massgebenden  Ausspruche  irgend 
einer  Behörde  bestimmt.     Das  Geltungsgebiet  einer  solchen  Vorschrift 
des  materiellen  Rechts  ergibt  sich  selbstverständlich   nur   aus  den  all- 
gemeinen privatrechtlichen  Grundsätzen  über  die  territoriale  Abgrenznng 
der  Herrschaft  der  Rechtsnormen.  Der  Unterschied  dieser  beiden  Arten 
von  Fällen  ist  in   der  vom   Oberlandesgericht   angeführten   Erörterung 
V.  Bar'a    unbeachtet   geblieben.     Dagegen   ist  er,    formell    zwar  nicht 
vom  Standpunkte  des  gemeinen  deutschen  Rechts,    aber   von  dem  dee 
Preussischen     Landrechts     aus,    schon     hervorgehoben     worden    vom 
rV.  Zivilsenate  des  Reichsgerichts  in  der  Sache  Reg.  IV  37/86,  «ner 
Entscheidung,  welche  daher  zu  der  von    dem   genannten  Schriftsteller 
dargelegten  Auffassung  gar    nicht    in    einem  so  entschiedenen  Geg@i- 
satze  steht,    wie   er  selbst  (a.  a.  O.  S.  397    Anm.  2),    dem    offenbar 
nur  der  Auszug    bei    Bolxe,  Praxis   des  Reichsgerichts  Bd.  3  Nr.  30^ 
bekannt  war,  meint.     (Vgl.    übrigens  auch  Entsch.  d.   R.G.  in  Zivils. 
Bd.  10  S.  320  und  Bd.  HS.  227,  sowie  ^ä/tr,  Rechtsstaat  S.  60  ff.) 
Im  vorliegenden  Falle  nun  handelt  es  sich,  sowohl  nach  dem  wirklichen 
Inhalt  des  §  5  des  erwähnten  preussischen  Gesetzes  vom  24.  Mai  1861,  als 
auch  nach  der  vom  Oberlandesgerichte  über  denselben  getroffenen  Fest- 
stellung, bei  richtiger  Auffassung  nicht  um  eine  eigentliche  Un- 
zulässigkeit des  Rechtsweges^  sondern  um  einen  Fall  der  zweiteo 
Art.     Durch  den  §  1  des   angeführten   Gesetzes    ist    allen  vermögen^ 
rechtlichen  Ansprüchen  der  Staatsbeamten  aus  ihrem  Dienstverhältnisse 
ohne  jede  Einschränkung  der  Rechtsweg   eröffnet  worden;  sIIct- 
dings  mit  gewissen  ,, Massgaben";  aber  diese  Massgaben  betreffen,  so- 
weit sie  einschränkender  Natur  zu  sein  scheinen,  nur  die  materiellen 
Voraussetzungen  gewisser  oder  aller  hieher  gehörigen  Ansprüche.  D>s 
Oberlandesgericht  hat   in  dieser  Hinsicht    nicht    etwa   das    Gegentbeil 
festgestellt,    vielmehr    an    einer    anderen    Stelle    seiner    Gründe  »och 
seinerseits  als  die  zu  entscheidende  Frage  diejenige  nach  der  materiell- 
rechtlichen Wirkung,    welche  den  Entscheidungen    der    Disziplintf- 
und  Verwaltungsbehörden  in  Bezug  auf  die  Entlassung  eines  Beamten 
zukomme,   bezeiclmet.     Es   liegt    also    auch    im   Berufungsurtheile  nnr 
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eine  Yerkennnng  der  Existenz  eines  Unterschiedes  zwischen  den  beiden 
oben  von  einander  gesonderten  Arten  von  Fällen  vor,  während  die 
Entscheidung  selbst,  dass  für  die  hervorgehobene  Frage  hier  das 
preussische  Recht  massgebend  sei,  richtig  ist." 

Oertliches  Recht  des  Erfüllungsorts  in  Bexug  auf  die  Wirksam- 
keit eines  von  einem  Minderjährigen  abgegebenen,  nach  erreichter 
Volljährigkeit  stillschweigend  genehmigten  Straf  Versprechens. 

„Die  Frage,  welche  Bedeutung  der  Umstand,  dass  der  Beklagte 
nach  erreichter  Volljährigkeit  in  dem  Geschäfte  der  Kläger  als  Hand- 
lungsgehülfe  verblieben  ist,  für  die  Wirksamkeit  des  Strafversprechens 
habe,  ist  nicht  nach  preussischem,  sondern  nach  gemeinem  Hechte  zu 
beantworten.  Denn  es  handelt  sich  um  die  Bedeutung  von  Willens- 
erklärungen, welche  von  dem  Beklagten  nach  erlangter  Volljährig- 
keit in  Braun  schweig,  also  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts,  in  Bezug 
einen  in  Braunschweig  zu  erfüllenden  Dienstvertrag  stillschweigend 
abgegeben  sind,  und  f\\r  welche  nicht  das  die  Handlungsfähigkeit  des 
Beklagten  normirende  Recht  des  Domizils,  sondern  das  Recht  mass- 
gebend ist,  unter  dessen  Herrschaft  das  Rechtsgeschäft  steht,  das  ist 
das  Recht  des  Erfüllungsorts.^  Urth.  d.  Reichsgerichts,  III.  Ziv.Sen., 
vom  15.  März   1892  (Jur.  Wochenschr.   1892  S.  220  Nr.  27)'). 

Die  Rechtsmrksamkeit  einer  Zession  richtet  sich  nach  dem  Rechte 
dss   Orts,   wo    sie  vorgenommen   wurde,  auch  wenn   der   dehitor 

cessus  im  Gebiete  anderen  Rechts  ivohnt, 

Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  zu  Frankfurt  a/M.  v.  4.  März  1892. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Ernst  Auerbach  Id  Frankfurt  a/M. 

Der  Ingenieur  8.,  wohnhaft  zu  Pirmasens,  zedirte  mittels  einer 
zu  Pirmasens  ausgestellten  Urkunde  am  22.  Februar  1890  der  eben- 
falls in  Pirmasens  wohnenden  Klägerin  W.  eine  ihm  gegen  den  Kauf- 
mann V.  zu  Frankfurt  a/M.  zustehende  Forderung  in  Höhe  von 
7000  Mark.  Im  Auftrage  der  Klägerin  W.  wurde  laut  Urkunde  des 
Gerichtsvollziehers  zu  Pirmasens  eine  beglaubigte  Abschrift  der  Zession 
dem  zu  Frankfurt  a/M.  wohnhaften  Schuldner  V.  am  31.  März  1890 
durch  die  Post  zugestellt. 

Am  25.  März  1890  war  dem  Schuldner  V.  bereits  ein  Arrest- 
befehl und  Pföndungsbeschluss  des  k.  Landgerichts  zu  Zweibrticken 
zugestellt,  laut  welchem  dieselbe  Forderung  des  S.  gegen  V.  zu  Gunsten 
des  Geometers  B.  in  Alzey  gepfändet  worden  ist. 

Klägerin  W.  klagte  nun  gegen  V.  beim  k.  Landgericht  zu  Frank- 
furt a/M.  auf  Zahlung  der  Summe  von  7000  Mark.  Beklagter  V. 
hinterlegte  den  Betrag,  verkündete  dem  Arrest-  und  Pfandgläubiger  B. 
den  Streit  und  wurde,  nachdem  dieser   in   den  Streit   eingetreten  war, 

7)  Vgl,  hiezu  Bd.  I  d.  Zeitschr.  S.  683. 
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gemäss  §  72  d.  Z.P.O.  aus  dem  Rechtsstreite  entlassen,  welcher  mm 
zwischen  der  Klägerin  W.  und  dem  Nebenintervenienten  B.  fortgeführt 
wurde. 

Neben  einer  aus  dem  Anfechtungsgesetze  hergeleiteten  Einrede 
thatsächlicher  Natur  erhob  nun  B.  zunächst  den  Einwand  gegen  die 
Klage,  dass  die  von  ihm  bewirkte  Forderungspflbidung  der  Zession 
deshalb  vorgehe,  weil  sie  bereits  am  25.  März  erfolgt  sei.  Die  im 
Gebiete  des  französischen  Rechts  vorgenommene  Zession  habe  aber 
Dritten  gegenüber  nach  Art.  1690  Code  civil  erst  durch  die  am 
31.  März  erfolgte  Denunziation  an  den  Drittschuldner  Rechtswirksam- 
keit  erlangt. 

Das  Landgericht  hat  diesen  Einwand  verworfen,  vielmebr  die 
Ansicht  aufgestellt,  dass  das  Recht  des  Wohnsitzes  des  Schuldners  Y.. 
also  das  zu  Frankfurt  a/M.  geltende  gemeine  Recht,  flir  die  Entschei- 
dung dieser  Frage  in  Betracht  komme.  Die  Gründe  des  Erkenntnisses 
sagen  hierüber  Folgendes: 

,,Die  Rechtswirksamkeit  einer  Zession,  nicht  ihre  Form,  ist  zn  be- 
urtheilen  nach  dem  Rechte,  welches  an  dem  Orte  gilt,  an  welchem  die 
Obligation  ihren  Sitz  hat.  Es  ist  dies  im  Allgemeinen  das  Recht  des 
Erfüllungsorts  resp.  desjenigen  Orts,  an  welchem  der  Schuldner  seinen 
Wohnsitz  hat  (Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  1  S.  437,  Bd.  20 
S.  23B,  Bd.  10  S.  274;  Stobbe,  Privatrecht  Bd.  1  S.  2  33;  v.  Boik 
Privatrecht  Bd.  1  S.  297). 

Der  Theilungsvertrag  vom  3.  Januar  1890  ergibt  nichts  darüber, 
dass  die  Kontrahenten  hinsichtlich  der  dadurch  begründeten  Rechts- 
verhältnisse sich  dem  Rechte  eines  bestinmiten  Orts  haben  unterwerfen 
wollen.  Es  kann  deshalb  nur  darauf  ankommen,  wo  die  hier  streitige 
Verpflichtung  zu  erfüllen  ist;  da  es  sich  um  eine  Geldzahlung  handelt, 
für  welche  übrigens  Stundung  gewährt  war,  muss  als  Ejrfiillungsoit 
der  Wohnsitz  des  Schuldners  gelten.  Die  Parteien  sind  darüber  einig, 
dass  der  Schuldner,  wenn  er  auch  vorübergehend  sich  in  Alzej  auf- 
gehalten hat,  bis  zu  seinem  Tode  in  Frankfurt  a/M.  gewohnt  hat 
Ueber  die  Rechtswirksamkeit  der  Zession  entscheidet  demnach  du 
hier  geltende  gemeine  Recht.  Für  dasselbe  wird  nach  der  heutigen 
Rechtsanschauung  allgemein  angenommen,  dass  mit  dem  Akte  der 
Zession  das  Forderungsrecht  aus  dem  Vermögen  des  Zedenten  in  dis- 
jenige  des  Zessionars  übergeht.  Nach  stattgehabter  Zession  hört  der 
bisherige  Gläubiger  ohne  weiteres  und  namentlich  ohne  das  Hinzu- 
treten der  Denunziation  der  Zession  an  den  Schiddner  auf,  Gläubiger 
zu  sein,  und  derjenige,  auf  welchen  die  Forderung  übertragen  wird, 
tritt  als  neuer  Gläubiger  an  dessen  Stelle.  Der  Denunziation  wird 
nur  für  die  Befngniss  des  Schuldners  an  den  ursprünglichen  GlSabiger 
mit  befreiender  Wirkung  Zahlung  zu  leisten  eine  rechtliche  BedeutoBg 
zuerkannt  (Entsch.  d.  Reichsgerichts  Bd.  4  S.  115;  Seuffert.  Aiehit 
Bd.  37  Nr.  107). 

Das  rheinische  Recht,  welches  nach  dem  oben  AngefUhrten  niclit 
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für  massgebend  erachtet  werden  kann,  steht  allerdings  im  Gegensätze^ 
indem  es  nach  Art.  1690  Code  civil  vorschreibt^  dass  der  Zessionar, 
lim  Dritten  gegenüber  das  Eigenthum  der  Forderung  zn  erwerben^ 
sich  durch  Zustellung  der  Zession  an  den  Schuldner  oder  dadurch^ 
dass  letztere  in  einem  authentischen  Akte  den  Zessionar  als  Gläubiger 
anerkennt;  in  den  Besitz  derselben  zu  setzen  hat. 

Von  der  gemeinrechtlichen  Auffassung  ausgehend,  ist  die  Forderungs- 
pfändung  zu  Gunsten  des  Intervenienten  später  bewirkt^  als  die  an 
die  Klägerin  erfolgte  Zession,  indem  die  erstere  sich  erst  am  25.  März 
1890  vollzogen  hat,  während  die  letztere  bereits  am  22.  Februar  1890 
voll  wirksam  war. 

Der  Intervenient  konnte  demnach  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
Priorität  der  Klägerin  gegenüber  nicht  durchdringen." 

Dieses Urtheil  wurde  seitens  des  Oberlandesgerichts  zuFrank- 
fiirt  a/M.  aufgehoben.  Letzteres  erkannte  auf  die  eingelegte  Berufung 
durch  Urtheil  vom  4.  März  1892,  dass  die  Klage  der  Klägerin  W. 
abzuweisen  sei,  da  für  die  Frage  der  BechtsgÜltigkeit  der  Zession  das 
französische  Recht  massgebend  sei,  und  hiernach  die  Forderungs- 
pfändung des  Intervenienten  B.  der  Zession  an  die  Klägerin  vorgehe. 

Es  heisst  hierüber  in  den  Gründen: 

,,E8  ist  allerdings  von  dem  Grundsatz  auszugehen,  dass  die 
Rechtswirksamkeit  einer  Obligation  nach  dem  Rechte  des  Orts  zu  be- 
urtheilen  ist,  an  welchem  die  Obligation  ihren  Sitz  hat,  also  in  der 
Regel  nach  dem  Rechte  des  Wohnorts  des  Schuldners.  Bezüglich  der 
Zession  einer  Forderung  ist  jedoch  zu  entscheiden  zyri sehen  dem  Rechts- 
verhältniss,  welches  zwischen  dem  Zessionar  und  dem  Zedenten  im 
Sinne  einer  Berechtigung  und  entsprechenden  Verpflichtung  flir  den 
einen  Kontrahenten  des  Rechtsgeschäfts  gegen  den  anderen  entsteht  — 
und  demjenigen  Rechtsverhältniss,  welches  vermöge  jenes  Rechtsge- 
schäfts, als  eines  zur  Uebertragung  bestehender  Rechte  gegen  einen 
Dritten  bestimmten,  zwischen  Zessionar  und  debitor  cesstis  entstehen 
soll.  Für  dieses  letztere  Verhältniss  wird  allerdings  in  der  Regel  der 
Wohnort  des  Schuldners  —  debitor  cessus  —  als  Erfüllungsort  zu 
gelten  haben,  während  für  das  Verhältniss  zwischen  dem  Zedenten  und 
dem  Zessionar  nicht  der  Ort,  an  welchem  der  debitor  cessits  dem  ab- 
getretenen Forderungsrecht  zu  genügen  hat,  sondern  der  Ort,  an 
welchem  der  Zedent  die  zur  wirksamen  Uebertragung  des  Forderungs- 
rechts  erforderlichen  Handlungen  vorzunehmen  hat,  also  in  der  Regel 
der  Wohnort  des  Zedenten  als  Erfüllungsort  zu  betrachten  ist  (vgl. 
Entsch.  d.  Reichsgerichts  Bd.  18  S.  47).  Um  letzteres  Rechtsverhält- 
niss handelt  es  sich  in  dem  vorliegenden  Streitfalle,  denn  es  ist  hier 
die  Rechtswirksamkeit  der  Uebertragung  der  dem  Zedenten  gegen  den 
Drittschuldner  zustehenden  Forderung  seitens  des  ersteren  an  den 
Zessionar  bestritten.  Sitz  dieses  Rechtsgeschäfts  ist  nicht  der  Wohnort 
des  ganz  ausserhalb  desselben  stehenden  Drittschuldners,  sondern  der 
gemeinsame  Wohnort  des  Zedenten    und    Zessionars.     Dieser  Wohnort 
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liegt    im    Gebiete    des    rheinischen    (französischen)    Rechts;   dieses  ist 
demnach  anzuwenden. 

Da  nun  nach  Art.  1690  des  Code  dvü  die  Uebertragung  einer 
Forderung  auf  den  Zessionar  in  Beziehung  auf  Dritte  rechtswirksam 
nur  durch  die  dem  Schiddner  geschehene  Zustellung  des  üeh^trages 
(signification)  geschieht  und  diese  Zustellung  hier  erst  nach  Erlass 
des  Arrestbeschlusses  erfolgt  ist,  eine  mündliche  Mittheilung  an  den 
Drittschuldner  aber,  welche  nach  Behauptung  der  Klifgerin  vorher  er- 
gangen sein  soll,  nicht  genügt,  so  musste  die  Zession  der  Pf^dnng 
nachstehen  und  der  auf  die  Zession  gestützten  Klage  die  Wirksamk^t 
bis  zur  etwaigen  Aufhebung  des  Arrests  versagt,  die  Klage  also  als 
zur  Zeit  unbegründet  zurückgewiesen  werden/' 

Zur  Unterstützung  dieser  Entscheidung,  welche,  im  Gregeosatze 
zu  einigen  neuerdings  ergangenen  ürtheilen,  sich  vollkommen  der  obra 
angeführten  Entscheidung  des  Reichsgerichts  anschliesst,  mag  noch  anf 
die  Art.  1689  und  1690  Code  civil  verwiesen  werden:  y^Dom  k 
transpart  d'une  criance,  d'tm  droit  ou  dune  action  sur  un  tiersy  la 
delivrance  s^opere  entre  le  cSdant  et  U  eessioncdre  par  la  remm  ^ 
türe**  und  „Le  oessionaire  n'est  saisi  d  VSgard  des  tiers  qtte  par  la 
signification  du  transport  faite  au  debiteur/*  Mag  immerhin  jene  oben 
durchgeführte  Loslösung  des  Zessionsvertrages  vom  Schuldverhältnisse  nnd 
die  Betrachtung  der  Zession  als  einer  besonderen  Obligation  iur  das  ge- 
meine Recht  vielleicht  etwas  Befremdendes  haben,  so  ist  nach  dem  Worthnit 
des  Code  dvü  gewiss  darüber  kein  Zweifel,  dass  nach  dem  franzda- 
scheu  Rechte  eine  derartige  Konstruktion  das  natürliche  ist.  Der  Art 
1689  bezieht  sich  auf  Recht  und  Pflicht  der  Kontrahenten,  Art  1690 
regelt  die  Voraussetzung  der  Rechtsgültigkeit  dieses  zwischen  Zedent 
und  Zessionar  zustande  gekommenen  Vertrages  dem  Dritten  gegenüber. 

Wechsel'  Mandat, 
Mltgetheilt  von  Herrn  Amtsgerichtsrath  Orünewald  in  Metz. 

Das  Oberlandesgericht  zu  Köln  hat  im  Gregensatze  zu  mnfir 
früheren  Entscheidung  vom  30.  Juli  1873  (Rhein.  Archiv  Bd.  65  S.121\ 
welche  anschliessend  an  das  Urtheil  des  früheren  Reichs- Oberhandels- 
gerichts (Samml.  Bd.  6  S.  125)  annahm,  dass  ein  in  Frankreich  auf- 
gestelltes yyTnandat  ä  Vordre"  nicht  als  „Wechsel^  im  Sinne  unserer 
Wechselordnung  gelten  könne,  durch  Urtheil  vom  15.  Januar  1892 
(Rhein.  Archiv  Bd.  84  S.  119)  angenommen,  dass  ein  solches  Mandat 
insbesondere  wenn  es  an  Order  gestellt  ist,  als  Wechsel  angesehen 
werden  müsse  und  daher  hieraus  vor  den  deutschen  Gerichten  im 
Wechselprozess  geklagt  werden  könne.  Dieses  Urtheil  geht  davon  as& 
dass  unter  Wechseln  nach  Art.  85  d.  W.O.  auch  solche  auslSndiscbe 
Wechsel  zu  verstehen  sind,  die  nach  den  Gesetzen  des  Ansstellmig»- 
orts  als  Wechsel  angesehen  und  behandelt  werden.  Der  Codi  df 
commerce  Art.  110  ff.  kennt  nicht  die  Vorschrift  des  Art.  4  Ziff.  1 
d.  W.O.    Daher  könne  auch  nicht  aus  dem  in  der  streitigen  UrkoiMle 
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gebrauchten  Worte  f,mandat^^  gefolgert  werden,  dass  letztere  eine  An- 
weisung; nicht  aber  einen  Wechsel  enthalte.  Das  Mandat  hat  viel- 
mehr die  Eigenschaften  des  Wechsels,  wenn  es  im  Übrigen  Inhalt  den 
Vorschriften  des  Code  de  commerce  Über  die  Gültigkeit  eines  Wechsels 
entspricht.  In  dieser  Hinsicht  ist  ausschlaggebend,  dass  die  Urkunde 
an  Ordre  gestellt  ist,  und  gibt  ihr  den  Karakter  eines  Wechsels.  Sie 
ist  nicht  blos  Mandat,  sondern  ein  mandat-change.  —  Damit  stimmt 
auch  das  ürtheil  des  Appellhofes  zu  Ronen  vom  30.  Juli  1825  in 
Sirej  Bd.  27  (2,78)  überein. 

Ein  Ausländer,  welchem  Armenrecht  beimlligt  ist,  braucht  keine 

Sicherheit  für  Proxesskosten  xu  stellen. 

Aas  einem  Urtheil  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts,  Zivil- 
senat n,  vom  14.  November  1891  i.  S.  Dr.  P.  Zepos  gegen  Müller 
(Hans.  Ger.-Zeitg.  Hauptbl.  1891  Nr.  115):  .  .  .  „Zu  den  prozesshin- 
demden  Einreden  gehört  nach  §  247  d.  Z.P.O.  die  Einrede  der  man- 
gelnden Sicherheit  für  die  Prozesskosten  und  als  Geltendmachung 
dieser  Einrede  ist  es  auch  anzusehen,  wenn  die  beklagte  Partei  An- 
spruch auf  Leistung  einer  weiteren  Sicherheit  nach  Massgabe  der 
Bestimmung  des  §  104  Abs.  3  d.  Z.P.O.  erhebt Das  Land- 
gericht hat  die  angefochtene  Entscheidung  wesentlich  darauf  gestützt, 
dass  der  Kläger  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  durch  die 
nachträgliche  Ertheilung  des  Armenrechts  enthoben  sei.  Nebenher  ist 
angeführt,  dass  von  dem  Kläger,  welcher  griechischer  Ünterthan 
sei,  nach  §  102  Nr.  1  d.  Z.P.O.  die  Bestellung  einer  Sicherheit  nicht 
gefordert  werden  könne.  Letzerer  Ghüind  ist  aber  nicht  stichhaltig, 
weil  er  auf  der  nicht  begründeten  Annahme  beruht,  dass  Kläger  grie- 
chischer Ünterthan  sei.  Kläger  ist  aus  Sa  mos  gebürtig,  also  tür- 
kischer Ünterthan,  wenn  er  nicht  seine  türkische  Staatsangehörigkeit 
aufgegeben  und  die  griechische  Staatsangehörigkeit  erworben  haben 
sollte.  In  dieser  Beziehung  ist  aber  von  dem  Kläger,  der  dafür,  dass 
er  auf  Grund  der  Bestimmung  des  §  102  Nr.  1  d.  Z.P.O.  von  der 
Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  befreit  sei,  beweispfiichtig  ist, 
nicht  vorgebracht.  Dahin  gestellt  mag  bleiben,  ob  nicht  der  Be- 
freiungsgrund jedenfalls  bei  der  Verhandlung  über  den  Antrag  des 
Beklagten,  den  Kläger  zur  Bestellung  einer  weiteren  Sicherheit  zu 
verpflichten,  schon  hätte  vorgebracht  und  bei  der  Entscheidung  hätte 
berücksichtigt  werden  müssen,  und  ob,  nachdem  solches  nicht  geschehen, 
vielmehr  durch  Zwischenurtheil  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur 
Sicherheitsleistung  ausgesproohen  ist^  das  Gericht  nachträglich  aus  den 
schon  zur  Zeit  der  Erlasstmg  des  Zwischenurtheils  bestehenden  Grunde 
den  nach  §  105  der  Z.P.O.  gestellten  Antrag  des  Beklagten  zurück- 
weisen durfte. 

Die  Entscheidung  des  Landgerichts  wird  aber  getragen  von  dem 
oben  erwähnten  prinzipalen  Grunde.  Der  §  107  der  Z.P.O.  spricht 
mit  klaren  Worten  auS;    dass  die  Bewilligung  des  Armenrechts 
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die  Partei  von  der  Sicherheitsleistung  für  die  ProzeBS- 
kosten  befreit.  Verfehlt  ist  es,  wenn  beklagtischer  Anwalt  dem 
gegenüber  sich  auf  §  108  d.  Z.P.O.  berufen  zu  können  geglaubt  hat. 
Der  Zweck  der  Bewilligung  des  Armenrechts ;  der  armen  Partei  die 
ProzessfUhrung  zu  ermöglichen,  könnte  bei  einem  Ausländer,  dem  nach 
§  106  Abs.  2  d.  Z.P.O.  ausnahmsweise  das  Armenrecht  zu  bewilligen 
ist,  vereitelt  werden,  wenn  daneben  die  Verpflichtung,  dem  Gegner 
Sicherheit  für  die  Prozesskosten  zu  leisten  aufrecht  erhalten  würde. 
Um  dies  zu  verhindern,  ist  die  Bestimmung  in  §  107  Abs.  2,  welche 
sich  lediglich  auf  Ausl&nder  bezieht,  getro£fen  worden.  Damit  steht 
die  Bestimmung,  dass  trotz  Bewilligung  des  Armenrechts  die  arme 
Partei  zur  Erstattung  der  dem  Gegner  erwachsenden  Kosten  verpflichtet 
bleibt,  nicht  im  Widerspruch.  Nicht  minder  unbegründet  ist  das  Ar- 
gument des  beklagtischen  Anwalts,  Beklagter  habe  durch  Ablauf  der 
dem  Klfiger  för  Leistung  der  Sicherheit  (gemäss  §  105  d.  Z.P.O.) 
gesetzten  Frist  ein  Recht  erworben,  welches  ihm  nicht  wieder  habe 
entzogen  werden  können.  Der  §  105  d.  Z.P.O.  schreibt  vor,  dass 
nach  Ablauf  der  gesetzten  Frist  auf  Antrag  des  Bekli^ten  die  Klage 
für  zurückgenommen  erklärt  werden  soll,  wenn  die  Sicherh^t  bis  zur 
Entscheidung  nicht  geleistet  -ist.^^ 

Voraussetzungen    der    ZuMssigkeit    der    Vollstreckungsklage.    — 

Auslegung  des  §  661  Nr,  3  R.Z.RO. 

I. 

Nachdem  in  der  oben  Bd.  1  S.  511  — 513  und  Bd.  II  S.  48— 51 
mitgetheilten  Sache  Klatscher  gegen  Hochhauser  das  Reichsgericht 
das  Urtheil  des  Hans.  O.L.G.  aufgehoben  und  die  Sache  zurückver- 
wiesen hatte,  hat  das  letz  er  e  nunmehr  am  12.  November  1891  abermals 
die  Berufung  des  Beklagten  verworfen  aus  folgenden  Gründen  (Hans. 
Ger.Ztg.  Beibl.   1892  Nr.  23): 

,,Nach  den  vom  Reichsgericht  in  seinem  Urtheil  vom  25.  März  1891 
entwickelten  Grundsätzen  wird  es  wesentlich  darauf  ankommen,  ob  zur 
Zeit  der  beim  L.G.  Wien  anhängig  gewordenen  Klage  nach  den 
Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  ein  allgemeiner  Gerichtsstand  des 
Beklagten,  sei  es  nach  §  13  oder  doch  §  18  der  Z.P.O.,  bei  ge- 
dachtem Gerichte  begründet  war.     Diese  Frage  ist  zu  bejahen. 

Darüber,  durch  welchen  Rechtsakt  eine  Klage  als  bei  einem  aus- 
wärtigen Gerichte  anhängig  geworden  anzusehen  ist,  kann  nur  das 
bei  diesem  geltende  Prozessrecht  entscheiden.  Nach  §  661 
Ziff.  3  der  Z.P.O.  ist  nur  zu  prüfen,  ob  überhaupt  eine  Zuständigkeit 
für  das  betreffende  ausländische  Gericht,  nach  dem  Rechte  des  deutschen 
Richters  beurtheilt,  vorhanden  war,  und  ist,  wie  auch  das  Reicks- 
gericht  hervorhebt,  hiebei  das  deutsche  Recht  nur  insoweit  anzu- 
wenden, als  es  überhaupt  angewendet  werden  kann.  Es  ist  aber 
anmöglich    die    Auffassung    des    Gresetzgebers    dahin    gegangen,    dass 
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es  darauf  entscheidend  ankommen  solle,  ob  eine  Klage  ganz  in  der- 
selben Weise  wie  nach  deutschem  Prozessrecht  bei  dem  ausländischen 
Gerichte  zur  Rechtshängigkeit  gelangt  sei  und  damit,  ob  auch  der 
Rechtsakt  bezüglich  des  Wann?  genau  wie  nach  deutschem  Recht 
liege.  Daran  konnte  der  deutsche  Gesetzgeber  bei  der  Verschiedenheit 
der  Prozessrechte  gar  nicht  denken,  und  ist  auch  nicht  ersichtlich, 
welches  Interesse  in  diesem  Punkte  fUr  den  deutschen  Standpunkt  be- 
stände. Die  Auffassung  des  Beklagten,  dass  für  die  Frage^  ob  und 
wann  die  Klage  beim  Landesgericht  Wien  anhängig  geworden  sei, 
lediglich  eine  dem  deutschen  Rechte  konforme  Zustellung  dieser  zu 
entscheiden  habe,  war  daher  nicht  zu  billigen. 

Für  das  Anhängigwerden  einer  Klage  bei  einem  Gerichte  zu  Wien 
ist  nun  aber  nach  dem  dort  geltenden  Rechte  zufolge  des  äusserlich 
wie  innerlich  vollen  Glauben  verdienenden,  vom  Beklagten  auch  nicht 
weiter  bemängelten  Gutachtens  des  Hof-  und  Gerichtsadvokaten  Dr. 
M.  Diamant  in  Wien  der  Rechtsakt  der  Einreichung  der  Klage 
massgebend.  Die  hier  in  Frage  stehende  Klageschrift  vom  3.  Januar  1889 
wurde  am  4.  Januar  1889  beim  Landesgericht  Wien  eingereicht,  also  die 
Klage  auch  an  diesem  Tage  bei  demselben  anhängig.  Zufolge  §  6  des 
kaiserlichen  Patents  vom  28.  November  1852  blieb  dieses  Gericht 
jedenfalls  bis  zur  Beendigung  der  einmal  anhängig  gewordenen  Rechts- 
sache zuständig,  wenn  auch  während  der  Verhandlung  die  Betheiligten 
unter  eine  andere  Gerichtsbarkeit  gekommen  wären. 

Es  kann  dahin  gestellt  bleiben,  ob  Beklagter,  wie  Kläger  be- 
hauptet, noch  am  4.  Januar  1889  seineu  Wohnsitz  zu  Wien  gehabt 
hat.  Denn  jedenfalls  trifft  nach  den  eigenen  Behauptungen  des  Be- 
klagten der  §  18  d.  Z.P.O.  allen  Voraussetzungen  nach  zu,  wobei  an 
die  Stelle  des  hier  erwähnten  deutschen  Rechts  österreichisches  zu 
treten  hat. 

Beklagter  will  Ende  1888  sein  Domizil  aufgegeben  haben,  in 
Deutschland  bis  zum  18.  oder  19.  Januar  1889  geschäftlich  umherge- 
reist sein  und  dann  an  den  letztgedachten  Tagen  hier  in  Hamburg 
seinen  neuen  Wohnsitz  genommen  haben.  War  dies  der  Fall,  so  hatte 
Beklagter  am  entscheidenden  4.  Januar  1889  zwar  zu  Wien  weder 
einen  Wohnsitz  mehr,  noch  in  Oesterreich  eine  Aufenthaltsstätte,  wohl 
aber  zu  Wien  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt,  da  er  einen 
neuen  seit  Wien  erst  nach  dem  4.  Januar  1889  in  Hamburg  erwarb. 
Ein  Aufenthalt  in  Oesterreich  konnte  also  gar  nicht  bekannt  sein. 

Das  Landgericht  in  Wien  war«  hienach  im  Sinne  des  §  661 
Ziffer  3  d.  Z.P.O.  fUr  die  Klage  und  das  auf  diese  ergangene  Urtheil 
zuständig.  Die  Rechtmässigkeit  der  Entscheidung  war  aber  nicht  zu 
prüfen,  daher  namentlich  auch  nicht,  ob  sie  formell  richtig  im  aus- 
ländischen Prozessverfahren  ergangen  ist.^ 

IL 

In  der  Sache  des  Advokaten  Dr.  Thorsch  in  Prag  gegen  H.  A. 
W und  A.  M  ...  in  Hamburg  (Hans.  Ger.Ztg.  Beibl.  1892 
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Nr.  23)  verwarf  das  Hans.  O.L.G.,  Zivilsenat  m,  am  24.  Oktober  1891 
die  beklagtische  Berufung  aus  folgenden  Gründen. 

;,Die  Berufung  des  Beklagten  kann    als  begründet   nicht    erachtet 
werden;  da  die  Bestimmung  der  Ziffer  3  des  §  661  der  Z.P.O., 
das  Vollstreckungsurtheil    ans    dem   Urtheile  eines  ausländisch^!    Ge- 
richts sei  dann   nicht   zu   erlassen,    wenn    nach   dem    Rechte   des   über 
die     Zulässigkeit     der     Zwangsvollstreckung     nrtlieilenden     deutschen 
Richters  die  Gerichte  desjenigen  Staates  nicht  zuständig  waren,  welchem 
das    ausländische    Gericht    angehört,    sich    nur    auf  die    örtliche, 
nicht  auf  die  sachliche  Zuständigkeit  bezieht,  und  daher  das 
Vollstreckungsurtheil  nicht  versagt  werden  kann,  wenn  die  Vorschriften 
des  ausländischen  Rechts  über  die  Vertheilung  der  Rechtsstreitigkeiten 
nach  ihrem  Gegenstande  auf  die  verschiedenen  Gerichte  des  betreffen- 
den  Staates  von  den  bezüglichen  Bestimmungen  der  deutschen  Gresetze 
abweichen.    Es  hat  der  um  Ertheilung  der  Vollstreckbarkeitserklärung 
angegangene  deutsche  Richter  demnach   zu   prüfen,  ob,  wenn    ein    aus- 
ländisches Gericht  seine  Zuständigkeit  zur  Entscheidung  der  fraglichen 
Streitsache  angenommen  hat,  an  dem  Sitze  dieses  Gerichts  auch  nach 
deutschem  Rechte  der  betreffende  Gerichtsstand  begründet  sein  wurde, 
während  für  die  Feststellimg  der  Zuständigkeit   des   erkennenden  Ge- 
richts   die    Gerichtsverfassung     des    fremden    Staates    massgebend    ist 
(vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  27  Nr.  109  S.  414, 
bes.  Beil.  zum  Reichs- Anzeiger  1891   S.  324,  Hans.  G«r.Ztg.  Beiblatt 
1891  Nr.  112  [diese  Zeitschr.  Bd.  II  S.  48  ff.  ). 

Beklagte  gründen  nun  ihre  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Be- 
zirksgerichts zu  Ptag  ausschliesslich  darauf,  dass  nach  den  Be- 
stimmungen des  §  34  der  deutschen  Z.P.O.  über  die  sachliche  Zu- 
ständigkeit der  deutschen  Gerichte  die  Zuständigkeit  des  Bezirks- 
gerichts zu  Prag  zur  Entscheidung  über  den  Anspruch  des  Klägers 
um  deswillen  nicht  begründet  gewesen  sei,  weil  der  Hauptprozess  bei 
dem  Handelsgericht  zu  Prag  und  nicht  bei  dem  dortigen  Bezirks- 
gerichte geflihrt  sei.  Abgesehen  davon,  dass  im  §  34  d.  Z.P.O.  kein 
sog.  ausschliesslicher  Gerichtsstand  für  die  Klage  des  Prozessbevoll- 
mächtigten wegen  Gebühren  und  Auslagen  bestimmt  ist  und  somit  auch 
nach  deutschem  Prozessrecht  eine  derartige  Klage  bei  einem  aus 
anderen  Gründen  sachlich  zuständigem  Gerichte  augebracht  werden 
könnte,  erscheint  diese  Einrede  dem  Obigen  nach  schon  um  deswillen 
unbegründet,  weil  nach  §  34  der  Z.P.O.  an  dem  Sitze  des  Bezirks- 
gerichts Prag-  der  Gerichtsstand  •  für  die  Klage  auf  Zahlung  der  Ge- 
bühren und  Auslagen  des  Klägers  in  dem  bei  dem  Handelsgericht  m 
Prag  im  Auftrage  der  Beklagten  geführten  Rechtsstreite  begründet 
war.  Ferner  haben  sich  Beklagte,  ausweislich  der  vom  Kläger  bei- 
gebrachten Vollmacht,  verpflichtet,  dem  Kläger  den  Betrag  seiner  oder 
seines  Substituten  Baarauslagen  und  das  Entgelt  für  seine  Mühe- 
waltung in  Prag  zu  bezahlen,  wonach  vertragsmässig  die  örtliche  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  in  Prag  festgestellt  worden   ist,  während  die 
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sachliche  Zuständigkeit  des  Bezirksgerichts  für  die  Entscheidung  über 
die  klSgerische  Honorarforderung  nach  den  Bestimmungen  des 
österreichischen  Prozessrechts  von  den  Beklagten  überall  nicht 
bestritten  ist.^ 


Italien. 

Italienische  Reclitsprechung. 

Mitgetheilt  von  Herrn  F.  P.  Contuesi,  Professor  a,n  der  Universität  zu  Neapel. 

Oewerbeschutz. —  Im  Auslände  patentirte  Er findtifig, —  Erfindungs- 

patent  im  Königreiche.   —  Es  ist  nicht  untersagt y  für  eine  im 

Auslande  schon  patentirte  Erfindung    ein   Erfindungspatent  in 

Italien,  anstatt  des  Importzertifikats  anvusuchen. 

Urtheil  des  Appellationsgerichtshofs  zu  Casale  vom  13.  Mai  1891/ 
Vermorel  c.  Fiore. 

Der  von  dem  Appellationsgerichtshof  zu  Casale  soeben  angeführte 
Grundsatz  (Annali  della  Oiurisprudenza  italiana  Bd.  26  T.  I.  S.  207) 
steht  im  Widerspruche  mit  der  Kechtsprechung  des  Kassationshofs  zu 
Turin  [Annali  etc.,  Bd.  25  T.  I.  S.  120);  er  ist  aber  in  einer  anderen 
Sache  vom  Kassationshof   zu   Rom     mit    Urtheil    vom    8.  Jan.     1892 
bestätigt  worden  (Annali  etc.,    Bd.    26  Tl.  S.  136),    Zur  Beurtheilung 
dieser  Frage   sind   die   Bestimmungen    der    italienischen    Gesetze  vom 
30.   Oktober   1859    und   vom    12.   März    1855    ins   Auge    zu    fassen. 
Art.  2   des   Gesetzes  von    1855   und  Art.   3   des   Gesetzes  von    1859 
nehmen  in  Bezug  auf  die  Erfindung  drei  Momente  an:   die  Wahl  der 
Kräfte,   ihre  Anwendung  und  den  Erfolg  derselben.    An  jedem  solcher 
Momente  nimmt  die   menschliche  Erfindung  ihren  Antheil;   man   kann 
daher    die   Erfindungen    in    drei  Klassen  eintheilen,    welche    den    be- 
nannten Momenten  entsprechen.     Nach  Art.  3  des  Gesetzes  von  1859 
ist  als  neue  Erfindung  oder  Entdeckung  diejenige   angesehen,    welche 
früher    nie    bekannt   war,     oder    von    welcher,     obwohl     man    davon 
Kenntniss    hat,    die   nöthigen  Einzelnheiten   zu   ihrer  Ausführung  un- 
bekannt  sind.      Was    die    im    Auslande  patentirten  Erfindungen    an- 
belangt,   so  ertheilt,    obgleich   dieselben   kraft   des    fremden   Schutzes 
veröffentlicht    werden,    Art.   4   doch    das    Recht,    Patente    hierauf   im 
italienischen    Staate    zu    erlangen,    bevor    ein    Anderer    dieselben    im 
Staate   frei  eingeführt    und    in  Wirksamkeit  gesetzt  hat.     Der  Art.  5 
erklärt    jede    Modifikation    einer    vorhergehenden    Erfindung    des  Pti- 
vile^ums  fähig,    obschon  dieselbe   mit   einem   noch   in  Kraft    stehen- 
den    Schutze    versehen    ist.      Es    ist    nicht    unlogisch,     anzunehmen, 
dasB     eine    patentirte    Erfindung    den    Karakter    der    Neuheit    nicht 
verliert,    wenn    sie    freiwillig  im  Königreiche    nicht    eingeführt    oder 
ins   Werk  gesetzt  worden   ist,   oder,   mit  anderen  Worten,  wenn  nicht 
schon  der  Besitz  oder  richtiger  der  Rechtsbesitz  hievon  mit  all  seinen 
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bezüglichen  Folgen  erlangt  ist,  da  ausserdem  ein  Schutz  ertheilt 
werden  würde,  der  mit  der  Achtung  vor  den  internationalen  Verhält- 
nissen im  Widerspruch  stünde.  Hiemit  befasst  sich  die  Konvention 
zum  Schutze  des  industriellen  Eigenthums  zwischen  Italien,  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Belgien,  Brasilien,  Domingo,  England, 
Frankreich,  Guatemala,  Niederlande,  Portugal,  Serbien,  Spanien,  der 
Schweiz  und  Tunis  vom  20.  März  1883.  Art.  5  dieser  Konvention 
bestimmt,  dass  die  Einführung  von  patentirten  Gegenständen  in  dem 
Staate,  wo  das  Patent  ausgestellt  wurde,  die  Patentirung  in  einem 
oder  dem  anderen  der  Staaten  des  Vereins  nicht  ausschliesse.  Art.  11 
gewährt  indessen  ohne  Weiteres  einen  zeitlichen  Patentschutz  in  Bezug 
auf  Erzeugnisse,  welche  in  den  öffentlichen  internationalen  Ausstellungen 
sich  befinden  und  von  Amtswegen  anerkannt  sind.  Art.  4  der  obigen 
Konvention  behält  in  diesem  Falle  eine  sechsmonatliche  Frist  in  seinem 
letzten  alinea  vor,  was  nicht  das  Importpatent  sondern  jenes  der  Er- 
findung betrifft,  und  a  fortiori  muss  man  solches  als  geltend  erachten 
nach  dem  Wortlaute  des  Art.  5  der  Konvention,  welcher  jeden&lls 
den  Karakter  der  Neuheit  anerkennt. 

Die  Artikel  5  ff.  des  Gresetzes  sanktioniren  die  Oeffentlichkeit  der 
Register,  das  Recht  eine  Abschrift  zu  erhalten,  die  semestrale  Ver- 
öffentlichung der  Beschreibungen  und  Zeichnungen.  Das  Ministerium 
kann  auch  die  Veröffentlichungen  im  Auszuge  verordnen,  sofern  in 
solchem  die  Erfindung  in  verständlicher  Weise  beschrieben  ist. 

Art.  22  bestimmt,  dass  die  Originalbeschreibung  des  Crfinders 
einen  vollständigen  und  klaren  Bericht  über  alle  jene  Einzelheiten 
enthalten  muss,  welche  nöthig  sind,  von  einer  sachkundigen  Person 
gekannt  zu  werden,   imi    die  Erfindung   ins  Werk  setzen  zu    können. 

Die  weiteren  Artikel  geben  der  Erfindimg  unter  bestimmten  Um- 
ständen eine  rückwirkende  Kraft  —  auf  sechs  Monate  zurück  —  zu 
Gunsten  der  von  dem  Erfinder  gemachten  Modifikationen,  dessen  Original- 
zertifikat aber  immer  in  Folge  des  Artikels  10  seinen  Ursprung  vom 
Moment  des  Antrages  haben  muss,  ohne  dass  dabei  der  Tag,  an 
welchem  ihm  das  Zertifikat  im  italienischen  Staate  wirklich  ein- 
gehändigt wurde,  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  Diese  rückwirkenden 
Termine  liefern  auch  weiteren  Beweis  der  rechtlichen  und  saclilichai 
Zulässigkeit  der  Gewährung  eines  Erfindungspatentes  und  nicht  eines 
Importzertifikats. 

Dem  obenangeführten  Urtheile  des  Kassationshofs  zu  Rom  vom 
8.  Januar  1892,  erlassen  in  der  Sache  Sodini  c.  Manzoni  u.  A.,  lag 
folgender  Streitfall  zu  Grunde: 

Friedrich  Seltsam  erhielt  ein  Patent  im  Auslande  auf  die  Er- 
findung eines  Verfahrens,  womit  die  Knochen  durch  Benzindämpfe  sich 
entfetten.  Hierauf  verlangte  und  erhielt  derselbe  für  seine  Erfindung 
vom  königlich  italienischen  Industriemuseum  ein  Schutzzertifikat  f&r 
ein  Jahr,  welches  sich  dann  bis  auf  fünfzehn  Jahre  erstreckte.  Diese 
Schutzrechte  wurden  vom  Erfinder  mit  Urkunde  vom  29.  Oktober  1881 
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an  gewisse  Manzoni^  Silvestri  und  andere  um  den  Preis  von  50000  Lire 
abgetreten.  So  standen  die  Dinge;  als  Eustachio  Sodini  mit  Akt  vom 
8.  Mai  1891  die  Erwerber  dieser  Schutzrechte  vor  dem  Tribimal  zu 
Bom  belangte  und  beantragte,  das  von  Seltsam  in  Italien  erlangte 
Erfindungspatent  nichtig  zu  erklären.  Dieser  Anspruch  wurde  damit 
zu  begründen  gesucht,  dass  Seltsam  nur  ein  Importpatent  hätte  ver- 
langen können,  weil  es  sich  um  eine  Erfindung  handelte,  die  aufgehört 
hatte,  etwas  Neues  zu  sein,  da  dieselbe  schon  früher  in  Deutschland, 
Belgien,  Frankreich  und  England  patentirt  worden  sei. 

Der  gegen  die  in  zweiter  Instanz  erfolgte  Abweisung  der  Klage 
gerichtete  Kassationsrekurs  rügte  eine  Verletzung  der  Art  1 — 4  und 
Art.  57  Nr.  5  des  Gesetzes  über  den  Industrieschutz,  da  das  Urtheil 
den  Unterschied  zwischen  Erfindungspatent  und  Importpatont  verkannt 
habe.  Der  Kassationshof  wies  aber  den  Bekurs  zurück,  indem  er 
den  Grundsatz  aussprach,  dass  ein  im  Königreich  ertheiltes  Patent 
für  eine  Erfindung,  die  schon  im  Auslande  patentirt  worden,  nicht 
aus  dem  Grunde  ungültig  sei,  weil  dasselbe  anstatt  als  Importpatent 
als  Erfindungspatent  nachgesucht  und  ertheilt  worden  sei. 


Oesterreich. 

Beehtspreehiiiig  der  osterreiehlseheii  Oeriehtshofe. 

Ä.  Zivilrecht.    Zivilprozess. 

Erfordemiss  der  Legalisirung  %ur  Rechtsgültigkeit  der  im  Aus- 
lände atisgesteUten  Privaturkimden, 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes   vom  4.  Mai  1892  Z.  5428. 

(Bestätigung   der  den  Bescheid    des  k.  k.  Bezirksgerichts  in  Kl.  vom 

22.  Mai  1891    Z.  10146   abändernden   Entscheidung    des  böhmischen 

Oberlandesgerichts  vom  19.  Januar  1892  Z.  1296.) 

Auf  Grund  des  rechtskräftigen  Urtheils  vom  19.  März  1891  Z. 
5828  und  der  Abtretungsurkimde  de  dato  Bobrow  (in  Kussland)  vom 
15.  April  1891  bewilligte  das  k.  k.  Bezirksgericht  in  Kl.  dem  Dr. 
W.  K.^  als  Bechtsnehmer  der  Eleonora  Z.,  die  exekutive  Pfl&ndung, 
Schätzung  und  Transferirung  des  beweglichen  Vermögens  der  Josefine 
H.  wegen  schuldigen  20  fl.  88  kr. 

lieber  Bekurs  der  Exekution  hat  das  Oberlandesgericht  den  erst- 
richterlichen Bescheid  abgeändert  und  das  Exekutionsgesuch  des  Dr. 
W.  K.  abgewiesen,  weil  die  vorgelegte  Abtretungsurkunde  im  Aus- 
lande ausgestellt  ist,  weil  solche  Urkunden  zu  ihrer  Beweiskraft;  ge- 
mäss den  Bestimmungen  des  §  8  des  kaiserlichen  Fat.  vom  9.  August 
1854  Nr.  208  R.G,B.,  dann  der  Hofdekrete  vom  9.  Januar  1809  Nr. 
880  J.G.S.  und  vom  8.  Februar  1812  Nr.  971  J.G.S.  der  Legali- 
sirung bedürfen,  weil  letztere  gegebenen  Falls  fehlt,  und    weil    sohin 
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der  Gesuchsteller   als   zur   Herembringung    der    exequirten  Fordenmg 
berechtigt    nicht  ausgewiesen    erscheint. 

Diese  Entscheidung  wiurde  von  dem  k.  k.  obersten  Gerichtshofe 
über  den  Bevisionsrekurs  des  Exequenten  bestätigt  in  der  Erwägung, 
dass  gemäss  den  Bestinmiungen  der  Hofiekrete  vom  13.  Januar 
1809  Z.  880,  8.  Februar  1812  Z.  971,  16.  April  1818  Z.  1436, 
20.  Oktober  1837  Z.  234  und  vom  22.  Januar  1838  Z.  249 
J.G.S.  die  im  Auslande  ausgestellten  öffentlichen  Urkunden,  um 
inlands  beweiskräftig  zu  sein,  von  einer  österreichischen  Gresandtschaft, 
bezw.  von  einem  Konsulate  legalisirt  sein  müssen,  dass  mit  Rücksicht 
auf  den  Zweck  der  Legali sirung  diese  umso  mehr  bei  Privaturkunden  ge- 
fordert werden  muss,  und  dass  daher  die  beigebrachte  Abtretnngs- 
urkunde   als    rechtsgültig    nicht  angesehen    werden  kann. 

Zur  Entscheidung  einer  Bechtsangelegenheit  wegen  UngiäHgkeit 
einer  nach  österreichischem  Rechte  und  von  österreichischenr  Öe- 
richten  zu  beurtheilenden  Ehe  gegen  den  im  Auslände  wohnenden 
Oesterreicher  ist,  beim  Entfallen  der  Vorattssetxungen  einer  Aus- 
nahmsbestimmimg,  jener  Gerichtshof  erster  Instanz  als  xusiändij 
anzusehen,  in  dessen  Sprengel  der  geklagte  Ehetheil  seinen  UtxM 
ordentlichen  Wohnsitz  im  Inlande  gehabt  hat  (§  14  L  N.). 

Entscheidung  vom  24.  Februar  1892  Z.  2224.     (Bestätigung  der  Ent- 
scheidung   des  k.  k.  Oberlandesgerichts  Innsbruck  vom    9.  Dezember 
1891    Z.    6312,    Abänderung   der    Entscheidung    des   k.    k.    Landes- 
gerichts Innsbruck  vom  3.  November  1891  Z.  4652.) 

Der  in  der  Rechtssache  der  A.  in  St.  Gallen  wider  B.  in  Zug 
in  der  Schweiz  wegen  Ungültigkeit  ihrer  Ehe  geklagterseits  erhobenen 
Einwendung  der  Inkompetenz  des  Landesgerichts  in  Innsbruck  wurde 
vom  letzteren  stattgegeben.  Gründe:  Nach  §  14  J.N.  sind  der 
Entscheidung  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz  die  Rechtsangelegenheitcm 
vorbehalten,  in  denen  es  sich  um  die  Ungültigkeit  einer  Ehe  handelt 
imd  es  ist  in  diesem  Falle  jener  Gerichtshof  zuständig,  in  desseo 
Sprengel  die  Ehegatten  ihren  letzten  Wohnsitz  hatten.  Es  lässt  sidi 
nicht  verkennen,  dass  sich  Fälle  ergeben  können,  in  welchen  zweifels- 
ohne ein  österreichischer  Gerichtshof  zur  Entscheidung  über  die  Gül- 
tigkeit einer  angefochtenen  Ehe  berufen  ist,  in  denen  aber  die  durch 
§14  J.N.  für  die  örtliche  Kompetenz  au%e6te11te  Regel  nicht  aus- 
reicht, indem  das  Elriterium  des  gemeinschaftlichen  Wohnsitzes  fehlt 
Wenn  die  Anwendbarkeit  der  Bestimmimg  des  §  14  J.N.  ausge- 
schlossen ist,  dann  muss  auf  die  allgemeine  Regel  des  §  13  J.N. 
zurückgegriffen  werden,  dass  Klagen  bei  jenem  Gerichte  anzubringen 
sind,  in  dessen  Sprengel  der  Geklagte  zur  Zeit  der  Anbringung  der 
Klage  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat.  Auch  in  dem  vorliegendoi 
Falle  kann  die  Kompetenz  eines  inländischen  Gerichtshofes  nach  §  H 
J.N.    nicht  bestimmt  werden,   da   die  Eheleute  A.   und  B.  nach  ihrer 
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Am  24.  August  1886  in  X.  (Oesterreich)  erfolgten  Trauung  ihren 
Wohnsitz  in  der  Schweiz  —  also  im  Auslande  —  genommen  haben 
and  daselbst  immer  verblieben  sind.  Wenn  nun  immerhin  in  dem 
Umstände^  dass  sowohl  B.  als  auch  A.  Angehörige  des  österreichischen 
Staates  sind  und  dass  die  angefochtene  Ehe  im  Inlande  abgeschlossen  wurde^ 
Momente  zu  erblicken  sind;  welche  dafür  zu  sprechen  scheinen^  dass  diese 
Angelegenheit  vor  einem  österreichischen  Gerichtshofe  zu  entscheiden  sei,  so 
ist  es  doch  nicht  Sache  dieses  Landesgerichts,  zu  untersuchen  und  auszu- 
sprechen, ob  überhaupt  einem  österreichischen  Gerichtshofe  und,  im 
bejahenden  Falle,  welchem  die  Gerichtsbarkeit  in  dieser  Sache  zustehe, 
sondern  die  Aufgabe  des  angerufenen  Gerichtshofes  besteht  lediglich 
darin,  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  ob  seine  eigene  Zuständigkeit  in 
der  anhängig  gemachten  Rechtssache  begründet  sei.  Die  Klägerin  be- 
gründet ihre  Ansicht  damit,  dass  der  Geklagte  als  ausserordentlicher 
Professor  der  Universität  in  Innsbruck  seinen  letzten  Wohnsitz  im 
Inlande  in  Innsbruck,  daher  auch  daselbst  seinen  letzten  Personalge- 
richtsstand hatte.  Allein  nach  §  13  J.N.  sind  Klagen  bei  jenem 
Grerichte  anzubringen,  in  dessen  Sprengel  der  Beklagte  zur  Zeit  der 
Anbringung  derselben  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte.  Wenn  nun 
auch  B.  bis  zum  Jahre  1882  in  Innsbruck  angestellt  war  und  daselbst 
gewohnt  hat,  so  hat  die  Klägerin  selbst  zugegeben,  dass  B.  im  Jahre 
1882  von  Innsbruck  weggezogen  ist,  demnach  seinen  Wohnsitz  da- 
selbst aufgegeben  hat.  Die  Meinung  der  Klägerin,  dass  der  letzte 
bekannte  Wohnsitz  im  Inlande  für  die  Zuständigkeitsfrage  massgebend 
sei  und  solange  als  bestehend  angenommen  werde,  solang  nicht  von 
gegnerischer  Seite  der  Erwerb  eines  späteren  Wohnsitzes  in  Oester- 
reich durch  B.  nachgewiesen  werde,  ist  nicht  gerechtfertigt.  Die 
Kompetenz  des  angerufenen  Landesgerichts  ist  daher  nicht  begründet, 
und  die  Klage  musste  zurückgewiesen  werden. 

Das  Oberlandesgericht  hat  über  Rekurs  der  A.  die  Einwen- 
dung des  nicht  gehörigen  Grerichtsstandes  verworfen.  Gründe:  Es  ist 
allerdings  richtig,  dass  die  Streittheile  ihren  letzten  gemeinschaftlichen 
Wohnsitz  nicht  im  Sprengel  des  k.  k.  Landesgerichts  Innsbruck  hatten, 
aber  ebenso  ist  auch  richtig,  dass  sie  seit  ihrer  Verehelichung  ihren 
Wohnsitz  überhaupt  niemals  in  Oesterreich  hatten.  Nach  der  Be- 
stimmung des  §  14  J.N.  wäre  daher  weder  das  angerufene  Landes- 
gericht, noch  überhaupt  ein  anderes  österreichisches  Gericht  kompetent. 
Dagegen  aber  steht  fest,  dass  der  Geklagte  österreichischer  Staats- 
bürger, dass  die  Klägerin  durch  ihre  Verehelichung  mit  dem  Geklagten 
eben£Etll8  österreichische  Staatsbürgerin  geworden  ist  und  dass,  nach- 
dem die  Ehe  in  X.  in  Vorarlberg  geschlossen  wurde,  gemäss  §  86 
bezw.  §  4  a.  b.  G.B.  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  nach  den  österreichischen 
Gresetzen  zu  beurtheilen  kommt.  Wenn  nun  von  der  Voraussetzung 
ausgegangen  würde,  dass  die  Kompetenz  in  Ehestreitigkeiten  sich 
lediglich  nach  der  Bestimmung  des  §  14  J.N.  zu  richten  habe,  so 
könnte  gegen  die   vorliegende    Klage  bei  jedem    österreichischen   Ge-. 
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richtsbofe    die   Inkompetenzemwendung   mit   Erfolg    whoben    werdeo. 
Das  aber  würde   zur  Folge   baben    einerseits;   dass   der  österreichische 
Staat  auf  die  ihm  über  seine  eigenen  Angehörigen  zustehende  Bechts- 
hoheit   verzichten;    andererseits ;    dass   er    denselben  den   gebtthrenden 
Rechtsschutz    verweigern    würde.     Nach    den    internationalen    Bechta- 
grundsätzen  erscheint  weder  das  Eine^  noch  das  Andere  zulässig,  und 
besonders  dann    nicht;    wenn    das    der    richterlichen  Entscheidung  21 
unterziehende  BechtsverhältnisS;    wie  das   gegenwärtige;   seine  Bechts- 
folgen  auch  im  Inlande  zu    äussern  geeignet    ist    und  wenn  auch  bei 
bestehender  formaler  Reziprozität  das  eventuell  angerufene  ausländiBche 
Grericht  die  Sache  nach  seinem  eigenen;  nicht  aber  gemäss  §  36  a.  b. 
G.B.  nach  österreichischem  Rechte  beurtheilen  und  entscheiden  würde. 
Nachdem    nun   aber    die  derzeit  in   Kraft    bestehenden    Kompetenzbe- 
stimmungen in  Betreff  der    Zuständigkeit   der    Gerichte  in   Ehestreit- 
sachen eine  Anordnung    darüber   nicht  enthalten;   welches  Gericht  in 
dem  Falle  kompetent  sein  soll;   wenn  die  Ehegatten  nach  ihrer  Yer- 
ehelichung  in  Oesterreich   nirgends   einen  Wohnsitz  genommen  habeo; 
so  muss  nach  Vorschrift    des  §  7  a.  b.  G.B.    die  Frage  au%eworfen 
und  erörtert  werden,  ob  sich  die  Kompetenz  des  angerufenen  Grerickts 
nicht   aus  der  Analogie    oder   eventuell  aus    natürlichen  Bechtsgnmd- 
sätzen    begründen    lasse.      Nun    ist   aber   im   österreichischen   Gesetze, 
thatsächlich  der  Fall  vorgesehen,    wo   ein  Ehegatte  um  die  AuflösuBg 
der  Ehe  bei  einem  inländischen  Gerichte  einschreiten   kanu;    wenn  er 
auch  mit  dem  anderen  Ehegatten   nie   zusammengelebt  hätte,    wo   also 
ebenfalls  ein  letzter  gemeinschaftlicher  Wohnsitz  im  Inlande  nicht  enur- 
bar  ist    oder    nie    bestanden  hat.     Es  ist  dieses  der  §  112  a.  b.  G.B.; 
bezw.     §    88    J.N.;    gemäss     welchem   der     zurückgebliebene    Ehe- 
gatte gegen  den    abwesenden  und  verschollenen   anderen  Ehetheil  bei 
dem  Gerichtshofe  des  Bezirks;   wo  er;    der  zurückgebliebene  EhetheiL 
seinen   Wohnsitz   hat;    um    die    gerichtliche  Todeserklärung    des   Ab- 
wesenden und  um  die  Entscheidung;  dass   die  Ehe  getrennt   sei,    ein- 
schreiten kann.     Die  §§112  a.  b.  G.B.  und  88  J.N.  enthalten  keine 
Beschränkung  oder  Ausnahme  für  den  Fall;  als  die  bezüglichen  Ehe- 
gatten nie  einen  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  im  Inlande  gehabt  haben 
sollten;  sondern  es  ist  in  jedem  Falle  der  Gerichtshof  des  Wohnsits^ 
des  einschreitenden  Theiles  für  kompetent  zu  halten.     Allerdin^  setzea 
diese  gesetzlichen    Bestimmungen   voraus,    dass  der    ansuchende  Ehe- 
gatte seinen  Wohnsitz  im  Inlande  habO;  was  bei  der  heutigen  Klägerin 
nicht  der  Fall  ist.    Allein  bei  der  staatsgrundgesetzlich  gewährleisteten 
Freizügigkeit  steht   es  Jedermann    frei,   zu  was  immer  für    Zwecken 
seinen  Wohnsitz  zu   ändern  und  anderswohin   zu   verlegen.     Es   kann 
daher  ein  Ehegatte;  der  das  Verßihren   nach  §  112  a.  b.  G.B.  gegen 
den  anderen  Ehetheil   einleiten  will;    auch   lediglich  zu  dem  Zwecke. 
um  ein  bestimmtes  Forum  zu  vermeiden   und   ein   anderes  bestimmtes 
Forum  zu  gewinnen;    seinen  Wohnsitz   ändern.     Es    liegt    also   unter 
der   Voraussetzimg  der  Wohnsitzänderung  in    seiner   Wahl;    welchen 
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Forum  er  sich  in  dieser  Angelegenheit  unterwerfen  wolle.  Noch  hat 
zwar  bisher  in  der  österreichischen  Gesetzgebung  das  Institut  der  idea- 
len Wohnsitzverlegung  behufs  Gewinnung  eines  ForumS;  wie  es  zum 
Theile  in  den  modernen  Gesetzgebungen  anderer  Staaten  Aufnahme 
gefunden  hat;  ausdrücklich  nicht  Platz  gewonnen,  allein  eben  darin, 
dass  einzelne  Staaten  (z.  B.  Italien)  ein  solches  Rechtsinstitut  in  ihre 
neueste  Gresetzgebung  aufgenommen  haben,  liegt  ein  deutlicher  Finger- 
zeig, dass  es  wenigstens  unter  gewissen  Umständen  eine  Anforderung 
des  natürlichen  Rechts  sein  muss,  einen  idealen  Wohnsitz,  eine  Zu- 
ständigkeit nach  der  Wahl  der  Partei  zu  schaffen,  wenigstens  dann 
und  insofern,  als  sonst  das  materielle  Recht  Schaden  leiden  müsste. 
Es  wäre  auch  thatsächlich  mit  den  natürlichen  Rechtsgrundsätzen  un- 
vereinbar, wenn  ein  Ehegatte,  der  im  Sinne  des  §  112  a.  b.  6.B. 
vorzugehen  gedenkt,  aber  durch  Gesundheits-,  Familien-  oder  Erwerbs- 
rücksichten gezwungen  ist,  im  Auslande  zu  leben,  deswegen  in  Öester- 
reich kein  Recht  finden  sollte,  weil  seine  physische  Persönlichkeit  dort 
ihren  Wohnsitz  zu  nehmen  gehindert  ist  und  weil  seine  blosse  Unter- 
werfung unter  ein  bestimmtes  Forum  ohne  physische  Anwesenheit 
als  zur  Begründung  der  Kompetenz  eines  inländischen  Gerichtsstandes 
ungenügend  erachtet  wird.  Was  aber  im  Falle  des  §  112  a.  b.  G.B. 
Rechtens  ist,  muss  nach  den  Grundsätzen  der  Analogie  auch  im  vor- 
liegenden Falle  Anwendung  finden,  zumal  aus  den  Akten  sich  ergibt, 
dass  die  Klägerin  bei  ihren  Eltern  in  St.  Gallen  Schutz  und  Unter- 
kunft gefunden  hat,  und  ihr  doch  füglich  der  österreichische  Rechts- 
schutz deswegen  nicht  verweigert  werden  sollte,  weil  sie  nicht  in  der 
Lage  ist,  ihren  Wohnsitz  in  Öesterreich  aufzuschlagen.  Es  muss  viel- 
mehr genügen,  dass  sie  sich  in  der  betreffenden  Angelegenheit  dem 
k.  k.  Landesgerichte  Innsbruck  als  kompetenten  Forum  unterworfen 
und  dessen  Entscheidung  angerufen  hat,  umsomehr  als  es  sich  ledig- 
lich um  eine  lokale  Kompetenz  handelt  und  schliesslich  alle  öster- 
reichischen Grerichtshöfe  in  Ehestreitsachen  formell  und  materiell  an 
dieselben  Rechtsnormen  gebunden  sind.  Aus  diesen  Erwägungen  musste 
die  Inkompetenzeinwendung  in  Abänderung  des  beschwerten  Bescheides 
zurückgewiesen  werden. 

Der  obersteGerichtshof  hat  die  oberlandesgerichtliche  Entschei- 
dung bestätigt  in  der  Erwägung,  dass  die  Gültigkeit  der  von  einem 
österreichischen  Staatsbürger  im  Inlande  geschlossenen  Ehe  nach  öster- 
reichischem Gesetze  von  österreichischen  Gerichten  zu  prüfen  und  zu 
l)eurtheilen  ist;  dass  die  im  Schlussabsatze  des  §  14  J.N.  enthaltene 
Bestimmung  ad  a  im  gegebenen  Falle  nicht  anwendbar  erscheint,  weil 
die  Ehegatten  einen  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  im  Inlande  niemals 
gehabt  haben ;  dass  beim  Entfallen  der  Voraussetzungen  einer  Aus- 
nahmsbestimmung  die  allgemeine  Regel  Anwendung  zu  finden  hat, 
welcher  zufolge  für  die  der  Entscheidung  der  Gerichtshöfe  vorbe- 
haltenen  Rechtsangelegenheiten  jener  Gerichtshof  erster  Instanz  als  zu- 
ständig anzusehen  ist,  in  dessen  Sprengel  der  Geklagte  seinen  letzten 
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ordentlichen  Wohnsitz  im  Inlande  gehabt  hat;  dass  der  Geklagte 
seinerzeit  der  Berufung  als  ausserordentlicher  Professor  an  der  k.  k. 
Universität  in  Innsbruck  Folge  geleistet  und  dadurch  seine  Absicht, 
daselbst  seinen  bleibenden  Aufenthalt  zu  nehmen^  in  einer  jeden 
Zweifel  ausschliessenden  Weise  kundgegeben  hat;  dass  ein  Nachweis 
darüber^  es  habe  der  Geklagte  seither  sich  an  einem  anderen  Orte  im 
Inlande  in  gleicher  Absicht  niedergelassen^  keineswegs  erbracht  worden 
ist  und  dass  demnach  die  Zuständigkeit  des  k.  k.  Landesgerichts  in 
Innsbruck  zur  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  in  Frage  stehenden 
Ehe  einem  Zweifel  nicht  unterliegt.  (AHgem.  österr.  Grerichtszeitung^ 
1892  S.  190  f.) 

Fil/r  die  Chrossjährigkeit  oder  Kuratelbestellung  von  Kindern 
eines  Emigranten,  der  in  Oesterreich  das  Staatsbürgerrecht  nicht 
erworben    hat,    sind   die    Gesetze    des    betreffenden    auswärtigen 

Staates  massgebend. 

Mit  dem  Dekrete  des  k.  k.  städt.-deleg.  Bezirksgerichts  in  Bied 
vom  24.  November  1890,  Z.  10408,  wurde  Alfred  P.  als  einstweiliger 
Kurator  der  am  18.  März  1868  geborenen  Katharina  N.  verehelichten 
H.,  einer  Tochter  des  serbischen  Emigranten  Konstantin  N.,  gemäss 
§  21  a.  b.  G.B.  und  im  Sinne  des  §  183  des  kaiserlichen  Patents 
vom  9.  August  1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  und  §  270  a.  b.  G.B,  bestellt 

Mit  den  Gesuchen  de  praes.  9.  Januar  1892,  Z.  264^  and 
17.  Januar  1892,  Z.  488^  begehrten  Johann  B.  und  Gustav  K.  als 
Gläubiger  der  Katharina  N.  verehelichten  H.  um  Enthebung  des  fik 
dieselbe  aufgestellten  Kurators  Alfred  P.  von  diesem  Amte. 

Das  k.  k.  städt.-deleg.  Bezirksgericht  in  Bied  hat  mit  Bescheid 
vom  7.  März  1892,  Z.  264,  diesem  Ansuchen  stattgegeben;  denn 
durch  die  Angaben  des  bestellten  Kurators  ist  sichergestellt ,  dass  der 
Vater  der  am  18.  März  1868  zu  Graz  geborenen  Katharina  N.  ver- 
ehelichten H.,  Namens  Konstantin  N.^  das  österreichische  oder  unga- 
rische Staatsbürgerrecht  nicht  erworben  hat;  es  wird  auch  nicht  be- 
hauptet^ dass  derselbe  irgend  eine  andere  Staatsbürgerschaft  erworben 
hat,  und  kann  derselbe  daher  auch  seine  ursprüngliche  serbische  Staats- 
bürgerschaft nicht  verloren  haben,  denn  die  Thatsache  des  Verlassens 
eines  Staates  insolvirt  noch  keineswegs  den  Verlust  der  Staatsbürger- 
schaft. Es  muss  daher  angenommen  werden,  dass  Konstantin  N.  bis 
zu  seinem  im  Jahre  1875  oder  1876  erfolgten  Tod  serbischer  Unter- 
than  war.  Die  persönliche  Handlungsfähigkeit  desselben  und  seiner 
obgenannten  Tochter  ist  somit  gemäss  § .  34  a.  b.  G.B.  nach  den  ser- 
bischen Gesetzen  in  dem  Falle  zu  beurtheilen,  wenn  derselbe  keinen 
eigentlichen  Wohnsitz  hatte.  Aus  den  gepflogenen  Erhebungen  nun 
ist  nicht  zu  entnehmen,  ob  und  wo  Konstantin  N.  von  der  Zeit,  wo 
er  Serbien  verliesS;  also  vom  Jahre  1858  oder  1859  nach  dem  Stune 
des  Fürsten  Karageorgiewitsch  bis  zu  seinem  in  Ungarn  im  Jahre 
1875   oder    1876   erfolgten   Tod    einen    eigentlichen    Wohnsitz    hatte. 
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daher  der  Beortbeilnng  der  persönliclien  Fähigkeit  der  am  18.  März 
1868  geborenen  Katharina  N.  verehelichten  H.  die  serbischen  Gresetze 
zu  Gnmde  zu  legen  sind.  Nach  §  37  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs^ 
welches  laut  Zertifikat  des  serbischen  Justizministeriums  vom  8.  Fe- 
bruar 1892,  Z.  1201  für  das  Königreich  Serbien  Geltung  hat,  er- 
reichen die  serbischen  Bürger  die  Grossjährigkeit  nach  Vollendung 
des  21.  Lebensjahres  und  hat  Katharina  N.  verehelichte  H.  somit  am 
18.  März  1889  die  Grossjährigkeit  erreicht.  Aus  eben  diesem  Grunde 
war  auch  bei  der  am  27.  April  1889  in  Graz  stattgefundenen  Verehe- 
lichung  der  Katharina  N.  mit  Karl  H.  die  Einwilligung  des  gesetz- 
lichen Vertreters  derselben  hiezu  nicht  erforderlich,  iadem  schon  da- 
mals laut  Zuschrift  des  Pfarramts  St.  Leonhard  in  Graz  vom  7.  De- 
zember 1891,  Z.  757  Katharina  N.  als  serbische  Unterthanin  ange- 
sehen wurde,  deren  Verehelichung  laut  der  vom  genannten  Pfarramte 
eingeholten  Antwort  des  serbischen  Greneralkonsulats  in  Wien  vom 
17.  April  1889,  Z.  110,  kein  wie  immer  geartetes  Hindemiss  im 
Wege  stand,  da  die  dem  serbischen  Gresetze  unterworfene  Braut  voll- 
jährig war.  Die  einmal  erworbene  Grrossjährigkeit  hat  Katharina  N. 
selbstverständlich  auch,  nachdem  sie  durch  die  Verehelichung  mit  Karl 
H.  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  in  einem  nach  österreichischem 
Gesetze  minderjährigen  Alter  erworben  hat,  nicht  verloren,  und  es 
liegt  somit  kein  gesetzlicher  Grund  zur  Bestellung  eines  Kurators 
oder  Vormunds  für  dieselbe  vor.  Ein  solcher  Gh'und  würde  auch  unter 
Annahme  des  Sterbeorts  des  Konstantin  N.  in  Ungarn  als  Wohnsitz 
desselben  nicht  vorliegen,  weil  dann  diesfalls  das  ungarische  Gesetz 
zur  Anwendung  käme,  wonach  Katharina  N.  durch  ihre  Verehelichung 
am  27.  April  1889  die  Grossjährigkeit  erlangt  haben  würde. 

Dem  Rekurse  des  Karators  Al&ed  P.  hat  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Wien  mit  Erledigung  vom  20.  April  1892,  Z.  5468  keine 
Folge  gegeben,  weil  die  Bestellung  eines  Kurators  nur  zum  Zwecke 
der  Schuldbekämpfung  begehrt  wurde,  eine  Kuratorbestellung  zu  diesem 
Zwecke  derzeit  jedenfalls  Überflüssig  ist,  weil  Katharina  H.  schon 
24  Jahre  alt,  daher  nach  österreichischem  Rechte  grossjährig  und  selbst- 
berechtigt ist. 

Dem  ausserordentlichen  Revisionsrekurse  des  Kurators  hat  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  24.  Mai  1892, 
Tu  6835,  bei  dem  Abgange  der  Voraussetzungen  des  §  16  des  kaiserl. 
Patents  vom  9.  August  1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  und  in  der  Er- 
wägung keine  Folge  zu  geben  befunden,  dass  aus  der  Erklärung  des 
königl.  serbischen  Generalkonsulats  in  Wien  vom  17.  April  1889,  Z. 
110,  femer  aus  den  Tauf-  und  Trauungszeugnissen  der  Katharina  N. 
verehelichten  H.  hervorgeht,  dass  dieselbe  Tochter  eines  serbischen 
Emigranten  ist,  dass  nach  dem  serbischen  Gesetze  die  Grossjährigkeit 
mit  dem  erlegten  21.  Jahre  erlangt  wird  und  dass  Katharina  N.  zur 
Zeit  ihrer  Verehelichung  mit  Karl  H.  dieses  Alter  überschritten  hatte, 
daher  grossj ährig  war,  somit  kein  gesetzlicher  Grund  vorliegt,  um  für 
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dieselbe  einen  Kurator  zu  bestellen.     (Zeitschrift  ftir  Notariat   etc.  in 
Oesterreich,  1892  S.  175.) 

Bei  der  Beurtheilung  der  Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen 
Urtheils  im  Inlande  bleibt  die  Frage  der  Kausalgerichtsbarkeit 
ausser  Betraeht,  es  ist  vielmehr  bexüglich  der;  Zuständigkeit  der 
Umstand  entscheidend ,   in   welchem  Bexirke  die  Exekution  voll- 

xogen  werden  soll, 

Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  vom  7.  Juli  1892  Nr. 
7798    (Bestätigend    die    gleichförmigen  Urtheile    des    k«  k.  Landesge- 
richts   in  Prag    vom    29.  Dezember    1891    Z.  53774    und    des    k.  k. 
Oberlandesgerichts  in  Prag  vom  30.  M&rz  1892  Z.  7350). 

In  der  Bechtssache  des  A.  in  Bamberg,  Klägers,  gegeu  die  Firma 
B.  in  Prag,  Geklagte,  wegen  YoUstreckbarkeit  des  pcto.  625  Mark 
von  dem  k.  Landgerichte  in  Bamberg  gefällten  Urtheils  vom  27.  Man 
1891  Z.  13604  wendete  die  geklagte  Firma  gegen  die  Klage 
unter  Anderem  auch  die  Unzuständigkeit  des  k.  k.  Landesgerichts 
in  Prag  ein,  indem  sie  behauptete,  dass  die  vorliegende  Delibations- 
klage  gegen  eine  handelsgerichtlich  protokollirte  Firma  gerichtet  sei 
und  nach  der  zwar  bestrittenen  aber  gegen  den  Gegner  beweis  wirkenden 
Darstellung  der  Klage  ein  Handelsgeschäft  betrifft,  nämlich  den  an- 
geblichen Kauf  einer  Partie  Gerste,  welchen  der  Malzfabrikant  A.  mit 
der  Firma  B.  zum  Zwecke  der  Weiterveräusserung  abgeschlossen  hab^ 
sollte;  dieses  angebliche  Geschäft  sei  nach  §  271  des  Handelsgesetzbuchs 
ein  Handelsgeschäft  und  gehörte  gemäss  §  38  E.G.  die  Entscheidung 
über  dasselbe  vor  die  Handelsgerichtsbarkeit,  es  gehörte  somit  auch 
die  Entscheidung  über  die  YoUstreckbarkeit  in  dieser  Handelssache 
vor  die  Handelsgerichtsbarkeit. 

Die  erste  Instanz  hat  unter  Abweisung  der  Einwendung  der  Un- 
zuständigkeit dem  ELlagebegehren  Folge  gegeben  und  ist  bezüglich  der 
erwähnten  Einwendung  von  nachstehenden  Erwägungen    ausgegangrai: 

Abgesehen  davon,  dass  diese  Einwendung  nicht  gleich  bei  der 
ersten  zum  29.  April  1891  angesetzt  gewesenen  Tag&hrt  ange- 
bracht worden  ist,  war  diese  Einwendung  als  unbegründet  zu  verwerfen. 
Wenn  auch  unter  den  Begriff  Gerichtshof  I.  Instanz  sowohl  das  Kreis- 
oder Landesgericht,  als  auch  das  Handelsgericht  zu  subsumiren  ist, 
so  ist  doch  zu  erwägen,  dass  das  Handelsgericht  ein  Kausalgenchts- 
hof  mit  engbeschränkter  Kompetenz  ist,  welchem  nach  §§  30  bis  40 
des  Einfuhrungsgesetzes  zum  Handelsgesetzbuche  gewisse  Streitigkeiten 
aus  bestimmten  Gründen  ausschliesslich  zugewiesen  sind,  während  das 
Landesgericht  den  allgemeinen  Gerichtsstand  bildet,  dass  das  Ver- 
fahren wegen  YoUstreckbarkeit  ausländischer  Urtheile,  sofern  es  sich 
um  eine  Handelssache  handelt,  dem  Handelsgerichte  nicht  ausdrücklich 
zugewiesen  ist,  und  dass  hiefür  auch  keine  besonderen  Gründe  sprechen, 
weil  der  Bichter  nach  dem  Gesetze  bei  der  Prüftmg  der  Yollstreck- 
barkeit  ausländischer  Urtheile  rein  formelle  Voraussetzungen  zu  unter- 
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suchen  hat;  die  ohne  Rücksicht  auf  den,  dem  ausländischen  Urtheile 
zur  Basis  dienenden  Rechtsgrund  ganz  allgemein  bestimmt  sind  und 
die  einer  fachmännischen  Beurtheilung,  wie  sie  für  Handelssachen  bei 
den  Handelsgerichten  eingeführt  sind,  nicht  bedürfen  und  bei  der  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  der  dem  auswärtigen  Urtheile  zu  Grunde 
liegende  Rechtsfall  zur  Kompetenz  des  Handelsgerichts  gehört,  schon 
in  eine  materielle  Prüfung  des  deutschen  Urtheils  eingegangen  werden 
musste,  welche  nach  dem  Gesetze  unstatthaft  ist. 

Abgesehen  hievon,  ergibt  sich  aus  §  29  J.N.,  welcher  die  Fälle 
regelt,  in  welchen  Unterthanen  auswärtiger  Staaten  vor  österreichischen 
Gerichten  belangt  werden  können,  und  nur  für  die  örtliche  Kompetenz 
der  Unterthanen  auswärtiger  Staaten  in  Oesterreich  Bestimmungen 
trifft,  so  dass  bezüglich  der  sachlichen  Kompetenz  auch  für  die 
Unterthanen  auswärtiger  Staaten  in  jenen  Fällen,  in  welchen  sie  kraft 
der.  Örtlichen  Kompetenz  hierlands  belangt  werden  können,  die  Be- 
stimmungen der  Jur.N.  ausnahmslos  Geltung  haben,  —  dass  bei  der 
Prüftmg  der  YoUstreckbarkeit  der  Urtheile  auswärtiger  Gerichte  ledig- 
lich die  örtliche  Kompetenz  und  zwar  nach  österreichischem  Rechte 
zu  erörtern  ist. 

Dies  entspricht  ebensowohl  dem  Prinzip  des  staatlichen  Hoheits- 
rechts, für  welches  nun  die  Frage  massgebend  erscheint,  ob  das  aus- 
wärtige Gericht  für  die  konkrete  Streitsache  zuständig  war,  als  auch 
der  Erwägung,  dass  in  der  sachlichen  Kompetenz  die  Gerichtsorgani- 
sation  fusst  und  dass  daher,  weil  diese  in  dem  auswärtigen  Staate  eine 
von  der  Organisation  der  Gerichte  in  Oesterreich  verschiedene  sein 
kann,  soll  der  Vollzug  auswärtiger  Urtheile  in  Oesterreich  überhaupt 
möglich  sein,  für  die  sachliche  Zuständigkeit  des  ausländischen  Ge- 
richts die  Gesetze  der  auswärtigen  Staaten  massgebend  sein  müssen. 

Eben  deshalb  kann  aber  der  Umstand,  dass  die  konkrete  im  Aus- 
land entschiedene  Rechtssache  nach  Österreichischem  Rechte  einem 
Kaosalgerichte,  dem  Handelsgerichte,  zugewiesen  ist,  die  Zuständigkeit 
des  Hiindelsgerichts  Über  die  Frage  der  Vollstreckbarkeit  ausländi- 
schen Urtheils  in  Oesterreich  nicht  begründen. 

Das  Oberlandesgericht  hat  dieses  Urtheil  aus  nachstehenden 
Gründen  bestätigt: 

Bezüglich  der  sachlichen  Zuständigkeit  der  hierländigen  Gerichte 
in  diesem  Falle  ist  nicht  das  Begehren  der  Klage  ans  dem  Rechtsge- 
schäfte, worüber  die  Bamberger  Gerichte  erkannten,  oder  das  Rechts- 
geschäft selbst,  sondern  einzig  und  allein  das  Begehren  der  gegen- 
wärtigen Klage  massgebend. 

Darin  handelt  es  sich  um  kein  Handelsgeschäft,  sondern  um  die 
Frage  der  Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen  Urtheils  im  Inlande; 
diese  Frage  hat  mit  einem  Kausalgerichtsstande  nichts  zu  schaffen 
und  gehört  nach  §  70  Jur.N.  vor  den  Gerichtshof  erster  Instanz,  in 
dessen  Bezirke  die  Exekution  vollzogen  werden  soll. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  der  ausserordentlichen  Revisions- 
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beschwerde  der  geklagten  Firma  bei  Abgang  der  VoraiiBsetzimgen  des 
Hofdekrets  vom  15.  Februar  1833  Nr.  2593  J.G.S.  keine  Folge 
gegeben. 

Vollstreckung  ausländischer  Urtheile,  §  661  Nr,  3  und  5  der 
deutschen  Zivilprozessordnung.  Entspricht  der  nach  §  29  der 
deutschen  Zivilproxessordnung  begründete  Gerichtsstand  des  Ver- 
trages jenen  Erfordernissen,  an  welche  die  Zuständigkeit  des  Ge- 
richts des  Erfüllungsorts  gemäss  §  43  der  österreichischen  Zivil- 
Jurisdictionsnorm  vom  20,  Novefnber  1852  Nr,  251  JR.O.BL  ge- 
knüpft erscheint? 

Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  vom  14.  Juni  1892 
Z.  7048  (Wiederherstellung  des  mit  der  Entscheidung  des  k.  k. 
Oberlandesgerichts  in  Wien  vom  5.  April  1892  Z.  15795  abgeänderten 
Erkenntnisses    des  k.    k.   Landesgerichts    in    Wien   vom    13.    Oktober 

1891  Z.  88262). 

Die  Firma  A.  J.  et  Comp,  in  Frankfurt  a/M.  klagte  gegen  den 
in  Wien  wohnhaften  Ch.  B.  bei  dem  k.  preuss.  Landgerichte  in 
Frankfurt  a/M.  das  aus  der  vom  letzteren  übertragenen  Besorgung 
von  Spekulationsgeschäften  an  der  Börse  in  Frankfurt  a/M.  ihr  zn- 
stehende  Guthaben  von  4385  Mark  83  Pf.  ein,  und  erwirkte  — 
nachdem  die  vom  Geklagten  erhobene  Einwendung  der  Unzuständig- 
keit des  angerufenen  Gerichts  endgültig  zurückgewiesen  worden  ist  — 
das  in  Rechtskraft  erwachsene  Urtheil  des  k.  preussischen  Landge- 
richts in  Frankfurt  a/M.  vom  9.  Mai  1890  Z.  ^^  und  den  Beschluß 
desselben  vom  31.  Mai  1890  Z.  ^^^^  wonach  der  Geklagte  zur  Zah- 
lung des  eingeklagten  Betrages  nebst  6^/q  Zinsen  und  487  Mark 
83  Pf.  Kosten  an  die  klägerische  Firma  verurtheilt  wurde. 

Das  sohin  bei  dem  k.  k.  Landgerichte  in  Wien  gestellte  An- 
suchen der  Firma  A.  J.  et  Comp,  um  YoUstreckbarkeitserklärnng 
dieses  Urtheils  im  Inlande  wurde  von  dem  genannten  Gerichte  abge- 
wiesen,  dagegen  demselben  über  den  Rekurs  der  Gresuchstellerin  vom 
k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien  Folge  gegeben,  weil  die  aus  dem 
zwischen  beiden  Theilen  abgeschlossenen  Kommissionsvertrage  sich 
ergebenden  Pflichten  in  Frankfurt  a/M.  zu  erfüllen  waren,  weil  eben 
deshalb  alle  auf  diesen  Vertrag  sich  beziehenden  Klagen  nach  der 
klaren  Bestimmung  des  §  43  des  kais.  Pat.  vom  20.  November  1852 
B.G.Bl.  Nr.  251  auch  in  Frankst  a/M.  angebracht  werden  durften, 
weil  die  von  der  Firma  A.  J.  et  Comp,  bei  dem  dortigen,  preuss. 
Landgerichte  angebrachte  Klage  sich  auf  den  erwähnten  Kommissions- 
vertrag bezog;  und  weil  der  Umstand^  dass  sie  vom  KonunissionSr 
gegen  den  Kommittenten  angebracht  wurde^  das  Recht,  sie  dort  anzu- 
bringen nicht  alteriren  kann,  da  der  cit.  §  43  in  dieser  Beziehung 
evident  keinen  Unterschied  macht,  die  eigen thümliche  Natur  des 
Kommissionsvertrages,  welcher  den  Kommissionär  zu  keinen  Vorschfisfieii, 
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wohl  aber  den  Kommittenten  zur  Leistung  der  zur  Ausfuhrung  des 
Kommissionsauftrages  erforderlichen  Mittel  an  dem  Orte  des  Kommis- 
sionsgeschäfts verpflichtet;  ein  solches  Recht,  wenn  nichts  anderes  ver- 
abredet wurde,  in  sich  enthält  und  durch  den  im  Art.  375  H.G.B. 
bezogenen  Art.  310  des  H.G.B.  zur  Geltung  bringt. 

Der  k.k.  obersteGerichtshof  hat  indess  über  den  Bevisiousrekurs 
dea  Ch.  -B.  die  oberlandesgerichtliche  Entscheidung  abgeändert  und 
das  erstrichterliche  Erkenntniss  aus  nachstehenden  Gründen  wiederher- 
gestellt: 

Die  Zuständigkeit  des  k.  preuss.  Landgerichts  in  Frankfurt  zum 
Verfahren  gegen  den  in  Wien  domizilirenden  Geklagten  gründete  die 
Firma  A.  J.  et  Comp,  darauf,  dass  Frankfurt  als  der  Erfüllungsort 
des  Vertrages  anzusehen  sei,  daher  die  Kompetenzbestimmung  des  §  29 
der  deutschen  Z.P.O.  eintrete,  wonach  fiir  Klagen  auf  Er^llung  eines 
Vertrages  das  Gericht  des  Orts  zuständig  ist,  wo  die  streitige  Ver- 
pflichtung zu  erfüllen  kommt,  also  Frankfurt,  welcher  Zuständigkeits- 
grund von  dem  die  Inkompetenzein wendung  des  Belangten  abweisenden 
Reichsgerichte  in  Leipzig  in  dem  Urtheile  vom  29.  Mai  1889  unter 
Nr.  5  angenommen  worden  ist.  Nachdem  die  hier  geltende  Juris- 
diktionsnorm vom  20.  November  1852  einen  Gerichtsstand  des  Er- 
füllungsorts in  der  Allgemeinheit,  wie  selben  §  29  der  deutschen 
Z.P.O.  statuirt,  nicht  kennt,  versuchte  die  Firma  A.  J.  et  Comp,  in 
dem  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Wien  anhängig  gemachten  Ver- 
fahren wegen  Vollstreckbarerklärung  des  obigen  Urtheils  des  Frank- 
furter Landgerichts  die  Zuständigkeit  dieses  Gerichts  nach  dem  für 
diesen  Ausspruch  massgebenden  österreichischen  Rechte  durch  die  Be- 
stimmung des  §  43  der  zitirteu  Jurisdiktionsnorm  zu  begründen,  in- 
dem sie  ausföhrte,  dass  der  Auftrag  zur  Besorgung  von  Geschäften 
an  der  Frankfurter  Börse  eben  nur  in  Frankfurt  „erfüllt"  werden 
konnte,  dass  Ch.  B.  sich  hiedurch  allen  Bestimmungen  der  Frankfurter 
Börse  und  insbesondere  auch  jenen,  dass  Frankfurt  als  Erfüllungsort 
gelte,  unterworfen  habe  und  dass  hiedurch  die  im  §  43  J.N.  gefor- 
derte ausdrückliche  Bestimmung  des  Erfüllungsorts  im  Vertrage  zu 
Stande  gekommen  sei. 

Dieser  Begründung  kann  jedoch  nicht  beigepflichtet  werden. 

Wenn  auch  für  die  von  der  Firma  A.  J.  in  Ausführung  der 
Kommission  mit  dritten  Personen  an  der  Börse  in  Frankfurt  ge- 
schlossenen Geschäfte,  durch  welche  dem  Dritten  gegenüber  diese 
Firma  allein  berechtigt  und  verpflichtet  wurde  (Art.  360  H.G.),  Frank- 
furt als  der  durch  die  Börsenusancen  bestimmte  Erfüllungsort  anzusehen 
war,  so  bildeten  doch  nicht  diese  Geschäfte  den  Rechtsgrund  des 
klägerischen  Anspruches,  sondern  das  zwischen  beiden  Theilen  be- 
standene Kommissionsverhältniss  und  die  hieraus  fiir  Ch.  B.  als  Ge- 
klagten resultirende  Verpflichtung  zur  Vergütung  des  von  der  klagen- 
den Firma  für  Rechnung  des  Geklagten  bei  Ausführung  des  aufge- 
tragenen  Geschäfts  gemachten   Aufwandes.     Rücksichtlich  dieses  Gut- 
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habens  erscheint  wohl  gemäss  Art.  325  H.6.B.  der  Ort,  wo  der  Forde- 
rungsberechtigte  domizilirte;  als  gesetzlicher  ErföUungsort^  and  Ol  B. 
ist  verpflichtet,  seine  Schuld  an  die  Firma  A.  J.  et  Comp,  derselben 
in  IVankfurt  abzustatten.  Allein  eine  vertragsmässige  ausdnickliche 
Festsetzung,  wie  solche  §  43  J.N.  voraussetzt^  dass  Ch.  B.  in  Frank- 
furt zu  zahlen  habe,  liegt  nicht  vor  und  kann  oine  solche  insbeson- 
dere  aus  dem  Umstände,  dass  es  sich  um  die  kommissionsweise  Aus- 
führung von  Geschäften  an  der  dortigen  Börse  handelte,  nicht  al^ 
leitet  werden,  wobei  noch  auf  die  im  zweiten  Absätze  des  Art  325 
H.G.6.  enthaltene  Anordnung  hingewiesen  wird,  dass  durch  die  Be- 
stimmungen des  ersten  Absatzes  in  Ansehung  des  Gerichtsstandes  keine 
Aenderung  eintritt. 

Dem  Gesagten  zufolge  kann  nicht  mit  Grund  behauptet  werden, 
dass  das  Landgericht  in  Frankfurt  im  Sinne  des  §  43  J.N.  zum  Vei^ 
fahren  gegen  den  in  Wien  domizilirenden  Greklagten  Gh.  B.  zuständig 
war  und  fehlt  daher  schon  in  dieser  Beziehung  mit  Hinblick  auf  das 
Hofdekret  vom  15.  Februar  1B05  Z.  711  J.G.S.  und  auf  §§  660 
und  661  der  deutschen  Z.P.O.,  welche  reziprok  vom  österreichischeD 
Richter  anzuwenden  sind,  ein  wesentliches  Eirforderniss^  um  mit  der 
Yollstreckbarerklärung  des  Frankfurter  Urtheils  vorgehen  zu  können 
und  musste  das  abweisende  Erkenntniss  des  k.  k.  Landesgerichta  wieder 
hergestellt  werden. 

B.  Strafrecht. 

Vorbestrafungen  wegen  Diebstahls  begründen  die  Anwendung  des 
§176  IIa    St,0.    auch   dann,   wenn    sie   nicht  in    Oesterreifkj 
sondern  im  Geltungsbereiche  des  Strafgesetxbuchs  für  das  Deut- 
sche Reich  erfolgten. 
Entscheidung  vom  9.  April  1892  Z.  2949  (Beilage  zum  Just.M.V.O.BL 

1892  Nr.  773  S.  103). 

-  Die  von  Friedrich  Ehregott  W.  erhobene  Nichtigkeitsbeschwerde 
gegen  das  Urtheil  des  Kreisgerichts  in  Eger  vom  14.  Januar  1892, 
Z.  12129  ex  1891,  welches  denselben  des  Verbrechens  des  Dieb- 
stahls im  Sinne  der  §§  171  und  176  H,  lit.  a  St.G.  schuldig  spridrt, 
wurde  verworfen. 

Gründe:  Der  Gerichtshof  erster  Instanz  hat  den  sSchsischeB 
Staatsangehörigen  Friedrich  Ehregott  W.  wegen  eines  im  Inlande  be- 
gangenen Diebstahls,  mit  Eücksicht  auf  die  gegen  ihn  in  den  Jahren 
1866  und  1883  vom  k.  sächsischen  Amtsgerichte  zu  Schwarzenberg  wegen 
Forstdiebstahls  gefällten  Strafiirtheile  mittels  Urtheils  vom  14.  Janmr 
1892,  Z.  12129  ex  1891,  des  Verbrechens  des  Diebstahls  nach  §  176  E 
lit.  a  St.G.  schuldig  erkannt.  Gegen  dieses  Urtheil  macht  der  Be- 
schwerdeführer den  Nichtigkeitsgrund  der  Z.  9  a,  richtiger  Z.  10  des 
§  281  St.P.O.  geltend,  indem  er  nachzuweisen  sucht,  dass  das  du- 
sche   Reichsstra%esetz,    dem    er  vermöge    seiner    Staatsangehörigkeit 
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unterliegt;  den  Forstfrevel  weder  als  Verbrechen,  noch  als  Vergehen 
oder  Uebertretnng  behandle;  dieser  vielmehr;  wie  dies  aus  dem  £in- 
fühningsgesetze  zum  deutschen  Reichsstra%esetze  hervorgehe,  daselbst 
nach  den  forstpolizeilichen  Vorschriften  zu  ahnden  sei;  dass  nach  deut- 
schem Beichsstrafgesetze  Eigenthumsdelikte  an  Holz  einen  minder  ent- 
ehrenden Karakter  tragen,  und  der  Eückfall  nicht  die  im  §  176  IIa 
StG.  vorgesehene  Wirkung  habe,  sowie  endlich;  dass  nach  öster- 
reichischem Gesetze  ein  von  einem  Ausländer  im  Auslande  begangenes 
Delikt;  sofern  es  im  Inlande  bestraft  werden  soll;  nach  den  milderen 
Bestimmungen  des  ausländischen  Gesetzes  behandelt  werden  müsse. 
Berücksichtigt  man  jedoch,  dass  sich  Friedrich  Ehregott  W.;  laut  Er- 
kenntnisses des  k.  sächsischen  Amtsgerichts  zu  Schwarzenberg  vom 
21.  August  1866;  durch  Entwendung  einer  Klafter  Scheitholzes  aus 
fiskalischen  Waldungen  des  nach  den  Art  272;  276^  und  277 »  des 
sächsischen  Strafgesetzbuchs  in  Verbindung  mit  Art.  I  Abs.  3  des 
Forststrafgesetzbuchs  zu  beurtheilenden  Forstdiebstahls  unter  er- 
schwerenden umständen  imd;  laut  Urtheils  desselben  Amtsgerichts 
vom  26.  Juni  1883;  eines  im  österreichischen  Staatsgebiete  verübten 
Holzdiebstahls  nach  den  §§  1;  4^*  und  2^  des  Forststrafgesetzes 
vom  30.  April  1873  in  Verbindung  mit  §  4^  des  deutschen  Reichs- 
8tra%esetzes  schuldig  machte;  von  den  sächsischen  Gerichten  also  be- 
reits zweimal  wegen  Forstdiebstahls  und  nicht  blos  wegen  Forstfrevels 
bestraft  wurde;  erwägt  man  femer;  dasS;  abgesehen  von  dem  soeben 
Angeführten;  nach  §  37  St.G.  auch  ein  Fremder;  der  im  österreichi- 
schen Staatsgebiete  ein  Verbrechen  begeht;  nur  nach  dem  österreichischen 
Strafgesetze  zu  behandeln  ist;  sowie  dass  die  im  §  40  St.G.  den 
Fremden  eingeräumte;  mildere  Behandlung  blos  bei  jenen  Delikten 
Platz  zu  greifen  hat;  welche  im  Auslande  begangen  wurden;  dass  dem- 
nach gegebenen  Falls  auch  bei  der  Beurtheilung;  ob  ein  Kückfall 
vorliege  und  welchen  Einfluss  ein  solcher  auf  die  Strafbarkeit  des 
Thäters  besitze;  nur  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  öster- 
reichischen Stra^esetzes  vorzugehen  ist;  so  zeigt  sich;  dass  das  Ur- 
theil  des  ersten  Richters  im  Gesetze  vollkommen  begründet  ist;  wes- 
halb die  vorliegende  Nichtigkeitsbeschwerde'  als  unbegründet  ver- 
worfen wurde. 


Portugal. 

Beehtsprechnng  des  obersten  Gerichtshofes. 

Vollstreckung   ausländischer     Urtheile.     Nothwendigkeit    der  ge- 
hörigen  Ladung  des  Beklagten    vor    deri   auslä7idischen  Richter, 

Beweis  des  ausländischen  Rechts. 

1.  Ein  ausländisches  Urtheil  kann  in  Portugal  nur  vollstreckbar 
erklärt  werden;  wenn  der  Beklagte  vor  den  ausländischen  Bichter  ge- 
hörig geladen  war. 
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Wenn  die  Partei  bei  der  im  Auslande  erfolgten  Begulinmg  der 
Havarie  durch  einen  Kurator  vertreten  war,  muss,  um  vorstebender 
geBetzlicher  Regel  zu  genügen^  bewiesen  werden,  dass  die  Yertretung 
durch  den  Kurator  nach  dem  ausländischen  Gesetze  zulässig  war.- 

2.  Es  genügt  nicht,  auf  das  ausländische  Recht  sich  zu  benifeiu 
solches  muss  in  den  Prozessakten  konstatirt  sein.  Urtheil  vom  4.  De- 
zember 1891  {Bevue  pratique  de  droit  intern,  prive  1892  p.  129). 

Es  war  Rekurs  erhoben  gegen  einen  Beschluss  des  Gerichtshofes 
in  Lissabon,  welcher  ein  vom  Handelsgerichte  in  Genua  in  einer 
Rechtssache  wegen  Regulirung  der  Havarie  eines  italienischen  Schifies 
erlassenes  Urtheil  als  vollstreckbar  erklärt  hatte  und  wurde  die  Nich- 
tigkeit des  Beschlusses  wegen  Verfehlung  gegen  die  Vorschrift  des 
Art.  1088  §  1  Nr.  4  der  portug.  Zivilprozessordnung  geltend  gemacht 
Dem  Rekurse  hat  der  oberste  Gerichtshof  stattgegeben. 

Aus  den  Gründen: 

Ad  1.  Es  ergibt  sich  aus  den  Akten,  und  der  Rekursbeklagte  kann 
solches  selbst  nicht  bestreiten,  dass  die  beklagte  Gesellschaft  in  dem 
Prozess  wegen  Regulirung  der  Havarie  nicht  gehörig  geladen  war. 
Nach  der  Regel  des  Art.  1088  der  Zivilprozessordnung  kann  ein  aus- 
ländisches Urtheil  nicht  vollstreckbar  erklärt  werden,  wenn  die  Par- 
teien nicht  gehörig  geladen  waren;  daher  konnte  das  Urtheil  des  Ge- 
richts in  Genua  nicht  zur  Bestätigung  behufs  Vollstreckbarkeit  zuge- 
lassen werden. 

Es  ist  gewiss,  dass  die  in  Genua  stattgefundene  Regulirang  der 
Havarie,  obschon  eine  der  Partei  eine  ausländische  Gesellschaft  war. 
gemäss  den  Grundsätzen  des  internationalen  Rechts  und  mangels 
entgegenstehender  Vereinbarung  nach  italienischem  Gesetze  sich 
richtete.  Hieraus  ergibt  sich,  dass  wenn  nach  der  Bestimmung  des 
italienischen  Gesetzes  die  Ladung  der  ausländischen  Gesellschaft  weder 
durch  persönliche  Zustellung  noch  ediktaliter  noth wendig  war,  es  viel- 
mehr genügte,  dass  ein  Kurator  für  sie  im  Prozesse  bestellt  wurde, 
diese  Bestellung  die  vom  portugiesischen  Gesetze  vwlangte  Ladnog 
ersetzen  konnte.  Aber  es  muss  bewiesen  werden,  dass  das  italieniKhe 
Gesetz  solche  Vertretung  durch  den  Kurator  zulässt. 

Ad  2.  Wenn  die  portugiesischen  Gerichte  Streitigkeiten  mi* 
Hülfe  des  fremden  Rechts  zu  entscheiden  haben,  muss  dieses  Beeilt 
nach  den  in  der  Praxis  bestätigten  Normen  dem  Gerichte  bewiesca 
und  festgestellt  sein. 

In  einer  Note  der  Bevtie  etc.  ist  zu  nachstehendem  Urtheil  ober 
die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in  Portugal  folgendes  bei- 
gefügt: 

Die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in  Portugal  ist  geregelt  dmeh 
die  Art.  1087—1091  der  Zivilprozessordnung  von  1876.  Der  AppeUW 
an  welchen  sich  wegen  der  Vollstreckbarkeitserklärung  zu  wenden  ist,  bii 
die  mliterielle  Gmndlage  der  Entscheidung  nicht  zu  prüfen.  Art  10^ 
§  2  bestimmt,  „dass  es  nicht  gestattet  ist,  Beweise  über  den  Gmod  (^ 
abgeurtheilten  Rechtsfrage  zu  führen".    Jedoch   darf  dem  Verlangen  m 
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Yollstreckbarkeitserklärung  nicht  stattgegeben  werden,  1)  wenn  Zweifel 
über  die  Authentizität  des  Urtheils  oder  das  Verständniss  derselben  sich 
ergeben,  2)  wenn  die  Entscheidung  nicht  die  Kraft  eines  gerichtlichen  Ur- 
theils hat,  3)  wenn  sie  von  einem  nnzuständigen  Gerichte  erlassen  ist,  4)  wenn 
die  Parteien  nicht  gehörig  geladen  waren,  5)  wenn  die  Entscheidung  gegen 
die  Grundsätze  des  Öffentlichen  Rechts  oder  gegen  die  öffentliche  Ordnung 
in  Portugal  yerstösst,  6)  wenn  solche  erging  gegen  einen  Portugiesen  im 
Widerspruch  mit  den  Grundsätzen  des  portugiesischen  Zivilrechts,  nach 
welchem  die  Sache  zu  beurtheilen  gewesen  wäre.  S.  Weiss,  Tratte  iUm, 
dr,  int.  pr.  2.  edit  jp.  643;  Daguin^  de  Vautorit^.  et  de  Vexicution  des 
jugemenfs  Hrangers,  p,  339]  Constant,  Exicution  des  jugements  etran- 
gers,  2.  edit  p.  176;  vgl.  Moreau,  Effets  intemaHonatM;  des  jugementSj 
p.  219, 

Befugnisse  der  ausländischen  Konkursverwalter,     Beweiskraft  der 

im  Alislande  errichteten  Rechtsakte, 

1.  Ausländische  Konkursverwalter  können  in  dieser  ihrer  Eigen- 
schaft in  Portugal  gerichtlich  handeln^  ohne  sich  dem  £inwande  des 
^angels  des  Exequatur  des  Konkursurtheils  ausgesetzt  zu  sehen,  wenn 
sie  gegen  Gläubiger  auftreten,  welche  in  Portugal  gelegene,  vom  aus- 
ländischen Konkursverwalter  durch  im  Auslande  errichteten  Kechtsakt 
veräusserte  Konkursgüter  mit  Beschlag  belegt  haben. 

2.  Einer  ausländischen  authentischen  Urkunde  kommt  in  Portu- 
gal gleiche  Beweiskraft  zu  wie  einer  solchen  in  Portugal  errichteten, 
ürtheil  vom    16.  Januar  1892    {Bemie  praiique  etc.    1892  p.  204  f.). 

Victor  Fuiza^    wohnend    in  Bio  de  Janeiro,  wurde  fallit   erklärt. 
Die  Konkursverwalter   realisirten    das  Aktivvermögen  und   verkauften 
durch  einen  in  Brasilien  errichteten  und  in  Portugal  ratifizirten  ELauf- 
vertrag  in  Portugal  gelegene  Konkursgüter.     Mittlerweile  hatten  Gläu- 
biger auf  diese  Güter  Beschlag  gelegt.     Die  Konkursverwalter  und  der 
neue  Erwerber  legten  gegen  die  Beschlagnahmeverfilgung  Widerspruch 
ein.     Das  Gericht  in  Oporto  wies  den  Widerspruch  zurück;  der  oberste 
Gerichtshof  vernichtete    jedoch    diese  Entscheidung  in   der  Erwägung, 
dass  es  sich  nicht  um  die  Vollstreckung  einer  im  Auslande 
ergangenen    Entscheidung    handele,    weil    keine  Partei    eine    solche 
Vollstreckung  verlangt  habe, 

dass  die  Rekurrenten  ihr  Recht  aus  einem  in  Rio  de  Janeiro 
errichteten  Rechtsakte  ableiteten,  durch  welchen  sie  die  später  be- 
schlagnahmten Güter  verkauften,  und  weicher  Akt  in  Portugal  kon- 
firmirt,  dass  auch  der  besagte  Verkauf  durch  das  Konkursgericht 
genehmigt  und  die  Gebühren  gehörig  entrichtet  worden, 

dass  zufolge  Art.  2480  des  portugies.  Zivilgesetzbuchs  die  im 
Auslände  und  gemäss  den  Gesetzen  des  Auslandes  errichteten  Rechts- 
akte im  Königreiche  Beweiskraft  haben,  wie  die  im  Königreiche 
selbst  errichteten  Akte  gleicher  Art, 

dass  die  Konkursverwalter  den  Gremeinschuldner  repräsentiren 
und  als  Verkäufer  dem  neuen  Erwerber  Grewähr  zu  leisten  hätten^ 
mithin  direkt  an  der  Beschlagnahme  interessirt  seien  und  ihnen  also  das 
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Recht   des  Rekurses    nach    der  Regel    des  Art.  376   der  portngi». 
Zivilprozessordnung  zustehe. 


Schweiz. 

Befhtspreehnngr  des  sfhwelzerigelien  Bandesgerichts. 

Ä.  Entscheidungen  in  Zivilsachen. 

Art.  43  und  49  B.Oes,  über  Zivilstaiid  und  Ehe.    Oerichkstfmi 
für  die  Vermögenstheilungsklagen  nach  geschiedener  Ehe  bei  Ver- 
legung des  Wohnorts  ins  Ausland  nach  der  Scheidufig. 

Mit  den  Art.  48  und  49  des  Bundesgesetzes  über  Zivflstand  und 
Ehe,  welche  für  Ehescheidungsklagen  den  Gerichtsstand  des  schweize- 
rischen Wohnorts  oder  bei  Abgang  eines  solchen  des  letzten  schweize- 
rischen Wohnorts  öder  des  Heimathsorts  des  Ehemanns  vorschreiben 
und  statuiren,  dass  über  die  Folgen  der  Ehescheidung  zu  gleicher  Zej^ 
wie  über  die  Scheidungsklage  zu  entscheiden  sei,  steht  nicht  im  Wider- 
spruch, wenn  der  kantonale  Richter  angenommen  hat,  dass  auch  in 
dem  Falle,  wo  die  Vermögensausscheidung  zwischen  den  Eheleuten 
ad  separaium  verwiesen  wurde  und  daher  erst  nachträglich  zu  ent- 
scheiden ist,  derjenige  Richter  zuständig  sei,  welcher  über  die  Ehe- 
scheidung selbst  abgesprochen  hat.  Irgend  welche  bundesgesetz- 
liche Vorschrift,  welche  im  Auslande  wohnenden  Eheleuten  fnr 
Vermögenstheilungsklagen  den  Gerichtsstand  ihres  Wohnorts 
gewährleisten  würde,  besteht  nicht.  Entscheidung  vom  19.  Febmir 
1892  in  S.  Zollar  {Herne  e(ß.  Bd.  10  S.  83). 

Art  59  B.Oes,,  betr.  Organisation  der  Bundesrechtspflege.  Zu- 
lässigkeit  des  staatsrechtlichen  Rekurses  wegen  Verletxung  r<m 
Staatsverträgen  einzelner  Kantone  mit  auswärtigen  Staaten,  beir, 
Vollziehung  von  Zivilurtheilen.  Solche  t^on  deutschen  Staatm 
abgeschlossene  Verträge  sind  durch  die  deutsche  ZivilproxessoTi- 

nung  nicht  aufgehoben. 
Art.  59  lit.  b  des  zitirten  (Gesetzes  lässt  den  staatsrechtlichen 
Rekurs  an  das  Bundesgericht  wegen  Verletzung  aller  StaatsvertrSge 
mit  dem  Auslande  zu,  ohne  zwischen  Staatsverträgen  der  EidgenoBsea- 
schaft  und  Verträgen  einzelner  Kantone  zu  unterscheiden.  IMe  Ueber- 
einkunft  vom  21.  Mai  1867  zwischen  dem  Kanton  Aargau  und  dem 
Grossherzogthum  Baden,  betr.  die  gegenseitige  Vollstreckbarkeit  tob 
Urtheilen  u.  s.  w.  in  bürgerlichen  Rechtssachen,  besteht  auch  noch  in 
ELraft,  da  sie  weder  endgültig  gekündigt,  noch  etwa  durch  das  Inkraft- 
treten einer  einheitlichen  Zivilprozessordnung  für  das  Deutsche  Beid 
dahingefallen  ist.  Es  ist  vielmehr  in  Deutschland  allgemein  naff- 
kannt,  dass  derartige  Verträge,  welche  von  einzelnen  deutschen  Bundes- 
staaten mit  ausländischen  Staaten   über  Verbürgung  gegenseitiger  rr- 
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theilflYollstrecknng  abgeschlossen  wurden  ^  auch  nach  Inkrafttreten 
der  deutschen  Zivilprozessordnung  in  Kraft  geblieben  sind;  vgl.  z.  B. 
Seuffert,  Kommentar  zu  §  660  Z.Pr.O.  Entscheidung  yom  30.  Januar 
1892  in  S.  Schmid  {B&oue  etc.  Bd.  10  S.  94). 

B.Oes.  vom  26.  April  1887,  betr.  die  Ausdehnung  der  Haft- 
pflicht. Haftpflicht  des  schweizerischen  Fabrikanten  für  Unfälle, 
welche   einem  vorübergehend  im  Auslande  beschäftigten  Arbeiter 

dort  xustossen. 

Wenn  ein  dem  Fabrikhaftpflichtgesetz  resp.  dem  Ausdehnungs- 
gesetz unterstellter  Betriebsuntemehmer  von  seiner  schweizerischen 
Betriebsstätte  aus  vorübergehend  Arbeiter  im  Ausland  beschäftigt; 
z.  B.  zum  Montiren  einer  dorthin  gelieferten  Maschine^  so  haftet  er 
nach  Massgabe  der  genannten  Gesetze  für  die  dem  Arbeiter  bei  dieser 
Arbeit  im  Auslande  zugestossenen  Unfälle.  Entsch.  in  S.  Disdier  c. 
Schneider  v.  4.  März  1892  {Reime  etc.  Bd.  10  S.  92). 

B.  Entscheidungen  in  Strafsachen. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Bundesrichter  Dr.  Hafner  in  Lausanne. 

Art.  5  des  deutsch-schweixerischen  Auslieferungsvertrages.     Ver- 
jährung.   Begriff  der  Nothxucht  im  Sinne  des  Art.  1  Nr.  8  des 

genannten  Vertrages. 

Das  Bundesgericht  hat  mit  Entscheidung  vom  80.  April  1892 
die  Auslieferung  des  vom  kaiserl.  Landgerichte  MUhlhausen  unterm 
20.  März  1892  auf  Grund  §  176^  des  deutschen  StO.B.  zu  einer 
GreflhLgniBsstrafe  von  6  Monaten  verurtheilten  und  in  Basel  zur  Haft 
gebrachten  Ernst  Witt  ig,  gew.  Grenzaufeehers  zuLüxdorf,  bewilligt. 

Aus  den  Gründen: 

Nach  Art.  5  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages 
ist  die  Auslieferung  wegen  Verjährung  dann  zu  verweigern,  wenn  die 
Verjährung  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  oder  der  erkannten 
Strafe  nach  den  Gesetzen  des  ersuchten  Staates  eingetreten  ist.  Da- 
gegen hat  der  ersuchte  Staat  nicht  zu  prüfen,  ob  die  Verjährung  der 
Strafverfolgung  oder  Strafe  liach  dem  Rechte  des  ersuchenden  Staates 
eingetreten  sei.  In  dieser  Richtung  haben  vielmehr  ausschliesslich 
die  Behörden  des  letztern  Staates  zu  entscheiden.  Demnach  ist  denn 
in  casu  nicht,  wie  der  Requirirte  meint,  zu  untersuchen,  ob  die  Ver- 
jährung nach  deutschem,  sondern  ob  sie  nach  schweizerischem  (basel- 
Btädtiechem)  Rechte  eingetreten  sei.  Dies  ist  aber,  gemäss  den  Aus- 
führungen des  Regierungsraths  des  Kantons  Baselstadt,  ohne  Zweifel 
zu  verneinen. 

Als  fraglich  kann  in  der  That  nur  erscheinen,  ob  die  Handlung, 
wegen  welcher  die  Auslieferung  verlangt  wird,  unter  Art.  1  Ziff.  B 
des  Auslieferungsvertrages  subsumirt  werden  könne  und  daher  als  Aus- 
lieferungsdelikt    erscheine.     Es    ist   dies    aber   zu   bejahen.     Wie  das 
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BundoBgericht    bereits    in   seiner  Entscheidung  in  Sachen  Strassboiger 
vom  5.  März  1886   (A.  Slg.  Bd.   12  S.   140)    ausgesprochen    hat,  ist 
der  Begriff  der  Nothzucht    im  Sinne   des  Auslieferungsvertrages  nicht 
auf  die  Nothzucht  im  engeren  Sinne  zu  beschränken^  sondern  iu  der- 
jenigen   weiteren  Bedeutung    aufzufassen ,    in    welcher    er    auch   den 
(vollendeten  oder  versuchten)  Missbrauch   unreifer  Mädchen    zum  Bei- 
schlafe   umfasst    und   wie   er    einer  Mehrzahl    schweizerischer  Gesetze, 
insbesondere  auch  der  Gesetzgebung  des  Kantons  Baselstadt  (s.  Art  91 
des  baselstädtischen  Strafgesetzbuchs)  zu  Grunde  liegt.    Bei  Anuahme 
der    entgegengesetzten  Auslegung    würden,    wie    in    der    zitirten  Ent- 
scheidung in  Sachen  Strassburger  ausgeführt  ist,  sehr  schwere  Sittlich- 
keitsdelikte  thatsächlich  der   strai&echtlichen  Ahndung    entgehen,   was 
im  Zweifel    nicht    als    im  Sinne   der  Kontrahenten  des  Auslieferungs- 
vertrages gelegen  erachtet  werden    kann,    umso  weniger  als   der  Ver- 
trag für  das  weniger  schwere  Delikt  der  Kuppelei  mit  Minderjährigen 
in  Art.  9  die  Auslieferungspflicht  ausdrücklich  statuirt.     Nun  ist  der 
Bequirirte  allerdings  nicht  wegen  Nothzucht  im  engeren  Sinne  (stupnm 
violentum)  bestraft  worden,  allein  aus   dem  Urtheile  des  Landgerichts 
Mühlhausen  ergibt  sich,  dass  er  sich  des  versuchten  Missbrauchs  eines 
unreifen  (noch  nicht  14  Jahre  alten)  Mädchens  zum  Beischlafe  schul- 
dig gemacht  hat,  und  diese  That  ist  unter  den  Begriff  der  (versuchten) 
Nothzucht  im  Sinne  des  Auslieferungsvertrages  zu   subsumiren. 

Art,  1  Nr.  5  des  schweixensch- deutschen  Auslieferungsvertrages. 
Entführung  einer  mhiderjährigen  Person. 

Hierüber  sprechen  sich  die  Gründe  einer  die  Auslieferung  eines 
in  Basel  verhafteten  Gauklers  Samuel  Emanuel  aus  Demarara,  der 
eines  Vergehens  aus  §  287  des  deutftchen  St.G.B.  (Entführung  einer 
minderjährigen  Person)  beschuldigt  ist,  bewilligenden  Entscheidung  d» 
Bundesgerichts  vom  6.  Mai  1892  wie  folgt  aus: 

1.  Art.  1  Nr.  5  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsver- 
trages statuirt  die  Auslieferungspflicht  für  das  Vergehen  „der  Entf^- 
rung  einer  minderjährigen  Person^.  Der  Haftbefehl  des  Amtsgerichts 
Darmstadt  behauptet  nun,  da  die  Elise  Konrad  nach  deutschem  wie 
übrigens  auch  nach  schweizerischem  Rechte  minderjährig  ist  und  die 
sämmtlichen  übrigen  Thatbestandsmerkmale  der  Entfuhrung  angefahrt 
sind,  unzweifelhaft  eine  Handlung,  welche  nach  deutschem  Bechte 
unter  diesen  Deliktsbegriff  fällt.  Der  Umstand,  dass  die  Entföhrte 
in  die  Entführung  eingewilligt  hat,  schliesst  den  Thatbestand  nicht 
aus;  das  Delikt  der  Entführung  Minderjähriger  setzt  nicht  voraus, 
dass  die  Entführung  ohne  oder  gegen  den  Willen  der  Entführten 
sondern  blos,  dass  sie  ohne  Einwilligung  ihrer  Gewalthaber  (Eltern 
oder  Vormund)  erfolgt  sei.  Richtig  ist  nun  allerdings,  dass  im  vor- 
liegenden Falle  nach  baslerischem  Strafrechte  eine  strafbare  Handlang 
nicht  vorliegt.  Denn  das  baslerische  Strafgesetzbuch  bedroht  die  Ent- 
führung einer  Frauensperson  mit  ihrer  Einwilligung,  jedoch  ohne  Ein- 
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willigung  ihrer  Eltern  oder  ihrea  Vormundes  nur  dann  mit  Strafe^ 
wenn  die  Entführte  noch  nicht  achtzehn  Jahre  alt  war^  imd  in  concreto 
hatte  nun  die  Elise  Konrad  das  achtzehnte  Altersjahr  überschritten. 
Dies  kann  indess  nicht  zur  Verweigerung  der  Auslieferung  führen. 
Freilich  ist^  nach  der  gewöhnlichen  Regel  des  Auslieferungsrechts, 
die  Auslieferung  nur  dann  zu  bewilligen^  wenn  die  That  nach  dem 
Rechte  des  ersuchten  Staates  strafbar  ist.  Allein,  wie  nun  das  Bundes- 
gericht bereits  wiederholt  entschieden  hat  (s.  Entsch.  in  S.  Härtung 
vom  29.  März  1878,  A.  Slg.  Bd.  4  S.  124 äff.  Erw.  2;  in  S.  von 
Waldenburg  und  Sieke  vom  18.  Juli  1887,  ibid.  Bd.  13  S.  302), 
gilt  nach  dem  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrage  diese  Regel 
nicht,  sondern  ist  nach  diesem  Vertrage  die  Auslieferungspflicht  für 
diejenigen  Vergehen,  filr  welche  sie  nicht  ausdrücklich  davon  abhängig 
gemacht  ist,  dass  die  That  nach  dem  Rechte  beider  kontrahirenden 
Staaten  strafbar  sei,  eine  unbedingte  und  nicht  davon  abhängig,  dass 
die  That  auch  im  ersuchten  Staate  mit  Strafe  bedroht  ist. 

2.  Danach  muss  denn  die  Auslieferung  bewilligt  werden.  Denn 
die  Frage,  ob  der  Thatbestand  der  Entführung  wirklich  vorhanden 
oder  (etwa,  weil  nicht  der  Requirirte  sondern  seine  Geliebte  die  Ent- 
fernung der  letzteren  aus  dem  elterlichen  Hause  betrieben  habe  u.  dgl.) 
mangle,  ist  der  Auslieferungsrichter  zu  prüfen  nicht  befagt.  Zur  Be- 
gründung der  Auslieferungspflicht  genügt  es,  dass  die  That,  wie  sie 
dem  Requirirten  im  Haftbefehle  zur  Last  gelegt  wird,  sich  als  Aus- 
lieferungsdelikt qualifizirt.  Darüber,  ob  die  behaupteten  Thatbestands- 
merkmale  nachgewiesen  seien,  hat  nicht  der  Auslieferungsrichter, 
sondern  der  in  der  Sache  selbst  kompetente  Strafrichter  zu  entscheiden. 

Deutseh'SchweixerischerAtislieferungsvertrag.  Schweixerisches  Aus- 
lieferungsgesetx  vom  22,  Januar  1892  Art.  3  und  12.  Begünsti- 
gung ah  Form  der  Theilnahme  und  deshalb  Auslieferungsdelikt, 

Entsch.  des  Buudesgerichts  vom  17.  Juni  1892,  betr.  die  Auslieferung 
des  Friedrich  Wilhelm  Felix  Stübler,  Buchbinder  von  Leipzig. 

Aus  den  Akten  haben  sich  folgende  Thatsachen  ergeben: 
A.  Durch  Haftbefehl  des  Untersuchungsrichters  beim  k.  württem- 
bergischen Landgerichte  Ulm  vom  16.  Mai  1892  wird  Friedrich  Wil- 
helm Felix  Stübler,  Buchbinder  von  Leipzig,  geb.  16.  November  1854 
beschuldigt,  er  habe  im  März  1892  theils  in  Italien,  theils  in  der 
Schweiz  dem  wegen  Verbrechens  der  Urkundenfälschung  und  des 
schweren  Diebstahls  in  Rom  verhafteten  und  auf  dem  Transporte  nach 
Deutschland  befindlichen  Schreiber  Karl  Klein  von  Blaubeuren  wissent- 
lich Beistand  geleistet,  um  denselben  der  Bestrafung  zu  entziehen  und 
um  sich  selbst  einen  Vortheil  zu  verschaffen;  er  habe  gegen  das  Ver- 
sprechen einer  Belohnung  mit  dem  Karl  Klein,  mit  dem  er,  der  nur 
des  Landes  verwiesen  war,  gemeinsam  aus  Italien  herantransportirt 
wurde,  den  Namen  getauscht,  in    der  Hoffnung,,  dass    infolge  dessen 
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Klein  an  der  Grenze  in  Freiheit  gesetzt  werde.  Angerufen  werden 
die  §§  258  Ziff.  2,  257  Ziff.  3  vergl.  mit  §  4  Ziff.  8  des  deutschen 
Reichs-Strafgesetzbuchs. 

B.  Grestützt    auf  diesen  Haftbefehl   und    unter  Berufung  auf  den 
schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrag    ersuchte   das  k.  worttem- 
bergische  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten    mit  ^ote  vom 
27.  Mai    1892    den    Schweiz.    Bundesrath     um    Auslieferung   des  (in 
Frauenfeld  vorläufig  verhafteten)  F.   W.   F.  Stübler,    indem    es   aus- 
führte:   die    strafbare    Handlung,  wegen    derer    die   Auslieferung  des 
Stübler  beantragt  werde^  sei  zwar   in   der  Schweiz   (bezw.   in  Italien) 
verübt.    Es  werde  aber   anzunehmen   sein   und  vorausgesetzt,   dass  in 
der  Schweiz    wegen   dieser    strafbaren   Handlung   keine   Untersuchimg 
eingeleitet  worden  sei  und  dass  hienach  der  Art.  3  Abs.  1  des  deutsch- 
schweizerischen Auslieferungsvertrages  vom  24.  Januar  1874  der  Be- 
willigung der  Auslieferung   des  Stübler   nicht  'im  Wege    stünde.    Ein 
Bedenken  gegen   die   Bewilligung  der  Auslieferung  dürfte   auch  darin 
nicht  zu  finden  sein,  dass  Stübler  wegen  Begünstigung  verfolgt  werde, 
in  dem  Art.   1  des  Auslieferungsvertrages  aber  die  Begünstigung  nicht 
erwähnt  sei.    Der  Begünstigte  habe  im  vorliegenden  Falle  u.  a.  einen 
schweren  Diebstahl  verübt,  und  der  Begünstigte    wäre,    da   er    seines 
Vortheils  wegen  sich  der  Begünstigung  schuldig  gemacht  habe,  gem&8 
§  258  des  deutschen  StG.B.  als  ,, Hehler"  zu  bestrafen.    Nun  sei  in 
früheren  Fällen  schon  mehrfiich  seitens  des   Schweiz.  Bundesraths  der 
württembergischen  Regierung  die  Auslieferung  eines  bei  den  württem- 
bergischen Gerichten  wegen  Hehlerei    in  Untersuchung  stehenden  An- 
geschuldigten bewilligt  worden,  wobei  davon  ausgegangen  worden  sei, 
dass    die  Hehlerei   als   eine  Form   der  Theilnahme  sich   karakterisire. 
Ebenso  sei  auch  württembergischerseits  kein  Anstand  genommen  worden, 
an  die  Schweiz  die  Auslieferung  einer  wegen  Hehlerei  verfolgten  Per- 
son zu  bewilligen.    Es  sei  daher  anzunehmen,    dass  die  Ausliefenmg 
des  Stübler  von  dem  Gresichtspunkte  der  Theilnahme  aus  im  Hinblick 
auf  Art.  1  Ziff.  11   des   Auslieferungsvertrages    keinem    Anstand  be- 
gegnen werde. 

C.  Bei  seiner  Einvernahme  protestirte  der  Requirirte  gegen  die 
Auslieferung,  weil  er  sich  der  Begünstigung  eventuell  der  Hehlerei 
nicht  schuldig  gemacht  habe.  Er  sei  allerdings  auf  den  ihm  im  Ge- 
fangnisse zu  Livorno  gemachten  Vorschlag  des  Klein,  dessen  Kamen 
anzunehmen  und  die  Kleider  mit  ihm  zu  tauschen,  eingegaogm* 
Allein  er  habe  nichts  davon  gewusst,  dass  Klein  ein  Verbrechen  be- 
gangen, sondern  habe  nach  den  Angaben  des  Klein  geglaubt,  dieser 
sei  blos  wegen  sozialistischer  Umtriebe  verhaftet  worden.  Sie  söen 
überall  glücklich  durchgekommen  und  schliesslich  in  SchafiThausen  ent- 
lassen worden.  Erst  nachdem  er  (nach  Entdeckung  der  Verwechse- 
lung) wieder  verhaftet  worden  sei,  habe  er  erfeüiren,  dass  Klein  ein 
Verbrecher  sei,  worauf  er  sofort  wahrheitsgetreu  Au&chloss  ertheik 
und   dadurch   die    (einige  Tage   nach   seiner    Entlassung    in  Konstanz 
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erfolgte)  Verhaftung  des  Klein  wesentlich  erleichtert  habe.  Er  sei 
Sachse  und  lasse  sich  von  den  Ulmer  Gerichten  durchaus  nicht  beur- 
theileu.  In  der  Schweiz  habe  er  gar  kein  Verbrechen  begangen^  was 
er  gethan,  sei  in  Italien  (Livorno)  geschehen.  Irgendwelche  Beloh- 
nung habe  ihm  Klein  nicht  versprochen,  und  er  habe  keine  solche 
erhalten. 

D.  Der  Bundesrath  hat  am  7.  Jimi  1892  beschlossen^  die  Akten 
dem  Bundesgerichte  zu  übermitteln^  damit  dasselbe  gemäss  Art.  23 
und  24  des  Ausliefenmgsgesetzes  vom  2.  Januar  1892  über  die  Be- 
willigung der  Auslieferung  entscheide;  der  Verfolgte  habe  zwar  nur 
Einwendungen  geltend  gemacht^  die  sich  weder  auf  das  Auslieferungs- 
gesetz noch  auf  den  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrag  vom 
24.  Januar  1874  stützen;  immerhin  habe  er  gegen  die  Auslieferung 
ausdrücklich  Einspruch  erhoben,  und  es  bestehen  nun  über  die  An- 
wendbarkeit des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages  auf  das 
Vergehen  der  B^ünstigung,  welches  im  Vertrage  vorgesehen  sei,  und 
auf  eine  Handlung,  welche  in  der  Schweiz  begangen  worden  sei, 
Zweifel,  die  von  Amtswegen  zu  prüfen  seien. 

E.  Der  Greneralanwalt  der  Eidgenossenschaft,  welcher  gemäss 
Art.  23  Abs.  4  des  Auslieferungsgesetzes  erklärt  hat,  sich  an  der 
Voruntersuchung  und  Hauptverhandlung  betheiligen  zu  wollen,  spricht 
sich  mit  Eingabe  vom  1.  Juni  1892  dahin  aus,  dass  seiner  Auffassung 
nach  der  Auslieferung  kein  gesetzliches  Hinderniss  entgegenstehe. 
Die  Frage,  ob  Stübler  sich  des  ihm  zur  Last  gelegten  Vergehens 
schuldig  gemacht  habe,  unterliegt  der  Kognition  des  Bundesgerichts 
nicht.  Dagegen  habe  dasselbe,  nachdem  ihm  die  Akten  vom  Bundes - 
rathe  seien  übermittelt  worden,  von  Amtswegen  zu  prüfen,  ob  ein  ge- 
setzliches Auslieferungshindemiss  vorliege.  Nun  sei  allerdings  die  Be- 
günstigung im  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrage  nicht  als 
Auslieferungsdelikt  besonders  bezeichnet  und  erscheine  es  in  der  That 
als  eine  etwas  weitgehende  Interpretation,  wenn  man  die  Begünstigung 
als  eine  Art  von  Theilnahme  auffasse.  Allein  diese  Frage  sei  bereits 
durch  gegenseitige  Erklärungen  der  vertragschliessenden  Staaten  gelöst, 
wofür  speziell  auf  den  Geschäftsbericht  des  eidg.  Justizdepartements 
vom  Jahre  1888  —  Aüslieferungswesen  Nr.  5  —  verwiesen  werde. 
Von  Seite  der  Schweiz  sei  die  Auslieferung  eines  Flüchtigen  wegen 
Begünstigung  eines  Diebstahls  verlangt  worden,  mit  der  Begründung, 
Art.  1  des  Vertrages  schliesse  jede  Art  von  Theilnahme  in  sich.  Die 
Auslieferung  sei  von  den  deutschen  Behörden  bewilligt  worden,  mit 
dem  Beifügen,  dass,  nachdem  von  Seiten  der  Schweiz  die  Gegenseitig- 
keit als  verbürgt  erscheine,  kein  Bedenken  obwalte,  das  Wort  „Theil- 
nahme'' im  Eingang  von  Art.  1  des  Auslieferungsvertrages  in  diesem 
weiteren  Sinne  zu  verstehen.  Es  bestehe  also  eine  verbindliche  Gegen- 
seitigkeitserklärung,  die  auch  im  Einklänge  stehe  mit  dem  Auslieferungs- 
gesetz vom  22.  Januar  1892,  welches  in  Art.  3  Abs.  2  die  Be- 
günstigung ausdrücklich  als  Ausliefenmgsdelikt  vorsehe.     Nach  Art.  12 
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des  zitirten  Auslieferungsgesetses  müsste  dagegen  die  Auslieferung  des- 
halb verweigert  werden^  weil  die  strafbare  Handlung,  wegen  der 
sie  verlangt  werde ,  ofiPenbar  auf  dem  Grebiete  der  Eidgenossen- 
schaft  begangen  worden  sei.  Der  schweizerisch-deutsche  Auslieferungs- 
vertrag gehe  aber  nicht  so  weit;  nach  Art.  3  1.  1  desselben  solle  die 
Auslieferung  nicht  stattfinden,  wenn  das  reklamirte  Individuum  wegen 
der  gleichen  Handlung  in  der  Schweiz  in  Untersuchung  gewesen  sei 
oder  sich  befinde,  oder  bestraft  worden  sei,  was  alles  in  concreto  nicht 
zutreffe.  Diese  Vertragsbestimmung  sei  durch  das  Auslieferung^esets 
nicht  aufgehoben,  sondern  bleibe  so  lange  bestehen,  bis  der  Vertn^ 
im  gegenseitigen  Einverständnisse  als  dahingefallen  erklSrt  werde. 
Bücksichtlich  des  Verfahrens  bemerkt  der  Generalanwalt,  dass  seines 
Erachtens  eine  mündliche  Verhandlung  nicht  stattzufinden  habe.  Nach 
Art.  23  1.  3  des  Auslieferungsgesetzes  vom  22.  Januar  1892  sei  es 
in  das  Ermessen  des  Bundesgerichts  gelegt,  das  persönliche  Erscheinen 
Verhafteter  anzuordnen  und  nach  Art.  61  0.6.  erfi>lgen  die  sUuUs- 
rechtlichen  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  in  der  Begel  auf  Grund- 
lage eines  schriftlichen  Ver&hrens. 

Das  Bundesgericht  hat  die  Auslieferung  bewilligt  aus  folgende 
Erwägungen : 

1.  Es  ist  weder  die  Anordnung  einer  Aktenvervollständigong  noch 
eine  mündliche  Verhandlung  nothwendig.  In  letzterer  Beziehung  be- 
wendet es  auch  nach  Inkrafttreten  des  Auslieferungsgesetzes  Tom 
22.  Januar  1892  bei  der  Vorschrift  des  Art.  61  O.G.,  dass  die  Ent- 
scheidungen des  Bundesgerichts  wie  in  allen  anderen  staatsrechtlichen 
Sachen  so  auch  in  Auslieferungssachen  in  der  Begel  blos  auf  Grund- 
lage eines  schriftlichen  Verfahrens  ergehen  und  eine  mündliche  Ver- 
handlung nur  ausnahmsweise  anzuordnen  ist. 

2.  Wenn  der  Requirirte  einwendet,  er  habe  sich  des  ihm  zur  Last 
gelegten  Delikts  nicht  schuldig  gemacht,  so  ist  diese  Frage  vom  Ans- 
lieferungsrichter  nicht  zu  prüfen;  vielmehr  muss  der  Angeschuldigte 
seine  hierauf  sich  beziehenden  Behauptungen,  er  habe  um  das  tob 
Klein  begangene  Verbrechen  nicht  gewusst  und  eine  Belohnung  wedff 
zugesichert  erhalten  noch  empfangen,  vor  dem  in  der  Sache  selbst 
kompetenten  Straftichter  geltend  machen.  Dagegen  hat  das  Bunde»- 
gericht,  nachdem  ihm  die  Sache  vom  Bundesrathe  zur  Entscheidung 
ist  zugewiesen  worden,  allerdings  von  Amtswegen  zu  prüfen,  ob  dtf 
Auslieferungsgesuch  nach  Staatsvertrag  und  Gesetz  begründet  sei. 

3.  Ohneweiters  anzuerkennen  ist  nun,  dass  die  Ausliefenmgspflidit 
nicht  deshalb  ausgeschlossen  ist,  weil  das  Delikt  nicht  im  Gebiete  des 
ersuchenden  Staates  begangen  wurde,  denn  der  schweizerisch-deutache 
Auslieferungsvertrag  beschränkt  die  Auslieferungspflicht  nicht  auf  den 
Fall,  wo  die  Strafthat  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates  begangen 
worden  ist,  sondern  erstreckt  sich  (die  im  Vertrage  selbst  enthaltenen 
Ausnahmen  vorbehalten)  auf  alle  Personen,  die  sich  im  Gebiete  dee 
requirirteu  Staates  aufhalten  und  welche  im  ersuchenden  Staate  wegen 
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eines  Ausliefernngsdelikts  verfolgt  werden.  Vorausgesetzt  ist  dabei 
selbstverständlich,  dass  die  Verfolgung  des  im  Auslande  begangenen 
Verbrechens  im  requirirenden  Staate  nach  dessen  Gesetzgebung  über- 
haupt statthaft  sei;  hieran  ist  aber  im  vorliegenden  Falle  gewiss  nicht 
zu  zweifeln.  Dagegen  muss  sich  allerdings  fragen,  ob  nicht  die  Aus- 
lieferung deshalb  verweigert  werden  müsse,  weil  das  Delikt  im  Gebiete 
des  ersuchten  Staates,  der  Schweiz,  selbst  begangen,  eine  Auslieferung 
wegen  im  Inlande  verübter  Delikte  aber  nicht  zulässig  sei.  In  dieser 
Beziehung  ist  nun  richtig,  dass  der  Beistand,  welchen  der  Verfolgte 
dem  W.  Klein  geleistet  hat,  um  denselben  der  Bestrafung  zu  ent- 
ziehen, in  letzter  Linie  in  der  Schweiz,  dadurch  dass  der  Verfolgte 
den  schweizerischen  Behörden  gegenüber  sich  für  Klein  ausgegeben 
hat,  geleistet  wurde  und  dass  also  die  That  in  der  Schweiz  begangen  oder 
doch  vollendet  worden  ist.  Richtig  ist  im  Ferneren,  dass  im  Allge- 
meinen die  Auslieferung  wegen  eines  auf  dem  eigenen  Gebiete  des  er- 
suchten Staates  begangenen  Delikts  nicht  gewährt  wird  und  dass 
Art.  12  des  Auslieferungsgesetzes  vom  22.  Januar  1892  diese  Eegel 
ausdrücklich  ausspricht.  Allein  das  Auslieferungsgesetz  hat  nun  wider- 
sprechenden Bestimmungen  der  bestehenden  Staats  vertrage  weder  dero- 
giren  wollen,  noch,  ohne  Verletzung  völkerrechtlicher  Pflichten,  dero- 
giren  können.  Der  schweizerisch-deutsche  Auslieferungsvertrag  aber 
statuirt  in  Art.  3  Abs.  1  eine  Ausnahme  von  der  in  Art.  1  ganz  all- 
gemein, ohne  alle  Rücksicht  auf  den  Thatort,  aufgestellten  Ausliefe- 
rungspflicht nur  für  den  Fall,  dass  der  Kequirirte  im  ersuchten  Staate 
wegen  der  nämlichen  strafbaren  Handlung,  wegen  welcher  die  Aus- 
lieferung beantragt  wird,  sich  in  Untersuchung  befindet  oder  in  Unter- 
suchung gewesen,  oder  bereits  bestraft  worden  ist  (s.  Lammasch,  Aus- 
lieferungspflicht und  Asylrecht  S.  461  ff.).  Dies  trifft  aber  hier 
nicht  zu,  und  es  muss  daher  die  Auslieferung  bewilligt  werden,  sofern 
das  Auslieferungsgesuch  sich  auf  ein  Auslieferungsdelikt  bezieht. 

4.  Hierüber  ist  zu  bemerken:  Der  schweizerisch-deutsche  Aus- 
lieferungsvertrag spricht  nicht  ausdrücklich  aus,  dass  die  Auslieferung 
auch  für  die  Begünstigung  von  Auslieferungsdelikten  statthabe,  sondern 
erwähnt  nur  den  „Urheber,  Thäter  oder  Theilnehmer".  Es  ist  auch 
wohl  nicht  ganz  zutreffend,  wenn  die  Bundesanwaltschaft  annimmt, 
es  sei  in  dem  von  ihr  erwähnten  Falle  durch  verbindliche  Gegenrechts- 
erklärung der  beiderseitigen  Regierungen  die  Auslieferungspflicht  auf 
die  Begünstigung  von  Auslieferungsdelikten  ausgedehnt  worden.  Denn 
der  schweizerische  Bundesrath  hat  in  dem  gedachten  Falle  die  Aus- 
lieferung, gestützt  auf  den  bestehenden  Staatsvertrag,  welcher  seiner 
Ansicht  nach  auch  die  Begünstigung  umfasst,  beantragt,  nicht  dagegen 
eine  über  den  Staats  vertrag  hinausgehende  Erklärung  abgeben  wollen. 
Allein  es  darf  nun  allerdings  angenommen  werden,  dass  der  Ausdruck 
„Theilnehmer^  im  Sinne  des  Art.  1  des  Auslieferungsvertrages  im 
weiteren  Sinne  zu  verstehen  sei,  so  dass  darunter  auch  der  ,, Begün- 
stiger^ fl&llt     Es  ist  zwar  wissenschaftlich  sehr  bestritten,  ob  die  Be- 
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günstignng  unter  den  Begriff  der  ^Theilnahme'^  falle  oder  nicht  viel- 
mehr als  selbständiges  Delikt  zu  betrachten  sei,  und  es  wird  dieselbe 
gesetzgeberisch  verschieden  behandelt  (s.  in  Betreff  des  deutschen 
Strafrechts  u.  a.  H.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts^  3.  Aufl. 
S.  371  ff.;  in  Betreff  der  Behandlung  der  Begünstigung  in  den  schwei- 
zerischen Strafgesetzbüchern  Stooss,  Grundzüge  des  schweizerischen 
Strafrechts  I  S.  239 ff.).  Allein  soviel  ist  jedenfalls  richtig,  daas 
zwischen  dem  Delikte  des  Begünstigers  und  demjenigen  des  Thäters 
des  Hauptverbrechens  ein  naher  Zusanunenhang  besteht ,  indem  beide 
die  nämlichen  Interessen  verletzen  und  die  Schwere  des  Hauptver- 
brechens für  die  grössere  oder  geringere  Strafwürdigkeit  der  That  des 
Begünstigers  keineswegs  ohne  Bedeutung  ist.  Selbst  wenn  daher  die 
Begünstigung,  weil  nicht  in  kausalem  Zusammenhange  mit  der  Her- 
beiführung des  Thatbestandes  des  Hauptverbrechens  stehend,  nicht  als 
Theilnahme  im  engeren  Sinne  sollte  aufgefasst  werden  können,  so  kann 
doch  in  einem  weiteren  Sinne  der  Begünstiger  als  Mitschuldiger  des 
Thäters  des  Hauptverbrechens  bezeichnet,  die  Begünstigung  als  Theil- 
nahme in  einem  weiteren  Sinne  des  Worts  aufgefasst  werden  (> 
Entsch.  des  B.G.  in  S.  Fähndrich  vom  4.  Juni  1880.  A.  Slg.  Bd.  6 
S.  217  ff.  Erw.  2).  Wenn  nun  in  der  Praxis  der  Staatsbehörden  der 
Begriff  der  TheUnahme  nach  Art.  1  des  Auslieferungsvertrages  in 
diesem  weiteren  Sinne  au^efasst  worden  ist,  so  liegt  ein  Grund,  dieser 
Auslegung  entgegenzutreten,  lunso  weniger  vor,  als  auch  das  Ausliefe 
rungsgesetz  vom  22.  Januar  1892  in  Abs.  2  des  Art.  3  die  Be- 
günstigung der  Theilnahme  gleichstellt.  Danach  ist  denn  die  Aus- 
lieferung zu  bewilligen,  da  sie  wegen  Begünstigung  eines  Auslieferungs- 
delikts  begehrt  wird. 


Spanien. 

Spanisehe  Beehtsprechnng. 

Seetransport 

Für  Klagen  auf  Entschädigung  wegen  Nichterfüllung  eines  See- 
frachtvertrages ist  der  Richter  des  Lieferungsorts  zuständig.  Ürtheil 
des  obersten  Gerichtshofes  vom  2.  Juli  1889  (Annales  de  droit  com- 
merdal  etc.  p.  Thailer,  6.  annSe,  p.  141). 

Zusammeristoss  zur  See, 

Zur  Entscheidung  über  die  Ansprüche  des  Kapitäns  eines  eng- 
lischen Schiffes  wegen  des  durch  Verschulden  eines  spanischen  Fahr- 
zeuges in  den  unter  spanischer  Justizhoheit  stehenden  Gewässern  ent- 
standenen Schadens  sind  die  spanischen  Gerichte  zuständig  in  Gem&s- 
heit  des  Art.  835  des  spanischen  Handelsgesetzbuches  und  de«  zwischen 
Spanien  und  England  bestehenden  Vertragsverhältnisses.  Urtheil  des 
obersten  Gerichtshofes  vom  13.  Oktober  1890  (Annales  etc.  L  c.  p.  137). 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  etc.    Schweiz.  511 

Beglaubigung  der  Notariatsakte  der  spanischen  Konsuln, 

Die  von  den  spanischen  Konsuln  im  Auslände  errichteten  Nota- 
riatsakte bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Beglaubigung  durch  das  be- 
treffende Ministerium  des  Aeussem.  Ürtheil  des  Verwaltungsgerichts- 
bofes  vom  22.  März  1889  (Annales  etc.  l,  c.  p.  139). 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstelien  etc. 

Auswärtige  Staaten. 

S^ehweis. 

A.  Bundesgesetzgebung. 

1.  Das  Bundesgesetz,  betr.  die  Auslieferung  gegenüber 
dem  Auslande,  vom  22.  Januar  1892  (s.  oben  S.  202  ff.)  ist  seit 
19.  Mai  1892  in  Kraft  getreten  (Eidgen.  Ges.Samml.  N.  F.  Bd.  12. 
8.  870  ff.) 

2.  Zum  Vollzuge  des  vorgenannten  Bundesgesetzes  vom  22.  Ja- 
nuar 1892  hat  der  Bundesrath  mit  Kreisschreiben  an  sämmtliche 
Kantonsregierungen  vom  28.  Juni  1892  (Schw.  Bund.Bl.  1892.  IV, 
8.  31  ff.)    folgende    Instruktion    erlassen: 

I. 

Zunächst  müssen  wir  bemerken,  dass  für  das  Verhältniss  der 
Schweiz  zu  den  auswärtigen  Staaten,  mit  denen  sie  AuBlieferungs- 
yerträge  besitzt,  die  in  diesen  Verträgen  vereinbarten  Grundsätze  in 
Geltung  bleiben,  so  lange  diese  Verträge  nicht  ausser  Kraft  gesetzt  oder 
abgeändert  sind.  Von  Aenderungen  in  den  Vertragsverhältnissen  der 
Schweiz  mit  auswärtigen  Staaten  werden  wir  in  üblicher  Weise  Kennt- 
niss  geben. 

Auslieferungsbegehren  an  auswärtige  Staaten  sind  daher 
stets,  begleitet  von  den  vertragsmässigen  Belegen,  durch  die  Kantons- 
regierungen dem  Bundesrath  vorzulegen ;  dieser  wird  sie  auf  diplomatischem 
Wege  bei  der  Regierung  des  Zufluchtsstaates  anhängig  machen,  nöthigen- 
falls  nach  eingeholter  Ergänzung  oder  Berichtigung. 

Ebenso  gelten  auch  fernerhin  unsere  wiederholten  Instruktionen  über 
das  Verfahren  bei  direkten  Fahndungsgesuchen  kantonaler  Amts- 
stellen an  ausländische  Behörden  (vgl.  Bundesbl.  1870,  I,  61;  1874,111,885; 
1880,  II,  639:  1891,  H,  619). 

Was  insoesondere  die  direkten  Fahndungsgesuohe  in  solchen  Fällen 
betrifft,  in  denen  die  Zusicherung  des  Gegenrechts  nöthig  wird,  so 
veranlasst  uns  ein  Vorkommniss  aus  neuester  Zeit,  darauf  hinzuweisen,  dass 
Gesuche  dieser  Art  ausschliesslich  durch  die  Vermittelung  des  Bundesrathes 
oder  des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartements,  in  dringenden 
Fällen  auf  telegraphischem  Wege  eingeleitet  werden  sollen.  Es  geht  nicht 
an,  das  eine  kantonale  Polizeistelle  einer  fremden  Behörde  die  Anbietnng 
einer  Gegenrechtserklämng  in  Aussicht  stellt  und  dadurch  dem  Entscheide 
des  Bundesrathes,  als  der  einzig  zur  Zusicherung  der  Reziprozität  in 
Auslieferungsangelegenheiten  kompetenten  Behörde  (Art.  I),  vorgreift. 

IL 

Alle  Angelegenheiten,  in  denen  der  Bundesrath  nach  dem  Bundesgesetz, 
betreffend  die  Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande,  vom  22.  Januar  1892 
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« 

zu  handeln  berufen  ist,  werden  dem    eidgenössischen   Justiz-  und  Polizd- 
departement  zur  Prüfung  und  Antragstellung  überwiesen. 

In  dringenden  Fällen  und  über  Zwischenfragen  kann  dieses  Departement 
mit  den  kantonalen  Behörden  und  den  Vertretern  der  Eidgenossenschaft 
im  Auslande  direkt  korrespondiren. 

HL 

Die  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  Über  das  Auslieferungsy er- 
fahren, die  sich  naturgemäss  einzig  auf  das  Verfahren  bei  Ausliefemngen 
von  der  Schweiz  an  das  Ausland  beziehen,  entsprechen  im 
Wesentlichen  der  Praxis,  die  sich  auf  Grund  des  Kreisschpeibens  Tom 
26.  Januar  1875  (Bundesbl.  1875,  I,  122)  ausgebildet  hat  und  seither  stets 
mit  Vortheil  geübt  worden  ist    Im  Einzelnen  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

1.  Die  provisorische  Verhaftung  kann  durch  die  kantonalen  Be- 
hörden entweder  auf  Grund  eines  zu  ihrer  Eenntniss  gelangten  Steck- 
briefes (Art.  20)  oder  eines  direkten  brieflichen  oder  telegraphischen 
Ansuchens  ausländischer  Behörden  (Art.  19)  oder  auf  Weisung  des 
Bundesrathes  (Art.  17)  vollzogen  werden. 

a)  Die  Verhaftung  auf  Grund  eines  ausländischen  Steckbriefes 
ist  immer  fakultativ.  Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  gesetzlichen 
und  thatsächlichen  Voraussetzungen  dazu  vorliegen,  hängt  vom  Ermessen 
der  zuständigen  kantonalen  Behörden  ab. 

b)  Die  Verhaftung  auf  direktes  telegraphisches  oder  briefliches  An- 
suchen muss,  wenn  die  vertraglichen  Voraussetzungen  vorliegen,  vorge- 
nommen werden  nach  den  Auslieferungsverträgen  mit  Deutschland  (Art  8), 
Luxemburg  (Art.  4)  und  Grossbritannien  (Art  III). 

Nach  den  Verträgen  mit  allen  anderen  Staaten  ist  die  provisorische 
Verhaftung  auf  direktes  Ansuchen  fakultativ.  Der  Sinn  des  Gesetzes 
(Art.  19  AI.  1)  ist  jedoch  der,  dass  die  Verhaftung  in  der  Regel  stattfinden 
und  nur  dann  unterbleiben  soll,  wenn  besondere,  dem  Bondesrathe  mitzn- 
theilende  Gründe  bestehen. 

c)  Von  allen  auf  Grund  eines  ausländischen  Steckbriefes  oder  direkten 
Ansuchens  vorgenommenen  Verhaftungen  ist  dem  Bundesrath  sofort  Anzeige 
zu  machen  (Art.  19  AI.  Ij  Art.  20).  Die  Anzeige  soll,  ausser  der  genauen 
Bezeichnung  des  Verhafteten,  die  requirirende  Behörde,  das  eingeklagte 
Delikt,  sowie  Ort  und  Tag  der  Verhaftung  angeben. 

d)  Die  Weisung  des  Bundesrathes,  einen  Verfolgten  zu  verhaf- 
ten, ist  selbstverständlich  bindend  (Art.  18  AI.  1,  2).  Im  Bericht  über  die 
Verhaftung  sind  stets  auch  Ort  und  Zeit  ihrer  Vollziehung  anzugeben. 

Bleibt  der  Verfolgte  unentdeckt,  so  ist  doch  alles  mitzutheilen,  was 
über  ihn  hat  in  Erfahrung  gebracht  werden  können. 

e)  Nach  Art.  17  AI.  2,  Art.  19  AI.  3  und  Art  20  AI.  2  ist  der  Ver- 
haftete in  Freiheit  zu  setzen,  wenn  das  Auslieferungsbegehren  and 
die  Belege  binnen  einer  gewissen  Frist  nicht  vorgelegt  worden  sind.  Die 
Haftentlassung  soll  jedoch  nicht  durch  die  kantonalen  Behörden  von  sich 
aus,  sondern  nur  auf  die  Weisung  der  Bundesbehörden  hin  verfügt 
werden. 

2.  Das  Auslieferungsbegehren  wird  wie  bisher  vom  Bundesrathe 
formell  geprüft  und  je  nach  Umständen  entweder  von  vorneherein  abge- 
wiesen oder  dem  Zufluchtskanton  übermittelt  werden.  Die  Art.  15, 16,18,21 
des  neuen  Gesetzes  ändern  nichts  Wesentliches  an  dem  bisher  in  dieser 
Beziehung  geübten  Verfahren;  nur  soll  in  Zukunft  gemäss  Art.  21  AI.  2 
das  Einvernahmeprotokoll  dem  Bundesrathe  stets  eingesandt  werden. 

Mit  dem  Berichte  der  Regierung  des  Zufluchtskantons  sind,  wie  bis- 
her, auch  die  Auslieferungsbelege  zurückzusenden ;  der  Bericht  soll  überdies 
die  Bemerkungen  enthalten,  zu  denen  die  Regierung  durch  das  Aus- 
lieferungsbegehren oder  die  Vernehmlassung  des  Verhafteten  veranlasst 
werden  mag. 
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Widersetzt  sich  der  Verfolgte  seiner  Aasliefemng,  bo  soll  aas  dem 
Einyemahmeprotokoil  ersichtlich  sein,  ob  er  seine  Einsprache  auf  das  Aus- 
liefemngsgesetz,  den  Staatsvertrag  oder  eine  Gegenrechtserklärung  stützt. 
Dem  Verfolgten  soll  auf  seinen  Wunsch  ermöglicht  werden,  binnen  einer 
angemessenen  Frist  einen  schriftlichen  Einspruch  einzureichen.  Der  Ver- 
folgte kann  einen  Rechtsbeistand  zuziehen;  dagegen  findet  die  amtliche 
Beiordnung  eines  Anwalts  in  diesem  Vorverfahren  nicht  statt  (Art.  21 
AI.  2  vgl.  mit  Art.  23  AI.  5). 

Auch  wenn  sich  der  Verfolgte  seiner  Auslieferung  nicht  widersetzt, 
soll  der  Bericht  der  Regierung  des  Znfluchtskantons  von  Amtswegen 
folgende  Punkte  melden: 

a)  wenn  Zweifel  über  die  Eigenschaft  des  Verfolgten  als  eines 
Ausländers  bestehen  (Art.  2  AI.  1);  in  einem  solchen  Falle  sind 
alle  der  Regierung  zu  Gebote  stehenden  Nachweise  über  die  Staats- 
angehörigkeit vorzulegen  (vgl.  Bnndesbl.  1892,  II,  569); 

b)  wenn  der  Ausliefemngsbewilligung  einer  der  in  Art.  6  und  12  des 
Gesetzes  bezeichneten  Gründe  entgegensteht; 

c)  wenn  der  Au sl i ef er ungs Vollzug  gemäss  Art.  13  AI.  1  ver- 
schoben werden  muss. 

3.  Der  Entscheid  über  die  Auslieferung. 

a)  Gemäss  Art.  22  wird  im  Allgemeinen  der  Bundesrath  wie  bisher 
über  Auslieferungsbegehren  auswärtiger  Staaten  gegen  in  der  Schweiz  ver- 
haftete Personen  zu  entscheiden  haben. 

b)  Wenn  dagegen  der  Verhaftete  gegen  seine  Auslieferung  Einspruch 
erhebt  und  sich  dabei  auf  das  Gesetz,  auf  den  Staatsvertrag  oder  auf 
eine  Gegenrechtserklärung  beruft,  so  wird  das  Bundesgericht  entscheiden 
(Art.  23  AI.  1). 

In  einem  solchen  Falle  wird  der  Bundesrath  alle  Akten,  die  ihm  in 
der  Sache  zugegangen  sind,  dem  Bundesgericht  in  der  bisher  gewohnten 
Weise  übermitteln. 

c)  Von  der  Ueberweisung  des  Falles  an  das  Bundesgericht  wird  der 
schweizerische  Bundesanwalt  sogleich  in  Eenntniss  gesetzt,  und  es  wird 
ihm  Gelegenheit  zur  Einsicht  der  Akten  geboten. 

Er  wird  sich  hierauf  direkt  mit  dem  Bundesgericht  ins  Benehmen 
setzen  und  diesem  mittheilen,  ob  und  in  welcher  Weise  er  sich  an  der  Vor- 
untersuchung und  an  der  Hauptverhandlung  zu  betheiligen  wünscht 
(Art.  23,  AI.  4). 

d)  Erachtet  das  Bundesgericht  eine  Akten  Vervollständigung  für 
nothwendig,  die  in  einer  im  Auslande  vorzunehmenden  Erhebung  besteht, 
so  wird  es  dafür  die  Vermittelung  des  Bundesrathes  in  Anspruch  nehmen 
(Art.  23  AI.  2). 

üeber  Erhebungen  in  der  Schweiz  und  über  das  persönliche  Erscheinen 
des  Verhafteten  (Art.  23  AI.  3)  wird  das  Bundesgericht  unmittelbar  mit 
den  kantonalen  Behörden  verkehren.  Die  daraus  entstehenden  Kosten 
werden  von  der  Kasse  des  Bundesgerichts  getragen. 

e)  Verlangt  der  Verhaftete  die  amtliche  Ernennung  eines  Rechts- 
beistandes, so  trifft  das  Bundesgericht  die  nöthigen  Anordnungen  und 
bestimmt  die  Entschädigungsansprüche  des  Anwalts.  Diese  sind  durch  die 
Kasse  des  Bundesgerichts  zu  liquidiren  (Art.  23  AI.  5). 

f)  Das  Bundesgericht  wird  seinen  Entscheid  (Art.  24)  dem Bundesrathe 
BO  rasch  als  mÖgUoh  in  drei  Ausfertigungen  zustellen.  Ist  die  Mutter- 
sprache des  Verfolgten  eine  der  drei  schweizerischen  Landessprachen,  so 
wird  der  Entscheid  in  dieser  Sprache,  andernfalls  in  der  des  Zufluchtskantons 
ausgefertigt. 

Von  einem  die  Auslieferung  verweigernden  Entscheid  (Art.  26  AI.  2)  gibt 
das  Bundesgerioht  dem  Bundesrath  auf  dem  kürzesten  Wege  schon  vor  der 
Ausfertigung  des  Urtheils  amtliche  Kenntniss;  der  Bundesrath  kann  darauf- 
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hin  sogleich  den  Verhafteten  in  Freiheit  setzen   lassen,  er  sei  denn  am 
einem  anderen  Grunde  in  Haft  zu  behalten. 

g)  Reicht  der  Verhaftete  sein  Gesuch  um  provisorische  Freilasaung  bei 
einer  Behörde  des  Zufluchtskantons  ein,  so  ist  es  durch  die  kantoB&Ie  Re- 
gierung je  nach  dem  Stande  der  Angelegenheit  dem  Bundesrath  oder  den 
Bundesgericht  zuzuleiten  (Art.  25  AI.  2) ;  die  Kantonsregierung  kann  Um 
Ansicht  über  die  Berechtigung  des  Gesuches  beifügen. 

h)  Gemäss  Art.  29  kann  die  Regierung  des  Zufluchtskantoni 
die  Auslieferung  von  sich  aus  anordnen  und  unverzüglich  vollzieben, 
wenn  folgende  drei  Voraussetzungen  zusammentreffen,  nämlich  wenn 

die  Verhaftung   auf  Grund   eines  direkten  Ansuchens  (Art  19] 
oder  eines  Steckbriefes  (Art.  20)  ausländischer  Behörden  erfolgt  ist; 
ein  Haftbefehl  oder  eine  andere  gleich werthige  Urkunde  (Art  15 
Abs.  2)  vorliegt; 

der  Verhaftete   mit  eigenhändiger  Unterschrift  erklärt  hat,  er 

willige  in  seine  Auslieferung,  ohne  die  Erfüllung  der  diplematiBclieB 

Förmlichkeiten  abzuwarten. 

i)  Obgleich  die  genannten  drei  Voraussetzungen  zusammentreffen,  wlf 

doch  eine  solche  Auslieferung  kurzer  Hand   nicht  stattfinden: 

wenn  ein  diplomatisches  Begehren  beim  Bundesrath  eingegangen 

und  durch  diesen  bei  der  Regierung  des  Zufluchtskantons  anhängig 

gemacht  worden  ist ;  denn  wenn  einmal  das  ordentliche  diplomatiadie 

Verfahren  eingeleitet  ist,  geht  es  nicht  an,  dass  in  seine  regelmSseige 

Erledigung  durch  einen  Akt  der  kantonalen  Behörden  eingegiiffui 

werde ; 

wenn  die  Auslieferung  gemäss  Art.  2.  AI.  1,  Art.  3,  5,  10,  U, 

12  und  13  von  Amtswegen   zu    verweigern  oder  nur  unter  Vorbebilt 

zu  bewilligen  ist ;  in  einem  solchen  Falle  soll  die  Angelegenheit  dem 

Bundesrath  mit  allen  Belegen  unverzüglich  unterbreitet  werden. 

k)  Von  einer  Auslieferung  kurzer  Hand  ist  das  eidg.  Justiz-  und  Poliiei- 

departement  sofort  gemäss  Art.  29  AI.  2  zu  benachrichtigen. 

4.  Der  Auslieferungsvollzug  (Art.  22,  27,  28,  29  und  31).  Die 
Vollziehung  der  Auslieferung  ist  wie  bisher,  unter  Vorbehalt  besondem 
Anordnungen  des  Bundesrathes,  Sache  der  Kantone.  Eine  Ansüefenng 
an  einen  nicht  angrenzenden  Staat  soll  jedoch  nicht  vollzogen  werden,  be- 
vor der  Bundesrath  der  Kantonsregierung  mitgetheilt  hat,  d&sa  der  TnaA 
von  der  Schweizergrenze  bis  an  die  Grenze  des  requirirenden  Staates  g^ 
ordnet  ist. 

Im  Einzelnen  sind  fßr  den  Auslieferungsvollzug  noch  folgende  Tff- 
schriften  zu  beachten: 

a)  Der  Auszuliefernde  ist  den  Behörden  des  requirirenden  oder  dei 
Transitstaates  an  der  Grenze  zu  übergeben.  Auf  keinen  Fall  d&fei 
kantonale  Agenten  einen  Auszuliefernden  in  das  Innere  eines  answiürtiga 
Staates  oder  durch  dessen  Gebiet  begleiten,  wenn  dies  nieht  zwiscki 
dem  Bundesrath  und  der  betheiligten  auswärtigen  Regierung  vereiobiit 
worden  ist. 

b)  Für  die  Auslieferungen  nach  Deutschland  iat  die  mit  der 
Reichsregierung  vereinbarte  „Zusammenstellung  der  Orte,  an^  weldw 
deutscherseits  die  von  der  Schweiz  herkommenden  Aus-  und  Durchliefernngi* 
transporte  Übernommen  werden,  und  der  entsprechenden  sehweizeriwbea 
Grenzorte  nebst  Bezeichnung  der  beiderseits  zuständigen  Behörden*  nutf- 
gebend.  Diese  Zusammenstellung  ist  im  Bundesbl.  1891,  I,  S.  220  ff.  Te^ 
öffentlicht. 

c)  Für  die  Auslieferungen  nach  Italien  gelten  die  Uebereinkonn. 
betreffend  den  Polizeidienst  in  den  internationalen  Stationen  derGotthtf^ 
bahn  au  Chiaeso  und  Luino,  vom  16.  Februar  1881  (A.  S.  n.  F.,  V,  oW 
und  die  dazu  gehörige  Erklärung  vom  11.  November  1884/12.  Januar  w 
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(A.  S.  n.  F.,  Vm,  65  ff.}.    Das  dort  für  die  Transportbefehle  aufgestellte 
Formular  A  ist  zur  Vermeidung  unnöthiger  Weiterungen  genau  einzuhalten. 

d)  Es  ist  übrigens  empfehlenswerth,  die  Formulare,  die  durch  die 
soeben  erwähnte  Erklärung  für  die  Ausstellung  von  Transportbefehlen  nach 
Italien  vereinbart  worden  sind,  überhaupt  für  Auslieferungstransporte  nach 
auswärtigen  Staaten  zu  verwenden.  Diese  Formalare  sind  sehr  zweckmässig 
und  entsprechen  vollkommen  den  Anforderungen,  die  im  Kreisschreiben 
vom  20.  Mai  1879  (Bnndesbl.  1879,  II,  691)  für  die  Transportbefehle  auf- 
gestellt sind.  Dadurch  würde  der  grosse  Vortheil  erreicht,  dass  der  Aus- 
zuliefernde mit  einem  einzigen  Transportbefehl  bis  an  die  Grenze  gebracht 
werden  könnte,  während  beim  gewöhnlichen  Sohubverfahren  von  jedem 
Kanton  ein  neuer  Transportbefehl  ausgestellt  werden  muss. 

e)  Auslief erungstransporte  sollen  nicht  mit  Transporten  polizeilich 
ausgewiesener  Personen  verbunden  werden;  erfahrnngsgemäss  ergeben 
sich  ans  einer  derartigen  Verbindung  von  Transporten  verschiedener  Art 
leicht  unangenehme  Inkonvenienzen. 

f)  Mit  dem  Auszuliefernden  sind  der  auswärtigen  Grenzbehörde  in  der 
Regel  alle  Papiere,  Werthsachen  und  Gegenstände  zu  übergeben, 
die  gemäss  Art  18  AI.  2  mit  Beschlag  belegt  worden  sind  und  sich  auf 
das  Verbrechen  beziehen,  wegen  dessen  dieAnslieferung  stattfindet  (Art.  27 
AI.  1).  Wo  die  Verträge  es  zulassen  (Vereinigte  Staaten,  Frankreich, 
Portugal,  Belgien,  Luxemburg,  Spanien,  Salvador,  Monaco,  Serbien),  steht 
nichts  entgegen,  dass  die  Behörde  des  Zufluchtskantons  in  Beschlag  ge- 
nommene Gegenstände  ausnahmsweise  direkt  an  die  requirirende  Behörde 
sendet,  wenn  sie  dieses  Verfahren  für  geeigneter  hält;  allerdings  handelt 
sie  in  diesem  Falle  auf  eigene  Verantwortlichkeit. 

g)  Ueber  die  Vollziehung  aller  durch  den  Bundesrath  oder  das 
Bandesgericht  bewilligten  Auslieferungen  ist  dem  Bundesrath  Bericht  zu 
erstatten.  Dieser  Bericht  soll  die  ausländische  Grenzbehörde,  der  der  Aus- 
zuliefernde zugeführt  wurde,  das  Datum  der  Uebergabe  und  die  ausgehän- 
digten Papiere,  Werthsachen  und  Gegenstände  angeben.  Dem  Bericht  ist 
beizulegen  eine  Rechnung  über  die  nach  Art.  31  vom  Bunde  zu  tragenden 
Auslieferungskosten,  umfassend: 

die  ordentlichen  Haftkosten  für  die  Zeit  vom  Tag  der 
Verhaftung  oder  —  wenn  diese  auf  direktes  Ansuchen  oder  auf 
Grund  eines  Steckbriefes  einer  auswärtigen  Behörde  vorgenommen 
wurde  —  vom  Tag  ihrer  Mittheilung  an  den  Bundesrath  an  bis  zum 
Tage,  an  dem  die  Bewilligung  der  Ausliefernng  zur  Kenntniss  der 
betheiligten  Regierung  gelangt  ist  (die  Kosten  einer  allfälligen  kan- 
tonalen Untersuchungs-  oder  Strafhaft  dürfen  selbstverständlich  nicht 
verrechnet  werden); 

femer    die   ordentlichen   Transportkosten   vom   Ort  der 
Verhaftung  bis  an  die  Grenze  der  Schweiz  auf  dem  nächsten  Wege. 
Ausserordentliche  Haft-  und   Transportkosten  werden    nur   vergütet, 
wenn  sie  auf  den  Anordnungen  einer  zuständigen  Bundesbehörde  beruhen. 
Die  Haftkosten  für  solche  Auszuliefernde,  die  vor  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  festgenommen  worden   sind,   werden  durch   den  Bund  vom 
19.  Mai  1892  an  oder  eventuell,  wenn  die  Mittheilung  von  der  Verhaftung 
an  die  Bundesbehörden  erst  später  erfolgt  ist,   vom  Datum   dieser  Mit- 
theilung an  vergütet. 

Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  wird  die  Kosten  von  Zeit  zu 
Zeit  liquidiren. 

Sobald  der  Bundesrath  die  nöthigen  Erfahrungen  gesammelt  hat,  wird 
er  für  die  Berechnung  der  Haftkosten  einen  Tarif  aufstellen. 

5.  Die  provisorische  Auslieferung  (Art.  13  AI.  2)  wird  wie  bisher 
durch  den  Bundesrath  nach  eingeholter  Vernehmlassung  der  betheiligten 
Kantonsregierang  bewilligt  werden. 
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Geht  ein  Gesuch  um  provisorische  Ausliefernng  einer  kantonalen  Re- 
gierung zu,  so  übermittelt  sie  es  mit  ihren  Bemerkungen  dem  Bundesnth 
zur  Entscheidung. 

Die  provisorische  Auslieferung  ist  in  gleicher  Weise  zu  vollziehen  wie 
die  definitive.  Ueber  die  Vollziehung  ist  dem  Bundesrath  Bericht  zu  er- 
statten (vgl.  oben  III,  4  g),  unter  Anschluss  einer  Kostenrechnung  Aber  den 
Transport  bis  zur  Grenze. 

Wenn  der  provisorisch  Ausgelieferte  zurückgeliefert  ist,  theilt  die  be- 
theiligte Kantonsregierung  dies  dem  Bundesrath  wiederum  mit 

IV. 

Die  strafrechtliche  Verfolgung  (Art.  2  AI.  2, 3)  eines  Schwellen 
wegen  einer  im  Ausland  begangenen  strafbaren  Handlung  wird  nach  dem 
neuen  Gesetz  nur  übernommen,  wenn  der  requirirende  Staat  kraft  seiner 
Gesetzgebung  in  der  Lage  ist,  die  Beobachtung  des  Grundsatzes  «non 
bis  in  idem^  zuzusichern. 

Eine  Neuerung  liegt  besonders  in  Art.  2  AI.  3.  In  Zukunft  ist  näm- 
lich der  Niederlassungskanton  und,  wenn  der  Verfolgte  in  der  Schweiz 
keine  Niederlassung  besitzt,  der  Heimathskanton  ohne  Weiteres  verpflichtet, 
die  strafrechtliche  Verfolgung  zu  übernehmen,  wenn  der  Bundesrath  dem 
auswärtigen  Staat  die  in  Art.  2  AI.  2  vorgesehene  Zusicherung  eriheilt 
hat,  während  bisher  eine  solche  Pflicht  nur  kraft  der  Verträge  mit  ItaüeD 
(Art.  5),  Russland  (Art.  2),  Deutschland  (Art.  2),  Grossbritannien  (Art  I 
AI.  2)  und  Serbien  (Art  X)  bestand. 

Obgleich  Art.  2  AI.  3  des  Gesetzes  den  Niederlassungskanton  in 
erster  Linie  zur  strafrechtlichen  Verfolgung  des  Schweizerbürgers  verpflichtet, 
wird  doch,  wie  bisher,  der  Heimathskanton  in  den  meisten  Fällen  zum  Eis- 
schreiten berufen  sein,  da  es  sich  vorwiegend  um  Personen  handeln  wird, 
die  in  der  Schweiz  keinen  Wohnsitz  haben.  Der  Bundesrath  wird  der 
Regierung  des  zum  strafrechtlichen  Einschreiten  verpflichteten  Kantona  dss 
Begehren  der  auswärtigen  Regierung  mit  allen  Akten  und  Belegen  flber- 
mitteln.  Weitere  Aufklärungen  sind  durch  das  kantonale  Gerieht  nnf 
dem  ordentlichen  Requisitorialwege  einzuholen.  Das  ergangene  Urtbdl  iat 
dem  Bundesrath  unter  Rtickschluss  der  ausländischen  Akten  in  anüien- 
tischer  Ausfertigung  mitzutheilen. 

V. 

Ueber  die  Frage,  ob  die  Verbüssung  einer  im  Auslande  ver- 
hängten Gefängnissstrafe  in  einer  inländischen  Verhaftsanstalt  n 
gestatten  sei  (Art.  30),  wird  sich  der  Bundesrath  mit  der  betheiligten 
Kantonsregierung  verständigen. 

VI. 

Für  die  Durchlieferung  gelten  im  Wesentlichen  dieselben  Be- 
dingungen wie  für  die  Auslieferung  (Art.  32).  Wenn  die  Bedingungen  des 
Art.  32  durch  den  ersuchenden  Staat  erfüllt  sind,  so  gestattet  der  Bundes- 
rath den  Transit  und  lässt  den  obersten  Polizeibehörden  der  Grenzkantose, 
wo  der  Durchzuliefernde  das  schweizerische  Gebiet  betreten  und  wo  er  es 
verlassen  soll,  die  nöthigen  Instruktionen  zugehen. 

Der  Durchtransport  ist  in  gleicher  Weise  zu  vollziehen  wie  eine  Aio- 
lieferung. 

Die  Polizeibehörde  des  Eintrittskantons  hat  über  die  Uebemahme  dei 
Durchzuliefernden  durch  ihre  Organe,  die  des  Austrittskantons  über  seine 
Uebergabe  an  die  Grenzbehörden  des  Nachbarstaates,  die  letztere  mtff 
Anschluss  einer  Rechnung  über  die  Gesammtkosten  des  Durehtransporti, 
Bericht  zu  erstatten.  Beim  Durchtransport  von  Individuen,  die  aus  Itsües 
durch  die  Schweiz  nach  Deutschland  oder  umgekehrt  ausgeliefert  werden 
müssen,  sind  gemäss  Art  3  AI.  3  der  Erklärung  vom  25.  Juli  1^^ 
(Bundesbl.  1873,  III,  569)  die  Kosten  sogleich  bei  der  Uebergabe  der  Ver- 
jbrecher  zu  erheben. 
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3.  Zur  Volkiehung  des  mit  1.  Juli  1892  in  Kraft  getretenen 
Bundesgesetzes  vom  26.  Juni  1891  über  die  zivilrecbtlichen 
Verbältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufentbalter  (s.oben 
S.  198  ff.)  bat  der  Bundesratb  mit  Kreisscbreiben  an  sämmtlicbe  ELantons- 
regierungen  vom  28.  Juli  1892  (Scbw.  Bund.Bl.  1892,  IV,  S.  25  ff.), 
davon  ausgebend^  dass  zwar  Art.  38  des  Gesetzes  die  Beurtbeilung 
von  Streitigkeiten,  zu  denen  die  Anwendung  desselben  Aulass  geben 
kann,  dem  Bundesgericbte  überweise,  dass  es  aber  in  der  Stellung  des 
Bundesratbes  liege,  im  gegenwärtigen  Momente  durcb  Mittbeilung 
seiner,  für  das  Geriebt  freilieb  unmassgeblicben  Ansiebt  über  Sinn  und 
Tragweite  der  fraglicben  Bestimmungen  Streitigkeiten  vorzubeugen, 
über    die    Gestaltung     der     ebelicben     Güterrecbtsverbältnisse 

nacb  dem  Bundesgesetze  Folgendes  bekannt  gegeben: 

Der  Bund  hat  mit  dem  vollen  Bewusstseiu  der  Tragweite  seines  Schrittes 
(vgl.  Bnndesbl.  1891,  III,  565  und  566)  in  dem  Gesetze  über  die  zivilrecbt- 
lichen Verhältnisse  der  Niedergelasseneu  und  Aufenthalter  die  güter- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Ebegatten  durch  Bestimmungen  ge- 
ordnet, die  buchstäblich  über  den  Rahmen  einer  gesetzlichen  Ordnung  der 
Rechtsverhältnisse  von  Niedergelassenen  oder  Aufenthaltern  hinausgehen. 
Die  gesetzgebenden  Räthe  waren  mit  dem  Bundesrathe  zur  Ueberzeugung 
gekommen,  dass  das  Institut  des  ehelichen  Güterrechtsverhältnisses  nach 
seiner  innem  Natur  eine  besondere  Behandlung  im  Gesetze  verlange, 
indem  nicht  zwischen  Heimathsrecht  und  Wohnsitzrecht  hier  die  Wahl  zu 
treffen  sei,  sondern  zwischen  dem  einmal  —  durch  Gesetz  oder  Vertrag  — 
begründeten  Güterrechte  und  dem  Rechte  der  Heimath  oder  des- jeweiligen 
Wohnsitzes  der  Ehegatten.  Und  man  bestimmte  einerseits,  dass  das  Recht 
des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  die  Güterrechtsverhältnisse  der  Ehegatten 
unter  einander  für  die  ganze  Dauer  der  Ehe,  mögen  die  Ehegatten 
Niedergelassene  oder  Aufenthalter  sein  und  bleiben  oder  nicht,  beherrsche, 
flofem  nicht  die  Ehegatten  dem  Rechte  eines  neuen  Wohnsitzes  sich 
freiwillig  unterwerfen,  andererseits  aber,  dass  für  die  Verhältnisse  der  Ehe- 
gatten gegenüber  Dritten  das  Recht  des  jeweiligen  ehelichen  Wohn- 
sitzes massgebend  sei. 

Das  ist  der  Inhalt  der  Artikel  19  und  20  des  Bundesgesetzes. 

Üeber  die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  schweizerischen  Ehegatten 
im  Auslande  und  der  aus  dem  Auslande  in  die  Schweiz  zurückgekehrten 
schweizerischen  Ehegatten  enthält  Art.  31  besondere  Bestimmungen. 

In  den  üebergangs-  und  Schlussbestimmungen  wurde  festgesetzt,  dass 
die  Befugniss,  ihr  Verhältniss  unter  einander  dem  jeweiligen  Wohnsitz- 
rechte  zu  unterstellen,  auch  den  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes 
bereits  verehelichten  Personen  zustehe.  Ob  auch  die  Grundbestimmung, 
dass  die  Eheleute  andernfalls  in  Bezug  auf  ihr  Gütersvstem  fUr  die  ganze 
Dauer  der  Ehe  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  unterworfen 
seien,  auf  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  bereits  verehelichten 
Personen  anwendbar  sei,  wurde  in  den  Üebergangs-  und  Schlussbestim- 
mungen nicht  gesagt.    Man  erachtete  es  für  überflüssig. 

In  der  That,  das  Bundesgesetz  will  die  Rechtsverhältnisse  nicht  blos 
derjenigen  Personen  regeln,  welche  in  Zukunft,  nach  seinem  Inkrafttreten, 
Niedergelassene  oder  Aufenthalter  werden,  sondern  auch  derjenigen, 
<He  zur  Zeit  seines  Inkrafttretens  bereits  Niedergelassene  oder  Aufenthalter 
sind..  Es  unterwirft  diese  letzteren,  unter  gleichzeitiger  Aufhebung  aller 
widersprechenden  Bestimmungen,  der  eidgenössischen  und  kantonalen  Ge- 
setzgebung, sowie  der  einschlägigen  Konkordate,  dem  Rechte  der  Heimath 
oder  des  Wohnsitzes.  Es  schafft  in  diesen  Beziehungen  einen  Rechtszustand, 
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der  vielfach  dem  bisherigen  direkt  entgegengesetzt  ist.  Nicht  anders  ver- 
hält es  sich  in  Hinsicht  auf  das  Institut  des  ehelichen  Güterrechts.  Du 
Gesetz  lässt  auch  hier  an  die  Stelle  des  bisherigen  ungeordneten  Zustandes 
eine  bestimmte,  von  allen  Kantonen  anzuerkennende  Jurisdiktion  treten, 
diejenige  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  und  diejenige  des  jeweiligen 
faktischen  Wohnsitzes  der  Ehegatten.  Auch  hier  ergreift  das  Genete 
sämmtliche  zur  Zeit  seines  Inkrafttretens  bestehende  Ehen  und  unterstellt 
sie  der  neuen  Ordnung,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  bisher  einem  anderen 
Rechte  unterstellt  waren,  aber  auch  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Eheleute 
in  ihrem  bürgerlichen  Heimathskanton  oder  in  einem  anderen  Kantone 
wohnen.  Denn  das  Gesetz  sieht  in  diesem  Punkte,  wie  wir  bereits  bemerkt 
haben,  von  dem  Gegensatze  „Heimathsrecht  oder  Wohnsitzrecht*  im  bürger- 
rechtlichen Sinne  ab  und  betrachtet  das  Recht  des  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitzes als  das  Ursprungs-  oder  Heimathsrecht  der  Ehe  in  Bezug  auf  die 
vermögensrechtlichen  Verhältnisse  der  Ehegatten  zu  einander. 

Daraus  erklärt  sich,  warum  die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  aach 
die  güterrechtlichen  Verhältnisse  der  in  ihrem  bürgerlichen  Heimathskantone 
wohnenden  Eheleute  erfassen  und  diese  vom  Gesetze  als  Niedergelassene 
behandelt  werden,  sofern  nicht  ihr  Heimathskanton  zugleich  der  Kanton 
ihres  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  ist. 

Für  die  Anwendung  des  Gesetzes  ergibt  sich  aus  dem  Gesagten, 
was  folgt: 

Die  Art.  19  und  20  des  Bundesgesetzes  sind  auch  auf  die  am  1.  Juli  1892 
bereits  bestehenden  Ehen  anwendbar. 

Die  Kantone  sind  daher  nicht  befugt,  festzusetzen,  welches  Recht  auf 
solche  Eheleute  anwendbar  sei. 

Das  Bundesgesetz  erstreckt  sich  auch  auf  die  am  1.  Juli  1892  in  i\am 
bürgerlichen  Heimathskantone  wohnenden  oder  in  der  Folge  in  denselben 
zurückkehrenden  Ehegatten.  Wenn  der  Heimathskanton  nicht  der  Kanton 
ihres  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  ist,  so  gilt  für  die  Ehegatten  unter  sieh 
das  Recht  dieses  letzteren,  sofern  sie  sich  nicht  durch  eine  in  Gemäsaheit 
des  Art.  20  abgegebene  Erklärung  dem  Rechte  ihres  Heimathskantons  unter- 
werfen, der  eben  in  den  Augen  des  Gesetzes  als  ein  Wohnsitzkantoi 
erscheint. 

Es  können  nicht  blos  die  nach  dem  1.  Juli  1892  in  einen  Spanten  nen 
einziehenden  Ehegatten  von  der  Befugniss  Gebrauch  machen,  die  ihn^ 
Art.  20  des  Bundesgesetzes  einräumt,  sondern  sämmtliche  Ehegatten,  die 
nicht  im  Kantone  ihres  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  wohnen.  Sie  alle  haben 
im  Sinne  des  Gesetzes  (Art.  20)  „ihren  Wolmsitz  gewechselt' . 

Was  im  Besonderen  die  von  den  Ehegatten  zum  Behufe  der  Unt^- 
stellung  ihres  Güterrechtsverhältnisses  unter  das  Recht  des  jeweiligen 
Wohnsitzes  abzugebende  Erklärung  anbetrifft,  so  geht  aus  der  Entstehaag»- 
geschichte  des  Art.  20  mit  Sicherheit  hervor,  dass  die  Genehmigung  der 
Erklärung  durch  die  zuständige  Behörde  des  Wohnsitzkantona  aus  iwei 
Gründen  für  nothwendig  erachtet  wurde;  einmal  weil  es  sich  um  einReehti- 
geschäft  zwischen  Ehegatten  handelt  und  zum  Abschluas  eines  solch« 
nach  den  meisten  kantonalen  Gesetzen  die  Frau  nicht  ohne  Ifitwirknig 
einer  Behörde  oder  eines  Beistandes  befähigt  ist,  sodann  —  und  dies  gau 
wesentlich  —  zur  Verhütung  von  Missbrauch  und  Zwang  seitens  des 
Mannes  gegenüber  der  Frau  (vgl.  Bericht  des  Bundesrathes  vom  8.  Juni  1891 
im  Bundesblatt  1891,  III,  565). 

In  dieser  Richtung  wird  die  von  den  Kantonen  bezeichnete  Behörde 
ihre  Aufgabe  zu  erfüllen  und  ihres  Amtes  zu  walten  haben;  nicht  aber 
kann  sie,  wie  einzelne  Kantone  anzunehmen  scheinen,  dem  Willen  der 
Ehegatten  einfach  ihren  Willen  entgegensetzen,  die  Erklärung  der  Ehe- 
gatten nach  ihrem  blossen  Gutfinden  genehmigen  oder  nicht  genehmigen. 
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B.  Kantonalrecht. 

1.  Zivilgesetzbuch  für  den  Kanton  Solothurn  v.  26.  Februar 
1891,  in  Kraft  seit  1.  Januar  1892.  Die  gesetzliche  Erbfolge 
ißt  nunmehr  wie  folgt  geregelt:  Wie  bisher  erben  zuerst  die  Nach- 
kommen nach  Stämmen,  wobei  auch  die  unehelichen  in  Berücksichti- 
gung kommen;  der  tiberlebende  Ehegatte  erhält  die  lebenslängliche 
Nutzniessuug  aus  der  Yerlassenschaft,  sofern  er  sich  nicht  wieder  ver- 
heirathet.  Sind  keine  Nachkommen  da,  wohl  aber  Eltern  und  Ge- 
schwister (und  Nachkommen  dieser),  so  erben  die  Eltern  zu  gleichen 
Theilen;  sind  eines  oder  beide  der  Eltern  bereits  verstorben,  so  fallen 
ihre  Theile  an  die  Geschwister  (bezw.  kraft  Repräsentationsrechts  an 
die  Nachkommen  der  Geschwister);  der  Überlebende  Ehegatte  erhält 
die  gesammte  Nutzniessuug  und  einen  Drittheil  der  Yerlassenschaft 
als  Erbe.  Sind  keine  Eltern  und  Geschwister  (und  Nachkommen 
dieser)  da,  so  erben  die  Grosseltern  oder,  wenn  diese  verstorben  sind, 
die  Nachkommen  derselben ;  der  tiberlebende  Ehegatte  nimmt  in  diesem 
Falle  zwei  Drittheile  der  Yerlassenschaft  und  den  tibrigen  Drittheil  zu 
lebenslänglicher  Nutzniessuug.  Sind  weder  Grosseltem  noch  deren 
Nachkommen  da,  so  erbt  der  tiberlebende  Ehegatte  alles.  Hat  der 
Erblasser  auch  keinen  Ehegatten,  so  fällt  die  Yerlassenschaft  an  den 
Staat,  der  mit  allfällig  erhaltenen  Geldern  namentlich  die  Armenlast 
der  wenig  begtiterten  Gemeinden  erleichtem  wird  (Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Recht  Bd.  33,  N.  F.  Bd.  11  S.  379  ff.). 

2.  Gesetz  (des  Landrathes  des  Kantons  Basellandschaft),  betr. 
eheliches  Gtiterrecht,  Erbrecht  und  Schenkungen,  vom 
20.  April  1891. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:  1)  Nachkommen.  2)  Eltern, 
jeder  Elterntheil  erhält  die  Hälfte,  der  einzig  tiberlebende  das  Ganze. 
3)  Geschwister  und  deren  Nachkommen;  Yoll-  und  Halbgeburt  stehen 
sich  gleich.  Ftir  1  und  3  gilt  unbeschränktes  Eintrittsrecht  und 
Theilung  nach  Stämmen.  4)  Der  im  nächsten  Grade  Yerwandte  unter 
Ausschluss  jeglichen  Eintrittsrechts.  Die  Yerwandtschaft  geht  nicht  tiber 
den  fünften  Grad  hinaus.  Damit  endet  auch  das  Yerwandtenerbrecht. 
Dann  erbt  der  hinterlassene  Ehegatte  und  mangels  solchen  fällt  das 
Vermögen  als  erbloses  Gut  an  den  Staat.  Uneheliche  haben  gegentiber 
der  Mutter  und  den  mtitterlichen  Yerwandten  gleiches  Erbrecht  wie 
Eheliche^  ebenso  umgekehrt. 

Testamente:  Testamentsmtindigkeit  mit  18  Jahren  fUr  beide 
G^chlechter,  ohne  Mitwirkung  des  Yormundes  (nattirlich  unter  Yoraus- 
setzung  gesunder  Geisteskräfte).  Form  der  Testamente:  1)  amtliche 
d.  b.  vom  Bezirksschreiber  in  Gegenwart  zweier  männlicher,  handlungs- 
flQiiger  und  unbetheiligter  Zeugen  verfasst;  2)  eigenhändige;  3)  Noth- 
testamente,  vor  zwei  männlichen  unbetheiligten  Zeugen  erklärt.  Ftir 
auswärts  errichtete  Testamente  wird  das  Gesetz  des  Errichtimgsorts 
anerkannt. 
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Erbschaftsantritt.  Die  gesetzlichen  Erben  werden  ^o  j%m 
durch  den  Tod  des  Erblassers^  die  testamentarischen  ebenso  durch  die 
Testamentseröfinung  Erben^  sind  aber  berechtigt^  die  Erbschaft  auszn- 
schlagen^  durch  Erbverzichterklärung  binnen  14  Tagen.  In  gleicher 
Frist  können  sie  das  amtliche  Gtiterverzeichniss  (benefidum  inventarn) 
durch  Vermittelung  des  Gemeindepräsidenten  bei  der  Justizdirektioo 
begehren. 

Erbschaftssteuer:  Die  staatliche  beginnt  mit  2  ^/^  bei  Ge- 
schwistern und  hört  mit  10  ^/^  bei  Nichtverwandten  auf,  die  der  Gre- 
meinde  beträgt  5  ^/^  bei  allen  Erbschaften  mit  Ausnahme  der  in  ge- 
rade Linie  fallenden.  Einige  Befreiungen  (der  Ehegatten,  der  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  u.  A.).  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  a.  a.  0.  S.  385  £ 

3.  Loi  (du  Or,  Cons,  du  c.  de  OeneveJ  conceniant  la  puissanct 
paternelle,  vom  20.  Mai  1891  (Rec,  des  Lais,  LXXVII.  p.  166  «J. 
Durch  solches  sind  die  Art.  371  bis  387  und  389  Code  civil  auf- 
gehoben. 

4.  Legge  ipotecaria  (del  Gr,  Cons,  del  cant.  del  Ticino),  vom 
21.  Oktober  1891  (BoU.  off,  deUe  Leggi,  N.  F.  XVII  p.  141).  D« 
Gesetz  fiihrt  flir  Hypotheken  das  Spezialitätsprinzip  ein,  der  Ein- 
trag kann  nur  auf  speziell  bezeichnete  Liegenschaften  und  eine  speziell 
bestimmte  Summe  erfolgen.  —  Aufgehoben  sind  mit  Inkrafttreten  des 
Gresetzes  (1.  Januar  1892)  die  Art.  854  bis  905  des  Codioe  ckik  and 
504;  505  des  codice  di  procedura  ciinle,  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Becfat 
a.  a.  0.  S.  399  ff.) 

5.  Zivilprozessordnung  für  den  Elanton  Solothnrn  vom 
27.  Februar  1891,  in  Kraft  seit  1.  Januar  1892. 

Das  Gesetz  ist  an  die  Stelle  der  aus  dem  Jahre  1839  stainmen- 
den  Zivilprozessordnung  getreten. 

Gerichtsstände:  Das  Gesetz  kennt  das  forum  dofnicüiif  d^ 
prorogirten  Gerichtsstand,  das  forum  rei  sitae  bei  £Ü.agen  in  Bezug 
auf  Liegenschaften  und  Servituten  und  zwar  als  ausschliessend,  dei 
Gerichtsstand  der  unvertheilten  Erbschaft  vor  dem  fonmi  des  Erb- 
lassers, den  Grerichtsstand  des  Marktorts  für  Markthändel,  das  forvm 
contractus  für  Ausländer,  das  forum  der  Widerklage  unter  VorMSr 
Setzung  der  Konnexität. 

Kompetenz  der  Gerichte:  Der  Friedensrichter  urtheilt  in- 
appellabel bis  auf  einen  Streitwerth  von  12  Fr.  Der  Amtsgericht»- 
präsident  entscheidet  inappellabel  bis  auf  100  Fr.  Streitwerth  und  dts 
Amtsgericht  ebenso  bis  auf  300  Fr.  Uebersteigt  der  Streitwerth  300  Fr. 
oder  ist  eine  Werthangabe  unmöglich,  so  kann  an  das  Obeigericbt 
appellirt  werden.  Für  die  Kompetenz  der  gewerblichen  Schiedsgenchte 
ist  ein  besonderes  Gesetz  in  Aussicht  genommen.  Sonst  bleibt  es  beim 
Bisherigen. 

Der  Eid  ist  gänzlich  abgeschafft,  und  zwar  nicht  nur  als  Be- 
weismittel   sondern   auch  als  Zeugen-  und  Experteneid. 
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Näheres  über  die  sonstigen  Prinzipien  des  Gesetzes  s.  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Becht  a.  a.  0.  417  ff. 

6.  Loi  (du  Qr.  (Jons,  du  cant,  de  Geneve)  de  proc4dure  eivile, 
vom  15.  Jnni  1891  (Rec.  des  Lois,  LXXVII  p.  302);  seit  1.  Jannar 
1892  in  Kraft. 

Beklagter  kann  Kostenkaution  seitens  eines  nicht  im  Kanton 
domizilirten  Klägers  (vorbehalten  abweichende  Staats  vertrage  ^  Gegen- 
recht des  Staates  des  auswärtigen  Klägers,  Grundbesitz  des  Klägers 
im  Kanton)  verlangen.  Der  Zeugenbeweis  ist  unstatthaft  in  Sachen 
von  1000  Fr.  und  darüber  Werthbetrag.  Näheres  über  die  Prinzipien 
d.  Gfes.  B.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  a.  a.  O.  S.  425  ff. 

7.  Code  pinal  (du  Qr.  (Jons,  du  cant  de  Neuchdtel)  vom 
12.  Februar  1891,  seit  1.  Juli  1891  in  Kraft. 

Nach  Art.  6  soll  das  ausländische  Strafgesetz  zur  Anwendung 
kommen:  1)  auf  innerhalb  des  Kantons  vollendete  wie  versuchte  Delikte 
gegen  die  Sicherheit  des  Staates^  Nachmachung  ^  Fälschung  und  be- 
trüglichen  Gebrauch  amtlicher  Siegel;  Waldhämmer  und  Stempel,  Münz- 
fälschung und  Fälschung  von  Namens-  und  Inhaberpapieren ,  die  von 
dem  Kanton^  von  Gemeinden  oder  Gesellschaften  mit  Sitz  im  Kanton 
ausgegeben  sind;  2)  auf  vollendete  wie  versuchte  Delikte  eines  Aus- 
länders zum  Nachtheil  eines  Neuenburgers  oder  eines  im  Kanton  domi- 
zilirten Schweizers^  falls  kein  Auslieferungsvertrag  zwischen  der  Schweiz 
und  jenem  Lande  besteht;  3)  auf  ausserhalb  des  Kantons  durch  An- 
gehörige desselben  oder  dort  domizilirte  Angehörige  eines  anderen  be- 
gangene Delikt;  falls  Auslieferung  nicht  erfolgt  —  überall  voraus- 
gesetzt,  dass  die  betr.  Handlungen  am  Begehungsorte  strafbar  und 
nach  dortiger  Gesetzgebung  noch  nicht  verjälirt  sind;  endlich  der  Thäter 
auf  Neuenburger  Gebiet  sich  befindet.  —  Neue  inländische  Verfolgung 
wird  dxirch  Yerbüssung  einer  im  Auslande  erkannten  Strafe  und  bei 
den  im  Auslande  begangenen  Delikten  durch  dortige  Freisprechung 
ausgeschlossen.  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Eecht  a.  a.  O.  S.  450  ff.) 

8.  Strafgesetznovelle  des  Gr.  Raths  des  Kantons  Schaffhau- 
sen vom  9.  November  1891  (Amtsbl.  Nr.  46),  enthält  insbesondere  neue 
Bestimmungen  über  den  betrüglichen  Konkurs,  Pfändungsbetrag,  Pfand- 
unterschlagung u.  8.  w. 

9.  Gesetze  (des  Gr.  Raths  des  Kantons  Graubünden)  v.  1.  Juni 
1891,  betr.  das  gerichtliche  Verfahren  in  Straffällen  (Amtl. 
6.  S.  V,  S.  842  ff.)  und  betr.  die  Revision  von  Strafurtheilen 
(Amtl.  G,  S.  V,  S.  358  ff). 

10.  Loi  (du  Qr.  Cons.  du  eant.  de  Qeneve)  sur  Vorganisation 
judieiaire,  vom  15.  Juni  1891   (Rec.  des  lois,  LXXVIT  p.  237  ss.\ 

Die  Friedensrichter  (4  Bezirke)  befassen  sich  theils  mit  der 
nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  (Vormundschafts-  und  Nachlasssachen, 
Vermögensverwaltung  für  Vermisste,  Emanzipations-  und  Adoptions- 
sachen), theils  mit  PoHzeiÜbertretungen  und  sonstigen  geringeren 
Strafsachen. 

Z«lUichrift  f.  Intern.  Privat-  a.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  ßg 
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Das  Zivilgericht  erster  Instanz  —  das  Handelsgmcht  als 
selbständiges  Gericht  ist  aufgehoben  —  entscheidet  letztinstanzlich 
über  alle  persönlichen  und  Mobiliar-Klagen  im  Streitwerth  bis  auf 
250  Fr.  (Zinsen  und  Akzessorien  nicht  mitgerechnet).  In  den  anderen 
Sachen  ist  es  erste  Instanz. 

Die  CouT  de  Justice  civile  ist  Appellationsgericht  für  die  Sachen, 
über  die  das  Grericht  erster  Instanz  nicht  endgültig  entscheidet,  femer 
für  die  vor  letzterem  Gericht  erhobenen  Kompetenzbestreitungen. 

Auswärtige  Anwälte  müssen  zum  Auftreten  vor  Gericht  f^ 
jeden  einzelnen  Fall  vom  Staatsrathe  Ermächtigung  erhalten.  NSheres 
s.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Kecht  a.  a.  O.  S.  471  ff. 


Vermischte  Mittheilungen. 


1.  (Rechtshülfe  in  Unfallversicherungssachen.)  Ein 
preuss.  Amtsgericht  hatte  sich  geweigert^  durch  eidliche  Vemehmnng 
von  Zeugen  ein  fUr  die  Gewährung  der  Rente  wichtiges  Moment  fest- 
zustellen und  die  dem  Amtsgericht  vorgesetzten  Grerichte  (Landgericht 
und  Oberlandesgericht)  hatten  diese  Weigerung  gebilligt.  Der  k.  preoss. 
Justizminister  aber  erliess  hierauf  eine  Anweisung  an  die  Präsidenten 
der  Oberlandesgerichte;  wonach  die  Amtsgerichte  (als  ,,  öffentliche  Be- 
hörden ^^  §  101  dcB  Unfall  Versicherungsgesetz  es  vom  6.  Juli  1884)  ver- 
pflichtet sind^  auf  Ersuchen  der  Sektionsvorstände  der  Berufsg^ioasen- 
Schäften  Zeugenvernehmimgen  in  Unfallversicherungssachen  anzustellen 
{Reger j  Entsch.  der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  etc.  Bd.  9 
S.  400;  Zeitschr.  f.  freiw.  Grerichtsbarkeit  etc.  34.  Jahrgang  S.   183). 

2.  Eine  Uebersicht  der  Portofreiheiten  im  Verkehre 
der  österreichischen  Justizbehörden  mit  dem  Auslande  ent- 
hält das  österr.  V.Bl.  des  k.  k.  Justizministeriums  1892  St.  X  8.  85. 

3.  (Ausländische  Handelsgesellschaften  in  Ungarn. 
§  242  des  ungarischen  Handelsgesetzes.  Mitgetheilt  von  Hern 
Ministerialrath  Dr.  Aleod  in  Budapest.)  Das  Budapester  k.  Handels- 
uud  Wechselgericht  hat  die  „  ungarische  Vertretung  der  «New- York» 
Leben 8 Versicherungsgesellschaft^  bei  Androhung  einer  Greldstrafe  ange- 
wiesen, im  Sinne  des  §  242  des  Handelsgesetzes  das  Namensverseieli- 
niss  der  Mitglieder  der  Gesellschaft  im  Jahre  1891,  sowie  den 
Ausweis  über  die  unter  diesen  Mitgliedern  in  den  vier  Quartalen 
des  Jahres  1891  eingetretenen  Veränderungen  binnen  14  Tagen  dem 
erwähnten  Gerichtshofe  vorzulegen.  —  Die  Budapester  k.  Tafel  inter- 
pretirt  jedoch  den  bezogenen  Paragraphen  des  Handelsgesetzes  in 
anderer  Weise^  und  hat  den  Beschluss  der  ersten  Instanz  abgeändert^ 
indem  sie  die  «New-York»  von  der  ihr  durch  das  erste  Gericht  auf- 
getragenen Verpflichtung  enthoben  hat.  Dieser  Beschluss  der  Bnda- 
pester  k.  Tafel  isit  in  nachstehender  Weise  begründet:  ^BezÜgliek  der 
ausländischen    Aktiengesellschaften    und     Genossenschaften^     insbe- 
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sondere  betreffs  jener  Bedingungen,  unter  welchen  Filialen  ausländi- 
scher Handelsgesellschaften  auf  dem  Gebiete  Ungarns  protokoUirt 
werden  können^  wie  auch  bezüglich  jener  Modalitäten ,  welche  die  er- 
wähnten Aktiengesellschaften  und  Grenossenschaften  während  ihres  hier- 
ländischen  Oesohäflbsbetriebes  zu  befolgen  haben^  enthält  das  ungarische 
Handelsgesetzbuch  eingehende  Verftlgungen;  es  ist  mithin  klar,  dass^ 
sowie  diese  Gesellschaften  einerseits  den  im  Gesetze  vorgeschriebenen 
Verpflichtungen  streng  zu  entsprechen  haben,  andererseits  zur  Durch- 
führung solcher  Handlungen^  welche  ihnen  das  Gesetz  nicht  als  Ver- 
pflichtung auferlegt,  die  ausländischen  Aktiengesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften nicht  gezwungen  werden  können,  oder  mit  anderen 
Worten:  wo  das  Gesetz  ausdrückliche  Verftlgungen  enthält,  kann  eine 
erweiterte  Interpretation  entgegengesetzter  Eichtung  nicht  platzgreifen. 
Die  §§210  und  217  des  Handelsgesetzes  finden  laut  §  230  desselben 
Gesetzes  auch  auf  die  ausländischen  Genossenschaften  Anwendung. 
§  214  des  Handelsgesetzes  zählt  ausführlich  jene  Dokumente  auf, 
welche  die  inländischen  Vertretungen  ausländischer  Handelsgesell- 
schaften von  Zeit  zu  Zeit  dem  kompetenten  Gerichtshöfe  yorzulegen 
verpflichtet  sind;  unter  diesen  Dokumenten  ist  jedoch  das  Verzeichniss 
der  ein-  und  ausgetretenen  Genossenschaftsmitglieder^  sowie  das  alpha- 
betische Namensverzeichniss  dieser  Mitglieder  nicht  enthalten,  woraus 
unzweifelhaft  hervorgeht,  dass  die  Verfügung  des  auf  die  inländi- 
schen Genossenschaften  bezüglichen  §  242  des  Handelsgesetzes  auf 
ausländische  Genossenschaften  keine  Anwendung  finden  könne.  .  •  . 
Im  Sinne  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  kann  eine  Strafe 
gegen  derartige  Vertretungen  ausländischer  Handelsgesellschaften  nur 
in  zwei  Fällen  zur  Anwendung  kommen,  und  zwar  wenn  diese  das 
für  den  Betrieb  des  hierländischen  Geschäfts  bestimmte  Kapital  zu 
einem  anderen  Zweck  verwenden  oder  aus  dem  Lande  herauszuziehen 
gestatten  (Punkt  3  §  219  H.G.B.),  oder  wenn  diese  Vertretungen  die 
im  §  214  enthaltenen  Bestimmungen  nicht  erfüllen.  Dass  diese  Inter- 
pretation richtig  ist,  erhellt  daraus^  dass  unter  jenen  Fällen,  in  welchen 
die  Löschung  ausländischer  Handelsgesellschaften  aus  dem  Handels- 
register durch  wen  immer  angesucht  werden  kann,  das  Versäumniss 
der  Ueberreichung  der  erwähnten  Ausweise  und  Namensverzeichnisse 
im  Gesetz  nicht  enthalten  ist.  .  .  .  Auf  Grund  des  §  230  H.G.B.  er- 
klären die  ausländischen  Handelsgesellschaften  anlässlich  der  Eintragung 
ihrer  Firma  in  die  Handelsregister,  dass  sie  sich  bezüglich  ihrer  im 
Inlande  abzuwickelnden  Greschäfte  den  Bestimmungen  des  ungarischen 
Handelsgesetzes  unterwerfen;  aber  die  Niederlassung  der  Gesellschaft, 
deren  Eintragung  in  die  Firmenregister,  sowie  die  Bezeichnung  jener 
Normen,  nach  welchen  diese  Gesellschaften  ihr  inländisches  Geschäft 
betreiben,  erscheint  nicht  als  das  Geschäft  dieser  Gesellschaften,  sondern 
die  erwähnten  Handlungen  bilden  blos  die  Vorbedingungen  des  Ge- 
schäftsbetriebes, und  wenn  diese  nicht  eingehalten  werden,  so  kann 
auf  Grund  des  §  217  des  Handelsgesetzes    die  Löschung   der  auslän- 

a5* 
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dischen  GLandelsgesellflchfifteii  wann  immer  angesucht  werden,  wodurch 
die  Fortsetzung  des  Geschäftshetriehes  verhindert  werden  kann.  Das 
Handelsgesetz  enthält  blos  bezüglich  der  Kontrole  zwischen  den  aus- 
ländischen und  inländischen  Handelsgesellschaften  abweichende  Be- 
stimmungen^ woraus  sich  von  selbst  ergibt,  dass  bezüglich  ihrer  Lage 
die  in-  und  ausländischen  Genossenschaften  vor  einander  keineilei 
Vorzug  geniessen.  Da  nun  die  auf  die  ausländischen  Aktiengesell- 
schaften und  Genossenschaften  bezüglichen  §§  210  bis  217,  218  bis 
222  und  230  des  Handelsgesetzes  betr.  der  im  §  242  umschriebeneii 
Ausweise  und  Namensverzeichuisse  keinerlei  Verfiigung  enthalten^  ist 
der  k.  Gerichtshof  unrichtig  vorgegangen,  als  er  den  mehrerwähntea 
§  242  des  Handelsgesetzbuchs  auf  ausländische  Grenossenschaften  anzu- 
wenden befunden  hat^  weshalb  der  bezügliche  Beschluss  des  k.  Ge- 
richtshofes abgeändert  werden  müsse. 

4.  (Zur  Frage  der  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile 
in  Frankreich)  wird  im  5sterr.  Just.M.V.Bl.  1892  St.  IX  S.  77 
auf  Grund  eines  Schreibens  des  Rechtskonsulenten  der  k.  und  k.  Bot- 
schaft in  Paris  vom  5.  März  1892  mitgetheilt,  dass  nach  der  gegen- 
wärtigen Praxis  der  französischen  Gerichte  zivilgerichtliche  Erkennt- 
nisse ausländischer  Gerichte ^  auch  wenn  sie  in  einem  Bechtsstreite 
zwischen  Ausländer  (Nichtfranzosen)  ergingen^  unter  den  sonst  geUenden 
Voraussetzungen  für  die  Vollstreckung  auswärtiger  zivilgericlitlidier 
Erkenntnisse  in  Frankreich  vollstreckbar  erklärt  werden.  (Früher 
wurde  die  Vollstreckbarkeitserklärung  für  Urtheile  in  Rechtsstreiten 
zwischen  Ausländem  ohne  Weiteres  verweigert.) 

5.  (Das  Institut  des  Notariats  in  Portugal)  basirt  noch 
auf  sehr  alten  in  das  Jahr  1305  und  auf  die  Vorschriften  der  Ordo- 
na^oes  Älfonsmas,  Manuelinas  und  Philippificts  zurückreichendeii  Be- 
stimmungen. Laut  derselben  ist  der  Notar,  tabeüiao  genannt ,  eine 
öffentliche  Amtsperson,  deren  vorzüglichste  Funktionen  die  nachstehen- 
den sind:  1)  jene  Rechtsakte  und  Verträge  zu  verfassen  und  anfEi- 
bewahren,  denen  die  Betheiligten  denjenigen  Karakt^  der  Aathen- 
tizität  verleihen  wollen  oder  kraf^  des  Gesetzes  verleihen,  welcher  den 
vollen  Glauben  wirkenden  Amtsurkunden  gebührt,  zum  Zwecke  der 
Sicherung  des  Ausstellungsdatums,  der  unveränderten  Erhaltung  der- 
selben in  geschützter  Verwahrung,  wie  auch  zum  Zwecke  der  Hinai»- 
gabe  von  Abschriften  tind  Auszügen  derselben;  2)  die  privatim  her- 
gestellten Rechtsakte  anerkennen  und  die  darauf  ersichtlichen  Unter- 
schriften beglaubigen  zu  lassen;  endlich  3)  authentische  Testamente 
zu  errichten  und  geheimzuhaltende  (mystische)  letzte  Willenserklärung» 
unterfertigen  zu  lassen. 

Die  Notare  werden  zufolge  des  Dekretes  vom  20.  September  1849 
gleich  den  Justizbeamten  auf  Lebensdauer  durch  die  Regiemng-  auf 
Grund  eines  vorausgehenden  Konkursexamens  ernannt.  Die  Notariats- 
kandidaten haben  eine  schriftliche  Prüfung  abzulegen,  femer  behn£i 
Zulassung  zum  Konkurse  durch  gültige  Zeugnisse  darzuthun,  dass  sie  das 
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22.  Lebeüsjalir  vollendet  uud  die  Prüixmgen  über  die  als  Vorbereitungs- 
knrs  bestimmten  Disziplinen  bestanden^  femer  den  Kursus  über  Diplo- 
matik  (Urkundenlehre)  in  der  Dauer  eines  vollen  Jahres  mit  Erfolg 
absolvirt  haben,  dem  Staatsschatze  gegenüber  in  keiner  Verpflichtung 
stehen  und  nie  von  einer  strafgerichtlichen  Verurtheilung  betroffen 
wurden.  Bei  übrigens  gleichen  Umständen  haben  jene  Kandidaten 
den  Vorrang y  welche  die  Würde  eines  Baccalaureus  erlangt  haben. 
Die  Notarsprüfiing  hat  vor  dem  Präsidenten  des  Appellgerichtshofes 
als  Vorstand  einer  Kommission  stattzufinden^  welche  aus  drei  Justiz- 
beamten als  Mitgliedern  besteht,  deren  Bezeichnung  dem  Vorsitzenden 
anheimgestellt  ist.  Wie  man  sieht,  wird  in  Portugal  von  den  Notari- 
atskandid&ten  ein  ziemlich  Geringes  an  Vorstudien  verlangt.  Man 
fordert  weder  die  Absolviruug  eines  vollständigen  Kurses  klassischer 
oder  wissenschaftlicher  Studien,  noch  eines  speziellen  Vorbereitungs- 
kurses  behufs  Erlangung  einer  Notarstelle,  well  derartige  Kurse  dort- 
lands  nicht  bestehen.  Es  existlren  keine  Notariatskammem,  kein  Dis- 
zipHnarrath,  überhaupt  ist  die  amtliche  SteUung  der  Notare  keine  klar 
umschriebene.  Bereits  Ende  der  sechziger  Jahre  wurde  jedoch  dem 
Justizminister  ein  Entwurf  für  neue  Regelung  des  Notariats  überreicht, 
worin  Werth  darauf  gelegt  ist,  die  Notare  ebenso  tüchtig  gebildet  und 
achtunggebietend  auszugestalten,  wie  dies  in  den  meisten  Kulturstaaten 
Europas  schon  seit  längerer  Zeit  der  Fall  ist.  Der  öftere  Kabinets- 
Wechsel  und  die  Schwierigkeiten,  welche  die  Finanznöthen  dem  Lande 
anhaltend  bereitet  haben,  Hessen  jedoch  das  vorgelegte  Projekt 
nicht  zur  Ausfuhrung  gelangen.  (Zeitschr.  f.  Notariat  etc.  in  Oester- 
reich,  1892  S.  199  f.) 

6.  (Der  Zivilprozess  und  die  Ger  ichtsverfassung  Schwe- 
dens) wird  unter  Anfügung  von  Bemerkimgen  für  Finnland  von 
Dr.  W.  Upp ström  in  Stockholm  in  der  Zeitschrift  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  Bd.   10  S.  321  ff.    in  den   Grundzügen    geschildert. 

Die  ordentlichen  Gerichte  erster  Instanz  sind  in  den  Städten 
die  Rathhausgerichte  {Badstufenrätter) ,  auf  dem  Lande  die  Hun- 
dertschaft sgerichte  (Häradsrätter),  Gerichte  zweiter  Instanz  sind 
die  Hofgerichte  (in  Schweden  Svea  Hofgericht  in  Stockholm,  Göta 
H.G.  in  Jönköping  und  das  Ho%ericht  über  Skane  und  Blekinge  in 
Christianstade).  Finnland  hat  drei  Hofgerichte  (Abo,  Wiborg  und 
Wasa),  deren  privilegirte  Zuständigkeit  aufgehört  hat.  In  dritter 
Instanz  erkennt  in  Schweden  der  oberste  Gerichtshof  des  Königs 
(in  Stockholm),  in  Finnland  fungirt  als  dritte  Instanz  das  Justizdepar- 
tement des  kaiserl.  Senats  für  Finnland.  Besondere  Gerichte  sind 
a)  die  Grundstücksauseinandersetzungsgerichte  (Egodelnings-, 
Egoskünads-rätter) ,  b)  die  Militärgerichte,  c)  das  Kammerge- 
richt  (Rechnungshof),  d)  die  Consistoria  ecclesiastica,  e)  die 
Grenzzollgerichte,  f)  die  Polizeigerichte  und  g)  die  in  einigen 
Städten  eingerichteten  Polizeikammem. 

In   Wechsel-   und    Seerechtssachen    sind    in   Schweden    die 
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Rathhausgerickte  ausschliesslich  zuständig,  in  Dispachesachen  nur 
die  Rathhausgerlchte  in  den  Städten,  wo  Dispacheure  angestellt  sind. 
In  Streitigkeiten,  betr.  fremde  Waarenmarken,  sowie  in  Patentstreitig- 
keiten, die  sich  nicht  auf  Verfolgung  unerlaubter  Ifachafamiingen  be- 
ziehen, ist  in  Schweden  das  Rathhausgericht  in  Stockholm  das  zustia- 
dige  Gericht. 

In  Klagen  wegen  Forderungen  und  anderer  persönlicher  Ansprüche, 
einschliesslich  Gewährleistung  in  Folge  eines  Verkaufe,  ist  das  Gericht 
des  Wohnsitzes  des  Beklagten  zuständig.  Als  Wohnsitz  gilt  der  Ort 
wo  Jemand  in  die  staatliche  Steuerrolle  eingetragen  ist.  Schwedische 
Unterthanen,  die  keinen  festen  Wohnsitz  im  Lande  haben  ^  werden 
verklagt,  wo  sie  angetroffen  werden,  und  wenn  sie  sich  im  Auslande 
aufhalten,  wo  sie  ihren  letzten  Wohnsitz  hatten.  —  Ausländer 
ohne  Wohnsitz  in  Schweden  werden  verklagt  bei  dem  Gericht,  in  denen 
Bezirk  sie  angetroffen  werden.  Für  Klagen  auf  Erfüllung  einer  von 
einem  Ausländer  in  Schweden  eingegangenen  Verpflichtung  oder  auf 
Bezahlung  einer  von  ihm  während  seines  Aufenthalts  in  Schwedea 
zugezogenen  Schuld  gilt  zuständig  entweder  das  Gericht,  in  dessen  Be- 
zirk er  Vermögen  hat,  oder  das  farwm  contreictiis  oder  das  Gericht 
des  OrtS;  wo  die  Schuld  entstanden  ist  (Ges.  vom  20.  März  1891). 
Die  Handelsgesellschaften,  bezw.  die  Genossen  derselben,  werdeo 
an  dem  Ort,  wo  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  verklagt;  die  Aktien- 
gesellschaften an  dem  in  der  oktrojirten  GesellschafUordnnng  ab 
Sitz  des  Verwaltungsrathes  bestimmten  Ort. 

Weder  in  Schweden  noch  in  Finnland  besteht  ein  autorisirter 
Anwaltsstand  (auch  kein  Anwaltszwang).  Die  Anwälte  können 
jedoch  die  Genehmigung  des  Gerichts  nachsuchen.  Als  Prozessbevoll- 
mächtigte werden  bei  den  Gerichten  sowohl  rechtsgelehrte  als  nicht 
rechtsgelehrte  Personen  zugelassen.  Privatanwälte  auch  der  erster- 
wähnten Art  gibt  es  an  allen  Orten  von  einiger  Bedeutung. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  schwedische,  in  Finnland  die 
finnische;  Dollmetscher  können  von  den  Parteien  oder  von  den  Ge- 
richten zugelassen  werden.  Eingaben  in  fremden  Sprachen  müssen  in 
der  Kegel  übersetzt  werden.  Von  ausländischen  Elägem  kann  Be- 
klagter im  ersten  Termin,  wo  er  erscheint,  Sicherstellung  wegen 
der  Kosten  und  etwaiger  Entschädigung  verlangen.  In  Ermangelung 
von  Vereinbarung  darüber  wird  der  Botrag  und  die  Art  der  Sicher- 
stellung vom  Gericht  unter  Androhung  der  Löschung  der  Sache  be- 
stimmt. Durch  Staatsvertrag  vom  7.  Juli  1887  sind  dänische  Ange- 
hörige von  dieser  Verpflichtung  befreit. 

Von  ausländischen  Urtheilen  sind  in  Schweden  nur  di« 
dänischen  (kraft  Staatsvertrages)  vollstreckbar,  in  Finnland  keine. 

Die  Armen  sind  von  Stempel-  und  GerichtsgebUhren  (Behandi- 
gungskosten  ausgenommen),  sowie  von  Hinterlegimgs-  und  Sicher- 
stellungspflicht, Revisionsabgabe  u.  dgl.  frei.     Die   etwa    vom  (Serid^t 
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geuehmigten  Anwälte  siud  verpflichtet,  den  Armen  umsonst  vor  Gericht 
Beistand  zu  leisten. 

Im  Konkursverfahren  ist  für  das  zuständige  Grericht  der  all- 
gemeine  persönliche  Gerichtsstand  des  Gemeinschuldners   bestimmend, 

7.  (Strafbestimmungen  zur  Unterdrückung  des  Sklaven- 
handels.) Dem  deutschen  Reichstage  wurde  eine  in  der  Kolonial- 
Abtheilung  des  Auswärtigen  Amts  ausgearbeitete  ,,  Zusammenstellung 
der  zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  von  europäischen  Staaten, 
welche  Kolonien  in  Afrika  und  im  Indischen  Ozean  besitzen,  ein- 
schliesslich des  KongostaateS;  erlassenen  Straf bestimmungen^  vorgelegt. 
Solche  Strafbestimmungen  bestehen  hienach  in 

!•  Bngland 

und  zwar  a)  für  Grossbritannien  und  Irland: 

1.  5.  Georg  IV  cap.  113.  Ges.  v.  24.  Juni  1824,  betr.  Er- 
gänzung und  Zusammenfassung  der  Gesetze  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels ; 

2.  6  u.  7  Vict.  cap.  98.  Gesetz  zur  wirksameren  Unterdrückung 
des  Sklavenhandels  vom  24.  August  1843; 

3.  36  u.  37  Vict.  cap.  88.    Ergänzungsgesetz  vom  5.  Aug.  1873. 

b)  Indien. 

1.  Indisches  Strafgesetzbuch  von  1860  fact  46  of  1860  passed  hy 
tke  Govemor  General  of  India  in  Council) ; 

2.  39  u.  40  Vict.  cap«  46.  Gesetz  zur  Herbeiführung  einer 
wirksameren  Bestrafung  der  Verstösse  gegen  die  Gesetze,  betr.  den 
Sklavenhandel,  vom  11.  August  1876. 

c)  Nord-Borneo. 

Proklamation  des  Gouverneurs  von  Nord-Bomeo  vom  25.  Ok- 
tober 1883  zur  allmäligen  Abschaffung  der  Sklaverei. 

d)  Inseln  des  stillen  Ozean. 

35  u.  36  Vict.  cap.  19.  Gesetz  zur  Verhinderung  und  Bestrafung 
von  Gewaltthätigkeiten  gegen  die  Eingeborenen  auf  den  Inseln  des 
Stillen  Ozeans  vom  27.  Juni  1872. 

e)  Goldküstenkolonie. 

1.  Verordnung  zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  in  der 
Goldküstenkolonie  vom  17.  Dezember  1874; 

2.  Verordnung  für  die  Groldküstenkolonie,  betr.  die  Befreiung  der 
in  Sklaverei  gehaltenen  Personen,  vom  17.  Dezember  1874  (in  der 
durch  Verordnung  vom  10.  Mai  1875  abgeänderten  Form). 

II.   Frankreieli. 

1.  Code  penal  v.  1810,  Art.  341—844; 

2.  Loi  concemant  la  rSpression  de  la  traite  des  noirs  du  4.  mars 
1831; 

3.  DScret  relatif  d  Pabolition  de  Vesdavage  dans  les  colanies  et 
possessions  fran^aises  du  27,  avril  1848; 
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4.  Lot  qui  modifie   le   paragraphe  2  de  Vcartide  8  du  decnt  4h 
27.  avrü  1848,  relaiif  aux  proprieiaires  d^esdatts,  du  28.  mai  1858; 

5.  Ixn  eoHcemant  les  erimes,  les  deliis,  it  les  eoniracentions  amt- 
mis  d  ntranger  du  27.  juin  —  3.  juiüei  1866. 

1.  GesetEbnch  für  die  HaDdelsmarine  des  Königreichs  Italien  vom 
24.  Oktober  1877,  Art  335—344; 

2.  EL  Yerordnnng   Tom    13.  Mai  1886,    betr.  die  ünterdrackmig 
des  SklaTenbandels  in  der  Kolonie  von  Assab. 

3.  8tra%e8etsbach   vom    30.  Juni    1889,    Art  145 — 147  mit 
Art.  5 — 7  und  10. 

1.  Code  pSnal  du  26.  mai  1888,  Sect  m  Art.  11  n.   12; 

2.  Beeret  du  8.  navetnbre  1888.  Lauage  au  eorUrat  de  senke 
entre  nairs  ei  non-indigenes ; 

3.  Decrei  du  27.  April  1889.  Justice  repressive  fSSorganisation), 
Art  84  n.  85; 

4.  Dicret  du  LjuiM  1891.  Ligidaiion  penale  conire  la  iraäe. 
Art  1—17. 

T.  HieAerlAMde. 

a)  Holland. 

Stra^esetzbnch  för  das  Königreich  der  Niederlande  vom  3.  Min 
1891,  Art.  274—278,  282  mit  Art  3—5  n.  8. 

b)  Niederländisch'Indien. 

1.  Verordnung  des  Grouvemeurs  von  Niederländisch -Indien  vom 
24.  Dezember  1825,  Art  7,  18—22; 

2.  Verordnung  des  Gouverneurs  von  Niederländisch -Indien  vom 
16.  September  1877,  betr.  Ebrgänznngen  der  BestimmungoQ  zur  Ver- 
hinderung des  Sklavenhandels. 

3.  Strafgesetzbuch  für  die  Europäer  in  Niederländisch-Indien  vom 
10.  Febr.  1866,  Art  257—260: 

4.  Strafgesetzbuch  für  die  Eingeborenen  in  Niederländisch-Indien 
vom  6.  Mai  1872,  Art  258—261. 

c)  Surinam. 

Stra%esetzbuch  für  die  Kolonie  Surinam  vom  4.  September  1868, 
Art.  287—290. 

d)  Cura^ao. 

Strafgesetzbuch  für  die  Kolonie  Cura^ao  vom  4.  September  1868, 
Art  287—290. 

Tl.   P^rtMj^. 

1.  Vertrag  zwischen  der  Konigin  D.  Maria  II.  und  Victoria  I. 
von  Grossbritannien,  betr.  die  vollständige  Abschaffung  des  Sklaven- 
handels, vom  3.  Juli  1842; 

2.  Strafgesetzbuch  von  1886,  Art  328. 
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TII.  S^panien. 

1.  K.  Dekret  vom  29.  September  1866,  zum  Gesetz  erhoben  am 
17.  Mai  1867,  betr.  Unterdrückung  imd  Bestrafung  des  Negerhandels; 

2.  Strafgesetzbuch  vom  28.  November  1837,  bestätigt  durch  Ge- 
setz vom  17.  Juni  1870,  Art.  495  u.  496. 


Literaturberichte. 

a)  BfielieranBeigen. 

i«  Fietro  JE»pei*8on»  Candizione  giuridica  dello  straniero  seeondo  le  UgiS" 
lazioni  e  la  giurisprudenza  italiane  ed  estere^  i  tratUUi  fra  VItalia  e  le 
altre  nazioni,  Milano,  Editore  Leonardo  Vollardiy  1889—91  —  Prezzo 
Lire  12. 

Mit  diesem  Werke  gedachte  der  Verfasser  das  IHriito  privaU>  inter- 
naziondU  nicht  in  seinem  gauzen  Umfange  zu  behandeln,  sondern  nur  einen 
Theil  davon.  Die  italienische  iuristische  Literatur  nahm  dieses  Werk  mit 
Beifall  auf,  denn  von  beinahe  allen  Juristen,  welche  mit  dem  internationalen 
Rechte  sich  befassen,  behandeln  nur  wenige  die  Frage  der  rechtlichen 
Stellung  der  Fremden.  Vor  einigen  Jahren  erschien  über  dieses  Thema  ein 
Werk  vom  Professor  S,  Gianzanai  Lo  straniero  in  Italia,  welches  günstig 
aufgenommen  wurde;  und  ebenfalls  zollen  wir  nun  Beifall  dem  Buche 
E8per8on%  das  genau  die  in  den  internationalen  Verträgen  und  Kon- 
ventionen enthaltenen,  bis  in  die  neueste  Zeit  geltenden,  Bestimmungen 
anführt  und  zugleich  die  in  dieser  Beziehung  geltenden  Grundsätze  des 
internationalen   Privatrechts  über  Kollision  der  Gesetze  behandelt. 

Das  ganze  Werk  zerfallt  in  zweiTheile;  dem  obigen  ersten  Theile  soll 
ein  zweiter:  Chi  puo  dirsi  straniero  e  chi  HalianOf  in  Kurzem  nachfolgen. 
Der  obige  erste  Theil  besteht  aus  zwei  Abschnitten  —  I.  Abschn. :  Diritti  dello 
straniero  in  Italia  e  delV  italiano  alV  esiero;  IL  Abschn.:  Doveri  dello 
straniero  in  Italia  e  delV  italiano  all*  estero. 

Im  ersten  Kapitel  des  I.  Abschnitts,  ist  die  Rede  von  dem  Gennss  der 
Zivilrechte  überhaupt.  Man  entnimmt  daraus,  dass  der  italienische  Gesetz- 
geber die  Gleichstellung  der  Fremden  mit  den  Btlrgern  im  Genüsse  der 
Zivilrechte  unbedingt  anerkannte,  welche  Gleichstellung  sich  auf  die  recht- 
liche Ordnung  gründet  und  wegen  der  ökonomischen  Ordnung  erforderlich 
ist  Mit  der  Gleichstellung  der  Zivilrechte  wurde  den  Fremden  die  Aus- 
übung der  politischen  Rechte,  und  zwar  nicht  nur  der  eigentlichen  politi- 
schen Rechte,  sondern  auch  der  sogenannten  administrativen  Rechte 
entzogen. 

In  Doktrin  und  Rechtsprechung  waren  Zweifel  aufgetaucht,  ob  die  be- 
sagte Gleichstellung  in  dem  Genüsse  der  Zivilrechte  eine  vollständige  sei. 
JSsperson  hebt  hervor,  dass  dieser  Genuss  nicht  der  Bedingung  der  Nieder- 
lassung des  Fremden  in  Italien  unterworfen,  und  dass  nur  ausnahmsweise 
diese  Bedingung  erforderlich  ist,  damit  der  Fremde  seine  Zeugenschaft  in 
einem  öfifentlichen  Akte  ablegen  könne.  Weiter  hebt  der  Verfasser  hervor, 
dass  eine  wirkliche  Einschränkung  der  Fähigkeit  des  Fremden  zur  Aus- 
übung des  Eigenthumsrechts,  welche  das  Gesetz  der  Handelsmarine  vom 
Jahre  1865  statuirt,  nur  darin  besteht,  dass  der  nicht  wenigstens  seit  fünf 
Jahren  in  Italien  domizilirende  Fremde  an  dem  Eigenthame  eines  National- 
schiffes nur  bis  zu  einem  Drittel  theilnehmen  kann;  diese  Einschränkung 
wurde  aber  zum  Theile  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1874  aufgehoben. 

Der  Verfasser  geht  sodann  zur  Besprechung  über  die  einzelnen  Zivil- 
rechte, deren  Genuss  dem  Fremden  wie  dem  Bürger  zusteht,  über  und 
kommt  damit  zur  Untersuchung  einer  anderen  wichtigen  Aufgabe,  welche 
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die  Ausweisung  der  Fremden  betrifft;  dieselbe  wurde  zum  ersten  Male  in 
der  italienischen  Doktrin  untersucht.  Von  grossem  Nutzen  und  ganz  ge- 
legen kam  diese  Untersuchung  Espers<m%  da  gerade  kurze  Zeit  darauf 
das  neue  Gesetz  der  öffentlichen  Sicherheit  Teröffentlicht  wurde,  worin  ron 
dem  hervorragenden  Rechte  des  Staates  die  Rede  ist,  die  Fremden  aoB 
dem  Lande  verweisen  zu  können.  Nachdem  der  Verfasser  diese  Unier- 
suchung  Tom  Gesichtspunkte  der  italienischen  Gesetzgebung  erschöpft  hat, 
umfasst  seine  Prüfung  die  rechtliche  Stellung  der  Fremden  in  Bezng  aaf 
den  Genuss  der  Zivilrechte  in  allen  anderen  Ländern  Europas  und  Amcrikaa 
und  auch  in  den  Staaten  des  ausscrsten  Orients. 

Wir  können  eine  gewisse  Befriedigung  darüber  nicht  unterdrückeo, 
dass  Professor  Esperson  es  für  nothwendig  fand,  die  Beziehungen  zwischen 
den  westlichen  Ländern  und  den  Staaten  des  Morgenlandes  vom  Gesichts- 
punkte des  Privatrechts  ans  zu  studireu  und  äussern  unser  Wohlgefallen 
hierüber,  insofern  wir  schon  im  Jahre  1885  über  diesen  Gegenstand  eine 
Monographie :  La  istituzione  dei  Consolati  ed  il  Diritto  Internasionale  Eu- 
ropeo  nella  sua  applicazione  in  Oriente,  herausgegeben  haben. 

Im  II.  Kapitel  ist  die  Rede  von  dem  administrativen  und  gerichtlichen 
Schutze  und  von  den  politischen  Beziehungen.  Es  ist  bekannt,  dass  die 
Staaten  über  diesen  Gegenstand  eine  Reihe  von  Verträgen  und  Konventionen 
behufs  Gewährung  der  Unterstützung  hilfsbedürftiger  und  erkrankter  Per- 
sonen, der  unentgeltlichen  Pflege  der  Findlinge  und  der  hülfloaen  Matrosen, 
bezüglich  des  Armenrechts  und  der  Sicherheitsleistung  für  Prozesskosten 
u.  8.  w.  unter  einander  abschlössen.  Emerson  wirft  nun  einen  Blick  aacb 
anf  diese  Verträge,  welche  mehrere  Bände  in  den  offiziellen  Sammlungen 
der  verschiedenen  Staaten  ausmachen,  und  bringt  in  Kürze  das  ganze 
konventionelle  Recht,  welches  gegenwärtig  über  diesen  Gegenstand  in 
Kraft  steht. 

Das  lU.  Kapitel  spricht  von  dem  internationalen  Schutz  der  Verfasser- 
rechte und  des  Gewerbeeigenthums.  Diesem  Thema  muss  heutsjitage  so- 
wohl vom  Gesichtspunkte  des  inneren  Rechts  als  auch  von  jenem  des 
internationalen  ein  besonderes  Augenmerk  zugewendet  werden.  Das  Kapitel, 
welches  Esperson  dieser  Materie  widmet,  bildet  eine  Monographie  flr  sidi 
selbst;  darin  wird  eine  umständliche  Erwähnung  gethan  von  den  in  den 
verschiedenen  Ländern  geltenden  gesetzlichen  Bestimmnngen  und  den  hier- 
über abgeschlossenen  Verträgen.  Besonders  hervorgehoben  zu  werden 
verdient  die  Erörterung  über  die  Konvention  von  Paris  vom  20.  März  1883 
und  die  desfalls  gebildete  Staatenunion.  Der  Verfasser  spricht  aach  von 
der  Konferenz  in  Rom  vom  Jahre  1886  und  deren  Beschlüssen  und  spriclit 
den  Wunsch  ans  nach  einer  vollständigen  Einigung  der  Gesetz^bung  über 
das  Gewerbeeigenthnm. 

Der  zweite,  von  den  Pflichten  der  Fremden  handelnde  Abschnitt  eadiäit 
nur  ein  einziges  Kapitel  in  Paragraphen  getheilt. 

Der  wesentlichste  Punkt  der  ganzen  Abhandlung  im  zweiten  Abschnitt 
des  Buches  besteht  darin,  dass  das  Individuum  ausserhalb  des  Staates  dea 
Straf-,  Polizei-  und  öffentlichen  Sicfaerheitsgesetzen  unterworfen  ist,  welche 
in  dem  Lande,  wo  es  sich  befindet,  in  Kraft  stehen. 

Nach  der  vom  Verfasser  beständig  eingehaltenen  Methode  geht  er 
auch  hier  in  rechts  vergleichender  Weise  vor.  Er  anaijsirt  die  BestimmDOfeB 
der  italienischen  Gesetzgebung,  des  Code  Napoleon,  des  Zivil-  und  Straf- 
gesetzbuchs Belgiens,  des  Zivilgesetzbuchs  Griechenlands,  des  Strafgesets- 
Buchs  von  Oesterreich,  des  Strafgesetzbuchs  des  Deutschen  Reichs  n.  s.  w. 
und  unternimmt  dann,  das  in  England  und  den  Vereinigten  Staates 
Amerikas  in  Kraft  stehende  Prinzip  zu  untersuchen.  Der  Fremde  ist  nieht 
nur  gehalten,  den  Straf-,  Polizei-  und  sozialen  Sicherheitsgesetzen  Folge 
zu  leisten,  sondern  auch  den  Erlassen,  Verordnungen  und  Verftigunges, 
welche  von  den  kompetenten  Behörden  im  Bereiche  ihrer  Befugniase  er* 


Bttcheranzeigen.  531 

gangen  sind.  Hiebei  berührt  der  Verfasser  den  auch  praktisch  sehr 
wichtigen  Punkt,  ob  der  Fremde,  um  sich  der  Strafe  zu  entziehen,  sich  mit 
der  Unwissenheit  der  lokalen  Verordnungen  entschuldigen  könne,  wobei  er 
insbesondere  die  italienische  und  französische  Jurisprudenz  zu  Hülfe  nimmt. 

Der  Fremde  ist  nicht  militärpflichtig  in  dem  Lande  seines  Aufenthalts ; 
er  ist  aber  allen  direkten  und  indirekten  Steuern  und  Abgaben  jeder  Art 
unterworfen;  ganz  unzulässig  ist  es  aber,  dass  man  den  Fremden  höhere 
Abgaben  als  den  Bürgern  des  eigenen  Staates  auferlegt;  es  ist  dem  Staate 
auch  nicht  erlaubt,  spezielle  Abgaben  aufzustellen,  welche  ausschliesslich 
die  Fremden  belasten;  der  Fremde  ist  befreit  Ton  Zwangsanlehen,  von  der 
Grund-  und  Haussteuer  ist  er  aber  nicht  frei.  Und  was  die  beweglichen 
Güter  betrifft,  so  werden  nur  diejenigen  besteuert,  welche  Jm  Staate  sich 
befinden  und  im  Besitze  der  Bürger  oder  Fremden  stehen,  dagegen  sind 
ausgenommen  jene,  welche  sich  im  Auslande  befinden.  Das  desfalls  in 
Italien  bestehende  System  blieb  nicht  unangefochten.  Der  Verfasser  aber 
behauptet,  dass  es  fehlerfrei  sei;  er  bespricht  ein  Urtheil  des  Kassations- 
hofs zu  Born  hinsichtlich  eines  Einkommens,  welches  aus  dem  Auslande 
herstammt,  und  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  es  erforderlich  ist,  dass  die 
Fremden  das  Domizil  oder  den  Aufenthaltsort  in  Italien  haben,  um  zur 
Bezahlung  der  Steuer  über  das  Einkommen  der  im  Staate  befindlichen 
beweglichen  Güter  angehalten  werden  zu  können,  und  dass  zur  Bezahlung 
einer  solchen  Steuer  der  Art.  7  der  Präliminaryerftigungen  des  Ziyilgesetz- 
buches  im  Wege  steht. 

Alle  diese  Argumente,  welche  wir  hier  erwähnt  haben,  sind  weitläufig 
im  Werke  Esperson^s  entwickelt.  Das  Buch  wird  nicht  nur  in  den  Händen 
der  Behörden  und  Advokaten  von  grossem  Nutzen  sein,  sondern  auch  jedem 
Laien  als  sicherer  Leitfaden  über  seine  rechtliche  Lage  bei  seinem  Auf- 
enthalt im  Auslande  dienen.  Letztere  von  uns  ausgesprochene  Meinung 
schmälert  nicht  unsere  Ueberzeugung  von  der  wissenschaftlichen  Wichtigkeit 
vorliegenden  Werkes;  denn  es  ist  gewiss,  dass  ein  Buch  umso  mehr  der 
Gesellschaft  nützlich  ist,  wenn  es  den  Bedürfnissen  des  Lebens  besonders 
entspricht.  Wir  erwarten  daher  baldigst  durch  die  Emsigkeit  des  Herrn 
Verlegers  den  zweiten  Theil.  CotUuzsi. 

2.  JEL  Sichart  f  Strafanstaltsdirektor.  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den 
Vollzug  der  Freiheitsstrafe  für  das  Deutsche  Reich.  Mit  Anmerkungen. 
Berlin,  J.  Guttentag,  1892. 

Die  gesetzliche  Regelung  des  Vollzugs  der  Freiheitsstrafen  steht  seit 
zwei  Jahrzehnten  auf  der  Tagesordnung,  wurde  im  Reichstag  wiederholt 
angeregt,  vom  Reichsjustizamte  im  Jahre  1879  in  Angriff  genommen  und 
vom  JustizausBchusse  des  Bundesrathes  berathen,  ferner  in  fachwissen- 
schaftlichen Kreisen,  insbesondere  bei  den  Verhandlungen  des  Vereins 
deutscher  Strafanstaltsbeamter  vielfach  erörtert,  sieht  aber  immer  noch  der 
Erfüllung  entgegen.  Es  ist  daher,  nachdem  die  freisinnige  Partei  vor 
Kurzem  einen  den  Vollzug  der  Haft-  und  Gefängnissstrafe  betreffenden 
Antrag  an  den  Reichstag  gebracht  hat,  sehr  verdienstvoll,  dass  ein  Fach- 
mann, dem  in  Folge  seiner  langjährigen  Thätigkeit  an  zwei  süddeutschen 
Mustergefangnissen,  nämlich  dem  bayerischen  Zell engefängniss  in  Nürnberg 
und  dem  württembergischen  Zuchthause  Ludwigsburg,  reiche  Erfahrung 
zur  Seite  steht,  den  Entwurf  eines  Strafvollzugsgesetzes  veröffentlicht. 

Da  die  Anschauungen  über  die  Art  und  Weise  des  Strafvollzugs  sehr 

fetheilt  sind,  so  wird  dieser  Entwurf  nicht  bei  allen  Parteien  Anklang 
nden ;  allein  wenn  auch  einzelne  Aenderungen  wünschenswerth  sein  mögen, 
so  müssen  wir  uns  doch  mit  den  aufgestellten  Grundsätzen  im  Allgemeinen 
einverstanden  erklären.  Nach  dem  Entwurf  hat  als  oberste  Aufgabe  aller 
Strafvollstreckungen  zu  gelten:  „ne  peccetur"^.  Die  Gerechtigkeits-  oder 
Vergeltungstheorie    bereite    dem    rationellen    Vollzuge     unüberwindliche 
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BchwierigkeiteD ;  zur  Erreichung  des  Strafzweckfl  sei  eine  Bessernngsstrafe 
gegen  Bessemngsfäbige  und  eine  Schatz-  oder  Sicberbeitsstrafe  gegen 
Unverbesserliche  nothwendig;  ein  allen  Anforderungen  entsprechendes 
Strafvollzugsgesetz  setze  eine  Aenderung  des  Strafgesetzbuchs  in  den  an- 
gedrohten Strafen  voraus*,  die  regelmässige  Strafe  solle  die  GefUngniss- 
strafe  bilden;  die  Zuchthausstrafe  sei  nur  gegen  Unverbesserliche  ans- 
zusprechen*,  die  Folge  mflsse  sein,  dass  im  Vollzug  zwischen  Zuchthaus- 
und  GefängnisBstrafe  ein  wesentlicher  Unterschied  bestehe. 

Der  Verfasser  geht  von  der  richtigen  Anschauung  aus,  dass  dem  Be- 
dürfniss,  die  Vorschriften  ttber  den  Vollzug  der  Freiheitsstrafen  einheitlidi 
zu  regeln,  nicht  anders  als  durch  Aufstellung  gewisser  allgemeiner  gesetz- 
licher Grundzüge  genfigt  werden  könne  und  dass  den  einzelnen  Re- 
gierungen und  den  Gefängnissverwaltungen  die  nothwendige  Freiheit  für 
die  den  lokalen  Verhältnissen  entsprechende  Ausftlhrung  des  im  Entwurf 
gebotenen  Rahmens  belassen  werden  müsse. 

Der  Entwurf  ist  in  81  Paragraphen  zusammengefasst  und  enthalt  sechs 
Hauptabschnitte:  Strafanstalten,  Leitung  und  Aufsicht,  Strafzeit,  Einzelhaft 
und  Gemeinschaftshaft y  Ordnung  in  den  Strafanstalten,  Zuchtmittel  nnd 
.  Beschwerderecht.  Wir  empfehlen  den  Entwurf  nnd  dessen  Begründung  auf 
das  Wärmste  zum  genaueren  Studium  und  heben  nur  folgende  Punkte 
hervor: 

ALi  Strafanstalten  werden  Zuchthäuser,  Landesgefangnisae,  Amts- 
gefängnisse,    Festungen    und   Anstalten    für  jugendliche   Personen   vor- 

g Sachlagen.  Beim  Vollzug  sollen  Bildung,  frühere  Beschäftigung  und 
erufsart  des  Gefangenen,  nicht  aber  Standes-  und  Vermögens  unterschiede 
berücksichtigt  werden;  insbesondere  will  der  Verfasser  den  sogenannten 
politischen  Verbrechern  eine  Berücksichtigung  nicht  einräumen.  Zuchthaos- 
und  Gefängnissstrafen  werden  regelmässig  in  Gemeinschaftshaft  vollzogen  and 
tritt  Einzelhaft  nur  ausnahmsweise  bei  Gefängnissstrafen  wegen  Vergehens 
gegen  fremdes  Eigenthum  und  wegen  Sittlichkeitsvergehen,  sodann  als 
Disziplinarstrafe  ein.  Die  Ausführungen  des  Verfassers  über  die  Wirkung 
und  Zweckmässigkeit  der  Kollektivhaft  und  der  Einzelhaft,  wonach  die  Zellen- 
haft  den  Unverbesserlichen  gegenüber  unnütz  und  wirkungslos  und  gegenüber 
den  Affekt-  oder  Gelegenheitsverbrechem,  ausgenommen  die  EigenthumB- 
nnd  Sittlichkeitsverbrecher,  überflüssig  und  unnöthig  ist,  entsprechen  zum 
Theil  auch  unseren  Erfahrungen;  allein  als  ein  dringendes  Gebot  müssen 
wir  es  erachten,  dass  den  Standesunterschieden  wenigstens  insofern  Rech- 
nung getragen  wird,  als  z.  B.  Redakteuren,  politischen  Verbrechern,  Amts- 
verbrechern,  auch  anderen  Verbrechern,  die  nicht  rückfallig  sind,  das  Recht 
eingeräumt  wird,  Vollzug  in  Einzelhaft  zu  verlangen. 

Würde  der  Entwurf  zum  Gesetze  erhoben,  so  wäre  dies  sicherlich  ein 
bedeutender  Fortschritt;  allein  da  derselbe  eine  vollständige  Aenderung 
der  Straf bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  zur  Voraussetzung  hat,  ao 
fragt  es  sich ,  ob  dieser  Entwurf  in  absehbarer  Zeit  auf  Erfolg  rechnen 
kann;  immerhin  ist  er  als  Grundlage  für  eine  von  dem  Reichsjnstizamte 
auszuarbeitende  Gesetzesvorlage  sehr  empfehlenswerth.  SckmiiJt^ 

S.  Sticker  9  «7.,   Der  Rückfall.    Eine   kriminalpolitische  und    dogmatische 
/^       Untersuchung.    I.  Theil.    Berlin,  J.  Guttentag,  1892. 

Diese  Monographie  behandelt  die  vielfach  erörterte  Frage,  welchen 
Einfluss  auf  die  Strafe  der  Rückfall  des  Verbrechers  haben  soll.  Der 
Verfasser  hat  die  reichhaltige  Literatur  sowie  die  Gesetzgebung  nnd 
Statistik  fast  aller  europäischen  Staaten  berücksichtigt  und  faiedureh  ein 
sehr  schätzbares  Werk  geschaffen.  Der  vor  uns  liegende  I.  Theil  behandelt 
den  Begriff  und  die  Definition  des  Rückfalls,  der  später  erscheinende 
II.  Theil  soll  den  Umfang  und  die  Form  der  Strafe  des  Rückfalls,  sowie 
andere  Massregeln  gegen  denselben  darstellen. 
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Die  Zunahme  der  Rückfälligen  bat  das  Problem  des  Rückfalls  wach- 
gerufen, und  da  trotz  der  vielen  Versuche  seitens  der  Kriminalpolitiker, 
der  Theoretiker  und  der  Gesetzgeber  diese  Frage  noch  nicht  gelöst,  und 
da  im  Kampfe  des  Gesetzes  mit  dem  Verbrecher  bis  jetzt  der  Sieg  auf 
Seite  •  des  letzteren  geblieben  ist  und  pessimistische  Stimmen  bereits  ver- 
künden,  wir  sollten  auf  den  Sieg  über  das  Böse  yerzichten  und  anerkennen, 
dass  die  Gesellschaft  nicht  die  Mittel  zum  Kampfe  mit  dem  Verbrecherthum 
besitze,  so  begrüssen  wir  es  mit  Freuden,  dass  der  Verfasser  es  unter- 
nimmt, in  scharfsinniger  Weise  darzulegen,  dieser  Pessimismus  sei  verfrüht, 
und  Mittel  und  Wege  anzugeben,  wie  diese  Frage  zu  lösen  ist.  Als  Fehler 
bezeichnet  er,  dass  die  Jurisprudenz  des  XIX.  Jahrhunderts  sich  lediglich 
für  die  Form  der  Strafthat  als  Uebertretung  der  Rechtsordnung,  als  Ueber- 
tretung  des  Rechts,  nicht  aber  fttr  die  Tbat  der  Persönlichkeit  in  Ver- 
bindung mit  der  Persönlichkeit  selbst  interessirt  hat  Einen  Schritt  vor- 
wärts im  Kampfe  mit  dem  Rückfall  werden  wir  thun  und  den  Sieg 
schliesslich  erringen,  wenn  wir  die  Umgebung  und  die  Bedingungen,  unter 
welchen  der  Rückfall  vorkommt,  wissen,  wenn  wir  erkennen,  warum  der 
Verbrecher  wieder  in  ein  Verbrechen  gefallen  ist.  Der  Verfasser  hält 
ebenso,  wie  der  oben  besprochene  Entwurf  eines  Strafvollzugsgesetzes  eine 
vollständige  Revision  des  Systems  der  Gesetzgebung  für  nothwendig  und 
bezeichnet  das  Prinzip  der  Individualisirung  als  den  Kernpunkt  der  Re- 
formen. 

Durch  zahlreiche  statistische  Mittheilungen  aus  verschiedenen  Staaten 
wird  die  Ziumhme  der  Rückfalligen  und  die  Gefährlichkeit  des  Rückfalls 
dargethan,  und  behandelt  sodann  der  Verfasser  in  sehr  eingehender  und 
interessanter  Weise  die  Ursachen  des  Rückfalls.  Von  den  vielen  anderen 
Gründen,  deren  Besprechung  die  hier  uns  gezogenen  Grenzen  Überschreiten 
würden,  wollen  wir  die  Geföngnissorganisation  hervorheben.  Dieselbe  trägt 
nach  Ansicht  des  Verfassers  einen  grossen  Theil  der  Schuld  an  der  Un- 
verbesserlichkeit und  Rückfälligkeit  des  Missethäters.  Der  Schritt  aus  der 
Freiheit  selbst  in  die  Untersuchungshaft  ist  ein  Schritt  nach  der  Ver- 
brecherklasse hin.  Hier  kommen  cUe  Gelegenheitsverbrecher  mit  erfahrenen, 
eingewurzelten,  in  verschiedenen  Gefängnissen  gewesenen  Missethätem  zu- 
sammen. Hier  ist  die  Propaganda  der  Gefangenen  unter  sich,  hier  im 
Gespräch,  in  der  Unterhaltung,  welche  sich  um  Erlebtes  bewegt,  werden 
die  Heldenthaten  und  die  Geheimnisse  des  Glücks  mitgetheilt,  die  Er- 
fahrungen, die  Bekanntschaften  gemacht,  so  dass  der  Verhaftete  nach 
seiner  Freilassung  einen  grossen  Vorrath  von  Kenntnissen,  eine  Menge  von 
Freunden  und  Kameraden  hat,  an  welche  er  sich  im  Kothfalle  wenden 
kann.  Die  Verbrecher  selbst  sagen,  dass  sie  im  Untersuchungsgefängniss 
zum  Verbrechen  angelernt  werden,  und  nennen  das  Gefängnis  die  Aka- 
demie des  Lasters. 

Ferner  werden  als  ein  kapitaler  Mangel  der  gegen  die  Missethäter 
ergriffenen  Massregeln  die  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen  bezeichnet,  weil 
dieselben  keine  der  Eigenschaften  der  guten  Strafen  —  Besserung  etc.  — 
besitzen,  aber  alle  Eigenschaften,  um  aus  dem  Verbrecher  einen  Rück- 
fälligen zu  machen. 

Die  Einzelhaft  hält  der  Verfasser  fttr  den  Rückfall  ungünstiger  als  die 
Gemeinhaft;  wir  wollen  vorläufig  bis  zum  Erscheinen  des  n.  Theils  nicht 
näher  darauf  eingehen,  ob  dies  nicht  mit  obiger  Schilderung  des  Einflusses 
des  Gefängnisses  in  Widerspruch  steht.  Die  Polizeiaufsicht  wird  die  gegen- 
wärtige aquae  et  ignis  interdidio  genannt  und  den  Rückfall  sehr  fördernd 
darsrestel  1 1 

Den  Schluss  des  I.  Theils  bildet  die  Dogmatik  des  Rückfalls.  Die 
verschiedenen  Strafrechtstheorien  vom  moslemischen  Recht  bis  zum  jüngsten 
Strafgesetzbuch  werden  besprochen  und  die  Nothwendigkeit  gesetzlicher 
Bestimmungen    über  den  Rückfall  bewiesen.    Doch   meint  der  Verfasser, 
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dass  das  Gesetz  Rückfall  nur  da  annehmen  könne,  wo  die  Handlang  den- 
selben Motiven  entsprungen  sei,  und  gibt  die  Definition:  „Der  Rückfall  ist 
die  Wiederholung  des  Delikts ,  welches  denselben  Motiven  entspringt  nach 
der  vollen  oder  theil weisen  Yerbttssiing  der  Strafe."  Als  Praktiker  können 
wir  gegen  eine  derartige  gesetzliche  Bestimmung  unsere  Bedenken  nickt 
verhehlen.  Doch  wollen  wir  mit  unserm  Urtheil  warten,  bis  wir  ans  dem 
II.  Theil,  dem  wir  mit  Spannung  entgegensehen,  entnehmen,  in  welcher 
Weise  der  Verfasser  Gesetzesänderungen  vorschlägt.  Schmidt, 

4,  Weiss  f  AndrSf  Professeur  agrigi  a  la  faculte  de  droit  de  Barit, 
Assodi  de  Vlrutitut  de  droit  international.  Traiti  theoretique  et  praüqui 
de  droit  international  privi;  tom,  prem.^  De  la  nationalite^  in  8* 
756  Seiten.    Paris,  Larose  et  Forcel.  1892. 

Professor  Weiss,  über  dessen  preisgekröntes  Handbuch  des  intemstio- 
nalen  Privatrechts  in  Bd.  I  S.  436  dieser  Zeitschrift  berichtet  wurde  nnd 
dem  wir  auch  sonst  eine  grössere  Reihe  ausgezeichneter  Schriften  auf  dem 
Gebiete  des  internationalen  Rechts  verdanken,  beginnt  mit  obengenanntem 
Buche  eine  im  grossen  Stile  angelegte,  auf  5—6  Bände  berechnete  Dar- 
stellung des  in  Theorie  und  Praxis  geltenden  internationalen  Privatrechts. 
Der  vorliegende  erste  Band  handelt  allein  von  der  Staatsangehörig- 
keit (nationaliti)  und  bildet  gewissennassen  und  berechtigter  Weise  £e 
Einleitung  zur  Darstellung  des  eigentlichen  internationalen  Privatreehts. 
Der  Umfang  dieses  ersten  Bandes ,  756  Seiten  in  8^  lässt  schon  auf  die 
Grossartigkeit  der  Anlage  des  ganzen  Werkes  schliessen.  Nach  einleiten- 
den Krörterungen  über  Begriff,  juristischen  Karakter  und  die  Grund- 
prinzipien der  Staatsangehörigkeit  behandelt  der  geistreiche  Verfasser  den 
Stoff  in  zwei  Hauptabtheilungen.  Die  eine  ist  der  Erlangung  der  Staats- 
angehörigkeit durch  Abstammung  gewidmet,  die  andere  handelt  von  dem 
Wechsel  der  Staatsangehörigkeit,  hier  insbesondere  von  der  Naturalisa- 
tion, vom  Verluste  der  Staatsangehörigkeit  und  von  der  Wiedererlangung 
derselben.  In  beiden  Abtheilnngen  befasst  sich  die  Darstellung  zunächst 
mit  der  französischen  Staatsangehörigkeit,  vornehmlich  unter  präziser  und 
eingehender  Erörterung  des  neuen  Gesetzes  vom  26.  Juni  1889^),  sodann 
werden  die  fremden  Gesetzgebungen  zur  Vergleichung  herangezogen.  In 
letzterer  Beziehung  sind  unter  Gruppirung  nach  den  einzelnen  Systemen 
in  ihren  Grundzügen  dargestellt  die  geltenden  Rechte  von  Deutschland 
(Ges.  V.  1.  Juni  1870),  Oesterreich  (Art.  28  ff.  des  allgem.  bürgerliehen 
Gesetzbuchs),  Ungarn  (Gesetz  vom  20./24.  Dezember  1879),  Norwegen 
(Ges.  V.  21.  April  1888),  Rumänien  (Art.  7  d.  Verf.  v.  12.  Juli  1886). 
Schweden  (Ges.B.  v.  1734,  Ges.  v.  27.  Febr.  1858) ,  Schweiz  (Art  43  der 
Bundesverfassung  und  Ges.  v.  3.  Juli  1876),  Argentinische  Republik  (Gea 
V.  1.  Okt.  1869),  Bolivien  (Art.  31  und  32  der  Staatsverfassung  vom 
15.  Februar  1878) ,  Brasilien  (Art.  69  der  Verfassung  vom  22.  Juni  1890), 
Chile  (Art  6  der  Verf.  v.  25.  Mai  1833) ,  Columbien  (Art  8  d.  Verf.  v. 
4.  Aug.  1886  u.  Ges.  v.  26.  Nov.  1888) ,  Ecuador  (Art.  4  der  Verf.  v. 
11.  Aug.  1869),  Paraguay  (Art.  35  d.  Verf.  v.  24.  Nov.  1870),  Peru  (Art.  34 
d.  Verf.  V.  13.  Nov.  1860),  Uruguay  (Art.  6  d.  Verf.  v.  10.  Sept.  1829), 
Venezuela  (Art.  6  d.  Verf.  v.  27.  April  1881  u.  Ges.  v.  18.  Mai  1855, 
Verordn.  v.  13.  Juni  1865),  Oranjefreistaat  (Art.  1  d.  Verf.  v.  8.  Mai  1879), 
San  Domingo  (Art.  7  der  rev.  Verf.  v.  1879) ,  Belgien  [Code  civil  Art  9 
u.  10,  Gesetze  v.  27.  Sept.  1835  und  6.  Aug.  1881  über  die  Naturalisation, 
V.  6.  Febr.  1885  über  die  Fremden,  und  Gesetz  vom  26.  Juli  1889),  Bnl- 
garien  (Art.  54  der  Verf.  v.  16.  April  1879  u.  Ges.  v.  26.  Febr.  1883), 
Costa   Rica   (Ges.    v.  20.  Dez.  1886),   Spanien   (Verf.  v.  30.  Juni  1876  n. 

1)  Vgl.  oben  in  Bd.  I   S.  186  ff.,    316  ff.    die    Abhandlung    von   jFWrf. 
Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  nach  französischem  Rechte. 
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Ges.  V.  17.  Juni  1870),  Griechenland  (Art.  14,  17  und  19  des  bürgerl. 
Gesetzbuchs) ,  Italien  (Art.  4  n.  ff.  des  Codice  civile) ,  Luxemburg  (Code 
Napolion  Art.  9  u.  10,  Gesetze  vom  12.  Not.  1848  u.  27.  Jan.  1878  über 
die  Naturalisation),  Russland  (Svod  u.  Ges.  y.  6.  März  1864),  inirkei  (Art.  8 
d.  Verf.  V.  11./23.  Dez.  1876  und  Ges.  v.  19.  Jan.  1869),  Dänemark,  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika  (Ges.  v.  28.  Juli  1886,  und  Kongresssektion 
1992,  1994,  2163 ff.  d.  rev.  Statuten),  Grossbritannien  (Akte  v.  12.  Mai  1870), 
Guatemala  (Verf.  v.  19.  Okt.  18.M),  Mexiko  (Ges.  v.  28.  Mai  1886),  Nieder- 
lande (Ges.  V.  29.  Juli  1850),  Portugal  (Bttrgerl.  Ges.-B.  v.  1867  u.  Art.  74 
V.  Verf.  V.  29.  April  1826),  San  Salvador  (Art.  37  der  Verf.  v.  4.  Dez.  1883). 
Hieran  reihen  sich  die  Erörterungen  über  die  Konflikte,  welche  sich  aus  der 
Verschiedenheit  der  bestehenden  Gesetzgebungen  ergeben  können.  Ein 
besonderes  Kapitel  ist  sodann  der  Zuständigkeit  bezüglich  der  Entschei- 
dungen in  Staatsangehörigkeitsfragen  gewidmet.  Ein  Anhang  enthält 
noch  die  Wiedergabe  des  Textes  der  auf  die  Staatsangehörigkeit  Bezug 
habenden  französischen  Gesetze,  Erlasse  und  Staatsverträge. 

Das  Buch,  welches  schon  durch  die  Reichhaltigkeit  des  in  solchem  ver- 
arbeiteten Materials  hervorragt,  ist  mit  der  dem  gelehrten  Verfasser  eige- 
nen Klarheit  der  Darstellung  und  Tiefe  der  Begründung  geschrieben, 
Theorie  und  Rechtsprechung  sind  überall  bis  ins  Kleinste  berücksichtigt 
nnd  durch  vortreffliche  Anmerkungen  nachgewiesen.  Es  berechtigt  daher 
schon  der  erste  Band  zu  der  sicheren  Annahme,  dass  wir  es  hier  mit 
einem  in  der  Literatur  des  internationalen  Privatrechts  epochemachenden 
Werke  zu  thun  haben  und  dass  wir  deshalb  dem  Erscheinen  der  weiteren 
Bände  mit  grösstem  Interesse   entgegensehen. 

ß^  LehVf  JSh'nest,  Docteur  en  droits  Professeur  honoraire  de  UgUHaiion 
comparee  ä  V  üniversiti  de  LatManne^  Memhre  de  V Institut  de  droit  inter- 
national.  TraitS  ilementaire  de  droit  civil  germanique  (Allemagne  et 
Autriche).  2  Vol.  in  &*.   Paris,  Plön,  Nourrit  et  Cie. 

Professor  Ernst  Lehr  hat  sich  um  die  Verbreitung  der  Kenntniss  der 
Gesetzgebung  der  verschiedenen  Länder  Europas  ^ schon  grosse  Verdienste 
erworben.  Im  Jahre  1875  bereits  erschienen  seine  ElSments  de  droit  civil  ger- 
manique, darauf  folgten  die  EUments  de  ßroit  civil  fusse  (1877  u.  1890), 
ElSments  de  droit  espagnol  (1880  u.  1890),  Elements  de  droit  civil  anglais 
(1885)  nnd  schliesslich  die  in  Bd.  I  S.  4  dieser  Zeitschrift  besprochenen 
Uebersetzungen  ins  Französische  des  portugiesischen  Handelsgesetzbuchs 
von  1888  (1889)  und  des  Zivilgesetzbuchs  des  Kantons  Zürich  von 
1887  (1890). 

In  vorliegendem  neuen  Werke  haben  die  Elements  de  droit  germa- 
nique eine  vollständige  Umarbeitung  und  namhafte  Bereicherung  erfahren. 
In  demselben  werden  in  systematischer  Weise  meist  nur  die  grösseren 
derzeit  in  Kraft  stehenden  Gesetzgebungen  von  Deutschland  und  Oester- 
reich,  auch  die  namentlich  in  Deutschland  in  grosser  Anzahl  vorhandenen 
Partikularrechte,  Pro vinzi airechte  und  Lokalstatuten  zur  Darstellung 
gebracht.  Der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  fOr  das  Deutsche 
Reich,  der  freilich  zur  Zeit  einer  neuen  Lesung  unterliegt  und  ohne  ein- 
schneidende Aenderung  nicht  Gesetz  werden  wird,  ist  tiberall  be- 
rücksichtigt. 

Der  erste  Band  enthält  neben  einer  ausführlichen  rechtsgeschichtlichen 
und  die  Uebersicht  der  im  ganzen  Deutschen  Reiche  sowie  der  in  den  einzel- 
nen Staaten  und  in  Oesterreich  geltenden  Gesetze  und  Gesetzbücher  sowie 
die  Regeln  über  zeitliche  und  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  wieder- 
gebenden Einleitung  das  Personen-  und  Sachenrecht,  der  zweite  Band  ist 
dem  Obligationen-,  Familien-  und  Erbrechte  gewidmet.  Es  ist  ja  bekannt, 
wie  schwierig  es  ist,  in  den  vielzerstreuten  deutschen  Partikularrechten 
sich  zurecht  zu  finden;  um  so  mehr  ist  anzuerkennen   und  zu  bewundem, 
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wie  der  gelehrte  Verfasser  in  die  einzelnen  Rechtsinstitute  sich  eingelebt 
und  die  Erörterung  derselben  mit  einer  von  tiefem  Verstitndniss  der- 
selben zeugenden  Klarheit  und  Vollständigkeit  behandelt  hat  Dies  bezieht 
sich  bis  auf  die  kleinsten  Lokalstatuten.  Auch  ist  kein  irgendwie 
nennenswerthes  Werk  der  deutschen  und  österreichischen  Literatai 
über  Ziyilrecht  —  der  älteren,  wie  der  neueren  Zeit  —  dem  Verfasaer 
fremd  geblieben.  Die  umfassenden  Zitate  in  den  Anmerkungen  geben 
hieYon  Zeugniss.  Unter  den  in  Geltung  befindlichen  deutschen  Reichs- 
gesetzen ist  noch  das  Genossenschaftsgesetz  vom  4.  Jnli  1868  aufgeführt^ 
während  dasselbe  durch  das  neue  Genossenschaftsgesetz  vom  1.  Mai  18S9 
ersetzt  ist.  Bei  der  Darstellung  des  Hypotheken  rechts  ist  der  Novelle  vom 
Jahre  1886  zum  bayer.  Hypothekengesetze  von  1822  nicht  Erwähnmig 
gethan,  doch  ist  solche  bei  der  allgemeinen  Uebersicht  der  bayerischen  Par- 
tikulargesetze richtig  angefahrt.  Dergleichen  kleine  Uebersehen  yerroögen 
aber  den  Werth  des  in  hohem  Masse  verdienstvollen  Werkes,  das  in  der 
Hauptsache  den  Stempel  gründlichen  Studiums  und  wissenschaftlicher  Be- 
arbeitung des  deutschen  Rechts    an  sich  trägt,    nicht  zu  beeinträchtigen. 

JJ. 

ß.  StooaSf  CarL  Die  Grundzüge  des  schweizerischen  Strafrechts,  im  Auf- 
trage des  Bundesrathes  vergleichend  dargestellt.  1.  Band  X  und  470  S. 
Basel  und  Genf,  H.  Georg,  1892. 

Der  in  Bd.  I  S.  280  dieser  Zeitschrift  besprochenen  Vorarbeit  für  die 
Vereinheitlichung  des  Schweizerischen  Strafrechts,  in  welchem  Professor 
Carl  Stoo88  den  Text  der  schweizerisohen  Strafgesetzbücher  zur  Ver- 
gleichung  zusammengestellt  hat,  ist  nun  rasch  die  auf  den  gleichen  Zweck 
hinzielende  systematisch-kritische  Darstellung  des  in  den  Kantonen  gelteo- 
den  Strafrechts  gefolgt.  Es  handelt  sieh  hier,  wie  der  Verfasser  in  der 
Vorrede  selbst  sagt ,  nicht  darum ,  das  Strafrecht  einzelner  Kantone  w 
vorzuführen,  dass  dem  Rechtssuchendeu  unmittelbare  Förderung  erwächst, 
yielmehr  soll  der  Bundesgesetzgeber  über  den  gesetzgeberischen  Gredankea- 
inhalt  der  kantonalen  Strafrechte  unterrichtet  werden,  damit  aus  dem 
wichtigen  und  werüivollen  Material  dieser  letzteren  ein  eidgenössisdies 
Strafrecht  entstehe.  Die  Einleitung  enthält  interessante  und  werthvoUe 
Mittheilungen  über  die  schweizerischen  Strafgesetzbücher  seit  der  Helvetik 
und  über  Literatur  des  Schweizerischen  Strafrechts  sowie  eine  staatsrecht- 
liche Erörterung  über  Bundesrecht  und  Kantonalrecht  auf  strafrechtlichem 
Gebiete. 

Sodann  folgt  die  Darstellung  des  gegenwärtig  geltenden  kantonalen 
Strafrechts  in  den  Grundzügen  desselben  unter  stetiger  Angabe  der  Quellen, 
mit  Hervorhebung  der  Uebereinstimmungen  und  Abweichungen  und  gleich- 
zeitiger Kritik  der  bestehenden  Rechtssätze,  und  zwar  zunächst  des  nicht 
kodinzirten,  sodann  des  kodifizirten  Strafrechts. 

Nicht  kodifizirt  ist  das  Strafrecht  in  den  Kantonen  Appenzell  i.  Rh, 
Unterwaiden  nid  dem  Wald  und  Uri. 

Vom  kodifizirten  Strafrecht  der  übrigen  Kantone  behandelt  der  vor- 
liegende Band  den  allgemeinen  Theili  welcher  im  ersten  Buche  das 
Strafgesetz  (Form  der  Quellen,  zeitliche  und  räumliche  Geltung  der 
Strafgesetze),  im  zweiten  die  strafbare  Handlung  (Eintheilung  der 
strafbaren  Handlungen,  Zurechnungsfähigkeit,  die  Schuldformen,  Versuch 
und  Vollendung,  Theilnahme,  Begünstigung,  Strafbarkeit  der  Handlung), 
im  dritten  die  Strafe  (Todesstrafe,  Freiheitsstrafe  im  engeren  und  weite- 
ren Sinne,  Ehrenstrafen  und  Ehrenfolgen,  Vermögenstrafen,  dann  das 
Strafmass  und  die  Strafaufhebung)  umfasst. 

Sehr  interessant  sind  die  Angaben  über  die  Anwendung  der  Todes- 
strafe, welche  auf  amtlichen  Mittheilungen  der  kantonalen  Justizdirektiasen 
und  Staatskanzleien  beruhen  und  welche  ersehen  lassen,  dass  auch  in  den- 
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jenigen  Kantonen,  welche  nach  früherer  Abschaffung  die  Todesstrafe 
wieder  eingeführt  haben,  von  solcher  kein  Gebranch  gemacht  werde  und 
dass  überhaupt  seit  24  Jahren  die  Todesstrafe  in  der  Schweiz  nicht  mehr 
vollzogen  worden  ist. 

Grösste  Aufmerksamkeit  ist  auch  dem  Gefängnisswesen  gewidmet 
und  ist  das  Ergebniss  werthyoUer  statistischer  Erhebungen  in  mehreren 
Tafeln  zusammengestellt. 

In   dem   die  Leser  unserer  Zeitschrift  besonders  interessirenden  Ka- 

gitel  über  das  räumliche  Geltungsgebiet  der  Strafgesetze  ist  zunächst 
ervorgehoben,  dass  alle  Gesetze  nicht  nur  die  im  Inlande  begangenen 
Delikte,  sondern  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  im  Auslande 
begangene  rechtswidrige  Handlungen,  sei  es,  dass  dieselben  Ton  Ange- 
hörigen begangen  werden,  oder  dass  sie  Interessen  des  Inlandes  verletzen, 
bestrafen.  Sodann  wird  der  Stand  der  Gesetzgebung  näher  dargestellt 
in  Bezug  auf  die  von  Angehörigen  im  Auslande  begangenen  Delikte,  die 
gegen  das  Inland  im  Ausland  begangenen  Delikte,  gemeinsame  Voraus- 
setzungen für  die  im  Auslande  begangenen  Delikte  und  gemeinsame  Vor- 
aussetzungen und  Grundsätze  für  die  im  Ausland  und  Inland  begangenen 
Delikte,  woran  sich  eine  kritische  Würdigung  der  desfallsigen  Gesetz- 
gebung reiht.  Das  mit  wissenschaftlicher  Gründlichkeit  verfasste  Werk 
bildet  also  einen  weiteren  wichtigen  Vorläufer  fUr  ein  eidgenössisches 
Strafgesetzbuch,  als  dessen  Redakteur  der  Verfasser  selbst  schon  aus- 
ersehen und  von  welchem  in  der  Fortsetzung  des  Werkes  die  Darstellung 
des  besonderen  Theils  der  kantonalen  Strafgesetze  folgen  wird.  B, 

7.  JRoguin,  Etmest,  Prof,  de  Uaislation  comparSe  a  VUniversitS  de  Lau- 
sänne,  anden  conseüler  de  la  Legation  de  Suisae  ä  Paris,  Conflita  des  Lois 
Suisses  en  matihre  internationale  et  intercantonaUy  commentaire  du  traitS 
francO'Suisse  du  15.  Juin  1669,    Lausanne,  F,  Rouge^  1891,  VIII,  920, 

Professor  Roguin,  der  Verfasser  der  im  Jahre  1880  preisgekrönten 
Schrift  jfVarticle  59  de  la  Constitution  fidiräle*,  gibt  in  dem  vorliegenden 
umfang-  und  inhaltreichen  Werke  eine  sorgfaltig  begründete  Darstellung 
des  positiven  Rechts  in  Bezug  auf  die  räumliche  Herrschaft  der  privaten 
Rechtsnormen,  sowohl  was  das  Verhältniss  der  einzelnen  Schweizer  Kan- 
tone zu  einander  als  auch  was  das  Verhältniss  der  Schweiz  zu  anderen 
Staaten  betrifft,  wobei  materielles  und  formelles  Recht  gleich  gründlich 
berücksichtigt  ist.  Jede  Materie  wird  demnach  zunächst  nach  der  inter- 
kantonalen Seite,  sodann  nach  den  internationalen  Beziehungen  behandelt. 
In  letzterer  Hinsicht  ist  besondere  Berücksichtigung  dem  französisch- 
schweizerischen Staatsvertrag  vom  15.  Juni  1869  gewidmet,  wie  denn  der 
Verfasser  selbst  das  Werk  als  einen  Kommentar  dieses  Rechshülfevertrages 
bezeichnet.  Mit  dieser  Ausscheidung  gruppirt  sich  der  Inhalt  in  folgende 
Materien:  Nationalität,  Eheschliessung  und  Ehetrennung,  Kindschaft,  Vor- 
mundschaft, eheliches  Güterrecht,  Erbrecht,  persönliche  Handlungsfähigkeit, 
Gerichtsstand,  Konkurs,  Exekution,  verschiedene  Fragen  des  Prozessrechts 
(insbesondere  Zustellungen,  Requisitionen,  Prozesskautionen,  Armenrecht), 
schliesslich  die  Fragen  der  Niederlassung.  In  einem  Anhange  sind  bei- 
gegeben: das  Konkordat  über  Vormundschaftsverhältnisse  vom  25.  Juli 
1822,  das  Konkordat  über  Erbrecht  vom  gleichen  Tage,  die  Botschaft  des 
Bundesrathes  an  die  Bundesversammlung  Über  den  obenbezeichneten  fran- 
zösisch-schweizerischen Staatsvertrag  vom  15.  Juni  1869,  der  Text  die- 
ses Vertrages  und  endlich  der  Entwurf  des  inzwischen  promulgirten  Ge- 
setzes über  die  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter. 

Ueberall  ist  im  weitesten  Umfange  Rücksicht  auf  die  vorhandene 
Literatur  und  die  Praxis,  insbesondere  jene  des  Bundesrathes  und  des 
Bundesgerichts,  Rücksicht  genommen,  und  so  darf  das  Buch  zu  den  besten 
der  internationalen  Werke  gezählt  und  für   die  interkantonalen  und  inter- 
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nationalen  Beziehungen  der  Schweis  als  geradezu  unentbehriich  bezdchMt 
werden.  B. 

S.  Kriisnopolskif  Harax^  Dr.  üniversitatsprofesBor  in  Prag.  Der  Schatz 
de«  redlichen  Verkehrs  im  österr.  Zivilrechte.  Vortrag  gehalten  am 
6.  April  1892  in  der  juristischen  Gesellschaft  in  Wien.  Prag,  H.  Domi- 
nicas, 1892,  48  S. 

Der  Verfasser  nntersueht  in  seinem  geistreichen  Vortrage  die  Frage, 
wie  weit  der  redliche  Erwerber  einer  beweglichen  Sache  oder  eines 
dinglichen  Rechts  an  einer  beweglichen  Sache  nicht  nur  gegen  den  Mang^ 
des  Eigenthnms  in  der  Person  seines  Vormannes,  sondern  auch  gegen  die 
Geltendmachung  dinglicher  Rechte  Dritter  nach  österr.  bürgerlichen  Rechte 
geschfitzt  werde.  Mit  scharfsinniger  Beweisführung  geht  der  Verfasser  auf 
die  Vorarbeiten  zum  allgemeinen  bfirgerlichen  Gesetzbuche,  insbesondere  auf 
den  Codex  Thertaianua^  die  Entwürfe  Horten^  MariinCs  und  den  sogenannten 
Urentwurf  ein  und  kommt  zu  dem  Resultate,  dass  den  Bestimmungen  des 
österr.  allg.  bürg.  G.B.'s  über  den  Schutz  des  redlichen  Verkehrs  ein  ein- 
heitliches alle  Fälle  umfassendes  Prinzip  nicht  zu  Grunde  liegt,  wie  ein 
solches  in  den  Vorarbeiten  zum  b.  G.B.  klar  formulirt  gewesen,  daea  die 
diesbezüglichen  Normen  des  b.  G.B.  in  den  Voraussetzungen  und  in  dem 
Umfange  ihrer  Anwendbarkeit  keineswegs  mit  einander  übereinstimmen, 
dass  aber  trotxdem  das  österr.  b.  G.B.  auch  in  seinen  diesbexügliehen  Be- 
stimmungen sich  bewährt  habe.  B. 

9.  SchtOofff  Theodor^  Dr.,  Hof-  und  Gerichtsadvokat  in  Wien.  Die  Ziele 
der  Patentreform  in  Oesterreich.  Vortrag  gehalten  am  30.  Dezember 
1890  in  der  Jurist.  Gesellschaft  in  Wien.  Wien,  0.  Fromme,  1892,  22  S. 

In  dem  gediegenen,  sehr  klar  und  lichtvoll  gehaltenen  Vortrage  be- 
spricht Dr.  Schuloff  die  Mängel  des  bisherigen  Privilegiengesetzes  von 
1852,  wobei  er  als  hauptsächlichsten  das  blosse  Anmeldungsrerfahren  ohne 
Vorprüfung  bezeichnet,  mit  dem  Wunsche,  dass  das  alte  Gesetz  bald 
gänzlich  beseitigt  und  durch  ein  Ton  den  Prinzipien  desselben  vollständig 
abweichendes  neues  Gesetz  ersetzt  werde.  Der  im  April  1890  von  dem 
Abgeordneten  Ezner  eingebrachte  motivirte  Antrag  auf  Patentreform,  der 
folgende  Grundsätze  der  Neugestaltung  aufstellt:  1)  im  Ertheilungsyer- 
fahren:  Aufgebot  mit  fakultativer  staatlicher  Vorprüfung,  2)  Lizenzzwang, 
3)  selbständiges  Patentamt,  4)  Ermöglichung  eines  Recfatszuges  gegen  de 
Entscheidungen  des  Patentamts,  5)  Judikatur  der  ordentlichen  Gerichte  in 
Eingriflfssachen  und  6)  die  Aufnahme  genauer  Bestimmungen  über  Schäden- 
recht in  das  Gesetz,  wird  von  Dr.  Schuloff  in  den  einzelnen  Punkten  nSher 
beleuchtet  und  als  durchweg  richtige  und  zeitgemasse  Reformvorscbläge 
enthaltend  zur  Annahme  empfohlen;  schliesslich  wird  der  Wunsch  aoage- 
drückt,  dass  die  Patentreform  in  Oesterreich  im  Sinne  der  möglichatei 
Annäherung  an  die  deutsche  Gesetzgebung,  die  ein  nachahmungswertbei 
Muster  bilde,  erfolgen  möge.  B. 

10,  HtwengteiHf  PatU,  Staatsanwalt  beim  Landgericht  Danzig.  Die  Zoll- 
gesetzgebung des  Reichs,  enthaltend  das  VereinszoUgesetz  nebst  Kom- 
mentar und  Nebengesetzen,  den  Zolltarif  mit  Abänderungen  durch  die 
Handelsverträge,  den  deutsch-österreichischen  und  deutsch-schweizerischen 
Handelsvertrag.    Berlin,  H.  W.  Müller,  1892,  264  S. 

Das  vorwürfige  Buch,  dessen  Inhalt  schon  auf  dem  Titel  gekennzeieb- 
net  ist,  enthält  eine  Zusammenfassung  des  materiellen,  in  praktisdier 
Uebung  befindlichen  deutschen  Zollrechts;  die  Darstellung  des  ProieM- 
verfahrens  vor  den  Zollbehörden  ist,  weil  dies  überall  in  Deutschland  par- 
tikularrechtlich gestaltet  ist,  vermieden.  Bei  der  bündigen  und  von  flber- 
flüssiger  Breite  sich  fernhaltenden  Darstellung  des  Gegenstandes  wird  dai 
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BqcIi  nicht  nur  für  Zollbeamte  und  Gewerbtreibende ,  sondern  ancb  den 
Juristen  ein  werthvolles  Hülfsmittel  sein.  Die  Materialien  der  Gesetz- 
gebung, die  Rechtsprechung,  insbesondere  des  Reichsgerichts,  sind  durch- 
gehends  berücksichtigt,  und  wenn  der  Herausgeber  nicht  selten  yon  der 
bisherigen  Rechtsprechung  abweichende  Ansichten  entwickelt,  so  sind  die 
Gründe  der  gegentheiligen  Auffassung  und  die  einschlägige  wissenschaft- 
liche Literatur  in  Ausführlichkeit  behandelt,  dass  der  Leser  sich  selbst 
das  Urtheil  zu  bilden  vermag.  B. 

11.  Donlef  Ludfvig,  Dr.  jur.  in  Nürnberg,  lieber  internationale  Ehe- 
schliessung mit  besonderer  Berücksichtigung  der  geltenden  Kodifikatio- 
nen (Separatabdruck  aus  der  deutschen  Zeitschrift  für  Kirchenrecht 
Bd.  n  Heft  1).    Freiburg  i.  B.,  J.  C.  B.  Mohr,  1892,  74  S. 

Es  kann  nur  mit  Freude  begrüsst  werden,  wenn  das  Studium  des  in- 
ternationalen Rechts  auf  den  Universitäten  immer  weitere  Fortschritte 
macht  und  verdient  es  daher  alle  Anerkennung,  wenn,  wie  dies  hier  ge- 
schah, jüngere  Kräfte  sich  daran  wagen,  die  schwierigen  Probleme  des 
internationalen  Rechts  zum  Gegenstande  der  literarischen  Bearbeitung  zu 
machen.  Wenn  wir  nicht  irren,  hat  der  Verfasser  die  vorliegende  Mono- 
graphie nach  kaum  beendigten  üniversitätsstudium  zur  Erlangung  der 
Doktorwürde  geschrieben.  Die  Eheschliessung  bildet  im  Gebiete  des  in- 
ternationalen Rechts  ein  besonders  wichtiges  Kapitel.  Die  vorwürfige 
Schrift  lässt  erkennen,  dass  der  Verfasser  die  Materie  vollständig  be- 
herrscht, Stil  und  Darstellung  sind  flüssig  und  auch  in  der  Sache  selbst 
darf  die  Leistung  als  eine  vollkommen  gelungene  bezeichnet  werden. 
Das  Ganze  ist  in  3  Abschnitte  eingetheilt.  Abschnitt  I  behandelt  die  per- 
sönliche Fähigkeit  zur  Eheschliessung.  Verfasser  kommt  unter  Erörterung 
der  verschiedenen  Gesetzgebungen  des  In-  und  Auslandes  zu  dem  richtigen 
Resultate,  dass  die  persönliche  Fähigkeit  zum  Eheabschlusse  vom  Personal- 
statut der  Nupturienten  beherrscht  werde,  und  zwar  bekennt  sich  Verfasser 
im  Gegensatze  mit  der  in  Deutschland  noeh  herrschenden  Praxis  zum  Na- 
tionalitätsprinzipe,  mit  dem  Wunsche,  dass  auch  unsere  künftige  Gesetz- 
gebung dieser  zeifgemässen  und  unserem  jetzigen  Rechte  entsprechenden 
Anschauung  Rechnung  trage.  Wir  können  ihm  hierin  nur  beipflichten;  so 
weit  uns  bekannt,  hat  der  offiziell  nicht  publizirte  Entwurf  des  internatio- 
nalen Rechts  auch  bereits  das  Nationalitätsprinzip  aufgenommen.  Des 
weiteren  werden  eingehend  die  Fragen  behandelt,  ob  es  nothwendig  sei, 
das  Personalstatut  beider  Ehegatten  zu  berücksichtigen,  inwieweit  das  am 
Eheschliessungsorte  geltende  Recht  zu  berücksichtigen  sei  und  welche  Ein- 
wirkung dem  Personalstatut  des  Mannes  auf  das  der  Frau  unter  Aus- 
schliessung des  letzteren  zukomme.  Abschnitt  II  handelt  von  der  Wil- 
lenserklärung, wobei  die  Folgen  von  Zwang  und  Irrthum,  die  Ergänzung 
der  Willenserklärung  zum  Eheschlusse  und  die  Dispensationen  zur  Erörte- 
rung kommen.  Abschnitt  in  betrifft  die  Form  der  Eheschliessung,  wobei 
die  facultativ  anzuwendende  Regel:  locus  regit  actum  in  den  Vordergrund 
gestellt  wird;  sodann  werden  die  sogenannten  persönlichen  Förmlichkeiten 
besprochen,  besondere  Rücksicht  ist  dem  Erfordernisse  des  Beibringens 
von  Zertifikaten  über  Nichtvorhandensein  eines  bürgerlichen  Ehehinder- 
nisses  etc.  zugewendet  Auch  in  dieser  Beziehung  werden  die  verschiede- 
nen Gesetzgebungen  eingehend  präzisirt  fdie  bayer.  Novelle  vom  17.  März 
1892  zum  Gesetz  über  Heimath,  Verehehchung  und  Aufenthalt  ist  noch 
nicht  berücksichtigt).  Ein  besonderer  Paragraph  handelt  von  den  Konsu- 
latsehen ;  bezüglich  der  Befugniss  der  Konsuln  zur  Trauung  im  Auslande 
wäre  noch  das  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  H  S.  414  f.  mitgetheilte  dänische 
Gesetz  über  die  Eingehung  von  Ehen  vor  den  dänischen  Konsuln  im  Aus- 
lande vom  19.  Februar  1892  anzuführen.  Femer  sind  In  diesem  Abschnitte 
auch  die  Eheschliessungen  in  firaudetn  legiSf  sowie  Zivilehen  und  kirchliche 
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Trauung  in  Betracht  gezogen.   Ein  Anhang  yerbreitet  aicfa   auf  dae  nut 
der  Ehe  nahe  verwandte  Inatitut  des  Yerlöbniaaes.  B. 

12,  ChÜnther,  X.,  Dr.  iur.,  Privatdozent  an  der  Univeraitat  Gienen.  Die 
Idee  der  Wiederrergeltung  in  der  Geschichte  und  Philosophie  de«  Straf- 
rechts.  Erlangen,  Th.  Bläsing,  I.  Abth.  1889,  XVI  u.  298  S.,  11.  AbtL 
1891  XIII  u.  270  S. 

Das  vorliegende  von  der  Juristenfakultät  der  Universität  Giessen  als 
Habilitationsschrift  approbirte  Werk  beschäftigt  sich  ex  professo  mit  dem 
Grundgedanken  der  sog.  absoluten  Strafrechtstheorie,  der  Idee  der  Wieder- 
vergeltung. Wenn  auch  nach  dem  heutigen  Stande  der  StrafrechtswiaseB- 
schaft,  wo  ganz  neue  Zweige  der  kriminalistischen  Wissenschaft,  besonderi 
die  noch  jungen,  aber  zukunftsreichen  Disziplinen  der  Kriminal-Biologie 
und  -Soziologie  ins  Erscheinen  treten,  das  Interesse  an  dem  Streit  der 
Strafrechtstheorien  im  Abnehmen  begriffen  ist,  so  hat  doch  die  vorliegende 
Abhandlung,  welche  ihren  Schwerpunkt  in  die  rechtshistorische  und  redits- 
philosophische  Darstellung  legt^  hohen  Werth.  Inabesondere  zeichnet  a&ch 
solche  aus  durch  ungemeine  FiUle  des  Materiales  aus  den  Gesetzgebongen 
der  verschiedensten  Länder  und  Zeiten,  das  in  scharfsinniger  Weise  rar 
Verfolgung  der  diesen  Gesetzgebungen  zu  Grunde  liegenden  Idee  der 
Wiedervergeltung  zur  Darstellung  kommt.  Eminenter  Fleias  in  Auf- 
suchung und  Studium  der  Quellen  und  umfassender  Weitblick  lassen  siek 
auf  jeder  Seite  dieses  umfangreich  angelegten  Werkes  erkennen.  Die 
erste  Abtheilung  begreift  die  Kulturvölker-  des  Alterthums  (das  Recht  der 
Aegypter,  der  Inder,  das  mosaische  Recht,  das  Recht  der  lalamiten,  dsi 
griechische  Recht  und  die  griechische  Philosophie,  das  älteste  und  neuere 
römische  Recht)  und  die  Entwickelung  des  deutschen  Rechta  bis  zur  Ca- 
rolina incl.  (das  ältere  germanische  Recht  mit  Berttekeichtigong  der  nor- 
dischen Rechte,  das  deutsche  Recht  de^  Mittelalters  bis  zur  VctroUna  ezcL, 
die  christliche  Kirche  und  das  kanonische  Recht,  die  Canüina).  Die 
II.  Abtheilung  beschäftigt  sich  mit  dem  Nachweise  der  Wiedervergeltungs- 
Idee  im  deutschen  Strafrecht  nach  der  Carolina  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts und  der  juristischen  und  philosophischen  Strafrechtsliteratnr  tot 
Kant.  Eine  III.  Abtheilung  wird  die  Weiterftlhrung  des  Baches  bis  lam 
Rechte  und  zur  Literatur  der  Gegenwart  enthalten. 

Besonders  reichhaltig  und  interessant  sind  auch  die  quellenmässigen 
Belege  aus  der  Praxis  der  dem  Wiedervergeltungsrecht  vornehmlich  hsl- 
digenden  Zeitperioden.  B. 

13.  a,  Serafinif  FUippo.  Memoria  in  favore  di  S,  G.  Hendriks  ved,  wm 
Offtrop  contro  C,  C.  XFormica  —  nullitä  di  testamento  ölografo  fatto  iA 
un  olandese  nel  Belgio;  Art.  992  del  eodice  dvtle  olandese,  Pisa,  Ua- 
rioUi,  1891,  30  S. 

b.  FuHnatOf  OuidOf  Bella  validitä  del  testamento  ölografo  fatto  in 
Italia  da  uno  straniero  a  cui  Jo  vieti  la  legge  nazionaU  (JEstratto  dal 
„Foro  Italiano"  Anno  XVII  Fase.  U),  Citta  di  CasUllo,  S.  Lapi,  1Ö92. 
S.  14. 

Beide  Schriften  behandeln  den  oben  S.  178  dargestellten  vom  Appell- 
hof zu  Genua  am  4.  August  1891  entschiedenen  Streitfall.  Erstere  würde 
von  Filippo  Serafini  als  Advokat  der  Frau  Hendriks  verfasst  und  enthalt 
eine  gründliche  Ausführung  der  fllr  die  Ungültigkeit  des  in  Frage  stehenden 
Testaments  sprechenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Zeugnisse  der 
internationalrechtlichen  Literatur.  Das  im  Sinne  dieser  AasfÜhronges 
erlassene  Urtheil  des  Appellhofs  von  Genua  vom  4.  August  1891  wird  Yoa 
G.  Fusinato  in  der  zweiten  Schrift  bekämpft  und  geben  wir  hier  in  K&ne 
einen  Auszug  der  Begründung  der  Ansicht  Fusin<Uo^s. 

Die  Sache  sei  zweifelhaft  —  sagt  Professor  Fusinato  —  und  nicht  zn 


Zeitschriften.  541 

TerkenneD ,  dass  der  Appellhof  von  Genua  eine  ^osse  Anzahl  gewichtiger 
Autoritäten  und  gerichtlicher  Urtheile  für  sich  habe,  während  er  sich  nur 
auf  ein  einziges  Urtheil  des  Appellhofes  von  Orleans  vom  4.  August  1859 
berufen  könne.  Trotzdem  halte  er  die  Ansicht  aller  dieser  Autoritäten 
für  verfehlt 

Die  Motivimng  derselben  gipfle  in  dem  Satz:  Der  Grundsatz  „locus 
regit  actum*^  finde  in  concreto  keine  Anwendung,  weil  es  sich  hier  nicht 
um  die  Form  des  Testaments,  sondern  um  die  Fähigkeit  zu  testiren 
handle. 

Aber  gerade  dieser  Satz  sei  zu  bestreiten. 

Jeder  Rechtsakt  setze  sich  ans  drei  Elementen  zusammen :  Die  Fähig- 
keit der  handelnden  Personen  (facultas  actus)  ^  die  inneren  substantiellen 
Bedingungen  der  Gültigkeit  (substantia  actus)  ^  die  erforderliche  äussere 
Form. 

Die  Vorschriften  über  die  Solennität  eines  Testaments,  beziehungsweise 
das  Verbot  holographischer  Testamente  beträfen  aber  die  äussere  Form,  sie 
bezweckten,  die  Existenz  des  Aktes  nach  aussen  festzustellen  und  den  Be- 
weis zu  sichern,  und  selbst  wenn  man  annehme,  dass  auch  die  Rücksicht 
anf  die  handelnden  Personen  mitbestimmend  wirke,  so  sei  doch  zur  Beur- 
theilung  der  Frage  über  deren  Handlungsfähigkeit  der  Gesetzgeber  des 
Ortes  der  Errichtung  des  Aktes  der  allein  kompetente  und  wenn  dieser  für 
die  Gültigkeit  des  Aktes  sich  entschieden  habe,  diese  Entscheidung  allein 
massgebend  für  den  italienischen  Richter,  dessen  Gesetzgebung  sowohl  die 
Gültigkeit  selbstgeschriebener  Testamente  als  den  Grundsatz  „locus  regit 
actum"^  in  den  internationalen  Beziehungen  anerkenne  durch  die  Bestimmun- 
gen des  Art.  9.  Dieser  interpretire  „die  äussere  Form  der  Akte  unter  Leben- 
den und  letztwilligen  Verfügungen  bestimmt  sich  nach  den  Gesetzen  des 
Ortes  der  Errichtung"  mit  der  einzigen  Ausnahme:  „den  Disponenten  und 
Kontrahenten  bleibt  unbenommen,  die  Formen  ihrer  Heimathsgesetze,  so- 
fern sie  allgemeine  Gültigkeit  haben,  einzuhalten". 

Diese  Sätze  werden  auf  Seite  9—14  der  Broschüre  entwickelt,  mit  Bei- 
spielen illustrirt  und  die  Omnipotenz  des  Axioms:  locus  regit  actum  be- 
hauptet mit  dem  solennen  Schluss: 

Sine  Jwesitatione  judicamus  sufficere  solennitates  ^  quae  ohtinent  in  loco 

confectionis  {Stockmanns ,  Deds.  Brabant  Dec,  9,  Note  1,  in  v.  Bar  U 
"     S.  321).  B. 

b)  Zeitscliriften. 

ZeMschrift  für  vergleichende  Mechtstvisäenachaft*  10.  Bd.  IlL  Heft: 
üppström,  der  Zivilprozess  und  die  Gerichtsverfassung  Schwedens 
nebst  Bemerkungen  für  Finnland*  Friedrichs^  zum  japanischen  Recht; 
Kohler,  Studien  aus  dem  iapani sehen  Recht;  Schlatter^  das  Schweiz. 
Bundesgesetz  betr.  die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891. 

Zeitschrift  für  die  gesammte  Strafrechtetvissenschaft,  Bd.  XII, 
3.  u.  4.  Heft:  Hubertif  zur  Lehre  vom  Ungehorsam  und  der  Gehorsams- 
verweigerung im  Reichsmilitärstrafgesetzbuch:  von  Calker^  vomGrenz- 
febiet  zwischen  Nothwehr  und  Nothstand;  Knapp ^  das  alte  Nürnberger 
^riminalverfahren  etc.  (Schluss);  Hilse^  Eingriff  der  öffentlichrecht- 
lichen Versicherung  in  das  Strafrechtsgebiet;  Andreas^  Ist  der 
V.  d.  Heidt'sche  Zirkularerlass  vom  3.  Nov.  1859  noch  für  gültig  zu 
halten?  Werthauer ^  eine  Beweisaufnahme  in  der  Revisionsinstanz; 
Gerold,  Bemerkungen  über  das  Rechtsprinzip  der  Zweckstrafe. 

Sächeiachee  Archiv  für  bürgerliches  MecM  und  Ptozess.  IL  Band. 
5.  Heft:  Schmidt,  die  aussergerichtlichen  Wahrnehmungen  des  Prozess- 
richters.   6.  Heft:   Henrici,  der  Konkursverwalter  der  deutschen  Eon- 
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kursordnung  steht  weder  za  dem  Gemeinschnldner  noch  su  denKonkiin- 
gläubigem  in  einem  persönlichen  Vertretungsverhältniss  —  die  Konknn- 
masse  ist  keine  juristische  Person;  Frese,  über  den  Verschluss  und  die 
Verwahrung  der  gerichtlichen  Testamente. 

ZeitschHft  für  die  freittdiUffe  Geriehtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
34.  Jahrgang,  1892:  Sieg  er  ^  die  Verweigerung  des  gerichtlichen  &- 
kenntnisses  über  Liegenschaftsyerausserungsyertr&ge  wegen  konkurriien- 
der  Rechte  Dritter  (2)-,  Bäle,  die  Besorgung  fremder  Rechtsangelegen- 
heiten durch  Gerichtsvollzieher  in  Württemberg  (4);  Löwenstein, 
Bedeutung  und  Tragweite  der  vertragsmüssig  dem  Überlebenden  Ehe- 
gatten eingeräumten  unbeschränkten  Verwaltung  des  gesammteo 
Nachlassvermögens  (4,  5);  Lang,  das  eheliche  Güterrecht  der  im 
Orossherzogthum  Baden  wohnenden  württembergischen  Staatsangehöri- 
gen (5);  Schnitzler,  die  partikularen  Gewährschaftsgesetze  und  du 
deutsche  Handelsgesetzbuch  —  die  Berechnung  der  Fristen  (5). 

Mecklenburgische  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  RechtsuHsgeth 
Schaft*  XI.  Bd.  1  Heft:  Altvater ^  über  die  Bedeutung  der  Ueber- 
nähme  der  Intabulata  in  Anrechnung  auf  den  Kaufpreis;  G rohmann, 
zur  Lehre  von  der  cura  furiosi. 

Juristische  Blätter,  1892:  Meisseis,  die  rechtliche  Natur  des  üeber- 
botes  (27,  28);  Roegel,  aus  der  Grundbuchpraxis,  die  Durchführung  der 
Eatastergesetze  vom  23.  Mai  1883  (29);  Weil,  ne  praejudicium  ßJai  m 
und  das  Hofdekret  vom  11.  Sept.  1794  (30). 

AUgemeine  österr.  GerUMszeUung f  1892:  Gertseher,  das  italie- 
nische Strafgesetzbuch  vom  30.  Juni  1889  (23 ff.);  «.  Gernerth,  ans  der 
Strafgerichtspraxis  (24 ff.);  Ofner,  die  Fi-agestellung  über  den  Wahr- 
heitebeweis  bei  §§  487—488  St.G.  (26). 

ZeiischHft  für  Notariat  und  freiwillige  Oerichisbarkseit  in  Oester- 
reich,  1892:  Tobiaschek,  agrarische  Zustände  (24ff.);  Neumann- 
Ettenreich,  über  die  Erfordernisse  der  Löschung  von  zeitlich  be- 
schränkten Pfandrechten  nach  Eintritt  des  Endtermins  (25);  Fuia, 
Studien  über  kumulative  Waisenkassen  (26ff.);  Tobiaschek,  agrarisi^e 
Operationen  (26 ff.);  R.,  die  geschichtliche  Entwickelung  des  Notariats  in 
Portugal  (30). 

ZeUschHft  für  schweizerisches  Recht,  83.  Bd.,  N.  F.  11.  Bd.,  Heft 3: 
Ostertaa,  der  Versicherungsvertrag  zu  Gunsten  Dritter;  Heusler, 
schweizensche  Rechtsgesetzgebung  des  Jahres  1891;  Uebersicht  der 
Literatur  über  schweizerisches  Recht  vom  Jahre  1891.  —  Beigeheftet 
Bevue  der  Gerichtspraxis  etc.  X.  Bd.  Heft  3. 

Zeitschrift  fUr  Schweizer  Straf  recht,  V.  Jahrgang,  3.  u.  4.  Heft: 
Sold  an  et  Decoppet,  la  peine  de  tnort  dans  le  cafiton  de  Vattd; 
Kronauer,  die  SitÜichkeitsvergehen  nach  Züricher  Strafrecht;  Türler, 
bernische  Strafurtheile  aus  dem  16.  Jahrhundert;  Meyer  von  Schauen- 
see,  der  Eriminalfall  Gatti. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristen- Vereins ,  XXVHI.  Bd^  3.  Heft: 
Baron,  über  Regressrechte  der  ünfallversicherungsanstalten  gegen 
Eisenbahnuntemehmungen ;  Gasser,  über  Gewährleistung  beim  Vieh- 
handel nach  bem.  Recht.  —  Aus  der  bundesräthlichen  Praxis.  —  Beebt- 
sprechung  des  bem.  Appell.*  und  Eass.-Hofes  in  Zivilsachen. 

Journal  du  droit  intemaUonal  pHv€,  19.  Ännie,  1892,  Nr.  V,  VI" 
Fic,  de  la  faillite  et  de  la  liquidation  judiciaire  des  soeUUs  commer- 
ciales  au  droit  international  privi;  Zavala,  de  la  r^uralisation  et  ^ 
la  nationaliti    au  Mexique;    Boissonnade,  Vexterritorialite  au  Japon. 


Rechtliche  Beurtheilung  der  Erledigung  eines  Falles 
von  Verletzung  fremder  Gebietshoheit. 

Von  Rechtsanwalt  Mattersdorf  in  Nicolai,  0/Scbl. 

Znsammenstellung  der  benutzten  Schriften. 

Annalen  des  Deutschen  Reiches  fUr  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Statistik  j  herausgegeben  von  Dr.  O.  Hirth  und  Dr.  MaxSeydel,  Jahrgang 
1888,  München  und  Leipzig. 

Annalen  des  Reichsgerichts,  unter  Mitwirkung  von  Dr.  Carl  Braun 
herausgegeben  von  Dr.  Hans  Blum,    Bd.  1. 

Arndt:  Die  Yerfassungsurkunde  für  den  preusslschen  Staat:  2.  Aufl. 
Berlin  1889. 

V.  Bar:  Das  internationale  Privat-  und  Strafrecht,    Hannover  1862. 

V.  Bar:  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts, 
2  Bände,  1889. 

Bergbohm:  Staatsverträge  und  Gesetze  als  Quellen  des  Völkerrechts. 
Dorpat  1876. 

Bindingi  Gmndriss  zu  Vorlesungen  über  gemeines  deutsches  Straf- 
recht^  3.  Aufl.    Leipzig  1884. 

Binding:  Die  Normen  und  ihre  Uebertretung  Bd.  1.    Leipzig  1890. 

Bindingi  Handbuch  des  Strafrechts  Bd.  1.    1885. 

Bluntschli:  Das  moderne  Völkerrecht  der  zivilisirten  Staaten  als  Rechts- 
bnch  dargestellt,  Nördlingen  1868. 

Böhm;  Handbuch  des  Rechtshülfeverfahrens  im  Deutschen  Reiche  und 
gegenüber  dem  Auslande;  2.  Theil:  Rechtshülfe  in  Strafsachen,  Er- 
langen 1888. 

BomhaJc:  Preussisches  Staatsrecht,  3  Bände,  Freiburg  1888,  1889,  1890. 

Brauchitschi  Die  neueren  preusslschen  Verwaltungsgesetze,  Bd.  1, 
10.  Aufl.-,  Bd.  3,  8.  Aufl. 

Bulmerinc^i  Praxis,  Theorie  und  Kodifikation  des  Völkerrechts,  3.  Aufl. 
Berlin  und  Leipzig  1880. 

Dalcke  und  Genzmer :  Handbuch  der  Strafvollstreckung  und  Gefängniss- 
verwaltung  in  Preussen.    1881. 

JDoehwv:  Der  Reichsstrafprozess,  3.  Aufl.    Berlin  und  Leipzig  1880. 

Elsas:  Ueber  das  Begnadigungsrecht,  hauptsächlich  vom  Staats-  und 
strafprozessrechtlichen  Standpunkte  aus.    Mannheim  1888. 

Entscheidungen  des  Königlichen  Obertribunals  (in  Preussen)  Bd.  61. 

Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  3,  Bd.  9. 

Gerher:  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts, 
3.  Aufl.  1880. 

Gerichtssaal,  Zeitschrift  für  Strafrecht,  Strafprozess ,  gerichtliche 
Medizin,  Gefängnisskunde  und  ausländische  Literatur;  herausgegeben  von 
V.  Schwarze  Bd.  34-,  Stuttgart  1883. 

Geyer:  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Strafprozessrechts.  Leipzig 
1880. 

Gneist:  Verwaltung,  Justiz,  Rechtsweg,  Staatsverwaltung  und  Selbst- 
verwaltung nach  englischen  und  deutschen  Verhältnissen,  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Verwaltungsreform  und  Kreisordnung  in  Preussen.  Berlin 
1869. 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  ^'J 
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Glaser:  Handbuch  des  Strafprozesses  Bd.  1  und  2.  Leipzig  1883  und  1885. 

GoUdatntner's  Archiv  für  preussisches  Straf  recht  Bd.  3,  Berlin  1855; 
Bd.  7,  Berlin  1859;  Bd.  9,  Berlin  1861;  Bd   15,  Berlin  1867. 

Grotefend:  Lehrbuch  des  preussischen  Verwaltung^rechts  ThL  1. 
Berlin  1890. 

Hahn:  Die  gesammten  Materialien  zu  den  Reicbsjustizgesetzen,  Bd.  l: 
Materialien  zum  6.V.G.  Abth.  1  und  2;  Bd.  3:  Materialien  aar  8tP.O. 
Abth.  1  und  2.   Berlin  1880/1. 

Heffter:  Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart,  8.  Ausgabe,  be- 
arbeitet von  Geffcken,  Berlin  1888. 

Hetzer  X  Deutsche  Auslieferungsverträge,  Berlin  1883. 

V.  HoUzendorff:  Die  Auslieferung  der  Verbrecher  und  das  Asylreekt 
1881. 

V.  HoUzendorff:  Handbuch  des  deutschen  Strafprozesses  Bd.  2,  Beriin 
1879. 

V.  HoUzendorff:  Handbuch  des  Völkerrechts  Bd.  1,  Berlin  1885;  Bd.  2 
und  Bd.  3,  Hamburg  1887. 

Hue  de  Grats:  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  in  Preoaseo. 
6.  Aufl. 

JeUinek:  Die  rechtliche  Natur  der  Staatsvertrage. 

Ihering:  Der  Zweck  im  Recht  Bd.  1,  Leipzig  1877. 

John:  Strafprozessordnung  flir  das  Deutsche  Reich  nebst  Einföhnmgi* 
gesetz  2  Bde.,  Erlangen  1884  und  1888. 

Juristische  Wochenschrift,  herausgegeben  von  Hänle  und  Kempitr, 
für  1883  und  1888. 

KeUer:  Kommentar  zur  Strafprozessordnung  für  das  Deutsche  Eeieh; 
2.  Aufl.,  Lahr  1882. 

Laband:  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  2.  Aufl.,  2  Bde., 
Freiburg  1888/90. 

Lammasch,  Auslieferuugspflicht  und  Asylrecht,  Leipzig  1874. 

Lasson:  Prinzip  und  Zukunft  des  Völkerrechts;  Berlin  1871. 

V.  Liszt:  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  3.  Aufl.,  1888. 

Loeb:  Das  Begnadigungsrecht ;  eine  reichsrechtliche  Studie,  Worms  1881. 

Loening:  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 

Loewe:  Strafprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich,  4.  Aufl.,  Berlii 
und  Leipzig  1884;  6.  Aufl.,  Berlin  1890. 

Marquardsen^:  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Bd.  1,  Allgemeiner 
Theil.  2.  Halbband:  enthaltend  v.  Sarwey:  Allgemeines  Verwaltungtrecbt 
und  17.  Bulmerincq:  Völkerrecht;  Freiburg  und  Tübingen  1884. 

t;.  Martens:  Völkerrecht;  das  iuternationale  Recht  der  zivilisirteD 
Staaten;    deutsche  Ausgabe  von  Bergbohm^  2  Bde.,  Berlin  1883  und  188i 

17.  Martitz:  Internationale  Rechtshülfe  in  Strafsachen. 

Menzen:  Deutsche  Auslieferungsverträge  und  das  behufs  Bewirkm; 
von  Auslieferungen  zu  beobachtende  Verfahren;  Paderborn  1891. 

MeysTf  G.:  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  2.  Aufl.  1885. 

Meyer^  G,:  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 

Meyer,  H,:  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  4.  Aufl.  Erlangen  188& 

Ministerialblatt  f[ir  die  innere  Verwaltung  in  Preussen  für  1882. 

V.  Mohl:  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik.  Bd.  1:  Staatsrecht  qb^ 
Völkerrecht  1860. 

Montesquieu:  de  Vesprit  des  lots;  Ausgabe  von  d'Alemberi. 

Oberverwaltungsgericht,  Entscheidungen  des  [preussischen],  Bd.  1% 

Olshausen:  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Beidi; 
Berlin  1880. 

Puchelt:  Strafprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich  1881. 

Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen ,  herausgegeben  vob 
den  Mitgliedern  der  Reichsanwaltschaft. 
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Ret>u€  de  droit  interwxHonal  et  de  UgUlatxon  comparie  T.  9,  1877; 
T.  20,  1888. 

RinteUn :  Systematische  Darstellung  des  gesammten  neuen  Prozessrechts 
einschliesslich  des  Gerichtsverfassnngsrechts  in  seiner  Gestaltung  für  die 
ordentlichen  Gerichte  des  ganzen  preussischen  Staates.  Bd.  1,  2,  3. 
Breslau  1881/3. 

v.Roenne:  Das  Staatsrecht  der  preussischen  Monarchie,  4.  Aufl.  Bd.  1 
bis  4;  Leipzig  1881—1884. 

Roenne  und  Simon:  Das  Polizeiwesen  Preussens,  Bd.  1. 

V.  Rotteck  und  Welcher:  Staatslexikon,  Bd.  2. 

Sarwey:  Das  öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungslehre. 

Schulze',  Das  preussische  Staatsrecht  auf  Grund  des  deutscheu  Staats- 
rechts, 2.  Aufl.  2  Bde.    Leipzig  1888/90. 

Schwarze:  Kommentar  zur  deutschen  Strafprozessordnung  1878. 

«.  Stengel:  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  Bd.  1,  1890. 

Stenglein:  Lehrbuch  des  deutschen  Strafprozessrechts,    Stuttgart  1887. 

Stenglein:  Kommentar  zur  Strafprozessordnung,  1885. 

Stenographische  Berichte  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  fHr  1866. 

Stölzsel:  Brandenburg-Preussens  Rechtsverwaltung  und  Rechtsverfassung, 
dargestellt  in  dem  Wirken  seiner  LandesfUrsten  und  obersten  Justizbeamten, 
2  Bde.    Berlin  1888. 

Taschenausgabe  der  österreichischen  Gesetze;  4.  Band:  Strafgesetz, 
Pressgesetz;  Das  Strafgesetz  über  Verbrechen,  Vergehen  und  Ueber- 
tretnngen  vom  27.  Mai  1852  und  das  Pressgesetz;  15.  Aufl.  Wien  1884. 

Tübinger  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft,  herausgegeben  von  FHcker, 
Sehaeffle  und  Wagner  für  1872  und  1878. 

Verhandlungen  der  ersten  Kammer  in  Preussen  aus  dem  Jahi-e  1849. 

Zeitschrift  für  die  gesammt«  Straf  rechtswissen  schaft,  herausgegeben  von 
V.  Liszt  und  v.  Lilienthal,  Bd.  1,  Berlin  und  Leipzig  1881;  Bd.  3,  Berlin 
und  Leipzig  1883;  Bd.  5,  Berlin  und  Leipzig  1885;  Bd.  8,  Berlin  und 
Leipzig  1888. 

Zeitschrift  für  Nord  und  Süd,  Bd.  11. 

Zorn:  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  1. 

Abkürzungen: 

R.St.G.B.  =  Reichs-Sti'afgesetzbuch. 

StP.O.  =  Strafprozessordnung. 

G.V.G.  =  Gerichtsverfassungsgesetz. 

E.G.St.P.O.  =  Einführungsgesetz  zur  Strafprozessordnung. 

E.G.V.G.  =  Einftthrungsgesetz  zum  Gerichtsverfassungsgesetz. 

A.G.V.G.  =  preuBsisches  Ausflihrungsgesetz  zum  Gerichtsverfassungs- 
gesetz.   

Rechtsfragen,  welche  die  Verhältnisse  der  Staaten  zu  einander 
betreffen^  werden  verhältnissmftssig  selten  zur  Entscheidung  der  ordent- 
lichen Gerichte  gelangen^  da  die  Regierungen  im  Interesse  der 
schleunigen  Erledigung  solcher  F&Ue  und  zur  Vermeidung  der  Gefahr 
kriegerischer  Verwickelungen  den  diplomatischen  Weg  einzuschlagen 
pflegen.  Dennoch  ist  es  nicht  unmöglich,  dass  auch  der  ordentliche 
Richter  sich  bei  seinen  Entscheidungen  mit  Normen  zu  beschäftigen 
hat,  welche  die  Beziehungen  von  Staat  zu  Staat  regeln  und  dass  er 
die  Einwirkung  dieser  Normen  auf  das  innerstaatliche  Rechtsgebiet 
festzustellen  hat. 

Eine  nicht  gerade  seltene  Gelegenheit  für  die  vorbeschriebene 
richterliche  Thätigkeit    bieten  Eingriffe^    welche   von   den  Strafverfol- 
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gungsbehördeu  und  deren  Hülfakräften  des  einen  Staates  in  die  Gebiets- 
hoheit des  andern  durch  Verletzung  der  Staatsgrenzen  yorgenommen 
worden.  Es  braucht  nur  erinnert  zu  werden  an  die  im  Jahre  1887 
an  der  deutsch -französischen  Grenze  vorgenommene  Verhaftung  des 
GrenzkommissSrs  Schnaebele,  welche  nahezu  eine  Kriegsgefahr  herauf- 
beschwor; an  die  im  Anfange  des  Jahres  1891  durch  russische  Beamte 
in  Konstantinopel  erfolgte  Verhaftung  eines  Bulgaren  und  an  die  in 
der  nämlichen  Zeit  geschehene  Festnahme  eines  schweizerischen  In- 
genieurs an  der  badischen  Grenze^  wo  die  Feststellung,  auf  welchem 
Staatsgebiete  die  Verhaftung  stattgefunden,  nicht  unzweifelhaft  ge- 
troffen werden  konnte. 

Würde  aber  der  Kichter  auch  noch  seltener,  als  es  geschieht,  mit 
der  Entscheidung  von  Verletzungen  fremder  Gebietshoheit  seitens  der 
Kriminalbehörden  befasst,  so  lohnt  eine  Erörterung  der  dabei  m  Be- 
tracht kommenden  Fragen  des  Völker-,  Straf-,  Staats-  und  Verwaltnngs- 
rechts  schon  deshalb,  weil  eine  streng  juristische  und  nüchterne  Be- 
handlung den  Gefahren,  welche  von  der  in  den  erwähnten  Streitfällen 
besonders  leicht  erregbaren  öffentlichen  Meinung  drohen,  nicht  minder 
zu  steuern  vermag,  als  die  Gewandtheit  der  Staatskunst. 

Da  aber  die  einzelnen  zu  behandelnden  Fragen  erst  an  der  Hand 
eines  praktischen  Falles  greifbar  und  plastisch  hervortreten,  insbeson- 
dere auch  scharf  in  ihrer  juristischen  Formulirung  sich  abheben,  so 
soll  nachfolgender  Fall  unterstellt  werden^  in  dessen  Bahmen  die  gasM 
Darstellung  sich  bewegen  wird: 

„Der  österreichische  Staatsangehörige  Meyer,  welcher  von  der 
Staatsanwaltschaft  des  königlichen  Landgerichts  zu  Ratibor  wegen  einer 
im  Inlande  gegen  des  Kaisers  Majestät  begangenen  Majestätsbeleidigung 
steckbrieflich  verfolgt  wurde,  ist  auf  österreichischem  Grebiete  daick 
preussische  Polizeibeamte  in  gesetzwidriger  Weise  festgenommen,  über 
die  preussische  Grenze  transportirt  und  in  das  G^fangniss  zu  Ratibor 
eingeliefert. 

Nachdem  das  dortige  Landgericht  auf  Antrag  der  Staatsanwalt- 
schaft das  Haupt  verfahren  wegen  Majestätsbeleidigung  erofihet  vaÄ 
gleichzeitig  einen  Haftbefehl  erlassen  hatte,  reklamirte  die  österreichiseh- 
ungarische  Regierung  wegen  des  gesetzwidrigen  Vorgehens  preussischer 
Polizeibeamten  und  verlangte  die  Freilassung  des  Meyer  und  dessen 
Kückschaffiing  auf  österreichisches  Gebiet^  da  derselbe  auf  ungeseti- 
liche  Weise  in  den  Bereich  der  preussischen  Staatsgewalt  gekomnai 
sei.  Die  Staatsanwaltschaft  zu  Batibor  stellte  nunmehr  unter  Bezug- 
nahme auf  die  Beklamation  der  österreichisch- ungarischen  Begienuf 
und  deren  Begründung  bei  dem  dortigen  Landgerichte  den  Antrags 
das  Verfahren  einzustellen  und  den  erlassenen  Haftbefehl  auBEuheben.'' 

Sind  diese  Anträge  begründet? 

Ist,  falls  dieselben  vom  Gerichte  abgelehnt  werden, 
die    Staatsregierun^    befugt,    den    Meyer    im    Verwaltnngs- 
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wege  ans  der  gerichtlichen  Haft  zu  entfernen  und  ihn  über 
die  österreichische  Grenze  zurückzuschaffen? 

A.  Erster  Theil. 

I,  1)  Vor  Erörterung  der  gestellten  Fragen  ist  es  erforderlich, 
die  einzelnen  Thatbestandsmomente  des  Falles  rechtlich  zu  würdigen. 
Nach  letzterem  hat  der  österreichische  Staatsangehörige  Meyer  eine 
Beleidigung  gegen  des  Kaisers  Majestät  im  Inlande  begangen.  Als 
österreichischer  Staatsangehöriger  ist  derselbe  ein  Ausländer,  da  nach 
§  8  B.St.6.B.  Ausland  im  Sinne  dieses  Gesetzes  jedes  nicht  zum 
Deutschen  Beiche  gehörige  Gebiet  ist.  Die  von  ihm  im  Inlande  ver- 
übte Majestätsbeleidigung  ist  eine  nach  §  95  It.St.6.B.  strafbare  Hand- 
lung. Da  gemäss  §  3  R.St.G.B.  die  Strafgesetze  des  Deutschen  Reiches 
auf  alle  im  Gebiete  desselben  begangenen  strafbaren  Handlungen  An- 
wendung finden,  auch  wenn  der  Thäter  ein  Ausländer  ist,  so  konnte 
Meyer  durch  die  inländischen  Behörden  zur  strafrechtlichen  Verant- 
wortung gezogen  werden. 

2)  Der  Thatbestand  nennt  die  Staatsanwaltschaft  des  königlichen 
Landgerichts  zu  Ratibor  als  die  mit  dem  Strafverfahren  befasste  Be- 
hörde^ während  er  hinsichtlich  der  StrafUiat  nur  angibt,  dass  dieselbe 
im  Inlande  begangen  worden.  Nach  §  144  G.V.G.  wird  die  örtliche 
Zuständigkeit  der  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  durch  die  örtliche 
Zuständigkeit  des  Gerichts  bestimmt,  für  welches  sie  bestellt  sind. 
Für  die  Begründung  des  Gerichtsstandes  beim  königlichen  Landgerichte 
zu  Ratibor  sind  nun  verschiedene  Möglichkeiten  vorhanden.  Es  kann 
der  Gerichtsstand  der  begangenen  That  (§  7  St.P.O.),  der  Gerichts- 
stand des  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage,  da  auch  ein 
Ausländer  einen  Wohnsitz  im  Inlande  zu  haben  beföhigt  ist^),  oder 
beim  Fehlen  eines  Wohnsitzes  der  Gerichtsstand  des  gewöhnlichen 
Aufenthalts  bezw.  wegen  Unbekanntheit  eines  solchen  derjenige  des 
letzten  Wohnsitzes  im  Deutschen  Reiche  gegeben  sein  (§  8  St.P.O.). 
Weiter  ist  der  Gerichtsstand  der  Ergreifung  nicht  ausgeschlossen,  wenn 
weder  der  Gerichtsstand  der  begangenen  That  noch  derjenige  des 
Wohnsitzes  ermittelt  worden^),  und  es  kann  schliesslich  bei  Erfolg- 
losigkeit jener  Ermittelungen  und  nicht  stattgefundener  Ergreifung^) 
des  Meyer  auch  der  Gerichtsstand  durch  das  Reichsgericht  bestimmt 
worden  sein  (§  9  St.P.O.). 

3)  Die  Staatsanwaltschaft  zu  Ratibor  hat  den  Oesterreicher 
Meyer  steckbrieflich  verfolgt.  Ein  Steckbrief  kann  von  dem  Richter 
sowie  von  der  Staatsanwaltschaft  auf  Grund  eines  Haftbefehls  erlassen 


1)  Jokny  Strafprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich,    Bd.  1    S.  233; 
vgl.  preussische  Allgemeine  Gerichtsordnung  I,  2,  §  9 — 11,  arg.  §  26. 

2)  John  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  234,  235,  Loewe,  Die  Strafprozessordnung  für 
das  Deutsche  Reich,  4.  Aufl.  8.  192. 

3)  Dies   ist    nur  bei    Verfolgung   eines  Abwesenden    denkbar.     John 
a.  a.  0.  Bd.  1  S.  236. 
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werden^  wenn  der  zu  Verhaftende  flüchtig  ist  oder  sich  verborgen  hilt 
Ohne  Yorgängigen  Haftbefehl  ist  eine  steckbriefliche  Verfolgung  nur 
dann  statthaft,  wenn  ein  Festgenommener  aus  dem  Gefängniss  «nt* 
weicht  oder  sich  der  Bewachung  entzieht  (^   131  St.P.O.). 

4)  Mejer  ist  auf  Österreichischem  Gebiete  durch  prenssisdie 
Polizeibeamte  festgenommen  worden.  In  dieser  Handlang  liegt  eine 
Verletzung  fremder  Gebietshoheit.  Einen  Zweifel  darüber,  ob  etwa, 
ähnlich  wie  hinsichtlich  der  Berechtigung  zur  Nacheile  ^\  zufolge  Ver- 
trages der  beiden  Staaten  ein  Eingriff  in  die  österreichische  Gebiets^ 
hobelt  durch  Begründung  einer  völkerrechtlichen  Servitut^)  nachgelassen 
ist,  schliesst  der  Thatbestand  aus,  der  die  Verhafhing  als  eine  geseti- 
widrige^  mithin  als  gegen  das  Verbot  unbeAigter  Ausübung  von  Amt»- 
handlungen  verstossend  bezeichnet. 

5)  Nachdem  Meyer  über  die  preussische  Grenze  transportirt  und 
in  das  GefHngniss  zu  Ratibor  eingeliefert  worden,  hat  das  dortige 
Landgericht  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  das  Hauptver&hreu 
wegen  MajestXtsbeleidigung  gegen  ihn  eröffnet  und  gleichzeitig  einen 
Haftbefehl  erlassen.  Der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  muss  die 
Mittheilung  der  Anklageschrift  und  die  Aufforderung  zur  Erklaning 
mit  der  Gewährung  entsprechender  Frist  hierfür  vorausgegangen  seiii 
(§  199  St.P.O.).  Dass  diese  Förmlichkeiten  erst  nach  der  Einliefenmg 
des  Meyer  gewahrt  worden,  ergibt  der  Thatbestand  ebensowenig  wie 
dass  der  Steckbrief  auf  Grund  eines  Haftbefehls  erlassen  worden. 
Danach  würde  folgende  Annahme  unter  Berücksichtigung  aller  geseti- 
lichen  Voraussetzungen  dem  Wortlaute  des  Thatbestandes  entsprechen: 
,, Meyer  hat  seinen  dauernden  Aufenthalt  in  Ratibor  und  an  iigend 
einem  Orte  des  Deutschen  Reiches  eine  Majestätsbeleidignng  begangen. 
Die  hievon  in  Kenntniss  gesetzte  Staatsanwaltschaft  zu  Ratibor  erheU 
Anklage  gegen  ihn,  ohne  seine  Verhaftung  zu  beantragen.  Nacbden 
ihm  die  Anklageschrift  zugestellt  worden,  trifft  er  Anstalten  zur  Ab- 
reise. Da  die  Voraussetzungen  eines  Haftbefehls  vorliegen  (§  112 
Abs.  1  ,  Abs.  2  Nr.  3  St-P-O.")  und  Gefahr  im  Verzuge  obwaltet, 
bewirkt  die  Staatsanwaltschaft  seine  vorläufige  Festnahme  (§  127 
Abs.  2  St.P.O.).  Hiebei  entzieht  er  sich  der  Bewachung  und  wiid 
deshalb  ohne  vorgängigen  Haftbefehl  steckbrieflich  verfolgt  (§  181 
Abs.  2  St.P.O.).  Nach  seiner  Einlieferung  wird  das  Hauptverfahren 
eröffnet  und  gleichzeitig  nach  §  205  St.P.O.  die  Untersuchungshaft 
angeordnet. 

4)  Durch  Uebereinkommen  zwischen  Freussen  und  Oesterreich  tob 
16.  Januar  bezw.  27.  Februar  1864  ist  die  gegenseitige  Gestattong  der 
gerichtlichen  Nacheile  vertragsweise  festgesetzt,  jedoch  mit  BeschränkuDgen 
hinsichtlich  der  Wegflihrung  aus  dem  fremden  Gebiete.  Vgl.  Bökm^  Hand- 
buch des  RecbtshUlteverfahrens  im  Deutschen  Reiche  und  gegenflber  dem 
Auslände  II.  Theil  S.  62,  63.    v.HoUzendorff^   Handbuch   des  Völkerrechtt 

Bd.  3   S.  570. 

5)  V,  MartenSy  Völkerrecht,  deutsche  Ausgabe  von  Ber^xfhm,  Bd.  1 
S.  370;  V.  HoUeendorff  a.  a.  0.  Bd.  3  S.  348. 
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Nimmt  man  hingegen  an,  es  habe  dem  Steckbrief  bereits  ein 
Haftbefehl  zu  Grunde  gelegen,  und  es  seien  die  Förmlichkeiten  des 
§199  der  St.P.0.  erst  nach  der  Einlieferung  des  Meyer  beobachtet 
worden,  so  muss  unter  dem  vom  Landgerichte  erlassenen  Haftbefehle 
der  Beschluss  über  Fortdauer  der  bereits  angeordneten  Haft  nach  §  205 
der  St.P.O.  verstanden  werden. 

6)  Nun  reklamirt  die  österreichisch-ungarische  Regierung  wegen 
des  unberechtigten  Eingriffs  in  ihre  Territorialhoheit,  d.  h.  sie  verlangt 
von  der  preussischen  Regierung  völkerrechtliche  GenugthuuDg^),  als 
welche  Freilassung  des  Meyer  und  RUckschaffung  desselben  auf 
österreichisches  Gebiet  begehrt  wird. 

7)  Die  Staatsanwaltschaft  zu  Ratibor  beantragt  bei  dem  dortigen 
Landgerichte  die  Einstellung  des  Verfahrens  und  die  Auf  hebimg  des 
Haftbefehls ;  indem  sie  die  Begründung  der  Reklamation  der  öster- 
reichisch-ungarischen Regierung,  dass  Meyer  auf  ungesetzliche  Weise 
in  den  Bereich  der  preussischen  Staatsgewalt  gekommen  sei,  zu  der 
ihrigen  macht. 

n.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  diese  Anträge  der  Staats- 
anwaltschaft begründet  sind,  hängt  von  der  Beantwortung  der  Frage 
ab,  welche  Einwirkung  die  unter  der  Verletzung  der  Territorialhoheit 
des  österreichischen  Staates  vorgenommene  Ergreifung  des  Angeklagten 
Meyer  auf  das  eröffnete  Hauptverfahren  und  den  erlassenen  Haft- 
befehl hat. 

Es  wird  nun  dargethan  werden,  dass  das  Verbot  des  Eingriffs  in 
die  Gebietshoheit  eines  fremden  Staates  zu  denjenigen  Normen  gehört, 
welche  unter  der  gemeinschaftlichen  Bezeichnung  des  „Völkerrechts'* 
zusammengefasst  werden.  Die  Beantwortung  obiger  Frage  wird  folg- 
lich dadurch  bedingt,  ob  der  Richter  in  Preussen,  in  Sonderheit  der- 
jenige, welcher  mit  der  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  befasst  ist, 
bei  seinen  Entscheidungen  die  Sätze  des  Völkerrechts  in  Anwendung 
zu  bringen  verpflichtet  ist.  Da  der  Richter  einerseits  lediglich  nach 
Rechtsgrundsätzen  zu  entscheiden  hat  und  es  sich  andererseits  hier  um 
eine  Norm  handelt,  welche  für  das  Verhältniss  der  beiden  betheiligten 
Staaten  massgebend  sein  soll,  so  hat  die  Anwendung  des  Völkerrechts 
durch  den  preussischen  Richter  die  doppelte  Voraussetzung,  einmal, 
dass  die  unter  der  Benennung  „Völkerrecht"  verstandenen  Bestim- 
mungen überhaupt  Rechtskarakter  haben  und  nicht  blosse  Vorschriften 
der  Völkermoral  sind,  zweitens,  dass  dieses  Recht  ftlr  die  im  betreffen- 
den Falle  interessirten  Staaten  gilt. 

1)  Nach   herrschender    und   richtiger  Ansicht  versteht    man  unter 

6)  Heffter,  Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart,  8.  Ausgabe, 
bearbeitet  von  Oeffeken,  §§  101,  102;  v,  HoHzendarff  a.  a.  0.  Bd.  2  §  18; 
Martens^  Völkerrecht  Bd.  1  §  118 ;  Bluntschli,  Das  moderne  Völken-echt  der 
zivilisirten  Staaten,  als  Kecntsbuch  dargestellt,  S. 259— 264;  v,  Bulmerincq, 
Völkerrecht  in  Marquardsen^s  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  Bd.  1, 
2.  Halbband,  §  64. 
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^Völkerrecht -^  den  Inbegriff  deijeuigen  Rechtsnormen,  durch  welche 
die  gegenseitigen  Beziehungen  Verkehr  pflegender,  unabhängiger 
Staaten  geregelt  werden '').  Voraussetzung  und  Grrundlage  des  Völker- 
rechts ist  also  eine  unter  den  Staaten,  ftir  welche  jene  Normen  gehen, 
bestehende  Verkehrsgemeinschaft ,  welche  erst  das  Bedürfniss  d»  Re- 
gelung ihrer  Beziehungen  schafft^).  Ferner  werden  durch  die  Defini- 
tion als  Subjekte  des  Völkerrechts  unabhängige  Staaten  bezeichnet'). 
Hier  aber  begegnet  bereits  der  erste  Zweifel  an  der  Rechtsnatnr  des 
Völkerrechts,  wenn  man  erwägt,  dass  über  souverSnen  Staaten,  welche 
von  jeder  höheren  Gesammtgewalt  unabhängig,  eine  gesetzgeb^e 
Macht  nicht  gedacht  werden  kann.  Allein  wenn  auch  eine  gesetz- 
gebende Gewalt  über  unabhängigen  Staaten  fehlt  und  fehlen  muss,  so 
ist  doch  das  Gesetz  nicht  die  einzige  Quelle  für  die  Erzeugung  von 
Rechtsnormen;  es  können  Grundsätze,  welche  die  Staaten  in  ihren 
gegenseitigen  Beziehungen  verpflichten,  in  anderer  Weise,  durch  Ver- 
trag und  Gewohnheit  entstehen  ^^).  Es  ist  weiter  zu  berücksichtigen, 
dass  dem  Völkerrechte  keine  andere,  letzte  Quelle  zu  Grrunde  liegt, 
als  dem  innerstaatlichen  Rechte,  nämlich  der  sich  selbst  verpflichtende 
Wille  der  Staaten  ^^\  Ebenso  wie  der  einzelne  Mensch  seinem  Willen 
Schranken  setzt,  thut  dies  auch  der  Staat  und  muss  es  thun.  Denn 
die  Unabhängigkeit  des  Staates  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  WillkSr^ 
sondern  hat  ihre  Grenze  in  der  Berücksichtigung  des  Staatszwecks. 
Insbesondere  ergibt  sich  die  Richtigkeit  vorstehender  Sätze  aus  dem 
Staatsrecht.  Wenn  der  Souverän  sich  entschliesst,  die  Gesetzgebung 
nur  mit  Zustimmung  der  Volksvertretung  auszuüben,  so  liegt  hierin 
eine  Selbstbeschränkung  und  Selbstverpflichtung  gegenüber  den  Staats- 
angehörigen. 

Die  Anerkennung  staatsbürgerlicher  Rechte  beruht  auf  der  Ein- 
engung des  Herrschaftsgebietes  des  Staates  durch  sich  selbst,  und  das- 
selbe muss  von  dem  Privatrechte,  insbesondere  von  der  Anerkennung 
des  Eigenthums  gelten. 

Die  Garantie  aber,  dass  der  Staat  nicht  willkürlich  von  dieser 
Selbstbeschränkung  abgehen  wird,  liegt  darin,  dass  die  Staatsgewalt 
im  Interesse  ihrer  Selbsterhaltung  nur  das  Vernünftige,  das  durch  den 
Staatszweck  Grebotene  wollen  wird. 

Kann  nun    der  Staat   gegenüber   seinen  Angehörigen    sich  selbst 


7)  V,  Holtzendorff  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  5;  Bulmerincq  a.  a.  0.  §  1. 

8)  B(^ert  v.  Mohl  (Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  1  S.580ff.} 
und  F.  9.  Martens  (Völkerrecht  S.  199  ff.)  sprechen  von  einer  inteniatio- 
nalen  Gemeinschaft. 

9)  V, Bulmerincq  a.a.O.  §  14;  «.  HolUtndorff  a.  a.  0.  Bd.  2  §  2  im  AnC; 
V.  Martens  Bd.  1  §  4  S.  21 ;  HeffUr  a.  a.  0.  S.  42. 

10)  Eeffter  a.a.O.  S.  5;  v.HoUzendorff  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  20;  r.  MaHm 
a.  a.  0.  Bd.  1  S.  10  ff. ;  Bergbohm,  Staatsverträge  und  Gesetze  als  Quellen 
des  Völkerrechts  S.  18:  „Positives  Becht  und  Gesetzesrecbt  sind  zwei 
Dinge,  die  auseinanderzuhalten  sind.** 

U)  Jellinekj  Die  rechtliche  Natur  der  Staaten  vertrage. 
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verpflichten;  sich  selbst  Normen  setzen  ^^),  so  kann  er  dies  auch  einem 
anderen  Staate  gegenüber,  und  auch  diese  Selbstbeschränkung  ist  hin- 
sichtlich ihrer  Dauer  nicht  der  Willkür  des  Staates  ausgesetzte^). 
Denn  da  es  für  denselben  zu  seiner  Erhaltung  nothwendig  ist,  mit 
fremden  Staaten  in  Verbindung  zu  treten,  so  hat  sein  Wille  die  noth- 
wendige  Schranke  in  dem  für  die  Erfüllung  seines  Zwecks  erforder- 
lichen Verkehr  mit  anderen  Staatswesen. 

Ist  nun  hiedurch  bewiesen,  dass  das  Völkerrecht,  obwohl  eine 
über  den  Staaten  stehende  Gewalt  fehlt,  aus  der  Quelle  alles  objek- 
tiven Bechts,  nämlich  dem  Willen  des  rechtsetzenden  Staates  ent- 
springt ^^3,  so  wäre  damit  immerhin  nur  dargethan,  dass  es  Recht  für 
diesen  Staat  wird,  nicht  aber  auch  für  die  Staatengemeinschaft,  deren 
Beziehungen  dadurch  geregelt  werden  sollen,  und  wenn  alle  Staaten 
der  Gemeinschaft  in  derselben  Weise  ihren  Willen  beschränken,  so 
würden  doch  nur  Normen  der  einzelnen  Staaten  entstehen,  die  zu- 
fällig übereinstimmen,  ohne  ein  einheitliches,  nicht  nur  allgemei- 
nes, sondern  gemeines  Recht  der  Völkergesellschaft  zu  sein.  Allein 
diese  üebereinstimmung  ist  keine  zufällige,  sondern  eine  nothwendige. 
Wenn  die  einzelnen  Menschen  mit  einander  in  Verkehr  treten  wollen, 
80  müssen  sie  sich  gegenseitig  als  Rechtssubjekte  anerkennen,  sie 
müssen  auf  die  unumschränkte  Geltendmachung  ihres  eigenen  Willens 
verzichten  und  sich  diejenigen  Rechtsregeln  setzen,  ohne  deren  Beob- 
achtung es  unmöglich  wäre,  den  dauernden  Bestand  einer  internatio- 
nalen Gemeinschaft  aufrecht  zu  erhalten.  Sonach  ist  das  Völkerrecht, 
obwohl  es  nur  aus  dem  Willen  der  einzelnen  Staaten  entspringt,  ein 
positives  Recht,  welches  alle  jene  im  Verkehr  stehenden  Gemeinwesen 
gleichmässig  bindet,  weil  seine  Regeln  ,.  gegründet  sind  auf  die  Natur 
und  die  Zwecke  der  Staaten^,  und  weil  ein  endgültiges  Abgehen  von 
jenen  Normen  die  Ausschliessung  aus  der  Gemeinschaft  zur  Folge 
haben  muss^^). 

Auch    der    weitere    Einwand    gegen    die    rechtliche  Existenz    des 

Völkerrechts,    dass    eine    richterliche   Gewalt    über    den  Staaten    fehlt 

und  die  thatsächliche  Möglichkeit  der  Erzwingung  immer  unsicher  sein 

'wird^^),    ist  nicht    zutreffend.     Denn  abgesehen    davon,    dass    in    den 

meisten  F2Ülen   die  Anwendung  der  betreffenden  Normen    ohne  Streit 


12>  Bindingj  Die  Normen  und  ihre  Uebertretung,  2.  Aufl.,  §  2  S.  18. 

13)  Bluntschli,  Das  moderne  Völkerrecht  etc.,  §  3  S.  54. 

14)  Vgl.  auch  V.  Eoltzendorff  ßd.  1  S.  20. 

15)  v.Bulmerincq  (Praxis,  Theorie  U.Kodifikation  des  Völkerrechts  S.4  ff. 
bezw.  71  ff.)  spricht  deshalb  von  einer  internationalen  Rech tsgemeinschaft 
und  dem  dieselbe  beherrschenden  internationalen  Rechtsprinzip. 

16)  Fridcer  erklärt  in  seinen  Aufsätzen:  yj>z&  Problem  des  Völker- 
rechts" (Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissenschaft  fUr  1872  S.  389  ff.) 
und  „Noch  einmal  das  Problem  des  Völkerrechts'*  (Zeitschrift  für  die  ge- 
sammte Staatswissenschaft  für  1878  S.  373,  374)  die  Erzwingbark  ei  t  für  ein 
spezifisches  Merkmal  des  Rechts;  vgl.  auch  Lassan,  Prinzip  und  Zukunft 
des  Völkerrechts,  §  2  S.  13  ff. 
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stattfinden  wird,  und  «och  andere  Mittel  friedlidier  Bcilepmg  ^?od 
TdlkerrecbtliebeD  Streitigkeiten  nicht  aosgeaehlosBen  sind,  ist  fiberiiaupt 
nicht  sowohl  die  £rzwingbarfcett  ab  die  Bealisirbarfceh  ein  Kern- 
zeichen  des  Beehts^').  Mit  Recht  bemerkt  Binding^^\  der  den  Streit 
darüber,  ob  dem  Bechte  da*  Zwang  wesentlich  sei,  fnr  nnfrnehtbtr 
hllt,  der  gesetzliche  BefehL  der  sich  an  die  freie  Anerkennung  geseti- 
licher  Autorität  wendet,  wirke  nicht  mittds  der  Furcht:  der  ganie; 
reine  Kecht«befehl  begründe  primire  Gehorsamsrechte,  nicht  seknndlre 
Zwangsrechte  und  stehe  deshalb  ausser  dem  Gebiete  des  Beeht»- 
zwangs  *• '. 

Wenn  schliesslich  aber  auch  jeder  Staat  hinsichtlich  der  Bereeh- 
tigung  seines  Anspruchs  auf  seine  Ueberzeugung  und  hinsichtlich  ihrer 
Bealisirung  auf  seine  eigene  Kraft  angewiesen  bt.  so  li^t  auch  dsrin 
kein  Widerspruch  mit  dem  Wesen  des  Bechts,  sondern  nur  eine  Un- 
sicherheit der  Verwirklichung,  wie  sie  auch  för  andere  Bechtsgebiete  mdir 
oder  weniger  vorkommt^).  Auch  die  altgermanischen  GrewobnheitaB 
und  Gesetsce  waren  trotz  der  Blutrache  und  des  Beweismittels  des 
gerichtlichen  Zweikampfs  nicht  weniger  Becht^  als  die  durch  das  mo- 
derne,   gerichtliche  Ver£&hren    geschützten  Normen   der  Gegenwart*^'. 

Durch  vorstehende  Erörterungen  sind  gleichzeitig  auch  die  Ein- 
wendungen Lassons  gegen  die  Bechtsnatur  des  Völkerrechts  widerlegt 
Wenn  er  meint '^),  das  Völkerrecht  sei  nicht  Becht^  sondern  nur  der 
Ausdruck  von  £rwSgungen  der  Nützlichkeit,  so  verwechselt  er  das 
Motiv  der  Bechtsetzung  mit  dieser  selbst  und  nennt  ausserdem  NSts- 
lichkeit,  was  vorher  als  durch  den  Staatszweck  bedingte  Nothwendig- 
keit  nachgewiesen  worden  ^^). 

Es  ist  somit  vorstehend  dargethan^  dass  das  Völkerrecht  eine 
positive  Bechtsordnung  ist^  wie  das  Staats-,  Straf-  und  Privatrecht 

2)  Steht  nun  die  Bechtsnatur  des  Völkerrechts  fest,  so  ist,  wie 
erwähnt,  noch  zu  zeigen,  dass  die  beiden  Staaten,  deren  Beziehongeo 
der  vorliegende  Bechtsfall  berührt,  der  Gemeinschaft  angehören,  in 
welcher  das  Völkerrecht  gilt.  Denn  Glieder  derselben  sind  nicht  «He 
Staaten  der  Welt,  sondern  ihre  Zugehörigkeit  ist  durch  die  Amiahme 
europäischer  Zivilisation    bedingt ^^).     Dass    Preussen    und  Oestareiek 


17)  Bergbohm  a.  a.  0.  S.  32. 

18)  Binding,  Die  Normen  und  ihre  Uebertretnng  S.  483,  491. 

19)  Vgl.  auch  v.Höltzendorff  a.  a.  0.  Bd.  1.  §  7;  v,Martens  a.a.O.  BAI 
§  2;  Bergbohm  y  Staatsverträge  als  Gesetze  des  Völkerrechts  S.  21—23; 
Heffier  a.  a.  0.  S.  5. 

20)  Schulze,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  2  §69  A.2;  Binding  a.i.0. 
S.  504;  Geffcken,  Problem  des  Völkerrechts,  in  der  „Zeitschrift  «r  Norf 
und  Stid«  Bd.  11  S.  228—232. 

21)  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  8;  Bergbohm  a.  a.  0.  S.  26;  Gefoe» 
a.  a.  0.  8.  218. 

22)  Lasson  a.  a.  0.  S.  42 ff. 

23)  V.  Holizendorff  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  89. 

24)  Heffter  a.a.O.  S.22;  v.Mariens  a.a.O.  Bd.l  §6—8;  v.EotUe^M 
a.  a.  0.  Bd.  1  §  4  S.  12,  13. 
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Glieder  der  internationalen  Gemeinschaft  sind,  ergibt  sich  schon  aus 
ihrer  Geschichte  und  derjenigen  des  Völkerrechts,  das  im  Anfange  nur 
ein  europäisches  war^*^).  Die  beiden  Staaten  haben  sich  aber  noch 
besonders  in  der  am  15.  November  1818  zu  Aachen  unterzeichneten 
Deklaration  durch  die  Satzungen  des  Völkerrechts  mit  den  Worten  ge- 
bunden erklärt:  ,.Die  Souveräne  erkennen  den  unwandelbaren  Ent- 
schluss  an,  nie,  weder  in  ihren  wechselseitigen  Angelegenheiten,  noch 
in  ihren  Verhältnissen  gegen  andere  Mächte  von  der  strengsten  Be- 
folgung der  Grundsätze  des  Völkerrechts  abzugehen"  fl'observcUian,  la 
plus  stricte  des  principes  du  droit  des  gens)  ^^)  ^'^). 

8)  Ist  aber  das  Völkerrecht  Recht  derjenigen  Staatengemeinschaft, 
welcher  Preussen  und  Oesterreich  angehören,  so  folgt  hieraus  noth- 
wendig,  dass  der  preussische  Bichter  die  Normen  des  Völkerrechts  zur 
Anwendung  zu  bringen  hat.  Denn  die  Justiz  ist  nur  eine  bestimmte 
Richtung  der  einheitlichen  Staatsgewalt.  Ist  nun  die  Staatsgewalt  an 
das  Recht  der  Völkergemeinschaft  gebunden,  so  sind  es  auch  die  aus 
ihr  abgeleiteten  Organe  der  Gerichtsbarkeit^^).  Mit  Recht  bemerkt 
daher  Holtxendorff:  „Das  Völkerrecht  ist  auch  ohne  dass  der  Richter 
daran  besonders  durch  den  Gesetzgeber  zu  erinnern  wäre,  innerhalb 
der  Staatenkreise,  die  es  bindet,  verpflichtend"^*). 

Auch  diejenigen  übrigens,  welche  annehmen,  das  Völkerrecht 
binde  nur  den  einzelnen  Staat,  der  sich  diese  Norm  gesetzt,  und  es 
bestehe  nur  eine  thatsächliche  Uebereinstimmung  desselben  bei  den 
verschiedenen  Völkern'^),    müssen    zu  demselben  Ergebnisse   kommen, 


25)  V,  Martins  a.  a.  0.  Bd.  1  §  21—31. 

26)  Bergbohm  a.  a.  0.  S.  10. 

27)  Preussen  ist  auch  nach  Errichtung  des  Deutschen  Reichs  ein 
souveräner  Staat  und  Glied  der  internationalen  Staatengemeinschaft  ge- 
blieben. Es  hat  dem  Reiche  gegenüber  seine  Souveränitätsrechte  nicht 
vollständig  eingebüsst;  nur  ist  die  Ausübung  derselben  theilweise  be- 
schränkt. Schulzßy  Das  preussische  Staatsrecht,  2.  Auflage  Bd.  1  3.  141, 
142 ;  Arndt,  Die  Verfassungsurkunde  für  den  preussischen  Staat,  2.  Auflage 
S.  38  und  40. 

28)  Bergbohm  a.  a.  0.  S.  107  u.  108. 

29)  V.  Holtzendorff  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  122.  —  In  England  und  Amerika 
wird  das  Völkerrecht  von  der  konstanten  Praxis  der  dortigen  Gerichtshöfe, 
ebenso  von  der  Rechtswissenschaft  und  der  Staatskunst  als  Bestandtheil 
des  Landesrechts  angesehen.  Bulmerincq,  Völkerrecht  S.  189,  wo  dahin 
gehende  Aeusserungen  des  Engländers  Blackstone  und  des  Amerikaners 
Wolsey  zitirt  sind.  v.  Martens  a.  a.  0.  Bd.  1  §  12 ;  v,  Holtzendorff  a.  a.  0. 
Bd.  1  S.  122.  Lammasch  gibt  in  seinem  Aufsätze:  ^U^ber  politische  Ver- 
brechen gegen  fremde  Staaten*,  Zeitschrift  fOr  die  gesammte  Strafrechts- 
wissenschaft Bd.  3  S.  403,  eine  Erklärung  des  Lord  Lyndhurst  aus  dem 
Jahre  1853  wieder,  wonach  das  Völkerrecht  Bestandtheil  des  englischen 
Rechts  ist. 

30)  Bergbohm  a.  a.  0.  S.  42,  60,  88,  107  ff.  und  hiezu  Frtcker,  „Noch 
einmal  das  Problem  des  Völkerrechts*"  a.  a.  0.  S.  378,  380,  382;  Geffcken, 
Problem  des  Völkerrechts  a.  a.  0.  S.  210—240,  insbesondere  S.  235,  236, 
237,  238. 
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da  jeder  Kichter    unzweifelhaft  das  Becht    seines  Staates   zar  Anwen- 
dung zu  bringen  hat. 

4)  In  der  Wissenschaft  wie  in  der  Rechtsprechung,  insbesondere 
des  Reichsgerichts  und  des  k.  preussi  sehen  Obertribunals,  ist  es  wieder- 
holt anerkannt,  dass  der  Richter  die  völkerrechtlichen  Normen  hd 
seinen  Entscheidungen  zu  berücksichtigen  hat.  In  ersterer  Hinsicht 
ist  ausser  HoUxendorff^^)  insbesondere  zu  nennen  v.  Bar^^),  welcher  an- 
nimmt, dass  der  Richter  Sätze  des  Völkerrechts,  auch  wenn  sie  nicht 
ausdrücklich  der  inländischen  Gresetzgebung  einverleibt  sind,  befolgen 
imd  dass  er  dies  im  Allgemeinen  selbst  dann  thun  muss,  wenn  die 
betheiligten  Staaten  im  Streite  mit  einander  liegen.  Femer  hSlt 
Loewe  ^^)  den  Strafrichter  zur  Beobachtung  der  Grundsätze  des  Völker- 
rechts für  verpflichtet,  und  3fartens^^)  bemerkt,  dass  der  Richter  seine 
Au%abe  häufig  nur  auf  Grund  der  Prinzipien  des  Völkerrechts  zn 
lösen  vermag.  Olshaiisen^^)  endlich  erklärt,  dass  bei  Anwendung  der 
Strafgesetze  die  anerkannten  Grundsätze  des  Völkerrechts  als  Rechts- 
quellen in  Betracht  kommen. 

Die  Rechtsprechung  anlangend,  so  zitirt  Heffter^^)  ein  Urtheil  des 
rheinischen  Appellationsgerichtshofes,  das  einen  Vertrag  wegen  Ein- 
schmuggelung  von  Waaren  in  ein  fremdes,  befreundetes  Land  unter 
Anwendung  völkerrechtlicher  Grundsätze  filr  ungültig  erklärt  hat 

Das  Reichsgericht  berücksichtigt  in  einem  Urtheile  vom 
22.  April  1880  3'^)  die  völkerrechtlichen  Grundsätze  über  den  Schiff- 
fahrtsverkehr  auf  dem  Meere  und  betont  in  einer  anderen  Entschei- 
dung'^), dass  bei  Erörterung  der  Frage,  nach  welchen  Grundsätzen 
sieh  die  Staatshoheit  auf  den  die  Landesgrenzen  bildenden  Grewässeni 
bestimmt,  wesentlich  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  was  die  Theorie  deB 
Völkerrechts  begründet  und  nachweisbar  in  der  völkerrechtlichen 
Uebung  als  herrschender  Rechtszustand  zu  Tage  tritt.  Femer  erkennt 
das  Reichsgericht  in  dem  Urtheile  vom  16.  Juni  1888 '•)  die  Grund- 
sätze des  Völkerrechts,  insbesondere)  das  Recht  der  Krieg^serobenmg, 
als  revisible  Rechtsnormen  an  und  bezeichnet  sogar  in  dem  Urtheile 
vom  9.  Juli  1888^^)  das  gegenseitige  Entgegenkommen  als  ein  an- 
wendbares, internationales  Rechtsprinzip. 

31)  Handbuch  des  Völkerrechts  Bd.l  S.  120  ff.  (VerhSltniss  der  Völker- 
rechtsquellen  zur  nationalen  Rechtsprechung). 

32)  Das  internationale  Privat-  und  Strafrecht  1862.  —  §  26  S. 56  und 
§  115  S.  410. 

33)  Strafprozessordnung  4.  Aufl.  S.  390. 

34)  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  213. 

35)  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch   fflr  das  Deutsche  Reich  1.  Ani, 
Berlin  1888,  S.  55,  56. 

36)  Lehrbuch  des  Völkerrechts  8.  Aufl.  S.  79. 

37)  Annalcn  des  Reichsgerichts  Bd.  1  S.  545. 

38)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  9  S.  371. 

39)  Juristische  Wochenschrift  fttr  1883  S.  227  Nr.  14. 

40)  Juristische  Wochenschrift  fUr  1888  S.  465. 
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Dass  insbesondere  der  preussiscbe  Strafrichter  die  Normen  des 
Völkerrechts  zu  beobachten  hat^  hat  das  vormalige  prenssische  Ober- 
tribmud  in  einem  Erkenntnisse  vom  19.  Juni  1867  (Nr.  489  I)  aus- 
gesprochen^^). Anlässlich  der  Frage,  ob  der  Botschafter  als  Reprä- 
sentant seines  Souveräns  bei  dem  Staate,  in  welchem  er  beglaubigt  ist, 
auch  ohne  Nachweis  eines  besonderen  Auftrages  Strafantrag  bezüglich 
der  Ehrverletzung  eines  Mitgliedes  der  Familie  seines  Souveräns  zu 
stellen  berechtigt  ist,  rügt  das  Obertribunal  als  einen  Rechtsirrthum 
des  Richters,  dass  er  auf  die  hier  hinsichtlich  der  Stellung  der  Bot- 
schafter in  Betracht  kommenden  Grundsätze  des  Völkerrechts  keine 
Rücksicht  genommen  hat.  In  zwei  weiteren  Entscheidungen,  in 
welchen  es  sich  um  Feststellung  des  Ortes  der  begangenen  That 
handelt,  nimmt  das  Obertribunal  an,  dass  der  Richter  den  völkerrecht- 
lichen Grundsatz,  dass  Nationalschiffe  schwimmende  Wandertheile  des 
heimathlichen  Staatsgebietes  darstellen,  anzuwenden  hat^^). 

Es  darf  endlich  nicht  verkannt  werden,  dass  es  unter  den  Staats- 
gesetzen eine  ganze  Reihe  von  Bestimmungen  gibt,  welche  entweder 
die  Existenz  und  Anwendbarkeit  völkerrechtlicher  Normen  still- 
schweigend annehmen  oder  dieselbe  ausdrücklich  feststellen,  so  z.  B. 
§  36  Einleitimg  zum  preussi sehen  A.L.R.  (den  Residenten  auswärtiger 
Mächte  bleiben  ihre  Befreiungen  nach  dem  Völkerrecht  vorbehalten), 
§  208  I,  9  des  A.L.R.  hinsichtlich  des  Begriffs  der  Neutralität,  §  104 
des  R.St.G.B.  anlangend  den  Begriff  der  Gesandten  und  Geschäfts- 
träger, Art.  11  Abs.  1  der  Reichsverfassung. 

5)  Auch  die  Reichs-Strafprozessordnung  setzt  die  Verbindlichkeit 
des  Richters  zur  Anwendung  des  Völkerrechts  voraus.  Das  Ein- 
führungsgesetz zur  Strafprozessordnung  §  7  erklärt:  ,, Gesetz  im  Sinne 
der  St.P.O.  ist  jede  Rechtsnorm",  und  sowohl  die  Motive  zur  St.P.O.*^) 
als  die  Wissenschaft^^)  und  die  Rechtsprechung^^)  sind  dahin  einig, 
dass  unter  diesen  Rechtsnormen,  wie  die  Bezugnahme  auf  §  376  der 
St.P.O.  ergibt,  nicht  blos  Strafprozessrecht,  sondern  auch  materielles 
Strafrecht,  Zivilrecht,  Staatsrecht  zu  verstehen  ist.  Danach  gehören 
hiezu  auch  die  Sätze  des  Völkerrechts,  da  sie  ebenfalls,  wie  nach- 
gewiesen, Rechtsnormen  sind.  Der  Gesetzgeber  hätte  dieselben  in  die 
Reichsjustizgesetze  ausdrücklich  aufnehmen  können,  wie  er  dies  im 
G.V.G.  §§  18 — 20  hinsichtlich  der  Exterritorialität  der  Missionen 
gethan  hat.     Denn  auch  hier  hat  er  nicht  neues  Recht  schaffen,  son- 

41)  Göltdammery  Archiv  Hir  Prenssisches  Strafrecht  Bd.  15  §633—636. 

42)  GoUdammer,  Archiv  etc.  Bd.  3  S.  658,  Bd.  7  S.  344. 

43)  Hahn,  Die  gesammten  Materialien  zu  den  Reichsjustizgesetzen 
3.  Band:    Materialien  zur  St.P.O.  1.  Abth.  S.  251,  1032,    2.  Abth.  S.  1582. 

44)  John,  StP.O.  flir  das  Deutsche  Reich  Bd.  1  S.  100,  103,  112,  113. 
Loetoe,  St.P.0.  4.  Aufl.  S.  666.  Geyer  ^  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen 
Strafprozeasrechts  S.  818;  Stenglein,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafprozess- 
rechts S.  392,  393.    Derselbe,  Kommentar  zur  StP.O.  S.  573. 

45)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  B.  9  S.  300, 
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dem,  wie  die  Motive  zum  G.Y.O.  ausdrücklich  heryorheben^  97^<e0t- 
stehende^;  „anerkannte^  Grundsätze  des  Völkerrechts  zum  Ausdruck 
bringen  wollen  ^^).  In  den  anderen  Füllen  dürfte  der  Gesetzgeber 
aber  auf  die  Aufiiahme  jener  Sätze  verzichten,  weil  er  die  Pflicht  zur 
Beobachtung  der  völkerrechtlichen  Normen  durch  die  allgemeine  Be- 
stimmung des  §  7  des  E.G.8t.P.O.  festgestellt  hatte. 

Ob  diejenigen  Völkerrecht snormen,  welche  den  preussischen  Staat 
binden,  im  Bereiche  der  Stra^rozessordnung  Anwendung  leiden,  konnte 
nur  deshalb  bedenklich  erscheinen,  weil  die  Strafprozessordnung  ein 
Beichsgesetz  ist.  Allein  einmal  handelt  es  sich  hier  um  eine  Vor- 
schrift materiellen  und  nicht  prozessualen  Kechts  (§  6  des  £.G.St.P.O.), 
andererseits  aber  ist  das  Deutsche  Reich  ebenfalls  Mitglied  der  Staaten- 
gemeinschaft, für  die  das  Völkerrecht  gilt  und  deshalb  an  letzteres 
gebunden.  Die  Kechtsnormen  des  Reiches  sind  aber^  auch  wenn  sie 
prozessualer  Natur^  durch  die  Strafyrozessordnung  nicht  berfihrt  (§  5 
Abs.  1  des  E.G.St.P.O.). 

Damit  ist  auch  dieses  letzte  Bedenken  gehoben  und  sonach  durdi 
die  vorstehenden  Ausführungen  dargethan^  dass  der  preussische  Richter 
bei  Entscheidungen  im  Strafv^erfisüiren  das  Völkerrecht  zu  beobach- 
ten hat. 

6)  Der  im  Thatbestande  selbst  als  geltend  vorausgesetzte  Satz^ 
dass  jedem  Staate  in  seinem  Herrschaftskreise  die  Territorialhoheit 
zusteht,  und  dass  in  der  Vornahme  von  Akten  obrigkeitlicher  Grewalt 
im  Gebiete  eines  fremden  Staates  eine  Verletzung  der  Gebietshoheit 
liegt,  ist  eine  Norm  des  Völkerrechts.  Während  die  Existenz  einzel- 
ner Völkerrechtssätze  wegen  der  Schwierigkeit  ihrer  Feststellung  ans 
theil weise  recht  unsicheren  Quellen  häufig  zu  Zweifeln  veranlasst,  ist 
die  Greltung  des  Verbots  der  Verletzung  fremder  Territorialhoheit  ein 
unbestrittener  Satz,  der  schon  deshalb  keines  Beweises  bedarf,  weil  er 
aus  der  Souveränität  der  Staaten  fliesst,  somit  zu  den  Grundrechten 
derselben  gehört,  ohne  welche  sie  gar  nicht  Glieder  der  internationalen 
Gemeinschaft  sein  können^'').  Es  kann  daher  jener  Satz  nur  durch  die  von 
HoUxendorff^^)  mit  dem  Namen  „Anerkennung^  bozeichnete  Rechtsquelle 
geschaffen  sein,  d.  h.  er  folgt  aus  der  nothwendigen,  dauernden  und 
allgemeinen  Verkehrsgenossenschaft  der  Völker.  Ist  somit  das  Verbot 
des  Eingriffs  in  fremde  Gebietshoheit  eine  allgemeine,  für  alle  Mit- 
glieder   der    Staatengemeinschaft    geltende   Norm,    so    hat    auch    der 


46)  Hahn,  a.  a.  0.  Bd.  1 :  Materialien  z.  G.V.G.  1.  Abth.  S.  65.  —  Vgl. 
auch  V.  Rolizendorff  a.  a.  0.  Bd.  1.   S.  121. 

47)  HejSÜer  a.  a.  0.  S.  64,  70,  132;  v.Holtzendorff  a.  a.0.  Bd.  3  S.  348, 
und  Derselbe:  „Auslieferung  der  Verbrecher  and  das  Asylrecht  S.  7;  v.Mar- 
tens  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  286,  293,  297:  Bluntschli  a.  a.  0^  §  69,  S.  85,  86; 
«.  Bar,  Das  internationale  Privat-  und  Strafrecht  1.  Aufl.  1862  §  147  S.  582  ; 
Bulmerincq,  Fr Ax%  Theorie  und  Kodifikation  des  Völkerrechts,  Abschnitt  4, 
insbes.  S.  33;  Derselbe:  Völkerrecht  a.  a.  0.  §§  21  und  22. 

48)  v.HoUeendorf  a.a.O.  Bd.l  S.86ff.,  vgl.  auchBtmfm^,  Normen  etc. 
§  23  S.  155. 
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preussische  Strafrichter ,  welcher  das  Völkerrecht  bei  seinen  Entschei- 
dungen anzuwenden  hat^  diesen  Satz  zu  berücksichtigen. 

IIL  Die  Pflicht  zur  Beachtung  dieses  Völkerrechtsgruudsatzes  hat 
daher  auch  das  königliche  Landgericht  zu  Batibor,  weshalb  es  prüfen 
muss,  ob  und  eventuell  welche  Einwirkungen  auf  das  erö£Pnete  Haupt- 
verfiahren  und  den  erlassenen  Uailtbefehl  der  Umstand  hat,  dass  bei 
der  Ergreifung  des  österreichischen  Staatsangehörigen  Meyer  eine  Ver- 
letzung fremder  Gebietshoheit  stattgefunden. 

Es  soll  zunächst  die  Frage  erörtert  werden,  ob  das  völkerrechts- 
widrige Verfahren  der  preussischen  Beamten  zur  Aufhebung  des  Haft- 
befehls gemäss  dem  Antrage  der  Staatsanwaltschaft  führen  muss. 

1)  a.  Der  Augeklagte  Meyer  hat  unstreitig  eine  Majestäts- 
beleidigung begangen,  es  liegen  also  dringende  Verdachtsgründe  einer 
strafbaren  Handlung  gegen  ihn  vor;  er  ist,  wenn  man  annimmt,  der 
Steckbrief  sei  gegen  ihn  ergangen,  weil  er  sich  der  Bewachung  nach 
erfolgter  Festnahme  entzogen,  der  Flucht  verdächtig.  Es  spricht  aber 
auch  die  gesetzliche  Vermuthung  des  §112  Abs.  2  Ziff.  3  der  St.P.O. 
gegen  ihn.  Denn  er  ist  ein  Ausländer,  und  es  besteht  nach  Lage  der 
Sache  gegründeter  Zweifel,  dass  er  sich  auf  Ladung  vor  Gericht  stellen 
und  dem  Urtheile  Folge  leisten  werde.  Der  Haftbefehl  entspricht  so- 
mit den  Voraussetzungen  des  §  125  der  St.P.O.,  ist  also  rechtlich 
unangreifbar.  Auch  wenn  Meyer  nicht  in  die  Gewalt  des  preussischen 
Staates  gelangt  wäre,  hätte  der  Haftbefehl  rechtswirksam  gegen  ihn 
erlassen  werden  können. 

Die  Gründe,  welche  §  126  der  StP.O.  für  Aufhebung  eines 
Haftbefehls  anfUlurt,  liegen  nicht  vor,  da  das  Hauptverfahren  bereits 
eröffnet  ist.  Nach  §  123  der  St.P.O.  ist  aber  ein  Haftbefehl  aufzu- 
heben, wenn  der  in  demselben  angegebene  Grimd  der  Verhaftung  weg- 
gefallen ist,  oder  wenn  der  Augeschuldigte  freigesprochen  oder  ausser 
Verfolgung  gesetzt  wird.  Die  letzteren  beiden  Voraussetzungen  scheiden 
vorliegend  ohne  weiteres  aus,  ergänzt  muss  jedoch  der  Paragraph  dahin 
werden,  dass  die  Aufhebung  des  Haftbefehls  auch  beim  Wegfall  des  Ver- 
dachtsgnmdes  erfolgen  kann  ^^).  Nun  werden  aber  Verdacht  und 
Grund  der  Verhaftung  durch  die  unter  Verletzung  des  Völkerrechts 
vorgenommene  Ergreifung  in  keiner  Weise  berührt.  Es  ist  sonach 
die  Aufhebung  des  Haftbefehls  unstatthaft. 

Es  ft'agt  sich  aber,  ob  nicht  trotz  fortbestehenden  Haftbefehls 
durch  das  Landgericht  die  Freilassung  des  Augeklagten  Meyer  ange- 
ordnet werden  muss,  weil  letzterer  in  völkerrechtswidriger  Weise  fest- 
genommen worden. 

Der  Postglossator  Baidus  entscheidet  einen  Fall,  in  welchem  ein 
Angeklagter  gewaltsam  in  fremdem  Lande  durch  inländische  Beamte 
ergriffen  worden,  dahin :  quia  non  lieuit  eum  oapere  in  territorio  alieno 


49)  Glaser^  Handbach  des  Strafprozeases  Bd.  2  S.  302;  Lnewe  a.  a.  0. 
S.  351  A.  2;  John  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  891  A.  1. 
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forma  non  servata,  debet  capius  tamquam  spolicUus  propria  libertait  m 
eandem  libertatem  restitui^).  Dieser  Entscheidung  muss  durchaus  bei- 
gepflichtet werden.  Zwar  ist  es  nicht;  wie  noch  erörtert  werden  wird, 
des  Gmchtes  Amt  und  Pflicht,  für  die  Bückschaffung  des  Meyer  über 
die  Österreichische  Grenze  zu  sorgen,  weil  diese  Thätigkeit  ausserhalb 
der  gerichtlichen  Kompetenz  liegt.  Die  rechtswidrige  Ergreifung  aber 
kann  die  rechtliche  Wirksamkeit  gesetzlichen  Vorgehens  für  das  wei- 
tere Verfahren  nicht  fiussern. 

Dieselbe  ist  hinsichtlich  der  mit  diesem  Akte  im  ordnungsmls- 
sigen  Verfahren  verbundene  Folgen  rechtlich  als  nicht  geschehen  an- 
zusehen; die  thatsächlich  stattgefundenen  Wirkungen  derselben  dürfen 
als  zu  Recht  bestehend  nicht  anerkannt  und  mtissen  deshalb  au%e- 
hoben  werden.  Jede  Rechtsverletzung  erzeugt  Reparations Verbind- 
lichkeit'^); es  müssen  somit  die  zuständigen  Organe  der  Staatsgewalt 
für  Heilung  der  Rechtsverletzung  sorgen,  die  dadurch  geschieht,  dass 
der  rechtswidrig  Ergriffene  in  den  Stand  zurückversetzt  wird,  in  wel- 
chem er  vorher  gewesen  ist.  Nun  verfügt  aber  über  den  Ergriffenen 
die  Strafkammer  des  Landgerichts  zu  Ratibor  als  das  zuständige  Gre- 
richt.  Dasselbe  hat  also,  da  die  Folgen  der  ungesetzlichen  Freiheits- 
entziehung beseitigt  werden  müssen ^  zwar  nicht  den  Haftbefehl^  aber 
die  Haft  au&:uheben  und  demgemäss  die  Freilassung  des  Angeklagten 
anzuordnen  **). 


50)  Bar,  InterpretaHons  divergentes  du  TraiU  cTextradition  de  1842  entre 
VÄngleterre  et  les  Etats- Unis;  Bevue  de  droit  international  1877,  IX  p.  16. 

51)  Binding  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  476. 

52)  Gleicher  Ansicht  sind :  v,  Eoltzendorff  (Les  incidents  de  Boffnyi  et  de 
Sehirmekf  Bevue  de  droit  international  et  de  legislation  comparie^  T.  XX, 
1888,  S.219,  220);  H.Seuffert  (in  v.StengeVs  Wörterbuch  des  Verwaltunga- 
rechts  s.  v.  „Begnadigung**  Bd.  1  S.  148/149);  MvXUr  (Der  Ausgelieferte 
vor  dem  Gerichte,  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches  für  Gesetsgelmng, 
Verwaltung  und  Statistik  von  Hirt  und  Seydet^  Jahrgang  1887  S.  582)»  und 
Bar  {Interpretations  divergentes  du  Traiti  cTextradition  de  1842  entre  VÄng- 
leterre et  les  Etats-Unis \  Bevue  de  droiV international  HL,  1^1,  ^,\b — 17). — 
Das  Rechtsprinzip,  welches  zu  obiger  Entscheidung  führt,  kommt  sogar  in 
ausgedehnterem  Masse  in  einer  grossen  Zahl  der  vom  Deutschen  Reiehe 
mit  auswärtigen  Staaten  abgeschlossenen  Auslieferungsverträge  zum  Aaa- 
druck.  Nach  denselben  dürfen  Zeugen,  welche  infolge  der  in  einem  Lande 
an  sie  ergangenen  Vorladung  freiwillig  vor  dem  Richter  des  anderen 
Landes  erscheinen,  daselbst  wegen  früherer  strafbarer  Handlungen  oder 
Yernrtheilungen  oder  unter  dem  Verwände  der  Mitschuld  an  den  Hand- 
lungen, welche  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bilden,  in  keinem  Falle 
in  Haft  genommen  werden,  ohne  dass  es  auf  die  Staatsangehörigkeit  des 
Zeugen  ankäme.  —  Auslieferungsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
mit  Belgien  vom  24.  Dezember  1874  Art.  15  Abs.  2,  mit  Brasilien  vom 
17.  September  1877  Art.  15,  mit  Italien  vom  31.  Oktober  1871  Art.  13,  mit 
Luxemburg  vom  9.  März  1876  Art.  14^  mit  Norwegen  vom  19.  Januar  1878 
Art.  13,  mit  der  Schweiz  vom  24.  Januar  1874  Art.  13,  mit  Spanien  vom 
2.  Mai  1878  Art.  14;  vgl.  Het^rer,  Deutsche  Auslieferungsverträge,  und  Men- 
zen^  Deutsche  Auslieferungsverträge. 
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Nun  könnte  eingewendet  werden ;  eine  Freilassung  trotz  be- 
stehenden Haftbefehls  sei  eine  Anomalie.  Allein  das  Gesetz  selbst 
kennt  einen  solchen  Fall.  Nach  §  117  der  St.P.O.  kann  ein  Ange- 
schuldigter,  dessen  Verhaftung  lediglich  wegen  Fluchtverdachts  erfolgt 
ist;  gegen  Sicherheitsleistung  mit  der  Untersuchungshaft  verschont 
werden.  §  121  a.  a.  0.  bestimmt,  dass  eine  noch  nicht  verfallene 
Sicherheit  frei  wird,  wenn  der  Haftbefehl  aufgehoben  worden  ist. 
Der  Vergleich  der  §§  117  und  121  lehrt,  dass  es  sich  auch  in  dem 
durch  dieselben  geregelten  Falle  imi  einen  bereits  erlassenen  Haft- 
befehl handelt.  Nur  die  Abwendung  der  Vollstreckung  desselben  bezw. 
ihre  Einstellung  wird  durch  Sicherheitsleistung  bewirkt,  der  Haftbefehl 
aber  besteht  trotz  der  Freilassung  solange  fort,  bis  einer  der  gesetz- 
lichen Gründe  seiner  Aufhebung  eintritt '').  Ebenso  bleibt  hier  der 
Haftbefehl  bestehen,  die  Haft  aber  wird  au%ehoben,  weil  ihre  Voraus- 
setzung gegen  das  Recht  verstiess  und  deshalb  die  Wirkung  ebenso 
wenig  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt  werden  darf. 

Nun  hat  aber  die  Staatsanwaltschaft  nicht  die  Freilassung  des 
Angeklagten,  sondern  Aufhebung  des  Haftbefehls  beantragt.  Dennoch 
wird  das  Gericht  die  Haftentlassung  anzuordnen  haben,  da  in  dem 
weitergehenden  Antrage  der  Staatsanwaltschaft  der  auf  das  Mindere 
gerichtete  enthalten  ist,  vor  allem  aber  deshalb,  weil  das  Gericht  auch 
ohne  den  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  die  gleiche  Entscheidung  von 
Amtswegen  hätte  treffen  müssen.  Denn  der  Richter  ist  nach  Eröff- 
nung der  Untersuchung  in  seinen  die  Haft  betreffenden  Anordnungen 
an  die  Anträge  der  Staatsanwaltschaft  nicht  gebunden  und  hat  anderer- 
seits während  des  ganzen  Laufes  des  Verfahrens  das  Vorhandensein 
aller  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Untersuchungshaft  von  Amts- 
wegen im  Auge  zu  behalten  ^^).  Aus  letzterem  Grunde  würde  das 
Gericht  die  nämliche  Entscheidung  haben  treffen  müssen,  wenn  der 
Angeklagte  Meyer  selbst  sich  auf  die  Verletzung  der  Völkerrechts- 
norm im  Wege  der  Beschwerde,  die  von  der  St.P.O.  §§  347,  352 
nicht  blos  gegen  den  Haftbefehl,  sondern  allgemein  gegen  die  Ver- 
haftung zugelassen  wird,  berufen  hätte  ^^). 

b.  In  der   angegebenen  Weise  ist  sowohl    zu   entscheiden,    wenn 


bS)  Loewe  a.  a.  0.  S.  342. 

54)  Loewe  a.  a.  0.  S.  338,  339,  350,  351  A.  2:  Glaser  a.  a.  0.  Bd.  2 
S.  302.  —  Für  den  Fall  des  Vorverfahrens  spricht  §  160  der  St.P.O.  die 
Pflicht  des  Richters,  die  gesetzliche  Zulässigkeit  zu  prüfen,  ausdrücklich 
aas,  weil  hier  das  Bedenken  entstehen  könnte,  ob  der  Richter  nicht  dem 
Ersuchen  der  Staatsanwaltschaft  unter  allen  Umständen  Folge  leisten  muss. 
Für  das  Qntersuchungsgericht  bezw.  das  erkennende  Gericht  ist  aber  die 
ausdrückliche  Hervorhebung  des  Rechts,  die  Gesetzmässigkeit  selbständig 
zu  prüfen,  nicht  erforderlich;  nur  bei  Geltung  des  Gegentheils  oder  zur  Be- 
seitigung von  Zweifeln  bedarf  es  besonderer  Hervorhebung. 

55)  Vgl.  Müller^  Der  Ausgelieferte  vor  dem  Gericht,  in  RiriVs  Annalen 
für  1887  S.  575 ;  v.  EoUzendorff  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  122,  123 ;  Lammasch,  Ans- 
lieferungspflicht  und  Asylrecht  S.  807  ff. 

SSeitschrift  f.  Intern.  Privat*  u.  Strafrecbt  etc.,  Band  n.  3g 
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dem  Steckbriefe    ein   Haftbefehl    nicht  zu  Grunde  gelegen,    also  du 
Landgericht  erst  einen  solchen  erlassen,  als  auch  wenn  der  Steckbrief 
auf  Grund  eines  Haftbefehls  ergangen  und  demgemäss  unter  dem  nach 
dem  Thatbestande   vom  Landgerichte    erlassenen    Haftbefehl    nur   die 
Fortdauer   der    durch  den   Haftbeschluss,    auf  welchen  der  Steckbrief 
sich  gründet;  bereits  angeordneten  Untersuchungshaft  zu  verstehen  ist 
Denn   in    letzterem  Falle    erklärt    das  Landgericht   durch  seinen  Be- 
schluss  lediglich  das  Fortbestehen  des  bereits  erlassenen  Haftbefehls. 
2)   Es  ist  nunmehr  zu  erörtern,    ob    die  Verletzung    der  völker- 
rechtlichen Norm  die  Einstellung  des  Verfahrens  zur  Folge  hat.    Ab- 
gesehen von  dem  gesetzwidrigen  Vorgehen  der  Polizeibeamten  sind  in 
formaler  Beziehung  keinerlei  Bedenken  gegen  den  Prozessgang  bis  im 
Erö&ung  des  Hauptverfahrens  vorhanden.    Kann  aber,  wie  bereits  be- 
tont, die  rechtswidrige  Festnahme  die  mit  einem  gesetzlichen  Vorgehen 
zusammenhängenden  Wirkungen  nicht  äussern,     so  ist  die  Ergreifiing 
rechtlich  als  nicht  erfolgt  zu  erachten,  und  der  Fall   ist  so  anzusehen, 
als  ob  der  Angeklagte  Meyer  sich  im  Bereiche  der  preussischen  Staats- 
gewalt nicht  befände'*®).   Da  nun  der  österreichische  Staat  die  eigenen 
Ünterthanen  nicht  ausliefert  *'^),    so  ist  der  Angeklagte  Meyer  wie  ein 
Abwesender  zu  behandeln,    der    sich  im  Auslande  aufhält  und  dessen 
Gestellung  an  das  zuständige  Gericht  nicht  ausfuhrbar  ist  (§  318  der 
St.P.O.).   Nun  erklärt  die  Mehrzahl  der  Rechtslehrer  auf  dem  Gebiete 
des  Strafyrozesses,  dass  gegen  einen  Abwesenden,  ausser  in  denjenigen 
Fällen,  in  welchen  gemäss  §§319,  477  ff.  der  St.P.O.  gegen  ihn  eine 
Hauptverhandlung  stattfinden  kann,    eine  Eröfinung    des  Hauptver£di- 
rens  nicht  erfolgen  soll.     Allein    sie  begründen  ihre  Ansicht  nur  mit 
der  rein  praktischen  Erwägung,  dass    bei    den  im  §  319  der  St.P.0. 
nicht  bezeichneten  Strafthaten,  zu  denen  auch  die  vorliegende  Majestäts- 
beleidigung gehört,  die  Haupt  Verhandlung  gegen  den  Abwesenden  nicht 
stattfinden   dürfe    (§  327    der  St.P.O.)'^»).      Rechtsgründe,    welche  die 
Eröffnung  des  Haupt  Verfahrens  hindern  könnten,    werden  nicht  ange- 
führt  und   solche  sind    auch  in  der  That    in    der  Strafprozessordnung 


56)  Derselben  Ansicht  für  den  gleich  gelagerten  Fall  der  im  Wider- 
spruch mit  den  Bedingungen  eines  Auslieferungsvertrages  eingeleiteten  Unter- 
suchung, Müller  a.  a.  0.  S.  601. 

57)  §  36  des  österreichischen  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852  Art  I 
Abs.  2  Nr.  1  des  Beschlusses  der  deutschen  Bundesversammlung  vom  26.  Ji- 
nuar  1854,  welcher  in  Preussen  mittels  Patentes  vom  10.  Juni  1854  {Prenw. 
Gesetz-Sammlung  von  1854)  und  in  Oesterreich  mittels  Ministerialverord- 
nnng  vom  6.  April  1854  bekannt  gemacht  ist.  Die  Bestimmungen  dieses 
Beschlusses  haben  trotz  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  ihre  Geltung  be- 
halten und  zwar  jetzt  in  der  Eigenschaft  als  internationale  Vereinbaniogeo 
zwischen  Oesterreich  und  den  einzelnen  Staaten  des  früheren  Deutschen 
Bundes.  Hetzer,  Deutsche  Auslieferungsverträge  S.  39—41,  S.  127—130; 
Menzen,  Deutsche  Auslieferungsverträge  S.  83—88. 

58)  Loewe  a.  a.  0.  S.  613  A.3;  Keller,  St.P.O.  für  das  Deutsche  Keich, 
2.  Aufl.  S.  424:  Stenglein,  Kommentar  zur  St.P.O.  S.  529;  John  a.a.O. 
Bd.  2  S.  237. 
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nicht  zu  finden^*).  Aber  auch  angenommen;  es  hätte  aus  Gründen 
der  Zweckmässigkeit  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  nicht  statt- 
finden sollen;  so  würde  dieser  Umstand  dennoch  die  Einstellung  des- 
selben nicht  bedingen. 

Einstellui\g  des  Verfahrens  und  zwar  durch  Urtheil  findet  gemäss 
§  259  der  St.P.O.  statt;  wenn  bei  einer  nur  auf  Antrag  zu  verfolgen- 
den; strafbaren  Handlung  in  der  Haupt  Verhandlung  sich  ergibt;  dass 
der  erforderliche  Strafantrag  nicht  vorliegt;  oder  wenn  letzterer  recht- 
zeitig zurückgenommen  ist.  Nun  ist  es  allerdings  herrschende  An- 
sicht; dass  nach  Eröffiiung  des  Hauptver&hrenS;  auch  ohne  dass  eine 
Hauptverhandlung  stattgefandeu;  eine  ;,  Einstellung  des  Verfahrens^  imd 
zwar  durch  Beschluss  erfolgen  kann*^).  sowie  dass  §259  der  St.P.0. 
die  Fälle  der  Einstellung  nicht  erschöpft*^).  Jedoch  ebenso  wie  der 
Antragsmangel  sind  die  übrigen  von  den  Lehrbüchern  angeführten  Fälle 
(durch  Vorentscheidung  erklärte  UnStatthaftigkeit  der  Verfolgung  eines 
Beamten;  mangelnde  StrafinÜndigkeit;  Militäreigenschaft  des  Angeklag- 
ten) solche;  der  Straf  klage  entgegenstehende  Hindernisse;  welche  nicht 
nur  die  Verurtheilung;  sondern  die  Strafverfolgung  unzulässig 
machen.  Der  vorliegende  Fall  liegt  jedoch  wesentlich  anders.  Nicht 
die  Strafverfolgung  des  Angeklagten;  sondern  nur  seine  Verurtheilung 
wird  zur  Zeit  durch  den  lediglich  thatsächlichen  Umstand  verhindert; 
dass  er  als  abwesend  zu  erachten  bezw.  nach  seiner  Freilassung;  welche; 
wie  dargethau;  erfolgen  muss;  abwesend  ist*^).  Der  Fall  steht  sonach 
demjenigen  völlig  gleich;  in  welchem  das  Hauptverfahren  gegen  einen 
nach  der  Meinung  des  Gerichts  anwesenden  Angeklagten  eröffnet  wor- 
den ist;  während  nachträglich  seine  Abwesenheit  sich  herausstellt.  Es 
sind  hier  zunächst;  falls  dies  erforderlich;  gemäss  §§  331;  327  der 
St. P.O.  die  zur  Sicherung  des  Beweises  noth wendigen  Massnahmen 
zu  treffen  und  hierauf  wird  das  Verfahren  unter  analoger  Anwen- 
dung des  §  203  der  St.P.O.;  welcher  diese  Möglichkeit  der  Suspen- 
sion des Eröffnungsbcschlusses  gibt;  vorläufig  eingestellt.  Denn  §203 
der  St. P.O.  bezieht  sich  nicht  blos  auf  die  Fällo;  in  denen  eine  Vor- 
untersuchung stattgefunden;    sondern  auch  auf  diejenigen;  in  welchen; 


59)  Gleicher  Ansicht  fUr  den  Fall  der  unmittelbaren  Klageerhebung 
ohne  stattgehabte  Voruntersuchung  H,  Meyer  in  v,  HoltzendorJTs  Handbuch 
des  Strafprozesses  Bd.  2  S.  231;  unbedingt  zustimmend  Glaser  a.  a.  0. 
Bd.  2  S.  431,  insbes.  A.  8;  v.  Kries,  „Die  Prozessvoraussetzung  des  Reichs- 
strafprozesses**  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft 
Bd.  5  8.  38,  1885. 

60)  Loewe  a.  a.  0.  S.  477  u.  S.  530  A.3;  Glaser,  Handbuch  des  Straf- 
prozesses Bd.  2  S.  449  ff.;  Eintelen,  Systematische  Darstellung  des  ge- 
sammten  neuen  Prozessrechts  Bd.  3  S.  180;  Dochow ,  Der  Reichstraf- 
prozess  3.  Aufl.,  1880,  S.  239  A.  35. 

61)  Loewe  a.  a.  0.  S.  477;  Glaser  a.  a.  0.  S.  449 ff.;  RinteUn  a.  a.  0. 
S.  180,  181;  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  661  ff. 

62)  Die  Anwesenheit  ist,  wie  v.  Sries  bemerkt,  nicht  eine  Prozess- 
voraussetzung, sondern  eine  Urtheilsvoranssetzung  a.  a.  0.    S.  38. 

38* 
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wie  vorliegend,  unmittelbar  Klage  erhoben  worden  ist,  und  er  Iddet 
auch  dann  Anwendung ,  wenn  die  in  demselben  vorausgesetzten  oder 
diesen  entsprechende  Umstände  *')  erst  nach  eröffnetem  Hauptver&liren 
hervortreten.  Denn  es  fehlt  an  jedem  inneren  Grunde,  den  £in- 
stellungsbeschluss  nur  bis  zur  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  zu- 
zulassen •*). 

Die  Einstellung  ist  aber  eine  vorläufige,  lediglich  die  Be- 
urkundung eines  Hindernisses  der  Fortsetzung  des  gleichwohl  ans  an- 
deren Gründen  nicht  einzustellenden  Verfahrens.  Sobald  das  Hinder- 
niss  beseitigt  ist,  der  Angeklagte  Meyer  also  in  gesetzmässiger  Weise 
in  die  Hand  der  preussischen  Staatsgewalt  kommt,  kann  dasVer&hreD 
gegen  ihn  auch  von  Amts  wegen  wieder  aufgenommen  werden,  da  die 
Untersuchung  bei  dem  Gerichte  anhängig  geblieben  ist®^.  Wenn 
Jokn^^)  in  dem  Falle  der  Abwesenheit,  weil  hier  voraussichdich  nnr 
fUr  begrenzte  Zeit  das  thatsächliche  Hinderniss  der  Verurtheilnng  be- 
stehen wird,  Aussetzung  des  Verfahrens  und  blos  in  den  Fällen^  in 
welchen  die  Dauer  des  Hinderungsgrundes  nicht  ermessen  werden  ksnn« 
vorläufige  Einstellung  anordnen  will,  so  leiten  ihn,  wie  er  selbst  e^ 
klärt,  lediglich  ZweckmässigkeitsrÜcksichten,  betreffend  die  laufende 
Führung  der  Strafakten. 

Somit  ist  ungeachtet  des  Antrages  der  Staatsanwaltschaft,  «n 
welchen  das  Gericht  gemäss  §  204  der  St.P.O.  bei  seiner  BescUui- 
fassung  nicht  gebunden  ist,  das  Verfahren  nicht  „einzustellen^,  son- 
dern es  hat  „vorläufige  Einstellung'^  stattzufinden. 

rV.  Das  Ergebniss  der  gesammten  bisherigen  Erörterung  ist  also, 
dass  die  Anträge  der  Staatsanwaltschaft  in  der  gestellten  Form  nicht 
begründet  sind. 

Das  Verfahren  ist  nicht  einzustellen,  sondern  vor- 
läufig einzustellen,  nicht  der  Haftbefehl,  sondern  nnr  die 
Haft  ist  aufzuheben  und  die  Freilassung  des  Angeklagten 
anzuordnen. 

B.     Zweiter  Theil. 

I.  Für  den  Fall,  dass  das  Landgericht  zu  Batibor  die  von  der 
dortigen  Staatsanwaltschaft;  gestellten  Anträge  auf  Einstellung  des  Te^ 
fahrens  und  Aufhebung  des  Haftbefehls  ablehnt,  ist  eingangs  die 
Frage  angeworfen,    ob  die  Staatsregierung  befugt  ist,  den  Ang^lag- 


68)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  3  S.  29. 

64)  Loewe  a.  a.  0.  S.  463  u.  478  A.  36;  Bintelen,  Systematische  Dar- 
stellung des  gesammten  neuen  Prozessrechts  einschliesslich  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes  in  seiner  Gestaltung  für  die  ordentlichen  Gerichte  de« 
ganzen  preussischen  Staates  Bd.  3  S.  182;  FucJis  in  v.  HcHtzendorffa  Hand- 
buch des  Strafprozesses  Bd.  2  S.  51—53;  Glaser  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  430. 

65)  Loewe  a.  a.  0.  S.  463  A.  5  zu  §  "2^)^-,  Stenglein,  Kommentar  lur 
StP.O.  S.  376;  Qeyety  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Straiprozessrechts 
S.  651 ;  Glaser  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  432. 

66)  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  667. 


Beurtheilung  eines  Falles  von  Verletzung  fremder  Gebietshoheit.    563 

ten  Meyer  im  Verwaltungswege  aus  der  gerichtlichen  Haft  zu  ent- 
fernen und  ihn  Über  die  österreichische  Grenze  zurück  zu  schaffen. 

n.  Es  ist  hier  zunächst  zu  untersuchen,  was  unter  dem  Vorgehen 
der  Staatsregierung  im  Verwaltungswege  zu  verstehen  ist.  Staatsver- 
waltung im  AUgemeinen  bedeutet  diejenige  Thätigkeit  der  Organe  des 
Staates;  welche  auf  die  Verwirklichung  der  öffentlichen  Interessen  des 
Gremein Wesens  gerichtet  ist  *').  Dieser  umfassende  Begriff  der  Verwal- 
tung^ welcher  sich  mit  demjenigen  der  Staatsgewalt  überhaupt  deckt; 
ist  jedoch  im  vorliegenden  Falle  nicht  gemeint.  Der  Ausdruck  „Ver- 
waltung'^  hat  vielmehr  hier  eine  engere  Bedeutung;  wie  die  Gegen- 
überstellung des  Verwaltungsweges  zur  Thätigkeit  der  Gerichte  ergibt. 

Wenn  auch  für  das  Staatsrecht  konstitutioneller  Monarchien  der 
Grundsatz  feststeht;  dass  die  Staatsgewalt  eine  einheitliche  und  der 
König  ihr  Inhaber  ist;  so  werden  doch  hinsichtlich  der  Aeusserungen 
dieser  einheitlichen  Staatsgewalt  Unterscheidungen  gemacht;  und  es 
wird  insbesondere  die  Verwaltung  einerseits  der  Gesetzgebung;  anderer- 
seits der  richterlichen  Thätigkeit  gegenüber  gestellt.  Man  versteht  imter 
diesen  Gegenüberstellungen  Beschränkungen;  welche  darin  bestehen; 
dass  der  König  die  Gesetzgebung  nicht  selbständig;  sondern  unter 
Mitwirkung  der  Volksvertretung  ausübt;  und  dass  die  Handhabung  der 
Justiz  nicht  von  ihm  selbst;  sondern  durch  hiezu  bestellte  Grerichte 
erfolgt;  die  in  der  Ausübung  ihres  Amtes  seiner  Einwirkung  ent- 
zogen sind**). 

Sonach  ist  vorliegend  unter  Verwaltung  der  ;,  Machtbereich  des 
Landesherm  zu  verstehen;  welcher  frei  ist  von  der  Mitwirkung  der 
Volksvertretung  imd  unbeschränkt  durch  die  Gesetzesauslegung  der 
Gerichte"  «»). 

Allein  die  Justiz  ist  der  Verwaltung  in  dem  soeben  angegebenen 
Sinne  nicht  vollständig  entzogen;  auch  sie  ist  ein  Theil  der  einheit- 
lichen Staatsgewalt  und  nur  hinsichtlich  der  richterlichen  Amtshand- 
lungen von  ihr  losgelöst''^). 

Die  übrigen;  die  Erledigung  der  Bechtspflege  betreffenden  Auf- 
gaben sind  ;,als  Angelegenheiten  der  Justizverwaltung''  der  unmittel- 
baren Einwirkung  der  Staatsgewalt  und  der  von  ihr  damit  beauftragten 
Organe  vorbehalten''^). 

in.  Die  Frage;  ob  die  Staatsregieruug  im  Verwaltungswege  den 
Angeklagten  Meyer    aus    der    gerichtlichen   Haft   entfernen    darf;    hat 


67)  Sarwey^  Allgemeines  Verwaltungsrecht  in  Marquardsen^s  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechts,  Allgem.  Theil,  2.  Halbband  S.  5. 

68)  Sanoey  a.  a.  0.  §  6  S.  20,  21;   SchuUfe,   Das  preassische  Staats- 
recht, 2.  Aufl.  Bd.  2  S.  66  ff. 

69)  Läband,   Das  Staatsrecht   des  Deutschen  Reiches  2.  Aufl.  Bd.  1 
S.  674. 

70)  Geyery  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Strafprozessrechts  §  47, 
48;  49. 

71)  V.  Raenne,  Das  Staatsrecht  der  preussischen  Monarchie  4.  Aufl.  Bd.  1 
§  108  S.  535,  Bd.  3   §  198  S.  133  ff. 
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somit  folgenden  Inhalt:  Ist  der  Könige  als  Inhaber  der  Justizgewalt, 
befugt;  durch  die  von  ihm  beauftragten  Organe  die  Freilassung  eines 
Angeklagten ;  gegen  den  das  Hauptverfahren  eröffiiet  und  ein  Haft- 
befehl erlassen  worden ,  ungeachtet  der  gerichtlichen  Entscheidung  zu 
bewirken? 

1)  Es  ist  zuvörderst  zu  untersuchen ,  ob  die  Freilassung  des 
Meyer  ohne  Betheiligung  des  Grerichts  durch  die  Justizverwaltung  zu 
ermöglichen  ist.  Ihr  ist  das  GefUngniss  unterstellt,  in  welchem  der 
Angeklagte  sich  in  Untersuchungshaft  befindet.  Nun  fährt  die  obere 
Leitung  über  die  Geföngnisse  der  Justizverwaltung  der  Oberstaafe- 
anwalt  des  betre£Penden  Oberlandesgerichts  unter  der  Aufsicht  d& 
Justizministers;  während  die  Geschäfte  des  Geföngnissvorstehers  an 
denjenigen  Orten^  welche  Sitz  eines  Landgerichts  sind;  der  Erste  Staats- 
anwalt versieht''^).  Es  fragt  sich  alsO;  ob  der  Träger  der  Justizgewalt 
durch  den  Justizminister  und  dieser ;  welcher  wieder  das  Recht  der 
Leitung  gegenüber  dem  ihm  untergebenen  Oberstaatsanwalt  hat,  durdi 
letzteren  den  Ersten  Staatsanwalt;  in  seiner  Eigenschaft  als  Gef^n^^niss- 
Vorsteher;  zur  Anordnung  der  Freilassung  des  Angeklagten  Meyer  an- 
zuweisen berechtigt  ist. 

Aus  §§  114;  124;  125;  126;  205  der  St.RO.  ergibt  sich;  dass 
alle  auf  die  Untersuchungshaft  bezüglichen  Entscheidungen  nur  von 
einem  Richter  zu  erlassen  sind.  Insbesondere  also  dürfen  die  Aufhebung 
der  Haft  betreffende  Anordnungen  in  jeglichem  Abschnitte  des  Ver- 
fahrens sowohl  vor  wie  nach  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  bis 
zur  Rechtskraft  des  Urtheils  nur  von  dem  jeweilig  zuständigen  Richter 
getroffen  werden''^).  Dementsprechend  ist  auch  §  85  des  Reglements 
fUr  die  Gefängnisse  der  Justizverwaltung  in  Preussen  dahin  anzu- 
fassen; dass  die  Entlassung  von  UntersuchungsgefSangeneU;  solange  die 
Entscheidungen  hinsichtlich  der  Haft  zur  Zuständigkeit  der  G^chte 
gehören;  nur  auf  Grund  einer  schriftlichen  Anweisung  des  Richten 
erfolgen  dürfen;  durch  den  Staatsanwalt  nur  danu;  wenn  er  für  s^ne 
Massnahmen  in  einem  Gerichtsbeschlüsse  eine  Grundlage  hat.  Ohne 
einen  solchen  ist  sonach  der  Staatsanwalt  als  GbfsUigniss Vorsteher  den 
Anweisungen  der  ihm  vorgesetzten  Behörde;  den  Mejer  freizulassen, 
nachzukommen  nicht  berechtigt. 

2)  Vermag  die  Justizverwaltung  hienach  die  Freilassung  mit  Um- 
gehung des  Gerichts  nicht  zu  bewirken;  so  ist  weiter  zu  erörtern,  ob 
sie  dieses  Ziel  durch  das  Gericht  selbst  kraft  mittelbarer  oder  un- 
mittelbarer Einwirkung  zu  erreichen  gesetzlich  in  der  Lage  ist. 

a.  Nach  Art.  86  der  preussischen  Verfassung  vom  31.  Januar 
1850  wird  die  richterliche  Gewalt  im  Namen  des  Königs    durch    un- 


72)  Preussisches  Reglement  ftir  die  Gefäugnisse  der  Justizverwaltoiig 
vom  10.  März  1881  §§  3,  4,  28 ;  Dalcke  und  Otmmer,  Handbuch  der  Strmf- 
voUstreckang  und  Gefangnissverwaltung  in  Preussen;  BifUeUn^  Systema- 
tische Darstellung  des  gesammten  ueuen  Prozessrechts  Bd.  2  S.  370  ff. 

73)  Geyer  a.  a.  0.  §  154,  156, 158 ;  Glaser  a.  a.  0.  Bd.  2  §  83. 
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abhängige^  keiner  anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfene 
Grerichte  ausgeübt.  Der  nämliche  Grundsatz  ist  in  dem  deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetze  §  1  dahin  ausgesprochen,  dass  die  richter- 
liche Gewalt  durch  unabhängige ,  nur  dem  Gesetze  unterworfene  Ge- 
richte ausgeübt  wird.  Die  Bedeutung  dieser  Sätze  ist,  dass  die  Ge- 
richtsbarkeit einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  Staatsgewalt  bildet''^), 
die  Ausübung  selbst  jedoch  nur  durch  die  verfassungsmässig  dazu  be- 
stellten Gerichte  erfolgt.  Letztere  sind  in  den  Grenzen  ihres  Berufs 
vollständig  selbständig  und  unabhängig.  Weder  der  König  noch  der 
Justizminister  hat  das  Becht^  einem  Gerichte  Vorschriften  zu  ertheilen^ 
wie  es  einen  bestimmten  Fall  zu  behandeln  oder  zu  entscheiden  hat''^). 
Jeder  Eingriff  in  den  ver&ssungsmässigen  Wirkungskreis  der  Gerichte 
durch  den  König  oder  dessen  Organe  wäre  eine  verfassungswidrige^ 
auch  gegen  die  Reichsgesetze  verstossende  Handlung;  einen  solchen, 
seine  Unabhängigkeit  verletzenden  Befehl  darf  der  Richter  bei  eigener 
Verantwortlichkeit  nicht  befolgen ''•).  Allein  dieser  Grundsatz,  welcher 
als  die  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  seit  Montesquieu'^'^) 
bezeichnet  wird,  reicht  an  sich  ebenso  wenig  zur  Entscheidung  der 
vorliegenden  Frage  aus,  wie  der  Ausspruch  Iherings,  wonach  die 
Einsetzung  des  Richteramts  prinzipielle  Selbstbeschränkung  der  Staats- 
gewalt, Ermächtigung  des  Richters  ist,  nach  eigener  Ueberzeugung, 
unabhängig  von   ihr   das  Recht   zu  finden  '^^).     Denn   insbesondere    in 


74)  V.  Boenne  a.  a.  0.  Bd.  1  §  30,  S.  134,  135. 

75)  Bereits  unter  König  Friedrich  I.  von  Preussen  wurde  durch  Bartholdi 
ein  das  Justizwesen  betreffender  Entwurf,  welcher  die  Forderung  nach 
Unabhängigkeit  der  Gerichte  enthielt,  im  Jahre  1712  ausgearbeitet.  Trotz 
vielfacher,  auch  in  späterer  Zeit  in  Preussen  vorgekommener  Machtsprüche 
(1747,  1748,  1780  [Müller  Arnold*scher  Prozess],  1792  und  1798)  ist  das 
rrinzip  der  Unzulässigkeit  der  Eabinetsjustiz  immer  wieder  zum  Siege  ge- 
langt. Der  von  Friedrich  dem  Grossen  allerdings  zunächst  nur  für  Zivil- 
streitigkeiten anerkannte  Grundsatz,  „sich  in  Prozesssachen  nicht  zu  meliren", 
ist  von  den  höchsten  Organen  der  Justizverwaltung  (JarigeSy  SvareZy  Eamptz) 
mit  Zustimmung  der  Könige  in  aller  Schärfe  zum  Ausdruck  gebracht  und 
noch  vor  der  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  durch  die  Ver- 
ordnungen vom  6.  September  1815,  21.  Juni  1846  und  2.  Januar  1849  in 
seiner  Geltung  auch  fQr  Strafsachen  anerkannt  worden.  Den  Abschluss 
für  die  Entwicklung  bildet  der  §  86  der  preuss.  Verfassungsurkunde,  der 
jegliche  Kabinetsjustiz  ausschliesst.  Stoelzel^  Brandenburg -Preussens 
Kechtsverwaltung  und  Rechtsverfassung,  dargestellt  im  Wirken  seiner 
Landesfttrsten  und  obersten  Justizbeamten.  Bd.  2  S.  33,  56,  212,  213,  249, 
274--280,  327,  488,  684.    «.  Eoenne  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  460  A.  4. 

76)  «.  Eoenne  a.  a.  0.  Bd.  1,  §  103  ^  Lahand  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  672 ;  Schulze 
a.  a.  0.  Bd.  2  §  184,  2  S.  87 ff.;  Geyer  a.  a.  0.  §  48,  S.  241  ff.*,  Arndt, 
Verfassungsurkunde  für  den  preuss.  Staat  2.  Aufl.  S.  142 ff.;  Bomhak, 
Preuss.  Staatsrecht  Bd.  1  §  86;  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  119;  Gneist,  Ver- 
waltung, Justiz,  Rechtsweg,  Staatsverwaltung  und  Selbstverwaltung,  Berlin 
1869  §  11  und  11  a. 

77)  MofUesgptieu  de  Vesprit  des  lois  in  der  Ausgabe  von  d'Älambert 
Buch  11  Kap.  6. 

78)  Ihering,  Zweck  im  Recht  Bd.  1  S.  382. 
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der  Strafrechtspflege  sind  nicht  nur  die  Gerichte,  sondern  in  einem 
wesentlichen  Theile  auch  Organe  der  Justizverwaltung,  nSndieh  die 
Staatsanwaltschaft  betheiligt''*);  und  andererseits  besteht  die  Th&tig- 
keit  der  Gerichte  nicht  nur  in  der  Bechtsprechung,  sondern  auch  in 
Handlungen,  die  man  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  ala  yerwaltende 
bezeichnen  kann,  wie  die  Verhaftungen,  von  denen  im  vorliegenden 
Falle  die  Rede  ist^^).  Es  muss  daher,  um  dem  Satze  von  der  Un- 
abhängigkeit der  Grerichte  Inhalt  zu  geben,  die  ZustlindigkeitssplUire 
der  letzteren,  innerhalb  deren  sie  nur  der  Autorität  des  Gresetzes 
unterliegen^^),  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  positiven  Rechts  fest- 
gestellt werden.  —  Hinsichtlich  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Untersuchungshaft  ist  bereits  vorher  dargethan,  dass  die  Aufhebung 
derselben  in  dem  ganzen  Gange  des  Verfahrens  bis  zum  Urtheile  nnr 
von  dem  zuständigen  Grerichte  angeordnet  werden  kann.  Gehören  aber 
auch  die  die  Untersuchungshaft  betre£Penden  Anordnungen  zur  ZostSn- 
digkeit  der  Gerichte  und  sind  die  letzteren  innerhalb  ihres  verfassungs- 
mässigen Wirkungskreises  von  den  Befehlen  des  Staatsoberhauptes 
und  seiner  Beamten  unabhängig,  so  würde  dennoch  die  Justizvenral- 
tung  bis  zur  Eröffnung  der  Untersuchung  die  Freilassung  des 
Angeklagten  Meyer  durch  das  Gericht  zu  bewirken  vermögen.  Denn 
in  Preussen  hat  der  Justizminister  gegenüber  den  staatsanwaltiüchen 
Beamten  das  Recht  der  Aufsicht  und  Leitung.  Letztere  haben  seinen 
dienstlichen  Anweisungen  nachzukommen  (G.V.G.  §  147,  148; 
preuss.  Ausführungsgesetz  z.  G.V.G.  vom  24.  April  1878,  §  78)**). 
Weist  er  nun  vor  der  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  den  Staatsan- 
walt an,  die  Aufhebung  des  Haftbefehls  zu  beantragen,  so  muss  dieser 
Folge  leisten,  und  der  Richter  andererseits  ist  den  vor  Erhebung  der 
öffentlichen  Klage  erlassenen  Haftbefehl  auf  Antrag  der  Staatsanwalt- 
schaft auszuheben  gesetzlich  verpflichtet  (§126  Abs.  1  der  St.P.O.). 
Bis  zur  Eröffiiung  der  Untersuchung  ist  der  Staatsanwalt  die  Anklage 
zurückzuziehen  befugt.  Nimmt  er  auf  Anordnung  des  Justizministers 
die  öffentliche  Klage  zurück,  so  werden  auch  die  Voraussetzungen  des 
Haftbefehls  hinfällig  und  der  Richter  hat  den  letzteren  aufzuheben^'). 
Allein  dieser  Mittel  vermag  sich  die  Justizverwaltxmg  im  vorli^enden 
Falle,  wo  das  Hauptverfahren  bereits  eröffiiet  ist,  nicht  mehr  zu  be- 
dienen. Es  kann  unerörtert  bleiben,  ob  auch  nach  Eröffiiung  der 
Untersuchung,    wie  in  der  Literatur  mehrfach    behauptet  wird^^),  die 


79)  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  8,  112*,  Qlaaer  a.  a.  0.  Bd.  2  §  71. 

80)  Laband  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  678. 

81)  Laband  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  673. 

82)  Loewe  a.  a.  0.  S.  402. 

83)  John  a.  a.  0.  Bd.  2  Einleitung  I,  n,  lU  \  H.  Seuffert  bei  v.  SUnad, 
Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts  Bd.  1  S.  148,  149.  Inwieweit  aber 
durch  Unterlassung  der  Klageerhebung  und  Anweisung  hiezu  Straffälligkeit 
nach  §  846  R.St.G.B.  bezw.  ministerielle  Verantwortlichkeit  eintreten  dürfte, 
ist  hier  nicht  weiter  zu  behandeln;  vgl.  Seuffert  a.  a.  0.  S.  148. 

84)  Siebenhaar^  Erläuterung  des  Art  49  Abs.  8  der  preuss.  Verfassung! 
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Rücknahme  der  ö£Pentlichen  Klage  statthaft  ist;  nach  Eröffnung 
des  Haupt  Verfahrens  ist  dies  jedenfalls  nicht  mehr  znlässig^^), 
ebenso  wenig  ist  in  diesem  Zeitpunkte  das  Gericht  in  seinen  Hafts- 
beschlüssen an  die  Anträge  der  Staatsanwaltschaft;  gebunden.  Fehlt 
aber  der  untergebenen  Behörde  jede  Möglichkeit  der  Einwirkung  auf 
die  Entscheidung  des  Gerichts^  so  kann  sie  auch  dem  ihr  vorgesetzten 
Zientralorgane  keine  geeignete  Handhabe  zur  Herbeiführung  der  Haft- 
entlassung bieten. 

Mittelbar  also  ist  die  Justizverwaltung,  die  Freilassung  des  Meyer 
durch  den  Richter  zu  erreichen;  nicht  in  der  Lage. 

Sie  kann  aber  auch  unmittelbar  kraft  ihrer  regelmässigen  Befug- 
nisse in  den  Zuständigkeitskreis  des  Richters  nicht  eingreifen.  In 
der  ihr  gesetzmässig  zustehenden  Oberaufsicht  ist  nach  den  vorher  ent- 
wickelten Grundsätzen  von  der  Unabhängigkeit  der  Gerichte  hinsicht- 
lich dieser  das  Recht  der  Leitung  nicht  enthalten.  Das  Gericht  darf 
sonach  einer  unmittelbar  an  dasselbe  ergehenden  Anweisung  der  Justiz- 
verwaltung auf  Haftentlassung  des  Meyer  nicht  nachkommen^  wenn  es 
die  Ueberzeugung  hat,  dass  die  geforderte  Massregel  den  Gesetzen  zu- 
widerläuft. 

b.  Ist  nun  auch  die  Geltung  der  vorstehend  entwickelten  Sätze 
dargethan  für  das  innere  Staatsleben ,  so  ist  doch  andererseits  zu  be- 
rücksichtigeU;  dass  im  vorliegenden  Falle  von  preussischen  Polizeibeamten 
eine  offenbare  Verletzung  einer  Völkerrechtsnorm  und  zwar  eines 
Grundrechts  begangen  worden ,  Oesterreich  also  wohl  berechtigt  ist, 
Genugthuung  zu  fordern.  Es  haftet  in  diesem  Falle  der  preussische 
Staat  als  solcher  fttr  den  durch  seine  Beamten  begangenen  Bruch  der 
Grundrechtsordnung;  und  die  österreichisch-imgarische  Regierung  braucht 
sich  bei  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  auf  die  im  Innern  des 
preussischen  Staates  herrschenden  Kompetenzvorschriften  nicht  ver- 
weisen zu  lassen^®).  Es  fragt  sich  daher,  ob  der  preuss.  Regierung 
die  Befugniss;  im  Verwaltungswege  in  die  Massnahmen  des  Gerichts 
einzugreifen;  auch  dann  versagt  ist;  wenn  dieselben  die  den  Staat 
treffende  Pflicht  völkerrechtlicher  Genugthuung  zu  erfüllen  hat. 

Allein  selbst  in  diesem  Falle  wird  der  Grundsatz  der  richterlichen 
Unabhängigkeit  nicht  durchbrochen.  Nur  im  Rahmen  der  bestehenden 
Gesetzgebung  darf  die  Staatsgewalt    ihre  Massnahmen    treffen.     Alier- 


Zeitschrift  für  die  gesammte  Strafreohtswissenschaft  Bd.  8  S.  490,  491; 
V,  Kriea,  Die  Prozessvoraussetzungen  des  Reichsstrafprozesses,  Zeitschrift 
für  die  gesammte  Strafreohtswissenschaft  Bd.  5.  S.  16—18;  EUas^  lieber 
das  Begnadigungsrecht  S.  93,  94. 

85)  Loewe  a.  a.  0.  S.  407,  A.  6;  anders  nach  österreichischem  Recht, 
welches  die  Zurttcknahme  der  öffentlichen  Klage  bis  zur  ürtheilsfällung  ge- 
stattet. Oesterreichische  Strafprozessordnung  von  1873  §§  109,  227; 
Olaser  a.  a.  0.  Bd.  1   S.  232,  233;  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  99,  100. 

86)  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  260,  261;  v.  Halteendcyrff  a.  a.  0.  Bd.  2  §  18; 
Eeffter  a.  a.  0.  §§  101,  102. 
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dings  ist  sie  nicht  berechtigt,  sich  dem  fremden  Staate  gegennb^ 
darauf  zu  berufen,  dass  ihr  Landesrecht  nicht  dazu  ausreiche«  um  einer 
völkerrechtlichen  Verbindlichkeit  zu  genügen^  sondern  sie  baftet  trots- 
dem,  weil  es  ihr  obliegt,  ihre  Gesetzgebung  so  zu  gestalten^  dass  sie 
im  Einklänge  mit  dem  Völkerrechte  steht  ^'^).  Daran  aber  ist  festzu- 
halten, dass  dem  Einflüsse  der  Verwaltungsorgane  diejenigen  Ange- 
legenheiten völlig  entzogen  sind,  deren  Behandlung  Behörden  über- 
tragen ist,  die,  wie  die  Gerichte,  mit  besonderer  Selbständigkeit  aus- 
gestattet sind*®). 

Sonach  fehlt  der  Justizgewalt,  ungeachtet  der  völkerrechtlichen 
Verbindlichkeit  des  Staates,  jede  Möglichkeit,  im  ordentlichen  Ver- 
waltungswege, sei  es  mit  Umgehung  des  Gerichts,  sei  es  durch  mittd- 
bare  oder  unmittelbare  Einwirkung  auf  dasselbe  den  Angeklagten  aus 
der  gerichtlichen  Haft  za  entfernen. 

IV.  1)  Nur  ein  ausserordentlicher,  gegen  den  regelmässigen  Gang 
des  Strafverfahrens  gerichteter  Verwaltungsakt  vermag  die  Haft- 
entlassung des  Angeklagten  zu  bewirken®*). 

Art.  49  Abs.  8  der  preuss.  Verfassung  bestimmt,  dass  der  König 
bereits  eingeleitete  Untersuchungen  nur  auf  Grund  eines  besonderen 
Gesetzes  niederschlagen  kann. 

Es  handelt  sich  in  dieser  Gesetzesstelle,  wie  schon  ihr  Wortlaut 
ergibt,  um  eine  Thätigkeit  der  Verwaltung,  da  das  Niederschlagungs- 
recht  dem  Könige  zugesprochen  wird,  welcher  es,  als  Inhaber  d^ 
Staatsgewalt,  insbesondere  der  Justizhoheit,  ausübt*^).  Dieser  Ansicht 
scheint  zu  widerstreiten,  dass  der  König  die  Niederschlagung  nur  auf 
Grund  eines  besonderen  Gesetzes  vornehmen  kann.  Allein  dies 
beseitigt  nicht  die  Verwaltungsnatur  des  Aktes.  Jenes  Gresetz  hat  zu 
seinem  Inhalt  eine  Aeusserung  des  Staats  willens ,  welche  ^  ohne  eine 
Kechtsregel  zu  setzen,  lediglich  in  die  fUr  das  Zustandekommen  von 
Gesetzen  vorgeschriebenen  Formen  gekleidet  ist.  Voraussetzung  d&s 
königlichen  Niederschlagungsrechts  ist  also  nicht  ein  Gesetz  im  materiellen, 
sondern  im  formellen  Sinne  *^).  Dieses  „besondere  Gesetz^  hat  nur 
die  Bedeutung  der  Zustimmung  der  zur  Mitwirkung  berufenen  ELammem 
zu  dem  Gnadenakte  des  Königs;  letzterer  ist  nach  wie  vor  alleiniger 
Inhaber  des  Abolitionsrechts,  bethätigt  es  aus  freier  Entschliessong, 
nur  bedarf   er    in  Folge  der  Einschränkung,    welche  die    dem  Staats- 


87)  Heffter  a.  a.  0.  §  2  Anm.  S.  5;  t?.  Holtzendarff  a.  a.  O.  Bd.  2 
S.  71,  72. 

88)  V,  HoUzendorff,  les  incidenis  de  Pagny  et  Schirmek,  Bevue  de  droU 
international  T.  XX  S.  221;  Müller,  Der  Ausgelieferte  vordem  Gericht,  ia 
HiH?M  Annalen  für  1887  S.  584-,  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  261,  262. 

89)  Läband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Beichs  2.  Aufl.  Bd.  2  §  91 
S.  483. 

90)  Elsas,  Das  Begnadigungsrecht  S.  26;  Laband  a.  a.  0.  S.  484; 
v.Boenne^  Das  Staatsrecht  der  preuss.  Monarchie  4  Aufl.  Bd.  1  §  108  S.  539  ff; 
Bamhc^y  Preuss.  Staatsrecht  Bd.  1  S.  529  ff.;  Siebenhaar  a.  a.  0.  §§  1,  2. 

91)  Laband  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  566. 
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oberhanpte  nach  §  9  11^  13  des  Preuss.  AUgem.  Landrechts  zu- 
stehenden Befugnisse  durch  die  Verfassungsurkunde  erfahren^  zur  Durch- 
fuhrung der  Niederschlagung  der  Zustimmung  der  Volksvertretung®^). 
Diese  Auffassung  hat  auch  das  Abgeordnetenhaus  im  Jahre  1861  zu 
der  seinigen  gemacht^  indem  es  über  einen  Antrag,  die  Eegierung  zur 
Vorlegung  eines  Gesetzentwiu'fs  betreffend  Niederschlagung  von  Unter- 
suchungen aufzufordern,  mit  der  Begründung  zur  Tagesordnung  über- 
ging, dass  das  Recht  der  Gnade  zu  den  höchst  persönlichen  Präroga- 
tiven der  Krone  gehöre,  also  firei  und  unau%efordert  vom  Throne 
ausgehen  müsse  ®^). 

Die  Verwaltungsnatur  der  Abolition  erhellt  endlich  auch  daraus, 
dass  nach  dem  Verfassungsparagraphen,  wie  auch  sein  Wortlaut: 
„Der  König  kann  niederschlagen",  bestätigt,  das  besondere  Gesetz 
nicht  die  Niederschlagung  der  Untersuchung  selbst  befiehlt,  sondern 
nur  ermöglicht,  also  der  Entschliessung  des  Königs  bezüglich  der  An- 
wendung der  Niederschlagung  nicht  vorgreift®*). 

2)  Ist  nun  auch  die  Abolition,  wie  sie  dem  Könige  nach  Art.  49 
Abs.  3  der  preuss.  Verfassung  zusteht,  als  ein  Verwaltungsakt  aufge- 
wiesen, würde  -  sich  dieselbe  sonach  als  ein  ausserordentliches  Mittel 
darstellen,  durch  welches  die  Freilassung  des  Angeklagten  Meyer  im 
Verwaltungswege  bewirkt  werden  könnte,,  so  bestehen  doch  noch  Be- 
denken bezüglich  ihrer  gegenwärtigen  Geltung. 

Es  ist  nämlich  bestritten,  ob  Art.  49  Abs.  3  der  preuss.  Ver- 
fassung gegenüber  der  Beichs-Justizgesetzgebung  noch  rechtlichen  Be- 
stand hat.  Es  wird  eingewendet,  dass,  wenn  die  Beichs-Justizgesetze 
dem  Kaiser  das  Abolitionsrecht  versagen  ^^),  sie  dasselbe  um  so  mehr 
den  Landesherren  entzogen  haben  müssen  ®®).  Allein  der  Kaiser  hat 
nur  die  Rechte,  die  ihm  durch  die  Beichsgesetze  beigelegt  werden, 
während  den  Landesherren  die  Abolitionsbefagniss  bereits  vor  Grün- 
dung des  Beiches  zustand.  Bei  der  Zurückhaltung,  die  Strafgesetzbuch 
wie  Stra^rozessordnung  gegenüber  dem  Begnadigungsrechte  der  Landes- 
herren geübt  (§  485  der  St.P.O.),  hätte  die  Aufhebimg  des  ihnen 
verfassungsmässig  zustehenden  Abolitionsrechts  ausdrücklich  erfolgen 
müssen,  wie  überhaupt  die  Befugnisse  der  Bundesstaaten  trotz  Grün- 
dung des  Beiches  sehr  weitgehende  geblieben  sind®''). 


92)  Lahand  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  480,  481. 

93)  Qoltdammers  Archiv  Bd.  9  S.  325 ff.:  „Das  Begnadigungsrecht  des 
Königs.** 

94)  Siehenhaar  a.  a.  0.  S.  499,  500. 

95)  Dem  Kaiser  steht  nach  §  484  der  StPO.,  der  von  erkannten 
Strafen  spricht,  nur  das  Begnadigungsrecht  im  engeren  Sinne  zu. 

96)  John  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  108 ;  Bindina,  Grundriss  zur  Vorlesung  über 
gemeines  deutsches  Strafrecht  3.  Aufl.  S.  190.  Ohne  Begründung  bestreitet 
aas  Fortbestehen  der  Abolition  v.  Kries  a.  a.  0.  S.  12. 

97)  Hahn,  Materialien  zu  den  gesammten  Reichs- Justizgesetzen  Abth.  1, 
Materialien  zum  G.V.G.  Bd.  1  S.  961;  in  dem  Berichte  der  Kommission 
heisst  es  ausdrücklich,  die  Stra^rozessordnung   ordne  das  Begnadigungs- 
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Weiter  wird  angeführt,  dass  die  Strafprozessordnung  alle  mit 
ihr  in  Widerspruch  stehenden  prozessrechtlichen  Vorschriften  der 
Landesgesetze  und  damit  auch  die  Abolition  beseitigt  habe  (§6 
E.G.St.P.O.)*®).  Allein  die  Niederschlagung  hindert  nicht  blos  die 
Strafverfolgung,  sondern  vernichtet  das  Strafklagerecht  des  Staates,  ist 
also  nicht  eine  Norm  des  Prozess-  sondern  des  materiellen  Rechts**). 
Schon  deshalb  ist  die  Bezugnahme  auf  die  §§  203;  229  8t.P.O., 
welche  von  der  Unterbrechung  eines  Strafverfahrens  handeln  und  als 
deren  einzige  Voraussetzungen  bezeichnet  werden,  verfehlt ^*^).  Doch 
die  §§  203,  229  der  St.P.O.  stehen  mit  der  NiederscUagung 
überhaupt  nicht  in  Zusammenhang,  da  sie  Ausflüsse  des  Grundsatzes 
von  der  Unmittelbarkeit  des  Verfahrens  sind^^^). 

Femer  wird  zum  Nachweise  der  Beseitigung  des  Abolitionsrechts 
§16  des  G.V.G.  herangezogen^®^).  Allein  der  Sinn  dieser  Bestimmung, 
welche  sich  in  fiEtöt  allen  Verfassungen  der  Einzelstaaten  findet,  geht 
aus  dem  Abs.  2  a.  a.  O.  unzweifelhaft  hervor.  Das  Gesetz  verbietet 
die  Vertauschung  des  ordentlichen  mit  einem  Ausnahmegerichte.  Die 
Niederschlagung  der  Untersuchung  verhindert  jedoch  nur  die  Be- 
strafung, nicht  aber  bewirkt  sie  die  Freisprechung  durch  einen  unge- 
setzlichen Richter  ^*^*). 

Auch  das  im  §  152  der  St.P.O.  ausgesprochene  Legalitätsprinzip 
soll  die  Aufhebung  des  Abolitionsrechts  darthun  ^®^).  Doch  hieraus 
folgt  nur,  dass  dasselbe  der  Staatsanwaltschaft  nicht  zusteht. 
Lediglich  eine  Verpflichtung  ftir  die  Anklagebehörde  ist  im  §  152 
a.  a.  0.  enthalten,  nicht  aber  ist  die  Machtbefugniss  der  einheitlichen 
Staatsgewalt  gegenüber  den  Gerichten  dort  geregelt^®*). 

Endlich  wird  von  einem  Scliriffcsteller,  der  sich  im  Uebrigen  für 
das  Fortbestehen  des  Abolitionsrechts  erklärt,  behauptet,  dass  die  Aus- 


recht nicht,  sondern  setze  dasselbe  voraus;  Binding^  Handbuch  dea  Straf- 
rechts  Bd.  1  S.  871,  872;  Siehenhaar  a.  a.  0.  S.  486;  EUaa  a.  a.  O.  S.  79, 
80;  Schulze,  preuss.  Staatsrecht  2.  Aufl.  Bd.  2  S.  124, 125;  Meves  in  v.  HoUien- 
dorffs  Handbuch  des  deutschen  Strafprozesses  Bd.  2  S.  493,  494;  Hugo 
Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  4.  Aufl.  S.  392 ;  Loeh,  Das  Be- 
gnadigungsrecht S.  23 

98)  Stenglein,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafprozessrechts  S.  18;  Der- 
selbe, Kommentar  zur  St.P.0.  S.  93;  Jastrow,  Gibt  es  unter  der  Herrschaft 
der  Reichsjustizgesetze  ein  Recht  zur  Niederschlagung  von  Untersuchungen 

i Abolition)  ?,  im  Gerichtssaal,  Zeitschrift  für  Strafrecht,  Strafprozess  u.  s.  v. 
Jd.  34  S.  534,  535;  John  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  108. 

99)  Loetoe  a.  a.  0.  4.  Aufl.  S.  168,  169;  Läband  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  484, 
485 ;  Arndt,  Die  Verfassungsurkunde  fUr  den  preuss.  Staat  2.  Aufl.  S.  101,  1^ 

100)  John  a   a.  0.  Bd.  1  S.  109. 

101)  Siebenhaar  a.  a.  0.  S.  484. 

102)  Jastrow  a.  a.  0.  S.  532,  533 ;  Loeb  a.  a.  0.  S.  18. 

103)  Binding,  Handbuch  etc.  Bd.  1  S.  871;  Elsas  a.  a.  0.  S.  81,  82; 
Ldband  a.  a.  0.  S.  486. 

104)  Jastrow  a.  a.  0.  S.  533,  534. 

105)  Ldband  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  486;  Binding,  Handbuch  Bd.  1  S.  871; 
Siebenhaar  a.  a.  0.  S.  488 ;  Elsas  a.  a.  0.  S.  83  ff. 
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Übung  desselben  nach  Erlass  des  Beschlusses  über  die  Eröffiiung  des 
Hauptverfahrens  ausgeschlossen  sei  ^^®).  Gegründet  wird  die  Ansicht 
lediglich  darauf^  dass  nach  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  die  Staats- 
anwaltschaft die  Anklage  nicht  mehr  zurücknehmen  dürfe,  also  die 
Justizverwaltung  eines  Organes  zur  Durchführung  dieses  Gnadenakts 
ermangele.  Allein  der  Abolitionsbefehl  schlägt  das  ganze  Verfahren 
nieder,  so  dass  dasselbe  vollständig  erledigt  ist;  es  bedarf  daher  der 
Rücknahme  der  Anklage  nicht.  Der  Niederschi agungswille,  welcher 
verfassungsmässig  zum  Ausdruck  gekommen,  erstreckt  seine  verpflich- 
tende Kraft  seinem  Wesen  nach  nicht  blos  auf  die  an  der  Strafrechts- 
pflege  betheiligten  Verwaltungsorgane,  sondern  auf  alle  Behörden  des 
Staates,  welche  auf  irgend  eine  Weise  in  die  Lage  kommen,  ihn  zu 
berücksichtigen,  also  insbesondere  auf  die  Strafgerichte^^''). 

Es  ist  somit  nachgewiesen  und  auch  von  der  weitaus  herrschenden 
Meinung  anerkannt  ^^^),  dass  die  Abolition  trotz  des  Erlasses  der 
Reichsjustizgesetze  ungeschmälerte  Geltung  hat  und  ausgeübt  werden 
darf  bis  zur  Rechtskraft  des  Urtheils. 

3)  Zweifelhaft  könnte  noch  sein,  ob  die  Abolition  auf  das  im 
vorliegenden  Falle  von  dem  Angeklagten  Meyer  begangene  Delikt  der 
Beleidigung  gegen  des  Kaisers  Majestät  Anwendung  leidet.  Doch 
mit  Ausnahme  derjenigen  Strafsachen,  in  denen  das  Reichsgericht  in 
erster  Instanz  zuständig  ist,  wird  das  Begnadigungsrecht  gleich  der 
Gerichtsbarkeit  ohne  Unterschied,  ob  der  Thatbestand  durch  Reichsge- 
setz oder  Landesgesetz  unter  Strafe  gestellt  ist;  und  auch  dann,  wenn, 
wie  bei  der  Beleidigung  des  Kaisers  durch  die  That  Interessen  des 
Reiches  berührt  werden,  von  den  Einzelstaaten  ausgeübt^^^). 

Es  ergibt  sich  sonach,  dass  die  preuss.  Staatsregierung  im  Ver- 
waltungswege nur  mittels  der  Abolition  in  das  gegen  den  Angeklagten 
Meyer  schwebende  Strafverfahren  zwecks  Befreiung  desselben  aus  der 
gerichtlichen  Haft  einzugreifen  befugt  ist. 

4)  Gegen  die  Anwendung  der  Niederschlagung  erhebt  sich  aber 
im  vorliegenden  Falle  das  praktische  Bedenken,  ob  die  Staatsregierung 


106)  Elsas  a.  a.  0.  S.  87—99. 

107)  Laband  a.  a.  0.  S.  484,  486  -,  H.  Seuffert  in  v.  Stengels  Wörterbuch 
des  Verwaltungsrechts  Bd.  1  S.  148. 

108)  Laband  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  484—486;  Arndt  a.  a.  0.  S.  101,  102; 
Meves  in  t?.  HoUzendorffs  Handbuch  des  deutschen  Strafprozesses  Bd.  2 
S.  493  ff.  •,  V.  Roenne  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  539  ff.  \  Schuhe  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  124, 
125;  Siebenhaar  a.  a.  0.  S.  482 ff.;  Loeh  a.  a.  0.  S.  23;  Bintelen  a.  a.  0. 
Bd.  3  S.  68 ;  Geyer  a.  a.  0.  S.  243 ;  Glaser  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  53 ;  H.  Meyer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts  4.  Aufl.  S.  392 ;  H.  Seuffert  in  v,  Stengels 
Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts  S.  148,  149;  Binding,  Handbuch  etc. 
S.  871;  v.Lisztj  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts  S.  282;  Loewe  a.  a.  0. 
S.  169;  Bamhak  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  530 ff.;  PucheU,  St.P.O.  für  das  deutsche 
Beich  S.  816;  Sehwarze,  Kommentar  zur  deutschen  St.PO.  S.  604. 

109)  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  6;  Loetoe  a.  a.  0.  S.  23;  Laband  a.  a.  0. 
Bd.  2  S.  488. 
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auf  diesem  Wege  ausreichend  schnell  dem  auf  Genngthuung  drängenden 
österreichischen  Staate  dieselbe  zu  leisten  im  Stande  ist.  Leicht  könnte 
der  Fall  sich  ereignen  ^  dass  bei  Eintritt  des  Konflikts  die  Kammern 
nicht  versammelt  sind  und  auch  die  Möglichkeit  nicht  gegeben  ist,  sie 
so  schleunig  zu  berufen,  als  es  zur  Erledigung  der  völkerrechtlichen 
Streitigkeit  erforderlich  ist. 

Es  ist  daher  zu  erwägen,  ob  das  nach  Art.  49  Abs.  3  der  preuss. 
Yerfassungsurkunde  erforderliche,  besondere  Gesetz  durch  eine  Noth- 
verordnung  im  Sinne  des  Art.  63  der  Yerfassungsurkunde  ersetzt 
werden  kann.  Dies  wird  vielfach  bestritten,  zimächst  deshalb ^  weil 
„es  undenkbar  sei"^  dass  die  für  den  Erlass  einer  Nothverordnnng 
erforderliche  Voraussetztmg :  ,,  Aufirechterhaltung  der  öffentlichen  Sicher- 
heit oder  Beseitigung  eines  ungewöhnlichen  Nothstandes^  im  Falle 
des  Art.  49  der  Yerfassungsurkunde  gegeben  sein  könnte  ^^^).  Dieser 
Einwand  wird  jedoch  schon  durch  den  Thatbestand  des  vorliegenden 
Falles  widerlegt.  Auch  hat  die  preuss.  Staatsregierung,  ohne  dass 
hiegegen  seitens  der  Kammern  Widerspruch  erhoben  worden,  in  einem 
Falle  angenommen,  dass  die  Uebemahme  von  Yerbindlichkeiten  inter- 
nationaler Natur  einen  Nothstand  im  Sinne  des  Art.  63  der  Ver- 
fassungsurkunde begründen  könne  ^^^). 

Ferner  wird  geltend  gemacht,  Art.  49  a.  a.  0.  erfordere  ein  ^be- 
sonderes Gesetz".  In  den  Fällen  aber,  in  welchen  die  Verfiissnngs- 
urkunde  ein  Gesetz  vorsieht,  sei  hierunter  ein  mit  vorheriger  ZnstinH 
mung  beider  Häuser  des  Landtages  zu  erlassendes  zu  verstehen  und 
deshalb  Ersatz  durch  eine  Nothverordnnng  imzulässig^^*).  Nimmt 
man  dies  aber  an,  so  bleiben  sehr  wenige  Angelegenheiten  tibrig,  die 
auf  Grund  anderer  Bestimmungen  als  derjenigen  der  Yerfassung  durch 
Gesetz  zu  regeln  sind.  Ausserdem  aber  stellt  die  Yerfassungsurkunde 
dadurch,  dass  sie  den  unter  den  Yoraussetzungen  des  Art.  63  er- 
lassenen Yerordnungen  Gesetzeskraft  zuschreibt,  dieselben  den  Gresetsen 
gleich.  Entgegen  der  bekämpften  Ansicht  vertreten  die  Praxis  und 
verschiedene  Rechtslehrer  die  richtige  Meinung,  dass  mit  Ausnahme 
der  Yerfassungsgesetze  und  derjenigen  anderen  Bestimmungen ,  die 
nach  ausdrücklicher  Normirung  nur  durch  ein  mit  Zustimmung  beider 
Häuser  des  Landtages  zu  erlassendes  Gesetz  abgeändert  werden  dürfen, 
Gegenstand  der  Nothverordnnng  im  Sinne  des  Art.  63  der  Yerfassungs- 
urkunde alles  sein  kann,    was  Gegenstand    des  Gesetzes  ist^^^).     Da- 


110)  V.  Boenne  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  543;  Stehenhaar  a.  a.  0.  S.  497. 

111)  Stenographische  Berichte  des  preuss.  Abgeordnetenhauses  für  1866; 
Sitzung  vom  8.  Februar  1866  S.  94—95. 

112)  V,  Boenne  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  371  ff. ;  Siebenhaar  a.  a.  0.  S.  497 ;  Schuhe 
a.  a    0.  Bd.  2  S.  35ff. 

113)  Arndt  a.  a.  0.  S.  125 ff.;  Bornhak  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  511 ;  G.  Me^er, 
Lehrbuch  des  deutschen  Straf  rechts  2.  Aufl.  Bd.  1  S.  469;  Gerber,  Gnmd- 
züge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts  3.  Aufl.  §  47  S.  153;  vgl. 
auch   die  Erklärung  des  Ministers  v,  Manteuffel  vom   3.  November  184^, 
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nach  ist  anzunehmen,  dass  der  Niederschlagungsbefehl,  welcher  hier 
zur  Haftentlassung  des  Angeklagten  Meyer  fuhren  soll,  auch  auf 
Grund  einer  Noth Verordnung  erlassen  werden  kann. 

5)  Durch  diese  Niederschlagung  wird  aber  nicht  nur  die  Haftent- 
ladsung  bewirkt,  sondern  die  Fortsetzung  des  ganzen  Verfahrens  gegen 
den  Angeklagten  endgültig  unmöglich  gemacht.  Es  liegt  jedoch  im 
Interesse  der  Strafrechtspflege,  —  unter  Beibehaltung  des  vorgedachten 
Auswegs,  —  die  Statthaftigkeit  der  Aufnahme  des  Verfahrens  gegen 
den  Angeklagten  zu  wahren.  Es  fragt  sich  also,  ob  der  König,  da 
er  die  völlige  Niederschlagung  auf  Grund  eines  Gesetzes  befehlen 
kann,  nicht  unter  denselben  Voraussetzungen  auch  die  blosse  Haftent- 
lassung oder  eine    zeitweilige  Abolition   anzuordnen   befugt    ist. 

Dies  muss  jedoch  verneint  werden.  Schon  der  Zusammenhang  des 
ganzen  Art.  49  der  Verfassungsurkunde  spricht  gegen  die  ZulKssigkeit  der 
Haftentlassung  unter  Aufrechthaltnng  des  Ver£Edirens.  Der  Abs.  1 
stellt  die  Befugniss  der  Krone  fest,  die  Vollstreckung  rechtskräftig 
erkannter  Strafen  zu  verhindern,  während  Abs.  3  die  Wirkungen  der 
Begnadigung  gegenüber  dem  schwebenden  Strafverfahren  regelt.  Abs.  1 
ermächtigt  ausdrücklich  den  König,  dem  rechtskräftig  Verurtheilten 
die  Strafe  zu  erlassen  oder  nur  zu  mildern,  d.  h.  ihm  volle  oder  theil- 
weise  Begnadigung  zu  erweisen;  Abs.  3  kennt  keine  partielle  Aus- 
übung der  Gnade,  das  schwebende  Verfahren  kann  der  König  nur 
völlig  niederschlagen.  Von  der  Befugniss,  in  den  Gang  des  Ver- 
fahrens durch  Vernichtung  einzelner  Prozessakte  im  Wege  der  Gnade 
einzugreifen,  weiss  Art.  49  nichts ;  dieses  Recht  ist  deshalb  dem  Könige 
nicht  eigen.  Es  kann  also  davon  nicht  die  Bede  sein,  dass  der  An- 
geklagte Meyer  von  der  Untersuchungshaft  bei  Fortbestehen  des  Ver- 
fahrens durch  königliche  Gnade  befreit  werden  könnte. 

Ebenso  ist  eine  Niederschlagung  auf  Zeit,  die  überdies  der  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  abgeschafften  Freisprechimg  von  der  Instanz 
gleich  kommen  würde,  undenkbar,  weil  sie  in  völligem  Widerspruche 
mit  dem  Begriffe  und  dem  Wesen  der  Abolition  steht,  deren  Wirkimg 
die  gänzliche  Beseitigung  des  Verfahrens  ist. 

6)  Es  bleibt  der  Staatsregierung  sonach  nur  die  Niederschlagung 
des  ganzen  Verfahrens  übrig,  um  zur  Haftentlassung  im  Verwaltungs- 
wege zu  gelangen.  Nachdem  das  Gesetz,  welches  die  Abolition  zu- 
lässt,  in  verfassungsmässiger  Weise  zu  Stande  gekommen,  oder  die 
Nothverordnung  ergangen,  erlässt  der  König  den  Abolitionsbefehl. 
Dieser  wird  durch  das  Zentralorgan  der  Justizverwaltung^  den  Justiz- 
minister, dem  Landgerichte  zu  Katibor  Übermittelt,  worauf  dasselbe  unter 


auf  Grund  deren  die  Anträge,  die  Verordnung  des  Art.  63  der  Verfassungs- 
urkunde in  den  Fällen  auszuschliessen ,  wo  die  Verfassung  auf  ein  Gesetz 
oder  eine  organische  Gesetzgebung  hinweist,  in  den  Kammern  zurückge- 
zogen bezw.  abgelehnt  wurden.  Verhandlungen  der  Ersten  Kammer  aus 
dem  Jahre  1849  S.  1319. 
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Aufhebung    des    Haftbefehls    und  Weglegung  der  Akten   die  Freilas- 
Bung  des  Angeklagten  Meyer  anzuordnen  hat  ^^*). 

Nimmt  man  hingegen  an ,  es  sei  die  Abolition  durch  die  EeicW 
Justizgesetzgebung  beseitigt^  so  ist  eine  Möglichkeit^  den  Angeklagten 
im  Verwaltungswege  aus  der  gerichtlichen  Haft  zu  entfernen,  %W- 
haupt  nicht  gegeben.  Es  hätte  die  preuss.  Staatsregierung,  was  Gegen- 
stand weiterer  Erörterung  im  Rahmen  des  unterstellten  Falles  niclit 
mehr  sein  kann^  keinen  anderen  Ausweg,  als  den  Erlass  eines  Beicbs- 
gesetzes  im  formellen  Sinne,  welches  für  diesen  Yorliegenden  Fall 
die  Niederschlagung  anordnet,  zu  erwirken  ^^^),  da  das  Strafrecht  und 
das  gerichtliche  Verfahren  nach  Art.  4  Nr.  13  der  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches  vom  16.  April  1871  der  Gesetzgebung  des  Reiches 
unterliegen. 

V.  Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Erörterung  ist  so- 
mit, dass  die  Staatsregierung,  im  Verwaltungswege  den 
Angeklagten  Meyer  auf  Grund  der  ordentlichen,  ihr  nach 
dem  Gesetze  zustehenden  Mittel  aus  der  gerichtlichen 
Haft  zu  entfernen,  nicht  befugt  ist.  Nur  durch  den  ausser- 
ordentlichen Verwaltungsakt  der  Abolition  kann  sie  den 
angestrebten  Erfolg  erzielen. 

VT.  a.  Es  ist  bereits  dargethan,  dass  der  preussische  Staat  der  Öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  zur  Genugthuung  verpflichtet  ist  und 
dass  sich  letztere  an  das  Völkerrechtssubjekt  unmittelbar  halten  kann. 
In  Verfolg  dieser  Grundsätze  verlangt  nun  Oesterreich  neben  der  Frei- 
lassung des  Meyer  dessen  Rückschaffung  auf  Österreichisches  Gebiet, 
also  lediglich  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes,  eine  ^o^d^ 
rung,  die  bei  jeder  Rechtsverletzung  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
und  denen  des  Völkerrechts  begründet  ist.  Der  preussische  Staat  genügt 
also  lediglich  seiner  Pflicht,  wenn  er  fUr  Rückschaffung  des  Meyer 
Sorge  trägt"«).      ' 

b.  Indessen  folgt  aus  der  völkerrechtlichen  Pflicht  noch  nicht  nnbe 
dingt  die  entsprechende  staatsrechtliche  Befugniss.  Unter  letzterer  i4 
einmal  die  Berechtigung  der  Staatsregierung  zur  administrativen  Ein- 
wirkung auf  die  Person  des  Angeklagten,  welcher  zurückgesdialt 
werden  soll,  zu  verstehen,  zweitens  aber  die  nach  dem  inneren  Staats- 
recht gegebene  Zuständigkeit  zur  Durchführung  jener  Massr^l. 


114)  V,  Roenne  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  549-,  Elsas  a.  a.  0.  S.  50-52;  Loexi 
a.  a.  0.  6.  Aufl.  S.  435,  4.  Aufl.  S.  477 ;  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  663;  Oiam 
a.  a.  0.  Bd.  2  S.  51—53. 

115)  V.  Kriesy  Die  Prozessvoraussetzungen  des  Reichastrafprozesiei 
Zeitschrift  fUr  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft  Bd.  5  S.  12,  13; 
Siebenhaar  a.  a.  0.  S.  484.  ^^ 

116)  Müller f  Der  Ausgelieferte  vor  dem  Gericht  a.  a.  0.  S.  577; 
Bluntschli  a.  a.  0.  S.  260—263 ;  Heffter  a.  a.  0.  S.  218—223 ;  «.  Martens 
a.  a.  0.  Bd,  1  S.  428-430;  Bulmerincq  a.  a.  0.  S.  310,  31 1^  Binding,  D» 
Normen  etc.  Bd.  1  S.  476,  477. 
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1)  Der  erste  Punkt  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  wenn  der 
Angeklagte  Mejer  mit  seiner  RtickschafPung  einverstanden  ist.  Denn 
alsdann  bewirkt  die  Eegierung  ohne  Weiteres  seine  Beförderung  an 
die  österreichische  Grenze.  Widerstrebt  er  dem  jedoch,  so  ist  zu  er- 
wägen, ob  der  Staatsregierung  ein  Becht  des  Angeklagten  auf  fireie 
Selbstbestimmung  bei  Erfüllung  ihrer  völkerrechtlichen  Verbindlich- 
keit hindernd  im  Wege  steht,  oder  ob  sie  trotz  des  Widerstandes  des 
Meyer  dessen  Kückscha£Pung  zu  bewirken  berechtigt  ist. 

Nach  Völkerrecht  hat  unstreitig  kein  Fremder  ein  Recht  darauf, 
dass  ihm  die  Regierung  eines  anderen  Staates  den  dauernden  Aufent- 
halt gestatte.  Nach  dem  Ermessen  der  letzteren  kann  die  Ausweisung 
der  Ausländer  erfolgen,  welche,  wenn  sie  auch  im  einzelnen  Falle 
den  Karakter  der  Unbilligkeit  tragen  mag,  an  sich  niemals  rechts- 
widrig ist^^'').  Nimmt  man  aber  auch  an,  es  dürfe,  was  lediglich 
eine  Forderung  der  Moral  ist,  die  Ausweisung  nur  beim  Vorliegen 
ausreichenden  Grundes  erfolgen  ^^^),  so  ist  auch  ein  solcher  hier  ge- 
geben. Denn  es  widerstreitet  dem  öffentlichen  Interesse  des  Staates, 
einen  Fremden,  der  einer  Majestätsbeleidigung  dringend  verdächtig 
ist;  fortdauernd  auf  seinem  Staatsgebiete  zu  dulden,  obwohl  er,  sei  es 
zur  Zeit,  sei  es  niemals  von  seinem  Strafklagerecht  gegen  denselben 
Gebrauch  machen  kann^^^). 

Endlich  aber  bindet  die  preussische  Regierung  keinerlei  Rücksicht 
auf  eine  etwaige  Retorsion  Oesterreichs  ^^^),  da  letzteres  selbst  die 
Rückschaffimg  seines  Staatsangehörigen  verlangt. 

Die  preussische  Staatsregierung  ist  sonach  unter  allen  Umständen 
den  Angeklagten  Meyer,  auch  falls  er  seiner  Rückschaffung  widerspricht, 
auszuweisen  befugt. 

In  welcher  Weise  dieselbe  die  Ausweisung  durchführen  will,  liegt 
in  ihrem  diskretionären  Ermessen.  Sie  braucht  nicht,  obwohl  dies  meist 
geschieht,  zunächst  dem  Auszuweisenden  das  Verlassen  des  Landes  zu 
gebieten,    um    dann   abzuwarten,   ob   er    der    Anordnung  nachkommen 


117)  v.Martitz,  Internationale  Rechtshülfe  in  Strafsachen  Kap.I  §2 — 4-, 
„Das  Recht,  Ausländern  den  Aufenthalt  zu  verweigern,  erscheint  als  ein 
unzweifelhaftes  Souveränitätsrecht*';  G,  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen 
Verwaltungsrechts  S.  143,  144;  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reiches  Bd.  1  S.  144;  v,  Holtzendorff  a.  a.  0  Bd.  2  S.  644 ff.;  Zorn,  Staats- 
recht des  Deutschen  Reiches  Bd.  1  S.  287 ;  derselbe  in  v,  Stengels  Wörterbach 
des  Verwaltungsrechts  Bd.  1  s.  v.  „Ausland** ;  v.  Holtgendorff,  Rechtslexikon 
Bd.  1  S.  215  8.  V.  „Ausweisung** ;  Marquardsen  in  v.  Rotteck  und  Weicheres 
Staatslexikon  s.  v.  „Aufenthaltsrecht  und  Ausweisung**  Bd.  2  S.  13; 
Loening,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  S.  264;  Sarwey,  Das 
öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungslehre  S*  741. 

118)  So:  V.  Boenne  a.  a.  0.  Bd.  4  S.  120;  G.  Meyer,  Lehrbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechts  S.  143,  144;  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privat-  und  Strafrechts  Bd.  1  S.  293 ;  Heffter  a  a.  0.  S.  140. 

119)  Lammasch,  Auslieferungspflicht  und  Asylrecht  S.  775,  776. 

120)  Heffter  a.  a.  0.  S.  140 ;  v,  Holtzendorff  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  645 ;  Mar- 
quardsen H.  «.  0.  S.  1.*). 

Z«itachrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  U.  39 
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wird,  sondern  kann  nach  ihrem  Gutdünken  die  sofortige,  zwangsweise 
Entfernung  desselben,  sei  es  durch  Transport  oder  Zwangspasa  be- 
wirken ^^^).  Keinerlei  Widerspruch  steht  dem  Fremden  hiegegen  zil 
Hat  doch  die  preussische  Gresetzgebung  ausdrücklich  denjenigen  Bechts- 
schütz,  welchen  sie  gegen  jede  andere  Verfügungen  der  Verwaltung  in 
der  Möglichkeit  einer  Entscheidung  durch  die  Verwaltungsgerichte  ge- 
währt, bei  Ausweisungen  von  Nichtreichsangehörigen  ausdrücklich  ver- 
sagt (§  130  Abs.  5  des  preussischen  Gesetzes  über  die  Allgemeine 
Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883)^*^). 

Wenn  Härtens  dem  gegenüber  von  unveräusserlichen  Ansprüdien 
auf  Unverletzlichkeit  der  Person  spricht,  welche  jedem  Individuum  im 
ganzen  Geltungsgebiete  des  Völkerrechts  zustehen  ^'^),  so  ist  dieser 
Satz  in  der  Allgemeinheit,  in  welcher  er  aufgestellt  worden,  unrichtig. 
Hinsichtlich  der  Ausweisung  tri£Pt  er  auf  die  grösseren  Staaten  des 
europäischen  Kontinents,  insbesondere  Preussen ^^^),  nicht  zu;  er  ist 
lediglich  verwerthbar  für  die  Gestaltung  des  Völkerrechts  in  der  Zu- 
künftig*). 

Die  preussische  Staatsregierung  ist  sonach  befugt,  den  widerstreben- 
den Angeklagten  auch  zwangsweise  im  Wege  der  Ausweisung  dem  Hei- 
mathsstaate,  der  seine  Eückschaffnng  verlangt,  zuzuführen.  Rücksichten 
auf  die  freie  Willensbethätigung  des  Angeklagten  verhindern  den  Staat 
also  nicht,  seiner  völkerrechtlichen  Verbindlichkeit  zu  genügen. 

2)  Die  Vornahme  der  Rück  Schaffung  kann  aber  auf  einem  anderem 
als  dem  Verwaltungswege  nicht  erfolgen.  Denn  die  Kompetenz  der 
Gerichte  erstreckt  sich  nach  ihren  gesetzlichen  Grenzen  hierauf  nicht 
Auch  die  Staatsanwaltschaft,  obwohl  sie  eine  Verwaltungsbehörde  ist 
und  die  Veranlassung  zur  Ergreifung  des  Angeklagten  von  ihr  aus- 
gegangen war,  hat  hiezu  keine  Befugniss  i^^),  ebenso  wenig  die  Be- 
hörden des  Polizei-  und  Sicherheitsdienstes,  soweit  sie  Organe  der  ge- 
richtlichen Polizei  sind;  denn  in  letzterer  Hinsicht  wird  ihre  An%abe 
durch  die  Zwecke  des  Stra^rozesses  begrenzt  i^'').  Die  Ansfühnrng 
der  Rückschaffung  ist  vielmehr  lediglich  Sache  der  inneren  Verwaltung, 
in  deren  Gebiet  die  Fremdenpolizei  gehört  ^2®). 

121)  Zorn  in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts  S.  118: 
Loening  a.  a.  0.  S.  265 ;  v.  Brauchitseh^  Die  neuen,  prenss.  Yerwaltungsge^ 
setze  Bd.  1  (10.  Aufl.)  S.  136,  Bd.  3  (8.  Aufl.)  S.  180;  Reskript  des  Mini- 
sters des  Innern  vom  31.  Januar  1882,  am  Schlüsse,  im  preuss.  MiniBterial- 
blatt  für  die  innere  Verwaltung,  für  1882  S.  50. 

122)  Vgl.  hiezu  BrauchiUch  a.  a.  0.  Bd.  1  (10.  Aufl.)  S.  136;  Sarweg 
a.  a.  0.  S.  741 ;  v.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  298. 

123)  V.  Härtens,  Völkerrecht  Bd.  1  S.  325,  326,  335. 

124)  V,  Bar  a.  a.  0.  S.  298. 

125)  Er  ist  ebenso  wenig  geltendes  Recht,  wie  die  Vorsehlage  des 
Institut  de  droit  international  hinsichtlich  der  Fristgewährung  bei  An- 
weisungen vor  Anwendung  des  Zwanges ;  v,  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  694. 

126)  John  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  1—49-,  Einl.,  Kapitel :  Staataanwaltaehaft 

127)  Glaser  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  294. 

128)  V.  Boenne  a.  a.  0.  Bd.  4   S.  284—287*,    Qrotefend,  Lehrbuch  des 
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c.  Es  ist  somit  nachgewiesen^  dass  die  preussische  Staats- 
regierung befugt  ist,  den  Angeklagten  Meyer  im  Ver- 
waltungswege über  die  österreichische  Grenze  zurückzu- 
schaffen. 

Hiemit  sind  sSmmtliche  in  den  Rahmen  dieser  Darstellung  ge- 
hörenden Rechtsfragen  erörtert.  Dadui'ch  aber  ist  auch  das  Ziel 
dieser  Studie  erreicht.  Denn  es  werden^  wenn  auch  thatsächliche 
Abweichungen  vorhanden,  bei  derartigen  Kollisionen,  wie  sie  vor- 
liegend geschildert  worden,  im  Wesentlichen  dieselben  rechtlichen 
Betrachtungen  wiederkehren. 


Bericht  Über  die  14.  Tagung  des  Institut  de  droit 

international  % 

Von  Privatdozent  ]>r«  Heimbur^^er  in  Heidelberg. 

Dieselbe  wurde  am  5.  September  zu  Genf,  wo  die  Vereinigung 
bereits  im  Jahre  1874  einmal  getagt  hatte,  eröffnet  imd  nach  einer 
arbeitsreichen  Woche  am  10.  September  geschlossen.  Den  Vorsitz 
führte  der  zu  den  wenigen  noch  lebenden  Begründern  des  Instituts 
zählende  und  durch  seine  Verdienste  um  die  Schöpfung  und  Förderung 
der  Genfer  Konvention  in  weiten  Kreisen  rühmlichst  bekannte  Gustav 
MoynieT,  während  als  Vizepräsidenten  Professor  HoUand  aus  Oxford 
und  Professor  Alberich  Bolin  aus  Genf  fungirten.  Das  wichtige  und 
verantwortungsvolle  Amt  eines  Generalsekretärs  wurde  dem  Professor 
Lehr  aus  Lausanne,  juristischem  Beiratb  der  französischen  Botschaft  in 
Bern,  auf  drei  Jahre  übertragen,  nachdem  der  belgische  Minister  a.  D. 
Bolin  -  Jacquemyns  durch  seine  Berufung  als  oberster  Beamter  der 
siamesischen  Regierung  an  der  Weiterführung  dieser  von  ihm  Jahre 
hindurch  mit  unvergleichlichem  Geschicke  bekleideten  Funktionen  ver- 
hindert worden.  Das  Institut  ehrte  diesen  hochverdienten  Mann,  der 
der  hauptsächlichste  Begründer  und  während  der  ganzen  Zeit  ihres 
Bestehens  die  eigentliche  Seele  der  Vereinigung  gewesen,  dadurch, 
dass  es  ihn  einstimmig  zum  Ehrenpräsidenten  des  Instituts  ernannte. 
Drei  ausserordentliche  Mitglieder  des  Instituts  wurden  zu  ordentlichen 
ernannt :  Prof.  Auhert-  Christiania,  Landgerichtsrath  und  Privatdozent 
^r^r^er- München    und   Lord  Beay,    Mitglied    der  Oberhauses    und 


preuss.  Verwaltungsrechts  Tbl.  1  §  93  S.  242;  Reskript  des  Ministers  des 
Innern  vom  31.  Januar  1882  a.  a.  0.  S.  50;  Bratichitach  a.  a.  0.  Bd.  1 
S.  136;  V.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  693;  Hue  de  Qrais,  Handbuch  der  Ver- 
fassung und  Verwaltung  in  Preussen,  6.  Aufl.  S.  290*,  Roenne  und  Simon, 
Das  Polizeiwesen  Preussens  Bd.  1  S.  580  fif.;  Entscheidungen  des  preussischen 
Oberverwaltnngflgerichts  Bd.  12  S.  40ö. 

*)  Den  voUständigen  Bericht  mitdenVerhandlungsprotokoHen  und  dem 
Wortlaute  der  gefassten  Beschlüsse  wird  der  im  Jahre  1898  erscheinende 
XII.  Band  des  Änntiaire  de  Vinstitut  de  droit  international  enthalten. 
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früherer  Goavemeur  von  Bombay.  Zu  ausserordentlichen  Mitgliedern 
(assocUs)  wurden  gewählt  die  Herren  Banning,  GreneraJdirektor  im 
belgischen  Ministerium  des  Auswärtigen,  Prof.  Beattchet -^tdicj,  Che- 
valier Descarnps,  kgl.  belgischer  Senator  und  Professor  in  Löwen. 
Prof.  Leech'V>\x\A\a,  Prof.  ifa^;^n- Kopenhagen,  Oberlandesgericbts- 
präsident  Sie/veking  -  Hamburg  imd  der  französische  Jurist  Vme&ni. 
Ausserdem  hat  das  Institut  zwei  um  die  Praxis  des  Völkerrechts  hoch- 
verdienten Staatsmännern,  dem  besonders  durch  seine  Th&tigkeit  bei 
der  Berliner  sogenannten  Kongokonferenz  und  der  Brüsseler  Anti- 
sklavereikonferenz  bekannten  belgischen  Staatsminister  Baron  Lamber- 
mont  und  dem  Hauptrepräsentanten  des  europäischen  Einflusses  in 
China  Sir  Bobert  Harty  den  Titel  von  Ehrenmitgliedern  verliehen. 

Die  Verhandlungen  des  Instituts  begannen  mit  der  Verlesung  des 
wie  immer  meisterhaften  Berichts  des  bisherigen  Greneralsekretlrs 
Bolin-^acquemyns,  Derselbe  begründet  u.  A.  den  von  Rolin  gesteUten 
Antrag,  dem  Institut  einen  dauernden  Sitz  in  der  Schweiz  zu  geben, 
wo  dasselbe  die  Bechte  einer  juristischen  Persönlichkeit  erhalten  könnte 
und  sich  der  wirksamsten  Förderung  durch  die  Bundesregierung  zu 
erfreuen  haben  würde.  Dieser  fiir  die  Zukunft  des  Instituts  wichtige 
Antrag,  der  übrigens  keineswegs  ausschliessen  will,  dass  die  Ver- 
einigung auch  fernerhin  Einladungen  zur  Tagung  in  einem  anderen 
Lande  vornehmen  kann,  sondern  der  nur  einen  Hauptsitz ,  einen 
Zentralpunkt  für  die  Geschäftsführung  auch  zwischen  den  einzelnen 
Tagungen  haben  will,  wurde  von  der  Versammlung  im  Allgemeinen 
sympathisch  angenommen,  ohne  dass  es  jedoch  jetzt  schon  zu  einer 
Beschlussfassuug  über  denselben  gekommen  wäre. 

Unter  den  eigentlichen  wissenschaftlichen  Arbeiten,  welche  die 
reich  ausgestattete  Tagesordnung  aufwies,  stand  obenan  die  Berathung 
des  Entwurfs  einer  internationalen  Vereinbarung  über  die 
bei  der  Entmündigung  von  volljährigen  Ausländern  zu  be- 
obachtenden Regeln. 

Dieser  von  den  HH.  Olassoti  und  Lehr  als  Berichterstatter  der 
ersten  Kommission  ausgearbeitete  Entwurf  bildet  eine  Ergänzung  zn 
dem  in  Hamburg  angenommenen  Reglement,  betr.  die  Vormu ndachaft 
über  minderjährige  Ausländer.  Wie  für  diese,  so  soll  nach  dem  Ent- 
würfe (Art.  1)  auch  für  die  Entmündigung  volljähriger  AuslÜnder, 
deren  Voraussetzungen  und  Wirkungen,  das  heimische  (nationale)  Recht 
des  zu  Entmündigenden  massgebend  sein.  Auch  soll  die  Entmün- 
digung in  der  Regel  nur  von  den  zuständigen  Behörden  des  Staates, 
dem  der  zu  Entmündigende  angehört,  ausgesprochen  werden,  wShrend 
die  Behörden  des  Aufenthaltsorts  lediglich  erhaltende  oder  vorlSufige 
Massregeln  bezüglich  der  Person  wie  der  Güter  des  zu  Entmündige!^ 
den  anordnen  können  (Art.  2.).  Die  von  den  nach  dem  heimischen 
Recht  zuständigen  Behörden  ausgesprochene  Entmündigung  äussert  ihre 
Wirkungen  ohne  Weiteres  in  jedem  anderen  Lande,  soweit  daselbgt 
nicht  Bestimmungen  öffentlich-rechtlicher  Natur  entgegenstehen.  Jedocb 
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kann  die  Wirkung  auf  fremdem  Staatsgebiete,  soweit  Dritte  in  Be- 
tracht kommen,  von  einem  Veröffentlichungsverfahren  abhängig  gemacht 
werden,  wie  es  durch  das  lokale  Recht  ftir  die  Entmündigung  Ein- 
heimischer vorgeschrieben  ist  (Art.  3).  Nur  in  den  Fällen,  wo  die 
Behörden  des  Staates,  dem  der  Ausländer  angehört,  aus  irgend  welchem 
Grunde  nicht  in  der  Lage  sind,  über  einen  Entmtindigungsantrag  zu 
entscheiden  oder  sich  für  unzuständig  erklären,  geht  die  Zuständig- 
keit auf  die  Behörden  des  Staates  über,  in  dem  der  Ausländer  sich 
aufhält  (Art.  4).  Jedoch  sollen  diese  Behörden  in  allen  Fällen  des 
Art.  4,  ehe  sie  über  den  Antrag  erkennen,  sich  vergewissern,  dass 
derselbe  zur  Kenntniss  der  betreffenden  Gesandtschaft  oder  des  Kon- 
sulats gebracht  worden,  und  dass  diesem  eine  Frist  zur  Erhebung  von 
Einsprüchen   gegeben  worden  ist  (Art.  5). 

Die  Gesandtschaft  bezw.  das  Konsulat  wendet  sich  alsdann  um 
Auskunft  an  die  zuständigen  Behörden  des  Heimathstaates  (Art.  6). 
Sind  die  fremden  Behörden  zur  Entscheidung  Über  einen  Entmün- 
digungsantrag  zuständig,  so  verfahren  sie  nach  dem  für  die  Staats- 
angehörigen ihres  Landes  geltenden  Verfahren ;  sie  können  jedoch  die 
Entmündigung  nur  aus  den  Gründen  und  mit  den  Wirkungen  aus- 
sprechen, die  nach  dem  heimischen  Recht  des  zu  Entmündigenden  zu- 
lässig sind  (Art.  7).  Diese  Bestimmungen  sollen  für  alle  die  Hand- 
lungsfähigkeit einer  grossjährigen  Person  einschränkenden  Massregeln 
gelten,  als  Tutel,  Kuratel,  gerichtlicher  Beistand.  Der  Schutz  des 
Unfllhigen  soll  von  den  ausländischen  Behörden  in  einer  Weise  ge- 
regelt werden,  die  der  in  der  Heimath  des  Betreffenden  üblichen 
am  nächsten  kommt  und  soll,  soweit  möglich,  den  Personen^  über- 
tragen werden,  die  nach  dem  heimischen  Recht  dazu  berufen  wären 
(Art.  8). 

Gegenüber  dem  in  diesem  Entwürfe  zum  Ausdrucke  gelangten 
konsequenten  Festhalten  an  dem  Nationalitätsprinzip  machte  sich  in 
der  sehr  gründlichen  Diskussion  eine  starke  Strömung  zu  Gunsten  der 
lex  fori  geltend  und  führte  auch  zu  einigen  minder  wesentlichen  Mo- 
difikationen des  ursprünglichen  Entwurfs.  Der  Widerstreit  der  Mei- 
nungen führte  dahin,  dass  zwar  die  einzelnen  Artikel  in  der  ange- 
f^rten  Fassung  mit  allerdings  geringen  Mehrheiten  Annahme  fanden, 
der  Entwurf  als  Ganzes  dagegen  verworfen  und  zu  weiterem  Studium 
an  die  Kommission  zurückverwiesen  wurde. 

Den  zweiten  Gegenstand  der  Berathungen  bildete  ein  vom  Staats - 
rath  von  Jüfar/en*- Petersburg  abgefasster  Entwurf  einer  Verein- 
barung und  eines  Reglements,  betr.  die  Errichtung  einer 
internationalen  Union  für  die  Veröffentlichung  der  Ver- 
träge. Die  Union  soll  zum  Zwecke  haben,  alle  von  den  derselben 
beitretenden  Staaten  abgeschlossenen  internationalen  Vereinbarungen, 
von  welcher  Art,  Form  oder  Inhalt  dieselben  sein  mögen,  auf  gemein- 
schaftliche Kosten  zu  veröffentlichen  und  zu  möglichst  rascher  und 
genauer  Kenntniss  zu  bringen  (Art.  2).     Zu  diesem  Ende  soll  in  Bern 
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nach  dem  Muster  des  daseÜMt  bereits  bestehenden  ein  iiitematioii&leB 
Bureau  errichtet  werden^  welches  unter  dem  Titel  j^Becueü  internatio- 
nal des  traUis'^  eine  Vertragssammlung  veröffentlicht,  die  als  das 
ofißzielle  Organ  der  Union  gilt  und  vor  den  Grerichten  der  Unions- 
staaten Beweiskraft  hat  (Art.  3  und  4).  Die  der  Union  beitretenden 
Staaten  verpflichten  sich,  dem  Bureau  so  rasch  wie  möglich  alle  (im 
Art.  5  näher  bezeichneten)  Urkunden  und  Schriftstücke  von  völker- 
rechtlicher Bedeutung  mitzutheilen.  Das  Bureau  veröffentlicht  diesel- 
ben im  Urtext  ohne  die  geringste  Abänderung  oder  Erl&utenmg;  die 
nicht  in  französischer  Sprache  abgefassten  Urkunden  werden  mit 
einer  von  den  vertragschliessenden  Staaten  ausdrücklich  anerkannten 
französischen  Uebersetzung  veröffentlicht  (Art.  7  und  8).  Das  Aus- 
fÜhmngsreglement  enthält  Bestimmungen  über  die  Organisation  des 
von  der  schweizer.  Bundesregierung  einzurichtenden  und  zu  beauf- 
sichtigenden internationalen  Bureaus  (Art  1 — 5),  über  die  alljShrlicb 
mindestens  in  einem  Bande  zu  veröffentlichende  Yertragsaammlung 
(Art.  6 — 8)  und  endlich  über  die  Yertheilung  der  durch  Matrikular- 
beiträge  aufeubringenden  Kosten  (Art.  9 — 12). 

Mit  der  Annahme  dieses  Entwurfs  hat  das  Institut  eine  Ange- 
legenheit erledigt^  die  seit  zehn  Jahren  auf  seiner  Tagesordnung  ge- 
standen und  das  gründlichste  Studium  erfahren  hatte.  Es  ist  begrün- 
dete Aussicht  vorhanden,  dass  das  Resultat  seiner  Arbeiten  nicht  blos 
ein  frommer  Wunsch  bleiben,  sondern  dass  die  internationale  Organi- 
sation, über  deren  hohen  Werth  für  Praxis  wie  Theorie  der  internatio- 
nalen Beziehungen  kein  Wort  zu  verlieren  ist,  in  absehbarer  Zeit  ihre 
Verwirklichung  finden  werde.  Schon  vor  der  Hamburger  Tagung  im 
Jahre  1891  hatte  das  Justizdepartement  der  schweizer.  Eidgenossenschaft 
in  einem  offiziellen  Schreiben  an  den  damaligen  Präsidenten  des  In- 
stituts mitgetheilt,  «^dass  der  Bundesrath  in  Würdigung  der  Vortheile^ 
die  eine  internationale  Union  für  die  Veröffentlichung  der  Vertrige 
bieten  würde,  bereit  wäre,  die  diplomatische  Initiative  zu  deren  Errich- 
tung zu  ergreifen^.  Es  scheint,  dass  jetzt,  nachdem  das  Institut  einen 
vollständigen  Vertragsentwurf  angenonmien  hat,  die  schweizer.  Bundes- 
regierung beabsichtigt,  diesen  in  seinem  Wortlaute  den  Mächten  vor 
Zustimmung  zu  unterbreiten.  Das  Institut  dürfte  einen  solchen  un- 
mittelbaren praktischen  Erfolg  seiner  Bestrebungen  mit  freudiger  Ge- 
nugthuung  begrüssen. 

Den  folgenden  Gegenstand  der  Tagesordnung  bildete  eine  Frage 
von  grosser  aktueller  Bedeutung,  mit  der  sich  das  Institut  gleicbialls 
seit  längerer  Zeit  beschäftigt  hatte :  die  von  Prof.  Alb,  BoUn-Geoi 
beantragte  und  in  wiederholten  Berichten  begründete  Bevision  der 
Art.  13  und  14  der  von  dem  Institut  zu  Oxford  im  Jahre  1  880 
gefassten  Beschlüsse  über  die  Auslieferung.  Diese  Artikel  der 
auch  in  weiteren  Kreisen  bekannten  „Oxforder  Beschlüsse"  baüehen 
sich  auf  die  vielverhandelte  und  vielumstrittene  Frage  der  Ausliefe- 
rung   wegen  sog.  politischer  Delikte.     Sie  stellen   den  heutzutage 
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allgemein  anerkannten  Grundsatz  der  Nichtauslieferung  politischer  Ver- 
brecher an  die  Spitze  und  überlassen  es  im  Uebrigen  dem  requirirten 
Staate ;  unter  Erwägung  der  Umstände  des  Falles  nach  völlig  freiem 
£nnessen  zu  entscheiden,  ob  die  That,  wegen  deren  die  Auslieferung 
verlangt  wird,  einen  politischen  Karakter  hat  oder  nicht.  Der  requi- 
rirte  Staat  soll  sich  dabei  nur  von  folgenden  Gresichtspunkten  leiten 
lassen:  ^a)  Delikte ,  welche  alle  Merkmale  gemeiner  Verbrechen  auf- 
weisen (wie  Mord,  Brandstiftung,  Diebstahl),  bereclitigen  nicht  zur  Ver- 
weigerung der  Auslieferung  lediglich  in  Bücksicht  auf  die  politische 
Absicht  ihrer  Urheber;  b)  bei  der  Beurtheilung  von  Handlungen,  welche 
im  Laufe  einer  politischen  Revolution,  eines  Aufstandes  oder  eines 
Bürgerkrieges  begangen  worden  sind,  ist  zu  erwägen,  qb  diesel- 
ben durch  den  Kriegsbrauch  sich  entschuldigen  lassen  oder  nicht.  ^ 
Diese  Bestimmungen,  die  dem  Berichterstatter  die  völkerrechtlichen 
Grundsätze  über  diese  Frage  nicht  mit  genügender  Deutlichkeit  und 
Vollständigkeit  zum  Ausdruck  zu  bringen  schienen,  wurden  nach  sei- 
nen^ in  einigen  Punkten  amendirten  Vorschlägen  durch  die  nachfolgen- 
den Begeln  ersetzt: 

1.  Die  Auslieferung  kann  nicht  bewilligt  werden  wegen  rein  poli- 
tischer Verbrechen  oder  Vergehen. 

2.  Sie  wird  ebenso  wenig  bewilligt  w^en  Delikten,  die  mit  poli- 
tischen Verbrechen  oder  Vergehen  in  Zusammenhang  stehen,  die 
auch  als  relative  politische  Delikte  bezeichnet  werden,  es  sei 
denn,  dass  es  sich  um  die  schwersten  Verbrechen  gegen  die 
Moral  und  das  gemeine  Recht  handle,  wie  Mord,  Todtschlag, 
Vergiftung,  Verstümmelung,  schwere,  wissentliche  und  vorbedachte 
Verwundung,  um  Versuche  von  Verbrechen  dieser  Art  oder  um 
Delikte  gegen  das  Eigen thum  durch  Brandstiftung,  Spreng- 
attentate, Ueberschwemmung,  sowie  schweren  Diebstahl,  be- 
sonders wenn  mit  Gewalt  oder  mit  bewaffneter  Hand  begangen. 

3.  Was  die  während  eines  Aufstandes  oder  eines  Bürgerkrieges 
von  der  einen  oder  der  anderen  der  kämpfenden  Parteien  im 
Interesse  ihrer  Sache  begangenen  Handlungen  betrifft,  so  können 
dieselben  nur  dann  zur  Auslieferung  Anlass  geben,  wenn  sie  sich 
als  verabscheuenswerthe  Grausamkeit  oder  unwürdigen  Vandalis- 
mus  darstellen,  wie  sie  durch  das  Kriegsrecht  verboten  sind, 
und  erst,    wenn  der  Bürgerkrieg  beendigt  ist. 

4.  Nicht  als  politische  Delikte  gelten  mit  Bezug  auf  die  Anwen- 
dung der  vorstehenden  Regeln  solche  Strafthaten,  die  gegen  die 
Grundlagen  jeder  gesellschaftlichen  Ordnimg  und  nicht  nur  gegen 
einen  bestimmten  Staat  oder  eine  bestimmte  Regierungsform  ge- 
richtet sind. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  unter  diesen  neuen  Bestimmungen 
die  des  vierten  Artikels,  welche  sich  gegen  die  aus  den  anarchistischen 
und  sozialistischen  Umsturzbestrebungen  entspringenden  und  die  ganze 
moderne  Gesellschaft  in  gleicherweise  bedrohenden  Verbrechen  richtet. 
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Es  soll  dadurch  verhütet  werden^  dass  solche  Verbrecher^  deren  8chand- 
thaten  mit  politischen  Delikten  nichts  gemein  haben,  des  diesen  ge- 
währten Schutzes  theilhaftig  werden  und  sich  dem  strafenden  Arm  der 
Grerechtigkeit  entziehen. 

In    engem  Zusammenhang  mit    der  Frage   der  Auslieferung  st^t 
die  der  Ausweisung.    Schon  im  Jahre  1885  hatte  daher  Prof.  5!rM«i- 
Turin  darauf  hingewiesen,  dass  es  nützlich  sein  würde,  wenn  sich  das 
Institut    gleichzeitig    auch    mit   dieser    letzteren    Frage    befasste.     Im 
Jahre  1888  wurden  denn  auch   zu  Lausanne    die    für    die  Frage   der 
Ausweisung   massgebenden  wichtigsten  völkerrechtlichen  Grundsätze  in 
Form  von  sechs  Artikeln  beschlossen,  die  jedoch  weit  entfernt  waren, 
die   ganze  Materie    erschöpfend   zu   regeln.     Diese    sollte  vielmehr    in 
ihrem  gesammteu  Umfange  auf  der  Hamburger  Tagung  im  Jahre  1891 
erledigt  werden.   Es  lagen  dem  Institute  damals  bereits  zwei  sehr  aus- 
führliche und  gründliche  Entwjiirfe  nebst  Berichten  vor,    der  eine  von 
FSrattd-Oiraud,    Rath    am    Kassationshofe    zu   Paris,    der   andere  von 
dem  Geh.  Justizrath  und  Prof.  von  Äir-Göttingen.    Der  letztere  Ent- 
wurf  sollte    den  Berathungen  zu  Grunde  gelegt  werden.    Da   sich  in- 
des in  Hamburg   eine    grosse  Meinungsverschiedenheit  darüber   zeigte. 
ob  die  Frage  der  administrativen  Ausweisung  von  Fremden  überhaupt 
eine  völkerrechtliche  Bedeutung  habe  und  nicht  vielmehr  ausschliess- 
lich Sache  des  internen  Staatsrechts  sei,  so  wurde  die  Berathung  und 
definitive  Beschlussfassung   noch   einmal  zurückgestellt.     Die  Mehrheit 
des  Instituts  war  jedoch  schon  damals   der  Meinung,   dass   die  Frage 
der  Ausweisung  zweifellos  auch  durch  völkerrechtliche  Gesichtspunkte 
bedingt    werde    und    dass   daher    an    der  Zuständigkeit    des   Instituts^ 
diese    in  Betracht    kommenden    internationalen  Grundsätze   zu    formu- 
liren,   nicht  zu  zweifeln  sei.     Da  jedoch  offenbar  keine  Aussicht  vor- 
handen ist^  dass  die  Staaten  sich  in  der  Ausübung  ihres  Ausweisangs- 
rechts   an   ein    vertragsmässig    vereinbartes   Reglement    binden    lassen 
würden,   so  hat  das  Institut  auf  die  Form  eines  solchen  verzichtet  und 
sich  darauf  beschränkt,    einen  Inbegriff   von  Grundsätzen    für    die 
Zulassung    und  Ausweisung    von  Fremden    aui^ustell^i ,   wobei 
noch  ausdrücklich  betont  wurde,  dass  durch  deren  Aussprache  keinerlei 
Art  von  Kritik  an  Ausweisungen  geübt  werden  solle,   die  in  der  Ver- 
gangenheit vorgekommen   sind.     Diese  auf  Grund  des  fior'schen  !Ent- 
wurfes  nach  eingehendster,   drei  Sitzungen  füllender  Diskussion  ange- 
nommenen Grundsätze  sind  der  Hauptsache  nach  die  folgenden.    Seinen 
eigenen    Unterthanen   und    solchen  Personen,    die    nach  Verlost    ihrer 
Staatsangehörigkeit  eine  andere  nicht  erworben  haben ,   soll  der  Staat 
grundsätzlich  das  Betreten  seines  Gebietes  und  den  Aufenthalt  in  dem- 
selben nicht  untersagen  (Art.   1   §  2\     Was  die  Zulassung  und  Aus- 
weisung von  Ausländem  betrifft,    so   ist  es  wünschenswerth,  dass  die^ 
selbe  gesetzlich  geregelt  werde  (Art.  2).     Der  freie  Eintritt  von  Aus- 
ländem in  das  Staatsgebiet   kann   jn  genereller   und  dauernder  Weise 
nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  untersagt  werden,  z.  B.  wegen 
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fundamentaler  Verschiedenheit  der  Sitten  und  Kultur  oder  zur  Ab- 
wendung der  Gefahren  einer  Masseneinwanderung ^  dagegen  nicht  mit 
blosser  Rücksicht  auf  den  Schutz  der  nationalen  Arbeit.  Jedoch  bleibt 
jedem  Staate  das  Recht  vorbehalten,  in  Kriegszeiten,  bei  inneren  Un- 
ruhen oder  Seuchengefahr  den  Eintritt  von  Ausländem  zeitweilig  zu 
beschränken  oder  zu  untersagen  (Art.  4).  Eine  übermässig  hohe  Be- 
steuerung des  Eintritts  oder  des  Aufenthalts  der  Ausländer  soll  ver- 
mieden werden.  Alle  wesentlichen  Veränderungen  in  den  Bedingungen 
für  Eintritt  und  Aufenthalt  von  Ausländem ,  einschliesslich  der  die- 
selben betreffenden  Steuern,  sollen  den  Regierungen^  deren  Unterthanen 
in  Frage  kommen,  so  rasch  als  möglich  zur  Kenntniss  gebracht  wer- 
den (Art.  4  §  2).  Einzelnen  Ausländem,  wie  Bettlern,  Landstrei- 
chern, Personen,  die  mit  einer  für  die  öffentliche  Gesundheit  gefähr- 
lichen Krankheit  behaftet  sind,  wegen  schwerer  Verbrechen  bestraften 
oder  des  Begehens  von  solchen  dringend  verdächtigen  Individuen, 
kann  das  Betreten  des  Staatsgebietes  untersagt  werden  (Art.  4  §  B). 
Ausnahmsweise  kann  ein  Staat  Ausländer  nur  zeitweise  und  unter  dem 
Verbot  dauernder  Domizilirung  in  seinem  Gebiete  zulassen;  ein  solches 
Verbot  soll  aber  jedem  Einzelnen,  und  zwar  soweit  möglich  schrift- 
lich, notifizirt  werden  (Art.  4  §  4).  Die  Ausweisung  soll  nie  im 
Privatinteresse,  zur  Verhinderung  eines  berechtigten  Mitbewerbs  oder 
zur  Hemmung  eines  gerichtlichen  Verfahrens,  verhängt  werden,  sondern 
nur  im  Interesse  der  Sicherheit  sei  es  des  ausweisenden,  sei  es  eines 
anderen  durch  das  Verhalten  der  auszuweisenden  Personen  ernstlich 
bedrohten  Staates  (Art.  5  §  1).  Die  Massregeln  der  Ausweisung  und 
der  Auslieferung  sind  unabhängig  von  einander;  die  Verweigerung  der 
Auslieferung  schliesst  keineswegs  den  Verzicht  auf  die  Ausweisung  in 
sich.  Jedoch  soll  Jemand,  der  sich  wegen  eines  Verbrechens  in  das 
Staatsgebiet  geflüchtet  hat,  nicht  durch  Ausweisung  auf  versteckte 
Weise  dem  ihn  verfolgenden  Staat  in  die  Hände  geliefert  werden, 
ohne  dass  dabei  die  für  die  Auslieferung  geltenden  Grundsätze  be- 
achtet wurden  (Art.  5  §  2).  Da  die  Ausweisung  keine  Strafe  ist, 
so  soll  bei  derselben  mit  möglichster  Schonung,  unter  Berücksichtigung 
der  sozialen  Stellung  und  des  Karakters  der  betroffenen  Person,  ver- 
fahren werden  (§  8).  An  Stelle  der  Ausweisung  kann  auch  die 
Intemirung  an  einem  bestimmten  Ort  treten  (§  4).  Die  Auswei- 
sungen sind  sobald  als  möglich  zur  Kenntniss  der  Regierungen  der 
davon  Betroffenen  zu  bringen  (§  5).  Von  allen  Ausweisungen,  selbst 
von  denen,  die  später  rückgängig  gemacht  worden  sind,  soll  periodisch 
der  Volksvertretung  oder  im  Wege  einer  offiziellen  Publikation  Mit- 
theilung gemacht  werden  (§  6).  Jeder  Ausgewiesene  kann  bei  einem 
völlig  unabhängigen  ordentlichen  oder  Verwaltungsgerichtshofe  Be- 
rufung einlegen,  wenn  er  behauptet,  die  Staatsangehörigkeit  zu  be- 
sitzen, oder  sich  darauf  beruft,  dass  seine  Ausweisung  den  Bestim- 
mungen eines  Gesetzes  oder  eines  völkerrechtlichen  Vertrages  zuwider- 
laufe.    Die  Einlegung  der  Berufung  hindert    jedoch    nicht    den    vor- 
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läufigen  Vollzug  der  Ausweisung  (§  7).  Die  einem  Ausweisungsbe- 
fehl Zuwiderhandelnden  können  gerichtlich  verfolgt  und  bestraft 
und  nach  Verbtissung  der  Strafe  zwangsweise  über  die  Grenze 
gebracht  werden  (§  8).  Art.  6  unterscheidet  zwischen  ordentlicher 
Ausweisung,  die  lediglich  einzelne  Personen  betrifft,  und  ausser- 
ordentlicher oder  Massen  aus  Weisung;  die  auf  ganze  Personen- 
klassen Auwendung  findet.  Die  letztere  ist  entweder  eine  endgültige, 
nicht  au  eine  bestimmte  Zeitdauer  gebundene  Massregel  und  soll  als 
solche  nur  durch  ein  Gesetz  oder  eine  von  der  höchsten  Staatsgewalt 
ausgehende  Verordnung  verhängt  und  imter  Belassung  einer  ange- 
messenen Frist  vorher  verkündigt  werden;  oder  sie  ist  eine  blos  zeit- 
weiligO;  im  Falle  eines  Krieges  oder  schwerer  innerer  Unruhen  för 
die  Dauer  dieser  Verhältnisse  oder  eine  im  Voraus  bestinunte  Frist 
getroffene  Anordnung.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  oder  der  veranlassung- 
gebenden VerhiQtnisse  kann  di^  zeitweilige  in  eine  endgültige  ausser- 
ordentliche oder  ordentliche  Ausweisung  verwandelt  werden.  Eine  der 
schwierigsten  Aufgaben  bildete  die  im  Art.  7  imtemommene  Fest- 
setzung der  Fälle^  in  denen  die  Ausweisung  einer  einzelnen  Person 
statthaft  sein  soll.  Die  Mehrheit  des  Instituts  war  mit  dem  Bericht- 
erstatter der  Ansicht;  dass  es  besser  sei;  die  einzelnen  Fälle  au&u- 
führeu;  und  zwar  unter  Ausschliessung  der  nichterwähnten  Grande, 
als  sich  mit  einer  möglicherweise  zu  Willkürlichkeiten  verleitenden 
allgemeinen  Formel  zu  begnügen;  wie  dies  verschiedene  diese  Frage 
regelnde  Gesetze  gethan  haben. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  7  geben  übrigens  den  Staaten  die 
weiteste  Möglichkeit,  sich  aller  ihre  Sicherheit  und  Buhe  gefährdenden 
Ausländer  zu  entledigen.  Es  sollen  nämlich  ausgewiesen  werden 
können:  1)  alle  Ausländer,  die  widerrechtlich  unter  Verletzung  der 
für  die  Zulassung  von  Fremden  geltenden  Bestimmungen  das  Staats- 
gebiet betreten  haben;  jedoch  in  Ermangehmg  eines  anderen  Aus- 
weisungsgrundes nicht  mehr,  nachdem  sie  sich  bereits  sechs  Monate 
im  Lande  aufgehalten  haben;  2)  Ausländer,  die  einem  förmlichen 
Verbot  zuwider  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  im  Staatsgebiet  ge- 
nommen haben;  3)  solche,  die  beim  Ueberschreiten  der  Grenze  mit 
einer  fdr  die  öffentliche  Gesundheit  gefährlichen  Krankheit  behaltel 
waren;  4)  Bettler,  Landstreicher  und  aus  öffentlichen  Mitteln  unter- 
stützte Personen;  5)  die  von  den  Gerichten  des  Landes  wegen  schwerer 
Delikte  verurtheilten  Ausländer;  6)  solche  verurtheilte  Ausländer«  die 
vom  Auslande  wegen  eines  im  ausweisenden  Staate  zur  Auslieferung 
Veranlassung  gebenden  Delikts  verfolgt  werden:  7)  solche,  die  sich 
der  Aufreizung  zu  schweren  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Sicher- 
heit schuldig  machen,  auch  wenn  die  Ausweisung  als  solche  naek 
dem  Gesetz  des  Staates  nicht  strafbar  ist  und  die  Vergehen  nur  im 
Auslande  begangen  werden  sollen;  8)  Ausländer,  die  sich  innerhalb 
des  Staatsgebietes,  sei  es  durch  die  Presse,  sei  es  auf  anderem  Wege. 
Angriffe  gegen  einen    fremden  Staat,   dessen  Herrscher    oder 


Bericht  über  die  14.  Tagung  des  Institut  de  droit  international.    585 

tuBgen  zu  Schulden  kommen  lassen  oder  doch  solcher  dringend  ver- 
dKchtig  sind;  vorausgesetzt,  dass  diese  Handlungen  nach  den  Gesetzen 
des  ausweisenden  Staates,  wenn  von  seinen  Angehörigen  im  Ausland 
gegen  ihn  selbst  begangen,  strafbar  sind;  9)  Ausländer,  die  während 
ihres  Aufenthalts  im  Staatsgebiete  durch  die  ausländische  Presse  den 
Staat,  die  Nation  oder  den  Herrscher  angreifen  oder  beleidigen; 
10)  Ausländer,  die  zu  Kriegszeiten  oder  bei  drohender  Kriegsgefahr 
durch  ihre  Auffiihnmg  die  Sicherheit  des  Staates  gefflhrden.  —  Der 
Ausweisungsbefehl  soll  thatsächlich  und  rechtlich  motivirt  sein  und 
dem  Ausgewiesenen  mitgetheilt  werden,  eintretendenfalls  mit  dem  Hin- 
weis auf  die  Zulässigkeit  einer  Berufong  und  die  dabei  einzuhaltende 
Frist.  Der  Befehl  soll  die  Frist  angeben,  innerhalb  deren  der  Aus- 
gewiesene das  Land  zu  verlassen  hat.  Diese  Frist  soll  nicht  weniger 
als  einen  vollen  Tag  betragen.  Während  derselben  soll  der  in  Frei- 
heit befindliche  Ausgewiesene  keinerlei  Zwangsmassregeln  unterworfen 
werden  (Art.  7,  §  3).  Er  hat  die  Grenze  anzugeben,  über  welche  er 
das  Land  verlassen  will,  und  erhält  eine  Zwangsroute  vorgeschrieben; 
übertritt  er  die  Bestimmungen  derselben,  so  wird  er  zwangsweise  über 
die  Grenze  geschafft  (§  4).  Es  ist  zu  wünschen,  dass  bei  ordent- 
lichen Ausweisungen;  auch  ausser  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  die 
Ausweisung  verbietet,  eine  Berufung  an  ein  imabhängiges  ordentliches 
oder  Verwaltungsgericht  gestattet  werde.  Ein  solcher  Gerichtshof 
würde  nur  über  die  Gesetzmässigkeit  der  Ausweisung  entscheiden, 
einer  Beurtheilung  des  Verhaltens  des  Ausgewiesenen  und  der  Um- 
stände^ welche  die  Regierung  zur  Ausweisung  veranlasst  haben,  da- 
gegen sich  enthalten.  Im  Falle  der  Ausweisung  zu  Kriegszeiten 
(Art.  7  Nr.  10)  findet  eine  Berufung  nicht  statt.  Trotz  eingelegter 
Berufung  kann  die  Ausweisung  vorläufig  vollzogen  werden  (§  6). 

Wenn  eine  Ausweisung  imter  Beobachtung  der  vorstehend  formu- 
lirten  Grundsätze  des  Völkerrechts  erfolgt  ist,  so  können  gegen  die 
Regierung,  welche  sie  verhängt  hat,  keinerlei  diplomatische  Beschwer- 
den erhoben  werden. 

Ausländer,  die  mit  ausdrücklicher  Ermächtigung  ihren  Wohnsitz 
im  Lande  genommen  haben,  können  nur  auf  Grund  der  in  Nr.  7  bis 
10  des  Art.  7  enthaltenen  Bestimmungen  ausgewiesen  werden,  im 
Falle  des  Nr.  6  nur  dann,  wenn  die  im  Auslande  verwirkten  Strafen 
noch  nicht  völlig  verbüsst  oder  erlassen  sind,  oder  wenn  die  von 
einem  ausländischen  Gericht  ausgesprochene  Verurtheilung  auf  einen 
späteren  Zeitpunkt  fUUt,  als  die  Ermächtigung  zur  Errichtung  des 
Domizils.  Bei  der  Ausweisung  von  domizilirten  Ausländern,  die  im 
Lande  ihren  Aufenthalt  oder  eine  Handelsniederlassung  haben,  soll 
stets  Rücksicht  darauf  genommen  werden,  dass  dieselben  in  ihrem 
Vertrauen  auf  die  Gresetze  des  Landes  nicht  getäuscht  werden,  und 
dass  ihnen  die  Möglichkeit  bleibt,  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln  ihre 
Vermögensinteressen  im  Lande  persönlich  oder  durch  einen  freige- 
wählten   Dritten   zu   ordnen    (Art.   8).     Was    das    Anwendungsgebiet 
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aller  dieser  Regeln  über  die  Ausweisung  betrifft,  so  ist  auch  zu  be- 
merken, dass  Art.  3  in  dieser  Beziehung  zwei  allgemeine  Ausnahmen 
statuirU  hat:  sie  gelten  nicht  für  Kolonien ,  in  denen  die  eoropäiscHe 
Zivilisation  noch  nicht  genügend  verbreitet  ist,  und  nicht  in  den 
Fällen,  bei  denen  es  sich  um  Repressalien  oder  Retorsion  handelt. 

Die  sehr  eingehende  Diskussion  des  von  ^r' sehen  Entwürfe  über 
die  x^usweisung  hatte  so  viel  Zeit  in  Anspruch  genommen,  dass  die 
übrigen  Gegenstände  der  Tagesordnung  nicht  mehr  zur  Verhandlung 
gelangen  konnten.  Eine  einzige  Frage,  die  der  definitiven  und 
rechtlichen  Behandlung  der  Küstengewässer  (mj&r  territoriale) y 
über  welche  ein  eingehender  Bericht  des  Engländers  Barclay  und 
mehrere  kürzere  Mittheilungen  anderer  Mitglieder  vorlagen,  war  Gegen- 
stand einer  gründlichen  Kommissionsberathung.  Der  Beschlussfassung 
des  Plenums  können  die  Arbeiten  auch  dieser  Kommission  erst  auf  der 
nächsten  Tagung  unterbreitet  werden,  welche  i.  J.  1894  stattfinden 
wird. 

RecJitsprecliung. 
Deutschland/ 

A.  Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-. 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Oertliches  Recht  für  die  Wirku7igen  eines   Vertrages. 

Die  von  Wissenschaft  und  Rechtsprechung,  insbesondere  der  Recht- 
sprechung des  Reichsoberhandelsgerichts  und  des  Reichsgerichte  (vgl. 
Entsch.  d.  Reichsgerichts  Bd.  4  S.  246,  Bd.  6  S.  131,  Bd.  9  S.  225, 
Bd.  12  S.  35,  Bd.  14  S.  239  und  Bd.  20  S.  339,  ferner  diese  Zeit- 
schrift Bd.  I  S.  54,  212)  vertretene  Auffassung,  dass  über  die  Frage, 
nach  welchem  örtlichen  Rechte  die  aus  dem  Vertrage  entspringenden 
Rechtsverhältnisse  zu  beurtheilen  seien,  in  erster  Reihe  der  Wille  der 
Vertragsschliessenden  und,  wo  ein  solcher  nicht  erkennbar  ist,  das 
Recht  des  Erfüllungsortes,  nicht  das  am  Orte  des  Vertragsschlusses 
geltende  zur  Anwendung  komme,  wurde  auch  festgehalten  in  einem 
in  den  Annalen  der  grossh.  bad.  Gerichte  1892  8.  236  ff.  mitgetheil- 
ten  Urth.  des  Reichsgerichts  vom  15.  Januar  1892. 

Rechtsgültigkeit  einer   Verpfändung, 

Die  Frage,  ob  die  Verpfändung  (von  Kuxen  einer  Dachschie^^r- 
gesellschaft)  mit  Rücksicht  auf  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Formen 
als  gültig  anzusehen,  bezw.  auch  Dritten  gegenüber  wirksam  sei 
und  deshalb  ein  Aussonderungsrecht  begründe,  ist  nach  dem  Recht 
desjenigen  Ortes  zu  beurtheilen,  an  welchem  sich  die  verpfllndeten 
Gegenstände  zur  Zeit  der  Verpfändung  befanden.  Urth.  d.  R.G.  vom 
24,  April   1891   {Bolxe,  Praxis  etc.  Bd.   12  S.   5). 
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Werkverdingung  oder  Kauf, 

Ein  Berliner  bestellte  bei  einem  Hamburger  Fabrikanten  eine 
Lackir-  und  Gummirmaschine.  Für  den  Rechtsstreit  war  es  erheblich, 
ob  Werkverdingung  oder  Kauf  anzunehmen.  Das  gemeine  Recht  be- 
handelt den  Vertrag,  wenn  die  Sache  aus  dem  Material  des  Unter- 
nehmers herzustellen  ist^  als  Kauf,  das  A.L.R.  auch  in  diesem  Falle 
als  Werkverdingung.  A.L.R.  I  11  §  926;  §  4  J.  cfe  locat  et  cond. 
(3.  24);  L.  2,  §  1  D.  locati  conducti  (19.  2);  L.  65  D.  de  contr. 
emt.  (18.  1).  —  Die  Frage,  welche  rechtliche  Natur  der  Vertrag  hat, 
kann  nicht  verschieden  beantwortet  werden,  je  nachdem  es  sich  um 
die  Verpflichtungen  des  Beklagten  oder  um  die  des  Klägers  handelt. 
Da  der  Umstand,  von  welchem  die  Entscheidung  der  Frage  abhängt, 
sich  unter  der  Herrschaft  des  gemeinen  Rechts  (Hamburg)  zu  voll- 
ziehen hatte,  so  liegt  es  nahe,  die  Frage  nach  diesem  zu  beantworten, 
auch  wenn  der  Beklagte  damit  erst  vollständig  erfüllte,  dass  er  die 
in  Hamburg  gebaute  Maschine  in  Berlin  montiren  liess.  Dass  es  sich 
übrigens  bei  dem  Montiren  um  mehr  als  eine  Nebenleistung  handelte, 
erhellt  nirgends.  Urth.  d.  R.G.  v.  13.  Mai  1891  (Bolze,  Praxis  etc. 
Bd.   12  S.  5). 

Oeriliches  Recht  des  Erfüllungsortes  in  Bezug  auf  die  Wirksam- 
keit einer  von  einem  Minderjährigen  abgegebenen,  naeh  erreichter 
Volljährigkeit  genehmigten  Willenserklärung. 

Konform  mit  dem  Urtheile  vom  15.  März  1892  (s.  oben  S.  477) 
hat  das  Reichsgericht  auch  in  einem  Urtheile  vom  29.  Mai  1892 
(Jur.  Wochenschr.  S.  317)  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  für  die 
Beurtheilung  der  rechtlichen  Bedeutung  von  Willenserklärungen,  welche 
ein  Minderjähriger  abgegeben  und  nach  erlangter  VoUjiÜirigkeit  in 
Bezug  auf  ein  zu  erfüllendes  Rechtsgeschäft  bestätigt  hat,  das  Recht 
des  Erfüllungsortes,  nicht  das  seine  HandlungsfUhigkeit  während  der 
Minderjährigkeit  bestimmende  Recht  des  Domizils  entscheide. 

Anweisung  (Assignation) , 

Das  Berufungsgericht  will  die  Frage,  ob  eine  Anweisung  des  H. 
an  die  Kunden,  an  Sch.'s  Neffe  zu  zahlen,  die  Wirkung  habe,  die 
Forderung  zu  erledigen,  nach  Frankfurter  Recht  beurtheilen,  weil  in 
Frankfurt  a.  M.  der  Gemeinschuldner  zu  erfüllen  gehabt  hätte.  Allein 
dieser  Massstab  ist  unrichtig.  Die  Drittschuldner  wohnen  in  Oester- 
reieh.  Die  Frage,  ob  die  angeblich  vorliegenden  Handlungen  geeignet 
gewesen  seien,  eine  dem  Gemeinschuldner  zustehende  Forderung  auf 
die  Klägerin,  eine  Wiener  Firma,  zu  übertragen,  kann  nur  nach 
ÖBterr.  Rechte  beurtheilt  werden.  Nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch 
§  1408  gilt  aber  dem  Assignatar  die  Assignation  als  Abtretungs- 
urkunde, wenn  der  Assignant  seinem  Schuldner  als  Assignaten  die 
Zahlung  nur  in  eben    dem  Masse,    als  er  sie  ihm    zu  leisten  schuldig 
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war,    anftrSgt    und    den    Assignatar    an    ihn    zum    Empfang   anweist 
ürth.  d.  R.G.  v.  27.  Mai  1891   {Bolze,  Praxis  etc.  Bd,  12  8.  6). 

Vertretungsbefugniss  des  Ehemanns   v/nd  Handlungsfähigkeit  der 

Frau,  —  Bayerische  Offiziere. 

Die  Beklagte  hatte  einem  Berliner  Rechtsanwalt  Vollmacht  ertheilt 
für    die    die    Auseinandersetzung    mit    ihrem    Ehemanne    betreffenden 
Rechtsgeschäfte,  insbesondere  zum  Abschluss  von  Vergleichen  und  Ver- 
trägen aller  Art.     Der  Rechtsanwalt  hatte  dem  Kläger  eine  ProYision 
von  3000  Mark  versprochen,    wenn  derselbe    zwischen    der  Beklagten 
und    ihrem  Ehemanne    einen  Vergleich    zu  Stande    bringe.     Der  Ver- 
gleich ist  zu  Stande  gebracht   in  Bezug  auf  das  Kind^   das  VermSgeo 
und    andere    die    Ehescheidung    betreffende    Punkte,     der    Beklagten 
wurde    auch    der    ihr    nach    dem  Vergleich    zukommende   Antheil  an 
dem    hinterlegten    Vermögen    ausgeantwortet.     Die    Beklagte    ist  zur 
Zahlung   der  Provision  bedingt  verurtheilt,    Revision  zurückgewiesen. 
Die    Beklagte    war    zur  Zeit  der  Ausstellung   der  Vollmacht    und  des 
Reverses  mit  einem  bayerischen  OMzier,    welcher  in  Neu-Ulm    seinen 
Wohnsitz    hatte,    verheirathet.       Nach    der    bayerischen    Yerordniuig 
vom    11.  Juni  1816,    die    in    Zivilsachen    gegen    Militärpersonen   an- 
zuwendenden Gesetze   betreffend^),    soll  mit  Ausnahme  der  dinglichen 
und    possessorischen   Klagen,    der   Klagen    aus    einem    Vertrage,   den 
Folgen    einer  unerlaubten  Handlung    und   hinsichtlich    der  Form   und 
Solennität  einer  Handlung,    in  Ansehung   der  Klagen    gegen  Offiziere 
und  für  deren  Rechtsgeschäfte,   welche  nach  den  Gesetzen  des  Wohn- 
sitzes zu  entscheiden  sind,    der  bayerische  Maximilianische  Zivilkodex 
der  Entscheidung  zu  Grunde  gelegt  werden.     In   diesen  Verhältnissen 
gilt  für  die  Offiziere,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  jeweiligen  Aufenthalt, 
das  Bayerische  Landrecht  als  Gesetz  des  Wohnorts.     Da  nun   das  an 
dem  Wohnorte  des  Ehemanns  geltende  Recht  für  die  Beurtheilung  der 
Vertretungsbefugniss    des  Ehemanns    und   die    Handlungsfähigkeit   der 
Ehefrau  massgebend  ist^    so  war    nach  bayerischem  Landrecht    zu  be- 
urtheilen,    ob  die  Vollmacht,    welche  die  Beklagte    ohne  Zustimmung 
ihres  Ehemanns  dem  Berliner  Rechtsanwalt  ertheilt  hatte,   gültig  war, 
so  dass  sie  durch  dessen  Versprechen  verpflichtet  wird.     Ürth.  d.  R.G. 
V.  6./21.  Mai  1891   {Bolxe,  Praxis  etc.  Bd.  12  S.  6). 

Gesetz  des  Thatortes  bei  Deliktsansprüchen  oder  Ansprüchen  aus 

Quasidelikten,     SckiffskoUision, 

„Geht  man  davon  aus,  dass  der  Deliktsanspruch  oder  der  An- 
spruch aus  einem  Quasidelikt,  hier  aus  einer  in  einem  russischen 
Binnengewässer  stattgehabten  Schiffskollision,  nach  dem  Gesetze  des 
Thatortes  erworben  wird,    so    dass    der  einmal  erworbene  Anspruch 


1)  Bayer.  Beg.B].  1816  S.  388;   s.  auch  Böhm,    Baver.  Ges.    zur  Ana- 
führung  der  Reichs-Zivilprozessordnung  und  Konkursordnnng,  S.  129  f. 
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dann  auch  bei  dem  Gericht  eines  anderen  Staates^  also  auch  bei  einem 
dentschen  Gericht  verfolgt  werden  kann^  wenn  bei  diesem  ein  Ge- 
richtsstand gegen  den  Pflichtigen  begründet  ist;  so  schliesst  das  nicht 
anS;  dass  der  deutsche  Kichter  den  nach  dem  ausländischen  Gesetz 
begründeten  Anspruch  abweist^  weil  das  deutsche  Gesetz  streng  posi- 
tiven und  zwingenden  Karakters  aus  dem  vorliegenden  Thatbestand 
einen  Anspruch  wie  den  geklagten  nicht  entstehen  lässt  und  solchem 
anderwärts  entstandenen  Anspruch  die  Anerkennung  versagt.  Dann 
hat  aber  die  Abweisung  nicht  die  Bedeutung  eines  Urtheils^  welches 
den  Anspruch  an  sich  betrifft,  sondern  nach  der  massgebenden  Be- 
gründung nur  die  Bedeutung,  dass  demselben  innerhalb  des  Deutschen 
Reiches  keine  Folge  gegeben  wird;  der  Kläger  wird  also  nicht  be- 
hindert und  soll  durch  das  Urtheil  nicht  behindert  werden,  seinen  ein- 
mal erworbenen  Anspruch  vor  den  Gerichten  eines  dritten  Staates  zu 
verfolgen,  wenn  dort  ein  Gerichtsstand  gegen  denselben  Beklagten  be- 
gründet ist  und  wenn  das  Gesetz  dieses  dritten  Staates  die  Verfol- 
gung dieses  Anspruchs  bei  seinen  Gerichten  zulässt:  mag  auch  sonst 
dieser  dritte  Staat  die  rechtskräftigen  Urtheile  deutscher  Gerichte  an- 
erkennen.^ Von  Bolxe  mitgeth.  Urtheil  des  Reichsgerichts,  Ziv.-Sen.  I 
114/92,  vom  9.  Juli  1892  im  sächsischen  Archiv  ftir  bürgerliches  Recht 
und  Prozess,  Bd.  2  S.  448. 

Konnossement. 

1.  Agenten  des  Beklagten  in  Savannah  hatten  für  denselben  ein 
Konnossement  gezeichnet.  „Bei  der  Auslegung  des  Konnossements- 
vermerks [«Äippei^J  kommen  aber  fUr  die  Frage  der  Verpflichtung  des 
Lloyd  [für  Güter,  welche  zum  Transport  von  Savannah  nach  Baltimore 
und  von  dort  nach  Umladung  auf  Dampfer  des  Beklagten  bestimmt 
sind]  aus  dem  Konnossement  die  gleichen  Grundsätze  in  Betracht,  welche 
bei  dem  in  den  Entscheidungen  des  R.G.  Bd.  20  Nr.  13  angeführten 
Falle  Anwendung  gefunden  haben.  Ob  nach  amerikanischem 
Recht  der  Beklagte  nur  wegen  solcher  Güter  in  Anspruch  genommen 
werden  könnte,  welche  in  den  Besitz  seiner  Agenten  übergegangen, 
und  er  für  Konnossemente,  welche  von  den  Agenten  flllschlich  ge- 
zeichnet worden,  nicht  haftet  (vgl.  Parsons,  treatise  on  the  Law  of 
skipping  I  p.  187),  mag  dahingestellt  bleiben,  da  (in  Uebereinstimmung 
mit  der  erwähnten  Entscheidung  des  R.G.  und  der  Entscheidung  des 
vormaligen  Reichs-Oberhandelsgerichts  Bd.  25  S.  198  ff.;  vgl.  ferner 
Jur.  Wochenschr.  v.  1892  S.  61  Nr.  20)  davon  auszugehen  ist,  dass 
im  vorliegenden  Falle  deutsches  Recht  als  das  an  dem  Orte,  an 
welchem  die  Verpflichtung  aus  dem  Konnossement  zu  erfüllen  war, 
Bremen,  geltende  Recht  Anwendung  zu  finden  hat^  (Hans.  O.L.G., 
Zivilsenat  11^  22.  März  1892  i.  S.  Brummer,  Schröder  und  Cie.  in 
Amsterdam  gegen  den  Norddeutschen  Lloyd  in  Bremen ;  Hans.  Gto.Ztg. 
Hauptbl.  1892  Nr.  34). 

2.  In  der  Nacht  vom  14/15.   Dezember  1890  ist  aus  dem  Frisch- 
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wmsserUuik  des  in  Santoe  li^euden  deutscliea  Daa^fers  .»Amazonas^ 
Wasser  in  den  Yordemum  gedrungen  und  hat  dort  lagernden  Kaffee 
beschldigt.  Die  Konnossementsinhab«  erhoben  daraus  Anqiriieke, 
wurden  jedoch  abgewiesen,  weil  die  Beklagte  sich  Ton  ^^ferih  of 
navigation'^*  in  den  Konnossementen  fireigezeichnet  hatte.  In  den 
Gründen  heisst  es:  .Dass  der  Ausdruck  „perüs  of  navi^wn"  sich 
deckt  mit  dem  deutschen  Ausdruck  ^6e£üiren  der  Seeschiffahrt'*,  nimim 
das  Landgericht  [Hamburg]  im  Anschluss  an  die  reichsgerichdicke 
Entscheidung  Bd.  11  S.  106  mit  Becht  an,  und  es  ist  darnach  die 
Berufung  auf  perü  of  nacigation  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass 
der  Unfall  sich  ereignete,  als  das  Schiff  noch  im  Hafiea  mit  Ein- 
nahme der  T^idung  beschäftigt  war  ....  Dass  die  englische  Rechts- 
auf&ssung  eine  andere  sei,  ISsst  sich  aus  dem  klägerischerseits  ao^ 
führten«  bei  Priiehard  I  S.  529  abgedruckten  Satz  aus  dem  Urtheil 
Layeroni  v.  Drury  nicht  entnehmen  ....  Es  kommt  übrigens  im 
vorliegenden  Falle  nicht  englisches  sondern  deutsches  Recht  zur  Ab- 
Wendung  (vgl.  die  angeführte  Entschradung  des  Beichsgerichts  Bd.  11 
S.  100  ff.)*^.  Hans.  O.L.G.  Zivüsenat  I,  8.  Februar  1892,  i.  S.  ^•^ 
und  Colves  gegen  Hamburg-Südamerikanische  DampfischiffahrtsgeseU- 
schaft  (Hans.  Ger.Ztg.  Hauptbl.  1892  Nr.  20  S.  64). 

Hülfslohn, 
Mitgetheilt  von  flerm  Amtsrichter  Dr.  MüitUUin  in  Hamburg. 

Der  Dampfer  der  KliKgerin  ^.Italia'^  war  bei  der  Beklagten  ver- 
sichert. Auf  der  Reise  nach  New- York  hat  ihm  ein  anderer  Dampfer 
der  Klägerin  ,, Geliert *"  Hülfe  in  Seenoth  geleistet.  Der  Distrikt  Court 
in  New- York  hat  als  salvage  (Hülfelohn)  25  000^  festgesetzt,  nlSmlich7000 
für  Schiffer  und  Mannschaft  des  ,,Grellert'^  und  den  Rest  für  dessen  Eligen- 
thümerin.  In  New- York  ist  eine  Havariegrosse  aufgemacht  und  die 
Salvage  dispachirt.  Beklagter  als  Kaskoversicherer  der  ,,Italia''  hat 
die  Zahlung  desjenigen  Theils  des  dispachirten  Hülfslohnbetrages  Te^ 
weigert,  welcher  der  Klägerin  in  ihrer  Eigenschaft  als  EigenthümeriB 
des  ,, Geliert''  zufliessen  würde.  Diese  Verweigerung  ist  vom  Land- 
gericht Ebmburg  sowie  dem  B[ans.  O.L.G.  Zivilsenat  II  am  9.  Fe- 
bruar 1892  für  begründet  erklärt.  Letzteres  Gericht  führt  u.  a.  ans: 
„Nach  deutschem  Rechte  wäre  die  Erwerbung  eines  Berg-  oder 
Hülfslohnanspruches  des  Rheders  gegen  sich  selbst  undenkbar,  weil 
einem  allgemeinen  Rechtsgrundsatz  widersprechend.  Unter  den  „dritten 
Personen '',  welchen  nach  Art.  742  des  H.G.B.  für  die  Thätigkeit  gegen 
den  Rheder  eines  Schiffes  ein  Anspruch  auf  Bergelohn  oder  Hülislohn 
.erwächst^  ist  wohl  die  Schiffsbesatzung  des  rettenden  Schiffes,  wenn 
letzteres  demselben  Rheder  gehört,  niemals  aber  letzterer  selbst  in- 
begriffen. Er  kann  sich  nicht  selbst  als  dritte  Person  gegenüberstehen. 

Hiemit  stimmt  das  englische  Recht  durchaus  überein.  Im  An- 
schluss vorzugsweise  an  die  englische  Judikatur  in  den  Fällen  Thi 
Sappho,  T?ie  Miranda  und    The  Maria  Jane  verneinen   die    englischen 
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Schriftsteller;  welche  sich  mit  dieser  Frage  beschäfltigen,  übereinstim- 
mend die  Möglichkeit;  dass  bei  Bettung  eines  Schiffes  durch  ein  dem- 
selben Rheder  gehöriges  Schiff  aas  Seenoth  dem  Rheder  betreffs  des 
geretteten  Schiffs  ein  Anspruch  auf  salvage  entstanden  sein  könne 
(vgl.  Jones,  The  Law  of  Salvage  8.  28;  Smith,  Mercantile  Law, 
9.  Aufl.  S.  326  u.  327;  Maude  and  Pollock,  TJie  law  of  merchant 
skipping,  4.  Aufl.  S.  649  u.  650;  Carver,  Garriage  hy  Sea,  S.  337 
11.  338;  Pritchard,  Digest  of  Ädmiralty  and  Maritime  Law,  3.  Aufl. 
Bd.  2  S.  1802  Nr.  202,  S.  1803  Nr.  208). 

Aus  den  amerikanischen  Schriftstellern  Kent,  Commentaries 
on  American  Law,  12.  Aufl.,  Flanders,  A  Treatise  of  m^ritim^ La/Wj 
und  Parsons,  A  Treatise  on  maritime  Law  .  .  .  hat  das  Gericht 
über  die  von  der  Klägerin  behauptete  Abweichung  des  amerikanischen 
Rechts  vom  deutschen  und  englischen  Recht  in  der  hier  fraglichen 
Beziehung  nichts  festzustellen  vermocht.  Einer  weiteren  Unter  suchung; 
insbesondere  einer  Beweiserhebung  über  die  Behauptung  der  Klägerin 
bedurfte  es  indessen  nicht,  da  die  oben  angeführten  Gründe  gegen  die 
Berechtigung  des  Klageanspruchs  unabhängig  sind  von  dem  Inhalte 
des  amerikanischen  Rechts  über  Gewährung  von  salvage^, 

Deutsche  Chartepariie  in  englischer  Sprache. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelstein  in  Hamburg. 

„Da  hier  eine  Charter  vorliegt,  die  in  Hamburg  zwischen  einem 
hamburgischen  Schiffsmakler  und  einem  hamburgischen  Befrachter  ab- 
geschlossen und  auf  deutschem  Gebiet  zu  erfüllen  ist,  so  kann  der 
umstand,  dass  die  Charter  in  englischer  Sprache  abgefasst  ist, 
nicht  dahin  führen,  die  aus  dieser  Charter  sich  ergebenden  Rechte 
und  Verpflichtungen  nach  englischem  Rechte  zu  beurtheilen.  Ist 
aber  deutsches  Recht  massgebend,  so  ist  mit  dem  Landgericht  an 
der  bisherigen  Rechtsprechung  festzuhalten,  dass  die  Bestimmung 
„o«  far  OS  she  mny  safely  get'^  bezw.  wie  im  vorliegenden  Falle 
„or  so  near  thereunto  as  the  may  safely  get  always  afloat^^  das 
Schiff  zwar  zum  Ableichtem  vor  EiTeichung  des  chartepartiemässigen 
Bestimmungsorts,  aber  nicht  zur  Forderung  der  [dadurch  entstandenen] 
Leichterkosten  von  dem  Empülnger  berechtigt."  (Aus  einem  Urtheil 
des  Hans.  O.L.G.  Zivilsenat  III,  30.  Januar  1892  i.  S.  Simpson  als 
etc.  gegen  G.  J.  H.  Siemers  und  Co.;  Aktenzeichen:  Bf.  III  233/91.) 
Vgl.  ob.  Bd.  1  S.  364  Abs.  5. 

Alis-  und  Zurückweisung  von  Ausländem. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelstein  in  Hamburg. 

lieber  die  Befugniss  von  Aus-  und  Zurückweisung  von  Ausländern 
spricht  sich  ein  Urtheil  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts,  Zivil- 
senat n,  7.  Januar  1892  (Bf.  11,  215/91)  folgendermassen  aus: 

..  Abgesehen  von  den  Fällen,  in  welchen  durch  Staatsverträge  be- 

Zeitochrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafrecht  etc.,  Band  11.  4Q 
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sondere  Bestimimingen  getroffen  sind^),  steht  einem  AnaUbuder  em 
Recht  daranC  dass  er  seinen  Aufenthalt  innerhalb  des  [fremden^  Staats- 
gebietes nehme^  nicht  zn'),  sondern  er  wird  im  Staate  nnr  geduldet 
Nach  Yölkerrechtlichen  Grrnndsatzen  ist  aber  dem  Fremden  der 
Aufenthalt  im  Staatsgebiete  nicht  zu  versagen,  insofern  dieser  Aufenthah 
nicht  den  Interessen  des  Staates  zuwiderläufL  Ist  letzteres  der  Fsll 
—  und  zu  prüfen^  ob  solches  der  Fall,  ist  Sache  der  zuständigen 
Organe  des  Staates  —  so  kann  nach  staatsrechtlichen  wie  nach  volker- 
rechtlichen Grundsätzen  der  Staat  den  Aufenthalt  des  Fremden  inner- 
halb des  Staatsgebietes  durch  Ausweisung,  ebenso  aber  auch  durdi 
Zurückweisung  von  der  Lande^prenze  verhindem.  Es  ist  nicht  ab- 
zusehen, weshaib  der  Staat  verpflichtet  sein  sollte,  einer  Po^on,  xa 
deren  Ausweisung  er  sofort  schreiten  würde,  zunächst  einmal  das  Be- 
treten des  Staatsgebietes  zu  gestatten  (vgl.  die  Ausfuhrungen  bei 
Laband,  Staatsrecht  I  S.  144:  Meier,  Verwaltungsrecht  I  S.  143). 
Nun  ist  dem  Landgerichte  allerdings  zuzugeben,  dass  ein  Unterschied 
zu  machen  ist,  je  nachdem  das  Betreten  des  Landes  ^olgt,  um  dort 
einen  längeren  oder  kürzeren  Aufenthalt  zu  nehmen  oder  zu  dem 
Zwecke  der  Durchreise.  Im  letzteren  Falle  wird  in  den  selteneren 
Fällen  ein  Interesse  des  Staates  vorliegen,  das  Betreten  des  Landes 
durch  den  Fremden  zu  untersagen,  aber  im  Prinzip  wird  ihm  das 
Recht  nicht  abgesprochen  werden  dürfen,  das  Betreten  des  Landes 
seitens  eines  Fremden,  auch  wenn  es  nur  zum  Zwecke  der  Durchreise 
erfolgt,  zu  verhindern,  £&lls  letzteres  den  staatlichen  Interessen  zuwider- 
läuft (vgl.  MoM,  Polizeiwissenschaft  lH,  S.  105  ff).  Kommen  aber 
für  die  Befhgniss  des  Staates,  einen  Fremden  auszuweisen,  und  für 
diejenige,  den  Fremden  von  der  Ghrenze  zurückzuweisen  und  dadurch 
an  dem  Betreten  des  Landesgebietes  zu  verhindern,  die  gleichen  Ge- 
sichtspunkte in  Betracht,  beruhen  beide  Befugnisse  auf  derselben 
Grundlage,  der  Stellung  des  Staates  den  Fremden  gegenüber  im  Gfegen- 
satz  zu  derjenigen,  welche  er  zu  den  Staatsangehörigen  einnimmt,  so 
sind  auch  mangels  besonderer  Bestimmungen  diejenigen  Behörden, 
welche  für  die  Ausweisung  von  Fremden  zuständig  sind  —  also  in 
Hamburg  die  Polizeibehörde  —  zuständig  für  die  Zurückverweisung 
des  Fremden.  ...  Zu  den  Gründen,  welche  dem  Staat  zur  Ausweisung 
eines  Ausländers  ausreichende  Veranlassung  geben,  gehört  aber  auch 
die  Thatsache,  dass  der  Ausländer  beim  Aufenthalt  im  Staatsgebiete 
der  Armenpflege  des  Staates  zur  Last  fallen  werde,  und  gerade 
dieser  Grund  ist  im  vorliegenden  Falle  für  das  Einschreiten  der 
Polizeibehörde  massgebend  gewesen.  .  .  . 

...  Zu  den  Angelegenheiten,    welche    nach    Art.  4    der  Reichs- 
verfiassimg    der   Gesetzgebung   des    Beiches    unterliegen,    gehört    aller- 


2)  VgL  ob.  Bd.  I  S.  110  ff.,  den  deutsch-schweizerischen  Niederlaaauag»- 
vertrag,  bes.  Art.  4  (Anna,  des  Einsenders). 

3)  Vgl.  ob.  Bd,  II  S.  241  Abs.  2,  die  Ausfahnmg  von  Pfiier  (Anm.  des 
Einsenders), 
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dings  auch  die  Fremdenpolizei.  In  der  durch  Art.  4  der  Reichs- 
verfassung der  Reichsgesetzgebung  vorbehaltenen  Angelegenheiten  ist 
indessen  das  Eintreten  der  Landesgesetzgebung  nur  ausgeschlossen^ 
wenn  das  Reich  fttr  die  dahin  gehörenden  Gegenstände  bindende 
Normen  aufgestellt  hat.  Das  ist  hinsichtlich  der  Ausländem  gegen- 
über bestehenden  Ausweisungsbefugniss  nicht  geschehen,  insbesondere 
ist  auch  nicht  durch  das  Gesetz  Über  das  Passwesen  vom  12.  Ok- 
tober 1867  eine  allgemeine  Regelung  dieser  Materie  erfolgt  (vgl.  dies- 
bezüglich Laband,  Staatsrecht  S.  623  und  Entscheidung  des  lY.  Straf- 
senats des  Reichsgerichts^  Entscheidung  in  Strafsachen  Bd.  12  Nr.  50^) ^ 
demnach  ist  die  Kompetenz  der  Landesgesetzgebung^  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Ausweisung  von  Nichtreichsangehörigen  zu  treffen^ 
nicht  zu  beanstanden  ..." 

Oerichtsstand  des  Vermögens  nach  §  24  d.  deutschen  Z,P,0. 

Die  Bestimmung  des  §  24  d.  deutschen  Z.P.O.,  wonach  für 
Klagen  wegen  vermögensrechtlicher  Ansprüche  gegen  eine  Person^ 
welche  im  Deutschen  Reiche  Wohnsitz  hat,  das  Gericht  zuständig  ist^ 
in  dessen  Bezirke  sich  Vermögen  derselben  oder  der  mit  der  Klage 
in  Anspruch  genommene  Gegenstand  befindet  ^  findet  auch  dann  An- 
wendung^ wenn  Kläger  durch  unerlaubtes  Verhalten  bewirkt  hat^  dass 
sich  Vermögen  des  Beklagten  im  Inlande  befindet.  Urtheil  des  Reichs- 
gerichts, I.  Ziv.-Sen.,  vom  11.  Mai  1892  (Jur.  Bl.  1892  S.  477). 

Die  Firma  P.  in  Prossnitz  in  Mähren  bestellte  am  31.  Mai  1890 
bei  dem  damals  in  Prossnitz  anwesenden  Kau^ann  M.  aus  Berlin 
verschiedene  Plüschwaaren  zu  vereinbarten  Preisen  franko  Zoll.  Ein 
Theil  wurde  geliefert  und  gezahlt.  Die  Annahme  der  Restsendung 
wurde  aber  verweigert,  weil  dieselbe  unverzollt  und  verspätet  wäre. 
Da  eine  Einigung  nicht  zustande  kam,  so  liess  M.  die  noch  in  den 
Händen  der  Eisenbahnverwaltung  befindliche  Waare  nach  Berlin 
zurückkommen  und  erhob  dann  bei  dem  Landgericht  I  Berlin  gegen 
P.  Klage  auf  Zahlung  des  Kaufpreises.  Die  Zuständigkeit  des  an- 
gerufenen Gerichts  gründete  er  darauf,  dass  sich  in  Berlin  Vermögen 
der  ausländischen  Geklagten,  nämlich  die  refusirte  Waare,  befinde.  In 
der  Berufungsinstanz  wurde  die  Klage  wegen  Unzuständigkeit  des 
Landgerichts  I  in  Berlin  abgewiesen.  Das  Berufungsgericht  nahm  auf 
Grund  zweier  Briefe  des  Klägers  an,  dass  derselbe  lediglich  darauf 
ausgegangen  sei,  sich  durch  den  Rücktransport  der  Waare  nach  Berlin 
einen  ihm  vortheilhaften  Gerichtsstand  ftir  die  gegen  den  Geklagten 
anzustellende  Klage  zu  verschaffen.  Da  der  EJäger  zu  einer  solchen 
Massregel  nach  Art.  343  des  Handelsgesetzbuches  nicht  berechtigt  ge- 
wesen, so  sei  darin  ein  Akt  unerlaubter  Selbsthülfe  zu  finden,  aus 
welcher   der  Kläger  Rechte   nicht  erwerben  könne,    insbesondere  auch 


4)  Vgl.  ob.  Bd.  I  S.  695—696  die  Entscheidung   des  Strafsenates  des 
Hans.  O.L.G.  (Anm.  des  Einsenders). 

40* 
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nicht  hinsichtlich  des  Gerichtsstandes  für  die  vorliegende  Elage.  Auf 
die  Revision  des  Klägers  hob  das  Reichsgericht  das  Berufongsurtkeil 
auf,  indem  es  begründend  ausführte:  Der  für  Klagen  wegen  vermogeos- 
rechtlicher  Ansprüche  im  §  24  der  Zivilprozessordnung  gegebene 
Grerichtsstand  des  Vermögens  ist  lediglich  an  das  objektive  Bestehen 
der  Voraussetzungen  geknüpft,  dass  der  Geklagte  keinen  Wohnsitz  im 
Deutschen  Reiche  habe,  und  dass  sich  im  Bezirke  des  angerufenen 
Gerichts  Vermögen  des  Geklagten  oder  der  mit  der  Klage  in  Anspruch 
genommene  Gegenstand  befinde.  Wie  die  Motive  zu  §  24  a.  &.  0. 
ergeben^  wurzelt  diese  Vorschrift  im  öffentlichen  Prozessrecht,  da  sie 
bezweckt,  die  Gläubiger  der  im  Auslande  wohnenden  oder  im  Inlande 
ohne  Domizil  sich  umhertreibenden  Schuldner  zu  schützen.  Daraus 
folgt,  dass  der  privatrechtliche  Grundsatz,  wonach  Niemand  sieh 
durch  unerlaubtes  Verhalten  Rechte  für  sich  erwerben  kann  (§3512 
des  Allgemeinen  Landrechts),  nicht  benutzt  werden  darf,  um  diesen 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechts  gegebenen  Grerichtsstand  auszn- 
schliessen,  falls  dessen  objektive  Voraussetzungen  vorliegen. 

Einrede  der  Rechtshängigkeit  im  Auslände. 
Mitgetheilt  von  Amtsrichter  Dr.  Mittelstem  in  Hamburg. 

In  der  oben  Bd.  II  S.  387  ff.  mitgetheilten  Sache  hat  das  Beieb- 
gericht  Zivilsenat  I  am  26.  Januar  1892  die  beklagtische  Revision  veiwoi- 
fen  (Hans.  G^r.-Zeitg.  Beibl.   1892  Nr.  108)  aus  folgenden  Grttnd«i: 

„Die  Voraussetzungen  der  Rechtshängigkeit  liegen  an  sich  toi. 
Denn  es  ist  imbedenklich,  dass  die  Einrede,  der  Rechtsstreit  sei  be- 
reits „anderweit"  anhängig  gemacht  (§  235  Abs.  2  Ziff»  1  der  Z.F.O.)t 
auch  auf  die  Klageerhebung  bei  einem  ausländischen  Gericht  ge- 
gründet werden  kann  (Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichts 
Bd.  8  S.  167,  Bd.  19  S.  417). 

Der  Berufungsrichter  zieht  dies  auch  nicht  in  Zweifel.  Er  grttnd^ 
die  Verweriimg  der  Einrede  darauf,  dass  in  solchem  Falle  die  Ein- 
rede nur  soweit  durchgreife,  als  das  in  dem  auswärtigen  Verfahren 
ergehende  Urtheil  die  Geltendmachung  desselben  Anspruchs  vor  den 
Gerichten  des  Inlandes  ausschliessen,  weil  es  im  Inlande  voll- 
streckbar sein  und  ihm  deshalb  der  Einwand  der  recht skrSftig 
entschiedenen  Sache  entgegenstehen  würde.  Er  verneint  dies  vor- 
liegend, indem  er  feststellt,  dass  die  Gegenseitigkeit  für  die  Voll- 
streckung deutscher  Urtheile  in  Ungarn  nicht  verbürgt,  die  VerbUrgung 
nicht  nachweisbar,  von  dem  Beklagten  der  Nachweis  auch  nicht  ein- 
mal versucht  sei  (§  661  Nr.  5  Z.P.O.). 

Diese  Feststellung  rechtfertigt  die  getroffene  Entscheidung.  Dv 
erkennende  Senat  ist  bereits  in  seinem  Urtheil  vom  20.  Mai  1891  in 
Sachen  Barella  wider  Guth  (Rep.  I  69/1891)  davon  ausg^angen,  dass 
der  §  661  Nr.  5  Z.P.O.  für  die  Frage,  ob  die  Erhebung  einer  King« 
im  Auslande  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  einer  späteren  im  In- 
lande wegen  desselben  Anspruchs  erhobenen  Elage  gegenüber  begi&- 
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det;  in  demselben  Masse  von  Bedeutung  ist,  wie  für  die  Einrede  der 
Rechtskraft,  und  es  ist  keine  Veranlassung  gefunden^  von  dieser  Auf- 
fassung abzugehen. 

Grundsätzlich  wird  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  zwar 
nur  durch  den  Nachweis  beseitigt^  dass  der  frühere  Rechtsstreit  er- 
ledigt ist.  Aber  grundsätzlich  und  regelmässig  hat  die  Einrede 
der  Rechtshängigkeit  auch  keinen  weiteren  Umfang  als  die  Ein- 
rede der  Rechtskraft;  mit  der  sie  Voraussetzungen  und  Zweck  ge- 
meinsam hat.  Hat  das  in  dem  im  Auslande  anhängig  gemachten 
Rechtsstreit  ergehende  ürtheil  infolge  der  Vorschrift  des  §  661  Nr.  5 
der  Z.P.O.  im  Inlande  keine  Bedeutung,  ist  deshalb  der  im  Inlande 
Beklagte  nicht  genöthigt,  sich  auf  den  Rechtsstreit  im  Auslande  ein- 
zulassen^ so  hat  es  keine  innere  Berechtigung^  den  im  Inlande  kla- 
genden Ausländer  auf  den  ausländischen  Prozess  zu  verweisen  und 
das  gleichzeitige  Verhandeln  desselben  Rechtsstreits  im  Auslande 
und  Inlande  zu  versagen,  während  doch  das  sukzessive  Verhandeln 
nach  Erlass  des  Urtheils  im  Auslande  zugelassen  ist.  Braucht  der  im 
Inlande  Beklagte  sich  auf  den  gleichzeitigen  Rechtsstreit  im  Auslande 
nicht  einzulassen,  so  fällt  auch  der  gesetzgeberische  Grund  der  Zu- 
lassung der  Einrede  der  Rechtshängigkeit,  der  in  der  Ersparung  mehr- 
fiichen  Aufwandes  von  Mühe  und  Kosten  liegt,  ebenso  fort,  wie  die 
Erwägung,  dass  das  Klagerecht  an  sich  durch  die  Erhebung  der  Klage 
im  Auslande  erschöpft  wird.'' 

Proxesskostenkaution  der  Ausländer,     Verhältniss  zu  Oesterreich, 

Urtheil  des  Oberlandesgerichts  Köln  (V.  Senat)  v.   1.  März  1890. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Mensen  in  Hechingen. 

Bei  der  Frage,  ob  ein  Ausländer  als  Kläger  wegen  der  Prozess- 
kosten Sicherheit  zu  leisten  hat,  kommt  es  darauf  an,  ob  ein  Deutscher 
bei  Erhebung  einer  gleichen  Klage  in  dem  betreffenden  ausländischen 
Staate  zur  Leistung  einer  solchen  Sicherheit  verpflichtet  wäre.  Ist 
dieses  der  Fall,  so  ist  der  Ausländer  in  Deutschland  von  der  Sicher- 
heitsleistung auch  dann  nicht  frei,  wenn  die  Pflicht  zur  Sicherheits- 
leistung des  Deutschen  im  Auslande  nicht  Folge  seiner  Eigenschaft 
als  Ausländer,  sondern  Folge  eines  auch  den  eigenen  Staatsangehö- 
rigen zur  Sicherheitsleistung  verpflichtenden  Gesetzes  ist.  In  Oester- 
reich  (Ungarn  ausgenommen)  hat  jeder  Kläger  ohne  Unterschied,  ob 
er  Oesterreicher  oder  Ausländer  ist,  in  Sachen,  welche  keine  Bagatell- 
oder  Armensachen  sind,  auf  Verlangen  des  Beklagten  Sicherheit  für 
die  Prozesskosten  zu  bestellen,  es  sei  denn,  dass  er  in  der  Provinz, 
wo  der  Prozess  geführt  werden  soll,  hinreichend  bemittelt  ist  *). 

In  einer  beim  königl.  Landgerichte,  Kammer  für  Handelssachen, 
zu  Köln   im   ordentlichen  Verfahren   mit   einem  Objekte   von  300  bis 

5)  In  gleichem  Sinne  hat  das  Hanseat.  Oberlandesgericht  am 
12.  April  1889  entschieden;  s.  oben  S.  292  und  die  dort  angezogenen  ge* 
geotheiligen  Entscheidungen.    Anm.  d.  Red. 
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450  Mark  zwischen  dem  ELaufinanue  Johann  W.  ans  Wien  imd  dem 
Gustav  H.;  Kaufinann  und  Vertreter  für  Oesterreich  -  Ungarn  in  der 
Nahrungsmittelausstellung  zu  Köln,  anhängigen  Klagesache  hat  der 
Beklagte  H.  unter  Verweigerung  der  Einlassung  zur  Hauptsache  g^en 
den  Kläger  W.,  welcher  in  Wien  domizilirt  und  österreichischer  Staats- 
angehöriger ist;  Sicherheitsleistung  wegen  der  Prozesskosten  begehrt 
nach  §  102  Abs.  1  der  Zivilprozessordnung.  Kläger  hat  diesem  Be- 
gehren widersprochen  mit  Berufung  auf  die  Ausnahmebestinunung  des 
§  102  Abs.  2  Nr.  1. 

Das  königl.  Landgericht  hat  durch  Urtheil  vom  27.  November 
1889  die  beklagtische  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für  diePio- 
zesskosten  verworfen,  indem  es  ausführte ,  dass  auf  Grund  des  §  3B 
des  in  Oesterreich  geltenden  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  vom 
1.  Juni  1871  den  Fremden  in  Oesterreich  gleiche  bürgerliche  Rechte 
mit  den  Eingeborenen  zukommen,  vorausgesetzt,  dass  der  Heimathsstaat 
der  Fremden  den  Oesterreicher  hinsichtlich  des  in  Rede  stehendcA 
Rechtes  den  eigenen  Staatsbürgern  gleichstelle:  dass  insbesondere  in 
Oesterreich  keine  gesetzliche  Anordnung  bestehe,  kraft  welcher  m 
Fremder,  wenn  er  vor  den  österreichischen  Gerichten  als  Kläger  auf- 
trete, zu  einer  besonderen  Vorausbezahlung  oder  zu  einer  Sicherstellimg 
der  G«richtsk Osten  verpflichtet  wäre.  Endlich  hat  das  Landgericht 
Bezug  genommen  auf  Böhm,  Handbuch  des  Rechtshülfeverfahrens  im 
Deutschen  Reiche  und  gegenüber  dem  Auslande  in  bürgerlichen  Bechts- 
streitigkeiten  und  in  Konkurssachen ,  sowie  eine  Bekanntmachung  des 
königl.  bayerischen  Justizministers  vom  26.  Februar  1880. 

Gegen  dieses  ürtheil  hat  der  Beklagte  Berufong  eingelegt,  md 
wurde  zur  Begründung  derselben  ausgeführt:  Die  Entschddnng  des 
Vorderrichters,  wenngleich  auch  in  der  Doktrin  nicht  ohne  VertretBng, 
verletze  den  §  102  Abs.  2  Nr.  1  der  Zivilprozessordnung.  Diese  Aus- 
nahme von  der  Regel  des  §  102  Abs.  1  könne  Untergebens,  da  Klir 
ger  ein  in  Wien  domizilirter  österreichischer  Staatsangeköriger  sei, 
nicht  zur  Anwendung  kommen,  und  zwar  folge  dieses  mit  Nothwen- 
digkeit  aus  dem  §  406  der  österreichischen  allgemeinen  Gerichtsori* 
nung.  Dieser  letztere  Paragraph  und  nicht  der  vom  Landgerichte 
angezogene  §  B3  des  österreichischen  allgemeinen  büi^er liehen  Gesets- 
buchs  sei  entscheidend.  Wäre  die  landgerichtliche  Ansicht  richtig,  so 
genösse  der  in  Deutschland  klagende  Oesterreicher  eine  günstige 
Stellung,  als  der  in  Oesterreich  klagende  Deutsche.  Diesen  Willen 
könne  der  deutsche  Gresetzgeber  unmöglich  gehabt  haben,  und  sprSdien 
sich  dem  entsprechend  mehrere  Kommentare  zur  deutschen  Zivilprozess- 
Ordnung  übereinstimmend  aus^  speziell  Seuffert  in  seiner  neuesten 
Ausgabe. 

Der  Kläger  beantragte  kostenfällige  Verwerfung  der  Berufung  nnd 
führte  aus:  Der  Vorschrift  des  §  102  Abs.  2  Nr.  1  der  Zivilproiees- 
Ordnung  liege  der  Gedanke  der  Reziprozität  zu  Grunde  und  sei  vi 
das  Wort    ,, Ausländer^  der   Schwerpunkt    zu  legen.     Weil    daher  d« 
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österreicliische  Gesetz  eine  Bestimmung  nicht  kenne  ^  wonach  der  in 
Oesterreich  klagende  Ausländer^  speziell  Deutsche^  zu  einer  Sicher- 
heitsleistung für  die  Prozesskosten  verpflichtet  sei^  so  habe  der  erste 
Richter  mit  Kecht  die  Einrede  des  Beklagten  yerworfen. 

Das  Oberlandesgericht  hob  das  Urtheil  des  Landgerichts  auf; 
erklärte  den  Kläger  verpflichtet^  dem  Beklagten  wegen  der  Prozesskosten 
Sicherheit  zu  leisten. 

Gründe:  Dem  Kläger  ist  zwar  darin  beizupflichten,  dass  dem 
§  102  Abs.  2  Nr.  1  der  Gedanke  der  Reziprozität  zu  Grunde  liegt 
(vgl.  die  Motive  bei  dieser  Stelle);  allein  darin  irrt  der  Kläger,  wenn 
er  mit  FiUd  in  der  Busch' sehen  Zeitschrift  Bd.  9  S.  257  ff.  und  v.  Schrutka- 
Bechtenstamm  daselbst  Bd.  11  S.  285  ff.  annimm t^  die  Vorschrift  des  §  102 
Abs.  2  Nr.  1  müsse  dahin  verstanden  werden  ^  dass  die  Sicherheits- 
leistung gegen  Ausländer  nur  zulässig  sei,  wenn  der  betreffende  aus- 
wärtige Staat  Sicherheit  wegen  der  Prozesskosten  gegen  Ausländer^ 
nicht  aach,  wenn  er  sie  gleichmässig  gegen  seine  eigenen  Angehörigen 
und  gegen  Ausländer  verlange.  Diese  restriktive  Auslegung,  nach 
welcher  Ausländer  in  Deutschland  besser  gestellt  sein  könnten,  als  im 
eigenen  Lande,  widerstreitet  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  („in  gleichem 
Falle"),  wie  dem  Zwecke,  die  Inländer  gegen  die  Weitläufigkeiten  der 
Wiedererlangung  der  Prozesskosten  von  Ausländern  wenigstens  ebenso 
weit  zu  schützen,  wie  das  Ausland  selbst  einen  solchen  Schutz  in  An- 
wendung bringt.  Vielmehr  kommt  es  darauf  an,  ob  ein  Deutscher, 
welcher  die  gleiche  Klage,  wie  sie  der  Ausländer  im  Lilande  erhebt, 
im  Auslande  erhöbe,  Kostenkaution  zu  stellen  hätte.  Wo  dies  der 
Fall,  da  ist  der  Ausländer  in  Deutschland  von  der  Sicherheitsleistung 
nicht  frei,  selbst  dann  nicht,  wenn  die  Pflicht  zur  Sicherheitsleistung 
des  Deutschen  im  Auslande  nicht  Folge  seiner  Eigenschaft  als  Aus- 
länder, sondern  Folge  eines  auch  dem  eigenen  Staatsangehörigen  die 
Sicherheitsleistung  abverlangenden  Gesetzes  ist.  Dass  es  nicht  auf 
p formelle ^^;  sondern  auf  die  ,, materiellem^  Reziprozität  ankommt,  dürfte 
insbesondere  auch  daraus  zu  folgern  sein,  dass  in  dem  Gesetze  die  in 
dem  preussischen  Entwürfe  §  134  Nr.  1  gebrauchte  Wendung:  „wenn 
die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist",  durch  die  weniger  allgemeine  er- 
setzt ist.  Soviel  speziell  Oesterreich^  Ungarn  ausgenommen,  betrifft, 
so  hat  dort  nach  §  406  der  österreichischen  allgemeinen  Gerichts- 
ordnung jeder  Kläger  ohne  Unterschied,  ob  er  Oesterreicher  oder  Aus- 
länder ist,  auf  Verlangen  des  Beklagten  annehmliche  Sicherheit  fUr 
die  Prozessunkosten  zu  bestellen.  Diese  Regel  soll,  abgesehen  von 
Bagatellsachen,  d.  i.  Sachen  mit  einem  Objekte  von  nicht  über  50  Flo- 
rin, und  Armeusachen  —  für  letztere  ist  der  Staatsvertrag  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
wegen  Zulassung  der  beiderseitigen  Angehörigen  zum  Armenrechte  vom 
9.  Mai  1886,  Reichsgesetzblatt  1887  S.  120  Art.  3  massgebend  — 
allemal  zur  Anwendung  kommen,  es  sei  denn,  dass  der  betreffende 
Kläger  in  der  Provinz,  wo  der  Prozess  geführt  werden   soll;   kund  bar 
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sattsam  bemittelt  ist  (vgl.  Siruckmann  und  Koch  ad  §  102  der  Zivü- 
prozessordnung,  5.  Auflage:  Seuffert  eod.,  4.  Auflage:  v.  Wämowski 
und  Levy  eod.,  5.  Auflage). 

Hienach  war  die  angegriffene  landgerichtliche  Entscheidung^  da 
es  sich  untergebens  weder  um  eine  Bagatell-  noch  um  eine  Armen- 
sache handelt;  auch  von  einem  Vermögen  des  Klägers  im  Oberlandes- 
gerichtsbezirke Köln^  bezw.  im  Bundesstaate  Preussen  nichts  bekannt 
ist^  nicht  zu  halten  und  der  Kläger  zur  Sicherheitsleistung  wegen  der 
Prozesskosten  für  verpflichtet  zu  erachten. 

B.  Reohtshtllle. 

I.  Hitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Meneen  io  Heohingen. 

Ablehnung  der  ncLch  §  162  des  O.V.O,  requirirten  RechtshiUfe. 

§  160  des  Gerichts  Verfassungsgesetzes  bezieht  sich  nur  auf  die 
eigentliche  Rechtshülfe,  welche  das  Amtsgericht  zu  leisten  hat,  daliin- 
gegen  nicht  auf  diejenige  Kechtsbülfe,  welche  einem  Oericfatsscbreibcs' 
in  Gemftssheit  des  §  162  des  6.Y.6.  obliegt.  Lehnt  ein  Grerichts- 
Schreiber  ein  desfallsiges  an  ihn  gerichtetes  Gesuch  ab,  kann  er  ledig- 
lich im  Wege  der  Dienstaufsicht  zur  Erledigung  angehalten  werden. 

Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  13.  November  1890. 

In  einem  bei  dem  kgl.  Amtsgerichte  zu  St.  Wendel  anhängigen 
gerichtlichen  Yertheilungsverfahren  in  Gemässheit  des  Gresetzes  vom 
18.  April  1887  hatte  das  Vertheilungsgericht  durch  Verfügung  vom 
6.  Oktober  1890  unter  Anderen  vier  Gläubiger  zur  Anmeldung  ihrer 
Forderungen  aufgefordert,  welche  im  Hypotheken  buche  Domisil  ge- 
wählt hatten  bei  Personen,  welche  in  Baumholder  bezw.  im  Am^ 
gerichtsbezirk  Baumholder  Wohnsitz  haben. 

Der  Gerichtsschreiber  in  St.  Wendel  ersuchte  den  Gerichtsschreiber 
zu  Baumholder,  die  fraglichen  Zustellungen  einem  Gerichtsvollzieher  des 
Bezirks  Baumholder  zu  Übertragen.  Der  angegangene  Grerichtsschreiber 
lehnte  das  Gesuch  ab,  weil  in  §  7  des  Gesetzes  vom  18.  April  1887 
die  Zustellung  unter  Mitwirkung  der  Post  nicht  ausgeschlossen  sei, 
mithin  der  Gerichtsvollzieher  in  St.  Wendel  zu  beauftragen  gewe- 
sen wäre. 

Darauf  wandte  sich  der  Amtsrichter  zu  St.  Wendel  an  den  Amts- 
richter  zu  Baumholder  mit  dem  Ersuchen,  dass  letzterer  seinen  Gre- 
richtsschreiber anweisen  möge,  der  Requisition  der  Gerichtsschreiberei 
St.  Wendel  zu  genttgen.  Nachdem  der  Amtsrichter  zu  Baumholder  die 
Ertheilung  dieser  Anweisung  mit  Schreiben  vom  31.  Oktober  1890 
abgelehnt  hatte,  beantragte  das  Amtsgericht  St.  Wendel  unterm  4.  No- 
vember 1890  die  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts. 

Der  IV.  Senat  dieses  Gerichtshofes  erklärte  sich  durch  Beschlusa 
vom  13.  November  1890  für  unzuständig,  über  den  Antrag  zu  ent- 
scheiden unter  folgender  Begründung: 
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Der  Fall  des  §  160  des  G.Y.G.  liegt  nicht  vor,  weil  es  sich 
Dicht  um  einen  Fall  der  eigentlichen  Kechtshülfe,  welche  das  eine 
Amtsgericht  dem  anderen  zu  leisten  hätte,  sondern  um  die  Schlichtung 
der  zwischen  den  Gerich  tss  ehr  eibereien  zweier  benachbarten  Amts- 
gerichte entstandenen  Meinungsverschiedenheit  (§  162  a.  a.  0.)  han- 
delt, welche  im  Aufsichtswege  zu  erfolgen  hat.  Vgl.  B.6.Entsch. 
in  Zivilsachen  Bd.  25  S.  364. 

Nachdem  der  Amtsrichter  zu  Baumholder  die  Ablehnung  des  Ge- 
suchs durch  seinen  Gerichtsschreiber  gutgeheissen  hat^  wird  sich  der 
Gerichtsschreiber  zu  St.  Wendel,  falls  er  auf  seinem  Gesuch  bestehen 
und  dasselbe  genügend  begründen  zu  können  glaubt,  nunmehr  an  den 
kgl.  Landgerichtspräsidenten  zu  Saarbrücken,  als  dem  weiteren  Vorge- 
setzten der  betheiligten  Gerichtsschreiber,  zu  wenden  haben. 

Bechtshülfe  in  Angelegenheiten   der  freiwilligen    Oerichtsbarkeit, 
welche  xum  atcsschliesslichen  Oeschäftskreise  der  Notare  gehören. 

Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  11.  Juni  1891. 

In  der  beim  kgl.  Amtsgerichte  zu  Canth  (Schlesien)  anhängigen 
Nachlasssache  des  Kohlenmessers  Ulbrich  hatte  das  gedachte  Amts- 
gericht im  Wege  der  Rechtshülfe  das  Amtsgericht  zu  Köln  ersucht, 
zwei  in  seinem  Bezirke  wohnende  Personen  darüber  zu  vernehmen, 
ob  sie  einem  Erbrezesse  nebst  Verkauf  eines  zur  Erbmasse  gehörigen 
Grundstückes  beitreten  und  eine  Vollmacht  zur  Abgabe  der  Auflas- 
sungserklärung ertheilen  wollen.  Durch  Beschluss  vom  25.  April  1891 
lehnte  das  Amtsgericht  zu  Köln  das  Ersuchen  ab.  Die  gegen  diesen 
ablehnenden  Beschluss  zum  kgl.  Oberlandesgerichte  zu  Köln  gerichtete 
Beschwerde  wurde  von  dem  IV.  Zivilsenate  des  gedachten  Gerichts- 
hofes durch  Beschluss  vom  11.  Juni  1891  zurückgewiesen  unter  fol- 
gender Begründung: 

Es  handelt  sich  um  Erklärungen,  welche  nach  hiesigem  Rechte 
zum  ausschliesslichen  Geschäftskreise  der  Notare  gehören;  in  diesen 
Geschäftskreis  und  folgeweise  auch  in  den  Erwerb  der  besagten  Ur- 
kundspersonen einzugreifen,  ist  den  rheinischen  Amtsgerichten,  zwar 
nicht  durch  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Verfügung,  wohl  aber  durch 
das  gesammte  Gefüge  der  rheinisch-rechtlichen  Einrichtungen ,  ver- 
boten (siehe  §  26  Abs.  2  des  Ausflihrungsgesetzes  zum  Gerichtsver- 
fassungsgesetz verglichen  mit  §  28  daselbst). 

Auf  die  Vorschriften  des  Reichs- Gerichtsverfassungsgesetzes,  betref- 
fend die  Rechtshülfe,  §§  157  ff.  kann  das  in  Rede  stehende  Ersuchen, 
auch  abgesehen  von  der  Verbotsbestimmung,  nicht  gestützt  werden,  da 
diese  Bestimmungen  durch  den  §  87  des  preussischen  Ausftihrungs- 
gesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  nicht  unbedingt,  sondern  nur 
„entsprechend"  für  anwendbar  erklärt  worden  sind  (,. entsprechende" 
Anwendung  gleichbedeutend  mit  „freier^  Anwendung)  und  bei  der 
Berathung  und  Beschluss^Eissung  Über  das  Gesetz  seitens  der  gesetz- 
gebenden Faktoren  nichts  hervorgetreten  ist,    was  irgendwie   der  Auf- 
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fassung  der  Begründung  zum  Entwürfe  des  Ausfühnrngsgesetses  wider- 
sprochen '  hat,  in  welcher  Begründung  es  wörtlich  heisst: 

vDass  das  Amtsgericht  die  Gewährung  der  Rechtshttlfe  abzulehnen 
hat,  wenn  die  Vornahme  der  betreffenden  Amtshandlung  naeh 
dem  Rechte  des  Bezirks  nicht  zum  Geschäftekreise  der  Amts- 
gerichte gehört 7  ist  als  selbstverständlich  nicht  zum  beson- 
deren Ausdruck  gebracht "^  (siehe  die  Materialien  des  preussischen 
AusfUhrnngsgesetzes^    Berlin,  von  Deckers  Verlag  1878  8.  85). 

Das  Amtsgericht  zu  Köln  würde,  wenn  es  die  von  ihm  verlangte 
Verhandlung  aufnähme^  sich  nicht  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Amts- 
befugnisse bewegen  und  somit  nach  der  Vorschrift  des  §  380derZ.P.O. 
sein  Werk  der  Eigenschaft  einer  öffentlichen  Urkunde  entbehren  und 
namentlich  für  Grundbuch-  und  Auflassungszwecke  nicht  brauchbar  sein. 

DasS;  wie  in  der  Beschwerde  angeführt  wird  und  thatsächÜGh 
richtig  ist,  das  Amtsgericht  zu  Köln  in  einem  früheren,  den  Nachlass 
der  Ehefrau  Ulbrich  betreffenden  Falle  dem  Ersuchen  des  Amts- 
gerichts zu  Canth  in  Aufnahme  gleicher  Erklärungen  von  den  gleichen 
Personen,  die  jetzt  vernommen  werden  sollen,  entsprochen  hat,  ist 
nicht  erheblich. 

Die  beanspruchte  Rechtshülfe  ist  sonach  mit  Recht  abgelehnt 
worden. 

Im  Gebiete  des  rheinischen  B^hts  wegen  Erforschung  der  Vater- 
schaft vorzunehmende  Rechtshülfehandlung. 

Das  durch  Art.  840  des  B.G.B.  (cod.  civ.J  aufgestellte  Verbot  der 
Erforschung  der  Vaterschaft  ist  kein  absolutes  und  hindert  den  dem- 
selben unterstehenden  Richter  nicht,  dem  Rechtshülfeersuchen  eines 
anderen,  insbesondere  eines  dem  Greltungsbereiche  des  rheinischen  Kechts 
nicht  angehörigen  Gerichts  auf  Vornahme  von  Amtshandlungen  nachzu- 
kommen, welche  dieses  zur  Ermittelung  der  Vaterschaft  für  erforder- 
lich erachtet. 

1.  Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  10.  Februar  1890. 

Das  Amtsgericht  zu  M.-Gladbach  hatte  ein  Ersuchen  des  Amts- 
gerichts zu  Osnabrück  um  Vernehmung  des  R.  über  Anerkennung 
seiner  Vaterscliaft  zu  dem  unehelichen  minderjährigen  Kinde  der  un- 
verehelichten Seh.  und  seine  Verpflichtung,  dasselbe  zu  alimentiren, 
abgelehnt.  Auf  die  Beschwerde  des  Amtsgerichts  zu  Osnabrück  vom 
10.  Februar  1890  hat  das  Oberlandesgericht,  IV.  Zivilsenat,  zn  Köln 
durch  Beschluss  vom  10.  Februar  1890  das  k.  Amtsgericht  zu  Mün- 
chen-Gladbach  angewiesen,  dem  an  dasselbe  vom  k.  Amtsgericht 
zu  Osnabrück  gerichteten  Ersuchen  um  Vernehmung  des  Max  von  R. 
Folge  zu  geben  aus  folgenden  Gründen: 

Das  hier  in  Rede  stehende,  an  das  k.  Amtsgericht  zu  Mtinehen- 
Gladbach    gerichtete    Ersuchen    hat    nicht    eine  in   einem    Rechtsstrdt 
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vorzmieliiDeiide  richterliche  Amtshandlung  zum  Gegenstände^  sondern 
es  verlangt  das  ersuchende  Amtsgericht  zu  Osnabrück^  in  seiner  Ei- 
genschaft als  obervormundschaftliche  Behörde,  die  durch  das  Interesse 
des  bevormundeten  unehelichen  Kindes  gebotene  Vernehmung  des  Max 
V.  K.  darüber,  ob  er  sich  freiwillig  als  Vater  dieses  Kindes  und 
deshalb  zur  Verpflichtung,  dasselbe  zu  alimentiren,  bekenne.  Eine 
derartige  einfache  Vernehmung  kann  als  unter  das  im  Artikel  340  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  statuirte  Verbot  der  Erforschung  der  'Vater- 
schaft fallend  um  so  weniger  erachtet  werden,  als  diese  Gesetzes  Vor- 
schrift dem  ihrem  Geltungsbereich  unterstehenden  Kichter  doch  jeden- 
falls nur  die  eigene,  von  ihm  selbst  zum  Zweck  gerichtlicher 
Feststellung  ins  Werk  zu  setzende  Erforschung  der  Vaterschaft 
untersagen  will,  keineswegs  aber  als  ein  absolutes,  prozessualisches 
Verbot  aufzufassen  ist,  wodurch  diesem  Hichter  verwehrt  wäre,  auf 
Ersuchen  eines  anderen,  und  namentlich  eines ,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  dem  Geltungsbereich  der  gedachten  Gesetzesvorschrift  nicht  an- 
gehörenden Bichters,  also  blos  als  dessen  Organ,  irgend  eine  von 
demselben  für  erheblich  erachtete,  die  Ermittelung  der  Vaterschaft  be- 
rührende Amtshandlung  vorzunehmen.  Es  findet  sonach  die  Bestim- 
mung des  im  §  87  des  Ausführungsgesetzes  zum  GerichtsverfiBissungB- 
gesetze  bezogenen  §  159  des  letzteren  Gesetzes,  wonach  das  Ersuchen 
eines  nicht  im  Instanzenzuge  vorgesetzten  Gerichts  abgelehnt  werden  soll, 
wenn  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte  des  ersuchten 
Richters  verboten  ist,  hier  keine  Anwendung,  und  hat,  da  es  sich 
keinesfalls  um  die  Aufnahme  einer  öffentlichen  Urkunde  handelt, 
das  k.  Amtsgericht  zu  M.-Gladbach  dem  an  dasselbe  gerichteten  Er- 
suchen der  allgemeinen  Vorschrift  des  gedachten  §  87  des  Ausfüh- 
rungsgesetzes zum  Gorichtsverfassungsgesetz   gemäss  Folge   zu  leisten. 

2.  Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  21.  November 
1890. 

Hier  war  in  der  beim  k.  Landgerichte  zu  Bielefeld  in  der  Be- 
rufungsinstanz schwebenden  Prozesssache,  welche  das  Begehren  der 
Kläger,  den  Verklagten  ftir  den  Vater  des  von  der  klagenden  Wittwe 
B.  geborenen  Kindes  zu  erklären  und  zu  den  aus  dieser  Vaterschaft 
residtirenden  Prästationen  zu  verurtheilen,  zum  Gegenstände  hat,  vom 
Proeessgerichte  das  k.  Amtsgericht  zu  Siegburg  ersucht  worden,  den 
im  dortigen  Geflbigniss  detinirten  Arbeiter  H.  darüber  als  Zeugen  zu 
vernehmen,  dass  derselbe  mit  der  klagenden  Wittwe  B.  verschiedent- 
lich, auch  in  der  Konzeptionszeit  des  in  Rede  stehenden  Kindes,  den 
Beischlaf  vollzogen  hat  und  ihm  die  B.  auch  als  eine  geschlechtlich 
bescholtene,  Jedermann  zugängliche  Person  bekannt  ist.  Der  Kläger 
hatte  an  das  ersuchte  Amtsgericht  den  Antrag  gestellt,  dem  Ersuchen 
mit  Rücksicht  auf  die  Vorschrift  des  Art.  340  des B.G.B.  nicht  stattzuge- 
ben; dieser  Antrag  wurde  zurückgewiesen.  Das  Oberlandesgericht  hat  die 
Zurückweisung  dieses  Antrages  gebilligt  auch  aus  dem  obigen  Grunde, 
dass  das  Verbot  des  §  340  des  B.G.B.  dem  Rechtshülfeersuchen  nicht 
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eutgegenstehe^  dass  demnach  auch  hier  die  Ansnahmebestinuntuig  des 
zweiten  Absatzes  des  §  159  des  Ger. -Verf. -Gesetzes^  wonach  das  Er- 
suchen eines  im  Instanzenzuge  nicht  vorgesetzten  Grerichts  abgelehnt 
werden  soll,  wenn  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte  des 
ersuchten  Richters  verboten  ist,  keine  Anwendung  finde,  vielmehr  {\ir 
das  ersuchte  Amtsgericht  die  allgemeinen  Vorschriften  der  §§  157 
und  159  Abs.  1  des  Ger. -Verf. -Cresetzes,  wonach  die  Gerichte  sidi  m 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  Rechtshülfe  zu  leisten  haben  und  das 
Gesuch  nicht  abgelehnt  werden  darf^  massgebend  seien. 

II.  Mitgetbeilt  von  Herrn  Amt49richter  Dr.  Delius  in  Hamm. 

Rechtshülfe    in   Entmündi{iungssachen,     Auswahl    der   xu  ler- 

nehme7ide?i  Zeugen  durch  das  requirirte  Oericht. 

« 

In  einer  Entmündigungsklage  wegen  Greisteskrankheit,  E  2/92, 
hatte  das  Amtsgericht  zu  Hamm  das  Amtsgericht  zu  Münster  ersucht, 
zwei  Personen,  welche  in  der  letzten  Zeit  mit  der  Provokatin,  die 
sich  in  einer  Anstalt  im  Bezirk  des  ersuchten  Gerichts  befand,  in 
näherem  Verkehr  gestanden  hätten,  z.  B.  Pfleger,  Wärter  u.  dgL,  aus- 
zuwählen und  als  Zeugen  über  ihre  Wahrnehmungen  bezüglich  des 
Geisteszustandes  der  zu  Entmündigenden  zu  vernehmen.  Das  ersuchte 
Gericht  lehnte  den  Antrag  ab,  weil  die  Zeugen  nicht  mit  Namen  be- 
zeichnet seien  und  deren  Auswalil  nicht  Sache  des  ersuchten  Gerichts  sei. 

Das  Oberlandesgericht  Hamm  hat  auf  erhobene  Beschwerde  das 
ersachte  Gericht  durch  Beschluss  vom  20.  September  d.  J.  angewiesen, 
dem  Antrag  zu  entsprechen,  weil  das  Ersuchen  um  Rechtshülfe  nur 
aus  den  in  §  159  G.V.G.  angegebenen,  im  vorliegenden  Falle  aus- 
geschlossenen Gründen  abgelehnt  werden  könne,  nicht  aber  auch  des- 
halb, weil  das  ersuchte  Gericht  der  Ansicht  ist,  dass  die  Handlung« 
um  welche  ersucht  worden  ist,  von  dem  ersuchenden  Gericht  selbst 
vorgenommen  werden  könne,  auch  das  vorliegende  Ersuchen  keines- 
wegs zu  allgemein  und  unbestimmt  gefasst  sei,  vielmehr  die  vorau- 
nehmende  Handlung  so  bestimmt  bezeichne,  dass  sie  ohne  Schwierig- 
keit erledigt  werden  könne. 

Das  Amtsgericht  zu  Hamm  hatte  in  der  Beschwerdeachriü  i)peh 
hervorgehoben,  dass  allerdings  im  gewöhnlichen  Zivilprozess  der  er- 
suchte Richter  nur  mit  der  Auswahl  von  Sachverständigen,  nicht  auch 
Zeugen,  seitens  des  Prozessgerichts  betraut  werden  kann  (§  870  der 
Z.P.O.),  das  Entmündigungsverfahren  jedoch  in  Folge  der  Offizial- 
maximen  (§  597  der  Z.P.O.)  dem  Strafvrerfahren  ähnele,  in  welchem 
einem  Ersuchen  um  Feststellung  eines  Zustandes  durch  nicht  näher 
namhaft  gemachte  Zeugen  ohne  Weiteres  Folge  zu  geben  sein  würde. 
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Belgien. 

Rechtsprechung  der  belgischen  Gerichtshofe. 

Mitgetheilt   von    Herrn    Maurice  Vauthier,    Advokat    am   Appellhof    und 

Universitäts-ProfesBor  zu  Brüssel. 

Vormundschaft   —    Ausländische   Minderjährige,    —   Bestellung 

der  Vormundschaft  im   Lande  der  ursprünglichen  Heimath.    — 

Nichtigkeit  der  Ernennung  eines  Vormunds  i?i  Belgien. 

Für  die  zu  Gunsten  der  Minderjährigen  bestellte  Vormundschaft 
ist  im  Prinzip  das  persönliche  Gesetz  der  Betheiligten  massgebend. 
Wenn  den  Minderjährigen  in  ihrem  Vaterlande  (Chile)  ein  Vormund 
gemäss  ihrem  persönlichen  Gesetze  ernannt  worden  ist,  und  wenn 
diesem  Gesetze  eine  Mehrheit  von  Vormündern  firemd  ist,  so  soll  die 
Ernennung  eines  zweiten  Vormunds  in  Belgien  für  nichtig  erklärt 
werden.  ,,Wenn  auch  zugegeben  wird,  dass  das  belgische  Gericht 
eine  Vormundschaft  in  Belgien  für  ausländische  Minderjährige,  die 
jedes  Schutzes  entbehren,  und  bezüglich  deren  Dringlichkeit  besteht, 
ihre  Interessen  zu  wahren,  vorsorglich  bestellen  könne,  so  findet 
dies  nicht  in  dem  Falle  statt,  wo  sie  schon  einen  gesetzlichen  Ver- 
treter haben,  der,  wie  unsere  Gesetze  und  die  Rechtsprechung  aner- 
kennen, in  unserem  Lande  seine  Wirksamkeit  entwickeln  kann^. 
(Appellhof  von  Brüssel,   5.  Juni  1891,  Pasien  1892,  2,  380). 

Wohnsitz.  —  Ausländer.  —   Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Nach  Art.  13  des  Code  dml  geniesst  der  Ausländer,  der  mit  Er- 
mächtigung der  Staatsregierung  seinen  Wohnsitz  in  Belgien  aufge- 
schlagen hat,  daselbst  alle  bürgerlichen  Rechte.  Ungeachtet  dieses 
Wortlautes  ist  anerkannt^  dass  der  Ausländer  auch  ohne  jede  Ermäch- 
tigung in  Belgien  seinen  gesetzlichen  und  regelmässigen  Wohnsitz  er- 
werben kann.  Der  Erwerb  dieses  Wohnsitzes  begründet  für  den  Aus- 
länder den  Gerichtsstand  vor  den  belgischen  Gerichten,  selbst  für  eine 
Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  die  gegen  ihn  von  seinem 
Ehegatten,  der  gleichfalls  Ausländer  ist,  erhoben  wird.  Die  Fähigkeit 
vor  Gericht  zu  stehen,  als  Kläger  oder  Beklagter,  die  sich  aus  dem 
Völkerrecht  ableitet,  kommt  den  Ausländem  ebenso  wie  den  Belgiern 
zu  und  leidet  nur  die  durch  die  gewöhnlichen  Prozessvorschriften  ge- 
schaffenen Beschränkungen. 

Es  scheint  überflüssig,  daran  zu  erinnern,  dass  diese  Sätze  in  der 
Mehrzahl  der  Länder  sowohl  in  der  Wissenschaft  als  auch  in  der 
Rechtsprechung  lebhaft  bestritten  werden.  In  Belgien  sind  sie  jedoch 
nicht  mehr  streitig  (Trib.  von  Mens,  16.  Januar  1892,  Pasien  1892; 
3,   161). 
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Ehe.  —  Eingehung  derselbefi  im  Auslande.  —  Mangel  der  öffent- 
lichen Bekanntmachung.  —  Heimlichkeit, 

Das  Gesetz  vom  20.  Mai  1882  gestattet  den  Belgiern,  sich  im 
Auslände  zu  verheiratlien  nach  den  in  diesem  Lande  üblichen  FormeiL 
legt  ihnen  aber  die  Verpflichtung  auf^  ihre  Ehe  in  Belgien  veröffent- 
lichen zu  lassen.  —  Der  Mangel  der  öffentlichen  Bekanntmachung 
zieht  nicht  nothwendiger  Weise  die  Nichtigkeit  der  Ehe  nach  sich. 
Eine  solche  Folge  entsteht  nur,  wenn  jener  Mangel  beabsichtigt  nnd 
in  betrügerischer  Absicht  erfolgte,  und  wenn  in  Folge  davon  die  Ehe 
mit  dem  Karakter  der  Heimlichkeit  behaftet  ist.  Der  Richter  liat 
übrigens  in  jedem  einzelnen  Falle  die  diskretionäre  Befngniss,  zu  er- 
messen, ob  die  Heimlichkeit  hinlänglich  schwer  ist,  um  die  Nichtig- 
keit der  Ehe  auszusprechen.  Diese  Lösung  war  allgemein  in  Frank- 
reich und  Belgien  zugelassen  unter  der  Herrschaft  des  Art.  170  des 
Code  dvü,  Sie  soll  in  gleicher  Weise  gelten  unter  der  Herrschaft  des 
Gesetzes  vom  20.  Mai  1882^  das  an  Stelle  des  Art.  170  getreten  ist 
(Trib.  von  Antwerpen   19.  Mai  1892,  Pasien  1892,  3,  254). 

Spielschuld.  —  Fristgeschäft.  —  Belgische  öffentliche  Ordnung.  — 
Nichtanwendung  de^  ausländischm  Gesetzes. 

Art.  1965  des  Code  civil,  der  dem  Gläubiger  die  fiinklagmig 
einer  Spielschuld  verweigert,  wird  vorkommenden  Falls  auf  die  Friat- 
geschäfte  in  Bezug  auf  Lebensmittel  und  Waaren  angewendet. 

Ein  ft'anzösisches  Gesetz  vom  28.  März  bis  8.  April  1885  hat 
die  Geschäfte  der  Art  der  Herrschaft  des  Art.  1965  entzogen.  Selbst 
wenn  ein  Geschäft^  das  ein  Spiel  zum  Gegenstand  hat,  in  Frankreich 
abgeschlossen  wurde,  kann  daraus  vor  den  belgischen  G^eriehten  nicht 
geklagt  werden.  Der  Appellhof  von  Brüssel  hat  diese  Doktrin  auf 
folgende  Gründe  gestützt:  ,,Da8  Verbot  jeder  Klage  aus  einer  Spiel- 
schuld rechtfertigt  sich  aus  Gründen  der  Sittlichkeit;  des  gesellschaft- 
lichen Interesses  oder  der  öffentlichen  Ordnung.  Eine  solche  Klage 
soll  folglich  von  jedem  belgischen  Gerichte ,  vor  das  sie  gebracht 
wird;  abgewiesen  werden  ohne  Kücksicht  darauf,  in  welchem  Lande 
auch  das  Spiel  stattgeftmden  hat  und  welches  auch  die  Gesetze  dieses 
Landes  bezüglich  der  Schulden  sind;  die  es  hervorbringt^  (Appellhof 
von  Brüssel,  29.  Mai  1891,  Pasien  1892;  2;  341). 

Industrielles  Eigenthum.  —  Muster  und  Modelle.  —  Reckte  der 

Ausländer  in  Belgien. 

Belgien  hat  an  der  Pariser  Uebereinkunft  vom  20.  Mars  1883 
Theil  genommen,  wonach  die  vertragschliessenden  Regierungen  zum 
Schutze  des  industriellen  Eigenthums  eine  Vereinigung  abgeschlossen 
haben.  Oesterreich  ist  dieser  Uebereinkunft  nicht  beigetreten.  Eine 
österreichische  Firma  hatte  in  Brüssel  eine  Zweigniederlassung,  die 
ausschliesslich  zum  Verkaufe  von  Erzeugnissen,  die  in  Oesterreich  her- 
gestellt waren,  bestimmt  ist.     Diese  Firma  hatte  jedoch  die  durch  das 
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belgische  Gesetz  vorgeschriebene  ELinterlegtmg  und  sonstigen  Förmlich- 
keiten erfüllt.  Ist  sie  nun  gegen  Handlungen  der  Nachbildung  ge- 
schützt? Sie  bezog  sich  zu  ihren  Gunsten  auf  Art.  3  der  Ueberein- 
kunft  vom  20.  MSrz  1883,  der  lautet:  ,,Den  Unterthanen  oder 
Bürgern  der  vertragschliessendeu  Staaten  sind  die  Unterthanen  oder 
Bürger  der  Staaten,  die  nicht  zur  Vereinigung  gehören,  gleichgestellt, 
wenn  sie  im  Landesgebiete  des  einen  der  Unionsstaaten  wohnhaft  sind 
oder  daselbst  industrielle  oder  Handelsniederlassungen  haben.  ^'  Diese 
Aufstellung  wurde  vom  Appellhof  in  Brüssel  aus  nachstehenden  beiden 
Gründen  zurückgewiesen:  a)  für  die  Zeit  vor  der  Uebereinkunft  vom 
20.  März  1883  gemessen  die  Ausländer  grundsätzlich  keinen  Schutz 
fiir  ihre  industriellen  Muster  und  Modelle;  b)  Art.  3  der  Ueberein- 
kunft vom  20.  März  1883  hat  diese  Lage  nicht  geändert.  Die  Trag- 
weite dieses  Artikels  ist  einfach  die,  dass  die  Ausländer,  welche  in 
einem  der  vertragschliessendeu  Staaten  kraft  ihrer  inländischen 
Gesetzgebung  bestimmte  Vortheile  geniessen,  die  nämlichen  Vortheile 
in  den  übrigen  vertragschliessendeu  Staaten  haben  sollen. 

Die  Auslegung  des  genannten  Art.  3  scheint  uns  unbestreitbar. 
Aber  es  ist  ebenso  gewiss,  dass  die  Ausländer  in  Belgien  auf  keinen 
Schutz  iiir  ihre  industriellen  Muster  und  Modelle  rechnen  können,  und 
dass  sie  nicht  das  im  Gesetz  des  18.  März  1806  vorgeschriebene  Becht 
zur  Hinterlegung  haben.  Wir  glauben,  dass  man  unterscheiden  muss. 
Die  Hinterlegung  kann  stattfinden  und  der  Schutz  erlangt  werden, 
wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  die  in  Belgien  hergestellt  sind 
(so  von  Bar  Bd.  2  Nr.  356).  Thatsächlich  handelt  es  sich  in  dem 
besonderen,  dem  Appellhofe  von  Brüssel  vorliegenden  Falle  um  Gegen- 
stände, die  in  Oesterreich  hergestellt  und  in  Belgien  einfach  verkauft 
waren.  Die  Entscheidung  erscheint  also  richtig  erlassen.  Aber  an- 
statt schlechthin  zu  sagen  ,,dass  es  in  Belgien  kein  Gesetz  giebt,  das 
den  Ausländem  den  Schutz  ihrer  industriellen  Muster  und  Modelle  zu- 
sichert^, hätte  sie  als  wesentlich  den  Umstand  hervorheben  sollen, 
dass  die  Herstellung  im  Auslande  geschehen  ist  (Appellhof  von  Brüssel, 
18.  Februar  1892,  Pasien  1892,  2,  242). 


England. 

Englische  Entscheidungen   aus   den  Jahren  1890  und  1891. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Dr.  Ernst  Schustery  Barrister-at-Law  in  London. 

L  Personenrecht. 

i.  Bestirmnung   des  Domizils   mit  Rücksicht  auf  die    GHlltigkeit 
einer  Ehesckliessung.    Zweideutigkeit  des  französischen  Atisdritckes 

y^domidle". 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  von  Lower  Canada  bestimmt  durch 
Art.  79:  ^Le  domicHe  de  toute  persorme  qucmt  ä  l'exerdce  de  ses 
droits  dvüs  est  au  lieu,  ou  eile  a  son  prindpal  etablissetnent,^' 
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Andererseits  lautet  Art.  63  wie  folgt :  „Le  mariage  e^  e&ßbri  m 
Heu  du  domicile  de  Vun  des  epoux  .  .  .  .  Le  domicik  quant  au  mariage 
s'Stablü  par  six  rnois  d'habitation  eontinue  dans  le  meme  Ueu.^ 

Auf   Grund    der    letzten    Bestimmungen    behaupteten    die  Erben 
der  Ehefrau   von  J.  W.,    der    als    Arbeiter    nach   Quebec   gekommen, 
eine  Zeit    lang   daselbst  beschäftigt    war    und    sich    dort   verheirath^ 
hatte,  ohne  indessen   seinen  dauernden  Wohnsitz    dahin    zu  Yerlogen, 
J.  W.  müsse  zur  Zeit  seiner  Eheschliessung  in  Quebec  domizüirt  ge- 
wesen sein,  und  es  sei  daher  in  Ermangelung  eines  Ehevertrages  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  zwischen  den  Ehegatten  eingetreten.   Diese 
Auffassung  wurde  vom  höchsten  Grerichtshof  in  Canada  verworfen  joA 
die  Revision  gegen  das  Urtheil  desselben  von  dem  englischen  Jodidal 
Committee    of  the  Privy  Council    zurückgewiesen.     Es    heisst  in  der 
Entscheidung    des    letzteren  Gerichtshofes:    ,,Das  Wort   y^domieüe-^  in 
Art.  63  wird    im  Sinne    von  ,, Wohnung"    angewandt    und   hat  meiit 
die  Bedeutung  von  Domizil  im  Sinne  des  internationalen  Rechts  .... 
Es  wäre   unerhört    anzunehmen,    dass   ein  Engländer,    Franzose  oder 
Amerikaner sich  nicht  in  Quebec  nach  sechsmonatlichem  Auf- 
enthalt verheirathen  kann,  ohne  dadurch   sein   internationales  Domiiil 
in  seiner  Heimath  au&ugeben  und  seinen  stait^  und  seine  bürgerlichen 
Rechte  zu  ändern.^ 

M^  Müllen  v.  Wadsworth;  Law  Reports  14  Appeal  Gases  631. 

2.   WahldomixiL     Nothwendigkeit  der  freien  Wahl.      Wiederauf- 
leben des  väterlichen   Ursprungsdomizils  für  di^  minderjährigen 

Kinder. 

Der  bekannte  Dhuleep  Singh,  der  frühere  Souverän  des  Pnnjanl), 
hatte  auf  Grund  eines  Vertrages  mit  der  englischen  Regierung  seineii 
Wohnsitz  im  Jahre  1849  nach  England  verlegt.  Im  Jahre  1886 
suchte  derselbe  nach  Indien  zurückzukehren^  konnte  aber  sein  yo^ 
haben  in  Folge  des  Einschreitens  der  Behörden  nicht  ausführen  nod 
wohnt  seitdem  auf  dem  europäischen  Festlande.  Sein  Sohn,  der  is 
Jahre  1886  noch  minderjährig  war,  wohnte  Anfangs  weiter  in  Eng- 
land und  trat,  nachdem  er  das  Alter  der  Volljährigkeit  erreicht  hatte, 
in  die  englische  Armee  ein.  Sein  Regiment  lag  zur  Zeit  in  Canada. 
Es  handelte  sich  in  einem  Konkursverfahren  darum,  ob  er  in  England 
domizilirt  sei.  Der  Court  of  Appeal  erkannte  1)  aus  dem  langjährigen 
Aufenthalte  des  Vaters  in  England  könne  nicht  die  Wahl  eines  eng- 
lischen Domizils  gefolgert  werden,  da  die  Abwesenheit  von  der  Hei- 
math keine  freiwillige  gewesen,  und  die  Absicht  einer  dauernden  Nieder- 
lassung in  England  nicht  nachgewiesen  worden  sei;  2)  dass  aocL 
selbst  wenn  man  annehmen  könne,  der  Vater  habe  ein  Wahldomisü 
in  England  erworben,  dieses  Wahldomizil  noch  während  der  Hinde^ 
jährigkeit  des  Sohnes  angegeben  worden  sei  (was  ein  Wiederaufleben 
des  Ursprongsdomizils  für  ihn  selbst  und  die  seiner  Gewalt  unter- 
worfenen Personen  zur  Folge  gehabt  haben  würde),  und  dass  es  nieht 
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nachgewiesen  worden  sei;  dass  der  Sohn  nach  Erreichung  seiner  Voll- 
jährigkeit ein  englisches  Wahldomizil  erworben  habe. 

Ex    parte    Gross;     Morell   Bankmptcy    Reports   228    (Conrt    of 
Appeal). 

II.  Obligationenrecht. 

1.  Nach  welchem  Recht  ist  die  Gültigkeit  einer  Vertragsbestimmung 

XU  entscheiden? 

Kläger  beanspruchte  von  der  Beklagten^  einer  englischen  Aktien- 
gesellschafty  Ersatz  für  den  Verlust  einer  Anzahl  von  Kühen^  deren 
Transport  von  Boston  nach  Liverpool  dieselbe  übernommen  hatte.  Die 
in  Boston  von  dem  Vertreter  der  Beklagten  unterzeichneten  Kon- 
nossemente enthielten  eine  Klausel^  welche  die  Verfrachterin  von 
jeder  Haftung  für  culpa  des  Schiffers  und  der  Mannschaft  befreite; 
die  Klägerin  behauptete  jedoch^  diese  Klausel  sei  nach  dem  Rechte 
Ton  Massachusetts  (dem  in  Boston  geltenden  Rechte)  zu  beurtheilen^ 
nach  welchem  Rechte  sie  ungültig  gewesen  wäre.  Dass  in  Ermange- 
lung der  Ellausel  die  Beklagte  haftbar  gewesen  wäre,  war  nicht  be- 
stritten worden.  Der  Court  of  Appeal  bestätigte  das  Urtheil  der  Vor- 
instanz, welches  die  Klage  abgewiesen  hatte.  In  den  Gründen  wird 
hervorgehoben,  dass  die  allgemeine  Regel,  nach  welcher  ein  Vertrag 
nach  dem  Rechte  des  Orts,  an  welchem  er  abgeschlossen  wurde,  zu 
beurtheilen  ist,  sich  nur  auf  solche  Fälle  bezieht,  bei  welchen  nicht 
eine  gegentheilige  Absicht  der  Parteien  klar  liegt.  Im  vorliegenden 
Falle  könne  man  aber  unmöglich  annehmen,  die  Parteien  hätten  be- 
absichtigt, ein  Recht  anzuwenden,  nach  welchem  eine  der  Vertrags- 
klauseln ungültig  sei.  Der  Gerichtshof  lehnte  es  indessen  ausdrück- 
lich ab,  eine  Ansicht  über  die  Frage  zu  äussern,  ob  ein  englisches 
Gericht  eine  Vertragsbestinmiung  aufrechterhalten  würde,  welche  nach 
dem  Rechte  des  Orts  des  Vertragsabschlusses  nicht  nur  img^ltig,  son- 
dern geradezu  verboten  wäre. 

In  re  Missouri  Steamship  Company;  Law  Reports  42  Chancery 
Division  821. 

2.  Einf/uss  eines  auswärtigen  Konkurses  auf  eine  in  England 

XU  erfüllende  Vertragsverpflichtung. 

Die  Beklagte,  eine  französische  Aktiengesellschaft,  hatte  sich  ver- 
pflichtet, von  der  Klägerin  eine  gewisse  Quantität  Kupfer  zu  beziehen, 
verweigerte  aber  die  Annahme  aus  dem  Grunde,  dass  sie  inzwischen 
in  Frankreich  in  Konkurs  erklärt  worden  war.  Der  Court  of  Appeal 
erklärte  diesen  Einwand  für  unbegründet.  In  den  Gründen  äussert 
sich  einer  der  Richter  wie  folgt:  „Wenn  ein  Vertrag  im  Auslande  ab- 
geschlossen wird  oder  im  Auslande  zu  erfüllen  ist,  und  wenn  nach 
dem  Konkursrechte  des  betreffenden  Landes  ein  Kontrahent  unter  den 
besonderen  Umständen    des  Falles    von    seiner    Verpflichtung    befreit 

ZeitMlurift  f.  Intern.  Privat-  n.  Strafrecht  et«.,  Band  n.  4]^ 
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wird;  80  wird  er  auch  in  England  als  befreit  angesehen  ...  Im 
vorliegenden  Falle  wird  aber  behauptet  ^  dass  in  allen  FäUea,  in 
welchen  ein  Beklagter  nach  dem  Rechte  seines  Domizils  in  Folge  be- 
sonderer Umstände  von  einer  Obligation  befreit  ist^  derselbe  andi 
in  England  als  befreit  anzusehen  ^  selbst  wenn  der  betreffende  Ver- 
trag am  Orte  seines  Domizils  weder  abgeschlossen  noch  za  erfüUa 
sei  ...  .  Ich  muss  sagen,  ich  halte  es  für  keineswegs  erwieaen, 
dass  die  Beklagte  nach  französischem  Recht  von  ihrer  Haftung  be- 
freit ist  ...  .  Aber  selbst  wenn  dies  der  Fall  wäre,  wäre  die  Be- 
hauptung;  die  Beklagte  sei  in  Folge  einer  am  Orte  ihres  Domisih 
massgebenden  Rechtsbestimmung  von  ihrer  in  England  zu  erftill^iden 
Verpflichtung  befreit,  als  den  idlgemeinen  Grundsätzen  über  derartige 
Fragen  widersprechend,  zurückzuweisen." 

Gibbs  y.  8oci^6  des  M6taux;  Law  Reports  25  Queen's  Besdi 
Division  399. 

5.  N<ich  welchem  Recht  ist  der  Umfang  einer  VoümacM  xu  6e- 

urtheilen  ? 

Kläger,  ein  Brasilianer,  stellte  in  Brasilien  eine  Yollmadit  in 
portugiesischer  Sprache  aus,  durch  welche  ein  in  London  wohnender 
Vertreter  zum  An-  und  Verkauf  von  Aktien  ermächtigt  wurde.  1^ 
auf  Grund  dieser  Vollmacht  erfolgter  Verkauf  wurde  vom  Kläger  be- 
anstandet, indem  derselbe  behauptete,  dass  nach  brasilianischem  Recht 
das  in  Frage  stehende  Geschäft  nicht  der  Vollmacht  entsprechend  Ab- 
geschlossen worden  sei. 

Der  Court  of  Appeal  sprach  die  Ansicht  aus,  dass  eine  Voll- 
macht, die  den  Bevollmächtigten  ausschliesslich  zu  Handlungen  m 
England  ermächtigt,  nach  englischem  Rechte  auszulegen  ist,  dass  aber, 
um  den  Inhalt  einer  in  fremder  Sprache  abgefassten  Urkunde  zu  er- 
kennen, in  erster  Linie  durch  das  Zeugniss  von  RechtsverständigeD 
aus  dem  Lande,  in  dessen  Sprache  die  Urkunde  abgefasst  ist,  festge- 
stellt werden  muss,  was  die  darin  angewandten  Ausdrücke  bedeut^u 

Chatenay  v.  The  Brazilian  Submarine  Telegraph  Companj;  Lav 
Reports  (1891)  1  Queen's  Bench  79. 

m.  Handelsrecht. 

Nach  welchem  Recht  ist  xu  entscheiden,   wer  Eigenthümer  eina 
in  England  alisgestellten  und  zahlbaren,  aber  im  Auslände  ver- 

äu^serten  Handelspapieres  ist? 
Ein  in  England  ausgestellter  und  zahlbarer  Wechsel  gelang 
durch  Pfändung  in  den  Besitz  eines  norwegischen  GferichtsvoUzidieriy 
der  ihn,  nachdem  er  bereits  überfällig  war^  nach  den  Bestimmungea 
des  norwegischen  Rechts  an  den  Meistbietenden  verkaufte,  welcher  ibn 
nach  England  zum  Inkasso  sandte.  Kläger  erhob  Einsprach  g^gfen 
Zahlung  des  Wechsels,  indem  er  behauptete,  die  Pfilndung  sei  wide^ 
rechtlich   erfolgt,    und   der  Gerichtsvollzieher   habe    kein  Eigenthunis- 
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recht  an  dem  Wechsel  übertragen    kOnnen,   da  nach  Art.  36  (2)  der 
englischen  Wechselordnung  bei    überfölligen  Wechseln   auch   der   gut- 
gl&ubige  Käufer  kein  weitergehendes  Recht   erwirkt   als    sein  Rechts- 
Torgänger.     Die  Klage  wurde   sowohl    in  der  ersten  Instanz   als    vom 
Court  of  Appeal  abgewiesen^    indem    erkannt    wurde ;    die  Frage ^     ob 
eine   gültige  Uebertragung   des  Eigenthums   an    dem  Wechsel   erfolgt 
sei,  müsse  nach   norwegischem  Rechte  entschieden   werden.     Folgende 
Stelle  in  der  Begründung  des   erstrichterlichen  Urtheils    behandelt  die 
in  der  Sache  massgebenden  Grundsätze.    „Im  Allgemeinen  hängen  die 
Rechte  des  Veräusserers  und  des  Nehmers  bei  der  Yeräusserung  einer 
Urkunde  über  eine  Forderung  oder  bei  der  Yeräusserung  von  Rechten 
an  Mobilien  von    dem  Rechte   des  Landes   ab,    in    welchem    die  Yer- 
äusserung erfolgt  und  zwar  auch  dann^  wenn  die  Forderung  sich  gegen 
einen  auswärts  wohnenden  Schuldner    richtet    oder  die  Mobilien   sich 
im  Auslande  befinden.    So  wurde  z.  B.  in  Sachen  Williams  v.  Colonial 
Bank    (Law  Reports  38  Chancery   Division;    15  Appeal  Cases  267); 
wo  es    sich   um   die  Yeräusserung  amerikanischer  Eisenbahnaktien  in 
England  handelte^   erkannt^    dass  alle  Fragen  in  Bezug  auf  die   Be- 
rechtigung der  Parteien   und  insbesondere  die  Frage,  ob  die  Aktien- 
scheine   als  Handelspapiere    fnegotiable  securities)   zu  behandeln,    oder 
ob  die  Nehmer  derselben  den  Titel  des  Yeräusserers    zu  imtersuchen 
verpflichtet  seien,   nach   englischem    und    nicht    nach    amerikanischem 
Rechte  zu  beurtheilen  sind.     Ebenso    wurde   in  Sachen  Lee  v.  Abdy 
(Law  Reports  17  Queen's  Bench  Division  309),  wo  die  Gültigkeit  und 
Wirkung  einer  in  der  Kapkolonie   bewirkten  Zession  einer  von  einer 
englischen  Yersicherungsgesellschaft  ausgestellten  Polize  erörtert  wurde, 
erkannt,  dass  das  Recht  der  Kapkolonie   und   nicht  englisches  Recht 
anzuwenden  sei.    Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  um  das  Eigen- 
thum  an  der  Urkunde  ....  und  der  Fall   ist    daher   genau  derselbe, 
als  ob  es  sich  um  den  Yerkauf  von  in  Norwegen  oder  Schweden  be- 
findlichen   Mobilien    handelte,    welcher  —  insofern   nicht    dohta    vor- 
liegt —  nach  norwegischem  Recht   beurtheilt    werden  müsste,    wenn 
auch  in   Elngland    wohnende  Personen  Anspruch    auf  das  Eigenthum 
erheben   sollten.     Ygl.    die  Entsch.    in  Sachen  Cammell  v.  Sewell  29 
Law  Journal  (Exchequer)  350,  wo  es  sich  um  Waaren  handelte,  die 
in  Russland  von  dem  Yertreter  des  englischen  Eigenthümers  an  diesen 
nach    England    auf   einem    nicht    norwegischen  Schiffe    verladen    und 
nach  Strandung  des  Schiffes  in  Norwegen  daselbst  vom  Schiffer  unter 
Umständen  verkauft  wurden,  unter  welchen  nach  norwegischem  Recht 
der  Käufer  das   Eigenthum   erwarb,    während    dies    nach    englischem 
Recht  nicht  der  Fall  gewesen   wäre.     Es  wurde  erkannt,    dass    nor- 
wegisches und  nicht  englisches  Recht  anzuwenden   sei,   und  dass   der 
ursprüngliche  Eigenthümer,    nachdem  die  Waaren  in  England   einge- 
troffen waren,  dieselben  nicht  von  dem  Rechtsnachfolger  des  norwegischen 
Käufers  vindiziren  konnte. '^ 

AJcock  V.  Smith;  Law  Reports  (1892)  1  Chancery  238. 
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IV.  Seerecht. 


Ob  der  Schiffer  unier  gegebenen  Umständen  berechtigt  ist^  einen 
Theil  der  Ladung  für  Rechnung  der  Eigenthümer  zu  verkaufmj 
muss  nach  dem  Rechte  des  Heimaihshafens  entschieden  werim. 

Ein  deutsches  Schiff,  aof  das  englische  Unterthanen  in  Singapore 
eine  Quantität  Pfeffer  gegen  in  englischer  Form  ausgestellte  Konnoflse- 
mente  verladen  hatten,  wurde  auf  der  Reise  beschädigt  und  mmste 
in  einen  Nothhafen  einlaufen.  Da  auch  ein  Theil  des  Pfeffers  be- 
schädigt war,  verkaufte  der  Schiffer  denselben  für  Bechnnng  der 
Eigenthümer,  indem  er  glaubte,  hiedurch  am  besten  dieselben  tot 
Schaden  bewahren  zu  können.  Die  Eigenthümer  klagten  auf  Schadena- 
ersatz,  indem  sie  behaupteten,  die  Frage,  ob  der  Schiffar  zmnYetkuif 
unter  den  vorliegenden  Umständen  berechtigt  gewesen  sei,  sei  nach 
englischem  Rechte  zu  beurtheilen.     Die  Klage  wurde  unter  folgeoder 

Begründung   abgewiesen:  „ Die  Beklagten    berufen    sich  uf 

den  von  dem  Court  of  Exchequer  Chamber  in  Sachen  Lloyd  v.  Onibert 
(Law  Reports  1  Queen's  Beuch  45)  niedergelegten  Grundsati,  da» 
in  Ermangelung  gegentheiliger  Vereinbarung  von  Seiten  der  Partien 
im  Seefrachtsvertrag  angenommen  werden  muss,  dass  dieselben  in  Be- 
zug auf  die  Fragen  von  auf  der  See  entstehenden  Schäden  und  die 
damit  zusammenhängenden  Umstände  sich  dem  Rechte  des  Landes 
unterworfen  haben,  welchem  das  Schiff  angehört Der  Gegen- 
stand ist  seither  von  dem  Court  of  Appeal  in  der  Entscheidung  is 
Sachen  „The  Oaötauo  and  Maria^  (Law  Reports  7  Probate  Diri- 
sion  18)  sorgflQtig  erwogen  worden.  In  diesem  Falle  hatten  bnti- 
sehe  Unterthanen  auf  Grund  einer  in  London  ausgestellten  Charter^ 
party  Waaren  nach  England  in  einem  italienischen  Schiffe  verladen. 
Das  Schiff  musste  in  Folge  erlittener  Beschädigungen  im  Hafen  tob 
Fajal  einlaufen,  und  der  Schiffer  verpfändete  daselbst  durch  einra 
Bodmereibrief  sowohl  die  Ladung  als  das  Schiff,  ohne  vorher  sich  mit 
den  Eigenthümem  der  Ladung  zu  verständigen  (obgleich  dies  nach 
Lage  der  Umstände  möglich  gewesen*  wäre)  —  was  nach  italienischem 
Recht  unnöthig  war  (nach  englischem  Recht  aber  nöthig  gewesen 
wäre).  Der  gegenwärtige  Master  of  the  Rolls  sagt  in  seiner  Be- 
scheidung in  diesem  Falle  „„ Soll  die  Ermächtigung  des  iti- 

lienischen  Schiffers  von  dem  Recht  des  Befrachters  abhängen  .  . . .  ? 
Warum  sollte  dies  so  sein?  Soll  etwa  angenommen  werden,  dass  dtf 
Schiffer  das  Recht  jeden  einzelnen  Befrachters  kennt?    Es  wäre  sonde^ 

bar,  wenn  dies  so  wäre Ich  bin  der  Meinung,  dass  Jemand, 

der  Waaren  einem  ausländischen  Schiffe  übergibt,  wenn  nicht  das 
Gkgen theil  vereinbart  wird,  ihre  Behandlung  dem  Rechte  des  Landes 
üb^lässt,  zu  welchem  das  Schiff  gehört.''^ 

The  August,  Law  Reports  (1891)  Probate  Division  328. 
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Frankreich. 

Aus   der  Rechtsprechung  der  französischen  Gerichtshöfe^). 

Mitgetheilt  von  Herrn  L.  Beauchetf  Professor  an  der  UniYorsität  in  Nancy. 

Zivilrecht. 

Rechtsfähigkeit. 

1.  Hat  der  Franzose  guten  Glaubens  und  in  Unkenntniss  darüber^ 
dass  einem  Auslttnder  von  den  Gerichten  seines  Landes  als  Ver- 
schwender ein  gerichtlicher  Beistand  bestellt  ist;  ein  von  dem  Ver- 
schwender allein  ohne  Mitwirkung  des  Beistandes  ausgestelltes  Ordre- 
papier  als  Deckung  für  gemachte  Lieferungen  erhalten,  so  ist  er  be- 
rechtigt, den  Aussteller  vor  den  französischen  Gerichten  auf  Zahlung 
zu  verfolgen.  (Paris,  20.  März  1890,  D.P,  92.  2.  79.)  —  Die 
Rechtsprechung  lässt  zu  Gunsten  der  im  guten  Glauben  befindlichen  Fran- 
zosen diese  Ausnahme  von  dem  Grundsatze,  dass  die  Rechtsfähigkeit  eines 
Ausländers  nach  dem  nationalen  Recht  desselben  beurtheilt  wird,  zu 
(vgl.  Cass.,  16.  Januar  1861,  D.R  61.  1.  193;  Paris,  8.  Februar 
1883,  D.P.  84.  2.  24). 

2.  Nach  Nichtigerklärung  der  von  einem  rechtsunfähigen  Aus- 
länder in  Ausserachtlassung  seines  Personalstatuts  ausgeführten  Rechts- 
geschäfte kann  das  Urtheil  ihn  kraft  des  Grundsatzes,  dass  Niemand 
sich  auf  Kosten  Anderer  bereichern  kann,  verurtheilen.  Diese  Regel 
der  Billigkeit,  welche  weder  den  Status  noch  die  Rechtsfähigkeit  der 
Personen  betrifft,  berührt  nicht  die  Regel  des  Personalstatuts.  (Cass., 
23.  Februar  1891,  RP.  1891  S.  375.)  —  Die  Regel  des  Art.  1312 
des  Code  civü,  welche  den  Minderjährigen  innerhalb  der  Grenzen  seiner 
Bereicherung  für  haftbar  erklärt,  ist  eine  Vorschrift  öffentlicher  .Ord- 
nung, die  ohne  Rücksicht  auf  die  anderweitigen  Bestimmungen  des 
ausländischen  Gresetzes  gilt. 

Eheliches  Oiiterrecht, 

1.  Die  Vorschrift  des  Art.  1393  Code  cwü,  wonach  angenommen 
wird,  dass  die  Ehegatten,  falls  sie  keinen  Ehevertrag  abgeschlossen 
haben,  sich  nach  dem  Güterrecht  der  gesetzlichen  Gütergemeinschaft 
verheirathet  haben,  ist  nicht  noth wendig  auf  zwei  Ausländer  an- 
wendbar, die  sich  in  Frankreich  ohne  Ehevertrag  ver- 
heirathen,  wie  sie  bei  Ehen  zwischen  Franzosen  gilt.  In  Bezug 
auf  Ausländer  ist  hinsichtlich  der  Regelung  ihrer  gegenseitigen  zivil- 
rechtlichen Interessen  die  Absicht  der  Parteien  festzustellen  und  die- 
selbe aus  den  verschiedenen  Umständen  zur  Zeit  des  Abschlusses  der 

1)  Abkürzungen:  D,F,  zu  Dalloz  pModique;  S,  =  6'irey;  P.F,  z:^  Pandectes 
frangaiaes  piriodiquea;  B.P.  =  Bevae  pratique  de  droit  international 
privi. 
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Ehe  ant  ermitteliiy  imd  wenn  die  Ehegatten  damals  den  Willeii  kuid 
gegeben  habra,  gfiterreehtlich  nach  ihrem  Penonaktatot  zu  leben, 
muM  die  Benrtheilung  nach  dem  gemeinen  Rechte  ihres  nationaleD 
Gesetzes  geschehen.  (Trib.  Seine,  B.  Jannar  1B91,  PJ".  92.  5.  3.)  - 
Diese  Entscheidung  entspricht  der  in  FiaDkreich  allgemein  angenomraeDeB 
Bechtslehre^  wonach  im  Falle  der  Verheirathnng  zweier  Ausländer 
daselbsty  ohne  dass  ihre  ehelichen  VermogensrerhlÜtnisse  durch  emen 
Vertrag  geordnet  wurden,  denselben  nicht  nothwendiger  Weise  die  g^ 
setzliche  Gfitergemeinsehafi  anfgedmngen  wird.  Aber  es  ist  Sadn 
des  Richters,  ans  den  verschiedenen  den  Abschlnss  der  Ehe  begleitenden 
Umständen  zn  ermitteln,  welches  Güterrecht  die  Eh^;atten  aunehmoi 
wollten.  Dieses  kann  das  Güterrecht  des  Orts  des  Eheabschlusses 
oder  das  am  Orte  des  ehelichen  Wohnsitzes  übliche  oder  das  ihres 
gemeinen  nationalen  Rechts,  ihres  Personalstatuts  oder  selbst  des 
nationalen  Gesetzes  des  Ehemanns  sein. 

2.  Entgegen  der  eben  dargelegten  Rechtslehre,  wonach  die  ^ 
liehe  Gemeinschaft  der  sich  im  Auslände  Verehelichenden  nach  dem  G^ 
setze  der  Nationalität  des  Ehemanns  benrtheilt  wird  nnd  dass  diefler 
Grundsatz  nur  auf  Gmnd  von  Willenserklärungen  zurücktritt,  die  die 
Eheleute  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe  erkennbar  machten,  wuxde 
entschieden,  dass,  wenn  dieselben  ohne  Absicht  der  Rückkehr  in  ihr 
Land  in  einem  bestimmten  Lande  ihren  Wohnsitz  gewählt  und  solchee 
förmlich  erklärt  haben,  anzunehmen  sei,  dass  sie  sich  dem  Güteiredite 
dieses  Landes  unterwerfen  wollen.  (Trib.  Nizza,  11.  August  1B91, 
RP,  1892  S.  31;  vgl.  in  demselben  Sinne:  Trib.  Bordeaux,  25.Mii 
1891  ebenda  S.  32.)  —  In  Wirklichkeit  werden  im  Zweifel  die  um- 
stände des  Falls  den  Richter  meistens  dazu  führen,  bezüglich  des  Güter- 
rechts das  nationale  Gesetz  des  Ehemanns  für  die  Eh^atten,  welcbe 
die  Ehe  ohne  Vertrag  eingingen,  anzuwenden.  Aber  wir  halten  ei 
für  bedenklich,  zu  Gunsten  dieses  Gesetzes  eine  wirkliche  Reehtsrer- 
muthung  zuzulassen.  Man  muss  vielmehr,  wie  der  Kassationshof  ent- 
scheidet, in  jedem  Einzelfalle  die  Absichten  der  Parteien  nach  den 
Umständen  der  Sache  ermitteln. 

3.  Doch  haben  andere  Entscheidungen  die  Rechtslehre  angewendet, 
wonach  man  die  gemeinsame  Absicht  der  Parteien  ermittehi 
muss.  So  wurde  entschieden,  dass  zwei  Amerikaner,  die  sich  hei 
ihrer  Verheirathnng  in  Frankreich  vor  dem  Standesbeamten  auf  ihr 
Personalstatut  bezogen  und  verlangten,  dass  ihre  Ehe  nach  den  in  da 
Vereinigten  Staaten  üblichen  Förmlichkeiten  abgeschlossen  werde  (der 
Ehemann  hatte  übrigens  damals  seinen  Wohnsitz  im  letzteren  Linde  i. 
dem  Rechte  ihres  Personalstatuts  unterworfen  bleiben  wollten.  (Paris. 
30.  Dezember  1891,  Ä.P.  1892  S.  81.)  —  Ebenso  wurden  Sarden. 
die  sich  in  Frankreich,  wo  sie  gegen  Lohn  dienten  und  keinen  anderen 
Wohnsitz  als  den  ihrer  Dienstherrschaft  hatten,  als  nach  dem  saidi- 
nischen  Güterrecht  verheirathet  betrachtet,  da  aus  allen  ümstlnden 
ihr  Wille  sich    ergab,    ihren    ursprünglichen   Wohnsitz   beizubehalten 
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und  folglich  nach  ihrem  nationtden  Gesetze  gUterrechtlich  benrtheilt 
zu  werden.  (Chambrey,  23.  November  1891,  RP.  1892  8.  81.) 
Uebrigens  muss  man  nach  diesen  Entscheidungen  nur  die  zur  Zeit 
des  Abschlusses  der  Ehe  obwaltenden  Umstände  berücksichtigen,  um 
die  gemeinsame  Absicht  der  Parteien  zu  bestimmen.  Dem  Eheab- 
Schlüsse  nachfolgende  Thatumstände,  z.  B.  Niederlassung  in  Frankreich, 
Zulassung  zum  Wohnsitz,  Erwerb  von  Liegenschaften  oder  Handelsge- 
schäften, Erklärung  in  öffentlichen  Urkunden,  Beerdigung  von  Kindern 
in  Frankreich,  können  keinen  Einfluss  auf  das  eheliche  Güterrecht 
über  oder  die  Absicht  ändern,  welche  sich  aus  den  Thatsachen  zur 
Zeit  des  Eheabschlusses  ergibt. 

4.  Eine  andere  Entscheidimg,  nachdem  sie  ebenfalls  ausgesprochen 
hatte,  dass  das  eheliche  Güterrecht  eines  Franzosen  und  einer  Eng- 
länderin, die  sich  in  England  ohne  Vertrag  geehelicht  haben^ 
nach  dem  Willen,  der  für  die  Ehegatten  massgebend  war  und  wie  er 
aus  Thatsachen  imd  Akten  ihres  bürgerlichen  Lebens  zur  Zeit  des 
EheabschluBses  sich  ergibt,  bestimmt  werden  müsse,  fügt  bei,  dass  die 
Feststellung  des  Wohnsitzes  zur  Kundmachung  ihrer  Absicht,  aber 
nicht  als  das  Güterrecht  bestimmend,  verwerthet  werden  kann.  (Paris, 
15.  November  1891,  RP.  1892  S.  86.) 

Ehescheidung. 

1.  Die  Ehescheidung  und  ihre  Gründe  hängen  vom 
Personalstatut  ab.  Die  belgischen  Gerichte  wenden  auf  Ausländer 
deren  persönliches  .Gesetz  an,  sofern  nicht  Erwägungen  der  öffent- 
lichen Ordnung  entgegenstehen.  (Brüssel,  17.  April  1889,  D.P.  92. 
2.  46.)  —  Die  französische  Bechtsprechung  entscheidet  in  demselben 
Sinne.     (Lyon,  23.  Februar  1887,  D.P.  88.  2.  33.) 

2.  Angenommen,  dass  die  ausländischen  Gerichte  in  gewissen 
Fällen  auf  Franzosen,  die  vor  sie  kommen,  die  Vorschriften  ihres 
Personalstatuts  anwenden,  z.  B.  auf  französische  Ehegatten  das  fran- 
zösische Gesetz,  das  die  Fälle  bestimmt,  in  denen  die  Ehescheidung 
ausgesprochen  werden  kann,  besteht  diese  ausnahmsweise  Zuständigkeit 
nur,  wexm  sie  von  den  Parteien  freiwillig  angenommen  ist,  oder  wenn 
der  Beklagte  keinen  Wohnsitz  nachweist,  wo  die  Klage  gehörig  und 
in  zuständiger  Weise  angestellt  werden  kann,  kurz  wenn  die  Ehe- 
scheidungsgründe die  im  französischen  Gesetze  vorgesehenen  sind.  (Cass.; 
6.  August  1891,  B.P.  1892  S.  16.) 

8.  Das  italienische  Gresetz  lässt  die  Ehescheidung  nicht  zu;  die 
von  den  italienischen  Ehegatten  erhobenen  Ehescheidungsklagen  sind 
nicht  zulässig.  Aber  die  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
ist  statthaft.  (Trib.  Seine,  27.  Juli  1891,  RP.  1892  S.  19.)  — 
Diese  sowie  die  vorhergehende  Entscheidung  sind  Folgen  des  Grund- 
satzes, dass  das  Personalstatut  dem  Staatsangehörigen  folgt,  in  welchem 
Lande  er  auch  sei. 
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4.  Eine  andere  in  demselben  Sinne  erlassene  Entscheidiuig  Int 
die  Ehescheidungsklage  für  ztdiissig  erklärt,  welche  eine  in  Italien 
verheirathete  Ausländerin  erhoben  hat,  die  Ehescheidung  selbst  wv 
nach  der  italienischen  Oesetzgebnng  für  ausgeschlossen  erklärt  (Alger, 
18.  Februar  1891,  RP.  1892  8.  20.)  —  Wenigstens  nach  unserer  Anseht 
geschah  dies  in  der  Voraussetzung,  dass  die  beiden  Ehegatten  Ter- 
schiedenen  Gesetzen  unterworfen  seien  und  dass  die  Ehescheidung  noi 
statthaft  sei,  wenn  das  eine  der  beiden  G^etze  sie  nicht  kennt.  Li- 
dessMi  eine  andere  Meinung  trägt  hier  ausschliesslich  dem  Gesetie 
des  Ehemanns  fiechnung,  vorausgesetzt,  dass  er  bezüglich  des  für  die 
Ehe  geltenden  Gesetzes  keine  Täuschung  b^angen  hat. 

Ehe, 

Qültig  ist  die  im  Aus  lande  nach  den  örtlichen  Förmlich- 
keiten abgeschlossene  Ehe.  (Trib.  Seine,  20.  April  1891,  KP. 
1891  S.  410.)  Die  Anwendung  der  Bechtsregel  y^locus  regit  acium^ 
auf  die  auswärtigen  Förmlichkeiten  der  Ehe  und  den  Beweis  des  Ab- 
schlusses derselben  hat  keine  Schwierigkeiten.  Uebrigens  können  sieh 
die  Ehegatten  an  die  französischen  Konsuln  oder  die  diplomatischeo 
Agenten  wenden,  deren  Zuständigkeit  unbestreitbar  ist,  wenn  alle  Be- 
theiligte Franzosen  sind.  Aber  diese  Zuständigkeit  fällt  wQg,  wean 
der  eine  der  Betheiligten  Ausländer  ist.  So  hat  ein  ürtheil  des  Kon- 
sulargerichts von  Konstantinopel  vom  12.  September  1890  (i2LP.  a.  a.0.) 
entschieden.  Die  französischen  Konsuln  sind  unzuständig,  selbst  in 
den  Seestädten  der  Levante,  um  Ehen  zwischen  Franzosen  und  Aus- 
ländem rechtsgültig  abzuschliessen;  die  kirchliche  Eingehung  ist  in 
diesen  Ländern  allein  möglich. 

AiAsländer.  —  Fähigkeit  des  Erwerbs. 

Der  öffentlichen  Ordnung  widerspricht  die  in  das  Lasteuheft 
einer  Versteigerung  von  Liegenschaften  aufgenommene  E^ausel,  wdche 
Ausländem  das  Mitbieten  verbietet.  (Trib.  Seine,  20.  Oktober  1891, 
RP.  1892  S.  52.) 

Staatsangehörigkeit. 

1.  Art.  9  des  Code  cwü,  abgeändert  durch  das  Gesetz  von 
26.  Juni  1889,  bestimmt,  dass  jedes  in  Frankreich  geborene,  toh 
einem  Ausländer  stammende  Individuum,  das  zur  Zeit  seiner  Groaa- 
jährigkeit  in  Frankreich  seinen  Wohnsitz  hat,  Franzose  ist,  wofen 
es  nicht  innerhalb  des  seiner  Grossjährigkeit  folgenden  Jahres  die 
Eigenschaft  des  Franzosen  ablehnt.  Daraus  ergibt  sich,  dass  der  im 
Zeitpunkte  der  Grossjährigkeit  in  Frankreich  innegehabte 
Wohnsitz  massgebend  ist,  der  nach  der  angefdhrten  Gesetzesstelle  fnr 
das  in  Frankreich  geborene,  von  einem  Ausländer  herstammende 
Kind  die  Eigenschaft  als  Franzose  erwerben  lässt.  Bis  is 
diesem  Zeitpunkt  wird  die  Staatsangehörigkeit  des  Kindes  dmvh  seine 
Abstammung    bestimmt.      Folglich    muss    das    Kind   während    seiner 
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Minderjährigkeit  als  Ausländer  betrachtet  werden,  and  als  solches  kann 
es  des  Landes  verwiesen  werden  bei  Vermeidung  der  durch  das  Ge- 
setz vom  8.  Dezember  1849  angedrohten  Strafe.  Vergeblich  würde 
man  behaupten^  dass  die  Verwaltungsbehörde  nicht  berechtigt  wäre, 
dem  Kinde  das  Becht  zu  nehmen,  Franzose  zu  werden,  indem  sie  ihm 
untersagt,  einen  Wohnsitz  in  Frankreich  zu  dem  Zeitpunkte  zu  haben, 
in  welchem  er  seine  Grossjährigkeit  erreicht.  Denn  diese  eventuelle 
Berufung  des  Minderjährigen  zur  Eigenschaft  eines  Franzosen  bildet 
für  ihn  kein  Vorzugsrecht  und  ändert  nichts  an  seiner  Eigenschaft 
als  Ausländer.  Mit  Rücksicht  darauf  hat  die  vollziehende  Gewalt 
über  ihn  dasselbe  Recht  wie  über  jeden  anderen  Ausländer  und,  um 
anderes  zu  entscheiden,  bedürfte  es  einer  besonderen  und  förmlichen 
Gesetzesbestimmung,  die  sich  weder  in  dem  neuen  Staatsangehörig- 
keitsgesetze vom  26.  Juni  1889  noch  in  einem  späteren  Gesetze  findet. 
(Cass.,  19.  Dezember  1891,  S.  92.  1.  107.) 

2.  Das  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  hat  die  rechtliche  Lage  des 
in  Frankreich  geborenen,  von  einem  Ausländer  stammenden  Indivi- 
duums, das  selbst  in  Frankreich  geboren  ist,  nicht  ändern  können, 
und  wer  sich  bei  Verkündung  dieses  Gresetzes  im  Laufe  seines 
22.  Lebensjahres  befand,  hat  die  Eigenschaft;  des  Ausländers  im  Jahr- 
gange seiner  Grossjährigkeit  gemäss  der  Gesetze  vom^  7.  Februar 
1851  und  16.  Dezember  1874  fonlem  können.  (Trib.  Seine,  1.  Mai 
1890,  RP.  1891  S.  384.) 

3.  Die  Vorschrift  des  Art.  9  des  Code  civil,  abgeändert  durch 
das  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  das  die  Eigenschaft  des  Franzosen 
dem  Individuum  gewährt,  das  in  Frankreich  von  einem  Ausländer 
abstammt  und  ebenda  zur  Zeit  seiner  Grossjährigkeit  wohnt,  hat  keine 
rückwirkende  Elraft  und  kann  nur  auf  Individuen  angewendet  werden, 
die  ihre  Grossjährigkeit  nicht  vor  der  Verkündung  des  Gesetzes  vom 
26.  Juni  1889  erreicht  haben.  Mit  noch  stärkerem  Rechte  kann  es 
auf  diejenigen  keine  Anwendung  finden,  die  nicht  nur  bereits  gross- 
jährig waren,  sondern  sogar  ihr  22.  Jahr  vor  der  genannten  Ver- 
kündung überschritten  hatten.  (Douai,  11.  Juni  1891,  li.P.  1891  S.  315.) 

4.  Die  Französin,  welche  einen  Ottomanen  heirathet,  erwirbt 
damit  nicht  die  ottomanische  Staatsangehörigkeit,  folglich  behält  sie 
die  französische  nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Art.  19  des 
Code  ciml,  (Aix,  14.  Dezember  1891,  RP.  1892  S.  103.)  —  Diese 
Entscheidung  hat  zum  ersten  Mal  die  neue  Vorschrift  des  durch  das 
Gesetz  vom  26.  Juni  1889  abgeänderten  Art.  19  des  Code  civil  an- 
gewendet, welche  bestimmt,  dass  die  einen  Ausländer  heirathende 
Französin  der  Stellung  ihres  Ehemanns  folgt,  ausgenommen,  wenn  die 
Ehe  auf  sie  die  Staatsangehörigkeit  des  Ehegatten  nicht  überträgt. 
Nun  hat  der  Appellhof  zu  Aix  mit  mehr  oder  weniger  Grrund  ent- 
schieden, dass  die  einen  Ottomanen  heirathende  Ausländerin  nach  dem 
türkischen  Gesetze  über  die  Staatsangehörigkeit  vom  13.  Januar  1869 
die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  nicht  erwirbt. 


616  Beohtspieehmig. 

Verjährung. 

1.  Die  befreiende  Verjährung,  welche  für  die  in  einer  Gut- 
wirthschaft  gemachten  Ausgaben  gilt^  enthält  nicht  im  eigentüchen 
Sinne  einen  Grund  des  Erlöschens  der  eingegangenen  Verbindlichkeit, 
sondern  ein  Mittel  der  Einrede  gegen  die  Klage  des  Gläubigers,  und 
soll  bestimmt  werden  durch  das  Gesetz  des  OrtS;  wo  diese  Klage 
erhoben  wurde.  (Trib.  Seine,  28.  November  1891,  ÄP.  92.  5. 
13.)  —  Die  Frage  nach  dem  ftlr  die  befreiende  Verjährung  geltenden 
Gesetze  ist  in  Doktrin  und  Jurisprudenz  sehr  bestritten.  Naeh  dem 
einen  System  ist  das  Gesetz  des  Wohnorts  des  Gläubigers  anwendbar, 
nach  einem  anderen  das  des  Wohnorts  des  Schuldners,  nach  einem 
dritten  das,  wo  die  Obligation  erftiUt  sein  soll,  endlich  nach  einem 
vierten,  dem  sich  die  erwähnte  Entscheidtmg  anschliesst,  die  lex  fori 
aus  dem  Grunde,  weil  die  befreiende  Verjährung  nur  ein  Prozess- 
mittel,  eine  Einrede  sei.  Diesem  System  scheint  sich  auch  die  eng- 
lisch-amerikanische und  deutsche^)  Jurisprudenz  anzuschliessen  (?gL 
Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  Bd.  2  S.  92). 

2.  Das  Tribunal  von  Tunis  hat  durch  ein  Urtheil  vom  20.  Ja- 
nuar 1890  (RR  1892  S.  109)  gegentheilig  entschieden,  dass  die  be- 
freiende Verjährung  von  dem  auf  den  Vertrag  anwendbaren  Gresetie 
abhängt,  denn  die  Veijährung,  sag^  das  Gericht,  bestimmt  nur  die 
Dauer  der  Klage.  Diese  aber  richtet  sich  nach  der  Natur  des  Ver- 
trages und  hängt  von  dem  darauf  anwendbaren  Gesetze  ab.  Man 
muss  also  untersuchen,  unter  welchem  Gresetze  das  Schuldverhältniss 
entstanden  ist*). 

Realstattii.     Schenkvmgen  unter  Ehegatten. 

Das  Realstatut  enthält  die  Gesetze,  welche  die  Rechtsverhältnisse 
des  Vermögens  zum  direkten  tmd  hauptsächlichen  Gregenstand  haben, 
femer  diejenigen,  welche  gewisse  Verfügungsarten  verbieten,  indem  sie 
die  VerfUgungsfähigkeit  beschränken  entweder  schlechthin  oder  be- 
züglich gewisser  Personen,  die  imter  dies  Statut  fallen.  Allein  nacfa 
dem  französischen  Gesetze,    nicht   aber  nach  dem  der  Nationalität  der 

2)  In  Deutschland  gilt' nach  der  herrschenden  Ansicht  die  Verjihnnf 
nicht  mehr  als  prozessuales  Institut;  vgl.  JSoftm,  räumliche  Herrschaft  etc. 
und  die  dort  aufgeführten  Zitate.  Anm.  d«  Red. 

3)  Siehe  das  Nähere  über  diese  Frage:  Zeitschr.  f.  franz.  Zivilrecht 
Bd.  23  S.  1  bis  3,  woselbst  die  vier  Ansichten  aufgestellt  sind  undbeigeflfgtisti 
dass  das  Gesetz,  unter  welchem  die  Verbindlichkeit  entstanden,  und  das  ftit 
immer  die  lex  loci  eantraetus  sei,  den  Vorzug  verdiene,  weil  der  GÜnbiger 
vom  Tage  der  Entstehung  seiner  Forderung  wissen  müsse,  wie  lange  er 
den  Gegenstand  derselben  fordern  könne,  und  dass  den  Vertagen  der 
Parteien  alle  Festigkeit  entzogen  würde,  wenn  die  Dauer  der  Verjähmn; 
von  so  ungewissen  und  schwankenden  Verhältnissen,  wie  Wohnsits  dei 
Gläubigers  oder  Schuldners  oder  Ort  der  Klageerhebung,  abhängiig  gemacht 
würde.  Ausser  Bar  sind  für  diese  Fragen  dort  noch  angeführt:  A.  Wem 
Tr»  ilem.  de  droit  intemat  2.  Aufl.  S.  643  und  Laurent,  droit  civil  ttUef- 
national  Vm  N.  250.    Anm.  d.  Red. 
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Parteien^  muss  gewürdigt  werden,  ob  die  Yerftigong  Über  Vermögen 
oder  der  Uebergang  von  solchem,  das  in  Frankreich  sich  befindet, 
zwischen  ausländischen  Ehegatten  rechtsgültig  bezw.  inwieweit  solche 
Akte  reehtswirksam  sind.    (Trib.  Seine,  3.  März  1891,  P.R  92.  5.  7.) 

Erbrecht. 

1.  Die  französischen  Crerichte  sind  zuständig,  um  die  Theilung 
und  den  Verkauf  der  Liegenschaften  eines  in  Frankreich  verstorbenen 
Ausländers  anzuordnen,  auch  wenn  derselbe  dort  nicht  seinen  Wohn- 
sitz hat  und  Ausländer  als  Erben  berufen  sind.  Ebenso  sind  sie  zu- 
ständig für  das  Verfahren  bezüglich  des  Erwerbs  der  Erbschaft  durch 
die  Erben.  In  dieser  Hinsicht  hat  das  Gericht  des  Bezirks,  in  dem 
die  Erbschaft  eröffnet  wurde,  d.  h.  das  Gericht  des  Orts,  wo  der  de 
cufU8  seinen  Aufenthalt  hatte,  zu  beschliessen.  (Alger,  14.  Januar 
1892,  D.P,  92.  2.  243.)  —  Die  Rechtsprechung  geht  dahin,  dass 
auf  dem  Gebiete  der  Verlassenschaft,  französischen  oder  ausländischen, 
das  Gericht  des  Orts,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  wurde,  d.  h.  dasjenige 
des  Aufenthaltsorts  des  de  cuius  über  Klagen  zwischen  Erben  bis  zu 
einer  Theilung  einschliesslich  zu  erkennen  habe.  Dasselbe  Urtheil 
vom  14.  Januar  1892  spricht  aus,  dass  der  Mobiliamachlass  des  Aus- 
länders, der  zum  Wohnsitz  in  Frankreich  nicht  ermächtigt  war,  aber  da- 
selbst verstarb,  nach  dem  Rechte  des  Landes  dieses  Ausländers,  da- 
gegen der  Immobiliarnachlass,  den  er  in  Frankreich  hinterliess,  nach 
französischem  Gresetze  beurtheilt  wird.  —  Wenn  die  französische 
Rechtsprechung  in  Uebereinstimmung  mit  der  Mehrzahl  der  Schrift- 
steller das  französische  Gesetz  auf  die  Regulirung  des  Nachlasses 
eines  Ausländers  in  Bezug  auf  die  Liegenschaften,  die  er  in  Frank- 
reich besass,  anwendet,  so  hat  diese  Ansicht  doch  in  der  Doktrin 
theilweise  Widerspruch  erfahren,  welche,  um  die  Einheit  des  Gesammt- 
nachlasses  zu  wahren,  in  allen  Fällen,  ob  es  sich  um  Fahrniss  oder  Liegen- 
schaften handelt,  nur  das  persönliche  Gesetz  des  Verlebten  anwendet. 

2.  Handelt  es  sich  um  den  Nachlass  einer  Person,  deren 
Staatsangehörigkeit  bestritten  und  die  ermächtigt  worden  ist, 
ihren  Wohnsitz  in  Frankreich  zu  nehmen,  so  ist  das  Gericht  des 
Orts  dieses  Wohnsitzes  zuständig,  über  die  Schwierigkeiten  zu  er- 
kennen, welche  den  Mobiliamachlass  dieser  Person  und  die  Frage  der 
Staatsangehörigkeit,  soweit  dieselben  in  Frage  kommen,  betreffen. 
Ist  übrigens  der  de  cums  Ausländer,  dann  ist  es  Sache  der  Betheiligten, 
zu  beweisen,  dass  er  einer  bestimmten  Nationalität  angehört  und  dass 
sein  Nachlass  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Staatsvertrages  fällt,  der 
von  dem  gemeinen  Rechte  eine  Ausnahme  macht.  (Amiens,  26.  No- 
vember 1891,  S.  92.  2.  97.) 

3.  Wenn  die  Verlassenschaft  eines  Spaniers  ausser  bestimmten 
in  Spanien  gelegenen  Vermögen  eine  in  Frankreich  gelegene 
Liegenschaft  umfasst,  so  soll  angenommen  werden^  diese  Liegen- 
schaft bilde  ein  besonderes  Vermögen  und  einen  getrennten  Nachlass, 
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in  Bezug  auf  den  die  verfügbare  Quote  und  der  Vorbehalt  ent- 
sprechend dem  französischen  Gesetze  zu  bestimmen  ist  (Gass.,  26.  Ja- 
nuar 1892,  RP.  1892  S.  79.) 


Griechenland. 

Bechtsprechnng  der  griechisehen  Gerichtshöfe. 

Mitgetheilt   von  Herrn  Dr.  N.  O.  Moaecvakis,   PHvatdozent  und  Advokat 

in  Athen. 

1.  Die  Einverleibung  Thessaliens  mit  dem  Königreich  Griechen- 
land rief  viele  streitige  Fragen  sowohl  vor  unseren  Zivil-  wie  Straf- 
gerichten hervor.  Ich  werde  hier  einige  Fälle  aufzählen ,  zuerst  ans 
der  strafrechtlichen  Rechtsprechung  des  Areopag,  unseres  höchsten 
Gerichtshofes. 

a)  Dieser  Gerichtshof  entschied  durch  wiederholte  Entscheidungen, 
dass^  im  Falle  ein  Land  in  einen  anderen  Staat  einverleibt  wird,  die 
strafrechtliche  Klage  wegen  eines  jeden  Verbrechens,  welches  vor  der 
Einverleibung  in  dem  einverleibten  Lande  von  Unterthanen  dieses 
verübt  wurde;  von  dem  Staate  verfügt  wird;  in  welchen  jenes  Land 
einverleibt  wurde;  wenn  es  nicht  schon  abgeurtheilt  worden:  zur  An- 
wendung kommt  dflts  mildeste  von  den  Gresetzen  beider  Länder.  — 

b)  Durch  eine  andere  Entscheidung  entschied  der  Gerichtshof  dasi 
„es  nicht  ein  Grund  für  allgemeine  Straflosigkeit,  Ausschliessung  oder 
Auslöschung  der  Strafbarkeit  sei'*,  wenn  der  Verbrecher  vor  der  Ein- 
verleibung Thessaliens  dort  die  ihm  zur  Last  gelegten  Handlungen  be- 
gangen habe  und  er  damals  türkischer  ünterthan  war ;  da  jene  Hand- 
lungen auch  nach  türkischen  Gesetzen  nicht  straflos  waren;  und  auch 
der  Verbrecher  ihretwegen  nicht  bestraft  war;  noch  auch  die  besfi^ 
liehen  türkischen  Gesetze  milder  waren. 

c)  Unsere  Gerichte  und  unsere  Rechtsgelehrten  hat  die  Frage  der 
Polygamie  der  Türken  in  Thessalien  eingehend  beschäftigt:  die 
Frage  war  von  der  grössten  praktischen  Bedeutung,  weil  die  Türken 
bei  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  aus  diesem  Grunde  so  schnell 
als  möglich  Griechenland  verlassen  hätten,  während  der  Vortheil  des 
Landes  ihr  Bleiben  daselbst  dringlich  gebot. 

Die  Frage  wurde  angeregt  durch  die  Klage  einer  Türkin  gegen 
ihren  Gatten  wegen  Bigamie,  da  dieser  eine  nach  türkischen  Gresetsen 
gültige  zweite  Ehe  eingegangen  hatte.  Hier  sprach  das  Appellgeridt 
in  Larissa  den  Angeklagten  fr^i;  indem  es  so  entschied:  „Zwar  ver 
pflichten  die  in  Griechenland  bestehenden  Gesetze,  betreffend  die  öffent- 
liche Ordnung,  alle  Bewohner  Griechenlands,  und  in  keinem  Falle 
können  Gesetze  eines  anderen  Landes,  welche  den  einheimischen  Ge- 
setzen der  öffentlichen  Ordnung  widersprechen  oder  welche  gesetzliche 
Bestimmungen  betreffen;  die  von  griechischen  Gresetzen  nicht  anerkannt 
sind;  —  vomehmlichstes  Gesetz  der  öffentlichen  Ordnung  ist  aber  das 
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über  Monogamie  —  von  griecliischen  Grerichten  angewendet  werden; 
doch  ist  nach  dem  in  Konstantinopel  am  20.  Juni/ 2.  Juli  1881 
zwischen  Griechenland  und  der  Türkei  abgeschlossenen  Vertrags  der 
auch  gesetzlich  in  Griechenland  genehmigt  wurde,  „die  Keligion^  der 
Einwohner  der  in  Griechenland  einverleibten  Länder  zu  respektiren 
und  unverletzlich;  durch  diese  Bestimmung  wurden,  was  unsere  Frage 
anbelangt,  die  obigen  Bestimmungen  für  die  griechischen  Unterthanen 
der  einverleibten  Lande,  die  sich  zum  Mohammedanismus  bekennen,  mo- 
difizirt,  da  ja  die  Ehe  bei  den  Türken  rein  Frage  der  Religion  ist 
und  sie  nach  dem  cheri  gleichzeitig  vier  Frauen  heirathen  dürfen. '^ 

Diese  Entscheidung  wurde  vielfach  absprechend  beurtbeilt,  denn 
aus  der  „Gewährleisttmg  für  die  Beligion^  —  allgemeine  Bestimmung 
in  allen  solchen  Verträgen  ~-^  kann  nicht  der  Schutz  der  Einrichtung 
der  Polygamie  hergeleitet  werden,  imd  wenn  auch  eine  solche  Absicht 
in  jener  Bestimmung  des  Vertrages  lag,  so  kann  doch  nicht  etwas, 
das  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sitte  zuwiderläuft,  Gegenstand  eines 
Vertrages  werden. 

d)  Nach  der  Besitzergreifung  Thessaliens  durch  die  griechischen 
Heere  wurden  durch  ein  eigenes  Gesetz  alle  Zivilprozesse  den  griechi- 
schen Gerichten  überwiesen.  Der  Areopag  entschied,  zuständig  für 
eine  Appellation  gegen  ein  türkisches  Landgericht  ist  nach  der  Ein- 
verleibung der  neuen  Provinzen  das  dort  errichtete  griechische  Ober- 
landesgericht; diese  Appellation  ist  als  in  der  gesetzlichen  Frist  er- 
hoben zu  betrachten,  wenn  von  der  Entscheidung  bis  zur  Einverleibung 
die  vom  türkischen  Gesetz  verordnete,  und  seit  der  Errichtung  des 
griechischen  Oberlandesgerichts  bis  zur  Einreichung  der  Appellation 
die  vom  griechischen  Gesetz  zur  Einreichung  einer  solchen  vorge- 
schriebene Frist  nicht  verstrichen  ist. 

2.  Bei  der  Vollstreckung  einer  Entscheidung  des  griechischen 
Konsulargerichts  in  Konstantinopel  gegen  den  B.  wurde  von  Seiten  der 
persischen  Gesandtschaft  Einwand  erhoben,  da  sie  die  griechische 
Unterthanenschaft  des  B.  bezweifelte  und  behauptete,  er  sei  persischer 
ünterthan.  Der  Streit  wurde  geschlichtet  durch  die  englische 
Gesandtschaft  als  Schiedsrichter,  welche  sich  für  die  persische  Unter- 
thanenschaft aussprach  und  so  wurde  B.  von  der  griechischen  Gresandt- 
schaft  freigelassen.  Der  Gegner  des  B.  erhob  dann  eine  Klage  gegen 
den  griechischen  Fiskus  vor  dem  griechischen  zuständigen  Gerichte, 
weil  diese  Handlung  des  griechischen  Gesandten,  die  Einmischung  des 
englischen  Gesandten  ohne  Bewilligung  des  Klägers  anzunehmen,  diesen 
geschädigt  habe,  wofür  der  Fiskus  nach  den  Prinzipien  der  actio 
mstitoria  verantwortlich  sei.  Die  Grerichte  erster  und  zweiter  Lxstanz 
verwarfen  die  Klage,  und  der  Areopag  bestätigte  das  ürtheil,  in  der 
Annahme,  dass  keine  Nachlässigkeit  der  griechischen  Konsularbehörden 
vorliege,  da  sie  nach  den  internationalen  Grebräuchen  vorgegangen 
seien,  nach  welchen  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Staaten  oder  ihren 
Gesandtschaften  nur  durch  gegenseitiges  Uebereinkommen,  durch  Krieg 
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oder  dnrch  ein  Schiedsgericht  ausgeliehen  werden  kSnnen«  Da  der 
Streit  auf  türkischem  Boden  zwischen  griechischer  nnd  persischer  Ge- 
sandtschaft statt£Eind  nnd  zwar  darüber^  welchem  Konsulat  die  Voll- 
streckung der  Entscheidung  zustehe,  so  gehörte  der  Streit  nicht  in  das 
Gebiet  des  Privatrechts^  bei  dem  das  Einverständniss  des  Privatmannes 
erforderlich  ist  zur  Lösung  desselben  durch  ein  Schiedsgericht,  sondern 
er  war  diplomatischer  Natur;  deswegen  war  es  auch  nicht  nöthig,  daas 
der  Schiedsvertrag  nach  den  Satzungen  der  griechischen,  persiseheo 
oder  türkischen  Zivilprozebsordnung  abgefiasst  wurde. 


Oesterreich. 

Bechtspreehuiig  der  osterreiehischen  Gerichtshöfe. 

Vollstreckung  devischer    ürtheile   in    Oesterreich.     Prüfung  der 
Zuständigkeit,    §  661  Nr.  3  der  deutschen  Z,P,0.     DelibaHons- 

verfahren  kein  eigentlicher  EJageprozess. 

Der  Mangel  einer  dem  ZnstXndigkeitsgrunde  des  §  24  der 
deutschen  Z.P.O.  entsprechenden  Kompetenabestimmung  in  der  österr. 
Jurisdiktionsnorm  vom  20.  November  1852  Nr.  251  R.G.6.  ist  nielit 
geeignet;  die  Annahme  zu  begründen^  dass  das  von  einem  sXchsiBeheB 
Amtsgerichte  auf  Grund  der  nach  obiger  Gesetzesstelle  erfolgten  Za- 
stttndigkeitserklärung  gegen  einen  im  Inlande  wohnenden  Geklagten 
geflQlte  Urtheil;  um  dessen  Vollstreckbarkeitserklärung  im  Inlande  an- 
gesucht wurde,  von  einem  unzuständigen  Gerichte  geschöpft  worden  seL 

Entscheidung  d.  oberst.  G.H.  vom  17.  August  1892  Z.  9747  (Zurück- 
weisung des  ausserordentlichen  Bevisionsrekurses  wider  die  gleichförmigen 
Entscheidungen  des  k.  k.  Kreisgerichts  in  Chrudim  vom  3.  Mai  1892 
Z.  3040  und  des  böhmischen  k.  k.  Oberlandesgerichts  vom  14.  Juni 
1892  Z.  13972). 

Nach  durchgeführtem  DelibationsverflEJiren  wurde  das  über  die 
Klage  des  C.  H.,  Spediteurs  in  Königstein,  wider  J.  S.,  Pferdehändler 
in  Hohenmanth,  auf  Zahlung  des  ELaufpreises  für  ein  vom  Ersteren 
gekauftes,  jedoch  nicht  übernommenes  und  in  dessen  Verwahnuig 
gebliebenes  Pferd  im  Betrage  von  520  Mk.  vom  k.  Amt^e- 
richte  in  Königstein  geschöpft»  ürtheil  vom  26.  Januar  1891  Z.  148 
und  das  hiezu  gehörige  G^richtskostenbestimmungsdekret  vom  13.  MBxv 
1891  Z.  148  im  Wesentlichen  aus  anfolgenden  Gründen  gegen  den 
Geklagten  im  Inlande  ftir  vollstreckbar  erklärt.  Gemäss  den  Bestim- 
mungen der  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  Nr.  16  J.G.8.  and  vom 
15.  Februar  1805  Nr.  711  J.G.S.  kann  ein  ausländisches  ürtheil  in 
Oesterreich  gegen  einen  inländischen  ünterthan  für  vollstreckbar  er> 
klärt  werden,  wenn  seine  Rechtskraft  ausgewiesen  ist,  das  aosländiwehe 
Gericht  zu  seiner  Fällung  zuständig  war  und  endlich  der  ausllndisebe 
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Staat  den  inländischen  Urtheilen  im  eigenen  Lande  die  Gegenseitig- 
keit verbürgt.  Diese  Voraussetzungen  treffen  gegebenen  Falls  that- 
sSchlich  zu.  Denn  die  beiden  obangefülirten  Amtsurkunden  liegen  in 
einer  authentischen  Ausfertigung  der  berufenen  Oerichtsorgane  vor 
und  sind  mit  einer  die  Bechtskraffc  und  VoUstreckbarkeit  bestätigenden 
Amtsklausel  versehen,  daher  flir  glaubwürdig  zu  halten  und  bedürfen^ 
nach  dem  zwischen  Oesterreich-Ungam  und  dem  Deutschen  Reiche  ab- 
geschlossenen Legalisationsvertrage  vom  25.  Februar  1880  Nr.  85 
R.6.6.  nicht^  —  wie  der  Geklagte  vermeint^  —  einer  legalisirten  Be- 
glaubigung. Die  vom  k.  Amtsgerichte  in  Königstein  im  gegebenen 
Falle  für  sich  in  Anspruch  genommene  Zuständigkeit  wird  auf  die 
Bestimmung  des  §  24  der  deutschen  Z.P.O.  gestützt,  welcher  bestimmt, 
dass  zur  Entscheidung  der  gegen  nicht  in  Deutschland  wohnende  Per- 
sonen erhobenen  vermögensrechtlichen  Ansprüche  jenes  Gericht  zu- 
ständig ist,  in  dessen  Sprengel  dieselben  irgend  ein  Vermögen  besitzen. 
Wenn  auch  dem  österreichischen  Gesetze  dieser  Zuständigkeitsgrund 
fremd  ist,  so  kann  doch  nicht  behauptet  werden,  dass  derselbe  von 
dem  österreichischen  Richter  nicht  anzuerkennen  wäre^  weil  einerseits 
das  Hofdekret  vom  18.  Mai  1792  Nr.  16  J.G.S.  den  Grundsatz  auf- 
stellt, dass  jeder  Richter  die  Gesetze  seines  Staates  in  Anwendung  zu 
bringen  hat,  sonach  nicht  gefordert  werden  kann,  dass  der  auslän- 
dische Richter  österreichisches  Recht  anwende,  und  weil  anderseits 
dieser  Zuständigkeitsgrund  nach  §  29  lü,  d  der  Jurisdiktiousnorm  vom 
2.  November  1852  Nr.  251  R.G.B.  und  nach  §  24  der  deutschen 
Z.P.O.  auch  den  deutschen  Staatsangehörigen  gegenüber  in  Oesterreich 
zur  Geltung  gebracht  werden  kann.  Die  gegenseitige  Rechtshülfe 
zwischen  den  hier  in  Frage  stehenden  Staaten  endlich  ist  gemäss  der 
J.N.  vom  14.  November  1856  Nr.  215  R.G.B.  verbürgt,  indem  seit 
der  Geltung  der  §§  660  und  661  der  deutschen  Z.P.O.  der  bisherige 
Stand,  wiewohl  seither  inhaltlich  der  J.M.V.  vom  18.  März  1830 
Z.  3938  kein  Austausch  von  die  Gegenseitigkeit  verbürgenden  Er- 
klärungen zwischen  Oesterreich  und  dem  Deutschen  Reiche  stattfand, 
unverändert  blieb.  Aber  auch  von  den  im  §  661  der  deutschen 
Z.P.O.  angeführten,  der  Erlassung  eines  Vollstreckungsurtheils  in 
Deutschland  gesetzlich  entgegenstehenden  Hindernissen  bedarf  mit  Rück- 
sicht auf  das  VorangefÜhrte  nur  noch  der  in  Abs.  4  angeführte  Fall 
einer  Erwähnung.  Allein  auch  der  darin  angeführte  Anstand  liegt 
gegebenen  Falls  schon  deshalb  nicht  vor,  weil  der  Geklagte,  dem  in 
seinem  Wohnsitze  die  Klage  zu  eigenen  Händen  zugestellt  wurde,  sich 
in  den  Prozess  eingelassen  hat. 

Betre£Fend  schliesslich  den  vom  Geklagten  erhobenen  Formalein- 
wand, dass  gemäss  §  660  der  deutschen  Z.P.O.  das  Verfahren  über 
die  Vollstreckbarkeitserklärung  ausländischer  ürtheile  nur  über  eine 
Klage  einzuleiten,  und  durch  ürtheil  zu  beenden  sei,  so  bieten  die 
Anfangs  erwähnten  Hofdekrete  keinen  Anhalt  für  die  Berechtigung 
dieser  Einstreuung,  vielmehr  muss  als  unentscheidend  angesehen  werden^ 
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ob  dieses  VerÜEthren  in  der  angegebenen  Weise  oder  aber,  wie  ge- 
gebenen Falles,  über  ein  Gesuch  angeregt  und  durch  Bescheid  sränen 
Abschluss  £attd. 

lieber  den  AppeUationsrekurs  des  J.  S.  hat  das  Ober  1  and es- 
gericht  den  angefochtenen  Bescheid  bestätigt.  Hiebei  berief  sich 
dasselbe  auf  die  richtigen  Gründe  des  angefochtenen  Bescheides  und 
hat  nur  in  Betreff  des  behaupteten  Mangels  der  die  Zuständigkeit  im  ge- 
gebenen Falle  begründenden  Voraussetzung  noch  insbesondere  Nach- 
stehendes hervorgehoben. 

Das  k.  Amtsgericht  in  Königstein  gründete  seine  Zuständigkdt 
zur  Entscheidung  über  die  ihm  vorgelegene  Klage  auf  die  Bestimmung 
des  §  24  der  deutschen  Z.P.O.  und  auf  die  Annahme,  dass  das  strei- 
tige Pferd  ein  Eigenthum  des  Geklagten  ist  und  sich  in  dessen  Sprengel 
befindet.  In  Anwendung  des  im  §  29  lii,  d  der  bereits  angeführten 
Jorisdiktionsnorm  ausgesprochenen  Grundsatzes  kann  auch  ein  säch- 
sischer Unterthan,  im  Falle  er  in  Oesterreich  irgend  ein  Verm5gea 
besässe,  bei  dem  österreichischen  Grerichte,  in  dessen  Sprengel  ach 
dasselbe  beende,  geklagt  werden.  Dieser  Annahme  widerspricht  die 
Bestimmung  des  Abs.  3  des  §  661  der  deutschen  Z.P.O.  nicht,  wefl 
der  Vollstreckbarkeitserklärung  eines  ausländischen  UrtheUes  im 
Deutschen  Kelche  nach  dem  Wortlaute  der  angeführten  Gesetzesstelle: 
„wenn  die  Gerichte  nicht  zuständig  waren ^^  nur  die  absolute  Nicht- 
zuständigkeit der  Gerichte,  nicht  aber  auch  schon  die  relatire  Unzu- 
ständigkeit —  nämlich  jene  des  im  einzelnen  Falle  angerufenen  Gre- 
richts  —  entgegensteht. 

Dem  dagegen  überreichten  ausserordentlichen  Bevisionsrekurse  hat 
der  oberste  Gerichtshof  bei  dem  Abgange  der  zur  Abänderung  oder 
Aufhebung  gleichförmiger  Entscheidungen  nach  dem  Hofdekrete  vom 
15.  Februar  1838  Nr.  2598  J.G.S.  erforderlichen  Voraussetzungen  einer 
Nichtigkeit  oder  offenbaren  Ungerechtigkeit   keine  Folge  g^eben^). 

Urkunden  des  Auslandes,    Deutsch-österreichischer  Legalisirungs- 

vertrag. 

Eine  von  einem  Rabbiner  in  Bayern  ausgestellte  Urkunde  ent- 
spricht seiner  Form  nach  den  Anforderungen  des  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  dem  Deutschen  Beiche  vereinbarten  Legalisirungsvertrages 
vom  25.  Februar  1880  nicht,  kann  deshalb  als  öffentliche  Urkunde 
nicht  betrachtet  werden.  Erk.  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom 
24.  September  1891  Z.  3028  (Spruchpraxis  von  mefU  1892  S.  285). 

1)  Vgl.  hiezn  „österr.  Rechtsprechung"  oben  S.  75  und  Bd.  I  der  Zeit- 
schrift S.  86,  woselbst  auch  ausgesprochen  ist,  dass  im  Verfahren  wegen 
VoUstreckbarkeitserklärung  eines  von  einem  deutschen  Gerichte  geschöpften 
Urtheiles  der  österreichische  Richter  nicht  die  individuelle»  sondern  nur  dfe 
allgemeine  reichsländische  Gerichtszuständigkeit  zu  prüfen  habe,  dagegen 
aber  das  Urtheil  des  deutschen  Reichsgerichts  vom  25.  M&rz  1891,  oben 
8. 48  ff.,  welches  nur  die  Zuständigkeit  des  konkreten  erkennenden  Gerichti 
ins  Auge  gefasst  haben  will.    Anm.  d.  Red« 
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In   Ungarn  errichtete  mit  der  Vollstreckbarkeitsklaicsel  versehene 
Notariatsakte  sind  in  Oesterreich  nicht  vollstreckbar. 

Urtheil  des  obersten  Gerichtshofes  in  Wien  vom  11.  Mai  1892 
Z.  5785. 

Das  Landesgericht  in  L.  (in  Oesterreich)  bewilligte  die  Exekution 
mit  Rücksicht  darauf^  dass^  wenn  auch  im  Justizministerialerlasse  vom 
23.  September  1862  Z.  9627  von  Notariatsakten  überhaupt  keine  Er- 
wähnung geschieht  und  auch  in  den  sonstigen^  die  gegenseitige  Zwangs- 
vollstreckung durch  die  Gerichte  in  Ungarn  und  Oesterreich  regelnden 
Vorschriften  davon  keine  Rede  ist;  im  §  298  a.  G.O.  der  gerichtliche 
Vergleich  mit  dem  richterlichen  Spruche  in  Bezug  auf  die  Exekutions- 
fllhigkeit  gleichgehalten  wird  und  im  §  3  N.O.  die  Notariatsakte  wie 
die  gerichtlichen  Vergleiche  exekutionsföhig  erklärt  worden  sind.  Das 
Oberlandesgericht  wies  das  Exekutionsgesuch  ab  „in  Erwägung^  dass 
sich  die  Bestimmung  des  §  3  N.O.  nur  auf  jene  Notariatsakte  beziehen 
kann,  welche  im  Geltungsgebiete  dieser  Notariatsordnimg  aufgenommen 
worden  sind  und  dass  auch  in  den  die  gegenseitige  Zwangsvoll- 
streckimg  durch  die  Gerichte  in  Oesterreich  und  Ungarn  regelnden 
Vorschriften  die  Grundlage  für  die  Vollstreckbarkeit  eines  solchen 
Notariatsakts  nicht  gefunden  werden  kann^^  Der  oberste  Gerichtshof 
bestätigte  diese  Entscheidung  aus  den  Gründen  der  IL  Instanz. 

Ein  Aufsatz  von  BaUinester  in  der  Zeitschrift  für  Notariat  und  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich  1892  S.  259,  mit  welchem  obiger 
auch  in  der  „Gerichtshalle*'  Nr.  26  ex  1892  abgedruckte  Fall  mitgetheilt 
istv  verweist  auf  einen  in  Nr.  16  ex  1891  der  Zeitschrift  fQr  Notariat  etc.  ent- 
haltenen Aufsatz,  worin  ausgeführt  ist,  dass  österreichische  mit  der  Voll- 
streckbarkeitsklausel  versehene  Notariatsakte  im  Auslande  ebenso  wenig 
der  Annehmlichkeit  eines  Exekutions titeis  gemessen,  als  fremde  so  aus- 
gestattete Notariatsakte  im  Inlande.  Der  Verfasser  erklärt  weiter,  dass 
gegen  obige  Entscheidung  de  lege  lata  sich  nichts  erinnern  lasse,  knüpft 
aber  hieran  einen  kräftigen  Appell  an  das  Justizministerium,  damit  wemg- 
stens  zwischen  den  beiden  Eeichshälften  die  Gleichstellang  der  Notariats- 
akte  ermöglicht  werde,  da  der  letzte  in  dieser  Sache  zu  machende  Schritt 
—  die  vollständige  Gleichstellung  aller,  wo  immer  errichteten  Notariatsakte 
im  In-  und  Aaslande  —  vorläufig  ein  Ideal  und  nur  im  Wege  von  Staats- 
verträgen  von  Staat  zu  Staat  zu  erreichen  sei. 


Ungarn. 

Die  über  Kequisition  österreichischer  Gerichte  um  die 
Vornahme  der  von  denselben  angeordneten  Exekutionen  ersuchten 
ungarischen  Grerichte  haben  bisher  das  Einschreiten  des  Exekuten  um 
die  Beschränkung  der  Exekution  zurück-  und  an  das  betreffende  die 
Exekution  anordnende  österreichische  Gericht  gewiesen.  Vor  einiger 
Zeit  ist  eine  erste  Instanz  bezüglich  der  Exekutionsanordnung  des 
Brünner  Landesgerichts  in  gleicher  Weise  vorgegangen.  Die  k.  Tafel 
in  Budapest   hat    aber   mit  Berufung   auf  die  §§  4  und  30  des  G.A. 

Zeltschrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafrecht  etc.,  Band  II.  42 
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LX  1881  ( Exekntionflordnmig)  dem  Eratgeiichte  die  Erledigong  des 
Geglichen  urn  EiDschräokimg  der  Exekarion  angetragen«  weil  die  un- 
garischen Gerichte  auch  zur  Beurtheilnng  bezüglich  aller  bei  der  Vor- 
nahme der  von  den  österreichischen  Gerichten  angeordneten  Ex^ntionen 
anfitaucheuden  Fragen  kompetent  sind.  Entscheidmig  vom  7.  Oktober 
1891   Z.  28297  (Junstische  Blatter  1892  8.  440). 


Schweiz. 

Beebtspreelmiig  des  sehwelzeriscliea  Bimdesgeriehts. 

Mitgetbeilt  von  Herrn  Bandesrichter  Dr.  Hafner  in  Lausanne. 

Art.  5  des  schiveixerisch-deutschen  Atislieferungsverirages.     Zu- 
ständigkeit xur  Beiirtheilung  der  Frage ^   ob  die   Verjährung  dar 
Strafverfolgung  nach  den  Gesetzen  des  ersuehenden  Staates  ein- 
getreten sei. 

Entscheidung  des  Bundesgericfats  vom  8.  September  1892  i.  S.  Grüter. 

Aus  den  Gründen:  Nach  dem  schweizerisch-deutschen  Ansliefe- 
rungs vertrage  (Art.  5)  ist  der  ersuchte  Staat  nur  befiigt,  die  Frage  der 
Verjährung  nach  seinen  eigenen  Gesetzen  zu  prüfen;  dagegen  hat  der- 
selbe auf  eine  Prüfung  der  Frage^  ob  die  Verjährung  der  Stiafi'er- 
folgiing  oder  Strafvollstreckung  nach  den  Gresetzen  des  ersuchenden 
Staates  eingetreten  sei^  nicht  einzugehen.  Die  Untersuchung  und  Ent- 
scheidung dieser  Frage  ist  vielmehr  den  zuständigen  Behörden  des  er- 
suchenden Staates  vorbehalten.  Eichtig  ist  zwar  natürlich^  dass  eine 
Auslieferung  für  Delikte^  welche  nach  dem  Rechte  des  requirirenden 
Staates  verjährt  sind  und  welche  daher  von  diesem  gar  nicht  mehr 
bestraft  werden  können^  zwecklos  ist.  Allein  der  schweizerisch-deutsche 
Auslieferungsvertrag  geht  nun  eben  davon  aus^  dass  die  Entscheidung 
der  oft  zweifelhaften  Frage,  ob  die  Verjährmig  nach  den  Gfesetzen 
des  ersuchenden  Staates  wirklich  eingetreten  sei^  den  Behörden  di^^ 
Staates  überlassen  bleiben  müsse^  welche  einerseits  ein  Interesse  daran, 
die  Auslieferung  für  offenbar  verjährte  Delikte  zu  verlangen,  nicht 
besitzen  können^  andererseits  besser  als  die  Behörden  des  requirirten 
Staates  in  der  Lage  seien;  ihr  eigenes  Kecht  anzuwenden.  An  diesem 
vertragsmässigen  Grundsatze  ist  durch  das  Buudesgesetz  vom  22.  Ja- 
nuar 1892  nichts  geändert  worden^  wie  denn  dieses  Gesetz  überhaupt 
widersprechenden  Grundsätzen  bestehender  Staatsverträge  nicht  dero- 
giren  wollte  (s.  Entsch.  des  Bundesgerichts  i.  S.  Stühle  vom  17.  Juni 
1892  . 
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Gesetzgebung  y  Verordnungen ,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.  Deutschland. 
Gesetze,  Terordnimgeii  etc.  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

Baden. 

^  1.  Ehevertragschliessnng  durch  eingezogene  Ausländer 
während  bestehender  Ehe.  Bekanntmachung  vom  16.  Juni  1818 
(Bad.  Reg.-Bl.  Nr.  XIV).     Notariatsordnung  §  68  Abs.  1. 

Mit  Bezug  auf  eine  Notariatsurkunde  ^  durch  welche  ein  in  das 
Land  eingezogenes  ausserbadisches  Ehepaar  sein  eheliches  Güterver- 
hältniss  geordnet  hatte  ^  besagt  ein  Erlass  des  grossh.  Justizministe- 
riums vom  10.  November  1891  Nr.  20  635: 

„Der  Vertrag  ist  nur  gültige  wenn  die  ihn  schliessenden  Ehe- 
gatten nicht  früher  als  in  den  letzten  zwei  Jahren  die  badische 
Staatsangehörigkeit  erworben  haben.  Der  Notar  hatte  dies  den  Be- 
theiligten zu  eröffnen  imd  den  Erwerbsnachweis  in  der  Urkunde  als 
erbracht  und  angeschlossen  zu  bezeichnen  oder  vorzubehalten.^  (An- 
nalen  der  bad.  Gerichte  Bd.  58  [1892]  S.  13.) 

2.  Die  Abgabe  der  vormundschaftlicheu  Rechte  an  Ge- 
richte anderer  Bundesstaaten  wird  dadurch^  dass  die  Mün- 
del Badener  sind^  nicht  ausgeschlossen. 

Ein  Erlass  des  grossh.  Justizministeriums  vom  27.  April  1892 
Nr.  7696  bemerkt  hierüber:  ,.Die  von  dem  Amtsgericht  dem  grossh. 
hessischen  Amtsgericht  W.  gegenüber  zum  Ausdruck  gebrachte,  auf 
§  5b  des  B.P.G.  gestützte  Ansicht^  die  Abgabe  der  Vormundschaft 
über  einen  Badener  nach  Hessen  setze  das  Aufgeben  der  badischen 
und  die  Erwerbung  der  hessischen  Staatsangehörigkeit  voraus^  erscheint 
nicht  zutreffend:  vgl.  §  61  Abs.  4.  insbesondere  Satz  2  und  Abs.  5 
der  R.P.O.  Aus  §  5b  des  R.P.G.'s,  welcher  bezüglich  der  in  den 
Fällen  des  Abs.  1  über  Nichtbadener  zu  bestellenden  Vormundschaften 
in  Abs.  2  bestimmt,  dass  solche  auf  Verlangen  der  Behörde  des 
Heimathstaates  an  diese  abgegeben  werden  müssen,  kann  ein  sonst 
nirgends  ausgesprochenes  Verbot  der  Abgabe  vormundschaffclicher 
Rechte  über  Badener  an  nicht  badische  Behörden  nicht  gefolgert 
werden^.     (Annalen  der  bad.  Gerichte  Bd.  58  S.  156.) 

Mecklenbarff-^cliweriii. 

Bekanntmachung,  betr.  die  Behandlung  der  Nachlässe  der 
in  britischem  bezw.  deutschem  Schiffsdienst  verstorbenen 
Deutschen  bezw.  Briten,  vom  30.  November  1891  (Reg.Bl.  S.  200). 

Abweichend  von  der  Bekanntmachung  vom  11.  Januar  1870  soll 
der  Nachlass  deutscher  Seeleute,  die  an  Bord  eines  britischen  Schiffes 
auf   der  Fahrt    nach    einem    deutschen  Hafen    sterben,    falls   er    nicht 

42* 
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50  £  erreicht;  durch  den  britischen  Konsul  des  betreffenden  dentschea 
Hafens  an  das  Seemannsamt  daselbst  abgeliefert  werden  ^  während  er 
bisher  durch  den  Board  of  Trade  an  das  deutsche  Generalkonsnlftt  in 
London  abgeliefert  wurde. 

Sachsen-Meiniiiireii. 

GesetZ;  enth.  Nachträge  zum  Ges.  vom  2  7.  November  1875, 
betr.  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar 
1875  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die 
Eheschliessung,  vom  18.  Juni  1891   (V.Slg.  S  11). 

Ausländer  männlichen  Geschlechts  müssen  vor  der  Eheschliessung 
neben  dem  Zeugnisse  ihrer  Heimathsbehörde,  dass  der  Ehe  kein  gesets- 
liches  Hindemiss  entgegensteht  (Art.  11  Abs.  1  des  Gres.  v.  27.  Not. 
1875);  noch  die  Zusicherung  ihrer  Heimathsbehorde  beibringen,  dass 
die  Ehegatten  und  deren  Kinder  nach  auch  nur  standesamtlicher  Ehe- 
schliessung in  ihrem  Heimathstaate  aufgenommen  werden.  Angehörige 
solcher  Staaten,  die  eine  lediglich  standesamtlich  vorgenommene  Ehe- 
schliessung nicht  anerkennen  (z.  B.  Bnssland  und  Griechenland^)} 
dürfen  zur  Eheschliessung  nur  zugelassen  werden,  nachdem  die  Re- 
gierung diese  Zusichenmg  erlassen  hat. 

g^ehaumbarc-Lippe. 

Gesetz,  betr.  die  Unterwerfung  der  durch  Staatsvertrag 
zwischen  Preussen  und  Schaumburg-Lippe  v.  29.  Dez.  1885 
der  Schaumburg-Lippe'schen  Landeshoheit  überwiesenen 
Grundstücke  unter  die  im  Fürstenthum  geltenden  Gesetze, 
Verordnungen  und  sonstigen  Erlasse,  vom  9.  März  1891 
(Sch.-L.  Landesverordn.  S.  237). 

£lsass-IiOthriii|i:eii. 

1.  Gesetz  vom  16.  Mai  1892,  betr.  die  Ausführung  des 
Beichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875  über  die  Beurkandnng 
des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung  (Ges.Bl.  Nr.  10 
S.  51). 

Nach  §  5  d.  Gres.  haben  Ausländer,  welche  in  Elsass-Lothringen 
mit  einer  Deutschen  oder  einer  Ausländerin  eine  Ehe  schliessen  wollen, 
neben  der  Erfüllung  der  sonstigen  gesetzlichen  Erfordernisse  durdi 
ein  gehörig  beglaubigtes  Zeugniss  der  Ortsbehörde  ihrer  Heimath 
nachzuweisen,  dass  sie  nach  dortigen  Gesetzen,  unbeschadet  ihrer 
Staatsangehörigkeit,  zur  Eingehung  einer  Ehe  in  Elsass-Lothringen 
befugt  sind  oder  die  nach  diesen  Gesetzen  etwa  erforderliche  Erlanb- 
niss  zu  der  beabsichtigten  Ehe  erhalten  haben. 

Das  Ministerium  kann  jedoch  (§  6  1.  c)  sowohl  in  einzeben 
Fällen  als  mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebung  einzelner  Staaten  för 
die  Angehörigen  derselben  überhaupt  bestimmen,  dass  die  Beibringong 
obigen  Zeugnisses  nicht  erforderlich  sei. 


1)  S.  oben  Bd.  I  der  Zeitschr.  S.  121. 
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2.  Gesetz  vom  8.  Juni  1892^  betr.  das  Notariat  (Ges.Bl.  S.  52); 
betriffifc  die  Vertretung  der  Notare  in  Yerhinderungsf^en  etc. 

II.  Auswärtige  Staaten. 

Oesterreieh« 

Verordnung  des  Justizministeriums  vom  22.  September  1892 
Z.  18929,  womit  der  Vorgang  der  Behörden  in  der  Schweiz 
in  Bezug  auf  die  Behandlung  der  Nachlässe  von  Öster- 
reichischen Staatsangehörigen,  die  ihren  Wohnsitz  in  der 
Schweiz  hatten,  bekannt  gegeben  wird: 

^Den  k.  k.  Oerichten  wird  wegen  entsprechenden  Vorgehens  im 
Sinne  des  §  23  des  mit  dem  kaiserl.  Patente  vom  9.  August  1854 
eingei^hrten  Gesetzes  über  das  gerichtliche  Verfsübren  in  Rechtsange- 
legenheiten ausser  Streitsachen  bekannt  gegeben: 

Das  in  allen  Kantonen  der  Schweiz  am  1.  Juli  1892  in  Wirk- 
samkeit getretene  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1891,  betr.  die  zivil- 
rechüicheu  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  ent- 
hält die  folgenden  Bestimmungen:  (folgt  der  Wortlaut  der  Art.  22, 
23,  3  und  4  des  Gesetzes  vom  25.  Juni   189P)). 

Diese  Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  in  einem  Kantone 
wohnenden  Niedergelassenen  oder  Aufenthalter  aus  anderen  ELantonen 
in  der  Schweiz  beziehen,  finden  laut  Art.  32  und  34  —  vorbehalt- 
lich der  besonderen  Bestimmungen  von  Staatsverträgen  —  auf  die 
Ausländer,  welche  in  der  Schweiz  ihren  Wohnsitz  haben,  entsprechende 
Anwendung.  In  Folge  dessen  sind  die  bisherigen  Erlasse  und  Ver- 
ordnungen des  Justizministeriums  über  den  Vorgang  mit  den  Nach- 
lässen österreichischer  Staatsangehöriger  in  einzelnen  Kantonen  der 
Schweiz  insoweit  behoben,  als  sie  auf  österreichische  Staatsangehörige, 
die  ihren  letzten  Wohnsitz  in  der  Schweiz  hatten,  Bezug  nehmen." 

SehweiE« 

1.  Eine  Beilage  des  Bundesblattes  1892  IV  Nr.  35  enthält  das  Ver- 
zeichniss  der  in  Gemässheit  von  Art.  36  des  Bundesgesetzes  vom 
25.  Juni  1891^  betreffend  die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter^),  zur  Vollziehung  der  Ar- 
tikel 14,  15,  16,  19,  20  und  37  des  Gesetzes  durch  die  Kantone  be- 
zeichneten Behörden  (nach  den  Angaben  der  Kantonsbehörden  vom 
eidgenössischen  Justizdepartement  im  August  1892  zusammengestellt). 

Aus  solchem  ist  auch  der  dormalige  Stand  der  unteren  und  oberen 
Verwaltungsbehörden  in  Vormundschaftssachen  fautorites  chargees 
de  Vadministration  tutSlaire)  zu  ersehen.  Demnach  bestehen  als  solche 
Vormund  Schaftsbehörden  in  ^^n  einzelnen  Kantons: 


1)  S.  oben  S.  198  ff. 

2}  S.  oben  S.  198  ff.  u.  45^. 
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Zürich:  a)')  1.  Instanz:  Gremeinderath  (Waisenamt^  2.  Instanz: 
Bezirksratb.     b)  Regiernngsrath. 

Bern:  a)  Einwohnergemeinderath,  b)  I.  Regierungsstatthalter, 
II.  Begierungsrath. 

Luzern:  a)  Gemeinderath  der  Ortsbtlrgergemeinde;  b)  Regie- 
rnngsrath. 

Uri:  a)  Gemeinderath;  b)  Regiernngsrath. 

Schwjz:  a)  1.  Instanz:  Waisenamt,  2.  Instanz:  Gemeinderath: 
b)  Regiernngsrath. 

Obwalden:  a)  Einwohnergemeinderath ;  b)  Regiernngsrath. 

Nidwaiden:  a)  Gemeinderath;  b)  Regierungsrath. 

Glarus:  a)  Waisenamt;  b)  Regierungsrath. 

Zug:  a)  Einwohnerrath ;  b)  Regierungsrath. 

Freiburg  (Fribourg):  a)  Friedensrichteramt  (Justice  de  pcux): 
b)  Justizdirektion    (Direction  de  la  Justice). 

Solothuru:  a)  Einwohnergemeinderath  oder  besondere  Vormund- 
Schaftsbehörde  der  Einwohnergemeinde,  oder  Waisenbehörde  der  BUrger- 
gemeinde  des  Wohnsitzortes;  b)  Regierungsrath. 

Baselstadt:  a)  Waisenamt;  b)  Justizkonunission. 

Baselland:  a)  1.  Einwohnergemeinderath,  2.  Bezirksratb; 
b)  Regierungsrath. 

Schaffhausen:  a)  1.  Waisenbehörde  (Gremeinderath,  Waisen- 
kommission,  Waisengericht),   2.  Waisen inspektorat:  b)  Regierungsrath. 

Appenzell  i/Rh. :  a)  für  den  inneren  Landestheil:  Standeskom- 
mission, für  Oberegg:  Regierendes  Hauptmannamt;  b)  für  den  inneren 
Landestheil:  Vogteirath,  für  Oberegg:  Bezirksratb. 

Appenzell  a/Rh. :  a)  Gemeinderath;  b^  Regierungsrath. 

St.  Gallen:  al  Waisenamt,  b"!  Regierungsrath. 

Graubünden:  a)  Vormundschaftsbebörde;  b)  Kleiner  Rath. 

Aargan:  a)  1.  Gemeinderath,  2.  Bezirksamt;  b)  3.  Justizdirek- 
tion, 4.  Regierungsrath. 

Thurgau:  a)  1.  Waisenamt,  2.  Bezirksratb;  b)  3.  Regierungsrath. 

Tessin  (Ticino")  a^  1.  Munidpcditä,  2.  Commissario  di  Oovemo; 
b)  3.   Consiglio  de  Stato. 

Waadt  (Vaud):  a)  Justice  de  paix;  b)   Tribunal  cantonal. 

Wallis  (Valais):  a)  Waisenamt  fChambre  pupillaire) ;  b)  Staats- 
ratb  fConseü  d^Etat). 

Neuchdtel:  a)  Jtistice  de  paix;  h)  DSpartement  de  Justice. 

Gen^ve:  a)  Jurge  de  paix;  b)   Tribunal  de  premiere  instante. 

2.  BundesrathsbescblusB  über  die  A  u  s  f  ü  b  r  u  n  g  der  am  1 4.  April 
1891  in  Madrid  abgeschlossenen  Vereinbarung,  betr.  die 
internationale     Eintragung     der      Fabrik-     und      Uandels- 


3)  Unter  lit.  a  sind    die  unteren,   bei   lit.  b    die  oberen  Verwaltong»- 
behörden  angeführt. 
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marken,    vom    19.   August    1892    (Schweiz.    Bundesblatt    1892  IV 
8.  1063  ff.). 

Internationale  Verträge. 

1.  Internationale  Union  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigenthums. 

a)  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz,  Brasilien,  Spanien, 
Frankreich,  Grossbritannien,  Guatemala,  Portugal  und 
Tunis,  betr.  das  Verbot  falscher  Herkunftsbezeichnungen 
auf  den  Waaren,  vom  14.  April  1891. 

Art.  1.  Jedes  Produkt,  welches  eine  falsche  Herkunftsbezeichnung 
trägt,  in  welcher  einer  der  vertragschliesscnden  Staaten  oder  eine  in  einem 
derselben  liegende  Ortschaft  direkt  oder  indirekt  als  Ursprungsland  oder 
-Ort  angegeben  ist,  wird  anlässlich  der  Einfuhr  in  jedem  der  genannten 
Staaten  mit  Heschlag  belegt. 

Die  Beschlagnahme  kann  auch  in  demjenigen  Staate  vollzogen  werden, 
wo  die  falsche  Herkunftsbezeichnung  angebracht,  oder  in  demjenigen,  in 
welchen  das  mit  dieser  falschen  Bezeichnung  versehene  Produkt  eingeführt 
worden  ist. 

Wenn  die  Gesetzgebung  eines  Staates  die  Beschlagnahme  bei  der  Ein- 
fuhr nicht  zulässt,  so  tritt  das  Einfuhrverbot  an  deren  Stelle. 

Wenn  die  Gesetzgebung  eines  Staates  die  Beschlagnahme  im  Innern 
des  Landes  nicht  zulässt,  so  treten  an  deren  Stelle  die  Rechtsmittel,  welche 
das  Gesetz  dieses  Staates  in  einem  solchen  Falle  den  Einheimischen  zu- 
sichert. 

Art.  2.  Die  Beschlagnahme  findet  auf  das  Verlangen  der  Staatsan- 
waltschaft oder  einer  betheiligten  Partei,  Persem  oder  Gesellschaft,  hin 
statt,  nach  Massgabe  der  eigenen  Gesetzgebung  eines  jeden  Staates. 

Bei  Transitwaaren  sind  die  Behörden  zur  Beschlagnahme  nicht  ver- 
pflichtet. 

Art.  3.  Die  gegenwärtigen  Bestimmungen  hindern  den  Verkäufer  nicht, 
seinen  Namen  oder  seine  Adresse  auf  den  Produkten  anzubringen,  welche 
aus  einem  anderen  als  dem  Verkaufslande  herkommen;  in  diesem  Falle 
muss  jedoch  die  Adresse  von  der  genauen  und  in  deutlichen  Schriftzeichen 
ausgedrückten  Bezeichnung  des  Fabrikations-  oder  Ursprungslandes  resp. 
Ortes  begleitet  sein. 

Art.  4.  Die  Gerichte  jedes  Landes  haben  darüber  zu  entscheiden, 
welche  Benennungen  ihres  Gattungskarakters  wegen  nicht  unter  die  Be- 
stimmungen der  vorliegenden  Uebereinkunft  fallen.  Die  Ortsbezeichnungen 
für  die  Herkunft  der  Erzeugnisse  des  Weinbaues  sind  jedoch  in  dem  durch 
diesen  Artikel  aufgestellten  Vorbehalt  nicht  inbegriffen. 

Art.  5.  Die  der  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums  an- 
gehörenden Staaten,  welche  an  der  vorliegenden  Uebereinkunft  nicht  theil- 
genommen  haben,  können  auf  ihr  Gesuch  hin  derselben  beitreten,  und 
zwar  in  der  in  Art.  16  der  Konvention  vom  20.  März  1883  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigenthums  vorgeschriebenen  Form. 

Art.  6.  Die  gegenwärtige  Uebereinkunft  ist  zu  ratifiziren,  und  die 
Ratifikationen  sollen  spätestens  binnen  sechs  Monaten  in  Madrid  ausge- 
wechselt werden. 

Sie  tritt  einen  Monat  nach  der  Auswechslung  der  Ratifikationen  in 
Kraft  und  hat  dieselbe  Dauer  wie  die  Konvention  vom  20.  März  1883. 

Vorstehende  von  den  Regierungen  der  oben  genannten  Staaten 
nach  Einsicht  des  Art.  15  der  internationalen  Konvention  zum  Schutze 


' 


630  Internatioiuile  Verträge. 

des  gewerblichen  Eigenthums  vom  20.  Man  1883  abgesdüosaeiie 
Uebereinkunft  wnrde  bisher  von  folgenden  Staaten  ratifizirt:  der  Schweiz, 
Frankreich  und  Tunesien,  Grossbritannien  und  Spanien^  besteht  also 
zur  Zeit  und  zwar  seit  15.  Juli  1892  blos  zwischen  diesen  Staaten  in  Kraft. 

Schweizerisches  Bundesblatt  1892  lY  S.  1008  ff. 

b)  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz,  Belgien,  Frank- 
reich, Guatemala,  Italien,  den  Niederlanden,  Portugal  und 
Tunis)  betr.  die  internationale  Eintragung  der  Fabrik-  oder 
Handelsmarken,  vom  14.  April  1891. 

Art  1.  Die  Btlrger  oder  ünterthanen  eines  jeden  der  vertragsehliesBen- 
den  Staaten  können  sich  in  allen  tibrigen  Staaten  den  Schutz  ihrer  im 
eigenen  Lande  hinterlegten  Fabrik-  oder  Handelsmarken  dadurch  sichern, 
dasB  sie  die  genannten  Marken  durch  Vermittlung  der  Behörden  dea  Ur- 
sprungslandes beim  internationalen  Bureau  in  Bern  hinterlegen  lassen. 

Art.  2.  Diejenigen  Btlrger  und  ünterthanen  von  der  Yorliegenden 
Uebereinkunft  nicht  beigetretenen  Staaten,  bei  welchen  die  Bedingungen 
des  Art.  3  der  Konvention  zutreffisn,  werden  den  Bürgern  and  Ünterthanen 
der  vertragschliessenden  Staaten  gleichgestellt. 

Art.  3.  Das  internationale  Bureau  trägt  die  nach  Massgabe  des  Art  1 
hinterlegten  Marken  sofort  ein.  Es  theilt  diese  Eintragung  den  betheüigtea 
Staaten  mit.  Die  eingetragenen  Marken  werden  in  einem  Supplement  zum 
Journal  des  internationalen  Bureaus  in  Form  einer  vom  Hinterleger 
beigebrachten  Zeichnung  oder  einer  in  französischer  Sprache  abgefassten 
Beschreibung  veröffentlicht. 

Um  den  so  eingetragenen  Marken  in  den  verschiedenen  Staaten  mög- 
lichste Verbreitung  zu  geben,  erhält  jede  Verwaltungsbehörde  vom  inter- 
nationalen Bureau  unentgeltlich  eine  beliebige  Anzahl  Exemplare  der  ob- 
genannten  Veröffentlichung. 

Art.  4.  Von  der  in  dieser  Weise  im  internationalen  Bureau  vollzogenen 
Eintragung  an  geniesst  die  Marke  in  jedem  der  betheiligten  Staaten  den 
nämlichen  Schutz,  wie  wenn  sie  direkt  dort  hinterlegt  worden  wäre. 

Art.  5.  In  den  Ländern,  deren  Gesetzgebung  sie  dazu  ermächtigt, 
haben  die  Verwaltungen,  denen  das  internationale  Bureau  die  Eintragung 
einer  Marke  anzeigt,  die  Befugniss,  zu  erklären,  dass  der  betreflfenden 
Marke  auf  ihrem  Gebiete  kein  Schutz  gewährt  werden  könne. 

Sie  mttssen  von  dieser  Befugniss  im  Laufe  des  Jahres,  welches  auf  die 
in  Art  3  vorgesehene  Anzeige  folgt,  Gebrauch  machen. 

Das  internationale  Bureau  übermittelt  die  ihm  auf  diese  Weise  ange- 
zeigte Erklärung  unverzüglich  der  Verwaltungsbehörde  des  Ursprungs- 
landes, sowie  dem  Eigentfaümer  der  Marke.  •—  Dem  BetheUigten  steht  der 
nämliche  Rekursweg  offen,  wie  wenn  er  die  Marke  direkt  in  demjenigen 
Lande,  wo  der  Schutz  verweigert  wird,  hinterlegt  hätte. 

Art.  6.  Der  durch  die  Eintragung  auf  dem  internationalen  Bureau 
erwirkte  Schutz  hat  eine  Gültigkeit  von  20  Jahren  von  dieser  Eintragung 
an ;  aber  er  kann  nicht  zu  Gunsten  einer  Marke  angerufen  werden,  welche 
im  Ursprungslande  nicht  mehr  gesetzlichen  Schatz  geniesst. 

Art.  7.  Die  Eintragung  kann  gemäss  den  Vorschriften  der  Art  1  und  3 
stets  erneuert  werden. 

Sechs  Monate  vor  dem  Erlöschen  der  SchutzfKst  stellt  das  internationale 
Bureau  der  Verwaltungsbehörde  des  Ursprungslandes  und  dem  Eigenthflmer 
der  Marke  eine  dienstliche  Anzeige  zu. 

Art.  8.  Die  Verwaltungsbehörde  des  Ursprungslandes  setzt  nach  ihrem 
Ermessen  eine  Gebühr  fest,  die  sie  für  sich  vom  Eigenthflmer  der  Marke, 
deren  internationale  Eintragung  nachgesucht  wird,  bezieht 
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Zu  dieser  Taxe  tritt  eine  internationale  Gebttfar  von  100  Fr.,  deren 
jährlicher  Ertrag  vom  internationalen  Bnreaa  nach  Abzug  der  gemeinr 
samen  dnrch  den  Vollzug  dieser  Uebereinkunft  vernrsachten  Kosten  zu 
gleichen  Theilen  unter  die  Vertragsstaaten  vertheilt  wird. 

Art.  9.  Die  Verwaltungsbehörde  des  Ursprungslandes  zeigt  dem  inter- 
nationalen Bureau  die  Ungültigkeitserklärungen,  Löschungen,  Verzicht- 
leistungen, Uebertragungen  und  anderen  AenderuDgen  an,  welche  mit  Be- 
zug auf  das  Eigenthumsrecht  der  Marke  stattgefunden  haben. 

Das  internationale  Bureau  reg^strirt  diese  Aenderungen,  theilt  dieselben 
den  Behörden  der  Vertragsstaaten  mit  und  veröffentlicht  sie  sofort  in  seinem 
Journal. 

Art.  10.  Die  Verwaltungsbehörden  einigen  sich  über  die  Einzelheiten, 
betr.  den  Vollzug  der  vorliegenden  Uebereinkunft. 

Art.  11.  Die  der  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums 
angehörenden  Staaten,  welche  an  der  vorliegenden  Uebereinkunft  nicht 
theilgenommen  haben,  können  auf  ihr  Gesuch  hin  derselben  beitreten,  und 
zwar  in  der  in  Art.  16  der  Konvention  vom  20.  März  1883  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigenthums  vorgeschriebenen  Form. 

Sobald  das  internationale  Bureau  vom  Beitritt  eines  Staates  zu  der 
vorliegenden  Uebereinkunft  Kenntniss  erhalten  hat,  sendet  es  nach  Mass- 
gabe von  Art.  3  an  die  Verwaltung  dieses  Staates  ein  Gesammtverzeich- 
niss  derjenigen  Marken,  welche  dannzumal  internationalen  Schutz  geniessen. 

Durch  diese  Zustellung  wird  den  genannten  Marken  ohne  Weiteres  die 
Wohlthat  der  hier  vorausgehenden  Bestimmungen  auf  dem  Gebiete  des  bei- 
getretenen Staates  zugesichert,  und  von  dem  Datum  der  Zustellung  an 
läuft  die  einjährige  Frist,  binnen  welcher  die  betheiiigte  Verwaltungsbe- 
hörde die  in  Art.  5  vorgesehene  Erklärung  abgeben  kann. 

Art  12.  Die  gegenwärtige  Uebereinkunft  ist  zu  ratifiziren,  und  die 
Ratifikationen  sollen  spätestens  binnen  sechs  Monaten  in  Madrid  ausge- 
wechselt werden. 

Sie  tritt  einen  Monat  nach  der  Auswechslung  der  Ratifikationen 
in  Kraft  und  hat  dieselbe  Geltung  und  Dauer  wie  die  Konvention  vom 
20.  März  1883. 

Vorstehende  von  den  Regierungen  obengenannter  Staaten  nach 
Einsicht  des  Art.  15  der  internationalen  Konvention  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigenthums  vom  20.  März  1883  abgeschlossene  Ueber- 
einkunft ist  zur  Zeit  von  folgenden  Staaten  ratifizirt:  der  Schweiz^ 
Belgien^  Frankreich  und  Tunesien  und  Spanien,  besteht  also  gegen- 
wärtig und  zwar  vom  15.  Juli  1892  blos  zwischen  diesen  Staaten 
in  Kraft. 

Derselben  ist  folgendes  Schlussprotokoll  vom  14.  April  1892 
beigefügt: 

Da  sich  über  die  Tragweite  des  Artikels  5  Zweifei  erhoben  haben,  so 
wird  erklärt,  dass  die  Abweisnngsbefugniss,  welche  dieser  Artikel  den 
Verwaltungsbehörden  gewährt,  die  Bestimmungen  des  Artikels  6  der  Kon- 
vention vom  20.  März  1883  und  des  §  4  des  dieselbe  begleitenden  Schluss- 
protokolls in  keiner  Weise  beeinträchtigt.  Diese  Bestimmungen  sind  ebenso 
auf  die  beim  internationalen  Bureau  hinterlegten  Marken  anwendbar,  wie 
dies  mit  Bezug  auf  die  in  allen  betheiligten  Ländern  direkt  hinterlegten 
Marken  der  Fall  war  und  immer  noch  sein  wird. 

Gegenwärtiges  Protokoll  hat  die  nämliche  Gültigkeit  und  Dauer  wie 
die  Uebereinkunft,  auf  die  es  sich  bezieht. 

Schweizerisches  Bundesblatt  1892  IV  S.  1015  ff. 
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2.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Italien^  ahge^ 
schlössen  am  19.  April  1892^  mit  Schlussprotokoll  vom  gleichen  Tage, 
in  Kraft  seit  19.  Juni  1892  und  vollziehbar  bis  31.  Dezember  1903 
(Eidgen.  amtliche  Ges.  Sammig.  N.  F.  Bd.  12  S.  929  ff.). 

Nach  Art.  15  ist  allen  anonymen  und  sonstigen  Handels-,  In- 
dustrie- oder  Finanzgesellschaften^  welche  in  Gemässheit  der  dem  einen 
oder  anderen  der  beiden  Staaten  eigenen  Gesetzgebung  konstituirt  und 
konzessionirt  sind,  gegenseitig  die  Beiugniss  eingeräumt,  alle  ihre 
Rechte  geltend  zu  machen  und  vor  Gericht,  sei  es  als  Kläger,  sei  es 
als  Beklagter,  aufzutreten,  und  zwar  in  der  ganzen  Ausdehnung  der 
Staaten  und  Besitzungen  der  anderen  Macht,  unter  der  alleinigen  Be- 
dingung, dass  sie  sich  nach  den  Gesetzen  (inbegriffen  Finanzgesetxe) 
dieser  Staaten  und  Besitzungen  richten.  Diese  Bestimmung  findet  so- 
wohl auf  die  vor  der  Unterzeichnung  des  Vertrages,  als  auf  die  in 
der  Folgezeit  konstituirten  und  konzessionirten  Gesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften Anwendung. 

3.  Handelslibereinkommen  zwischen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich vom  23.  Juli  1892,  in  Kraft  tretend  spätestens  am  1.  Januar 
1893  (Schweiz.  Handelsamtsblatt  vom  25.  Juli  1892;  D.  H.A.  1892 
I  S.  896). 

4.  Handelskonvention  zwischen  Belgien  und  Egjpten  vom 
24.  Juni  1891  (D.  H.A.  1892  I  S.  624). 

5.  Handelskonvention  zwischen  Italien  und  Fgypten  vom 
1.  Februar  1892   (D.  H.A.   1892  I  S.  629). 

6.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwi- 
schen Grossbritannien  und  Maskat  vom  19.  März  1891  (D.  H.A. 
1892  I  S.  796  ff.). 

7.  Der  schweizerische  Bunde srath  hat  mit  folgenden  Staaten 
Gegeurechtserklärungen  im  Sinne  des  Art.  1  des  schweizerischen 
Gesetzes  vom  22.  Januar  1892,  betr.  die  Auslieferung  gegenüber 
dem  Ausland  (s.  oben  S.  202  ff.),  ausgewechselt:  1)  mit  der  Ar- 
gentinischen Republik:  wegen  Unterschlagung,  Anstiftung  zu 
falschem  Zeugniss,  Vertrauensmissbrauch  in  amtlicher  Stellung;  2)  mit 
Brasilien:  wegen  Unterschlagung  und  Fälschung  Öffentlicher  Ur- 
kunden; 3)  mit  Frankreich:  wegen  fahrlässiger  Tödtung:  4)  mit 
Italien:  wegen  Blutschande:  5)  mit  Liechtenstein:  wegen  Unter- 
schlagung, Betrugs  und  UrkundenfKlschung;  6)  mit  Mexiko:  wi^en 
Betrugs:  7)  mit  Rumänien:  wegen  Unterschlagung  amtlicher  Gelder: 
8)  mit  Schweden:  wegen  Unterschlagung,  betrügerischer  Strandung 
eines  Schiffes  und  Meineids.  —  Die  Gesandtschaft  in  Rom  iat  beauf- 
tragt, bei  der  königlichen  italienischen  Regierung  die  im  Jahre  1875 
ausgewechselte  Gegenrechtserklärung,  betr.  Auslieferung  w^en  wid«*- 
natürlicher  Unzucht,  zurückzuziehen,  da  die  Auslieferung  wegen  dieses 
Delikts  im  neuen  Bundesgesetze  nicht  vorgesehen  ist.  (Schweiz. 
Bundesblatt  1892  HI.  S.  490.) 

8.  (Kündigung  von  Staatsverträgen.)  Die  nachstehend  &n%e- 
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führten  Verträge  zwischen  dem  Deutschen  Keich  und  Serbien, 
nämlich: 

1)  der  Handelsvertrag  vom  6.  Januar  1883^ 

2)  der  Konsularvertrag  vom  gleichen  Tage, 

3)  das  Abkommen,    betr.    den    gegenseitigen  Markenschutz,    vom 
30.  Juni  1886, 

4)  die  lieber einkunft,  betr.  den  gegenseitigen  Schutz  der  gewerb- 
lichen Muster  und  Modelle,  vom  3.  Juli  1886, 

sind  seitens  der  königlich  serbischen  Regierung  am  16.  Mai  1892 
gekündigt  worden.  Die  beiden  erstgenannten  Verträge  treten  am 
25.  Juni  1893,  die  beiden  letzteren  am  16.  Mai  1893  ausser  Ejraft. 
Die  beiderseitigen  Regierungen  sind  behufs  Abschlusses  neuer  bezüg- 
licher Verträge  in  Verhandlung  getreten  (Deutscher  Reichsanzeiger 
Nr.  1B8  vom  7.  Juli  1892). 

Auch  der  zwischen  Serbien  und  Belgien  am  5./17.  Januar 
1885  abgeschlossene  Handelsvertrag  (D.  H.A.  1885  I  S.  708)  wurde 
nebst  der  Konsularkonvention  vom  gleichen  Tage  seitens  Serbien  ge- 
kündigt und  treten  diese  Verträge  vom  17./ 29.  Juli  1893  ab  ausser 
Kraft  (D.  H.A.  1892  I  S.  901). 


Vermischte  Mittheilungen. 

1. (lieber  dieVollstreckbarkeit  ausländischer  Urtheile  in 
Oesterreich)  bezw.  über  das  der  Vollstreckbarkeitserklärung  voraus- 
gehende Verfahren  entnehmen  wir  einem  Aufsatze  von  Dr.  A.  Stollowsky 
(in  den  Jurist.  Blättern  1892  S.  427  f.)  folgende  bemerkenswerthe 
Ausführimgen : 

Zur  Ausserzweifelsetzung  der  Erfordernisse  der  Vollstreckbarkeit, 
nämlich  der  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Richters  nach  österreichi- 
schen Gesetzesbestimmungen,  der  Rechtskraft  des  Urtheils  nach  aus- 
ländischem Rechte  und  des  Erfordernisses  der  Gegenseitigkeit,  kann 
nur  ein  beschleunigtes,  freirichterlich  zu  würdigendes  Vorverfahren 
dienen;  die  Praxis  benannte  dasselbe  DelibatioDsverfahren,  ist  jedoch 
über  die  Form  dieses  Verfahrens  keineswegs  einig,  indem  dieselbe 
bald  über  Klage  nach  durchgeführtem  und  durch  Inrotulirung  ge- 
schlossenem kontradiktorischen  Verfahren  mit  Urtheil,  bald  über  Ge- 
such nach  Einvernehmung  beider  Theile  mit  Bescheid,  oder  wie  die 
Entscheidung  vom  11.  November  1891,  Z.  13139,  über  Gresuch  nach 
Einvernehmung  der  Parteien  mit  Urtheil  erkennt. 

Zweifellos  gilt  in  Oesterreich  auch  für  dieses  Verfahren  stets  in- 
ländisches Recht,  wenngleich  im  Auslande  für  die  Zulässigkeit  der 
Vollstreckbarkeit  eines  österreichischen  Urtheils  ein  besonderes  Ver- 
fahren vorgeschrieben  ist,  z.  B.  im  Deutschen  Reiche  in  §  660  der 
deutschen  Zivilprozessordnung,  da  nach  den  Gnmdsätzen  des  inter- 
nationalen Prozessrechts  prozessuale  Fragen    stets    nach  den  Gesetzen 
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des  erkennenden  Oerichts.  der  lex  fori,  zu  beortheilen  sind,  Betonion 
daher  nur  bezüglich  der  materiellen  Erfordernisse  zu  üben  ist. 

Da  min  weder   in  den  Hofdekreten  ein  bestimmtes  ^   insbesondere 
nicht  ein  durch  Klage  einzuleitendes  Vorverfiihren  vorgeschrieben,  noch 
sonstwie  gesetzlich  angeordnet  ist,  dass  über  die  Zulässigkeit  der  Voll- 
streckung   durch   YoUstreckungsurtheil    zu    erkennen    wäre,    nachdem 
ferner    nach    den  Bestimmungen   der  allgemeinen  Grerichtsordnung  ein 
Urtheil  nur  dort  zu  erlassen^    wo    es  ausdrücklich  bestimmt  erscheint^ 
im  Zweifel  daher  stets  mit  Bescheid  zu  entscheiden  ist,  kann  die  Frage, 
in  welcher  Form  das  Delibationsyer£ahren  zu    pflegen    sei,    nur  dahm 
richtig  beantwortet  werden,  der  österreichische  Richter  habe  über  eia- 
faches    Gresnch    um  YoUstreckbarkeitserklärung  jedenialls    schon    nadi 
dem  Grundsatze    des    wechselseitigen    Grehörs    eine  Tag&hrt    zur  Ein- 
vernahme des  Gregentheils    anzuordnen,    die    allftllligen  Einwendungen 
desselben  zu  hören    und    nach    freier  Würdigung    der  vorgelegten  Be- 
scheinigungsmittel   und,  was  die  Verbürgung  der  Reziprozität  betril^ 
unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Grundsätze    über    den  Beweis 
fremden  Rechts,  über  das  Vorhandensein  der  materiellen  Erfordemisee 
und    damit    über    die  Zulässigkeit    der    Zwangsvollstreckung    des    aus- 
wärtigen Urtheils  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern    mit    Bescheid    zu    erkennen    (Entscheidungen    des    obersten 
Gerichtshofes  vom  28.  November  1883,  Z.  13765,  und  29.  April  1884, 
Z.  48  8  5 )  ^) .    Es  bleibt  j  edoch,  wie  die  Entscheidimg  des  Oberlandesgeridits 
in  Wien  ddo.   10.  September  1891,  Z.  9122,  ganz  richtig  ausführt,  dem 
Vollstreckungswerber,    der    sich    auf   ein   ausländisches  Urtheil  bemft, 
bezüglich  dessen  Über   die  Zulässigkeit    der  Vollstreckung   im  Inlande 
erst  von  den  inländischen  Gerichten  erkannt  werden  müsste,  bezüg-lich 
dessen  somit  im  Zweifel  steht,    ob    auf  dasselbe  im  Inlande  die  Exe- 
kution   ertheilt  werden  könne,   unbenommen,    den  für   ihn   unter  Um- 
ständen sogar   ungünstigeren  Weg   einer  neuerlichen  Klage    ror    dem 
inländischen    Gerichte    einzuschlagen,    und    es    ist    gegen    eine    aolehe 
Klage  die  Einwendung  der  bereits   im  Auslande  entschiedenen  Streit- 
sache unzulässig. 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  gegen  ein  Gesuch  um  Vollstreck- 
barkeitserklärung eines  ausländischen  Urtheils  in  merito  Einwendungen 
nicht  erhoben  werden  können,  da  Zweck  dieses  Verfahrens  nicht  die 
Ueberprü^ng  des  Urtheils  in  merito  ist.  Kompetent  zur  Ginleitnng 
des  Delibationsverfahrens  ist  gemäss  §  70  der  J.N.  örtlich  deijenige 
Gerichtshof  erster  Instanz,  in  dessen  Gerichtsbezirke  die  Exekution 
vollzogen  werden  soll;  zur  Begründung  der  Kompetenz  eines  Kausal- 
gerichtshofes, z.  B.  Handelsgerichts,  muss  im  VollstreckungsverfiafareB 
nachgewiesen  werden,  dass  es  sich  um  eine  Schuld  aus  solchen  Han- 
delsgeschäften handelt;  Über  welche  die  Gerichtsbarkeit  nach  Öster- 
reichischen Gesetzen  ausschliesslich  den  Handelsgerichten  zusteht 
( Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  11.  November  1891,  Z.  13139). 

1)  Vgl.  auch  oben  S.  620. 
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Da  dieses  Verfahren  sich  gemäss  des  Hofdekretes  vom  15.  Februar 
1805,  Nr.  711  J.G.S.^  als  ein  zur  gerichtsordnungsmässigen  Betreibung 
der  Exekution  nothwendiges  Vorverfahren  darstellt,  hat  der  Gegner 
des  Vollstreckungswerbers  diesem  im  Falle  des  Obsiegens  stets  die 
Kosten  dieses  Verfahrens  zu  ersetzen;  anders  natürlich  dann,  wenn 
gemäss  besonderer  Staatsverträge  ein  Delibationsverfahren  nicht  voraus- 
zugehen hat,  sondern  die  sofortige  Bewilligung  der  Zwangsvollstreckung 
in  Erledigung  des  Parteigesuches  oder  des  gerichtlichen  Ersuchs- 
schreibens  statt  hat,  so  wenn  es  sich  um  Urtheile  der  Gerichte  in 
Ungarn  (Justizministerialerlass  vom  23.  September  1862,  Z.  9627); 
in  Bosnien  und  der  Herzegowina  (^Ministerialentscheidung  vom  7.  De- 
zember 1879,  Z.  18271)  und  in  Rumänien  (Verordnung  vom  27.  Ok- 
tober 1871,  Nr.   131  R.G.B1.)  handelt. 

Die  im  Auslande  bezüglich  der  Vollstreckbarkeit  österreichischer 
urtheile  geltenden  Bestimmimgen  sind  bezüglich  einzelner  Staaten 
durch  besondere  Verlautbarungen  (so  bezüglich  Deutschland  Justiz - 
ministerialerlass  vom  28.  März  1880,  Z.  3938;  Italien  Justizministe- 
rialverordnung  vom  29.  September  1879,  Nr.  120  R.G.B1.  etc.)  zur 
allgemeinen  Kenntniss  gebracht,  im  widrigen  Falle  hat  der  Voll- 
streckungswerber dieselben,  wie  schon  erwähnt  wurde,  dem  Richter^ 
der  jedoch  auch  zu  amtswegiger  Feststellung  und  ebenso  Benützung 
seiner  Privatkenntniss  berechtigt  ist,  nach  den  Grundsätzen  über  Be- 
weis fremden  Rechts  zu  bescheinigen. 

2.  Im  Auslande  zu  bewirkende  Vorladungen  in  Thei- 
langssachen  durch  preussische  Notare.  (Mitgetheilt  von 
Herrn  Landrichter  Dr.  Menxen  in  Hechingen.)  In  einem  beim 
Amtsgerichte  zu  Xanten  anhängigen  Vertheilungsverfahren  wohnten 
mehrere  Betheiligte  in  Holland.  Der  Notar,  an  welchen  die  Be- 
theiligten verwiesen  waren,  richtete  an  das  Amtsgericht  das  Er- 
suchen, die  Ladung  der  im  Auslande  wohnenden  Betheiligten  zu 
dem  von  ihm  angesetzten  Termine  zu  veranlassen.  Das  Amtsge- 
richt lehnte  das  Ersuchen  ab^  weil  der  Notar  die  Ladung  selbst  zu 
besorgen  habe.  Der  Notar  fertigte  darauf  ein  Ersuchungsschreiben  an 
die  kaiserliche  Gesandtschaft  in  Haag  um  Veranlassung  der  Zu- 
stellung an  und  legte  dasselbe  dem  Landgerichtspräsidenten  zu  Eleve 
vor  mit  dem  Gesuche,  dasselbe  der  in  der  allgemeinen  Verfügung 
vom  20.  Mai  1887  vorgeschriebenen  Prüfung  zu  unterziehen  und 
weiter  zu  befordern.  Das  Gesuch  war  dahin  begründet,  dass,  da  im 
gerichtlichen  Theilungsverfahren  der  Notar  als  Beauftragter  des  Amts- 
gerichts handele,  das  was  für  das  Amtsgericht  vorgeschrieben  sei,  auch 
flir  dessen  Delegirten  gelte.  Der  Landgerichtspräsident  sandte  dem 
Notar  das  Ersuchungsschreiben  an  die  Gesandtschaft  zurück  mit  dem 
Bemerken,  dass  er  die  allgemeine  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  nicht 
für  anwendbar  erachte ;  die  Notarien  hätten  nach  dem  neuen  Theilungs- 
gesetze  die  Ladungen  selbständig  zu  bewirken   und    dürften  dieselben 
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in  Ausübung  dieser  Thätigkeit  nicht  als  Delegirte  des  Amtsgerichts 
anzusehen  sein.  —  Darauf  hat  der  Notar  sich  direkt  an  die  kaiser- 
liche Gesandtschaft  in  Haag  gewandt  und  ist  die  Zustellung  durch 
Yermittelung  dieser  erfolgt. 

3.  Die  von  dem  Bibliothekar  des  Kongresses  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  herausgegebene  Anweisung  zur  Sicherung  des 
Urheberrechts  in  den  Vereinigten  Staaten  findet  sich  abge- 
druckt im  deutschen  Handelsarchive  1892  I  S.  747  f. 


Literaturberichte. 

a)  BficberanseiKeii. 

1,  F.  C  AutraUf    Code   international    de    Vahardage    maritimt.    iVim, 
Chevalier-Mareacq  <B  Cie.  1890,  pp.  208. 

Der  Verfasser  will  keine  wissenschaftliche  Arbeit  liefern,  er  änweit 
nur  die  Hoffnung,  dass  sein  Werk  manchmal  mit  Erfolg  zu  Rathe  g^Kf^ 
werde.  Das  wird  gewiss  geschehen,  denn  es  fehlt  sonst  an  einer  entspreoheoden 
Zusammenstellung,  und  ferner  ist  sie  so  reichhaltig,  dass  Vieles  daraiu  n 
lernen  ist.  Das  Werk  beginnt  mit  einer  Bibliographie.  Man  yemiat 
darin  manche  englische  und  deutsche  Werke,  wie  die  von  Abbott,  Lownia^ 
V.  Bar  u.  s.  w. ,  während  die  französischen  sehr  zahlreich  vertreten  riod. 
Sodann  folgen  die  Textes  de  Vabordage  (S.  15~>42),  aber  nur  soweit 
es  sich  um  den  Zusammenstoss  selbst  handelt,  während  die  Bestimmangen 
Über  Verjährung,  Haftung  u. s.w.  erst  später  nachgetragen  werden.  Es 
wäre  übersichtlicher  gewesen,  worauf  bei  einer  solchen  Arbeit  doch  dei 
Hauptton  liegt,  wenn  alle  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Materie  Tor- 
angeschickt  wären.  Die  Texte  selbst  sind  korrekt,  nur  datirt  das  bn- 
silianische  Handelsgesetzbuch  von  1850  (statt  1858)  und  das  niederläadiieite 
vom  10.  April  1838  statt  vom  1.  Oktober  1838,  an  welchem  Taj^e  es  is 
Ejraft  trat.  Da  Nordamerika  und  England  kein  Handelsgesetzbneh  haben, 
so  sind  die  gewohnheitsrechtlichen  Regeln  dieser  Staaten  eingeschaltet 
Zum  amerikanischen  Recht  (S.  25)  ist  aber  zu  bemerken,  dass  der  als 
Beleg  gegebene  Fall  „TAe  Woodrop  Sims,  2  Bodson  83"  ein  engliseher  ist, 
und  dass  es  ferner  nach  der  neuesten  Praxis  nicht  mehr  zweifellos  ist, 
dass  bei  abordage  dotUeux  Theilung  des  Schadens  eintritt  (s.  Monden 
Collisions  at  Sea,  1891,  p.  158).  Beim  englischen  Recht  werden  -  ab- 
gesehen von  der  Wiedergabe  von  36  &  37  Vict.  c.  85  (nicht  73 !)  bb.  16 
und  17  —  nur  zwei  Eventualitäten  genannt:  beiderseitig  unversehnldeter 
und  beiderseitig  verschuldeter  Zusammenstoss.  Zu  letzterem  wird  be- 
merkt, dass  nach  36  &  37  Vict.  c.  66  s.  25  etc.  die  Regeln  des  Admin- 
litätsgerichtshofes  vorgehen ,  soweit  sie  nicht  in  Widerspruch  mit  deoea 
des  gemeinen  Rechts  stehen.  Das  Gesetz  besagt  aber  gerade  umgekebit, 
dass  solchen  Falls  die  Admiralitätapraxis  vorgehen  soUl  Vor  Allem  mfitff 
aber  doch  in  einem  Code  gesagt  werden,  worin  die  Praxis  eigentlich  b^ 
steht  I    Es  hat  jedes  Schifif  die  Hälfte  des  Gesammtschadens  zu  tragen. 

Ein  weiterer  Abschnitt  (S.  43  —  55)  behandelt  die  Fins  de  non  re- 
cevoir  et' prescriptions.  Zu  den  Art.  435,  436  C,  d.  c,  ist  jetzt  «  b^ 
merken ,  dass  sie  durch  Gesetz  vom  25.  März  1891  umgestaltet  sind  (rp. 
diese  Zeitschrift  Bd.  II  S.  317).  Das  englische  Recht  (S.  44),  weleto 
allerdings  nicht  leicht  zu  eruiren  ist,  erscheint  gänzlich  entstellt.  Die  Auf- 
nahme eines  Protestes  ist  Üblich ,  aber  nicht  nothwendig ,  und  ist  nicht  u 
die  Frist  von  24  Stunden  gebunden.  Die  Ansprüche  aus  einem  Zusammen- 
stoss verjähren  nicht  in  2  Jahren  j    der  Beleg:   „VarÜele  906,  S^deTiä 
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du  5  aoüt  1673^  beweist,  dass  nnerklärlicher  Weise  Art.  906  des  deutBchen 
Handelsgesetzbnches  hineingezogen  ist.  Vielmehr  verjährt  die  ctctio  in 
personam  nach  der  Regel  des  englischen  Rechts  in  6  Jahren,  während  die 
actio  in  rem,  welche  nur  das  Schiff  trifft,  unverjährbar  ist.  Auch  dieser 
Gegensatz  hätte  berücksichtigt  werden  müssen.  Was  Autran  sonst  über 
die  act.  in  rem  sagt,  ist  richtig. 

Alsdann  kommt  der  Haupttheil  der  Arbeit,  22  Kapitel  ohne  gemein- 
same Ueberschrift:  I.  ahordage  maritime;  fins  de  non  recevoir;  II.  abor- 
dage  fortuit;  III.  ahordage  fautif;  lY.  actione  disciplinairee  ou  pinales; 
y.  faute  d^un  eeul  navire;  VI.  faute  commune;  VIL  ahordage  douteux; 
VIII.  remorquage;  IX.  pilotage;  X.  qui  peut  intenter  Vaction;  XL,  personnes 
responsablis ;  XII  und  XIU.  limites  de  la  reeponsahiliti  des  proprietairea ; 
XIY.  responsahiliti  des  assureurs;  XV.  mesures  conservatoires  aprts  un 
ahordage;  XVI.  moyens  de  preuve;  XVII.  compHence  territoriale;  XVlII.  JU" 
ridiction  compitente ;  XIX.  tribunal  compHent ;  XX.  Quelle  loi  doii  appliquer 
le  trihunäl  saisi?  XXI.  primlh(,es  garantissant  les  criances  nies  de  rähor^ 
dage;  XXII.  demandes  portees  ä  VHranger.  Es  sind  somit  alle  Fragen  in 
Betracht  gezogen,  welche  nur  irgendwie  einschlagen,  namentlich  auch  die 
des  internationalen  Rechts.  Das  französische  Biecht  ist  stets  höchst 
eingehend  behandelt,  so  dass  hier  eine  bequeme  und  zuverlässige  Dar- 
stellung desselben  vorliegt.  Die  Darstellung  der  anderen  Rechte  dagegen 
ist  i.  A.  von  geringem  Umfang  und  sehr  ungleichmässig.  Der  Verfasser 
schöpft  eben  fast  nur  aus  den  allerdings  oft  reichhaltigen  französischen 
Quellen.  So  wird  z.B.  S.  Ö8  gesagt,  das  italienische  H.6.B.  von  1882 
umfasse  auch  die  Flussschiffahrt  (vgl.  diese  Zeitschrift  Bd.  II  S.  266). 
Von  Deutschland  wird  aber  nicht  gesagt,  dass  die  Art.  736 — 741  auf  Fluss- 
Bchiffe  ausgedehnt  sind,  sondern  statt  dessen  angeführt,  dass  das  H.G.B. 
auf  einen  Fischheger  Anwendung  leide,  weil  solcher  nach  dem  Hanseati- 
schen Oberlandesgericht  als  S  e  e  schiff  anzusehen  sei.  Dieses  Gericht  spricht 
aber  von  einem  F luss schiff  1  (s.  Hans.  Ger.-Zeitung  Hauptbl.  1886  Nr.  4). 
Das  von  Autran  benutzte  Referat  in  seiner  Bevue  internationale  du  droit 
maritime  II  p.  451  zeigt  diese  Verwechselung  in  seiner  Ueberschrift.  Sehr 
eingehend  wird  S.  65—66  vom  Protest  nach  französischem  Rechte  gehandelt 
und  dann  dort  nur  noch  vom  deutschen,  welches  doch  gerade  solchen  Protest 
nicht  kennt,  gesagt,  dass  nach  dem  Reichsgericht  die  Feststellung  genüge, 
dass  irgend  eine  Person  der  Schiffsbesatzung  den  Zusammenstoss  ver- 
schuldet habe  —  was  übrigens  auch  nach  englischem  Rechte  gilt.  Der- 
gleichen Ausstellungen  liessen  sich  noch  weitere  finden.  Sie  zeigen,  dass 
wenigstens  fßr  nicht  -  französische  Rechte  die  Arbeit  manche  Ergänzung 
erleiden  könnte.    Aber  immerhin  verdient  das  schon  jetzt  Gebotene  Dank. 

Dr,  Max  Mittelstein, 

j?«  von  Bar,  Ihr*  L*,  Professor  an  der  Universität  Göttingen,  Mitglied 
des  Instituts  für  internationales  Recht.  Lehrbuch  des  internationalen 
Privat-  und  Strafrechts.    Stuttgart,  Ferd.  Enke,  1892.    XVI  u.  860  S. 

Ein  neues  Buch  von  unserem  hochverdienten  Altmeister  auf  dem  Ge- 
biete des  internationalen  Rechts  ist  immer  eine  sehr  willkommene  Gabe. 
Seinem  im  Jahre  1889  erschienenen  grossen  Werke  „Theorie  und  Praxis 
des  internationalen  Privatrechts,  2  Bde.**,  das  inzwischen  auch  eine  Ueber- 
setzung  ins  Englische  „Tlie  theory  and  pratice  of  private  international  law 
hy  L,  V,  Bar,  sec.  edit,  transUUed  hy  B.  Oillespie,  Edinhurg  1892^  ge- 
funden hat,  Hess  nun  der  gelehrte  Verfasser  in  kurzer  Frist  obiges  der 
„Juristischen  Handbibliothek"  eingereihte  Lehrbuch  folgen.  Dasselbe  bildet 
einen  werthvoUen  Ersatz  für  die  bei  uns  noch  mangelnden  oder  nur  sehr 
sporadisch  auftretenden  Vorlesungen  über  internationales  Privat-  und  Straf- 
recht. In  knappem  Rahmen  ist  hier  die  wichtige  Materie  wissenschaft- 
lich  entwickelt.    Bezüglich   des  Privatrechts  und   des  Zivilprozessreohts 
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schlieest  sich  die  Darstellang  an  das  grosse  Handbuch  an,  doch  ist  hkr 
anch  der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reiek 
ttber  internationales  Privatrecht  und  der  Gegenentwurf  des  Beferenten  fiibenll 
eingehend  berücksichtigt.  In  der  Materie  des  Strafrechtes  sind  die  allge- 
meinen Grundsätze  des  materiellen  internationalen  Straf  rechts  und  dei 
internationalen  Strafrechts  nach  dem  Strafgesetzbuche  für  das  Deutsche  Rädi 
besonders  eingehend  behandelt.  Im  Strafprozessrechte  stehen  die  Fragen  der 
Auslieferung  obenan.  Ein  Anhang  verbreitet  sich  über  die  Zubehör  dee  Staats- 
gebietes mit  Rücksicht  auf  internationales  Privat-  und  Strafrecht,  fenei 
auf  das  Recht  der  Exterritorialität  mit  Rücksicht  auf  internationales  PriTat- 
und  Strafrecht,  sowie  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  bei  Ansprüchen  gegen 
fremde  Staaten  und  Souveräne. 

Da  das  Lehrbuch  wesentlich  für  Deutschland  bestimmt  ist,  sind  denteelie 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung,  in  erster  Linie  die  Rechtspreehnng  dei 
Reichsgerichts,  besonders  berücksichtigt.  B. 

3.  JSger,  Dr.  Georg  f  Regierungsrath  in  Breslau,  a)  Die  Folgen  der 
Transportverhinderung  nach  Art.  18  des  internationalen  Uebereinkon- 
mens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  (Separatabdruck  aus  «Beitiige 
zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts,  1892,  36.  Jahrgang,  Vahlen,  Bedin). 
b)  Die  Haftung  fiir  die  Richtigkeit  der  Frachtbriefangaben  und  ibe 
Prüfung  nach  Art.  7  des  internationalen  Uebereinkommens  fiber  de& 
Eisenbahnfrachtverkehr  (Separatabdruck  aus  der  Grünhut'schen  Zeitsdixift 
für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart,  ^nr  Bd.). 

Am  14.  Oktober  1890  wurde  in  Bern  das  internationale  Uebereinkomnea 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  unterzeichnet.  Dasselbe  ist  bereits  m 
sämmtlichen  Konventionsstaaten  (Belgien,  Deutschland,  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  Niederlande,  Gestenreich -Ungarn,  Russland  und  der  Schweis) 
ratifizirt. 

In  obigen  beiden  Abhandlungen  werden  von  dem  durch  seine  eisea- 
bahnrechtlichen  Schriften  bestens  bekannten  Verfasser  die  durch  die  Ueber- 
Schrift  gekennzeichneten  wichtigen  Bestimmungen  der  Art.  18  and  7  des 
Uebereinkommens  einer  eingehenden  Erläuterung  mit  Berücksichtigung  dei 
Entstehungsgeschichte  und  der  Vertragsverhandlungen  unterzogen,  vodmk 
das  Verständniss  der  nicht  in  allen  Punkten  unstreitig  gebUebenen  Vor- 
schriften dieser  Artikel  wesentlich  gefördert  wird.  B. 

b)  Zeitsehriften. 

ZeUschrift  für  die  gesammte  Straf recMsuHssenechaft ,  Bd.  XII, 
5.  und  6.  Heft:  Damm^  die  Kriminalität  und  ihre  Zusammenhänge  in  der 
Provinz  Schleswig-Holstein  vom  1.  Januar  1882  bis  dahin  1890;  Fiüid, 
die  Strafbarkeit  der  vorschriftswidrigen  Entwerthung  von  Versichenmgi- 
marken;  Thuemmel,  der  Begriff  des  Schmuggels  und  seine  StellongiB 
Strafrecht:  Frese,  die  rechtliche  Bedeutung  und  Wirksamkeit  der  ge- 
mäss §  420  St.P.O.  in  einem  Sühnetermine  vor  der  VergleichsbehSra« 
abgeschlossenen  Vergleiche;  Wesnitsch,  die  Schuldlehre  im  Lichte  der 
modernen  Wissenschaft,  mitgetheilt  von  H,  Josef anii9eh\  AUona^  ans  den 
Akten  des  Reichskaumiergerichts. 

ZeUechHßfür  deutschen  ZivUpt^axess ,  Bd.XyiI,  L  Heft:  BeUmgfi 
über  den  Einfluss  einer  Aenderung  der  Gerichtsbezirke  auf  die  berati 
begründete  Rechtshängigkeit;  Linckelmann,  zur  Rechtsstellung  der  I^ 
teieu  bei  Theilklagen;    Meyer,  das  Verfahren  bei  ZeugniBSverweigenrng. 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Ft&zess*   2.  Bd. 

7.  und  8.  Heft:   Dreyer,  das  Differenzgeschäft:    Ghrützmann,  die  xwmU 
Lesung  des  Entwurfs  eines  deutschen  bürgerlicnen  Q«setibaches. 
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Zett9chHft  für  die  freiwiiUge  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
34.  Jahrgang,  1892 :  Pfizety  Pfandrecht  an  Zagehörangen  (7) ;  Hartmann, 
über  die  Ansfolge  von  pflegschaftlich  verwaltetem  Vermögen  y olljährig 
gewordener  Pfleglinge  in  Fällen,  in  welchen  den  Eltern  das  Nntzniessungs- 
recht  noch  ztuteht  (7) :  Pfizer ^  Pfandkonkurs  (8) ;  Mayer,  ein  Versendongs- 
rechtsfaU  und  ein  Fall  des  Anwachsungsrechts  (8). 

Anndien  der  Groseherzogh  Badiechen  Gerichte ^  Redakteur:  Dr. 
K,  von  StoesseTj  Grossherzogl.  Senatspräsident  in  Karlsruhe,  Verlag  von 
J.Bensheimer  in  Mannheim,  Bd.  LVIII  (1892):  Eisenlohr,  über  die  Kosten 
des  Arrestverfahrens  (6,  12,  19*));  Thama^  Beiträge  zur  Rechtsprechung 
der  Gewerbegerichte  (24,  30);  Schmidt  -  EbersUin ,  die  Reisekosten  des 
auswärtigen  Rechtsanwalts  (41);  Eisenlohry  zur  Lehre  von  der  Klags- 
zurücknahme (58,  64)  *,  Kostenpilicht  und  Kostenerstattung  im  Falle  Unter- 
liegens nur  eines  Streitgenossen  (69,  78) ;  Seherer,  Erörterungen  zur  Lehre 
von  der  Selbsthülfe,  Selbsträumung  (77). 

SLaneeaiieche  Get^ichtszeitung ,  Redaktion  des  Hauptblattes,  enthaltend 
handelsrechtliche  Fälle:  Dr.  G,  T.  Brandts  in  Hamburg,  des  Beiblattes, 
enthaltend  zivilrechtliche  Fälle:  Dr.  0.  Brandts  in  Hamburg,  steht  im 
13.  Jahrgang  (1892)  und  bringt  wichtige  und  interessante  Entscheidungen, 
namentlich  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts. 

SSeUschrifi  für  französisches  ZivUrecht,  begründet  von  Reichsgerichts- 
rath  Dr.  S,  Puc?^Uj  fortgeführt  von  Oberlandesgeriohtsrath  Heinsheimer, 
nun  herausgegeben  von  Oberlandesgeriohtsrath  Emil  Huber  in  Colmar, 
Bd.  XXin,  Heft  1:  Scherer,  Klage  auf  Vollzug  eines  Kaufvertrages; 
von  Weinrich,  die  gerichtliche  Parteivertretung  in  Frankreich.  Heft  2: 
von  Weinrich,  die  gerichtliche  Parteivertretung  in  Frankreich  (Schluss); 
Hangen,  ist  nach  dem  Code  civil  eine  Klage  auf  Empfangnahme  zulässig? 

Juristische  Blätter,  1892:  Eisler,  stellvertretende  Prozessrechtsgeschäfte 
(31,  32);  Treitl,  über  die  Grenze  der  Haftung  des  Meistbotes  für  die 
Satzpostzinsen  (38—35);  Schmiedl,  zur  Manifestationspflicht  des  Schuld- 
ners (36);  Stollowsky,  über  die  Vollstreckbarkeit  ausländischer  Ürtheile 
in  Gestenreich  (36);  Ofner,  das  Ueberbot  (37). 

AUgemeine  österreichische  Gerichtszeitung,  1892:  Jf.  S,,  der  Einfluss 
der  neuen  Währungsgesetze  auf  die  zivilrecntlichen  Bestimmungen  über 
Geldschulden  (35);  Adler,  über  Aktenauszüge  (36)*,  Schreiber,  Kollisionen 
zwischen  Versicherung  und  Schadensersatz  (37). 

ZeitschHft  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Oester- 
reich,  ^1892:  Fuka,  Studien  über  kumulative  Waisenkassen  (Schluss, 
81)  \  Bezek,  über  die  Znlässigkeit  der  Belastung  von  mit  einem  fideikom- 
missarischen  Substitntionsbande  behafteten  Realitäten  mit  freiwillig  ein- 
geräumten Pfandrechten  (33,  84);  Boztocil^  ist  bei  Uebergabe  der  ge- 
schenkten Sache  durch  Erklärung  die  notarielle  Aktserrichtung  entbehr- 
lich (37)?  Plachy,  die  Testirfähigkeit  der  Ordenspersonen  (37,  38); 
Eissert,  die  Befreiungstitel  des  österreichischen  Gebührengesetzes  (38). 

Mevue  de  droit  international  et  de  ISgislaUon  com-parSe,  Tom.  XXIV, 
Nr.  4:  Engelhardt,  considirations  historiques  et  juridiques  sur  les  pro- 
tectorats;  Hilty,  le  referendum  et  V initiative  en  Suisse ;  Bevon,  Ustraitis 
d'arbitrage  permanent;  Brocher  de  la  Flechkre,  droit  et  morale. 

Mevue  proMque  de  droit  internaMon€U  privS  par  M,  Beni  Vincent. 
1892,   I:    L,  Le   Sueur  et   Eug,  Dreyfus,    questions  relatives  a  la 


*)  Die  beigesetzten  Ziffern  bezeichnen  hier  die  fortlaufenden  Nummern, 
unter  welchen  die  einzelnen  Abhandlungen  stehen. 
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nationalitS  des  AUadena-Lorraina ;  le  traäi  Franco-Suisse  du  15.  JwmlSSB. 
II:  Torr  es  Campos,  de  droit  interTiaUonal  privi  en  Etpa^\ 
de  Lalande,  du  recours  contentieux  en  matihre  d*expulswn  des  Hrom- 
gers  en  France,  III:  Lucas,  du  principe  de  la  non-extradUion  appUqiu 
aux  delits  politiques  relatifs\  de  Bust  amente,  du  conßit  de  lots  wr Ja 
prisomption  de  survie  ou  de  mort  simultanie  entre  „commorienks^] 
Salem,  de  lanationaliti  dela  femme  qui  ipouse  un  Ottoman;  Boauin^ 
Vaffaire  de  la  succession  du  duc  de  Bi-unswick  et  la  convenHon,  /ranco- 
suisse  de  1869,  IV:  Pill  et,  le  droit  international  prive,  considire  dan» 
ses  rapports  avec  le  droit  international  puJ)lic;  L.  L,'8.<,  une  Angkiit, 
originaire  de  Vile  Maurice,  peut-elle  valablement  contracter  mariagt  wec 
son   beaU'frhre  de  nationaliti  fran^aise. 

Annales  de  droit  cotnTnercial  fran^aiSf  iitranger  et  itttematfoiial, 

1892,  Nr.  2:  Thaller,  dela  place  du  commerce  dans  rhistoire  geniraU  ü 
du  droit  commercial  dans  Vensemble  des  sdences;  Kohl  er,  aper^ 
historique  du  developpement  de  la  faillite  (suite  et  fin) ;  Nessi,  Svim^ 
Chronique  de  Ugislation ,  de  doctrine  et  de  jurisprudence  en  miim  de 
droit  commercial  et  industriel,  Nr.  3:  Thaller,  de  la  place  du  eommmt 
etc,  (suite);  Torr  es  Campos,  Espagne,  Chronique  de  Ugislation,  de 
doctrine  et  de  jurisprudence  en  matiere  de  droit  commercial  et  inÖMsinä 
(Annies  1890  et  1891),  Nr.  4:  Thaller,  de  la  place  du  commerce  da« 
Vhistoire  generale  et  du  droit  commercial  dans  VsnsemhU  des  sdenm 
(Suite);  Flatou,  Pays  Scandinaves  (Sutde,  Norwlge,  Dänemark)^  ^^ 
nique  de  Ugislation  et  de  doctrine  en  matüre  de  droit  commercM  ti 
industriel;  Simonis,  Luxemhourg,  Chronique  de  Ugislation  et  dejunt 
prudence  en  matikre  de  droit  commercial  et  industriel;  ThalUr^  Frmt, 
Chronique  de  Ugislation  et  de  doctrine  en  matikre  de  droit  commerM  ä 
industriel. 

Archivio  Oiuridico.  Vol.  XLVIII,  Fase.  4—5:  Papa  d'Ämieo,  k 
letteralitä  nelU  obligazioni  camhiarie  e  il  suo  prineipio  stmco  td 
economico]  Bignano,  Nota  storica  sopra  un  punto  di  UgisUuioM  iot 
cana;  Losana,  una  questione  sulle  prove  della  figliasione  deUüw^} 
Tamas sia,  antichitä  storico-giuridiche  della  „costitueione  degli atemeä* 
di  Aristotile;  Binaldi,  valore  storico-giuridico  dei  cabrei  e  deUe  plaUi; 
Puviani,  il  prodotto  ricostituente  neu*  industria  dei  fahbricati  fc«^ 
e  fine).  Fase.  6:  Bertolini,  il  Consiglio  privato  inglese;  Longo^^ 
odierne  difficoltä  dei  diritto  amministrativo ;  Porrini,  la  giurisdisioM 
amministrativa  di  annullamento  nella  sua  natura  e  neue  sue  reksio» 
colla  giurisdizione  ordinaria  e  con  quelle  amministrative  spedali. 

TidsakHft  for  Retsvidenskab,  ö.  Aarg.  (1892),  3,  Hefte:  Effdin, 
Om  föreningsrätt  och  församlingsfrihet  med  särskild  hänsgn  tili  «ottW 
lagstiftningen  (Slutning);  Platou,  Om  det  sammenlignende  Betsstuditah 
dets  aiemed  og  dets  praktiske  Besultater;  Petersen,  Om  de  sulgeitut 
Haevdsbetingelsder  efter  D.  L,  5—5 — 1,  N.  L.  5 — 5—5. 
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dauernder  Aufenthalt  im  Aus- 
lande als  den  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit nach  sich  ziehend 
(Deuischl,)  285;  Eingehung  von 
Ehen  vor  den  dänischen  Konsuln 
im  Auslande  414;  Verjährung  der 
Strafverfolgung  eines  Deutschen 
wegen  im  Auslande  begangenen 
Verbrechens  447 ;  Legalisirung 
der  im  Auslande  ausgestellten  Pri- 
vaturkunden (Oesterr)  487 ;  Rück- 
fall bei  Vorbestrafiing  im  Aus- 
lande (Oesterr.)  498 ;  Beweiskraft  d. 
im  Auslände  errichteten  Rechts- 
akte (FöH,)  501;  Haftpflicht 
ftlr  vorübergehend  im  Auslande 
beschäftigte  Arbeiter  (Schweiz) 
503. 

Auslief  erungsbegehren,Beiteiia 
der  Schweiz  an  auswärtige 
Staaten  511. 

Auslieferungsgesetz,  Schwei- 
zerisches gegenüber  dem  Auslande 
202  ff.,  511  ff.;  B.  auch:  Vorläufige 
Festnahme  flüchtiger  Verbrecher. 

Ausli/eferungsvertrag,  Aende- 
rung  des  Strafgesetzes  nach  Ab- 
schluss  eines  Auslieferungsver- 
vertrags Iff. 

Auslieferungsvollzug  in  der 
Schweiz  514. 

Auslieferung  von  Verbre- 
chern, Resolution  des  Inst,  de 
droit  intern.  160,  580;  Schweize- 
risches Auslieferungsgesetz  ge- 
genüber    dem    Audande    202  ff 


275  ff.,  505, 511  ff. ;  insbes.  Ausliefe- 
rungsverfahren 512 ff.;    Ausliefe- 
rungsvollzug 517  ff. ;  Ausl.-Kosten 
515;  Durchlieferung  516;  Resolu- 
tion im  deutschen  Reichstage  auf 
Erlassnng    eines    Auslieferungs- 
gesetzes 220;  Auslieferungsange- 
legenheiten in  Bosnien -Herzego- 
vina   223;     Rechtsschutz    gegen 
Auslieferung  231  ff.;    Frage   der 
Mitwirkung  der  Gerichte  im  Aus- 
lieferungsverfahren   234 ff.,    283; 
Falscheid  nach  deutsch  -  Schweiz. 
Ausliefemngs- Vertrag  kein  Aus- 
liefemngsdelikt      (Schweiz)     81 ; 
Auslieferung  eines  Schweizerbür- 
gers in  der  Schweiz  429;    nicht 
gehörig  gewährte  A.    (Frankr,) 
70;  Auslieferungsrecht  und  Aus- 
lieferungsverfahren     in    Ungarn 
351  ff. ;    Auslief.  -  Verf.  in  Italien 
(Ital)  393 ;  Grenzen  zwischen  ge- 
richtlicher und  staatlicher  Gewalt 
in  Auslieferungssachen  (ItaJ.)  394 ; 
das    von  den  Justizbehörden  in 
Bayern    behufs    Erwirkung    von 
Auslieferungen    aus    den  Verei- 
nigten   Staaten  v.  Amerika    zu 
beobachtende  Verfahren  411 ;  Aus- 
lieferungsvertrag     Deutschlands 
mit   der   Schweiz    (Schweiz)    81, 
503,504,505,  624;  Unterschlagung 
durch    öffentliche    Beamte  Aus- 
lieferungsdelikt, Desertion  nicht 
(Schweiz)   189;   Verhältniss   zwi- 
schen Deutschland  u.  Oesterreich 
560;  Gegenrechtserklämngen  der 
Schweiz    im  Sinne    des  Auslie- 
ferungsgesetzes   gegenüber    dem 
Auslände  632;  Auslieferungsver- 
trag d.  Schweiz  mit  d.  Vereinigten 
Staaten  v.  Amerika  429;  mit  Ita- 
lien (Schweiz)  82,  429 ;  mit  Gross- 
britannien   429 ;     Zusammenrech- 
nung   der   Schadensbeträge    bei 
mehreren  Betrugsdelikt.  (Schweiz) 
190;   Zerstörung   eines  Gebäudes 
durch  Sprengstoffe  ist  Ausliefe- 
rungsdelikt   (Schweiz)  310;    Ge- 
genseitigkeit mit  Persien  in  Be- 
zug auf  Auslieferungskosten  223 ; 
Auslieferungsverträge     verschie- 
dener auswärtiger  Staaten  323  f. 
Aussereheliche     Geschlechts- 
gemeinschaft,   Alimentations- 
pflicht des  ausserehelichen  Vaters 
nach   englischem  und  dänischem 
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Recht,    sowie    nach  Hamburger 

Praxis  6. 
ÄU88  e  rkursset  zun  gaver  merk 

auf  ausländischen  Werthpapieren 

(Deutschi.)  376. 
Äustralaaien^  Weltpostverein  421. 
Ausweisung ,  Voraussetzungen  232, 

575, 582 ,  (DeutscM.)  591 ;  französ. 

Ges.  üb.  d.  A.  315. 
Auszug  SV  er  träge  (DeutscM.)  411. 
Autorenverzeichniss  641. 
Autorrecht,  s.  Urheberrecht. 
Avisos,  zur  Ejriegsmarine  gehörig, 

sind  nicht  arrestirbar  251. 


Baden,  Ehevertragsschliessung  ein- 
gezogener Ausländer,  Abgabe  der 
Vormundschaften  an  nichtbadische 
Gerichte  625;  badisch  -  französi- 
scher Staatsvertrag  von  1846 
(Frankr.)  68,  (Deutschi.)  2%; 
Staatsvertrag  mit  Kanton  Aargau 
über  Vollstreckung  v.  UrtheUen 
(Schweiz)  502;  Oertl.  Recht  fOr 
Liegenschaften  eines  Nachlasses 
in  Baden  (Deutschi.)  288. 

Bankerutt,  betrüglicher,  als 
Auslieferungsdelikt,  bei  Anwen- 
dung des  Strafgesetzes  nach  Ab- 
schluss  des  Auslieferungsvertrages 
2  f. 

Baselland  (Kanton),  Neues  Gresetz 
über  eheliches  Güterrecht,  Erb- 
recht und  Schenkungen  519;  Vor- 
mundschaftsbehörden 628. 

Baselstadt  (Kanton),  Vormund- 
schaftsbehörden 628. 

Bayern,  Gesetzgebung ,  Verord- 
nungen etc.  87.  ff,  192  f.,  411 ;  die 
Bescheinigung  der  Gesetzmässig- 
keit einer  inländischen  öffentl. 
Urkunde  192;  örtl.  Zuständigkeit 
zur  Behandlung  der  Legitimations- 
und Namensänaerungsgesuche  193 ; 
Abänderung   des  Heimaths-  etc. 

§esetzeB412;  Klagen  gegen  bayer. 
fRziere  (Beutschi.)  588;  Behand- 
lung des  Nachlasses  von  Aus- 
ländem in  Bayern  und  von  im 
Auslande  verstorbenen  Bayern 
87  ff. ;  das  von  den  Justizbehörden 
behufs  Erwirkung  von  Ausliefe- 
rungen aus  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  zu  beobachtende 
Verfahren    411;     die     vorläufige 


Festnahme  flüchtiger  Verbrecher 
in  Italien  412;  Begleitpapiere  für 
von  Oesterr.  an  bayer.  Behörden 
zu  übergebende  Häftlinge  416. 

Beamtenverhältniss,  Ansprüche 
ans  solchem  (DeutscM.)  291,  475. 

Bedingte  Freilassung,  französ. 
Ges.  über  solche  315;  belgisches 
Ges.  315,  englisches  315. 

Begehungsort,  bei  Deliktsan- 
sprüchen  (Deutschi)  58a 

Beglaubigung,  Bescheinigung 
der  Gresetzmässigkeit  inländ.  öff, 
Urkunden  in  Preussen,  Bajrem 
192;  Erfordemiss  der  Legalisimng 
zur  Rechtsgültigkeit  der  im  Aus- 
lände ausgestellten  Privatorknn- 
den  (Oesterr.)  487 ;  B.  d.  Notariats- 
akte  spanischer  Konsuln  (Span,) 
511 ;  deutsch- ÖS  terr.  Legalisirongs- 
vertrag  (Oesterr.)  622. 

Begnadigungsrecht  in  Straf- 
sachen 568  ff. 

Begünstigung,  als  Form  der 
Theilnahme  Auslieferungadelikt 
(Schweiz)  505. 

Beischlaf,  ausserehelicherj  s. 
anssereheliche  Geschlechtsgemein- 
schaft. 

Belgien, Rechtsprechung 60B ;  Ges. 
betr.  die  Uebereinkunft  mit  dem 
Deutschen  Reiche  z.  Schatze  ver- 
kuppelter weiblicher  Personen  194; 
Fremdengesetz  195;  Ges.- Abände- 
rung d.  eherechtlichen  Vorschriften 
195;  Belgisches  Wechselrecht  98; 
Handels-  und  Zollvertrag  mit 
Deutschland  213,  413;  H.-  und 
Schiffahrtsvertr.  mit  Oesterreieh- 
Ungam  217,  413;  internationale 
Reblauskonvention  218;  Armen- 
rechtsvertrag mit  der  Schweiz  334; 
Handelsvertrag  etc.  mit  d.  Schweiz 
324;  mit  Egypten  632;  Meist- 
begünstigung gegenüber  Nicht- 
vertragsstaaten413;  intern.  «Cmon, 
das  Verbot  der  falschen  Herkiinfts- 
bezeichnungen  629 ;  Ausliefemngs- 
vertrag  mit  Deutschland  2 ;  AqsI.- 
Deklarationen  mit  Frankreich,  den 
Niederlanden  323;  Weltpostverein 
421  f. ;  Antisklavereikonferens4ä& 

Bern  (Kanton) ,  Vormundschafks- 
behörden  628i 

Berner  Juristenverein,  Zeit- 
schrift 112,  227,  341,  437,  5^. 
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Berner  intern,  üebereinknnft  v. 
1886  (Schweiz)  78. 

Berufungskläger,  ausländi- 
scher, Yersänmnissnrtheil  gegen 
denselben,  wenn  er  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  über  den  Ein- 
spruch zwar  vertreten  ist,  aber 
den  Gebührenvorschttss  nicht  be- 
zahlt hat  (Deutschi.)  44. 

Bescheinigung,  S.Beglaubigung. 

B  es  chlagn  ahm  eimAualiefexuBgB- 
verfahren  205, 515 ;  in  Zolldefrau- 
dationssachen  211. 

Betreihungsort  gegen  Schuldner 
in  der  Schweiz  3^. 

BeweglicheSachen,YeTmiethxaig 
von  Mobilien  nach  Auswärts 
(Deutschi)  289. 

Beweis  des  ausländischen  Rechts, 
Grundregel  nach  den  Beschlüssen 
des  Inst,  de  droit  intern.  158;  in 
Portugal  (Port.)  499. 

Beweiskr aft  der  im  Auslande  er- 
richteten Rechtsakte  (Bort.)  501. 

Bodmereivertrag,  Gesetz  der 
Flagge  (Frankr.)  60. 

Bolivia,  Weltpostverein  421  ff. 

Borneo,  Straibestimmungen  zur 
Unterdrückung  des  Sklavenhan- 
dels 527. 

Bosnien,  Strafprozessordnung, 
Strafgesetz,  Auslieferung  223 ;  be- 
züglich Auslieferung  gegenüber 
Oesterreich  -  Ungarn  kein  Aus- 
land 352. 

Brasilien,  Gesetz  betr.  Küsten- 
schiffahrt 1^;  Auslieferungsver- 
trag mit  Deutschland  3;  Gegen- 
rechtserklärung d.  Schweiz  betr. 
Auslieferung  632;  Internat  Union 
z.  Schutz  d.  gewerbl.  Eigenthums 
629;  Weltpostverein  421  f. 

Braunschweig,  Erbschaftssteuer 
im  Yerhältniss  mit  Preussen  349. 

Bremen,  Form  bremischer  Ehe- 
verträge (Deutschi.)  473. 

Briefe,  Austausch  im  Weltpost- 
verein 421. 

Britisch' Indien ,  Weltpostverein 
421,  8.  auch  Indien. 

Brown»  J?»  «ein,  Rechts  Verhältnisse 
im  Schutzgebiet  219. 

Brüsseler  Äntisklavereikon- 
ferenz  426. 

Bücheranzeigen,  97,  224,  332, 
433,  529,  636. 

Bulgarien,  Weltpostverein  421  f. 


Bunde sheschlu SS  v.  26.  Jan.  1854 
bezügl.  des  Auslieferungsverhält- 
nisses zw.  Deutschland  u.  Oester- 
reich noch  massgebend  355,  560. 

Bundesgericht,  schweizeri- 
sches, als  Oberinstanz  zur  Be- 
urtheilung  von  nach  ausländi- 
schem Rechte  zu  entscheidenden 
Zivilstreitigkeiten  unzuständig 
(Schweiz)  187. 

C. 

Cänada,  Weltpostverein  421. 

Cautio  judicatum  solvi,  s. 
Sicherheitsleistung  für  Prozess- 
kosten. 

Charterpartie,  deutsche  in  eng- 
lischer Sprache  (DeutscM.)  591. 

Chile,  Weltpostverein  421  f. 

Codification,  s.  Kodifikation. 

Colli sion,  s.  Kollision. 

Columhien,  Auslieferungsvertrag 
mit  Grossbritannien  324;  Welt- 
postverein 421  f. 

Comitas  gentium  122. 

Commissionsgeschäfte,  s.  Kom- 
missionsgeschäfte. 

Competenz,  s.  Kompetenz. 

Concurs,  s.  Konkurs. 

Congresso  intemazionale  di  diritto 
marittimo  in  Genua  223. 

Consular  marrf^age  act  132, 142. 

Consuln,  s.  Konsum. 

Conventionalstrafe,  s.  Strafver- 
sprechen. 

Copyright  Act  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  420. 

Costa  Rica,  Weltpostverein  421  f. 

Curagao,  Strafbestimmunfen  zur 
Unterdrückung  d.  Sklavenhandels 
528. 

Curatel,  s.  Vormundschaft. 

B. 

Dänemark,  Rechtsprechung  391; 
Ges.  über  Eingehung  von  Ehen  vor 
den  dänischen  Konsuln  im  Aus- 
lande 414 ;  Alimentationspflicht 
des  ausserehelichen  Vaters  nach 
dänischem  Recht  6  ff. ;  Vollstreck- 
ung ausländ.  Urtheile  (Deutschi.) 
174;  Aufhebung  des  Abschosses 
und  Abfahrtsgeldes  zw.  D.  und 
Italien  423 ;  Nachlassgebühren  im 
Verkehr  zwischen  Dänemark  und 
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Oesteireich  (Oesterr,)  185;  Welt- 
postverein 421  f.;  AntiSklaverei- 
Konferenz  426. 

Darlehen  an  preussische  Militär- 
personen (Deutschi.)  32. 

Delihationsverfahren  inOester- 
reich('Oc«<crr.J305,308;  kein  eigentl. 
Klageprozess  (Oesterr,)  620,  633. 

Delikte,  Thatort  bei  Deliktsan- 
sprilchen  ("Deu^^c/iZ.^  588;  Statuten- 
kollision  nach  englischen  Prinzi- 
pien 145 ;  Nichtanslieferung  wegen 
politischer  D.  u.  Ausnahmen  hievon 
205,  279,  580. 

Desertion,  nicht  Ausliefemngs - 
delikt  nach  deutsch -schweizer. 
Auslieferungsvertr.  (Schweiz)  189. 

Deutsche  Reichsangehörige  und 
Schutzgenossen,  Form  der  Ehe- 
schliessung von  solchen  in  der 
Türkei  (Deutschi)  25. 

Deutsche  Schutzgebiete,  Rechts- 
verhältnisse in  solchen  219;  im 
Weltpostverein  421. 

Deutsches Beich,  Deutschland, 
Gesetzgebung,  Verordnungen  etc. 
87,  192,  411,625;  Rechtsprechung 
25,  161,  285,  368,467,568;  üeber- 
einkommen  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Aonerika  ttber  den 
Schutz  der  Urheberrechte  420; 
Handelsvertrag  mit  Oesterreich- 
üngarn  197,  209,  mit  Italien  212, 
Belgien  213,  413,  Schweiz  212; 
Uebereinkommen  über  Patent-, 
Muster-  und  Markenschutz  mit 
Oesterreich,  mit  Italien  213,  Spa- 
nien 219,  423;  Markenschutzdekl. 
gegenüber  der  Schweiz  325;  Han- 
dels- etc.  V.  mit  Portugal  ausser 
Kraft  423;  Eonsularverträge  mit 
fremden  Staaten  88;  Hinterlassen- 
schaftskonvention  mit  Russland 
88;  Uebereinkunft  mit  Belgien  z. 
Schutze  verkuppelter  weibl.  Per- 
sonen 194;  Einfluss  der  Aenderung 
des  Strafgesetzes  auf  die  vorher 
abgeschlosseneuAuslieferungsver- 
träge  2  ff. ;  deutsch-schweiz.  AusL- 
V.  (Schweiz)  503,  504,  505,  624, 
Unterschlagung  durch  öffentliche 
Beamte  ist  Auslieferungsdelikt, 
Desertion  nicht  (Schweiz)  189; 
Ausl.-Verhältniss  mit  Ungarn  355 ; 
Viehseuchenübereinkommen  mit 
Oesterreich  212;  Reblauskonven- 


tion 218;  Weltpostverein  421ff.; 
Antisklavereikonferenz  426. 

Deutsch'Ostafrika,  Rechtsver- 
hältnisse im  Schutzgebiet  219, 
220. 

Diplomaten,  deren  Exemtion  von 
der  inländischen  Gerichtsbarkeit 
(Frankr.)  62;  Einleitung  der  straf- 
gerichtlichen Vernehmung  von 
Personen,  die  einer  auswärtigen 
Gesandtschaft  am  Österr.  Hofe  an- 
gehören 416. 

Dispositionsfähigkeit  s.Hand- 
lungsfähigkeit 

Distriktspolizeiliches  Zeugniss 
in  Bayern  über  Nichtvorhanden- 
sein von  Ehehindemissen  412. 

Disziplinarsachen^  Rechtshülfe 
in  solchen  427. 

St.  Domingo,  Weltpostverein  42L 

Dominikanische  Mepublik, 
Freundschafts- etc. Vertr.  mit  Me- 
xiko 423. 

Domizil  s.  Wohnsitz. 

Donau,  Schiffahrts-  und  Polizei- 
reglement für  die  untere  Donau  91. 

Doppelbesteuerung,  Ges.  die  Be- 
seitigung d.  D.  345,  470. 

Drucksachen,  Austausch  im  Welt- 
postverein 422. 

Durchlieferung  von  Verbrechern 
in  Oesterreich  197,  in  der  Schweiz 
209,  284,  516;  in  Ungarn  359. 

Durchsuchung  im  Auslieferungs- 
verfahren  2C^. 

Ecuador,  Freundschafts-,  Handela- 
u.  Schiffahrtsvertrag  mit  Salvador 
91,  mit  Frankreich  218;  Weltpost- 
verein 421  f. 

Eg  ypten,  Handelsvertrag  mitGross- 
britannien  324,  mit  Belgien  682. 
Italien  632;  Weltpostverein  421  f. 

Ehe,  Schweiz.  Bundesgesetz,  betr. 
d.  Zivilstand  und  die  Ehe  453; 
Ungültigkeit  der  sog.  siebenbüiri- 
sohen  Ehen  für  das  Gebiet  der 
im  Reichsrathe  vertretenen  Könjff- 
reiche  und  Länder  Oesterreicns 
(Oesterr,)  396;  der  kathol.  dsterr. 
Staatsbtlrger  bleibt  an  das  Verbot» 
bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehe« 
gatten  zu  einer  anderen  Ehe  zn 
schreiten,  auch  dann  gebunden, 
wenn  er  die  Ehe   ausser  seinem 
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Staatsgebiete  geschlossen  hat 
(Oesterr.)  401. 

EhefraUf  Wohnsitz  derselben  198; 
persönl.  Handlimgsfähigkeit  der 
Ehefrau  (Deutschi.)  588,  in  der 
Schweiz  454,  459. 

Ehegatten^  deren  gegenseitiges 
Erbrecht  nach  fr anzösichem  Rechte 
311 ;  Gttterrechtsverhältnisse  s. 
eheliches  Gttterrecht. 

Ehegelöbnisa,  s.  Verlöbniss. 

Ehehindernisse,  distriktspolizei- 
liches Zeugniss  in  Bayern  über 
Nichtvorhandensein  y.  Ehehinder- 
nissen 412. 

Eheliche  Kinder,  Wohnsitz  der- 
selben 198,  deren  Familienstand 
199. 

Eheliches  Güterrecht,  Hambur- 
gisches Recht  (Deutachl)  472; 
ehel.G.-R.  in  der  Schweiz,  Statuten- 
kollision 200,  456,  458,  462,  517; 
neues  Gesetz  im  Kanton  Baselland 
519;  für  eine  von  einem  Franzo- 
sen mit  einer  Ausländerin  in  der 
Türkei  ohne  vorgängige  abge- 
schlossene Ehe  (Franz.  Konsular- 
fericht)  191;  der  Ausländ^  in 
rankreich  (Frankr,)  611. 

Eheliches  Zusammenlehen, 
Rechtshülfe  zur  Erzwingung  des- 
selben 21. 

Ehemann,  Dispositionsfahigkeit 
bezw.  Handlungsfähigkeit  dessel- 
ben (JDeutscU.)  470,  Vertretungs- 
befugniss   des  E.  (Deutschi,)  588. 

Ehenichtigkeit,  Zuständigkeit 
für  Klagen  auf  Nichtigkeit  einer 
zwischen  Französin  und  Ausländer 
eingegangenen  Ehe  (Frankr.)  65; 
Bundesgesetz  massgebend  in  der 
Schweiz  452. 

Ehescheidung,  Gerichtsstand 
(DeutscM.)  43;  Zuständigkeit  f. 
Klagen  zwischen  Ausländem 
(Frankr.)  64,  66;  Hergenhahn, 
das  Eheschliessungs-  und  Ehe- 
scheidungsrecht 100;  Eheschei- 
dungsthatsache  bei  Wohnsitz- 
wechsel (Deutschi.)  287;  Ehe- 
scheidung von  im  Auslande  woh- 
nenden schweizerischen  Eheleuten 
428;  Bundesgesetz  massgebend  in 
der  Schweiz  453;  Wolmsitzrecht 
des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Klag- 
erhebung massgebend  (Deutschi.) 
473 f.;   Gerichtsstand  für  Vermö- 


genstheilungsklagen  in  der  Schweiz 
nach  geschiedener  Ehe  bei  Ver- 
legung des  Wohnorts  ins  Ausland 
nach  der  Scheidung  (Schweiz)  502. 
Persönl.  Statut  in  Ehescheidungs- 
sachen (Frankr.)  613. 

Eheschliessung,  von  Reichsan- 
gehörigen und  aeutschen  Schutz- 
genossen in  der  Türkei  (Deutscht.) 
25 ;  Hergenhahn,  das  Eheschliess- 
ungs und  Ehescheidungsrecht  100; 
Eheschi,  im  Ausland  (Belg.)  604, 
(Frankr.)  Ql^\  zwischen  Personen, 
von  welchen  eine  ein  eufflischer 
ünterthan  ist  133;  Distriktspoli- 
zeiliches Zeugniss  in  Bezug  über 
Nichtvorhandensein  v.  Ehemnder- 
nissen  412;  Verehelichung  von 
Ausländern  in  Bayern  413;  Ver- 
ehelichnng  von  Aiigehörigen  der 
rechtsrheinischen  Landestheile  von 
Bayern  in  Württemberg  413 :  Ehe- 
scmiessungsrecht  in  der  Schweiz 
453;  Erklärung  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien,  die  Ehe- 
schliessung der  beiderseitigen  An- 
gehörigen betr.  325;  Eingehung 
von  Ehen  vor  den  dänischen  Kon- 
suln im  Auslande  414;  Personen- 
stand und  Eheschliessuog  inElsass- 
Lothringen  626,  in  Sachsen -Mei- 
ningen 620;  Eheschliessungsrecht 
in  Schweden  333;  Eheschi,  im 
Staate  Wisconsin  429 ;  über  inter- 
nationale Eheschliessung  539. 

EheungiAltigkeit,  (Deutscht.) 
369 ;  Ungültigkeit  der  sog.  sieben- 
bürgischen  Ehen  in  Oesterreich 
(Oesterr.)  396 ;  Zuständigkeit 
(Oesterr.)  488. 

Eheversprechen,  s.  Verlöbniss. 

Eheverträge,  Form  brem.  Ehe- 
vertr.  (Deutschi.)  473;  Statuten- 
kollision in  der  Schweiz  453 ;  Ehe- 
vertragsschliessung  durch  einge- 
zogene Ausländer  in  Baden  625. 

Eidgenossenschaft,  S.Schweiz. 

Eigenhändige  Testamente,  s. 
Testamente. 

Eigenthum,  Eigenthumserwerb 
nach  altindischem  Prozessrecht 
434;  Schutz  des  gewerblichen 
Eigenthums  629. 

Einrede  der  entschiedenen 
Streitsache  auf  Grund  eines 
ausländ.  Erkenntnisses  (Oesterr.) 
805. 
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Einrede  der  Bechtshängig- 
keit  im  AvalajidQ  (Deutschh)  387, 
594. 

Einspruch  des  Verhafteten  gegen 
die  Auslieferung  in  der  Schweiz  513. 

Einstellung  des  Strafverfahrens 
wegen  Verletzung  völkerrecht- 
licher Normen  560. 

Einverleibung  fremden  Staats- 
gebietes (Chriech.)  618. 

Eisenhahntransportvertrag 
(Frankr,)  61;  638. 

Elsass-Lothringen,  Personen- 
stand und  Eheschliessung ,  Nota- 
riat 626;  die  Behandlung  des 
Nachlasses  österr.  oder  ungar. 
Staatsangehöriger  in  Elsass-Lo- 
thringen 329 ;  Vollstreckung  fran- 
zösischer Zivilurtheile,  Exequatur- 
verfahren  in  El.-Lothr.  (Deutscht,) 
296;  Ausschluss  des  Prozesswegs 
{Hr  Theilung  von  auswärtigen 
Minderjährigen  gehörigen  Gtttem 
in  E.-L.  (DeutscM,)  296. 

Elternrecht,  Regelung  der  Statu- 
tenkollision in  der  Schweiz  199, 460. 

Embargo  241. 

E  migranten,  serbische  in  Oester- 
reich,  Kuratelbestellung  (Oesterr.) 
492. 

Emission  von  Aktien  oder 
Obligationen  fremder  Aktienge- 
sellschaften 157. 

England,  Bechtsprechung  655 ; 
Alimentationspflicht  des  ausser- 
ehel. Vaters  nach  englischem  Recht 
6 ff.;  engl.  Wechselrecht  98;  in- 
tern. Privatrecht  als  Bestandtheil 
des  englischen  Rechts  112;  eng- 
lische Gerichte  setzen  kein  nach 
fremdem  Rechte  erworbenes  Recht 
durch,  es  sei  denn  rechtmässig 
erworben  141 ;  Strafbestimmungen 
zur  Unterdrückung  des  Sklaven- 
handels 527. 

E n tfü hrung  einer  minderj ährigen 
Person,  Auslieferungsdelikt  nach 
deutsch  -  Schweiz.  Ausl.  -  Vertrag 
(Schweiz)  604. 

Entmündigte,  deren  persönliche 
Handlungsunfähigkeit  (DetitscM.) 
216. 

Entmündigung,AxLOTdn\mgQirker 
vorläufigen  Vormundschaft  ttber 
Ausländer  in  Sachsen  (Deutschi.) 
384 ;  Entwurf  einer  intern.  Verein- 
barung ttber  E.  v.  Ausländem  578. 


Entschädigung,  s.  Schadens- 
ersatz. 

Erbbescheinigung,  Zuständig- 
keit zur  Ausstellung  hinter  einer 
in  Russland  verstorbenen  Person 
(Deutschi.)  53. 

Erbfolge,  gesetzl.  im  Kanton 
Baselland  519,  Solothum  519; 
nach  engl.  Recht  in  Grundbesitz, 
in  bewegliches  Vermögen  115; 
der  Ehefrau  nach  französischem 
Rechte  (französ.  Eons.  -  Gericht) 
191;  Örtl.  Recht  nach  Vertrag 
zw.  Mexiko  u.  Domin.  Republ. 
423;  Statutenkollision  in  der 
Schweiz  200,  456,  457. 

Erbrecht,  örtl.  Recht  des  Wohn- 
sitzes d.  Erblassers  (DeuUehL) 
166,  379 ;  StatutenkoUision  in  der 
Schweiz  200,  456,  457 ;  neues  Ges. 
ttber  Erbrecht  im  Kanton  Basel- 
land  519;  Erbrecht  der  Wittwe 
108. 

Erbschaftsantritt,  im  Kanton 
Baselland  520. 

Erbschaftssteuer,  in  Elsaes- 
Lothringen  330,  345;  prenssische 
isintemationalrechtlicher  Hinsicht 
343;  Verhältniss  zw.  Anhalt  o. 
Preussen  349;  im  Kanton  Basel- 
land 520. 

Erbschaftszeugniss,    Ausstel- 
lung   eines    solchen     in  Bayern 
fegenttber  ausländischen  Behörden 
9. 

Erbverträge,  Statutenkollision  in 
der  Schweiz  200,  457. 

Erfindung,  im  Auslande  paten- 
tirt  ("JfaZ.^  485 ;  s.  Patent-,  Marken- 
schutz. 

Erfüllungsort,  Gerichtsstand 
(Frankr.)  65  f. ;  für  die  Wirkungen 
eines  Vertrags  massgebend 
(Schweiz)  188;  örtl.  Recht  in 
Bezug  auf  die  Wirksamkeit  einer 
von  einem  Minderjährigen  abge- 
gebenen, nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit stillschweigend  geneh- 
migten Willenserklärung  (Deutsch- 
land) 477,  587. 

Erkläruna,  Abweichung  Y(a 
Wille  una  Erklärung  wegen  Irr- 
thums  (Deutscht.)  369. 

Ermittelung  des  ausländischen 
Rechts,  s.  ausl.  Recht 

Ersuchen  um  Reohtshttlfe,  siehe 
Rechtshttlfe. 
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Erwerhsfähtgkeit  d.  Ausländer 
(Franhr.)  614. 

Erziehungsanstalt,  Unter- 
bringung in  solcher  begrflndet 
keinen  Wohnsitz  198. 

Exceptio  rei  judicatae,B,Mji- 
rede  der  entschiedenen  Sache. 

Exekution,  s.  YoUstreckimg. 

Exterritoriale,  deren  Exemtion 
von  der  inländ.  Gerichtsbarkeit 
(Frankr.)  62;  Einleitung  straf- 
gerichtlicher Vernehmungen  von 
Personen,  die  einer  auswärtigen 
Gesandtschaft  am  österr.  Hofe 
angehören  416. 

Exterritorialität,  Begriff  der- 
selben (Deutschi.)  27;  E.  der 
Kriegsschiffe  242  ff. 


F. 

Fabrikmarken,  s. Markenschutz. 

Fähigkeit,  persönliche,  s.  Hand- 
lungsfähigkeit, Rechtsfähigkeit. 

Fa  hndungsgesuche,  direkte,  der 
Schweiz.  Behörden  511. 

Falscheid,  fahrlässiger,  kein  Aus- 
lieferungsdelikt nach  deutsch- 
schweiz.  Auslief.-Vertr.  (Schweiz) 
81. 

Familienrecht,  Rechtshülfe  im 
F.  R.  20  ff. ;  Statutenkollision  in 
der  Schweiz  198. 

Familienstand,  Statutenkolli- 
sion in  der  Schweiz  198. 

Fernsprechanstalten,  deren 
Zerstörung  als  Auslieferungs- 
delikt  4. 

Festnahme,  vorläufige ,  flttch- 
tiger  Verbrecher  in  Italien  194, 
412;  in  der  Schweiz  512. 

Filiale,  s.  Zweigniederlassung. 

Finnland,  keine  Erbschaftssteuer 
350;  Gerichtsorganismus  525. 

Fiskalische  Gesetze  begrfinden 
keine  Auslieferung  nach  Schweizer 
Ausl.-Ges.  205. 

Fiskus,  bei  Erledifi^unf  der  sei- 
tens eines  fremdländischen  Fiskus 
gegen  einen  Inländer  eingebrach- 
ten Klage  kann  nicht  Über  die 
Frage  der  Prozessfähigkeit  des 
Klägers  entschieden  werden 
(Oesterr,)  304. 

Flagge,  Gesetz  der  Flagge  in 
Bodmereisachen  (Frankr.)  60. 


Form  der  Eheschliessung,  s.  Ehe- 
schliessung. 

Form  der  Rechtsgeschäfte,  F.  einer 
Schenkung  (Deutschi)  372 ;  F.  der 
Testamente,  eigenh.  von  einem 
Holländer  in  Belgien  errichtetes 
Test.  (Ital.)  178,  540;  Statuten- 
kollision in  der  Schweiz  200;  F. 
bremisch.  Eheverträge  (Deutschi.) 
473. 

Foro  penale,  Rivista  critica  etc. 
112,  229,  439. 

Forum,  s.  Gerichtsstand. 

Frachtvertrag  (Frankr.)  61, 

Frankreich,  Gesetzgebung 311  ff. ; 
Rechtsprechung  391,  611 ;  Ges.  die 
Abänderung  der  Rechte  des  einen 
Ehegatten  an  dem  Nachlasse  des 
andern  311;  Ges.  über  Strafmin- 
derung und  Straferhöhung  315; 
Bevormundung  von  Schweizer 
Bürgern  in  Fr.  428 ;  Rechtsstellung 
der  Franzosen  im  Auslande  109; 
Französisches  Wechselrecht  98; 
Konkurrenz  von  französischen 
Testamentserben  mit  schweizer. 
Pflichttheilserben  (Franhr.)  391; 
Franzosen  leisten  in  Handels- 
sachen in  Deutschland  keine  Pro- 
zesskostensicherheit (Deutschi.) 
44;  Zuständigkeit  der  Französi- 
schen Gerichte  (Frankr.)  63  ff.; 
Vollstreckung  ausl.  Urtiieile  in 
Frankreich  (Frankr.)  67,  524; 
Französ.  -  badischer  Rechtshülfe- 
vertrag  (Frankr.)  68,  (Deutschi.) 
296;  Vollstreckung  französischer 
ZivJlnrtheile  in  Elsass-Lothringen 
(Deutscht.)  296;  Gerichtsstands- 
vertrag mit  der  Schweiz  (Frankr.) 
391,  537;  Fabrik-  und  Handels- 
marken-Schutz  vertr.  mit  Rumänien 
324;  Handelsttbereinkommen  mit 
der  Schweiz  630;  intern.  Union  be- 
züglich des  Verbots  falscher  Her- 
kunftsbezeiohnungen  629 ;  bez. 
intern.  Eintragung  der  Fabrik- 
und  Handelsmarken  630;  Freund- 
schafts-, Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrag mit  Ecuador  218; 
Auslieferungsvertrag  mit  Gross- 
britannien  324;  DeKlaration  mit 
Belgien  323;  GeKenreohtserklä- 
rang  der  Schweiz,  betr.  AusUefe- 
nmg  632;  Weltoostverein  421; 
Antisklavereikonferenz  426,  527. 
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Französisches  Zivilrecht,  s. 
Zeitschrift  für  franz.  Z.R. 

Fr  eihurg  (Kanton) ,  V  ormund- 
schaftsbehörden  628. 

Freiheitsstrafe,  kurze,  franz. 
Ges.  über  Beform  ders.  315;  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  über  den 
Vollzug  der  Freiheitsstrafe  für 
das  Deutsche  Reich  ö31. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  854 ;  Württemberg :  Zeit- 
schrift für,  227,  542,  639 ;  Oester- 
reich:  Zeitschrift  für  Notariat 
und  fr.  Ger.  112,  227,  341,  439, 
542,  639. 

Fremde,  s.  Ausländer,   Ausland. 

Fr emdes  Recht,  s.  Ausländisches 
Recht. 

Fristgeschäft  (Belg.)  604. 


et. 

St.  Gallen  (Kanton),  Vormund- 
schaftsbehörden 628. 

Gebietshoheit,  Verletzung  frem- 
der 543. 

Gefängnisswesen,  Reform  532, 
533. 

Gegenrecht,  Zusicherung  dess. 
seitens  der  Schweiz  in  Ausliefe- 
Tungssachen  511. 

Gegenseitigkeit,  Gewährung 
derselben  seitens  eines  fremden 
Staates  als  Voraussetzung  der 
Befreiimg  vom  Gerichtskosten- 
vorschuss  der  Ausländer  in 
Deutschland  (Deutschi.)  294;  Ge- 

fenseitigkeitsverhältniss  Ungarns 
ezüglich  der  Auslieferung  mit 
Oesterreich  353,  Deutschland  355, 
Rumänien  354;  ob  G.  zwischen 
Deutschland  und  Ungarn  in  Bezug 
auf  Vollstreckung  der  Zivilurtheile 
verbürgt  ist  (Deutscht.)  387. 

Geisteskranke,  Wohnsitz 
(Deutschi.)  383. 

Gemeindegerichte,  ungarische, 
deren  Kompetenz  222. 

Generalrepräsentanz  einer  aus- 
ländischen Versicherungsgesell- 
schaft, deren  Vertretungsbefugniss 
(Oesterr.)  406. 

Genf  (Kanton),  neues  Gesetz  über 
väterliche  Gewalt  520;  neue  Zivil- 
prozessordnung   521 ;     Gerichts- 


organisationsgesetz     521 ;     Vor- 
mundschaftsbehörden  628. 

Genossenschaften,  s.  Gesell- 
schaften. 

Gerichte,  Frage  der  Mitwirknng 
der  Grer.  beim  AusliefernngsTer- 
fahren  232  ff.,  283,  Mitwirkung 
der  Ger.  in  Ungarn  358,  in  der 
Schweiz  206. 

Gerichtliches  Verfahren, la^ 
englischem  Begriffe  144. 

Gerichtskostenvorschuss  der 
Ausländer  (Deutschi.)  44,  294. 

Gerichtsorganismus  in  Grie- 
chenland 361;  im  Kanton  Genf 
521;  in  Schweden  und  Finnland 
525. 

Gerichtssprache,  deutsche 
(Deutschi.)  39;  in  Schweden  und 
Finnland  526. 

Gerichtsstand,  des  Wohnsitzes 
(Deutschi.)  41;  der  Niederlassung 
(Deutschi.)  41;  des  Vermögens 
(Deutschi)  40,  593;  der  nnerlaab- 
ten  Handlung  (DeutscM.)  41, 
(Oesterr.)  306;  in  fihescheidungs- 
sachen  (DeiUschl.)  43;  G.  in  Straf- 
sachen 547;  Gerichtsstände  nach 
der  neuen  Zivilprozessordnung  des 
Kantons  Solothum  520. 

Gerichtsstandsvertrag  zwi- 
schen Frankreich  u.  der  Schweiz 
(Frankr.)  391. 

Gerichtsverfassung  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
336;  im  Kanton  Genf  521;  in 
Schweden  525. 

Gerichtszeitung,  allgemeine 
österreichische,  112,  227,  340, 
438,  542,  639. 

Gesandte,  s.  Diplomaten,  Ex- 
territoriale. 

Geschäftsfähigkeit,  s.  Hand- 
lungsfähigkeit 

Geschäftspapiere,  Austausch 
im  Weltpostverein  422. 

Gesellschaften,  ausländische^ 
s.  ausländische  Gesellschaften. 

Gesellschaften,  deren  Wohnsits 
im  Sinne  des  §  24  d.  deatschen 
Z.P.O.  (DeutscM.)  40;  Ort  der 
Betreibung  in  der  Schweiz  320. 

Gesetze,  ausländische,  s.  aus- 
ländisches Recht 

Gesetzeskollisionen,  Be^ff  u. 
Natur  des  Gegenstandes  113. 

Gesetzgehung,YeTOTdnTaigeneU^ 
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Dentschland :  Reichsgesetze  192. 
Bundesstaaten:  Baden 625;  Bayern 
87,  192,  411;  Elsass  -  Lothringen 
626;  Mecklenburg  -  Schwerin  625; 
Preussen  192;  Sachsen- Altenburg 
193 ;  Sachsen  -  Meiningen  626 ; 
Sohaumburg-Lippe  626 ;  Württem- 
berg 413.  Auswärtige  Staaten: 
Argentinien  413 ;  Belgien  194, 413 ; 
Brasilien  195;  Dänemark  414; 
Frankreich  311;  Grossbritannien 
195, 416 ;  Haiti  319 ;  Liechtenstein 
195;  Oesterreich  197,  319,  416, 
627 ;  Oranje-Freistaat  197 ;  Schwe- 
den 197;  Schweiz  198,  320,  627; 
Tonga- Inseln  417;  Ungarn  321. 
Gewalt,  väterliche,  s.  Väterliche 

Gewalt. 
Gewerhegericht,     Gesetz,     die 

G.G.  betr.  226. 
Gewerheschutz  (Itcd,)  485. 
Gewerbliches  Eiaenthum,  in- 
tern. Union  zum  Schutze  desselben 
629. 
Gewohnheitsrecht    bezUgl.   der 
Form     der    Eheschliessung     von 
Nichtmuselmännern  in  der  Tttrkei 
(Deutschi.)  27. 
Glarus  (Kanton),  Yormundschafts- 

behörden  628. 
Goldküstenkolonie,       Strafbe- 
stimmungen   zur    Unterdrückung 
des  Sklavenhandels  527. 
Graubünden  (Kanton),   Gesetze, 
betr.   das   gerichtliche  Verfahren 
in  Straffällen  und  betr.  die  Re- 
vision   von    Strafnrtheilen    521; 
Vormundschaftsbehörden  628. 
Griechenland,        Gesetzgebung 
359  ff.;   Gerichtsorganismus  361; 
Notariat,     Testamente    362    ff.; 
Konsularvertrag  mit  Deutschland, 
Bestimmungen  oetr.  Erbrecht  und 
Nachlasstheilung    346 ;    Handels- 
vertrag mit  Grossbritannien  324 : 
Konsularvertrag  mit  Deutschland 
88 ;  Weltpostverein  421. 
Grossbritannien,  Gesetze,  Ab- 
änderung des  britischen  Waaren- 
zeichengesetzes,  Abänderung  des 
indischen    Waarenzeichen  -     und 
des  Seezollgesetzes  195 ;  Waaren- 
Zeichengesetz    fttr    Britisch  -  Ost- 
indien 416;   Handelsverträge  mit 
£^ypten,   Griechenland,   Mexiko, 
Paraguay,  Serbien,  Uruguay  324^ 
intern.  Union  bezügl.  des  Verbots 

Zeitacbrlft  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  ete., 


der  falschen  Herkunftsbezeich- 
nungen 629;  Freundschafts  etc. 
Vertr.  mit  Maskat  632 ;  Aus- 
lieferungsverträge: mit  Deutsch- 
land 2,  mit  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Mexiko,  Columbien, 
Spanien,  Frankreich  324*,  Behand- 
lung des  Nachlasses  der  in  deut- 
schem Schiffsdienst  verstorbenen 
Briten  625;  Weltpostverein  421; 
Antisklavereikonferenz  426,   527. 

Gross  jährigkeit,  s.  Volljährig- 
keit. 

Grundbesitz,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Grunde  igenthum,  englisches 
144. 

Grundstücke,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Guatemala,  intern. Union  bezügl. 
des  Verbots  der  falschen  Her- 
kunftsbezeichnnngen  629,  bezügl. 
der  intern.  Eintragung  der  Fabrik- 
und  Handelsmarken  630;  Welt- 
postverein 421. 

Güterrechtliche  Verhältnisse  d. 
Ehegatten  s.  eheliches  Güterrecht. 

H. 

Haft  linge,  Uebemahme  u.  Ueber- 
gabe  im  Verkehr  zwischen  Preuss. 
u.  Oesterreich  197;  im  Verk.  zw. 
Bayern  u.  Oesterreich  416. 

Haftbefehl  im  Auslieferungsver- 
fahren 206 ;  gegen  Ausländer  557. 

Haftkosten,  im  Auslieferungs- 
verf.  in  d.  Schweiz  515. 

Haiti,  Verfassung,  Staatsangehö- 
rigkeit 319;  Weltpostverein  421. 

Ha  mburg,  Alimentationspflicht 
des  ausserehel.  Vaters  nach 
Hamburger  Praxis  6  ff. 

Handelsgesellschaften,  aus- 
ländische, s.  ausländ.  Gesell- 
schaften. 

Handelsmarken,  s.  Marken- 
schutz. 

Handelsniederlassung,  siehe 
Niederlassung. 

Handelspapiere,  in  England 
ausgestellt  u.  zahlbar,  im  Aus- 
land aber  veräussert  (Engl,)  606. 

Handels  schiffe ,  deren  Arrestir- 
barkeit  u.  Arrestfreiheit  257  ff. 

Handelsverträge,  Deutschlands 
mit  Oesterreich  197,  209,    mit  d. 
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Schweiz  197,  212,  Italien  197, 
212,  Belgien  197,  213,  Spanien 
219 ;  Oesterreichs  mit  Italien  214, 
218,  Schweiz  217,  Belgien  217, 
413,  Spanien  219;  der  Schweiz 
mit  Spanien  219,  Frankreich  632  ; 
zw.  Frankreich  u.  Fcnador  218; 
zw.  Belgien  u.  Egypten  632 ;  zw. 
Italien  u.  Fgypten  632;  zwischen 
Grossbritannien  n.  Maskat  682; 
verschiedene  weitere  neue  Vertr. 
zw.  auswärtigen  Staaten  324. 

Handlungen^  anerlaubte,  s.  De- 
likte. 

Handlungsbevollmächtigte, 
Verpflichtung  durch  in  Russland 
bestellte  aus   einem  dort  ausge- 
stellten Verpflichtungsschein 
(Deutschl)  32. 

Handlungsfähigkeit,  persön- 
liche Begelung  der  Statutenkolli- 
sion in  der  Schweiz  198,  454,  469 ; 
Handlungsunfähigkeit  Entmündig- 
ter (Deutschl,)  286;  des  kontra- 
hirenden  Ehemanns  (Beutschi,)  471. 

Hanseatische  Gerichtszei^ 
tung  639. 

Havarie,  zur  Havariegrossebe- 
rechnung  das  Recht  des  Bestim- 
mungsortes mMBgebend(Deutschl.) 
38;  Ersatz  d.  Havarie  beiSohiffs- 
zusammenstoss  (Frankr,)  69,  fran- 
zös.  Ges.  über  Fristen  bei  Klagen 
wegen  Havarie  317. 

Hawai,  Weltpostverein  421. 

He chingen,  Jurisdiktionsvertrag 
mit  Württemberg  (Deutschl,)  298. 

He ilanstalt,  linterbringung  in 
solcher  begründet  keinen  Wohn- 
sitz 198. 

Heimathsgesetz,  bayer.,  dessen 
Abänderung  412. 

He imathsprinzip,  in d. Schweiz 
456. 

Herkunftshezeichnung,  Be- 
griff derselben  im  Markenrecht 
(Schweiz)  309;  intern.  Union  bez. 
des  Verbots  der  falschen  Her- 
kunftsbezeichnungen 629. 

Herzegovina,  Strafgesetz,  Straf- 

Srozessordnung ,  Auslieferung, 
lechtshülfe  223 ;  bezgl.  Ausliefe- 
rang gegenüber  Oesterreich  -  Un- 
garn nicht  Ausland  352. 
Hessen,  (Grossherzog^um) ,  Erb- 
schaftssteuer im  Verhältniss  mit 
Preussen  349. 


i  Hinterlassenschaft,  s.  l^ach- 
I        lass. 

H  ohen  zollern 'He  chingen,  iVi- 
risdiktionsvertrag  mit  Württem- 
berg (Deutschl.)  298. 

Holland,  siehe  Niederlande. 

Holographisches  Testament  s. 
Testament. 

Honduras,  Weltpostverein  421. 

Hülfslohn  in  Seenothfallen 
(Deutschl)  590. 

Hypothek,  hypothekariscbes 
Pfandrecht  an  Schiffen  (Dan.)  391. 

Hypothekengesetz,  neues  im 
Kanton  Tessin  520. 


I. 

Jahrbücher     der    Württemberg. 
Rechtspflege  111,  438. 

Jahrgebung  in  derSchweis,  Sta- 
tutenkollision 199,  461. 

Japan,  Weltpostverein  421« 

II  Fo  roPenale,  Bivista  critiea  etc. 
112,  229,  439. 

Im  mobilien,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Importzertifikat  für  auslän- 
dische Erfindungen  (ItaL)  485. 

Indien,  indisches  Waarenzeiehen- 
gesetz  195;  Waarenzeichengeaets 
mr  Britisch -Ostindien  416;  alt- 
indisches Prozessrecht  483*,  ätnf- 
bestimmungen  gegen  den  Sklaven- 
handel 527,  528. 

Industrielles  MgenÜitatk  (Bdg) 
604;  intern.  Union  zum  Schutze 
desselben  629. 

Inhaberpapier,  Vindikation 
eines  solchen  (DeutsehL)  467. 

Inland,  Bestrafung  der  Ausländer 
wegen  im  Inlande  begangener 
Handlungen  547;  im  Sinne  des 
§(244  d.  deutsch.  StGJB.  (7>etttacM.) 
58. 

Institut  de  droit  internatio- 
nal, Bericht  üb.  d.  13.  Sitsnng  b 
Hamburg  156;  über  d.  14.  Tagung 
in  Genf  577. 

Internationale  kriminali' 
stische  Vereinigung,  438; 
deren  Mittheilungen  438. 

Internationales  Bureau  der 
Antisklavereikonferenz  427. 

Internationales  Pr.ivatrecht, 
Ungenauigkeit  des  Ausdrucks  L 
Pr.-R.  126;  int  Pr.-B.  als  Lehr- 
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gegenständ  auf  den  Universitäten 
220,  434;  int  Priv.-R.  als  Be- 
standtheil  des  englischen  Hechts 
113 ff.;  internationales  Strafrecht 
in  der  Schweiz  435. 

Internationale  Verträge,  91, 
213,  323,  420,  629. 

Internirung  an  Stelle  der  Aus- 
weisung 583. 

Intestaterbfolge,  s.  Erbrecht. 

JournaldxL  droit  international  priy6 
etc.  p.  Clunet  112,  228,  341,  439, 
542. 

Irland,  Massregeln  gegen  d.  Skla- 
venhandel 426,  527. 

Irrenanstalt,  Wohnsitz  dort 
untergebrachter  Geisteskranker 
(Deutschi)  383. 

Irrthum,  Abweichung  von  Wille 
u.  Erklärung  wegen  I.  (Beutschh) 
369. 

Italien,  Rechtsprechung  174,  301, 
393,  485;  Rechtsstellung  d.  Aus- 
länder 529;  Aufgebot  zur  Mobi- 
liarvollstreckung gegen  einen 
nicht  im  Königreich  wohnenden 
Ausländer  (Ital,)  174;  Behandlung 
des  in  Italien  gelegenen  unbeweg- 
lichen Nachlasses  eines  in  Oester- 
reich  verstorbenen  Italieners  430; 
Auslieferung,  keine  Kassations- 
beschwerde gegen  Ürtheile  der 
Anklagekammer  (Ital.)  393 ;  Gren- 
zen zwischen  gerichtl.  u.  staatl. 
Gewalt  in  Ausl.  S.  (ItaL)  394; 
Auslieferungsvertrag  mit  Deutsch- 
land 2;  mit  der  Schweiz  (Schweiz) 
82,  190;  Zerstörung  eines  Gebäu- 
des durch  Sprengstoffe  ist  Aus- 
lieferungsdelikt (Schweiz)  310 ; 
vorläufige  Festnahme  flüchtiger 
Verbrecner  in  Italien  412;  Voll- 
streckung Italien.  Urtheile  in 
Frankreich  (Frankr.)  67;  Inter- 
nat Wirkungen  des  Konkurses 
vom  Standpunkte  des  ital.  Rechts 
441;  Erklärung  zw.  I.  und  der 
Schweiz,  die  Eheschliessung  bei- 
derseitiger Angehöriger  betr.  325; 
Literarvertrag  mit  Ungarn  423; 
Konsularvertrag  mit  Deutschland 
88;  Vertrag  über  Fabrikmarken- 
schutz mit  Russland  91;  intern. 
Union  bez.  Eintragung  der  Fabrik- 
und  Handelsmarken  630;  Freund- 
schafts- u.  Handelsvertrag  mit  d. 
Oranje  •  Freistaat    91 ;    Handels-, 


Zoll-  u.  Schiffahrtsvertrag  mit 
Deutschland  212;  Handelsvertrag 
mit  Oesterreich-Ungam  214,  218; 
mit  Mexiko  325 ;  m.  Egypten  632 ; 
Uebereinkommen  über  Patent-, 
Muster-  und  Markenschutz  mit 
Deutschland  213;  Vertrag  mit 
Dänemark  über  Aufhebung  des 
Abschosses  u.  Abfahrtsgeldes  423 ; 
Weltpostverein  421;  Antiskiave- 
reikonferenz  426,  527; 

Juristische  Blätter  von  Dr. 
Schindler  und  Dr.  Benedikt  112, 
227,  341,  438,  542,  639. 

Juristische  Personen,  deren 
Wohnsitz  im  Sinne  des  §  24  der 
deutschen  Z.P.O.  (Deutschi.)  40; 
J.P.in  der  Schweiz,  Betreibungs- 
ort 320. 

Juristische       Vierteljahrs- 
Schrift,  von  Prager  Professoren 
herausgegeben  439. 


JdL* 

Kamerun,  Rechtsverhältnisse  im 
Schutzgebiete  219. 

Kapazität,  s.  Handlungsfähigkeit. 

Kaperschiffe,  deren  Arrestirbar- 
keit  256. 

Z'at*/od.  Werkverdingung  (Deutsch- 
land) 587. 

Kauffahrteischiffe,  als  Kriegs- 
schiffe ausgerüstet,  deren  Arrestir- 
barkeit  256. 

Kinder,  ausser  eheliche,  s. 
aussereheliche  Geschlechtsgemein- 
schaft, Alimentationspflicht 

Kinder,  eheliche,  Wohnsitz  der- 
selben 198. 

Kinder,  Herausgabe  von  Kindern, 
Vollstreckung  fremder  Urtheile  21. 

Kirchliche  Eheschliessung  von 
Christen  in  der  Türkei  (Deutsch' 
land)  31. 

Klagenverjährung,  S.Verjährung. 

Kodifikation  der  Gesetze  auf  den 
Tonga-Inseln  417. 

Koenig,  Gustav  Dr.,  Nekrolog  440, 
464. 

Kö  r  per  seh  aft  e  n ,  öffentliche,  Vor- 
schriften über  Rechtsverhältnisse 
in  der  Schweiz  dem  kantonalen 
Recht  unterworfen  454. 

Kollision  von  Schiffen,  s.  Schiffs- 
kollisionen. 


44 
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Kommanditaesellschaften  auf 
Aktien,  s.  Aktiengesellschaften. 

Kommissionsgeschäftey  Örtl. 
Recht  (Deutschi,)  375. 

Kompetenz f  s>  Zuständigkeit. 

Ko  mp  0  nisten,  Schutz  auswärtiger 
(Schweiz)  78. 

Kongostaat,  Handelsvertrag  mit 
der  Schweiz  324;  Auslieferungs- 
vertrag mit  den  deutschen  Schutz- 
gebieten in  Afrika  3,  mit  Portu- 
gal 324;  Weltpostverein  421  f.; 
Antisklavereikonferenz  426,  527. 

Konkordat^  Eidgenöss.  über  den 
Konkurs  (Schweiz)  78. 

Ko nkurs,  Ort  d. Eonkurseröffiiung 
ttb.  neues  Vermögen  eines  Falliten 
(Schweiz)  78;  Einfluss  eines  aus- 
wärtigen Eonkurses  auf  eine  in 
England  zu  erfüllende  Verpflich- 
tung (Engl)  607;  Zuständigkeit 
für  Klagen  aus  dem  Konkurse 
(Frankr,)  60;  Vereinigung  zweier 
in  Frankreich  und  im  Auslande 
erklärten  Konkurse  (Frankr.)  61 ; 
intern.  Wirkungen  des  Konk.,  v. 
Standpunkte  des  italien.  Rechts 
441 ;  Uebereinkunft  zwischen 
Sachsen  und  Oesterreich,  die  Be- 
handlung von  Konkursfällen  betr. 
217,  (Oester.)  411;  Ges.  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  in  der 
Schweiz  320,  335. 

Konkursgesetze  aller  Länder  d. 
Erde  v.  J,  Alexander  436. 

Konkursverwalter,  ausländisch. 
Konkursverwalter,  dessen  Befug- 
nisse (Port.)  501. 

Konossemcnt  (Deutschi.)  589. 

Konsularbehörden,YeTzeic}miBa 
d.  auswärtigen  K.  in  Bayern  224. 

Konsulargerichte,  deren  Recht- 
sprechung, Zuständigkeit  d.  fran- 
zösischen K.Cr.  in  Konstantinopel 
191. 

Konsulargerichtsbarkeit  ind. 
Türkei  92;  Österreich.  Konsular- 
gerichtsbarkeit 197 ;  ungarische 
K.G.  321. 

Konsular-Bechtsanwälte  ind. 
Türkei  91. 

JTon^u^arver^rä^e, Deutschlands 
mit  Italien,  Spanien,  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Griechen- 
land 88,  Serbien  88,  633. 

Ko  nsuln,  nicht  von  d.  inländischen 
Gerichtsbarkeit  befreit  (Frankr.) 


69,  bezügl.  der  engÜBchen  K. 
(Deutschi.)  110,  bez.  d.franzög.K. 
(DeutscM.)  171;  Befagnisse,  Im- 
munitäten nach  Handelsvertrag 
zw.  Deutschi.  u.  Gestenreich  210, 
nach  Handelsvertrag  zw.  Oesten. 
und  Italien  215,  nach  H-Y.  zw. 
Oesterreich  u.  der  Schweiz  317. 

Konsuln,  dänische,  Eingehong  t. 
Ehen  vor  denselben  im  Aob- 
lande  414. 

Ko  nsuln,  deutsche,  deren  standefl- 
amtliche  Befugnisse  in  d.  Tfirkei 
(Deutschi.)  26  ff.;  mit  Gerichti- 
barkeit  versehene  etc.  192. 

Konsuln,   Österr.- ungarische  331 

Ko  nsuln,  spanische,  Beglaubigung 
d.  Notariatsakte  derselben  (Span^) 
511. 

Kontrakt,  s.  Vertrag. 

Konventionalstrafe,  s.  Straf- 
versprechen. 

Ko nventionen,  s. intern. Vertrage. 

Korporationen,  s.  Körper- 
schaften. 

Kosten,  der  Uebersetzung  von  an 
Ausländer  ergehende  deutsche 
ürtheile  etc.  (Deutscht.)  39;  » 
Bechtshülfesachen  96« 

Kriegsschiffe,  Arrest  auf  solche 
nicht  zulässig  96,  242  ff. 

Kroatien,  keine  Prozesskosten- 
kaution d.  Ausländer  in  Ki.  331. 

Kündigung  von  Staatsver- 
trägen,  Handels-  etc.  Vertrag 
zw.  Deutschland  und  Portugal 
ausser  Kraft  423;  der  deutsch- 
serbischen  Handels-,  Konsular-, 
Marken-  u.  Musterschutzvertrage, 
des  serb.- belgischen  Handelsver- 
trages 632. 

Küstengewässer,       Behandlung 
der  etc.  586. 

Küstenschiffahrt,    Brafiil.  Ge- 
setz 195. 

Kunst,  Werke  d.  K.,   s.  Urheber- 
recht. 

Kuratel,  s.  Vormundschaft. 

Ladung,  im  Auslande  zu  bewir- 
kende Vorladungen  in  Tfaeilungs- 
sachen  durch  preuss.  Notare  63ö; 
in  Zolldefraudationssachen  211, 
216;  L.  der  Personen,  welche  in 
Inlande    Domizil,    Niederlaasung 


Alphabetiflchcs  Sachregister, 


659 


oder  Aufenthalt  nicht  haben,  v. 
Standpunkt  des  Italien.  Rechts 
150,  (Italien)  174;  bei  Klagen 
gegen  fremde  Staatsoberhäupter 
und  Staaten  160. 

Lagerscheine,  argentinisches  Ge- 
setz 413. 

La  scuola  positiv a  nella  giu- 
risprudema  civile  e  penale  etc. 
Dir. :  Ferri  etc.  229. 

Lebens  Versicherungsvertrag, 
örtl.  Recht  (Deutschi.)  370. 

Legalisation,  s.  Beglaubigung. 

Legitimatio  per  rescriptum 
principis  107;  Örtl.  Zuständig- 
keit zur  Behandlung  der  Legiti- 
mationsgesnche  in  Bayern  193. 

Legitimatio  per  suhsequens 
matrimonium,  Bundesrecht  in 
der  Schweiz  453. 

Legitimität  eines  Kindes  rich- 
tet sich  nach  engl.  Recht  nach 
der  lex  domicilii  134. 

Lehranstalt,  Besuch  einer  solchen 
begründet  keinen  Wohnsitz  198. 

Letztwillige  Verfügung,  s. 
Testament. 

Lex  domicilii  123,  129,  134;  fori 
123,  129,  133;  loci  actus,  con- 
tractus  123,  129;  loci  delicti  123; 
loci  solutionis  123;  originis  330; 
personalis  123. 

Liberia,  Weltpostverein  421. 

Liechtenstein,  Ges.  die  Voll- 
streckung auswärtiger  zivilge- 
richtlicher  ürtheile  in  Liechten- 
stein 195;  Gegenrechtserklärung 
d.  Schweiz  betr.  Auslieferung  632. 

L  i  efe  rbarkeit  ausländisch.  Werth- 
papiere  (Deutscht.)  376. 

Liegenschaften,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Literarverträge,  Deutschlands 
m.  Frankreich,  Belgien,  Italien  421 ; 
zw.  Ungarn  u.  Italien  423 ;  s.  auch 
Urheberrecht 

Literaturberichte,  97,  224,  332, 
433,  529,  636;  Register  ttber 
642. 

Litispendenz,  s.  Rechtshängig- 
keit. 

Locus  regit  actum  (Ital.)  179, 
303,  (Deutschi.)  471. 

Lothringen,  s. Elsass-Lothringen. 

Luxemburg,  Auslieferungsvertrag 
mit  Deutschland  3;  Weltpost- 
verein 421. 


Luzern  (Kanton),  Yormundschafts- 
behörden  628. 

M. 

Mängelanzeige  bezüglich  einer 
an  eine  Speditionsfirma  in  einem 
europäischen  Hafen  ablieferbaren, 
an  einem  überseeischen  Orte  unter- 
suchten Waare  (Oesterr.)  180;  bei 
Kauf  von  ausländischen  Werth- 
papieren  (Deutschi,)  376. 

Mandat  ä  l' ordre  (Deutschi.) 
480. 

Marine,  s.  See,  Seerecht 

Markenschutz,  brit  u.  indisches 
Waarenzeichengesetz  195;  Re- 
gistrirung  der  Handelsmarken  im 
Oranje- Freistaat  197;  Ueberein- 
kommen  zwischen  Deutschland  u. 
Oesterreich  213;  zwisch.  Deutsch- 
land und  Italien  213;  Stiafklage 
wegen  Verletzung  des  Schweiz. 
Markenschutzgesetzes,  Ueberein- 
kommen  zwischen  Oesterreich- 
Ungam  u.  der  Schweiz  (Schweiz) 
309;  Deklaration  zwisch.  Deutsch- 
land u.  der  Schweiz  325;  Waaren- 
zeichengesetz für  Britisch  -  Ost- 
indien 416;  Vertrag  zw.  Italien 
und  Russland  91;  intern.  Vertr. 
zu  Madrid  Über  Eintragung  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken  631. 

Marschall '  Inseln,  Rechtsver- 
hältnisse im  Schutzgebiete  219. 

Maskat,  Freundschafts-  etc.  Vertr. 
mit  Grossbritannien  632. 

Massenausweisung  584. 

Masseverwalter,  s.  Konkursver- 
walter. 

Mecklenburger  Zeitschrift  fttr 
Rechtspflege  und  Rechtswissen- 
schaft 340,  542. 

Me cklenburg  -  Schwerin,  Be- 
handlung des  Nachlasses  der  in 
brit  bezw.  deutschem  Schiffsdienst 
verstorbenen  Deutschen,  bezw. 
Briten  625. 

Me  xiko,  Handelsvertrag  mit  Gross- 
britannien 824;  mit  Italien  325; 
mit  der  Dominikanischen  Repu- 
blik 423 ;  Auslieferungsvertrag 
mit  Grossbritannien  324;  Gegen- 
rechtserklärung der  Schweiz  betr. 
Auslieferung  632;  Weltpostverein 
421. 

Militärpersonen,   Darlehen   an 
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prenss.  Militärpersonen  (Deutschi,) 
32. 

Militär  vergehen,  reine,  begrün- 
den keine  Auslieferung  nach 
Schweiz.  Ausl.-Ges.  205. 

Minderjährige,  Vormundschaft 
über  minderj.  Ausländer,  Grund- 
regeln nach  den  Beschlüssen  des 
Inst,  de  droit  intern.  157;  Aus- 
schluss des  Prozesswegs  für  Thei- 
lung  von  auswärtigen  Gütern  M. 
in  Elsass- Lothringen  (Deutschi.) 
2%;  Befugnisse  d.  M.  gegenüber 
der  elterlichen  und  vormundschaft- 
lichen Gewalt,  Statutenkollision 
in  der  Schweiz  460;  örtl.  Eecht 
des  Erfüllungsortes  in  Bezug  auf 
die  WirksamKoit  einer  von  einem 
Minderjährigen  abgegebenen,  nach 
erreichter  VoUiährigkeit  geneh- 
migt. Willenserklärung  (Deutschi.) 
477,  687;  Entführung  einer  min- 
derj. Person  Auslieferungsdelikt 
nach  deutsch  -  Schweiz.  Ausliefe- 
rungsverträgen (Schweiz)  504;  ür- 
sprungsdomizil  minderj.  Kinder 
(Engl)  606. 

Mittelher g,  zu  Vorarlberg  ge- 
hörige Gemeinde,  Anschluss  an 
das  Zollsystem  des  Deutschen 
Reichs  423. 

Mitthäter Schaft  an  einem  in 
Frankreich  begangenen  Diebstahl, 
Zuständigkeit  (Frankr.)  69. 

Mi ttheilungen  der  internatio- 
nalen kriminalistischen  Vereini- 
gung 438. 

Mobil ien,   s.   bewegliche  Sachen. 

Modelle  s.  Musterschutz. 

Montenegro,  Weltpostverein  421. 

Mündel,  s.  Vormundschaft. 

Mü ndigkeit,  Domizilgesetz  (Dan.) 
391. 

Mümverhrechen  in  den  kanto- 
nalen Strafgesetzgebungen  der 
Schweiz  103. 

Musikalische  Werke,  s.  Urheber- 
recht. 

Musterschutz,  Uebereinkommen 
Deutschlands  mit  Oesterreich,  mit 
Italien  213;  Muster  und  Modelle 
(Belg.)  604. 

Nacheile  (Frankr.)  69;  nach 
Zollkartell  zwischen  Deutschland 


und  Oesterreich  210;  auf  Mm. 
Gebiet  548. 

Nachlassbehandlung,  Bebaad- 
lung  der  Verlassenschaften  der  in 
Bayern    verstorbenen  Ansländer 
und  der  im  Auslande  Terstorbeiieii 
Bayern  87;  Behandlung  des  Nach- 
lasses  eines   in  Oesterreich  Tor- 
storbenen    ottomanischen  Staats- 
angehörigen (Oesterr.)  184;  OertL 
Recht    für  Liegenschaften  eine« 
Nachlasses   in  Baden  (JkuUchL) 
288;   die  Behandlung  des  Nach- 
lasses österreichischer  oder  imga- 
rischer  Staatsangehöriger  in  £1- 
sass  -  Lothringen  329;  Ausfolge- 
lassung  einer  in  Bussland  ajige- 
fallenen    Erbschaft    an    eine  Ib 
Wtlrttemberg  sich  aufhaltende  in 
Russland   domizilirte    minderiiih- 
rige   Erbin   326;    Arrest  anf  im 
Auslande    befindliche    l^achlass- 
stücke    (Dan,)   391;   Behandlung 
des    in  Italien    gelegenen  imbe- 
weglichen   Nachlasses    eines  in 
Oesterreich  verstorbenen  Italieners 
430;  NachlassbehandlunginFrank- 
reich  (Frankr.)  617;  Behandlnng 
d.  Nachl.  der  in  britischem  besv. 
deutschem   Schiffsdienst  ventor- 
benen  Deutschen  bezw.  Briten  6^; 
Behandlung  des  Nachlasses  Oester- 
reicher  in  der  Schweiz  627. 

Nachlassgebühren,  bei  Ver- 
lassenschaften der  AualandeT 
(Oesterr.)  183;  im  Verkehre  awi- 
schen  Oesterreich  und  Danemaik 
(Oesterr.)  185. 

Nahrungsvertrag  (DeutsM) 
471. 

Namensänderung  s  gesucht, 
örtl.   Zuständigkeit   snir  Behand- 
lung derselben  in  Bayern  193^ 

Na  tionalität,B.  Staatsangehörig- 
keit. 

Naturalisation,  a.  Staat8aDg^ 
hörigkeit. 

Neuenburg  (Neuchätel,  Kanton\ 
Neues  Strafgesetzbuch  521;  Tor- 
mnndschaftsbehörden  628w 

Neu  '  Guinea  -  Kompagnit., 
Rechtsverhältnisse    im   Schat2g^ 
biete  219. 

Nicaragua,  Weltpostverein  411* 

Nidwaiden  (Kanton) ,  VormoBd' 
Schaftsbehörden  628. 

Niedergelassene^  zivilrechtliche 
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Verh&ltniBse  solcher  in  d.  Schweiz 
198,  452  ff.,  617  ff. 

Niederlande,  Form  der  Testa- 
mente (Ital,)  178;  intern«  Union 
bezttgl.  der  Eintragung  derFabrik- 
und  Handelsmarken  630;  Aus- 
lieferungsvertrag mit  Belgien  323; 
Weltpostverein  421 ;  Antisklaverei- 
konferenz  426,  527. 

Niederlassung,  Gerichtsstand 
der  (Deutschi.)  41;  N.  u.  Aufent- 
halt in  Frankreich  (Franhr,)   69. 

Niederlassungsvertrag, 
deutsch '  schweizerischer 
(Schweiz)  188. 

Niederschlagung  der  Unter- 
snchung  auf  Grund  des  Abolitions- 
rechts  m  Preussen  568  ff. 

Nöthigung,  widerrechtliche, 
als  Auslieferungsdelikt  bei  Aen- 
derung  des  Strafgesetzes  nach 
Abschluss  des  Auslieferungsver- 
trages 2. 

Nordamerika,  s.  Amerika,  Ver- 
einigte Staaten  von. 

No  rwegen,  Auslieferungsvertrag 
mit  Deutschland  3;  Weltpostverein 
421;  Antiklavereikonferenz  426. 

Notare,  Eechtshülfe  in  zum  aus- 
schliesslichen Wirkungskreis  der 
N.  gehörig.  Sachen  (DeutscM,)  599 ; 
in  Griechenland  362  ff. ;  in  Portu- 

Sal  524;  Ungar.  Notariatsakte  in 
lesterreich  nicht  vollstreckbar 
(Oesterr.)  623;  die  Ernennung  eines 
elsass- lothringischen  Kotars  zur 
Vornahme  einer  Theilung  durch 
ein  franz.  Gericht  verstösst  gegen 
das  öffentl.  Recht  (Deutschi)  296. 
Notariatsakte  der  spanischen 
Konsuln,  deren  Beglaubigung 
(Span.)  511. 

Notariat,  Zeitschrift  fttr  Nota- 
riat etc.  in  Gestenreich  112,  227, 
S41,  439,  542,  639. 

No therbrecht,  Statutenkollision 
in  der  Schweiz  157. 

Nothzucht,  Ansliefeningsdelikt 
nach  dem  Begriffe  der  unter  der 
Herrschaft  verschiedener  Straf- 
gesetze abgeschlossenen  Ausliefe- 
rungsverträge 1  ff.;  Begriff  nach 
dem  deutsch -Schweiz.  Ausl.-V. 
(Schweiz)  503. 


O. 

Obligationen,    OerÜiches  Recht 
(Schweiz)  187. 

Obwalden    (Kanton) ,     Vormund- 
schaftsbehörden 628. 

Oesterreich,    Gesetzgebung   und 
Verordnungen  197,  319,  416,  627 ; 
Rechtsprechung  72,  180,  304,  396, 
487,  620;  Uebereinkonft  mit  Sach- 
sen, betr.   die  gegenseitige  Be- 
handlung   der   Konkursfälle  217, 
(OesUrr.)   411;   Ungültigkeit  der 
sog.   siebenbürg.  Ehen  (Oesterr.) 
396;   für  Österreich.  Staatsbürger 
bleibt    das  Eheverbot    aufrecht, 
auch   wenn    er  die  Ehe    ausser 
seinem  Staatsgebiete  geschlossen 
hat   (Oesterr.)  401;    privatrechtl. 
Verpflichtungen  des  österr.  Staates 
aus  den  von  der  österr.  Verwal- 
tung bezüglich  eines  abgetretenen 
Gebietes    bereits     früher    abge- 
schlossenen Verträgen    (Oesterr.) 
72;    Sicherheitsleistung  für  Pro- 
zesskosten   der    in   Deutschland 
klagend.  Oesterreicher  (Deutscht.) 
292,  595;  Rechtshülfe  im  Verkehr 
mit    der    Türkei    (Oesterr.)    74; 
Kosten  im  RechtshtUfeverkehr  mit 
Sachsen  -  Altenburg    193 ;     Voll- 
streckung ausl.  Urtheile  (Oesterr.) 
70,  407,  620,  633 ;  Durchlieferung 
von  Verbrechern    in   Oesterreich 
197;  üebemahme  und  Uebergabe 
von  Häftlingen   im  Verkehr  mit 
Preussen   197;    Einleitung  straf- 
gerichtlicher    Vernehmung     von 
Personen,  die  einer  auswärtigen 
Gesandtschaft    am    österr.    Hofe 
angehören  416;  Auslieferung  ge- 
genüber Deutschland  560;   Aus- 
lieferungsvertrag mit  Preussen  2, 
560 ;     Gegenseitigkeitsverhältniss 
in  Aulieferun^sachen  mit  Ungarn 
353;    Uebereink.    mit    Preussen, 
Kacheile  betr.  548;  Begleitpapier 
für  an  bayer.  Behörden  zu  über- 
gebende Häftlinge  416;  Behand- 
lung   des    in   Italien    gelegenen 
unbeweglichen   Nachlasses    eines 
in  Oesterreich   verstorbenen  Ita- 
lieners ^;  Behandlung  des  Nach- 
lasses  eines  in  Oesterreich   ver- 
storbenen  ottomanischen   Staats- 
angehörigen fOe^terr.)  184;  Nach- 
lassgebühren bei  Verlassenschaf- 
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ten  der  Ausländer  (OeHerr.)  183; 
im  Verkehre  zwischen  Oesterreich 
und  Dänemark  (Oesterr.)  185;  die 
Behandlung  des  Nachlasses  österr. 
oder  nngar.  Staatsangehöriger  in 
Elsass  -  Lothringen  329 ;  Vieh- 
senchenttbereink.  mit  Deotschland 
212,  mit  der  Schweiz  428;  Han- 
dels- nnd  Zoll  vertrag  mitDentsch- 
land  197,  209,  416;  Handels-  nnd 
SchiffahrtsTertrag  mit  Italien  214, 
218,  416;  Handelsvertrag  mit  der 
Schweiz  217,  416;  Handels-  und 
Schiffahrtsvertrag  mit  Belgien 
217,  413,  416,  mit  Spanien 
219;  Uebereinknnft  über  Patent-, 
Muster-  und  Markenschutz  mit 
Deutschland  213;  Reblauskon- 
vention  218;  Cebereinkunft  mit 
der  Schweiz  über  Markenschutz 
(Schweiz)  309;  Erbschaftsabgaben 
im  Verhältniss  mit  Preussen 
349;  Errichtung  von  städtisch- 
delegirten  Bezirksgerichten  in 
Wien  319;  Oesterr.  -  ungar.  -  Eon- 
sularämter  331 ;  Weltpostverein 
421  ff. ;  Antisklavereikonferenz 
426;  Portofreiheiten  im  Ver- 
kehre der  Osten*.  Justizbehörden 
mit  dem  Auslande  522;  AUgem. 
österr.  Gerichtszeitung  112,  227, 
340,  438,  542,  639. 

Off  iziere  j  bayerische ,  Klagen 
gegen  solche  (beutschl.)  588. 

OhiOy  aus  dem  Wechselrechte  des 
Staates  0.  24. 

Oranje  -  Freistaat,  Freund- 
schafts- und  Handelsvertrag  mit 
Italien  91;  Registrirung  der  Han- 
delsmarken 197. 

Ordalien  im  altindischen  Prozess- 
rechte 434. 

Organe  der öffentl.  Gewalt,  Schutz 
der  ausländischen  gegen  Verletz- 
ung ihrer  Autorität  (Oesterr,) 
187. 

Organismus  der  Gerichte,  s. 
(xerichtsorganismus. 

Ort  der  begangenen  That  225; 
(Deutschi.)  688. 

Ort  der  Schuldbetreibung  in  der 

Schweiz  320. 
Ostafrika,   Rechtsverhältnisse 

in  den  deutschen  Schutzgebieten 

220, 


Ostindien,   WaarenzeiehengMetz 

für  Britisch  -  Ostindien  416. 
Ottomanisches  Üei cA.8.Taikel 


Papier e,  beschl a^ahmte ,  im 
Anslieferungsverfahren  in  der 
Schweiz  515. 

Paraguay f  Handelsvertng  i&it 
Grossbritannien  324;  Weltpost- 
verein 421. 

Parlamentsakte,  englische,  de- 
ren ausserterritoriale  GeltoDgl46. 

Patentschutz,  Berufimg8?erfah- 
ren  beim  deutsch.  Reichsgeriebte 
in  Patentsachen  192;  Ueberein- 
kommen  Deutschlands  mit  Oester- 
reich, mit  Italien  213 ;  Erfindangs- 
patent  (Ital.)  485;  Patentrerord- 
nimg  in  Schweden  193;  Fatent- 
reform  in  Oesterreich  538. 

Perils  of  navigation(DetUsehl.} 
590. 

Persien,  Gegenseitigkeit  in  Bezug 
auf  Auslieferungskosten  923: 
Weltpostverein  421;  Antisklave- 
reikonferenz 426. 

Personalprinzip  in  den  kanto- 
nalen Strafgesetzgebungen  der 
Schweiz  103. 

Personenrecht,  Rechtshülfe  auf 
dem  Gebiete  des  P-R.  23;  Statn- 
tenkollision  in  der  Schweiz  198. 

Personenstand,  Gerichtsstand 
für  Klagen  auf  Ermittelung  der 
Mutterschaft  gegen  Ausländer  in 
Frankreich  (Frankr.)  66;  Per- 
sonenstand u.  Eheschliessnng  in 
Elsass-Lothringen  626;  in  Sieh- 
sen-Meiningen  626. 

Peru,  Weltpostverein  421. 

Pfandforderungen,  Betrei- 
bungsort in  der  Schweiz  320. 

Pf  andrecht,  hypothekarische«, 
an  Schiffen  (Dan.)  391;  Bechte- 
gttltigkeit  einer  Verpfändung 
(Deutschi)  586. 

Pflegbefohlene,  Pflegschaft, 
s.  Vormundschaft. 

Pflege  an  st  alt,  Unterbringung  in 
solcher  begründet  keinen  Wokn- 
sitz  198. 

Pflichttheilsrecht,  Statutenkol- 
lision in  der  Schweiz  200,  457; 
Konkurrenz  von  franaös.  Teste- 
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mentserben  mit  Schweiz.  Pflicht- 
theilserben  (Frankr,)  391. 

Photographie,  Erzeugnisse  der, 
8.  Urheberrecht. 

Politische  Verbrechen,  keine 
Auslieferung  u.  Ausnahmen  hie- 
ven 205 ,  279 ,  581 ;  Feststellung 
der  Eigenschaft  eines  Verbrechens 
als  eines  politischen  239. 

Polygamie  (Griech,)  618. 

Porto,  Portofreiheiten  im  Verkehre 
der  Österr.  Justizbehörden  mit  dem 
Auslande  522. 

Portugal,  Rechtsprechung  499 ; 
Institut  des  Notariats  524;  Han- 
delsvertrag mit  Deutschland  seit 
1.  Febr.  1892  ausser  Kraft  423; 
intern.  Union  bez.  des  Verbots  d. 
falschen  Herkunftsbezeichnungen 
629 ;  bez.  d.  Eintragung  der  Fabrik- 
u.  Handelsmarken  630;  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  d.  Kongostaat 
324;  Weltpostverein  421 ;  Anti- 
sklavereikonferenz  426,  528. 

Post,  Weltpostverein  421  ff. 

Postanweisungsdienst,  im 
Weltpostverein  422. 

Postauftragsdienst,  im  Welt- 
postverein 422. 

Postbezug  von  Zeitungen, 
Zeitschriften,  im  Weltpost- 
verein 422. 

Postkarten  -Austausch  im  Welt- 
postverein 421. 

Postpackete,  Austausch  im  Welt- 
postverein 422. 

Postschiffe,  deren  Arrestirbar- 
keit  256. 

Presse,  Gerichtsstand  filr  Scha- 
densansprUche  aus  Pressvergehen 
(Deutschi, )  41. 

Preussen,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen etc.  192;  Bescheinigung 
der  Gesetzmässigkeit  einer  in- 
ländischen Urkunde  192;  Ueber- 
gabe  und  Uebemahme  v.  Häft- 
ni^en  im  Verkehr  mit  Oesterreich 
197 ;  Verlust  der  Eigenschaft  als 
preus^.  Staatsangehöriger  285 ; 
RechtshUlfeverkehr  der  Wttrttemb. 
Verwaltungsbehörden  mit  preuss. 
Gerichten  (DeutscM,)  988;  Erb- 
schaftssteuer inPr.  in  intematio- 
nalrechtlicher  Hinsicht  343 ;  Nach- 
eile auf  Österreich.  Gebiet  548; 
Darlehen  an  preuss.  Militärper- 
sonen (Deutscht,)    32. 


Privatschiffe  in  der  Regel  ar- 
restirbar  257;  insbes.  nach  eng- 
lischem u.  amerikanischem  Rechte 
256;  nach  französischem  R.  260; 
nach  italien.  R.  264;  nach  span., 
portngies.  u.  sttdamerikan.  Recht 
266,  nach  deutschem  R.  270. 

Privaturkunden,  Erfordemiss 
der  Legalisirung  der  im  Aus- 
lande ausgestellten  CO<»«*err.)  487. 

Providenze-Ifiseln,  Rechtsver- 
hältnisse im  Schutzgebiet  219. 

Provisorische  Verhaftung  in  der 
Schweiz  512;  pr.  Auslieferung  in 
d.  Schweiz  515. 

Prozesskostenkaution,  siehe 
Sicherheitsleistung. 

Prozessverfahren  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  334. 

Quasidelikte,  Ansprttche  aus 
solchen  (Deutscht.)  588. 

Bäumliche  Herrschaft  der 
Rechtsnormen,  r.  H.  d.  unga- 
rischen Strafgesetze  350;  des 
schweizerischen  Strafrechts  435; 
der  Strafgesetze  nach  dem  StG.B. 
des  Kantons  Neuchätel  521. 

Bebtaus konvention  218. 

Recht,  ausländisches,  frem- 
des, s.  ausländisches  Recht 

Rechtsanwälte,  auswärtige,  im 
Kanton  Genf  521;  in  Schweden 
kein  autorisirter  Aiiwaltstand  526. 

Rechtsbeistand  im  Ausliefe- 
rungsverfahren in  der  Schweiz 
513. 

Rechtsfähigkeit,  Minderung  der 
R.,  keine  Rechtswirkung  in  Eng- 
land 144 ;  Unkenntnissilber  Rechts- 
fähigkeit des  Ausländers  (Frankr,) 
611. 

Rechtsgeschäfte,  bezüglich  des 
für  Wirkung  d.  Rechtsgeschäfte 
geltenden  örtlichen  Rechtes  ist 
auch  nach  englischer  Auffassung 
die  Absicht  der  Parteien  mass- 
gebend 147. 

Rechtshängigkeit  im  Auslande, 
Einrede  der  (Deutschi.)  387,  594. 

Rechtshütfe ,  im  Fanülienrechte 
20;  wegen  Erforschung  der  Vater- 
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Schaft  (Deutschi)  600;  in  Dis- 
ziplinarsachen 427 ;  in  freiwilligen 
z.  Geschäftskreise  der  Notare  ge- 
hörigen Sachen  (Deutsckl,)  599; 
in  Unfall versichemngssachen  522 ; 
in  Zolldefraudationssachen  zw. 
Deutschland  u.  Oesterreich  211; 
in  Bosnien  und  Herzegovina223; 
Rechtshillfeverkehr  zwischen 

württemb.  Verwaltungsbehörden 
u.  preuss.  Gerichten  (Deutschi,) 
298 ;  Ablehnung  d.  B.  (Deutschi) 
390,  598;  Auswahl  der  zu  ver- 
nehmenden Zeugen  dch.  das  Ge- 
richt in  Entmündigungssachen 
(Deutschi)  602;  Einleitimg  Straf- 
gericht! icher  Vernehmungen  von 
Personen,  die  einer  auswärtigen 
Gesandtschaft  am  österr.  Hofe  an- 
gehören 416 ;  zwischen  Oesterreich 
u.  der  Türkei  (Oesterr.)  74;  zw. 
ungarischen  Konsulargerichten  u. 
Ungar.  Gerichten  321;  Kosten  in 
Rechtshülfesachen  96;  im  Verkehr 
zwischen  Sachsen-Altenburg  und 
Oesterreich-Ungam  193;  s.  auch 
Auslieferung,  Vollstreckung  aus- 
länd, ürtheile. 

Rechtsprechung,  Deutschland 
25,  161,  285,  368,  467,  586;  Bel- 
gien 603;  Dänemark  391;  Eng- 
land 605 ;  Frankreich  59, 391, 611 ; 
Griechenland  618;  Italien  174, 
301,  393,  485;  Oesterreich  72, 
180,  304,  396,  487,  620;  Portugal 
499;  Schweiz  78,  187,  308,  502, 
624;  Spanien  510;  Ungarn  623; 
Konsulargerichte  191. 

Rechtsquellen  der  Gliedstaaten 
und  Territorien  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  335. 

Rechtsstellung  y  der  Franzosen  im 
Auslande  109;  der  Fremden  in 
Italien  529. 

Rechtsverfolguna  im  Verkehr 
zw.  Italien  u.  Mexiko  325. 

Rechtsweg,  örtl.  Recht  für  Zu- 
lässigkeit  des  Rechtswegs 
(Deutsdil)  291,  475. 

Redlicher  Verkehr,  Schutz  d. 
r.  V.  im  österr.  Zivilrechte  538. 

Reichsangehörige,  deutsche  in 
der  Türkei,  Form  der  Ehe- 
schliessung V.  solchen  (Deutschi.) 
25. 

Reichsgesetze  etc.  192. 


Religiöse  Erziehung  von  Be- 
vormundeten in  der  Schweiz  M 

Revue  de  droit  international 
et  de  legislation  comparit 
228,  439,  639. 

Revue  pratique  de  droit  in- 
ternational prive  639. 

Rez  iproz ität,  s.  Gegexiseitigkeit 

Rivista  internazionale  di  scienxt 
giuridiche  v.  E.  Serafini  342. 

Rückfall^  die  vor  BegrOnduog 
des  Deutschen  Reiches  inBaym 
wegen  Diebstahls  erfolgte  vor- 
bestrafimg  rechtfertigt  in  einem 
anderen  Bundesstaate  die  An- 
nahme des  RflckfaUs  (Deut$dd.) 
58;  Vorbestrafungen  imAuUmde 
(OesUrr.)  498;  der  Einfliiss  des 
Rückfalles  auf  die  Strafe  532. 

Rückverweisung,  Prinzip  der, 
469. 

Rumänien,  Fabrik-  u.  Handels- 
marken-Schutzvertrag  mit  Frank- 
reich 324;  Gegenseitigkeit8?er- 
hmtniss  in  Auslieferungssaehen 
mit  Ungarn  354 ;  Eisenbalmvertng 
mit  Ungarn  426;  Gegenrechtser- 
klärung der  Schweiz  beti.  Ab- 
lieferung 632 ;  Weltpostverein  421 ; 

Russland,  Verpflichtung  eines 
Russen  zur  Zahlung  des  eihöhten 
G^richtskostenvorschusses  d.  Aus- 
länder in  Deutschland  (DeuUdiL) 
294;  Verpflichtung  durch  einen  in 
Rnssland  bestellten  HandlongB- 
bevollmächtigten  aus  einem  doH 
ausgestellten  Verpflichtungssehein 
(Deutschi)  32 ;  Zuständigkeit  sor 
Ausstellung  einer  Erbbesehuni- 
gung  hinter  einer  in  Russlnnd 
verstorbenen  Person  (Deutsdd.) 
53;  Handelsvertrag  mit  Spanieii 
324;  Vertrag  über  Fabrikma^en- 
schutz  mit  Italien  91;  Binter- 
lassenschaftskonvention  wit 

Deutschland  88,  376 ;  Ausiolge- 
lassung  einer  in  Rnssland  ange- 
fallenen Erbschaft  an  eine  in 
Württemberg  sich  aufhaltende,  in 
Rttssland  domizilirte  nsindenib- 
rige  Erbin  326 ;  Erbsohaftsal^iaba 
in  Russland  350;  AosliefeTiiiigft- 
vertrag  mit  Prenssen  3 ;  Weltpost- 
verein 421;  AntisklaTeieikoofe- 
renz  426. 
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8. 

Sachenrecht,  StatntenkoUision in 
der  Schweiz  454. 

Sachsen,  Znlässigkeit  der  Bevor- 
mimdiing  von  Ausländem  in  S. 
(BeutscM,)  384;  üebereinkunft  mit 
Oesterreich,  betreffend  die  Be- 
handlung von  Eonkursföllen  217, 
(Oesterr.)  411. 

Sachsen' Altenhurg,  Gesetzge- 
bung, Verordnungen  193,  Ersuchen 
um  Iteehtshülfe  im  Verkehr  mit 
Oesterreich-Ungam  193,  die  vor- 
länfiffe  Festnahjne  flüchtiger  Ver- 
brecher in  Italien  194. 

Sachsen- Meiningen,  Personen- 
stand u.  Eheschliessung  626. 

Sächsisches  Archiv  uLrbttrgerl. 
Recht  und  Prozess  111,  227,  340, 
438,  541,  638. 

Salomons- Inseln,  Rechtsver- 
hältnisse im  Schutzgebiete  219. 

Salvador,  Freimdschafts-,  Han- 
dels- u.  Schiffahrtsvertrag  mit 
Ecuador  91;  Weltpostverein  421. 

Salvage,  Httlfslohn  in  Seenoth 
(Deutscht.)  590. 

Sansibar,  s.  Zanzibar. 

Schadenshetrag,ZnB8mmeTiiech' 
nung  bei  mehreren  BetrugsföUen 
bei  Auslieferung  (Schweif  190. 

Schadensersatz,  wegen  wider- 
rechtlichen Arrestes,  örtl.  Recht 
(BeutscM.)  289. 

Schaffhausen  (Kanton),  neue 
Strafgesetznovelle  521;  Vormund- 
schansbehdrden  628. 

Schaumhurg-Lippe,  Unterwer- 
fung der  durch  Staatsvertr.  mit 
Preussen  der  Sch.-L.  Landeshoheit 
überwiesenen  Grundstücke  unter 
die  im  Fürstenthum  geltenden  Ge- 
setze 626. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Schenkung,  auf  Todesfall,  Sta- 
tutenkollision in  der  Schweiz  200, 
214;  Form  d.  Schenkung,  Wider- 
ruflichkeit derselben  (Deutscht.) 
372 ;  Seh.  unter  Ehegatten  (Frank- 
reich) 616. 

Schiedsgericht,  Zuständigkeit 
für  Streitigkeiten  ausländischer 
Handelsgesellschaften  u.  ihrer  Be- 
diensteten (Frankr.)  61 ;  in  Strei- 
tigkeiten zwischen  den  Staaten 
(Griechent.)  619. 


Schiffahrtsakte,  Sehiffahrts- 
u.  Polizeireglement  für  die  untere 
Donau  91. 

Schiffe ,  deren  Staatsangehörigkeit 
210, 215.  Arrestirbarkeit  u.  Arrest- 
freiheit der  Schiffe  241  ff.,  insbes. 
d.  Kriegsschiffe  212,  sonstiger 
Staatsschiffe  251;  den  Staats- 
schiffen gleichgestellte  Schiffe  254 ; 
Ftivatscniffe257 ;  hypothekarisches 
Pfandrecht  an  Schiffen  (Dan.)  391. 

Schiffskollisionen,  Schiffs- 
zusammenstoss,  ELlage  auf 
Ersatz  der  Havarie  (Frankr.)  59 ; 
franzöB.  Gesetz  über  Fristen  bei 
Klagen  wegen  Schiffszusammen- 
stosses  317;  franz.  Ges.  betr.  die 
ZusammenstÖsse  zur  See  318; 
Thatort  (Deutscht.)  588. 

Schiffsladung,  Verkauf  durch 
Schiffer  für  Rechnung  des  Eigen- 
thümers  (England)  610. 

Schleichhandel,  dessen  Verfol- 
gung und  Bestrafung  im  Verkehr 
zwischen  Deutschland  u.  Oester- 
reich  209. 

Schleswig-  Holsteinisches 
Recht  betr.  der  Alimentirung 
ausserehel.  Kinder  13. 

Schottland,  Alimentenprozess 
gegen  den  ausserehelichen  Vater 
11, 

Schuldbetreibung  inderScihweiz 
320,  335. 

Schutzgebiete,  deutsche, 
Rechtsverhältnisse  in  solchen  219 ; 
Auslieferungsvertrag  mit  dem 
Kongostaate  3. 

Schutzgenossen,  deutsche,  in 
der  Türkei,  Form  der  Eheschlies- 
sung von  solchen  (DetUschl.)  25. 

Schwängerung,  aussereheUche, 
s.  ausserehel.  Geschlechtsgemein- 
schaft 

Schweden,  Abänderung  der  Pa- 
tentveror^ung  197 ;  Scnwed.  See- 
recht 332;  Schwed.  Eheschlies- 
sun^srecht  332;  Zivilprozess  und 
Genchtsverfassun^  525 ;  Voll- 
streckung ausländ,  ürtheile  526; 
Auslieferungsvertrag  mit  Deutsch- 
land 3;  Gegenrechtserklärung  der 
Schweiz  betr.  Auslieferung  632; 
Weltpostverein  421 ;  Antisklaverei- 
konferenz  426. 

Schweiz,  Bundesges.  die  zivil- 
rechü.  Verhältnisse  der  Nieder- 
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gelMsenen  il  Aufenthalter  198  ff., 
Re^lnog  der  Statatenkollision  in 
d.  Schweiz  452;  B.Ges.  betr.  die 
AnsliefeniDg  gegenttber  dem  Aus- 
lände 202  ff.,  276  ff..  511  ff. ;  Anslie- 
ferung  eines  Schweizerbfirgers 
429 ;  Ge^nrechtserklämng  im 
Sinne  d.  Ansl.Gesetzes  632;  Be- 
werbung am  das  schweizerische 
Bürgerrecht  223;  Gesetz  fiber 
Schnldbetreibnng  nnd  Konkars 
320,  335;  Entwurf  z.  Ges.  fIber 
Organisation  der  Bandesrechts- 
pflege betr.  331;  Ehescheidung 
von  im  Auslande  wohnenden 
schweizerischen  Eheleuten  428;  Ar- 
menrechtsrertrag  mit  Belgien  324 ; 
Erklärung  zwischen  der  Schw.  u. 
Italien,  die  Eheschliessung  beiders. 
Angehöriger  betr.  325;  Gerichts- 
standsvertrag  mit  Frankreich 
(Frankr,)  391,  537 ;  Bevormundung 
von  Schweizerbttrgem  in  Frank- 
reich 429 ;  Französ.  -  schweizer. 
Staatsvertrag  über  den  Schutz 
auswärtigerEomponistenfiS'cAireir) 
78;  Ausliefenmgsvertrag  mit  den 
Vereinigten  Staaten  v.  Amerika 
429,  mit  Grossbritannien  429,  mit 
Italien  (Schweiz)  82,  190 ;  Zerstö- 
rung eines  Gebäudes  durch  Spreng- 
stoffe ist  Auslieferungsdelikt 
(Schweiz)  310;  Auslieferungsver- 
trag mit  Deutschland  2,  (Schweiz) 
503,  504,  505;  Handelsvertrag  mit 
Deutschland  213,  mit  Frankreich 
632,  mit  Gestenreich  217,  mit 
Spanien  219,  mit  Belgien,  dem 
Kongostaate  324;  Uebereinkom- 
men  über  Markenschutz  mit 
Oesterreich-Üngam  (Schweiz)  309 ; 
Deklaration  mit  Deutschland  325 ; 
Viehseuchenvertrag  mit  Oester- 
reich-Üngam 423;  intern.  Union 
zum  Schutz  des  gewerbl.  Eigen- 
thums  etc.  629;  Weltpostverein  421; 
Fortbestand  der  kantonalen 
Staatsverträge  (Schweiz)  502. 

Schwyz  (Kanton),  Vormundschafts- 
behörden 628. 

Scuoia    positiva    nella    g iuris- 
prudenza  civile  e  petiale  etc.    229. 

See,  ZusammenstosB  zur  See  (Span.) 
510,  s.  auch  Schiffskollisionen. 

Seerecht,  schwedisches  332;  Ver- 
kauf der  Ladung   durch  Schiffer 


f&r  Rechnung  des  Eigentfaftmen 
(Engl.)  610. 

Seeiransport,  Klagen  auf  Ent- 
schädigung wegen  NichterftUun^ 
{Span.)  510. 

Seezollgesetz j  britisches  195. 

Serbien,  Grossjährigkeitsalter 
(Oesterr.)4^^;  Handelsvertrag  mit 
Grossbritannien  324;  AuUefe- 
rungsvertrag  mit  Deutschland  3; 
Konsularvertrag  mit  Deutschland 
88;  Kündigung  der  deutsch-seib. 
Handels- V.,  Konsular-V.,  Y.  fiber 
Markenschutz,  über  Muster  und 
Modeile  632;  Kttndigong  des 
Handelsvertrags  mit  Belgien  ^\ 
Weltpostverein  421. 

Siam,  Weltpostverein  421. 

Sicherheitsleistung  für  Pro- 
zesskosten,    Franzosen  leisten 
in  Handelssachen  in  Deutschland 
keine   Sicherheit   (DeutsdU.)  44; 
kann  auch  in  der  Berufungsinstanz 
zum  ersten  Male  gefordert  werden 
(Frankr.)  63;  im  Yerhältniss  zwi- 
schen Deutschland  und  Oesterreich 
(DeutscM.)  292, 595 ;  keine  Prozcss- 
kostenkaution   der   Ausländer  in 
Ungarn,   sowie   in   Elroatien  nnd 
Slavonien831;  keine  Prozesskosten- 
kantion  der  zum  Armenrecht  znge- 
lassenenAusländer  (Deutschi,)  4SI; 
Kostenkaution  im  Kanton  Genf  521. 

Sicherung  des  Nachlasses, 
von  Ausländem  in  Bayern  90; 
in  Elsass-Lothringen  320. 

Siehenhürgische  Ehen,  soge- 
nannte, Ungttltigkeit  ders.  (Gesten) 
396. 

Sklavenhandel,  Massregeln  g^- 
gen  den,  423,  527. 

Slavonien,  keine  Prozesskosten- 
kaution  der  Ausländer  in  Sl.331. 

Soldaten,  s.  MilitiCrpersonen. 

Solothurn  (Kanton),  Neues  Zivil- 
gesetzbucb  519 ;  neue  ZivilprozeBS- 
ordnung  520;  Vormandschafts- 
behörden  628. 

Souveräne,  keine  Einmischiuig 
der  englischen  Gerichte  in  die 
Autorität  eines  fremden  SoiiveiaBS 
145;  Klagen  gegen  fr.  S.  159; 
Yeräusserung  von  Grundstückei 
souveräner  Fürsten  (Deutscht.)  28d. 

Sozietät,  s.  Gesellschaften. 

Sp  anien,  Bechtsprecbung  510 ; 
Handelsbeziehungen  mit  Deutsch- 
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land  219,  423;  Handelsver- 
trag mit  Rassland  324;  Inter- 
nat Union  bz.  des  Verbots  fal- 
scher Herknnftsbezeichnnngen 
629 ;  Auslieferungsverträge  mit 
Deutschland  0,  mit  Grossbritan- 
nien 324;  Konsularvertrag  mit 
Deutschi.  88;  Handelsvertrag  mit 
Deutschland ,  mit  Oesterreich- 
Ungarn,  der  Schweiz  219;  Reblaus- 
konvention 218;  Weltpostverein 
421 ;  Straf  bestimmungen  zur  Unter- 
drückung des  Sklavenhandels  528. 

Spe  zialitütspr  i  n  z  ip ,  im  neuen 
Hypothekengesetz  des  Kantons 
Tessin  520. 

Spielschuld  (Belg.)  604. 

Spionage^  im  österr.  Strafgesetz- 
buch 436. 

Sponsalien,  s.  Yerlöbniss. 

Sprengstoffe,  Zerstörung  eines 
Gebäudes  durch  S.  ist  Ausliefe- 
rungsdelikt  nach  schweiz.-italien. 
Auslief.-Vertr.  (Schweiz)  310. 

Spruchpraxis,  österr.  v.  Eiehl 
228. 

Staat,  privatrechtliche  Verpflich- 
tungen aus  bezüglich  eines  abge- 
tretenen Gebietes  abgeschlossenen 
Verträgen  (Oesterr.)  72. 

Staaten,  fremde,  Klagengegen 
solche,  Konklusionen  des  Inst, 
de  droit  ititernational  159. 

Staatsangehörigkeit  t  Reichs- 
u.  Staatsangehörigkeit  (Deutschi.) 
368 ;  der  Schiflfe  210,  215 ;  Bewer- 
bung um  das  Schweizer.  Bürger- 
recht 223;  Schwedische  Staats- 
bürgerschaft 224;  Verlust  der 
Eigenschaft  als  preussischer 
Staatsangehöriger  (Deutschi.)  215 ; 
französische  StiA.  (Frankr.)  614; 
StA.  in  HaM  319,  in  Ungarn  357, 
in  Griechenland  361;  Wechsel  d. 
Staatsangehörigkeit  während  der 
Dauer  eines  Prozesses  (Frankr.) 
67 ;  Staatsangehörigkeitsgesetze 
der  verschiedenen  Länder  534. 

Staatsanwalt  in  Italien,  dessen 
Betheiligunfi^  beiZustellungen  an  im 
Auslande  Wohnhafte  (Italien)  175; 
Mitw.  d.  StA.  bei  Auslieferungs- 
verf.  in  Ungarn  356. 

Staatshür gerrecht  der  Wittwen 
106. 

Staatsgebiet,  fremdes,  Einverlei- 
bung V.  solchem  (Griech.)  618. 


Staatssch  iffe ,  deren  Arrestirbar- 
keit  oder  Arrestireiheit  242,  251, 
254. 

Staatsverrath,  militärischer,  im 
österr.  Strafgesetzbuche  436. 

Staatsverträge,  als  Richtschnur 
bei  der  Behandlung  von  Verlassen- 
schaften  der  Ausländer  87 ;  Begriff, 
Abschluss  und  Wirksamkeit  d. 
StV.  100;  Veröffentlichung  der 
StV.  der  verschiedenen  Staaten 
159,  579;  Fortbestehen  der  Gültig- 
keit der  von  einzelnen  deutschen 
Bundesstaaten  abgeschl.  Staats- 
vertr.  (Schweiz)  502. 

Statusverhältnisse,  Statuten- 
kollision in  der  Schweiz  456,  457. 

Statutenkollision,  bezügl.  der 
Alimentationspflicht  des  ausser- 
ehelichen  Vaters  nach  englischem 
und  dänischem  Rechte,  sowie 
nach  Hamburger  Praxis  6;  dem 
französischen  Rechte  gegenüber 
19 ;  Regelung  der  Statutenkollision 
in  der  Schweiz  452. 

Steckbrief,  Verhaftung  auf  Grund 
eines  solchen  in  der  Schweiz  512. 

Stiftungen,  Vorschriften  über 
Rechtsverhältnisse  ders.  in  der 
Schweiz  dem  kantonalen  Rechte 
unterworfen  454. 

Stiller  Ozean,  Inseln  d.,  Straf- 
bestimmungen zur  Unterdrückung 
des  Sklavenhandels  527. 

Strafanstalt,  Unterbringung  in 
solcher  begründet  keinen  Wohn- 
sitz 198;  Reform  des  Gefängmss- 
wesens  532,  533. 

Straf  erhöhung,  französisches 
Recht  315. 

Strafgesetz,  Aendernng  des  Straf- 
gesetzes nach  Abschluss  eines 
Auslieferungsvertrags  Iff.;  Un- 
kenntniss  des  Strafgesetzes 
(Oesterr.)  78;  räuml.  Herrschaft 
der  Ungar.  Strafgesetze  351,  der 
Strafgesetze  im  Kanton  Neuchätel 
521. 

Straf  gesetzgebung  in  den 
Niederlanden ,  reohtsvergleichend 
dargestellt  338;  die  Strafgesetz- 
gebung der  Gegenwart  in  rechts- 
vergleichender Darstellung  (int 
krim.  Vereinigung)  338;  auf  den 
Tonga-Inseln  418. 

Straftninderung,  französisches 
Recht  315. 
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Straf  recht  in  den  Niederlanden, 
in  rechtsvergleichender  Darstel- 
lung von  Swinderen  338;  Gmnd- 
arifge  des  schweizerischen  Straf- 
rechts 536. 

St  ra  fr  e  cht  Sic  %  »senschaft, 
Zeitschrift  ftlr  gesammte  St.  111, 
438,  541. 

St  r  afu  rtheile^  bezflgL  zivürechtl. 
Punkte,  z.  B.Ersatz  der  Prozess- 
kosten, in  Dänemark  vollziehbar, 
wie  ansl.  Zirilurtheile  (Dan.)  391. 

Strafverfolgung,  Yeijähnuig  d. 
StrafVerfolgong  eines  Deutschen 
wegen  im  Auslande  begangenen 
Verbrechens  447;  StV.  eines 
Schweizers  wegen  im  Auslände 
begangenen  Verbrechens  516. 

Straf  versprechen,  y.  einem  Min- 
derjährigen tihgegehen  (Deutschi.) 

Strafvollzug,  Verbfissung  einer 
im  Auslande  verhängten  Gefang- 
nissstrafe in  der  Schweiz  516; 
Entwurf  eines  Cresetzes  fiber  den 
Vollzug  der  Freiheitsstrafe  ftlr 
das  Deutsche  Reich  531. 

Streitanhängigkeit,  s.  Rechts- 
hängigkeit. 

Südafrikanische  Bepuhlik, 
Vertrag  mit  Deutsehland,  Be- 
stimmungen über  Erbrecht  und 
NachlasstheUung  347;  Weltpost- 
verein ^1. 

Süd  westafrikani  sehe  s  Schutz- 
gebiet,  RechtsverhiQtnisse  in 
solchem  219. 

Surinam,  Strafbestimmungen  zur 
Unterdrückung  d.  Sklavenhandels 
528. 


T. 

Telegraphenanstalten,  deren 
Zerstörung  als  Auslieferungs- 
delikt  a 

Telegraphisches  Ansuchen  und 
Verhaftung  in  der  Schweiz  512. 

Tender,  zur  Kriegsmarine  gehörig, 
sind  nicht  arrestirbar  251. 

Territorialhoheit,  Verletzung 
derselben  543. 

Tessin  (Ticino),  Kanton,  neues 
Hypothekengesetz  520;  Vormund- 
schaftsbehörden 628. 

Testafnent,YoTmd.T,mGnecihen- 


land  363,  366;  im  Kanton  Bud- 
land  519;  OertL  Recht  in  Beiog 
auf  d.  Inhalt  eines  T.  (Daütdd,) 
383;  Gfiltigkeit  eines  io  EngUmd 
von  einem  in  Frankreich  wohnen- 
den Franzosen  errichteten  T., 
eines  T.  fiber  engL  Gnmdeigen- 
thum  118 ;  T.  über  bewegliches  Ver- 
mögen im  Ausland  errichtet  133; 
Ungfiltigkeit  eines  von  einem 
Holländer  in  Belgien  eigenhändig 
errichteten  T.  (Italien)  178,  510; 
Statutenkollision  in  der  Schweiz 
200;  Konkurrenz  v.  französischen 
Testamentserben  mit  schweixer. 
Pflichttheilserben  (Frankr.)  391; 
Verklindnng  eines  von  einem  Ans- 
länder  iu  Bayern  errichteten  T.  90; 
Testirfahigkeit  (Deutschi.)  469; 
Testament  Erbfolge ,  Statnten- 
kollision  in  d.  Schweiz  457 ;  insbes. 
Testirföhigkeit  461. 

Th  eilnahme,asi  Verbrechen,  Ans- 
lieferungsdelikt  (Sehweis)  505. 

Thessalien,  Rechtsverhältnisse 
infolge  Einverleibung  in  Griechen- 
land (Griech.)  618. 

Thierquälerei,  in  d.  Strafgesetz- 
gebung des  In-  u.  Auslandes  225. 

Thurgau  (Kanton) ,  Vormnnd- 
schaftsbehörden  628. 

Tidsskrift  forRetsvidenskah 
342,  640. 

Todesstrafe,  d*01ivecrona  über 
die  T.  332. 

Todschlag,  Auslieferungsdelikt, 
nach,  dem  Begriffe  des  Allgem. 
Preuss.  Landrechts  1. 

Togo, Rechtsverhältnisse  im Schnts- 
gebiet  219. 

Tonga-Inseln,  neue  Gesetses- 
kodifikation  417. 

Transportkosten,  im  Ausliefe- 
rungsverfahren in  d.  Schweiz  515. 

Transportschiffe,  zur  Kriegs- 
marine gehörig,  sind  nicht  zr* 
restirbar  251. 

Transvaal,  Auslieferungsvertrag 
mit  Deutschland  3. 

Trauungsrecht  in  Schweden  333. 

Trennung  von  Tisch  undBeit, 
Klage  der  ansländiscbeii  Ehefrsn 
(Frankr.)  65,  zwischen  Italienern 
in  Frankreich  (Frankreich)  66 ;  Ge- 
richtsstand ftix  Klagen  in  Belgien 
(Belgien)  603. 

Trihunaux  mixtes  im  Orient  dir 
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Türkei,  Form  der  Eheschliessung 
von  deutschen  Beichsangehörigen 
und  Sohutzgenossen  in  der  T. 
(DeutschL)  25;  Wahrung  d.  Rechts- 
ansprüche in  der  T.  91 ;  Polygamie 
d.  Türken  (Griech.)  618;  Rechts- 
hülfe im  Verkehr  mit  Oesterreich 
(Oesterr,)  74;  Behandlung  des 
Nachlasses  eines  in  Oesterreich 
verstorb.  ottomanischen  Staats- 
angehörigen (Oesterr.)  184 ;  Welt- 
postverein 421 ;  Antisklaverei- 
konferenz  426. 

TuniSf  intern.  Union  bez.  d.  Ver- 
bots d.  falschen  Herkunftsbezeich- 
nungen 129;  bez.  der  Eintragung 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken 
680;  Weltpostverein  421. 

U. 

Uebergabsverträge  (DeutsM,) 
47L 

Ueberseeischer  Ort,  Unter- 
suchung d.  Waare  an  einem  solchen 
und  Mängelanzeige  (Oesterr.)  180. 

üeberseteung  hervorrag.  Werke 
deutscher  Autoren  in  fremde 
Sprachen  437. 

Ueber8etzung8ko8ten(DetU€ch- 
Und)  39. 

Unb  ewt  gliche  Sache  n^^ttAxAen- 
koUision  nach  den  Prinzipien  des 
engl.  Rechts  114,  144,  145;  örtl. 
Recht  für  Liegenschaften  eines 
Nachlasses  in  Baden  (Deutschi.) 
288;  Veräusserung  von  Grund- 
stücken souveräner  Fürsten 
(Deutschl,)  289 ;  Kaufverträge  über 
Liegenschaften  in  der  Schweiz, 
Statutenkollision  454,  462. 

Un  eheliehe  Kinder,  Alimentations- 
pflicht des  Vaters  nach  englischem 
und  dänischem  Recht,  sowie  nach 
Hamburger  Praxis  6. 

Unerlaubte  Handlung,  Ge- 
richtsstand der  u.  H.  (Deutschi.)  41. 

Unfallversicherung,  Rechts- 
hülfe in  Unf.  -  Versicherungs- 
sachen 522. 

Ungarn,  keine  Prozesskostenkau- 
tion der  Ausländer  in  U.  331 ;  Ver- 
fehlungen gegen  das  Wehrgesetz, 
Zuständigkeit  (Oesterr.)  77 ;  Kom- 
petenz d.  Ungar.  Gemeinde^erichte 
in  geringfügigen  Rechtssachen  222 ; 
Regelung    der   Konsidargerichts- 


barkeit  321;  ob  Gegenseitigkeit 
mit  Deutschland  in  Bezug  auf 
Vollstreekimg  der  Zivilurtheile 
verbürgt  ist  (Deutscht.)  387;  U. 
Notariatsakte  in  Oesterr.  nicht 
vollstreckbar  (Oesterr.)  623;  Re- 
quis.  österr.  Gerichte  um  Vornahme 
von  Exekutionen  (Oesterr.)  623; 
Ungar.  Staatsangehörigkeit  357; 
ausländische  Handelsgesellschaf- 
ten in  U.  522;  die  Behandlimg 
des  Nachlasses  ungar.  Staats- 
angehöriger in  Elsass  -  Lothringen 
329;  Literarvertrag  mit  Italien 
423;  Viehseuchenvertrag  mit  der 
Schweiz  423;  Eisenbahnvertrag 
mit  Rumänien  426 ;  Auslieferungs- 
recht und  Auslieferungsverfahren 
in  ü.  351  ff. ;  Auslief.-Verträge 
Ungarns  353;  österr.-ungar.  Kon- 
sularämter  331. 

UngerechtfertigtVerurtheilte, 
österr.  Ges.  betr.  d.  Entschädigung 
solcher  320. 

Unkenntniss,  des  Strafgesetzes 
(Oesterr.)  78 ;  des  ausländ.  Privat- 
rechts (Schweiz)  308. 

Unsittliche  Verträge,  keine 
Rechtswirkung  vor  englischen  Ge- 
richton 143. 

Un  ter  offi  ziere,  Darlehen  an 
preussische  (Deutschi.)  32. 

Unterschlagung,  durch  öffent- 
liche Beamte,  Auslieferungsdelikt 
nach  deutsch-schweiz.  Aus!.- Vertr. 
(Schweiz)  189. 

Unterstützungspflicht  zw. 
Eltern  u.  Kinder,  Statutonkollision 
in  der  Schweiz  460. 

Unterwaiden  nid  dem  Wald 
(Kanton),  s.  Nidwaiden. 

Unterwaiden  ob  dem  Wald 
(Kanton),  s.  Obwalden. 

Unwandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechts  in  der  Schweiz  458. 

Un  Zuständigkeit  der  englischen 
Gerichte  fUr  Klagen  auf  Einräu- 
mung von  Gmndeigenthum  ausser- 
halb Englands  114. 

Urheberrecht,  Uebereinkommen 
zw.  Deutschland  u.  den  Vereinig- 
ton Staaton  v.  Amerika  über  den 
Schutz  der  Urheberrechte  420; 
Anweisung  z.  Sicherung  des  Ur- 
heberrechts in  den  Vereinigton 
Staaton  636;  französisch-schweiz. 
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Staatsvertrag  Aber  <L  Schatz  ans* 
wärtiger  Komponisten  (Schtceie)lS, 

Uri  (Kanton)  y  Vonnondschafts- 
behörden  628. 

Urkunde,  von  einem  Rabbiner  in 
Bayern  ausgestellt,  in  Oesterr. 
keine  öffentl.  ü.  (Oesterr J  622. 

Urkundenbeglaubigung,  s.  Be- 
glaubigung. 

Ursprungsdomizil  (Engl,)  606, 
8.  auch  Wohnsitz. 

Urtheile,  ausländische,  deren 
Vollstreckung,  s.  Vollstreckung. 

Uruguay,  HandelsTertrag  mit 
Grossbritannien  324;  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  Deutschland  3; 
Weltpostverein  421. 


Väterliche  Gewalt,  Rechtshttlfe 
in  Ausübung  d.  v.  G.  21;  Statu- 
tenkollision 199;  neues  Gesetz 
über  V.  G.  im  Kanton  Genf  520. 

Vaterschaft,  Erforschung  der 
auBserehelichen,  Rechtshülfe 

(Deutschi,)  600. 

Venezuela,  Weltpostverein  421. 

Verbrechen,  im  Auslande  be- 
gangen (Frankr.)  70. 

Verbrecher,  Auslieferung  von 
solchen,  s.  Auslieferung. 

Verbrecherverbindung,  poli- 
tisches Delikt  (Schweiz)  82. 

Verbürgung  der  Gegenseitigkeit, 
s.  Gegenseitigkeit. 

Verehelichung,  Bayer. Ges.  über 
Heimath,  Verehelichung  etc., 
dessen  Abänderung  412;  von 
Ausländem  in  Bayern  413;  von 
Angehörigen  der  recht8rhein.Lan- 
destheile  von  Bayern  inWtirttem- 
berg  413. 

Vereine,  deren  Wohnsitz  im 
Sinne  des  §  24  d.  deutsch.  ZJ'.O. 
(Deutschi.)  40. 

Vereinigte  Staaten  v.  Amerika 
s.  Amerika. 

Ve rfo Igung,  strafrechtliche ,  s. 
Strafverfolgung. 

Verfügung,  letztwillige,  s. 
Testament 

Vergeltungsrecht,  Anwendung 
desselben  470. 

Vergleichende  Rechts  Wissen- 
schaft, Zeitschrift  für  111,  641. 

Ve  r  h  aft  ung,        bei        Nacheile 


(Frankr.)   69;    provisorische,   in 
der  Schweiz  öl2. 

Verjährung,  befreiende  {Frankr . } 
616;  der  Strafverfolgung  eines 
Deutschen  wegen  im  Auslände 
begangenen  Verbrechens  447 ; 
nach  deutsch  -  Schweiz.  Ausliefe- 
rungsvertrag (Schweiz)  Ö03,  624; 
der  Vertragsklage  nach  englischem 
Recht  der  lex  fori  unterworfen  133. 

Verkehr,  redlicher,  Schutz 
dess.  im  österr.  Zivilrecht  538. 

Verkuppelte  weibl.  Personen, 
Uebereinkunft  zwischen  Deutsch- 
land und  Belgien  z.  Schutze  sol- 
cher 194. 

Verlassenschaft,  s.  Nachlass. 

Verletzung  fremder  Gebietshoheit 
543. 

Verlöbniss,  StatutenkoUision  in 
der  Schweiz  453 ;  Schwed.  Recht 
333. 

Vermiethung  von  MobUien  nach 
Auswärts  (Deutschi.)  289. 

Vermögen,  Vermögensgeiichts- 
stand  (DeutschL)  40,  593. 

Verpfändung,  Bechtsgttlti^eit 
einer  solchen  (DeutschL)  586. 

Verpflichtungsfähigkeit,  s. 
Handlungsfähigkeit. 

Verpflichtungsschein,  inRuas- 
land  durch  einen  Handlungsbevoll- 
mächtigten ausgestellt  fi>eiifocML> 
32. 

Verschollene,  Ausfolge  des  Ver- 
mögens eines  in  Amerika  Ver- 
schollenen an  dessen  Präsumtiv- 
erben (Deutschi.)  295;  Klagen 
Sdgen  verschollene  Ehetheile  auf 
hescheidung  (Oesterr.)  490. 

Verschwender,  entmündigte,  de- 
ren Handlnng8unfahigk.f  DetiiscM.^ 
2o6. 

Ve  r  Sicherungsgesellschaf '- 
ten.  Gegenseitige  Zulassung  zw. 
Deutschland  u.  Oesteiieioh  210, 
zw.  Oesterr.  u.  Italien  216,  Oesterr. 
u.  Schweiz  217;  Vertretungsbe- 
fugniss  der  Generalrepräsentanz 
einer  ausländ.  V.-G.  (Oesterr.) 
406. 

Versicherungsverträge,  örtl. 
Recht  (DeutschL)  369;  Lebens- 
versicherungsvertxag  (Deutschi.) 
370;  Rechtsgültigkeit  der  An- 
nahme eines  V.-Y.  und  Benach- 
richtigung   von      der    Annahme 
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(Oesierr.)  406;  in  der  Schweiz? 
dem  kantonalen  Rechte  unter- 
worfen 454. 

Versorgung  San  ßt  alt  y  ünter- 
biingong  in  solcher  begründet 
keinen  Wohnsitz  198. 

Versuch  eines  Verbrechens,  anf 
solchen  erstreckt  sich  die  Ans- 
lieferungspflioht   (Schweiz)  190. 

Verträge,  internationale,  s. 
intemat.  Verträge. 

Vertrag,  örtliches  Recht, 
(Deutschi)  586;  (Engl.)  607;  un- 
ter Abwesenden  (Itcä)  302 ;  ö.  R. 
bei  zweiseitigen  Verträgen 
(Deutschi.)  369 ;  Vertragsfähigkeit 
(Deutschi.)  471;  formelle  Gültig- 
keit eines  V.  nach  engl.  Rechte 
123 ;  fttr  Wirkung  d.  V.  ist  auch 
nach  engl.  Auffassung  die  Ab- 
sicht der  Parteien  massgebend 
147;  V.  im  Auslande  gescUossen, 
dessen  Vollstreckbarkeit  in  Ita- 
lien (Ital.)  301. 

Vertretungshefugniss  der  Ge- 
neralrepräiientanz  einer  ausländi- 
schen VersicherungsgeseUschaft 
(Oesterr.)  406. 

Verurtheilung,  ungerechtfer- 
tigte, Osterr.  Ges.  betr.  die  Ent- 
schädigung ftir  solche  320. 

Verwaltungsakte,  gegen  den 
regelmässigen  Gang  des  Strafver- 
fahrens 564  ff. 

Ver  waltun  gshehör  den, 'RechtB- 
httlfeverkehr  der  Württemberg,  m. 
preussischen  Gerichten  (Deutschi.) 
288;  Rechtshülfe  d.  Gerichte  an 
die  Verwaltungsbehörden  in  Dis- 
ziplinarsachen 427. 

Viehgewährschaft,  Vorschriften 
in  der  Schweiz  dem  kantonalen 
Rechte  unterworfen  454. 

Viehseuchen,  üebereinkommen 
zw.  Deutschland  u.  Oesterreich 
212. 

Vindikation  eines  Inhaberpapiers 
(Deutschl.)  467. 

Völkerrecht,  Begriff  u.  Voraus- 
setzungen 550;  Richter  an  die 
Sätze  des  Völkerrechts  gebunden 
568. 

Volljährigkeit,  von  Kindern 
eines  Emigranten,  der  in  Oester- 
reich die  Staatsbürgerschaft  er- 
worben (Oesterr.)  492. 

Volljährigke  itserklärung, 

ZallMhrift  f.  Int«rn.  PrlTat-  «.  Strafreobt  etc., 


in  der  Schweiz,  Statntenkollision 
199,  461. 

Vollmacht,  gesetzl.  Bestimmungen 
in  Russland  (Deutschl.)  33;  Um- 
fang d.  V.  (Engl.)  608;  V.  zum 
Gebrauche  in  der  Türkei  96. 

Vollstreckung  ausländis eher 
Zivilurtheile,  VoUstr.  von  ür- 
theilen  auf  Herausgabe  von  Kin- 
dern 21;  in  Deutschland :  Voraus- 
setzungen der  Zulässigkeit  der 
Vollstreckungsklage ,  Nr.  3  §  661 
d.  Z.PO.  (Deutschl.)  48,  482,  483; 
§  661  Z.  4  d.  deutschen  Z.P.O. 
(Deutschl)  171;  V.  d.  französ. 
Zivilurtheile  in  Elsass-Lothringen 
(Deutschl.)  296;  Verhältniss  mit 
Uneam  (Deutschl)  387;  V.  ausl. 
Urtn.  in  Oesterreich,  Zuständig- 
keit des  erkennenden  Richters 
(Oesterr.)  75,  407,  620;  das  auf 
Grund  eines  ausländischen  Er- 
kenntnisses ohne  das  Begehren 
um  Fällung  eines  Vollstreckungs- 
erkenntnisses eingebrachte  Exe- 
kutionsgesuch ist  a  limine  abzu- 
weisen (Oesterr.)  806;  Erforder- 
niss  des  Nachweises  der  ziffer- 
mässig  bestimmten  Höhe  der  im 
ausländischen  Ürtheile  grundsätz- 
lich ausgesprochenen  Zahlungs- 
pflicht ( Oesterr.)  407 ;  Fra^e  der 
Kansalgerichtsbarkeit  fttr  aieBe- 
urtheüung  d.  Zuständigkeit  ausser 
BetrKßht(OesUrr.)  494;  Gerichts- 
stjmd  des  Vertrags  nach  §  29  d. 
deutsch.  Z.P.O.  und  nach  §  48  d. 
österr.  Z.  -  Jur.  -  Norm  (Oesterr.) 
496;  Vollstreckung  ausländischer 
ürtheile  in  Frankreich  (Frankr) 
67,  524;  Französisch -badischer 
Vertrag  von  1846  (Frankr.)  68, 
70;  V.  a.  Ürth.  in  Dänemark 
(Deutscht.)  174,  (Dan.)  391;  in 
Schweden  u.  Fiimland  526 ;  V.  a.  ü. 
in  Liechtenstein  195 ;  V.  a.  ü.  in  Por- 
tugal (Port.)  499 ;  Deutsch-schwei- 
zerischer Niederlassnngsvertrag 
verpflichtet  nicht  die  beiden  Ver- 
tragsstaaten zu  gegenseitiger  Voll- 
streckung von  Zivil-  insbes.  Ehe- 

soheidungsurtheilen^iS'cAir«tX)  188; 
Staatsvertrag  zw.  Baden  n.  Kan- 
ton Aargau  (Schweiz)  502. 

Vorladung,  s.  Ladung. 

Vorläufige  Festnahme,   flüch- 
B«ad  n.  45 
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tiger  Verbrecher  in  Italien  ld4, 
412;  in  der  Schweiz  512. 
Vormundschaft,  Über  minder- 
jährige Ausländer  (Belg,^  603; 
über  entmünd.  Ansl.  578;  Grand- 
regeln des  Inst,  de  droit  intern.  157 ; 
Regelung  d.  Statutenkollision  in  d. 
Schweiz  199,  466,  462;  Zulässig- 
keit  d.  Bevormundung  von  Aus- 
ländern im  Königreich  Sachsen 
(D€ut8chh)  384;  Bevormundung 
von  Schweizerbürgem  in  Frank- 
reich 427;  Kuratelbestellung  über 
Kinder  eines  Emigranten,  der 
in  Oesterreich  das  Staatsbürger- 
recht nicht  erworben  (Oesterr,) 
492;  Abgabe  der  Vormundschaf- 
ten von  Baden  an  Gerichte  an- 
derer Bundesstaaten  625. 


W. 

Waadt  (Kanton),  Vormundschafts- 
behörden 628. 

Waarenprohen,  Austausch  im 
Weltpostverein  422. 

Waaremeichen,  siehe  Marken- 
schutz. 

Wahldomieil  (Engl)  606;  siehe 
auch  Wohnsitz. 

Wahlkindschaft  s.  Adoption. 

Wallis  (Kanton),  Vonnundschafts- 
behörden  628. 

Wandelbarkeit  des  ehel.  Güter- 
rechts in  d.  Schweiz  458. 

Wechsel,  Erfordernisse  eines  im 
Auslande  ausgestellten  Wechsels 
nach  französ.,  belg.  u.  engl.  Recht 
99;  Wechselmandat  nach  franz. 
R.  (DeutsdU,)  480. 

Wechselfähigkeit,ndLcihfr«nzÖB., 
belgischem  u.  englischem  Rechte 
99. 

Wechselpräsentation  nach 
dem  Rechte  des  Staates  Ohio  25. 

Wechselprotest,  im  Staate  Ohio 
25. 

We  chselrecht,  französisches,  bel- 
gisches u.  englisches  W.-R.  97; 
W.-R.  des  Staates  Ohio  24 ;  in 
der  Türkei  93,  96. 

Wechselverjährung,  Unter- 
brechung derselben  (Deutsehl,) 
171. 

Weltpostverein,  421  ff. 

Weltpostvertrag,  421  ff. 


Werkver dingung  oder  Kauf 
(Deutsehl,)  587. 

We  rthpapi  ere,  aasländiBcbe, 
Lieferbarkeit  solcher  (Deutscü.) 
376. 

We  rthsachen,  Austausch  im  Welt- 
postverein 422;  beschlagnahmte, 
im  Auslieferungsverfahren  in  der 
Schweiz  515. 

Wid  e  r  ruf  lieh  keif  der  Schen- 
kung (Deutsehl)  372. 

Wiedervergeltung,  Idee  d- W. 
im  Strafrechte  540. 

Wien,  Errichtung  neuer  stadi  de- 
legirter  Bezirksgerichte  819. 

Wille,  Abweichung  von  Wüle  u. 
Erklärung  w.  Irrthums  fDeutecW.) 
369. 

Wiskonsin,  Eheschliessung  im 
Staate  W.  429.- 

Wittwe,  Rechtsverhältnisse  d.W. 
im  internationalen  Rechte  lOb, 

Wohnsitz,    Begriff    des    letiten 
Wohnsitzes  im  Sinne  des  §  18  d. 
deutsch,    Z.P.O,    (Deutsehl.)  39; 
Begriff  des  W.  im  Sinne  d.  §  ^ 
d,  deutsch.  Z.P.O.  (Deutsehl)  40; 
nach  dem  schweizerischen  Gesetie 
über  Niedergelassene  etc.  198, 456, 
517;    Wohnsitzwechsel  120;   Ge- 
richtsstand d.  W.  (Deutsehl,)  41; 
erwählter  Wohnsitz   der  Aoslin- 
der  (Frankr,)  66 ;  erwählter  Wohn- 
sitz in  Italien  (Ital.)  175 ;  Wohn- 
sitz   für  Schuldbetreibung    und 
Konkurs  in  der  Schweiz  320;  ab- 
geleiteter Wohnsitz   328;    W.  in 
Erbschaftsfragen  (DeutscM,)  379; 
W.  V.  geisteskranken,   im  Irren- 
hause Tmtergebrachten  Personen 
(DeutscM,)  383;    Wohnsitz  einer 
Versicherungsgesellschaft      oder 
deren    (reneralrepräsentanz     für 
Annahme     des    Vertrags    mass- 

febend  (Oesterr.)  406;  W.  im 
inne  des  Gesetzes  über  Besei- 
tigung d.  DoppelbeBteaerung470; 
letzter  ordentL  Wohnsitz  (nr 
Klagen  wegen  Ungültigkeit  einer 
nach  Osten*.  Recht  zu  beurtheilen- 
den  Ehe  gegen  den  im  Auslände 
wohnenden  Oesterreioher  mass- 
gebend (Oesterr.)  488 ;  W.  d.  Ani- 
länder  in  Belgien  (Belg.)  603; 
Bestimmung  des  W.  mit  Itücksicht 
auf  die  Gültigkeit  einer  Khe- 
schliessung  (:^gl)   605;    WaU« 
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domizil  (Engl)  606;  ürspnmgs- 
domizil  (Engl.)  606. 

Wü  rttember^,  Verehelichimg 
von  Angehörigen  der  rechtsrhei- 
nischen Landestheile  von  Bayern 
in  W.  413 ;  Rechtshülfeverkehr  d. 
wttrttemb.  Verwaltungsbehörden 
mit  prenssischen  Gerichten 
XBeutsehh)  288;  Jurisdiktions- 
vertrag Ws.  mit  d.  Fttrstenthum 
Hecfaingen  (DeutschL)  288;  Aus- 
folgelassung  einer  in  Bussland 
angefallenen  Erbschaft  an  eine 
in  Württemberg  sich  aufhaltende, 
in  Russland  domizilirte  minder- 
jährige Erbin  326. 

Württemberger  Bechts  pflege  y 
Jahrbücher  für  W.  R.  111,  488. 

Zanzibar,  Antisklavereikonferenz 
428. 

Zeitachr ift e n ,  Postbezug  von 
solchen  im  Weltpostverein  422. 

Zettschriftenüberschau  111, 
227,  840,  488,  541,  638;  Register 
642. 

Zeitschrift  des  Berner  Ju- 
risten- Vereins  112,  228,  841, 
439,  642. 

Zeitschrift  für  deutschen 
Zivilprozesslll,  340,  438,  638. 

Zeit  schriftfür  die  freiwillig  e 
Gerichtsbarkeit  und  die  Ge- 
meindeverwaltung (Württem- 
berg) 227,  542,  689. 

Zeitschrift  für  die  geaammte 
Strafrechtswissensehaft 
111,  488,  541,  688. 

Zeitschrift  für  Notariat  und 
freiwillige  Gerichtsbarkeit 
in  Oesterreich   112,   22T^   341, 
439,  542,  689. 

Zeitschrift  für  französisches 
Zivilrecht  689. 

Zet'tschrift,mecklenburgische, 
für  Bechtspflege  w.  Rechts- 
wissenschaft 542. 

Zeitschrift  für  Schweizeri- 
sches Recht  112,  227,  841,  542. 

Zeitschrift  für  Schweizer 
Strafrecht  227,  841,  542. 

Zeitschrift  für  vergleichende 
Bechtswissenschaft  111,  541. 

Zeitungen^  Postbezug  im  Welt- 
postverein 422t 


Zession  von  Forderungen,  örtl. 
Recht  dem  zedirten  Schuldner 
und  Dritten  gegenüber  {JDeutschl,) 
161;  in  Bezug  auf  das  Rechts- 
verhältniss  zwischen  Zedent  und 
Zessionar  (Deutschi.)  162,  477; 
Rechtsverhältniss  zwischen  Zedent 
und  Schiüdner,  anderseits  zwisch. 
Zedent  und  Zessionar  (DeutscM.) 
370;  Zession  grundversicherter 
Forderungen,  Statutenkollision  in 
der  Schweiz  454. 

Zeugenbeweis,  im  Kanton  Genf 
521. 

Zeugenvernehmung  in  Zoll- 
de&audationsBachen211, 216;  Ab- 
lehnung des  Ersuchens  um  Z.V. 
(Deutschi)  390;  österr.  V.O.,  die 
Einleitung  strafgerichtlicher  Ver- 
nehmungen von  Personen,  die 
einer  auswärtigen  Gesandtschaft 
am  österr.  Hofe  angehören  416; 
in  Disziplinarsachen  426. 

ZeugnisSf  distriktspolizeiliches  in 
Bayern  über  Nichtvorhandensein 
von  Ehehindemissen  412. 

Zinsen,  gesetzl.  Zinsfüss  in  der 
Türkei  96. 

Zivilehe  der  Deutschen  in  der 
Türkei  26. 

Zivilisirter  Staat,  Bedeutung 
des  Ausdrucks  137. 

Zivilprozessordnung,  neue  in 
Solothum  520;  in  Genf  521. 

Zivilrechtliche  yerhSltDiBBe  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter 
in  der  Schweiz  198,  452  ff.,  517  f. 

Zivilstand,  Schweiz.  Bundesge- 
setz 458. 

Zollgesetze,  üebertretungen  der- 
selben nach  Zollkartell  zwischen 
Deutschland  und  Oesterreich  210; 
Zollgesetzgebung  des  Deutscben 
Reichs  538. 

Zollkartell  zwisehen  Deutschland 
und  Oesterreich  210;  zw.  Oester- 
reich und  Italien  215. 

Zollvertrag  Deutschlands  mit 
Oesterreich  209,  mit  Italien  212, 
mit  der  Schweiz  212,  Belgien  213. 

Zürich  (Kanton),  Vormundsohafts- 
behörden  628. 

Zug  (Kanton),  Vormundschafts- 
behörden  628. 

Zurückweisung  von  Ausländem 
(DeutscM.)  591. 

Zu sammenstoss  von  Schiff  en, 

45* 
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Klage  auf  Ersatz  der  Havarie 
(Frankr,)  59;  französ.  Gea.  ttber 
Fristen  bei  Klagen  wegen  Z.  t. 
Seh.  317;  fransös.  Ges.  betr.  die 
Unfälle  und  Znsammenstösse  sor 
See  318,  636. 
Zuständigkeit^  Prfifang  der  Zu- 
ständigkeit bei  Klagen  auf  Voll- 
streckung ansllndiseher  ürtheile 
gemäss  Nr.  3  des  §  661  d.  Z.P.O. 
(DeutscM.)  48;  des  Gerichts  des 
letzten  inländischen  Wohnsitzes 
für  Abwesenheitsvonnundschaft 
(Deutscht.)  52;  örtliche  der  Be- 
amten der  Staatsanwaltschaft  547 ; 
zur  Ausstellung  einer  Erb- 
bescheinigung hinter  einer  in  Buss  - 
land verstorbenen  Person  {Deutsch- 
land) 53;  für  Klagen  wegen  der 
Ton  einem  Ausläider  im  Aus- 
lande mit  einem  Franzosen  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten 
(Franhr.)  63 ;  für  Klagen  zwischen 
Ausländem  (Frankr.)  64;  der 
italienisfdien  Gerichte  in  Streitig- 


keiten gegen  Ausländer  (ÜcMen) 
301;  der  ungarischen  Gememd^ 
gerichte  in  geringfügigen  Beehti- 
sachen  233;  der  Gerichte  im  Kan- 
ton Solothum  520;  Prttfimg  der 
Zuständigkeit  des  ausländ.  Bieh- 
ters  bei  Vollstreckung  «ulind. 
UrÜL,  s.  Vollstr.  ausl.  U.  S.  sn^ 
Unzuständigkeit. 

Zustellungen  imAuslandt^'v^ 
ZoUdefraudationssaehen  211,  21& 

Zwangserziehung^  pienss.  Ge- 
setz, dessen  Verhäftnias  zu  mclit- 
preussischen  Kindern  (Befiitdi- 
land)  166. 

Zwanasvollstreckungf  b.  Yofi- 
streckung. 

Zu>eign%ederlassutig,GeAfi^tA' 
stand  der  (Deutscht.)  41;  yoft 
Aktiengesellschaften  157;  SHi 
derselben  in  der  Schweiz,  B^ 
treibungsort  gegen  auswärts  woh- 
nende Schuldner  320. 

Zvj  ei  seit  ige  Verträge»  SrtL  Bec^t 
(DtuUcM.)  369. 
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